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Einführung 


Das Strafrecht der DDR erfaßt in seinem Beson¬ 
deren Teil die Gesamtheit der besonderen Straf¬ 
rechtsnormen, die in der Disposition (im Tatbe¬ 
stand) verbindlich beschreiben, welche konkreten 
Handlungen vom sozialistischen Staat im Inter¬ 
esse des Schutzes, der Festigung und Weiterent¬ 
wicklung der sozialistischen Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung sowie des Schutzes der Rechte und 
Freiheiten der Bürger unter Strafe gestellt sind 
und die in der Sanktion die für diese Straftaten 
vorgesehene Strafdrohung enthalten. 

Der Besondere Teil ist somit die konkrete ge¬ 
setzgeberische Umsetzung der im Allgemeinen Teil 
des Strafrechts der DDR enthaltenen strafrechtlir 
chen Grundsätze und Prinzipien . In seinen Nor¬ 
men sind die im Allgemeinen Teil gegebenen Be¬ 
griffe der Straftat (§ 1 StGB), der Schuld (§ 5 
StGB) und der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit konkretisiert. 

Der allgemeine Begriff der Straftat liefert die 
theoretische Grundlage, um den Inhalt der kon¬ 
kreten Straftatbestände erfassen und damit zu¬ 
gleich auch eine begangene Straftat richtig qualifi¬ 
zieren zu können. Weist doch jede konkrete Straf¬ 
tat die allgemeinen, bei jeder Straftat vorliegen¬ 
den Charakteristika bzw. Eigenschaften - Gesell¬ 
schaftsgefährlichkeit bzw. Gesellschaftswidrig¬ 
keit, moralisch-politische Verwerflichkeit, Straf¬ 
rechtswidrigkeit und Strafbarkeit — auf. Jeder 
Tatbestand enthält als gesetzgeberische Verall¬ 
gemeinerung und Abstraktion die typischen We¬ 
senszüge der entsprechenden Straftat, die aus der 
Realität derartiger für die sozialistische Gesell¬ 
schaft schädlicher Handlungen abgeleitet worden 
sind. 

Die Bestimmungen des Besonderen Teüs des 
Strafrechts sind stets im Zusammenhang mit den 
Vorschriften des Allgemeinen Teils zu studieren 
und anzuwenden. Sie bauen auf diesen auf, und es 
muß deshalb ständig auf sie zurückgegriffen wer¬ 
den, insbesondere hinsichtlich der allgemeinen 
Regeln, Voraussetzungen und Definitionen (z. B. 
Vorsatz, Schuldvoraussetzungen, Strafarten und 


deren Ausgestaltung, Strafzumessung). Nur wenn 
diese Einheit von Allgemeinem und Besonderem 
Teil gewahrt wird, kann der einheitliche Klassen¬ 
wille der Arbeiterklasse im Strafrecht der DDR 
konsequent zur Geltung gebracht werden. 

Die grundlegende Orientierung der Partei der 
Arbeiterklasse, die sozialistische Gesetzlichkeit 
allseitig zu stärken und konsequent einzuhalten, 
setzt hohe Maßstäbe für die exakte Anwendung 
auch der Strafrechtsnormen. Nach der Verfassung 
der DDR und gemäß Art. 4 Abs. 3 StGB darf eine 
Person nur in strikter Übereinstimmung mit den 
Gesetzen strafrechtlich verfolgt und zur Verant¬ 
wortung gezogen werden. Daher ist bei der An¬ 
wendung der Strafrechtsnormen die dialektische 
Einheit von Form und Inhalt zu beachten, um we¬ 
der einseitig formalistische Auslegungen noch Er¬ 
scheinungsformen von Rechtsnihilismus und Sub¬ 
jektivismus zuzulassen. Die Strafgesetze der DDR 
sind unter genauer Beachtung ihres Wortlautes 
und Inhalts anzuwenden. Dabei sind die mit der 
Rechtsprechung beauftragten Organe nur an die 
Verfassung, die Gesetze und andere Rechtsvor¬ 
schriften der DDR gebunden (Art. 96 Verfas¬ 
sung). 

Entsprechend diesen grundlegenden Forde¬ 
rungen muß die Lehre vom Besonderen Teil des 
Strafrechts - von ihrem Gegenstand her - die 
Merkmale der einzelnen Straftatbestände be¬ 
stimmen, die Praxis ihrer Anwendung analysieren 
und dazu beitragen, Definitionen bzw. Ausle¬ 
gungsregeln (Rechtssätze) für die Anwendung 
dieser Tatbestandsmerkmale sowie Kriterien der 
differenzierten Anwendung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu erarbeiten 
und zu entwickeln. Das kann nur auf der metho¬ 
dologischen Grundlage des dialektischen Mate¬ 
rialismus, der Beschlüsse der Partei der Arbeiter¬ 
klasse und unter Berücksichtigung der politisch¬ 
sozialen Zielstellung der Strafrechtsnormen er¬ 
folgreich sein. 

In der DDR sind im Allgemeinen Teil des 
Strafgesetzbuches alle grundlegenden Prinzipien, 
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alle allgemeinen Regeln und Definitionen voll¬ 
ständig enthalten.'Der Besondere Teil des Straf- 
rechts geht jedoch über den Besonderen Teil des 
Simigesetzbuches hinaus. Er erfaßt eine Reihe au¬ 
ßerhalb des StGB geregelter besonderer Straf¬ 
rechtsnormen, die u. a~. in der Anlage zum Anpas¬ 
sungsgesetz aufgeführt wurden. 

Zu den praktisch wichtigsten Strafbestimmungen 

außerhalb des StGB gehören vor allem: 

- Giftgesetz vom 7. 4. 1977 (§§ 12 bis 14) 

— Wehrpflichtgesetz vom 24. 1. 1962 (§ 32) 

— Zollgesetz vom 28. 3. 1962, i. d. F. vom 28. 6. 
1979 (§§ 12 bis 18) 

— Atomenergiegesetz vom 28. 3. 1962 (§ 10) 

— Gesetz über die strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit wegen Entführung von Luftfahrzeugen vom 
12. 7. 1973 (§§ 1 bis 4) 

- Edelmetallgesetz vom 12. 7. 1973 (§ 9) 

— Suchtmittelgesetz vom 19. 12. 1973 (§§ 10 bis 
12 ) 

- Devisengesetz vom 19. 12. 1973, i. d. F. vom 
28. 6. 1979 (§§ 17 bis 19) 

Derartige Strafbestimmungen regeln spezifi¬ 
sche Gebiete des gesellschaftlichen Lebens, auf 
denen sich im Laufe der Entwicklung neu auftre¬ 
tende gesellschaftsgefährliche und strafwürdige 
Handlungen ergeben können, so daß strafrechtli¬ 
che Konsequenzen erforderlich werden. 

Für diese Strafrechtsnormen außerhalb des 
StGB gelten gleichfalls die vorstehend genannten 
Grundsätze, Definitionen und Vorschriften des 
Allgemeinen Teils des StGB. 

Die Strafbestimmungen des Besonderen Teils 
des Strafrechts der DDR entsprechen den inner¬ 
staatlichen Bedingungen und Erfordernissen. Sie 
berücksichtigen gleichermaßen die internationa¬ 
len Beziehungen, wie sie sich aus dem revolutio¬ 
nären Weltprozeß und der weltweiten Klassen¬ 
auseinandersetzung zwischen Sozialismus und 
Imperialismus, insbesondere im Kampf um den 
Frieden ergeben. Besonders bedeutsam ist daher 
die Aufnahme von Strafbestimmungen in das 
Strafrecht der DDR, die aus völkerrechtlichen 
Verpflichtungen resultieren und in Verwirkli¬ 
chung von Art. 6 und 8 der Verfassung der DDR 
durch besonderen bzw. ausdrücklichen gesetzge¬ 
berischen Akt in das innerstaatliche Strafrecht 
transformiert wurden. Das gilt sowohl für Strafbe¬ 
stimmungen, die Verbrechen gegen den Frieden, 
gegen die Menschlichkeit, einschließlich Völker¬ 
mord, und Kriegsverbrechen unter Strafe stellen 
(vgl. §§ 85 bis 93 StGB), wie auch für Strafbe¬ 
stimmungen gegen Menschenhandel (§ 132 


StGB), Fälschungen von Geldzeichen (§ 174 
StGB) u. a. 

Die große Zahl besonderer Strafrechtsnormen 
macht es notwendig, sie imjnteresse der Orientie¬ 
rung auf bestimmte Angriffsrichtungen der ver¬ 
schiedenen Gruppen von Straftaten sowie einer 
besseren Übersichtlichkeit und praktischen 
Handhabung zu ordnen. Diese Ordnung erfolgt 
nach dem Schutzobjekt, also nach den vor den be¬ 
treffenden Straftaten strafrechtlich zu schützen¬ 
den gesellschaftlichen Verhältnissen. Auf diese 
Weise widerspiegelt das System des Besonderen 
Teils des StGB zugleich die klassenpolitischen 
Anschauungen der Arbeiterklasse. 

Das System des Besonderen Teils des Straf¬ 
rechts der DDR entspricht dem erreichten gesell¬ 
schaftlichen Entwicklungsstand sowie der gesell¬ 
schaftlichen Aufgabenstellung, dem Schutz, der 
Festigung und Weiterentwicklung der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft zu dienen. Es berücksichtigt in 
unterschiedlicher Weise die eigenen Erfahrungen 
und die der anderen sozialistischen Staaten, be¬ 
sonders die der UdSSR, im Kampf gegen Strafta¬ 
ten. 

Das nach 1945 neu entstandene Strafrecht war 
im Besonderen Teil zunächst weitgehend auf das 
System des früheren deutschen StGB angewiesen. 
Faschistische Bestimmungen (insbesondere die 
über Hoch- und Landesverrat und die Angriffe 
gegen „Führer und Reichskanzler“ u. ä.) waren 
sofort beseitigt worden. Anwendung fanden Be¬ 
stimmungen des Alliierten Kontrollrates (z. B. die 
Kontrollratsgesetze Nr. 10 und Nr. 50 und die 
Kontrollratsdirektive Nr. 38), der SMAD (z. B. 
Befehl 160) sowie eigene — zunächst von den Län¬ 
derregierungen - erlassene Strafgesetze, nament¬ 
lich zum Schutze der Versorgung der Bevölkerung 
und zum Kampf gegen Schieber und Spekulanten. 
Mit der neuen demokratischen Gesetzgebung - so 
mit der Wirtschaftsstraf-Verordnung von 1948, 
dem Art. 6 der Verfassung der DDR von 1949 
(Bekämpfung der Boykotthetze), dem Gesetz 
zum Schutze des Friedens von 1950, dem Gesetz 
zum Schutze des innerdeutschen Handels von 
1950 und dem Volkseigentumsschutzgesetz von 
1952 — erfuhr der Besondere Teil nach und nach 
eine neues Gepräge. 

Ein wesentlicher Schritt zur Kodifizierung ei¬ 
nes sozialistischen Strafrechts und zur gesetzgebe¬ 
rischen Weiterentwicklung seines Besonderen 
Teils war das Strafrechtsergänzungsgesetz (StEG) 
von 1957. Mit ihm wurde nicht nur der Allge¬ 
meine Teil des StGB grundlegend ergänzt (neue 
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Strafarten, wie bedingte Verurteilung und öffent¬ 
licher Tadel, und eine auf der materiellen Auffas¬ 
sung von der Straftat beruhende Regelung zum 
Ausschluß der strafrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit), sondern in nahezu dreißig Paragraphen er¬ 
folgten vor allem wichtige Ergänzungen zum Be¬ 
sonderen Teil des StGB. 

Hierzu gehörten: 

- Strafbestimmungen gegen Staatsverbrechen, wie 
Spionage, Diversion, Sabotage, staatsfeindliche 
Propaganda und Hetze, sowie gegen Staatsver¬ 
leumdung (§§ 13 bis 27 StEG), 

- Strafbestimmungen gegen Straftaten gegen ge¬ 
sellschaftliches Eigentum (§§ 28 bis 31 StEG), 

- Strafbestimmungen gegen Straftaten gegen die 
militärische Disziplin (Militärstraftaten - §§ 32 
bis 38 StEG), 

- Änderungen des Gesetzes zum Schutz des inner¬ 
deutschen Handels (§ 39 und § 40 StEG). 

Damit waren wesentliche Grundlagen des Beson¬ 
deren Teils eines sozialistischen Strafrechts Ge¬ 
setz geworden. 

Die Vielfalt dieser Bestimmungen und ihre 
Verteilung auf eine große Zahl gesetzgeberischer 
Akte führte jedoch zur Unübersichtlichkeit und 
erschwerte damit die I^echtsanwendung. Diese 
aus der Entwicklung resulierenden Mängel wur¬ 
den mit der Schaffung und dem Erlaß des Strafge¬ 
setzbuches von 1968, dem ersten deutschen sozia¬ 
listischen Strafgesetzbuch, beseitigt. Das neue 
StGB war klar gegliedert und überschaubar sy¬ 
stematisiert. 

Diese Gliederung stimmt im wesentlichen mit 
den Systemen der Strafgesetzbücher der anderen 
sozialistischen Länder überein. Auch für die DDR 
hat vor allem das Grundmodell der Gliederung des 
Besonderen Teils eines sozialistischen Strafgesetz - 
buches, nämlich das des ersten sozialistischen 
Strafgesetzbuches der Welt, des StGB der RSFSR 
von 1922 , seine bleibende Bedeutung bewiesen. 
Es bestehen bestimmte allgemeine übereinstim¬ 
mende Auffassungen hinsichtlich des Systems des 
Besonderen Teils eines sozialistischen StGB, in 
denen allgemeingültige Züge des Typus eines so¬ 
zialistischen Strafrechts zum Ausdruck kommen. 
Sie resultieren aus der übereinstimmenden sozial¬ 
ökonomischen Formation sowie aus der Zielstel¬ 
lung des sozialistischen Strafrechts, mit dem 
Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicher¬ 
heit der Geborgenheit des Menschen im sozialisti¬ 
schen Staat zu dienen. 

Solche allgemeine Wesenszüge sind: 

a) Der vorrangige Schutz der politischen Herr¬ 


schaft der Arbeiterklasse als Voraussetzung 
für den Bestand und die Weiterentwicklung 
der sozialistischen Gesellschaft. Daher werden 
Staatsverbrechen regelmäßig in den ersten 
Kapiteln des Besonderen Teils des StGB gere¬ 
gelt. 

b) Der strafrechtliche Schutz der Person, des 
Menschen, der im Mittelpunkt aller Anstren¬ 
gungen der Gesellschaft steht, wird besonders 
hervorgehoben. 

c) Das sozialistische bzw. gesellschaftliche Eigen¬ 
tum erfährt einen spezifischen strafrechtlichen 
Schutz, es wird als Schutzobjekt gegenüber 
dem persönlichen (bzw. privaten) Eigentum 
abgehoben. 

d) Die Straftaten gegen die Volkswirtschaft bzw. 
die Wirtschaftsstraftaten werden besonders er¬ 
faßt. 

e) Militärstraftaten werden in den Besonderen 
Teil des allgemeinen Strafrechts eingeordnet, 
also nicht in einem gesonderten Militärstraf¬ 
recht geregelt. Alle allgemeinen Grundsätze 
des Strafrechts gelten somit - unter Berück¬ 
sichtigung der spezifischen Besonderheiten - 
auch für Militärstraftaten. 

Die Gliederung des Besonderen Teils des 
StGB und die damit entstandene Ordnung der 
Strafrechtsnormen hat große praktisch-politische 
Bedeutung , weil darin eine gesetzgeberisch ver¬ 
bindliche Aussage über den allgemeinen gesell¬ 
schaftlichen Inhalt der in dem jeweiligen Kapi¬ 
tel zusammengefaßten Straftaten enthalten ist. 
Beispielsweise ist die staatsfeindliche Hetze 
(§ 106 StGB) - unbeschadet gewisser Übergänge 
und äußerer Berührungspunkte zur öffentlichen 
Herabwürdigung (§ 220 StGB) - auch durch 
ihre Zuordnung in das Kapitel 2 eindeutig als 
Staatsverbrechen qualifiziert, während die in 
Kapitel 8 geregelte öffentliche Herabwürdigung 
damit eindeutig als Straftat gegen die staatliche 
und öffentliche Ordnung gekennzeichnet ist. 
Ebenso ist die Wirtschaftsschädigung der §§166 
und 167 StGB kein Staatsverbrechen (wie Sabo¬ 
tage und Diversion), sondern eine Straftat gegen 
die Volkswirtschaft; der Geheimnisverrat der 
§§ 245 und 246 StGB unterscheidet sich als eine 
Straftat unter Verletzung dienstlicher Pflichten 
(Kap. 8) prinzipiell vom in Kapitel 2 geregelten 
Staatsverbrechen der Spionage (§§ 97 und 98 
StGB). 

In anderen Fällen bringt die Zuordnung zu ei¬ 
nem bestimmten Kapitel zum Ausdruck, wo nach 
unseren strafrechtspolitischen Anschauungen das 
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Schwergewicht einer Straftat liegt, wenn diese, 
wie z. B. beim Raub (§ 126 StGB), wesensmäßig 
mehrere Schutzobjekte (hier Person und Eigen¬ 
tum) berührt. 

Auf diese Weise gibt das System des Besonde¬ 
ren Teils des StGB eine rechtspolitische Orientie¬ 
rung für die Anwendung des zutreffenden Straf¬ 
tatbestandes. Es erleichtert das Herausfinden und 
Bereitstellen der in einem konkreten Fall in Be¬ 
tracht kommenden und zu prüfenden Strafrechts¬ 
normen (Straftatbestände), indem aus dem gesell¬ 
schaftspolitischen Charakter der Angriffsrichtung 
der strafrechtlich zu beurteilenden realen Hand¬ 
lung das betreffende Kapitel des Besonderen Teils 
des StGB abgeleitet werden kann. Das Wesen und 
das System des Besonderen Teils des Strafrechts 
der DDR theoretisch zu erfassen ist daher wegen 
dieser praktisch-politischen Bedeutung eine wich¬ 
tige Aufgabe des Studiums. 

Der Besondere Teil des Strafrechts der DDR 
erfaßt in konkreten Straftatbeständen die jeweili¬ 
gen Straftaten (Vergehen und Verbrechen), die 
sich von nichtkriminellen Rechtsverletzungen - 
Verfehlungen, Ordnungswidrigkeiten und Diszi- 
plinarverstößen (vgl. §§ 3 und 4 StGB) - qualita¬ 
tiv unterscheiden. So geben die besonderen Straf¬ 
rechtsnormen in Konkretisierung der gesetzli¬ 
chen Begriffsbestimmung der Straftat in § 1 StGB 
zugleich eine gesetzliche Grundlage für die im 
Einzelfall vorzunehmende Abgrenzung der Straf¬ 
taten von nichtkriminellen Rechtsverletzungen. 

Wegen des sachlichen Zusammenhangs zu sol¬ 
chen nichtkriminellen Rechtsverletzungen, die 
gegen die gleichen gesellschaftlichen Verhältnisse 
bzw. Interessen als Schutzobjekte gerichtet sind, 
wird in entsprechenden Fällen ausdrücklich auf 
die Möglichkeit ihrer Verfolgung als Ordnungs¬ 
widrigkeiten bzw. als DisziplinarverstÖße verwie¬ 
sen (vgl. z.B. §§ 170, 173, 175, 176, 187, 191, 

201,213,215,223, 238, 239,250 und 253 StGB). 

In Konkretisierung des § 4 StGB enthält der 
Besondere Teil des StGB auch spezifische Verfeh¬ 
lungstatbestände (§ 134 Abs. 1, § 139 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 137 und § 138 sowie,§ 160 und ^ 

§, 179 StGB). 
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Verbrechen gegen die Souveränität 

der Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte 


1 . 1 . 

Das Wesen der Verbrechen 
gegen den Frieden, 
der Kriegsverbrechen 
und der Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte 

Dem Imperialismus als Gesellschaftssystem ist der 
Drang nach Ausbeutung, Aggression, Krieg und 
Unterdrückung anderer Länder immanent. 1 ) Die¬ 
ser Wesenszug erhielt mit dem Entstehen des er¬ 
sten sozialistischen Staates und schließlich mit 
dem sozialistischen Weltsystem und der nationa¬ 
len Befreiungsbewegung eine spezifische Ausprä¬ 
gung. Historisch zum Untergang verurteilt und in 
seiner Aktionsfähigkeit eingeschränkt, versucht 
das imperialistische System mit den Mitteln der 
Aggression, des Krieges, der Mißachtung der 
Souveränität anderer Staaten und der Einmi¬ 
schung in deren innere Angelegenheiten, mit den 
Mitteln der Diversion, aber auch mit Repressalien 
gegenüber Gruppen von Menschen oder Einzel¬ 
personen, die fortschrittliche Entwicklung in der 
Welt aufzuhalten. Dabei greift es zu neuen Me¬ 
thoden des Kampfes um seine Macht, die es um je¬ 
den Preis und mit jedem *Mittel zu behaupten 
sucht. 

Im sozialistischen Strafrecht werden diese 
Verbrechen als Kriminalität des imperialistischen 
Systems qualifiziert. In Abhängigkeit vom Ziel 
haben sich die Hauptkategorien solcher Verbre¬ 
chen herausgebildet: 

— Verbrechen gegen den Frieden, Verbrechen 
der Aggression, die auf die Verwirklichung 
imperialistischer Expansionsziele gerichtet 
sind 

— Kriegsverbrechen die im Zuge eines imperiali¬ 
stischen Krieges bzw. einer imperialistischen 
Aggression zum Zwecke der Erreichung der 
aggressiven Ziele an der Bevölkerung verübt 
werden und 

— Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die sich 


zum Zwecke der Erhaltung der eigenen Macht 
und der Verfolgung imperialistisch-aggressiver 
Ziele vornehmlich gegen die Bevölkerung des 
eigenen Landes, aber auch gegen national un¬ 
terjochte oder einer imperialistischen Okku¬ 
pation ausgelieferte Völker richten. 

Die Verbrechen gegen den Frieden, die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen unterschei¬ 
den sich in ihrem politisch-sozialen Wesen grund¬ 
legend von allen anderen Straftaten. Sie richten 
sich nicht gegen einzelne Objekte, die dem straf¬ 
rechtlichen Schutz innerhalb der Rechtsordnung 
des jeweiligen Staates unterliegen, sondern gegen 
Objekte von internationaler Bedeutung; sie sind 
gegen die Interessen aller Völker, gegen die Le¬ 
bensinteressen der gesamten Menschheit gerich¬ 
tet. 2 ) 

Die Verbrechen gegen den Frieden, die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen gehören 
daher zu den gefährlichsten und schwersten aller 
Verbrechen. 

Der sowjetische Hauptankläger im Nürnberger 
Prozeß formulierte das Angriffsobjekt dieser Ver¬ 
brechen so: 

„Die Verbrechen der Hitlerfaschisten waren gegen 
die grundlegenden Lebensinteressen aller Völker, 
der gesamten Menschheit gerichtet.“ Und er cha¬ 
rakterisiert sie weiter: 

„Die nazistischen Kriegsverbrecher haben die Welt 
mit Blut überschwemmt. Die Nazis haben Millionen 
Menschen zu Tode gequält, erschossen, vergast. Eu¬ 
ropa war mit einem dichten Netz von Todeslagern 
überzogen. Die Nazis schufen eine ungeheuerliche 
Industrie der Menschenvernichtung*, sie verwan¬ 
delten den Krieg selbst in ein pedantisch durchorga- 


1 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, Berlin 1972, 
S. 302. 

2 Zum allgemein-menschlichen Charakter der Ver¬ 
teidigung des Friedens zur Erhaltung des Men¬ 
schengeschlechts als ethischem Gebot vgl. 
u. a. A. F. Schischkin, „Zu einigen Fragen der For¬ 
schung auf dem Gebiet der Ethik“, Sowjetwissen¬ 
schaft, Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge, 
10/1973, S. 1031 ff., bes. S. 1037 f. 
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nisiertes System des staatlichen Banditismus. Die¬ 
sem ganzen System lag kaltblütige verbrecherische 
Berechnung zugrunde, und viele Zehntausende 
wurden in die Begehung von Kriegsverbrechen ein¬ 
bezogen.“ 3 ) 

Es handelt sich also hierbei nicht um einzelne, 
von isolierten Einzeltätern oder Gruppen gemein¬ 
schaftlich ausgeführte Straftaten, „sondern... um 
staatlich organisierte, legalisierte und justifizierte 
Massenverbrechen gegen ganze Bevölkerungen 
und Bevölkerungsgruppen im Zusammenhang 
mit dem größten Verbrechen an der gesamten 
Menschheit, dem planmäßig vorbereiteten und 
entfachten Aggressionskrieg“ 4 ). Derart umfas¬ 
sende Verbrechen können nur von einer Organi¬ 
sation und einem Apparat geleitet und gelenkt 
werden, wie es die Maschinerie eines hoch organi¬ 
sierten Staatswesens ist. Sie sind gesetzmäßiger 
Ausdruck und Produkt des Imperialismus selbst. 

Auch bei den vom US A-Imperialismus in Indochina 
begangenen Verbrechen handelte es sich nicht um 
einzelne Übergriffe oder Exzesse einzelner Sadisten 
oder besonders brutaler Armeeangehöriger, son¬ 
dern es handelte sich eindeutig um Genozid-, Bio¬ 
zid- und ökozidverbrechen, die staatlich organi¬ 
siert und gelenkt waren. 

Nicht anders zu beurteilen sind die Verbrechen des 
Apartheid-Regimes in Südafrika, die Verbrechen 
der herrschenden Kreise Israels an der palästinensi¬ 
schen Bevölkerung sowie die Verbrechen des fa¬ 
schistischen Militärregimes in Chile. 5 ) 

Innerhalb des Komplexes der Verbrechen ge¬ 
gen den Frieden, die Menschlichkeit und die Men¬ 
schenrechte sowie der Kriegsverbrechen ist das 
Verbrechen gegen den Frieden, das Verbrechen 
der Aggression das schwerste, grundlegende Ver¬ 
brechen. 

Das Nürnberger Urteil stellt hierzu fest: 

„Die Entfesselung eines Angriffskrieges ist.. . das 
schwerste internationale Verbrechen, das sich von 
anderen Kriegsverbrechen nur dadurch unterschei¬ 
det, daß es in sich alle Schrecken der anderen Ver¬ 
brechen einschließt und anhäuft.“ Der Gerichtshof 
stellte weiter fest, daß der vom faschistischen 
Deutschland „begonnene Krieg ganz offensichtlich 
ein Angriffskrieg war, der sich folgerichtig in einen 
die ganze Welt umspannenden Krieg entwickeln 
mußte, der die Begehung unzähliger Verbrechen 
gegen die Gesetze und Gewohnheiten des Krieges 
sowie gegen die Menschlichkeit zur Folge hatte“. Im 
Hitlerkrieg sind „Kriegsverbrechen in größtem 
Ausmaße verübt worden . . wie nie zuvor in der 
Kriegsgeschichte“, und zwar „wann immer und wo 
immer der Führer und seine engsten Mitarbeiter sie 
als vorteilhaft betrachteten“. 6 ) 


Imperialistische Kriegsvorbereitung und 
Kriegführung, also Verbrechen gegen den Frie¬ 
den, sind demzufolge - wie die Geschichte des 
Imperialismus beweist - typischerweise und re¬ 
gelmäßig - wenn auch unter den jeweiligen histo¬ 
rischen Bedingungen differenziert - mit Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbre¬ 
chen (im Sinne der Verletzung von Regeln der 
Kriegführung) verbunden . Zwischen ihnen beste¬ 
hen gesetzmäßige, wesensmäßige Zusammenhän¬ 
ge. 

Gewiß kennt die Geschichte der Menschheit 
seit ihrem Bestehen zahllose kriegerische Über¬ 
fälle, Grausamkeiten und Greueltaten sowie Ver¬ 
letzungen von gewohnheitsrechtlichen oder ver¬ 
einbarten Regeln der Kriegführung. Aber erst im 
Imperialismus und mit der Herausbildung des 
weltweiten Kampfes der Völker gegen Imperia¬ 
lismus und Krieg erlangten diese Verbrechen ihre 
besondere politisch-soziale Qualität, steht daher 
die theoretische und praktische Aufgabe, sie als 
eine besondere Kategorie von Verbrechen straf¬ 
rechtlich zu erfassen. Von nun an spiegelt sich 
auch in dieser Frage die klassenmäßige Position 
dem Imperialismus gegenüber wider: Werden 
diese Verbrechen entsprechend ihrem politisch¬ 
sozialen Wesen als eine spezifische, aus dem We¬ 
sen des Imperialismus resultierende Kategorie 
von Verbrechen theoretisch begriffen und beur¬ 
teilt oder nur als eine unter vielen Erscheinungs¬ 
formen der Kriminalität und damit unwissen¬ 
schaftlich, von ihrer sozialen Wurzel losgelöst be¬ 
trachtet? 

Aus dem politisch-sozialen Charakter der 
Verbrechen gegen den Frieden, die Menschlich¬ 
keit und der Kriegsverbrechen folgt, daß ihre straf¬ 
rechtliche Verfolgung nicht allein Gegenstand der 
innerstaatlichen Gesetzgebung sein kann; denn es 


3 Die Strafe darf nicht ausbleiben. Internationale 
Konferenz zu Fragen der Verfolgung von Nazi- und 
Kriegsverbrechern, Moskau 1969, S. 5 f. u. 6. 

4 Fall 3, Berlin 1969, S. 22; vgl. ferner J. Lek- 
schas/J. Renneberg, „Zum Problem der Verjäh¬ 
rung von Kriegs- und Naziverbrechen“, Staat und 
Recht, 7/1964, S. 1191. 

5 Vgl. B. Graefrath, „Apartheid - ein internationales 
Verbrechen“, Neue Justiz, 7/1974, S. 192 ff.; vgl. 
ferner „Dokumente der 3. Tagung der Chile- 
Kommission“, Neues Deutschland vom 24. 2. 1975 
und „Die Unidad Populär und die Aufgaben des 
chilenischen Volkes“, horizont, 36/1975, Beilage. 

6 Der Nürnberger Prozeß, Bd. I, Berlin 1957, S. 137, 
155 und 178. 


14 



kann nicht einzelnen Staaten überlassen bleiben, 
die notwendigen strafrechtlichen Konsequenzen 
aus der Begehung von Verbrechen zu ziehen, die 
sie in Ausführung ihrer reaktionären imperialisti¬ 
schen Politik selbst organisiert haben. Die rechtli¬ 
che Beurteilung dieser Verbrechen ist vor allem 
Sache des von der wachsenden politischen Aktivi¬ 
tät der Völker getragenen demokratischen Völ¬ 
kerrechts und findet in entsprechenden völker¬ 
rechtlichen Regelungen und Akten Ausdruck. 
Rechtliche Grundlagen einer strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und Kriegsverbre¬ 
chen sind dementsprechend zuerst in völkerrecht¬ 
lichen Dokumenten niedergelegt worden, wie dem 
Friedensvertrag von Versailles vom 7. Mai 1919, 
der Moskauer Erklärung über die Verantwort¬ 
lichkeit der Hitleranhänger für begangene Greu¬ 
eltaten vom 30. Oktober 1943, 7 ) dem Londoner 
Viermächte-Abkommen über die Verfolgung und 
Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher der Euro¬ 
päischen Achse vom 8. August 1945, 8 ) dem Statut 
für den Internationalen Militärgerichtshof 
(IMT-Statut) vom 8. August 1945. 9 ) 

Diese völkerrechtlich fixierten Grundsätze und 
Regelungen über die persönliche strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und Kriegsverbre¬ 
chen wurden in Erfüllung völkerrechtlicher Ver¬ 
pflichtungen von vielen Staaten, so auch von der 
DDR, ins innerstaatliche Recht transformiert, so 
daß diese Rechtsnormen (z. B. in der DDR die 
§§85 ff. StGB) unmittelbare Rechtsgrundlage 
einer Bestrafung für solche Verbrechen sind. 

In der DDR wurden vor dem Inkrafttreten des 
StGB von 1968 begangene Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
gemäß Art. 6 der Verfassung der DDR von 1949 
und dem Gesetz zum Schutze des Friedens vom 
15. 12. 1950 auf der Grundlage der völkerrechtli¬ 
chen Vorschriften verfolgt (vgl. Art. 8 und 91 Ver¬ 
fassung, § 1 Abs. 6 EGStGB/StPO). 

Hauptgegenstand völkerrechtlicher Regelun¬ 
gen sind die Beziehungen zwischen souveränen, 
voneinander unabhängigen Staaten. Das allge¬ 
meindemokratische Völkerrecht, das auf die Er¬ 
haltung und Sicherung des Friedens gerichtet ist, 
regelt diese Beziehungen. 10 ) In welchem Umfang 
das Völkerrecht — einschließlich der persönlichen 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Verbre¬ 
chen gegen den Frieden, die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen - durchgesetzt wird, das ist ab¬ 
hängig von der Stärke des Sozialismus, vom Erfolg 


des Kampfes der friedliebenden, antiimperialisti¬ 
schen Kräfte, d. h. vom internationalen Kräfte¬ 
verhältnis.; . , 

Wichtigstes Ziel des allgemeindemokratischen 
Völkerrechts ist es, wie es in der UNO-Charta 
heißt, „die künftigen Generationen, vor der Gei¬ 
ßel des Krieges zu bewahren, ...den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit aufrechtzuerhal¬ 
ten“ 11 ). Gerade diese Frage ist nach wie vor 
äußerst aktuell. So hob L. I. Breshnew auf dem 
XXV. Parteitag der KPdSU hervor: „Entschei¬ 
dend war und bleibt in unserer Politik gegenüber 
den kapitalistischen Staaten der Kampf um die 
Durchsetzung der Prinzipien der friedlichen Ko¬ 
existenz, um einen dauerhaften Frieden, um die 
Minderung und im weiteren auch um die Beseiti¬ 
gung der Gefahr eines neuen Weltkrieges.“ 12 ) 
Die Hauptgefahr für die Entwicklung friedli¬ 
cher Beziehungen zwischen den Staaten und Völ¬ 
kern ist ein imperialistischer Aggressionskrieg, ist 
das Verbrechen gegen den Frieden, mit dem in der 
Regel andere schwerwiegende Verbrechen gegen 
die Interessen der Völker und der Menschheit 
verbunden sind, wie Kriegsverbrechen und Ver¬ 
brechen gegen die Menschlichkeit. Derartige 
schwerste Verbrechen werden jedoch nicht von 
abstrakten „juristischen Personen“, sondern stets 
von ganz konkreten Menschen begangen, ausge¬ 
löst oder verursacht, wobei von ihnen Machtfunk¬ 
tionen zur Organisierung und Anweisung von 
Verbrechen mißbraucht werden. Um solche be¬ 
sonders schweren Verbrechen wirksam bekämp¬ 
fen und im Interesse der Menschheit verhindern 
zu können, genügt es daher nicht, die in der Ag¬ 
gression 13 ) liegende Völkerrechtsverletzung zu 
konstatieren und daraus entsprechende völker- 

7 Vgl. Der Krieg im Völkerrecht, Berlin 1961, 
S. 515 ff. 

8 Vgl. Völkerrecht. Dokumente, T. 1, Berlin 1980, 
S. 144 f. 

9 Vgl. a. a. O., S. 146 ff. 

10 Vgl. Völkerrecht. Lehrbuch, T. 1, Berlin 1973, ins- 
bes. S. 21 ff. und 203 ff. 

11 Völkerrecht. Dokumente, T. 1, a. a. O., S. 105 f. 

12 XXV. Parteitag der KPdSU. Rechenschaftsbericht 
des Zentralkomitees der KPdSU und die nächsten 
Aufgaben der Partei in der Innen- und Außenpoli¬ 
tik, Berichterstatter: L. I. Breshnew, Berlin 1976, 
S. 21. 

13 Die Definition der Aggression wurde auf der 
XXIX. UNO-Vollversammlung am 14. 12. 1974 
beschlossen (vgl. Resolution Nr. 3314); vgl. auch 
W. Spröte/H. Wünsche, Aktives Wirken für die 
hohen Ziele der UNO, Berlin 1975, S. 44 ff. 
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rechtliche Konsequenzen gegen den Aggressor¬ 
staat als Völkerrechtssubjekt abzuleiten (z. B. 
Forderung nach bedingungsloser Einstellung der 
Aggression, Aufgabe des annektierten Territo¬ 
riums, Herausgabe von geraubten Werten, Repa¬ 
rationen zur Wiedergutmachung des angerichte¬ 
ten Schadens). Es ist ebenso erforderlich, gegen 
die natürliche Person, gegen den Urheber dieser 
Verbrechen selbst vorzugehen, ihn persönlich 
verantwortlich zu machen, insbesondere ihn per¬ 
sönlich strafrechtlich zur Verantwortung zu zie¬ 
hen. 

• Im Urteil von Nürnberg heißt es hierzu: „Verbre¬ 
chen gegen das Völkerrecht werden von Menschen 
und nicht von abstrakten Wesen begangen, und nur 
durch Bestrafung jener Einzelpersonen, die solche 
Verbrechen begehen, kann den Bestimmungen des 
Völkerrechts Geltung verschafft werden . . . Jener 
Grundsatz des Völkerrechts, der unter gewissen 
Umständen dem Repräsentanten eines Staates 
Schutz gewährt, kann nicht auf Taten Anwendung 
finden, die durch das Völkerrecht als verbrecherisch 
gebrandmarkt werden.“ 14 ) 

Diese Konsequenz berührt nicht mehr zwi¬ 
schenstaatliche Beziehungen, sondern betrifft 
unmittelbar den Bürger eines Staates, der sich 
rechtlich verantworten muß, und zwar nicht als 
Staatsorgan, nicht als Völkerrechtssubjekt bzw. 
Repräsentant eines Staates, sondern als Individu¬ 
um. Die sich hierauf gründende persönliche Ver¬ 
antwortlichkeit trägt somit völkerrechtlichen und 
strafrechtlichen Charakter zugleich. Völkerrecht 
ist sie insofern, als ihre rechtlichen Grundlagen 
dem Völkerrecht zugehören, in völkerrechtlichen 
Dokumenten verankert sind. Um Strafrecht han¬ 
delt es sich insoweit, als es um die persönliche straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit der Urheber dieser 
Verbrechen geht, also um die persönliche indivi¬ 
duelle Verantwortlichkeit natürlicher Personen, 
die nicht Völkerrechtssubjekt sind. Hier gelten die 
allgemeinen Grundsätze strafrechtlicher Verant¬ 
wortlichkeit (wie individualisierte Schuld, Propor¬ 
tionalität von Schuld und Strafe) sowie die der 
Durchführung entsprechender Strafverfahren 
(z. B. Recht auf Verteidigung). 

„Das Prinzip der individuellen strafrechtlichen 
Verantwortung für Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit ist im modernen Völkerrecht fest verankert. 
Dieses Prinzip ergibt sich unmittelbar aus den fun¬ 
damentalen Völkerrechtsprinzipien: dem Prinzip 
der friedlichen Koexistenz, dem Prinzip des Nicht¬ 
angriffs und dem Verbot der Aggression. Da das 
Prinzip der strafrechtlichen Verantwortung von 
Kriegsverbrechern von den Ideen der Erhaltung des 


Friedens getragen ist, da es die moralische und juri¬ 
stische Alternative eines Aggressionskriegs verkör¬ 
pert, ist es zu einem der wichtigsten Prinzipien des 
modernen Völkerrechts und ,der internationalen 
Beziehungen geworden.“ 15 ) 

Dabei geht es niemals nur um die historisch oder 
politisch zu wertende Schuld vop Personen, die sol¬ 
che Verbrechen begangen haben, etwa um die 
Schuld als einem „bedauerlichen“ historisch 
negativen Ergebnis. Personen, die an der Pla¬ 
nung, Organisierung und Ausführung derarti¬ 
ger Verbrechen beteiligt sind, werden in Über¬ 
einstimmung mit den völkerrechtlichen Festle¬ 
gungen und auf der Grundlage entsprechender 
Tatbestände des innerstaatlichen Strafrechts für 
die individuelle kriminelle Schuld strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen. In der persönlichen 
Schuld dieser Täter kommt ihre menschenverach¬ 
tende Einstellung gegen die elementarsten mora¬ 
lischen Grundnormen der menschlichen Gesell¬ 
schaft überhaupt zum Ausdruck. Mit. Verachtung 
setzen sich die Täter über die auch ihnen bekann- 
f ten Grundnormen des Zusammenlebens der Völ¬ 
ker und der Menschen sowie über die Menschen¬ 
würde hinweg. Sie vernichten rücksichtslos und oft 
mit besonderer Rohheit. Brutalität und Grau¬ 
samkeit Menschenleben. Weil ihnen der Mensch 
nichts gilt, sind sie bar jedes menschlichen Emp¬ 
findens. 

Während der USA-Aggression in Indochina ver¬ 
weigerten in zunehmendem Maße Soldaten und Of¬ 
fiziere der USA-Armee und ihrer Satellitenver¬ 
bände den Wehrdienst, bzw. sie weigerten sich, nach 
Vietnam zu gehen und an den Verbrechen weiterhin 
teilzunehmen. Nicht wenige desertierten und nah¬ 
men die ihnen drohenden Repressalien in Kauf. 
Tausende von Kriegsveteranen demonstrierten in 
den USA gegen den schmutzigen Krieg in Vietnam 
und gaben ihre Beobachtungen und Erlebnisse über 
dort systematisch begangene organisierte Verbre¬ 
chen gegen den Frieden und gegen die Menschlich¬ 
keit öffentlich bekannt. Diese Bewegung verdeut¬ 
lichte nicht nur, daß seit dem zweiten Weltkrieg in 
der ganzen Welt die Abscheu vor diesen Verbre¬ 
chen und das Bewußtsein von der Notwendigkeit, 
sie zu verurteilen und zu bestrafen, gewachsen ist, 
sondern auch die Tatsache, daß das Bewußtsein der 
persönlichen Schuld der an solchen Verbrechen Be¬ 
teiligten mit der Aktivität der Weltöffentlichkeit 
gleichfalls zunimmt und sich damit die Schuld derer, 
die dennoch nicht von diesen Verbrechen Abstand 
nehmen, erhöht. Konnten schon die Hitlerfaschi¬ 
sten weder ihre Schuld leugnen noch die persönli- 

14 Der Nürnberger Prozeß, Bd. I, a. a. O., S. 174. 

15 Die Strafe darf nicht ausbleiben..., a. a. O., S. 15. 
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che, auch subjektive Verantwortlichkeit für ihre 
Verbrechen in Abrede stellen, so kann es heutzu¬ 
tage überhaupt keinen Zweifel mehr an der persön¬ 
lichen Schuld und Verantwortlichkeit derartiger 
Verbrecher geben. 

Die völkerrechtliche Regelung der strafrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit für diese Verbrechen 
ist nicht als ein internationaler Strafkodex zu ver¬ 
stehen, der automatisch in jedem Staate Anwen¬ 
dung findet. Es handelt sich um eine verbindliche 
Formulierung allgemein anerkannter völkerrecht¬ 
licher Regeln zur Verfolgung und Bestrafung be¬ 
stimmter Verbrechen durch den jeweiligen Staat 
Dabei verpflichten sich die Staaten in internatio¬ 
nalen Abkommen und Verträgen, diese Regeln in 
der eigenen Gesetzgebung und Gerichtspraxis an¬ 
zuwenden. 

Es ist wichtig festzuhalten: 

a) Völkerrechtssubjekte (Staaten usw.) können 
keiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit un¬ 
terliegen. Die strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit der Täter von Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und von Kriegs¬ 
verbrechen trifft diese als natürliche Personen 
und nicht als Subjekt des Völkerrechts. 

b) Die in Völkerrechtsquellen statuierte Pflicht 
zur Verfolgung und Bestrafung der Täter die¬ 
ser Verbrechen bindet die Staaten (als 
Völkerrechtssubjekte), entsprechendes inner¬ 
staatliches Recht zu schaffen, d. h. das Völ¬ 
kerrecht zu transformieren und ihre Justizor¬ 
gane auf dieser Grundlage tätig werden zu las¬ 
sen. 16 ) 

Den völkerrechtlich begründeten strafrecht¬ 
lichen Charakter dieser Verbrechen gegen den 
Frieden, gegen die Menschlichkeit und der Kriegs¬ 
verbrechen sowie ihrer Bestrafung gemäß den 
Normen des Völkerrechts exakt herauszuarbeiten 
hat prinzipielle politische Bedeutung und große 
Aktualität: 

a) Auf diese Weise wird es den Urhebern solcher 
Verbrechen unmöglich gemacht , ihr verbre¬ 
cherisches Verhalten , einschließlich ihrer dies¬ 
bezüglichen Entscheidungen, Anweisungen 
und Befehle lediglich als staatliche Akte des von 
ihnen repräsentierten Völkerrechtssubjektes 
darzustellen und sich hinter dieser An¬ 
onymität staatlicher Akte und der Haftbarkeit 
lediglich des Staates persönlich zu verstecken. 

b) Aggressoren und individuelle Urheber solcher 
Verbrechen können sich nicht darauf berufen, 
daß der Staat, in dem sie staatliche Funktionen 
ausüben bzw. ausübten oder in dem sie jetzt 


leben, in seinem innerstaatlichen Strafrecht 
keine Strafbestimmungen für derartige Verbre¬ 
chen geschaffen bzw . zur Verfügung habe; 
denn die rechtlichen Grundlagen und Quellen 
einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit für 
diese Verbrechen liegen - auch wenn imperia¬ 
listische Staaten deren Transformation ins in¬ 
nerstaatliche Recht völkerrechtswidrig unter¬ 
lassen haben — im Völkerrecht begründet. 

c) Die völkerrechtlich begründete strafrechtliche 

Qualifizierung der Verbrechen gegen den 
Frieden, die Menschlichkeit und der Kriegs¬ 
verbrechen bedeutet, daß die rechtlichen 
Grundlagen einer Strafverfolgung, ins¬ 

besondere der Tatbestand des Verbrechens 
der Aggression, bereits seit langem , spätestens 
seit dem Briand-Kellogg-Pakt vom 27. August 
1928 — hinsichtlich der Verletzung der Regeln 
der Kriegführung spätestens seit dem Genfer 
Protokoll vom 17. Juni 1925 — bestehen und 
allgemein anerkannt sind . 

Demzufolge sind das IMT-Statut, die Einsetzung 
eines solchen Internationalen Militärgerichtshofes 
und die Durchführung entsprechender Prozesse, 
insbesondere die Verurteilung der Hauptkriegsver¬ 
brecher in Nürnberg 1946 - wie auch die Aburtei¬ 
lung aller weiteren Verbrechen dieser Art in der 
UdSSR, in der VR Polen, in der ÖSSR, in der DDR 
und in anderen Staaten - die Konkretisierung, Ver¬ 
wirklichung und Durchsetzung des bereits seit län¬ 
gerer Zeit real und verbindlich existierenden Völ¬ 
kerrechts. In Nürnberg ist also der allgemein aner¬ 
kannte strafrechtliche Grundsatz „nullum crimen 
sine lege“ (kein Verbrechen ohne Gesetz) voll be¬ 
achtet und respektiert worden. Es wurden daraus 
auch die Konsequenzen in der Bestrafung gezogen. 
Das Urteil von Nürnberg ist nicht das ,,Urteil der 
Sieger“, sondern die Erfüllung und Verwirklichung 
des Völkerrechts in Wahrnehmung der Interessen 
der Völker und der ganzen Menschheit, Ausdruck 
des Gewissens der Völker. 

d) Die völkerrechtlich begründete strafrechtliche 
Qualifizierung dieser Verbrechen bedeutet 
weiter, daß die Prüfung und Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit wegen 
solcher Verbrechen und ihre Strafverfolgung 
nicht an bestimmte Staaten gebunden ist, die 
etwa über entsprechende innerstaatliche Straf¬ 
rechtsnormen verfügen. Vielmehr kommt bei 
der Verfolgung dieser Verbrechen auf der 
Grundlage des universellen und unteilbaren 


16 Vgl. Völkerrecht. Lehrbuch, T. 1, a. a. O., S. 61 ff., 
S. 203 ff.; T. 2, Berlin 1973, S. 389 ff. 
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*und Kriegsverbrechen nicht gelten. Dort wo die 
innerstaatlichen Normen (des Straf- und 
Strafprozeßrechts) mit denen des Völkerrechts 
kollidieren, haben letztere als höhere Normen 
den Vorrang, was durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung zu gewährleisten ist, wie das 
z. B. in Art. 8 der Verfassung der DDR, aber 
auch in Art. 25 des Grundgesetzes der BRD . 
ausdrücklich verankert wurde. Insbesondere 
bestimmt sich die Dauer der Strafbarkeit — der 
zeitliche Geltungsbereich - nach dem Völker¬ 
recht, das keine Verjährung für diese Verbre¬ 
chen kennt. Denn es würden der Menschheit 
neue Gefahren entstehen, wenn nicht endgül¬ 
tig und konsequent mit diesen Verbrechen ab¬ 
gerechnet würde. 


Völkerrechts hinsichtlich des räumlichen Gel- 
* tungsbereiches 17 ) das Universalitätsprinzip zur 
Geltung. Danach ist jeder Staat zur strafrecht¬ 
lichen Verfolgung dieser Verbrechen berech¬ 
tigt und wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der Gewährleistung des Friedens und der Be¬ 
kämpfung von Aggressionshandlungen, von 
Verbrechen gegen den Frieden, die Mensch¬ 
lichkeit und Kriegsverbrechen moralisch, hi¬ 
storisch und rechtlich auch dazu verpflichtet. 

Eine Asylgewährung für Täter solcher Verbrechen 
ist als die rechtmäßige Strafverfolgung durchkreu¬ 
zende Begünstigung daher rechtswidrig und für das 
Völkerrecht Unrecht. Dagegen ist eine Ausliefe¬ 
rung ßolcher Täter an den Staat, dem gegenüber die¬ 
ses Verbrechen begangen wurde, der demzufolge 
die besten sachlichen Voraussetzungen (Beweismit¬ 
tel, Kenntnis der Auswirkungen und Folgen) für 
eine wirksame Strafverfolgung besitzt, juristisch 
und sachlich wie auch politisch geboten. Daher 
wurde von der Antihitlerkoalition bereits während 
des zweiten Weltkrieges völkerrechtlich verbindlich 
eine solche Auslieferung beschlossen: In der „Mos¬ 
kauer Erklärung über die Verantwortlichkeit der 
Hitleranhänger für begangene Greueltaten vom 
30. Oktober 1943“ heißt es, daß die Schuldigen 
„nach den Ländern zurückgeschickt werden, in de¬ 
nen ihre abscheulichen Taten begangen worden 
sind, damit sie nach den Gesetzen dieser befreiten 
Länder und der freien Regierungen, die dort gebil¬ 
det werden, abgeurteilt und bestraft werden.“ Die 
Schuldigen werden „damit rechnen müssen, daß sie 
an den Schauplatz ihrer Verbrechen zurückgebracht 
und an Ort und Stelle von den Völkern, denen sie 
. Gewalt angetan haben, abgeurteilt werden . .. die 
drei Alliierten Mächte werden ... sie ihren Anklä¬ 
gern ausliefern, damit ihnen Gerechtigkeit gesche¬ 
he“. 18 ) 

In Übereinstimmung mit diesen Rechtspositionen 
hat auch der X. Internationale Strafrechtskongreß 
in der Sektion „Aktuelle Probleme der Ausliefe¬ 
rung“ sich dahingehend ausgesprochen, daß es bei 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, bei Kriegs¬ 
verbrechen und bei — gleichfalls völkerrechtlich be¬ 
gründeten — schweren Verbrechen im Sinne der 
Genfer Abkommen von 1949 keinerlei Beschrän¬ 
kung der Auslieferung geben dürfe. 19 ) 

e) Die Qualifizierung dieser Verbrechen und ihre 
Verfolgung als durch das Völkerrecht begrün¬ 
det zu begreifen, bedeutet des weiteren, daß 
bestimmte im innerstaatlichen Strafrecht man¬ 
cher Staaten zu beachtende Rechtsinstitute , 
z. B. das der Verjährung, des Befehlsnotstan¬ 
des, bestimmte Teilnahmeformen, Formen 
von Entwicklungsstadien usw., für diese Ver¬ 
brechen gegen den Frieden, die Menschlichkeit 


Ganz in diesem Sinne wird in der genannten Mos¬ 
kauer Erklärung vom 30. Oktober 1943 verbindlich 
festgelegt, daß „die drei Alliierten Mächte ... sie 
(die Schuldigen) ganz gewiß bis an das äußerste 
Ende der Welt verfolgen“ 20 ) werden. 

„Was Verjährungsfristen angeht, so sind solche in 
keinem von den internationalen Dokumenten fest¬ 
gesetzt, die die Bestrafung von Kriegsverbrechern s 
betreffen. Im Gegenteil, es liegen genügend gewich¬ 
tige Hinweise darauf vor, daß die Verfolgung von 
Kriegsverbrechern ohne zeitliche Begrenzung vor 
sich gehen muß. 

So enthält die Erklärung zur Niederlage Deutsch¬ 
lands vom 5. Juni 1945 in Artikel 11 den Hinweis, 
daß die Festnahme und Übergabe von Kriegsver¬ 
brechern Jederzeit 4 zu erfolgen hat. 

Eine Bestätigung dieses Satzes von berufener Stelle 
ist die von der UNO-Vollversammlung am 26. No¬ 
vember 1968 gebilligte Konvention über die Nicht¬ 
verjährung von Kriegsverbrechen.“ 21 ) 

In der DDR war die Unverjährbarkeit dieser 
Verbrechen durch das Gesetz über die Nicht¬ 
verjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen 
vom 1. 9.1964 (GBl. IS. 127) ausdrücklich in¬ 
nerstaatlich bekräftigt und fixiert worden. Im 
gleichen Sinne sehen Art. 91 der Verfassung 
und § 84 des StGB der DDR den Ausschluß 
der Verjährung für diese Verbrechen vor. 


17 Vgl. Strafrecht. Allgemeiner Teil. Lehrbuch, Berlin 
1976, S. 133 ff. 

18 Der Krieg im Völkerrecht, a. a. O., S. 515 und 516. 

19 Vgl. Entschließung zum Thema IV „Aktuelle Pro¬ 
bleme der Auslieferung“, V. 2.; zitiert nach der 
deutschen Übersetzung in: Zeitschrift für die ge¬ 
samte Strafrechtswissenschaft, 82. Bd„ 1970, 
S. 590 (Auslandteil S. 234). 

20 Der Krieg im Völkerrecht, a. a. O., S. 516. 

21 Die Strafe darf nicht ausbleiben..., a. a. Ö., S. 15 f. 
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f) Weiter kann Handeln auf Befehl einer Regie¬ 
rung oder von Vorgesetzten, die sich über das 
Völkerrecht hinwegsetzten und Anordnungen 
oder Weisungen zur Vornahme von Verbre¬ 
chen dieser Art treffen, kein Rechtfertigungs¬ 
grund sein und die persönliche Schuld des 
Ausführenden nicht aufheben. Besteht doch 
seine persönliche Schuld in der Mißachtung 
allgemeiner, innerstaatlichen Vorschriften 
vorgehender Regelri und Normen des Völker¬ 
rechts. 

Handeln auf Befehl ist auch nach dem IMT- 
Statut (Art. 8) nicht als Strafausschließungs¬ 
grund anzusehen, wohl aber kann es vom Ge¬ 
richtshof strafmildernd berücksichtigt werden. 
Aus gleichem Grunde kann auch die amtliche 
Stellung des Täters seine persönliche straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit nicht aus¬ 
schließen (vgl. Art. 7 IMT-Statut). Die Ver¬ 
antwortlichkeit trifft auch den Vorgesetzten, 
der derartige Verbrechen ausführen ließ oder 
deren Begehung duldete. 

Bin bemerkenswerter Präzedenzfall strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit eines Vorgesetzten für Verbre¬ 
chen, die unter seinem Kommando begangen wur¬ 
den, ist das Urteil des Obersten Gerichtshofes der 
USA (327 U.S. 1/1945) gegen den japanischen Ge¬ 
neral Yamashita. Er wurde bestraft, weil er keine 
wirksamen Anstrengungen unternommen hatte, 
Verbrechen der ihm unterstellten Soldaten gegen 
die Zivilbevölkerung der Philippinen während der 
letzten Tage des zweiten Weltkrieges zu unterbin¬ 
den. 

g) Eine weitere Konsequenz aus dem politischen 
Charakter der Verbrechen gegen den Frieden, 
die Menschlichkeit und der Kriegsverbrechen 
besteht in der Verantwortlichkeit für Zugehö¬ 
rigkeit zu einer verbrecherischen Gruppe oder 
Organisation also in der gerichtlichen Erklä¬ 
rung einer Gruppe oder Organisation als ver¬ 
brecherisch. Eine solche verbrecherische 
Gruppe oder Organisation liegt vor - wie es im 
Nürnberger Urteil heißt -, wenn diese Gruppe 
oder Organisation zusammengeschlossen und 
für einen gemeinsamen Zweck organisiert ist 
—, und zwar in Verbindung mit Verbrechen, die 
im Statut beschrieben sind. 22 ) Ist eine Gruppe 
oder Organisation durch gerichtliche Ent¬ 
scheidung zu einer verbrecherischen Organisa¬ 
tion erklärt worden, können Einzelpersonen, 
die sich als Mitglieder dieser Organisationen 
persönlich an den Verbrechen gemäß Art. 6 
IMT-Statut beteiligt haben, auf Grund dieser 


Entscheidung entsprechend ihrer persönlichen 
Schuld bestraft werden. Die bloße Mitglied¬ 
schaft reicht indessen für solche Bestrafung 
nicht aus. Das Strafrecht der DDR wird dieser 
Konzeption mit dem Begriff des Unterneh¬ 
mens nach § 94 StGB gerecht. 

h) Ferner ist zu beachten, daß auch die Prozeßre¬ 
geln dem materiellen Völkerrecht nicht wider¬ 
sprechen dürfen. „Wenn ein Kriegsverbre¬ 
cherprozeß ein Prozeß auf der Grundlage ei¬ 
ner völkerrechtlichen Norm ist, so heißt das, 
daß dieser Strafprozeß Völkerrecht verwirk¬ 
licht. Hieraus folgt aber, daß Kriegsverbre¬ 
chen nicht nur materiell-rechtlich völkerrecht¬ 
liche Delikte sind, sondern auch unter prozes¬ 
sualem Gesichtspunkt als völkerrechtliche De¬ 
likte behandelt werden müssen. Damit ist ge¬ 
sagt: Wenn ein Strafprozeß gegen Kriegsver¬ 
brecher Verwirklichung bzw. Anwendung von 
Völkerrecht durch die Staaten ist, dann kann 
ein solcher Prozeß nur in Übereinstimmung 
mit den allgemein anerkannten Völkerrechts¬ 
grundsätzen durchgeführt werden. Die Pro¬ 
zeßregeln dürfen den Konsequenzen des ma¬ 
teriellen Völkerrechts nicht widersprechen. 23 ) 

i) Schließlich bedeutet die völkerrechtliche Be¬ 
gründung der strafrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit für diese Verbrechen und ihre Straf¬ 
verfolgung die Anerkennung der völkerrechtli¬ 
chen Rechtsquellen (Dokumente wie Abkom¬ 
men, Verträge, Konventionen usw.) als ur¬ 
sprüngliche Rechtsgrundlage. Die einzelnen 
Staaten sind auf Grund ihrer völkerrechtlichen 
Verpflichtungen an diese Rechtsgrundlagen 
gebunden bzw. gehalten, in ihrem Hoheitsge¬ 
biet derartige rechtliche und institutioneile 
Voraussetzungen zu ihrer Verfolgung zu schaf¬ 
fen. Dazu gehört auch, in der innerstaatlichen 
Strafgesetzgebung entsprechende Straftatbe¬ 
stände vorzusehen (wie das z. B. in der DDR in 
den Normen des 1. Kap. des Besonderen Teils 
des StGB geschehen ist). 

Wie bereits gesagt, bedeutet solche Gesetzge¬ 
bung - die Schaffung von Straftatbeständen für 
Verbrechen gegen den Frieden, die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen im innerstaatlichen Straf¬ 
recht-im Unterschied zur anderen Strafgesetzge- 

22 Vgl. Der Nürnberger Prozeß, Bd. I, a. a. O., 
S. 206 ff. 

23 J. Lekschas/J. Renneberg/J. Schulz, „Verbrechen 
gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit verjähren nicht“, 
Staat und Recht, 1/1969, S. 21 f. 
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bung keine originäre Begründung strafrechtlicher 
Verantwortlichkeiten, sondern die innerstaatliche, 
nationale Transformation bzw. Konkretisierung 
der allgemein anerkannten und bereits zuvor ver¬ 
bindlichen völkerrechtlichen Regelungen (Nor¬ 
men). Diese Transformation entweder über ent¬ 
sprechende Artikel der Verfassung, die allgemein 
anerkannte Regeln des Völkerrechts für geltendes 
Recht erklären, oder über bestimmte Gesetze ist 
erforderlich, da das Völkerrecht nicht automa¬ 
tisch im innerstaatlichen Raume gilt. Im Falle der 
Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ist 
diese Transformation selbst eine völkerrechtliche 
Pflicht, der sich kein Staat der Welt entziehen 
kann. 

Ganz besondere Bedeutung hat diese Verpflichtung 
zur strafrechtlichen Verfolgung der Kriegsverbre¬ 
cher, einschließlich der Schaffung entsprechender 
rechtlicher und institutioneller Voraussetzungen für 
die Staaten, die als Völkerrechtssubjekt für die Ag¬ 
gression bzw. die Beteiligung an einer solchen Ver¬ 
antwortung tragen. Das betraf im Zusammenhang 
mit dem zweiten Weltkrieg insbesondere das faschi¬ 
stische Deutschland und die mit ihm während des 
Krieges verbündet gewesenen Staaten wie Italien, 
Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Finnland, aber auch 
Japan. Die rechtlichen Konsequenzen dieser Tatsa¬ 
che spiegeln sich in den entsprechenden Friedens¬ 
verträgen wider, die die Verpflichtung zur Mithilfe 
bei der Verfolgung und Bestrafung von Kriegsver¬ 
brechern enthalten. 

1 . 2 . 

Die Herausbildung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
für Verbrechen gegen den Frieden, 
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 

Die Aggressivität des Imperialismus, sein Kampf 
um die Neuaufteilung der Welt, besonders aber 
der Großmachtchauvinismus des deutschen Impe¬ 
rialismus um die Jahrhundertwende und in den 
Jahren vor dem ersten Weltkrieg führten in der 
Arbeiterklasse, aber auch gestützt von pazifisti¬ 
schen Vertretern des Bürgertums, zu einer macht¬ 
vollen Bewegung gegen die sich bereits abzeich¬ 
nende Gefahr eines imperialistischen Krieges. Im 
Februar 1907 war Karl Liebknechts Schrift „Mili¬ 
tarismus und Antimilitarismus unter besonderer 
Berücksichtigung der internationalen Jugend¬ 
bewegung“ erschienen und 1908 entlarvte 
W. I. Lenin in seinem Aufsatz „Der streitbare Mi¬ 
litarismus und die antimilitaristische Taktik der 


Sozialdemokratie“ das aggressive Wesen des Im¬ 
perialismus und legte die Haltung der Arbeiter¬ 
klasse zum imperialistischen Krieg dar. Im August 
1907 hatte einer der bedeutendsten internationa¬ 
len Sozialistenkongresse in Stuttgart stattgefun¬ 
den, der vor allem gegen die imperialistische Ko¬ 
lonial- und Kriegspolitik gewandt war. 

Unter diesem Druck der öffentlichen Meinung 
und um die Volksmassen irrezuführen und zu be¬ 
sänftigen, sahen sich die Regierungen von über 
40 Staaten - darunter Deutschlands, Frank¬ 
reichs, Großbritanniens, den USA, Rußlands und 
Chinas - gezwungen,, am 18. Oktober 1907 in 
Den Haag ein Abkommen über die friedliche Er¬ 
ledigung von Streitfällen abzuschließen. Am glei¬ 
chen Tage wurden auch die Haager Landkriegs¬ 
ordnung (IV. Haager Abkommen, betreffend die 
Gesetze und Gebräuche des Landkrieges) und 
weitere den Seekrieg und das Verhalten neutraler 
Mächte betreffende Abkommen unterzeichnet. 

Als im Ergebnis des ersten imperialistischen 
Weltkrieges und angesichts seiner furchtbaren 
Opfer der Friedenswille der Völker zur Beendi¬ 
gung des Völkermordens beitrug und sich in vielen 
Ländern die Arbeiterklasse erhob, als die siegrei¬ 
chen russischen Arbeiter und Bauern den ersten 
sozialistischen Staat ausriefen und von ihrem 
II. Gesamtrussischen Sowjetkongreß am 26. Ok¬ 
tober (8. November) 1917 aus das Dekret über 
den Frieden um die ganze Welt ging, wurden die 
Forderungen „Nie wieder Krieg“ und die nach 
Verurteilung der Kriegsschuldigen zum allgemei¬ 
nen Gebot der Völker. Auf diesem politischen 
Hintergrund fanden in den Friedensvertrag von 
Versailles vom 7. Mai 1919 Strafbestimmungen 
für Kriegsschuldige Aufnahme (Art. 227 bis 230), 
insbesondere wurde der ehemalige deutsche Kai¬ 
ser „wegen schwerster Verletzung der internatio¬ 
nalen Moral und der bindenden Kraft der Verträ¬ 
ge“ unter öffentliche Anklage gestellt (Art. 227). 
Vor die Militärgerichte der Verbündeten sollten 
Personen gebracht werden, „die wegen einer ge¬ 
gen die Gesetze und Gebräuche des Krieges ver¬ 
stoßenden Handlung angeklagt sind“ (Art. 228). 
Damit wurde erstmalig eine persönliche strafrecht¬ 
liche Verantwortlichkeit für derartige Verbrechen 
formuliert. 

Im Ergebnis des ersten Weltkrieges entstand 
am 24. Dezember 1919 der Völkerbund. Er bil¬ 
ligte am 23. September 1923 auf seiner Vollver¬ 
sammlung den Vertragsentwurf über gegenseiti¬ 
gen Beistand, in dessen Art. 1 der Aggressions¬ 
krieg als ein „internationales Verbrechen“ quali- 
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fiziert wurde und in dem die vertragschließenden 
Seiten die feierliche Verpflichtung übernehmen, 
„sich eines solchen Verbrechens, von welchem 
Staat es auch ausgehen möge, nicht schuldig zu 
machen“. In der Präambel des Genfer Protokolls 
von 1924 über die friedliche Lösung internationa¬ 
ler Streitfragen werden ebenfalls Aggressions¬ 
kriege als internationale Verbrechen bezeichnet. 
Im gleichen Sinne erklärt die Deklaration der 
Vollversammlung des Völkerbundes vom 
24. September 1927: „Jeder Aggressionskrieg ist 
und bleibt verboten.“ Am 18. Februar 1928 
stellte die 6. Panamerikanische Konferenz in Ha¬ 
vanna durch ihre 21 Mitgliedstaaten in einer Re¬ 
solution fest, daß, da „der Aggressionskrieg ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit dar¬ 
stellt . . jede Aggression ungesetzlich ist und als 
solche verboten wird“. 

Bedeutsam waren auch das Genfer Protokoll 
über das Verbot von erstickenden, giftigen oder 
ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen 
Mitteln im Kriege (17. Juni 1925) sowie die Gen¬ 
fer Konvention über die Verbesserung des Loses 
der Verwundeten und Kranken der Heere im 
Felde und das Genfer Abkommen über die Be¬ 
handlung der Kriegsgefangenen (beide vom 
27. Juli 1929). Schließlich kam am 27. August 
1928 der Briand-Kellogg-Pakt zustande, ein 
Vertrag über die Ächtung des Krieges , in dem 
10 Staaten, darunter die USA, Deutschland, 
Großbritannien, Frankreich, Japan feierlich im 
Namen ihrer Völker erklärten, „daß sie den Krieg 
als Mittel für die Lösung internationaler Streit¬ 
fälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug in¬ 
ternationaler Politik in ihren gegenseitigen Be¬ 
ziehungen verzichten“ (Art. I). Darin kam in ei¬ 
nem völkerrechtlich verbindlichen Dokument die 
dem Rechtsbewußtsein der Völker entsprechende 
Verurteilung des Angriffskrieges als Verbrechen 
zum Ausdruck. Die Sowjetunion maß diesem 
Vertrag - trotz einer Reihe von Unvollkommen¬ 
heiten, die seine konsequente Verwirklichung und 
Durchsetzungsmöglichkeit betrafen - eine große 
Bedeutung bei und ratifizierte ihn am 6. Sep¬ 
tember 1928 als erster Staat. 

Zu Beginn des zweiten Weltkrieges waren 
63 Staaten Mitglieder des Briand-Kellogg-Pak- 
tes, darunter auch Deutschland, Italien und Japan. 

Die Hitlerfaschisten setzten sich über diese 
wie über viele andere völkerrechtliche Vereinba¬ 
rungen hinweg. Ihre beispiellosen Verbrechen ge¬ 
gen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
ihre Kriegsverbrechen riefen den Zorn der Völker 


der Welt und deren Entschlossenheit hervor, mit 
der Vernichtung des Hitlerfaschismus nunmehr 
endgültig den imperialistischen Krieg aus dem 
Leben der Völker zu verbannen. Gestützt auf den 
antifaschistischen Kampf der Arbeiterklasse, der 
Demokraten und Patrioten in der ganzen Welt, 
auf den illegalen Widerstand gegen die Hitlerbar¬ 
barei und auf die Partisanenbewegungen in den 
besetzten Ländern Europas konnte die Antihit¬ 
lerkoalition — staatlich repräsentiert vor allem 
durch die Sowjetunion, die USA und Großbritan¬ 
nien - völkerrechtlich verbindlich ihre Haltung zu 
den Verbrechen der Hitlerfaschisten und ihrer 
Anhänger sowie zu deren persönlicher Verant¬ 
wortlichkeit formulieren. 

Am 13. Januar 1942 unterschrieben die Re¬ 
gierungen der von den Hitlerfaschisten besetzten 
Länder (Belgiens, Griechenlands, Frankreichs, 
Luxemburgs, Norwegens, der Niederlande, Po¬ 
lens, der Tschechoslowakei und Jugoslawiens) im 
St. James-Palast in London eine Erklärung, in der 
sie als eines ihrer grundlegenden Ziele die Bestra¬ 
fung der für Kriegsverbrechen Verantwortlichen 
nannten. Diese Erklärung wurde von der Sowjet¬ 
union, den USA und Großbritannien gebilligt 
und unterstützt. 

In den Noten vom 25. Oktober 1941, 6. Ja¬ 
nuar 1942, insbesondere aber in der Note vom 
27. Januar 1942 charakterisierte die Sowjetregie¬ 
rung die Bestrafung der für Kriegsverbrechen 
Verantwortlichen als eine wesentliche Aufgabe 
des Krieges gegen den Faschismus. Von besonde¬ 
rer Bedeutung ist hier die bereits genannte Mos¬ 
kauer Erklärung über die Verantwortlichkeit der 
Hitler-Anhänger für begangene Greueltaten vom 
30. Oktober 1943. In der Erklärung der drei 
Großmächte von Teheran vom 1. Dezember 1943 
wird die Entschlossenheit bekundet, nach dem 
Krieg „einen dauernden Frieden“ ^u schaffen, 
„einen Frieden zu schließen, der den überwälti¬ 
genden Massen der Völker der Welt Bereitwillig¬ 
keit abnötigen und die Geißel und den Schrecken 
des Krieges für viele Generationen bannen wird“. 
In der Erklärung der drei Mächte von Jalta wird 
im Ergebnis der Krimkonferenz vom 3. - 11. Fe¬ 
bruar 1945 erneut der unbeugsame Wille zum 
Ausdruck gebracht, „alle Kriegsverbrecher vor 
Gericht zu bringen und einer schnellen Bestrafung 
zuzuführen“, und die Entschlossenheit bekundet, 
„sobald wie irgend möglich eine allgemeine inter¬ 
nationale Organisation zur Aufrechterhaltung des 
Friedens und der Sicherheit zu gründen . . . so¬ 
wohl zur Verhütung von Angriffen als auch zur 
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Beseitigung politischer, wirtschaftlicher und so¬ 
zialer Kriegsursachen“. Es wurde für den 
25. April 1945 eine Konferenz der Vereinten Na¬ 
tionen nach San Francisco einberufen. 

Nach der Niederschlagung des Hitlerfaschis- 
müs legte das Potsdamer Abkommen vom 2. Au¬ 
gust 1945 in Abschnitt III A 5 rechtswirksam 
fest: „Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an 
der Planung oder Verwirklichung nazistischer 
Maßnahmen, die Greuel oder Kriegsverbrechen 
nach sich zogen oder als Ergebnis hatten, teilge¬ 
nommen haben, sind zu verhaften und dem Ge¬ 
richt zu übergeben.“ Abschnitt VII ist speziell 
dem Verfahren gewidmet. Danach sind die 
Hauptkriegsverbrecher „einer schnellen und si¬ 
cheren Gerichtsbarkeit zuzuführen“ und der 
Prozeß gegen sie ist „zum frühestmöglichen Zeit¬ 
punkt“ zu beginnen. 

Im Londoner Viermächte-Abkommen vom 
8. August 1945 wurde „zwischen der Regierung 
des Vereinigten Königreiches von Großbritannien 
und Nordirland, der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika, der Provisorischen Regie¬ 
rung der Französischen Republik und der Regie¬ 
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepu¬ 
bliken eine Vereinbarung über die Verfolgung 
und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher der 
Europäischen Achse“ geschlossen. Bestandteil 
des Abkommens war auch das Statut für den In¬ 
ternationalen Militärgerichtshof (IMT-Statut), 
das in seinem Artikel 6 eine exakte Definition 
bzw, tatbestandliche Erfassung der Verbrechen 
gegen den Frieden, der Kriegsverbrechen und der 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit enthält. Ein 
völkerrechtliches Dokument ersten Ranges ist un¬ 
ter diesem Gesichtspunkt das von den Mitgliedern 
des Internationalen Gerichtshofes Unterzeichnete 
Nürnberger Urteil 2 *) vom 1. Oktober 1946, das 
jene allgemein anerkannten Prinzipien enthält, 
die als „Nürnberger Prinzipien “ in die Geschichte 
eingegangen sind. Die Vollversammlung der Ver¬ 
einten Nationen bestätigte in einer ihrer ersten 
Sitzungen am 11. Dezember 1946 in einem be¬ 
sonderen Beschluß — Resolution 95 (I) - die All¬ 
gemeinverbindlichkeit dieser völkerrechtlichen 
Prinzipien. 

. Die auf Grund dieses Beschlusses von der Völker¬ 
rechtskommission der UNO 1950 formulierten 
Prinzipien von Nürnberg haben folgenden Wort- 
laut: „Prinzip I 

Jede Person, die eine Tat begeht, die nach dem 
Völkerrecht ein Verbrechen darstellt, ist hierfür 
verantwortlich und unterliegt einer Bestrafung. 


Prinzip II 

Die Tatsache, daß das Völkerrecht für eine Tat, die 
nach dem Völkerrecht ein Verbrechen darstellt, 
keine Strafe festlegt, befreit die Person, die die Tat 
begangen hat, nicht von der Verantwortlichkeit 
nach dem Völkerrecht. 

Prinzip III 

Die Tatsache, daß die Person, die eine Tat begangen 
hat, die nach dem Völkerrecht ein Verbrechen dar¬ 
stellt, als Staatsoberhaupt oder als verantwortlicher 
Regierungsfunktionär handelte, befreit sie nicht 
von der Verantwortlichkeit nach dem Völkerrecht. 
Prinzip IV 

Die Tatsache, daß eine Person in Ausführung einer 
Weisung ihrer Regierung oder eines Höhergestell- 
— ten handelt, befreit sie nicht von der Verantwort¬ 
lichkeit nach dem Völkerrecht, vorausgesetzt, daß 
eine moralische Wahlmöglichkeit für sie tatsächlich 
gegeben war. 

Prinzip V 

Jede Person, die eines Verbrechens nach dem Völ¬ 
kerrecht beschuldigt wird, hat ein Recht auf eine ge¬ 
rechte Verhandlung über die Tatsachen und die 
Rechtsvorschriften. 

Prinzip VI 

Die Verbrechen, die im Anschluß hieran abgesteckt 
sind, sind als Verbrechen nach dem Völkerrecht 
strafbar. 

a) Verbrechen gegen den Frieden: 

1. die Planung, Vorbereitung, Anstiftung oder 
die Führung eines Aggressionskrieges oder 
eines Krieges unter Verletzung internatio¬ 
naler Verträge, Übereinkommen oder Ver¬ 
sicherungen 

2. Teilnahme an einem gemeinschaftlichen 
Plan oder an einer Konspiration zur Ausfüh¬ 
rung irgendeiner der unter 1 erwähnten Ta¬ 
ten. 

b) Kriegsverbrechen: 

Verletzungen der Gesetze oder der Gewohnhei¬ 
ten des Krieges, die, ohne darauf beschränkt zu 
sein, beinhalten: 

Morde, Mißhandlungen oder Deportationen der 
Zivilbevölkerung der oder in besetzten Gebie¬ 
ten zu Sklavenarbeit oder zu jeglichem anderen 
Zweck, Mord oder Mißhandlung von Kriegsge¬ 
fangenen oder von Personen auf See, Tötung 
von Geiseln, Plünderung öffentlichen oder pri¬ 
vaten Eigentums, mutwillige Zerstörung von 
Stadtzentren, Städten oder Dörfern oder Ver¬ 
wüstungen, die durch militärische Notwendig¬ 
keit nicht gerechtfertigt sind. 

c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit: 

Mord, Ausrottung, Versklavung, Deportation 
und andere unmenschliche Handlungen, began¬ 
gen gegen irgendwelche Schichten der Zivilbe- 


24 Wortlaut in: Der Nürnberger Prozeß, Bd. I, 
a. a. O., S. 121 ff. 
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völkerung oder Verfolgung aus politischen, ras¬ 
sischen oder religiösen Gründen, wenn solche 
Taten ausgeführt oder solche Verfolgungen 
'durchgeführt werden, in Verwirklichung von 
oder in Verbindung mit irgendeinem Verbre¬ 
chen gegen den Frieden oder einem Kriegsver¬ 
brechen. 

Prinzip VII 

Teilnahme an der Begehung eines Verbrechens ge¬ 
gen die Menschlichkeit, wie sie in dem Prinzip VI 
niedergelegt sind, ist ein Verbrechen gegen das 
Völkerrecht.“ 25 ) 

Im weiteren hat die UNO wiederholt die Ver¬ 
bindlichkeit dieser Prinzipien unterstrichen und 
präzisiert. Der Wirtschafts- und Sozialrat der 
UNO forderte am 28. Juli 1965 und am 5. August 
1966 in Resolutionen erneut die Bestrafung der 
Kriegsverbrecher und der Personen, die Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit begangen haben. 
Am 26. November 1968 nahm die UNO-Vollver¬ 
sammlung eine Konvention über die Nichtan¬ 
wendbarkeit von Verjährungsbestimmungen auf 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit an, in der - bezugnehmend - der 
Beschluß über die Allgemeinverbindlichkeit der 
Nürnberger Prinzipien erneut bekräftigt wurde 
(vgl. auch Entschließung der UNO-Menschen- 
rechtskommission vom 9. April 1965). 

Im gleichen Sinne kennzeichnet die Konven¬ 
tion über die Verhütung und Bestrafung des Völ¬ 
kermordes (Genocid-Konvention) vom 9. De¬ 
zember 1948 - UNO-Resolution Nr. 96 (I) - den 
Völkermord - unabhängig davon, ob im Frieden 
oder im Krieg begangen - als „Verbrechen gemäß 
internationalem Recht“ (Art. I). Artikel IV fi¬ 
xiert ausdrücklich die persönliche strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Schuldigen,' ungeachtet 
dessen, „ob sie regierende Personen, öffentliche 
Beamte oder private Einzelpersonen sind“. 

Eine bedeutsame Weiterentwicklung erfuhr in jün¬ 
gerer Zeit das Völkerrecht und die völkerrechtliche 
Definition von Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit mit der Annahme der Konvention über die Ver¬ 
folgung und Bestrafung des Apartheidverbrechens 
auf der XXVIII. UNO-Vollversammlung am 
30. November 1973, die auf Initiative der UdSSR 
erarbeitet wurde. In der Konvention wird das 
Apartheidverbrechen als spezielles Verbrechen ge¬ 
gen die Menschlichkeit definiert. Sie konkretisiert 
den Tatbestand des Verbrechens gegen die Mensch¬ 
lichkeit auf Grund der durch das Apartheidregime 
in Südafrika hervorgebrachten Erscheinungsfor¬ 
men solcher Verbrechen und schließt damit eine 
Lücke in der Genozid-Konvention. 26 ) 


Auf der’Grundlage vorgenannter völkerrecht¬ 
licher Regelüngen und in Übereinstimmung mit 
ihnen wurden entsprechende Vorschriften in die 
.Friedensverträge mit Italien, der VR Bulgarien, 
der Republik Finnland, der SR Rumänien, der 
Ungarischen VR (1947) und mit Japan (1951) 
aufgenommen. Auch im Staatsvertrag betreffend 
die Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Österreichs (1955) sowie in der 
nationalen Gesetzgebung vieler anderer Länder 
(z. B. VO der Republik Frankreich über die Be¬ 
strafung von Kriegsverbrechen vom 28. 8. 1944 
sowie Gesetz der Republik Frankreich über die 
Unverjährbarkeit von Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vom 26. 12. 1964; Gesetz in Nor¬ 
wegen vom 24. 5. 1946 über die Bestrafung aus¬ 
ländischer Kriegsverbrecher) fanden diese Rege¬ 
lungen ihren Niederschlag. Ebenso erfuhren diese 
völkerrechtlichen Grundsätze in den Strafge¬ 
setzen sozialistischer Länder oder in besonderen 
Gesetzen zum Schutz des Friedens sowie über die 
Nichtverjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen 
ihre Konkretisierung. 

Für Deutschland wurde in Verwirklichung des 
Potsdamer Abkommens (III A 5) zur Bestrafung 
deutscher Nazi- und Kriegsverbrecher vom Alliier¬ 
ten Kontrollrat am 20. 12. 1945 das Kontrollratsge- 
setz Nr. 10 erlassen, das durch die Direktiven 
Nr. 24 vom 12. 1. 1946 und Nr. 38 vom 12. 10. 
1946 konkretisiert wurde. Die für die einzelnen Be¬ 
satzungszonen verantwortlichen Oberbefehlshaber 
der Streitkräfte erließen auf dieser Basis weitere 
verbindliche Rechtsvorschriften zur Durchführung 
der Bestimmungen des Kontrollrates, so den Befehl 
Nr. 201 des SMAD vom 16. 8. 1947 sowie die VO 
Nr. 47 der britischen Militärregierung vom 30. 8. 
1946 und die VO Nr. 173 der französischen Militär¬ 
regierung vom 23. 9. 1948. 

So hat die juristische Ausgestaltung der straf¬ 
rechtlichen Verantwortlichkeit für Verbrechen 
gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen in den letzten dreißig Jahren, 
besonders aber im Zusammenhang mit dem zwei¬ 
ten Weltkrieg und danach, eine gewaltige Ent¬ 
wicklung und eine bedeutende Ausprägung erfah¬ 
ren. Sie hat sich zu einer exakt geregelten Rechts¬ 
materie entwickelt, die alle juristischen Voraus- 


25 Yearbook of the International Law Commission 
1950, vol. II, S. 150. 

26 Vgl. B. Graefrath, „Internationale Zusammenar¬ 
beit und Menschenrechte“, Neue Justiz, 23/1973, 
S. 683 ff., ders., „Apartheid - ein internationales 
Verbrechen“, Neue Justiz, 7/1974, S. 192 ff. 
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Setzungen für einen wirksamen Kampf gegen Ag¬ 
gressionskriege und gegen Kriegsverbrechen und 
Völkermord bietet. Entscheidend bleibt jedoch 
das internationale Kräfteverhältnis, insbesondere 
die Geschlossenheit der Friedenskräfte, die sich 
heute auf eine staatliche Basis stützen können, auf 
die sozialistische Staatengemeinschaft, vor allem 
auf die UdSSR, als realer Kraft und wahren Ga¬ 
ranten des demokratischen Völkerrechts. 

1.3 

Die konsequente Bestrafung der 

Nazi- und Kriegsverbrecher in der DDR 27 

Auf dem Gebiet der heutigen DDR nahmen un¬ 
mittelbar nach der Zerschlagung des Hitlerfa¬ 
schismus deutsche Antifaschisten mit Unterstüt¬ 
zung der sowjetischen Besatzungsmacht die Ver¬ 
folgung der Naziverbrechen auf. Bereits im Som¬ 
mer 1945 - noch vor dem Erlaß des IMT-Statuts 
und des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 und noch vor 
dem Nürnberger Prozeß - begannen deutsche, mit 
Antifaschisten besetzte Gerichte, Naziverbrechen 
zu bestrafen. In seiner Erklärung vom 12. August 
1945 zu den Beschlüssen der Potsdamer Konfe¬ 
renz forderte der Block der antifaschistisch-de¬ 
mokratischen Parteien, daß „die unerhörten Ver¬ 
brechen gegen unser Volk und gegen andere Völ¬ 
ker ihre Sühne finden“, und am 30. Oktober 
1945 formulierte er in einer besonderen Ent¬ 
schließung die Notwendigkeit, „alle Verbrechen 
auf das strengste zu ahnden, die von den Anhän¬ 
gern des Hitlerregimes zur Förderung, unter dem 
Schutze oder unter Ausnutzung der nazistischen 
Willkürherrschaft begangen worden sind“ 28 ). 
Auch Verjährungsfristen dürften dem nicht ent¬ 
gegenstehen. 

Rechtliche Grundlage dieser unmittelbar 
1945 begonnenen Verfolgung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher durch antifaschistische deutsche 
Gerichte war das auf dem Potsdamer Abkommen 
vom 2. August 1945 (Abs. III A 5) beruhende, 
für alle vier Besatzungszonen geltende Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 10vom20. 12.1945. 29 ) Es gewähr¬ 
leistete in Verbindung mit den Kontrollratsdirek- 
tiven Nr. 24 vom 12. 1. 1946 und Nr. 38 vom 
12. 10. 194 6 30 ) sowie mit dem Befehl Nr. 201 der 
SMAD vom 16. 8. 1947 31 ) die einheitliche Be¬ 
strafung von Kriegs- und Naziverbrechern. 

Die Aburteilung der Hauptkriegsverbrecher 
blieb den Gerichten der Alliierten Vorbehalten. 

Es sei hier auf die Nürnberger Nachfolgeprozesse, 

insbesondere gegen das faschistische Oberkom¬ 


mando der Wehrmacht sowie gegen faschistische 
Ärzte und Juristen verwiesen. Mehrere Prozesse 
wurden vor den Gerichten der Alliierten in ihren 
Ländern und in ihren Besatzungszonen durchge¬ 
führt. So verhandelte das Militärtribunal der sowje¬ 
tischen Bbsatzungszone im Oktober 1947 gegen den 
Lagerkommandanten und das Bewachungskom¬ 
mando des KZ Sachsenhausen. 

Seit dem Tage ihrer Gründung bekannte sich 
die DDR eindeutig zu den genannten Grund¬ 
sätzen des Völkerrechts. In Art. 5 der Verfassung 
von 1949 war festgelegt, daß die allgemein aner¬ 
kannten Regeln des Völkerrechts die Staatsgewalt 
und jeden Bürger binden. 

Im Zusammenhang mit der Erklärung der So¬ 
wjetregierung über die Beziehungen zwischen der 
UdSSR und der DDR vom 26. März 1954 veröf¬ 
fentlichte die Regierung der UdSSR am 6. August 
1954 einen Beschluß. Danach waren „alle Befehle 
und Anordnungen aufzuheben, die von der sowje¬ 
tischen Militäradministration und von der sowjeti¬ 
schen Kontrollkommission in Deutschland in den 
Jahren 1945 bis 1953 über Fragen erlassen wor¬ 
den waren, die das politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Leben der DDR betrafen“. 

Mit dem Erlaß des Präsidiums des Obersten 
Sowjets der UdSSR vom 25. Januar 1955 über die 
Beendigung des Kriegszustandes zwischen der 
Sowjetunion und Deutschland, dem in den fol¬ 
genden Monaten entsprechende Erklärungen der 
anderen sozialistischen Staaten folgten, dem Ab¬ 
schluß des Warschauer Vertrages über Freund¬ 
schaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Bei¬ 
stand am 14. Mai 1955 und vor allem mit dem 
Vertrag über die Beziehungen zwischen der DDR 

27 Die Ausführungen dieses Abschnittes stützen sich 
auf das Fernstudienmaterial „Strafrecht der DDR - 
Besonderer Teil“, H. 1, S. 19 ff., — ausgearbeitet 
von K. Grathenauer und H. Schmidt - sowie den 
„Bericht des Generalstaatsanwaltes der DDR, 
Dr. Josef Streit, über die Verwirklichung der völ¬ 
kerrechtlichen Pflicht zur Verfolgung und Bestra¬ 
fung der Nazi- und Kriegsverbrecher in der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik und der westdeut¬ 
schen Bundesrepublik“, in: Aus der Tätigkeit der 
Volkskammer und ihrer Ausschüsse, H. 14, 
5. Wahlper., Berlin 1969, S. 11 ff. 

28 Dokumente und Materialien zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung, Reihe III, Bd. 1, 
Berlin 1959, S. 90 und 245. 

29 Vgl. Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, 
3/1946, S. 50 f. 

30 Vgl. ZVOB1. 18/1947, S. 194 ff. 

31 Vgl. a. a. O., S. 185 f. 
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und der UdSSR vom 20. September 1955, mit 
dem staats- und völkerrechtlich die volle Souve¬ 
ränität der DDR bekräftigt wurde, verloren die 
vom Alliierten Kontrollrat erlassenen Gesetze 
und anderen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
der DDR ihre.Rechtskraft. Die Sowjetunion gab 
das während der Verhandlungen zum letztge¬ 
nannten Vertrag in einem Beschluß bekannt. Da¬ 
nach waren die Funktion des Hohen Kommissars 
der UdSSR in Deutschland aufgehoben und die in 
den Jahren 1945 bis 1948 vom Kontrollrat in 
Deutschland erlassenen Gesetze, Direktiven, Be¬ 
fehle und anderen Anordnungen auf dem Gebiet 
der DDR außer Kraft gesetzt. 

Mit diesem Zeitpunkt wurde Art. 6 des 1MT- 
Statutes in Verbindung mit Art. 6 der Verfassung 
der DDR von 1949 die alleinige Rechtsgrundlage 
für die Bestrafung von Verbrechen gegen den Frie¬ 
den, die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. 

In Art. 91 der Verfassung der DDR ist eindeu¬ 
tig formuliert, daß die allgemein anerkannten 
Normen des Völkerrechts über die Bestrafung 
solcher Verbrechen unmittelbar geltendes Recht 
sind. Diese Rechtsanwendung unterliegt keinerlei 
Einschränkungen bezüglich des territorialen und 
persönlichen Geltungsbereiches, weder für die 
Vergangenheit noch für die Zukunft. Sie erfolgt 
damit gegenüber allen Personen, die solche Ver¬ 
brechen begangen haben oder begehen. Aus die¬ 
sem Universalitätsgrundsatz für die Verfolgung 
solcher schwersten Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit ergab sich auch die völkerrechtli¬ 
che Notwendigkeit und Berechtigung, Strafver¬ 
fahren gegen außerhalb der DDR ansässige 
Kriegs- oder Menschlichkeitsverbrecher durchzu¬ 
führen, wie das z. B. in den Prozessen gegen Ober¬ 
länder und Globke vor dem Obersten Gericht der 
DDR erfolgte. 

Bei der Verfolgung und Bestrafung der 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit hat sich die DDR stets von den 
völkerrechtlichen Prinzipien leiten lassen, die im 
Statut und Urteil des Internationalen Militärge¬ 
richtshofes zum Ausdruck kommen. Gestützt auf 
die aktive Mitwirkung der Bevölkerung wurden in 
intensiver Arbeit die auf dem Gebiet der DDR be¬ 
findlichen Verantwortlichen für Kriegsverbre¬ 
chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
gefaßt und ihrer gerechten Bestrafung zugeführt. 
Dabei bewährte sich die Zusammenarbeit,vor al¬ 
lem mit den Staaten, die die Hauptlast der faschi¬ 
stischen Massenverbrechen ertragen hatten. Von 
Anbeginn an wurde die dem Willen der Völker 


entsprechende Forderung des Potsdamer Ab¬ 
kommens erfüllt, Kriegsverbrecher und alle die¬ 
jenigen den Gerichten zu übergeben, die an der 
Planung oder Verwirklichung nazistischer Maß¬ 
nahmen, die Greuel- oder Kriegsverbrechen nach 
sich zogen, beteiligt waren. 

In Erkenntnis der Tatsache, daß sich Kriegs¬ 
verbrechen und Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit wegen ihres Umfanges, ihres Ausmaßes 
und ihrer Organisation von den Einzelverbrechen, 
die vom innerstaatlichen Strafrecht erfaßt werden, 
qualitativ unterscheiden, wurde nach Gründung 
der DDR (unter anderem im Prozeß gegen Glob¬ 
ke) Art. 6 des IMT-Statuts in Verbindung mit 
Art. 5 Verfassung der DDR von 1949 umnittelbar 
angewandt . 

So hat das Oberste Gericht der DDR in dem 
Urteil gegen Globke vom 23. 7. 1963 — 1 Zst (I) 
1/63 — festgestellt, daß Art. 6 des IMT-Statuts die 
entscheidende Quelle ist, aus der sich der Inhalt 
der allgemein anerkannten völkerrechtlichen 
Normen über die Verfolgung von Kriegsverbre¬ 
chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
eindeutig ergibt. 32 ) Ebenso wurde am 25. 3. 1966 
der ehemalige KZ-Arzt Fischer vom Obersten 
Gericht der DDR wegen Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit auf der 
Grundlage des Art. 6 des IMT-Statuts verur¬ 
teilt. 33 ) In diesem Urteil wurde die im Urteil gegen 
Globke noch vertretene Auffassung von der An¬ 
wendbarkeit der Straftatbestände des allgemeinen 
Strafrechts neben denen des Völkerrechts abge¬ 
lehnt. 

Im Verfahren gegen Globke hat das Oberste 
Gericht der DDR auch di t strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit für sogenannte Schreibtischmörder — 
hier für den juristischen Ausarbeiter der faschisti¬ 
schen Gesetzgebung, insbesondere von Gesetzen 
zur Verfolgung jüdischer Bürger, „fremdvölki¬ 
scher“ und „unerwünschter“ Bevölkerungs¬ 
schichten, die auf Grund dieser „Gesetze“ grau¬ 
sam verfolgt, mißhandelt und physisch vernichtet 
wurden — herausgearbeitet und begründet. 

In den Verfahren vor den Gerichten der DDR 
wird stets intensiv nach objektiven Beweismitteln 
und Tatzeugen geforscht, um den individuellen 

32 Vgl. „Urteil des Obersten Gerichts der DDR gegen 
Dr. Hans Globke“, Neue Justiz, 15/1963, 
S. 449 ff., hier bes. S. 507 f. 

33 Vgl. „Urteil des Obersten Gerichts vom 25. März 
1966 - 1 Zst. (I) 1/66 - gegen den KZ-Arzt Fi¬ 
scher“, Neue Justiz, 7/1966, S. 193 ff., hier bes. 
S. 203 ff. 
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Tatbeitrag des jeweiligen-Täters zu bestimmen. 
Damit wird jede Tendenz zur kollektiven Schuld 
oder kollektiven Haftung abgelehnt und so auch 
an die Kriegsverbrecher und Verbrecher gegen 
V* die Menschlichkeit der Maßstab der individuellen 
: v. .Verantwortlichkeit angelegt, durch den allein die 
Gerechtigkeit gewährleistet werden kann. 

Die Höhe der im Einzelverfahren konkret aus¬ 
zusprechenden Strafe richtet sich nach dem indivi¬ 
duellen Tatbeitrag des Täters, dem Grad seiner 
Schuld, der Schwere seiner Verbrechen unter Be¬ 
achtung aller Umstände, die für die Tat, Tatbege¬ 
hung und für den Täter von Bedeutung gewesen 
sind. Dabei werden die vom Internationalen Mili¬ 
tärgerichtshof in Nürnberg ausgearbeiteten Diffe¬ 
renzierungsgrundsätze beachtet, wonach die 
strengsten Strafen gegen die Hauptschuldigen an 
diesen Verbrechen auszusprechen sind. 

Entsprechend der universellen völkerrechtli¬ 
chen Verpflichtung aller Staaten zur Verfolgung 
von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit werden Bürger der DDR wegen 
derartiger Verbrechen grundsätzlich von den Ge¬ 
richten der DDR zur Verantwortung gezogen. In 
Übereinstimmung mit der genannten Moskauer 
Erklärung vom 30. Oktober 1943, dem Londoner 
Abkommen vom 8, August 1945 und Artikel III 
der Konvention der UNO vom 26. November 
1968 werden dieser Verbrechen schuldige Perso¬ 
nen auf der Basis vertraglicher Vereinbarungen an 
die Staaten ausgeliefert, in denen sie die Verbre- 
♦ chen begangenen haben und die durch diese un¬ 
mittelbar geschädigt worden sind, sofern auch 
dort eine konsequente Verfolgung und Bestrafung 
gewährleistet ist. 

Die Gewährung von Rechtshilfe bei der Ver¬ 
folgung von Verbrechen gegen den Frieden, die 
Menschlichkeit und von Kriegsverbrechen an alle 
Staaten ist in § 2 des Gesetzes über die Nichtver¬ 
jährung von Nazi- und Kriegsverbrechen vom 
•1.9. 1964 (GBl. I S. 127) ausdrücklich fixiert. 

Entsprechend der universellen Verpflichtung 
zur Verfolgung aller Nazi- und Kriegsverbrechen 
hat die DDR vor allem den zuständigen Organen 
der BRD umfangreiches Dokumentarmaterial zur 
Verfügung gestellt, obwohl zwischen beiden Staa¬ 
ten keine vertraglichen Vereinbarungen bestan¬ 
den. Das hielt die DDR für um so notwendiger, als 
sich viele dieser Verbrecher der konsequenten 
Verfolgung in der DDR entzogen, indem sie sich 
nach Westdeutschland absetzten. Trotz dieser 
„Absetzungsbewegungen und obwohl Territo¬ 
rium und Bevölkerungszahl der DDR geringer 


sind, wurden von den Gerichten der DDR mehr 
als doppelt soviel Naziverbrecher als in der BRD 
verurteilt“ 34 ). 

Die unverrückbare, in der Praxis ständig unter 
Beweis gestellte Haltung der DDR zur Bestrafung 
der Nazi- und Kriegsverbrecher wird schließlich 
klar und eindeutig auch in der Erklärung der Re¬ 
gierung der DDR an die 23. Tagung der UNO- 
Vollversammlung zum Ausdruck gebracht. 35 ) 

1 . 4 . 

Die Verhinderung einer konsequenten 
Bestrafung der Nazi- und Kriegsverbrecher 
in der BRD 

Die Verfolgung und Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher gestaltete sich in den westli¬ 
chen Besatzungszonen bzw' seit 1949 in der BRD 
außerordentlich widersprüchlich. Die Entwick¬ 
lung lief im wesentlichen auf eine Verhinderung 
der völkerrechtlich gebotenen Verfolgung und Be¬ 
strafung dieser Verbrecher und auf deren Rehabili¬ 
tierung hinaus. Zwar galten auch dort die Bestim¬ 
mungen des Potsdamer Abkommens, des Kon- 
trollratsgesetzes Nr. 10 und der Kontrollratsdi- 
rektiven Nr. 24 und Nr. 38; und es gab auch spe¬ 
zielle Befehle bzw. Bestimmungen der Militär¬ 
oberbefehlshaber der jeweiligen Besatzungzone. 

Beispielsweise enthielten die VO Nr. 47 der briti¬ 
schen Militärregierung vom 30. 8. 1946 und die VO 
Nr. 154 der französischen Militärregierung vom 
1. 6. 1950 die allgemeine Ermächtigung für die 
westdeutschen Gerichte, Strafverfahren gegen 
Nazi- und Kriegsverbrecher durchzuführen. 

Es zeigten sich jedoch von Anfang an bei den 
westlichen Alliierten, in der Öffentlichkeit und bei 
nicht wenigen Juristen Widerstände und Vorbe¬ 
halte gegen eine konsequente Bestrafung der 
Nazi- und Kriegsverbrecher. Es entstand eine 
Fülle von juristischer Literatur, die im Grunde ge¬ 
nommen darauf gerichtet war, die Nazi- und 
Kriegsverbrecher ihrer persönlichen Verantwort¬ 
lichkeit zu entziehen. 

Die objektive historische Tatsache, daß die 
Antihitlerkoalition aus Staaten mit entgegenge¬ 
setzter klassenmäßiger Grundlage — einerseits die 
sozialistische Sowjetunion, andererseits die impe- 


34 Vgl. Die Haltung der beiden deutschen Staaten zu 
den Nazi- und Kriegsverbrechen. Dokumentation, 
Berlin 1965, S. 32. 

35 Vgl. Deutsche Außenpolitik, 3/1969, S. 374 f. 
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rialistischen Westmächte - bestand, machte sich 
- bei aller Einmütigkeit ihrer Erklärungen von 
Teheran, Jalta und Potsdam - bei der Gestaltung 
der Nachkriegspolitik und auch bei der Bestrafung 
der Nazi- und Kriegsverbrecher zunehmend be¬ 
merkbar. Der Umstand, daß die staatlichen Re¬ 
präsentanten, die Militäroberbefehlshaber, An¬ 
kläger und Richter der drei westlichen Alliierten - 
unbeschadet der lauteren subjektiven Haltung 
einzelner - objektiv Vertreter imperialistischer 
Staaten und somit Interessenvertreter des Mono¬ 
polkapitals waren, also derselben Klassenkräfte, 
die den Faschismus erzeugt und hervorgebracht 
hatten, hinderte sie, mit derselben Konsequenz, 
Beharrlichkeit und Kompromißlosigkeit gegen 
die Nazi- und Kriegsverbrecher vorzugehen wie es 
die Repräsentanten der sozialistischen Sowjet¬ 
union taten. Besonders die aggressiven Kräfte der 
imperialistischen Staaten waren nicht daran inter¬ 
essiert, für die Zukunft Maßstäbe zu setzen, die 
ihnen für ihre Aggressionsbestrebungen die 
Hände binden würden. 

Diese grundlegende historische Tatsache klassen¬ 
mäßiger Beschränktheit ändert nichts daran, daß 
namhafte amerikanische, französische und britische 
Juristen, z. B. der amerikanische Hauptankläger im 
Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß Justice Jack¬ 
son, der britische Hauptankläger Sir Hartley Shaw¬ 
cross, das französische Mitglied des Gerichtshofes 
H. Donnedieu de Vabres, der amerikanische Anklä¬ 
ger in Nürnberg Dr. Robert Kempner und andere 
mit großem persönlichem Einsatz und ehrlichem 
Bemühen als Humanisten aktiv für die Bestrafung 
der Nazi- und Kriegsverbrecher eintraten. 

Das klassenmäßig bedingte Herangehen hatte sich 
jedoch schon im Nürnberger Prozeß in bestimmtem 
Maße ausgewirkt. Das kam u. a. darin zum Aus¬ 
druck, daß der Gerichtshof von 22 Angeklagten le¬ 
diglich zwölf zum Tode, drei zu lebenslänglichen, 
vier zu zeitigen Freiheitsstrafen verurteilte und daß 
er nicht zu einer einheitlichen Verurteilung der An¬ 
geklagten Schacht, v. Papen und Fritzsche, nicht 
zum Ausspruch der Todesstrafe bei dem Angeklag¬ 
ten Hess und auch nicht zu einer Qualifizierung des 
Reichskabinetts, des Generalstabes und des OKW 
zu verbrecherischen Organisationen gelangte. Des¬ 
halb sah sich das sowjetische Mitglied des Interna¬ 
tionalen Militärgerichtshofes insoweit auch zu einer 
abweichenden Stellungnahme veranlaßt. 36 ) 

Waren in der ersten Zeit nach Kriegsende 
auch in den westlichen Besatzungszonen noch Ur¬ 
teile gegen Nazi- und Kriegsverbrecher sowohl 
durch Gerichte der Alliierten als auch durch deut¬ 
sche Gerichte gefällt worden, so ging diese, von 
den Völkern erzwungene Aktivität von Jahr zu 


Jahr zurück. Der amerikanische Hohe Kommissar 
McCloy revidierte am 31. Januar 1951 im „Gna¬ 
denwege“ von amerikanischen Militärgerichten 
verhängte Urteile zugunsten von NS-Verbrechern. 
Die französische und die britische Militärregie¬ 
rung nahmen am 31. August 1951 durch 
VO Nr. 171 und Nr. 234 ihre allgemeine Ermäch¬ 
tigung zur strafrechtlichen Verfolgung auf der 
Grundlage des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 wieder 
zurück. Inhaftierungen erfolgten zögernder. In 
vielen Prozessen wurden ungewöhnlich milde 
Strafen ausgesprochen, die mit der Untersu¬ 
chungshaft „verbüßt“ waren. Großzügige An¬ 
nahme von Kaution statt Haft oder Anerkennung 
sogenannter Haftunfähigkeit wurden Justizpraxis. 
Gleichzeitig erfolgte eine ungeheure Diskriminie¬ 
rung von Belastungszeugen. Beweismaterialien 
wurden entweder nicht herangezogen oder zur 
Farce gemacht und in ihr Gegenteil verkehrt. Bald 
wurden Kriegs- und Naziverbrecher aus den Haft¬ 
anstalten oder Gefängnissen wieder entlassen und 
ehemalige schwerbelastete Nazis und Hitleran¬ 
hänger in führende Staats- und Wirtschaftsämter 
der inzwischen gebildeten BRD eingesetzt. 

Kaum entstanden, sicherte die BRD den nach 1945 
untergetauchten Naziverbrechern die straflose 
Rückkehr in das gesellschaftliche Leben. Das er¬ 
folgte auf der Grundlage von § 10 des Gesetzes über 
die Gewährung von Straffreiheit vom 31. 12. 1949. 
In der darauffolgenden Zeit boykottierten im ar¬ 
beitsteiligen Zusammenwirken wiederberufene Na¬ 
ziwissenschaftler, der von ehemaligen faschistischen 
Richtern durchsetzte Bundesgerichtshof der BRD 
und der BRD-Bundestag die zwingenden und un- 
verjährbaren Tatbestände des Völkerrechts. 
Gleichzeitig erwirkte die Bundesregierung die Frei¬ 
lassung der von den westlichen Alliierten verurteil¬ 
ten Naziverbrecher und die Rücknahme der Er¬ 
mächtigung, das Kontrollratsgesetzt Nr. 10 anzu¬ 
wenden. Waren bis 1951 auf Grund dieses Gesetzes 
auch in der BRD einige Nazi- und Kriegsverbrecher 
wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit zur 
Verantwortung gezogen worden, so gab der Bun¬ 
desgerichtshof im Revisionsurteil gegen den be¬ 
rüchtigten Buchenwälder SS-Mörder Hoppe die 
Orientierung, daß die „Verurteilung wegen Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit. . . nicht bestehen 
bleiben (kann) . . . Die den Gegenstand des Verfah¬ 
rens bildenden strafbaren Handlungen des Ange¬ 
klagten sind daher ausschließlich nach deutschem 
Strafrecht zu beurteilen.“ 

Bereits im Jahre 1952 wurde der Bundestag ersucht, 
„das Wort Kriegsverbrecher allgemein zu vermei- 


36 Vgl. Der Nürnberger Prozeß, Bd. I. a. a. O., bes. 
S. 294 und 296 ff. 
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den“, weil es sich im wesentlichen um „keine Ver¬ 
brecher, sondern um unschuldige Verurteilte“ han¬ 
dele. 

In der Sitzung des Bundestages vom 17. September 
1952 wurde erklärt, daß die Verfahren gegen Nazi- 
und Kriegsverbrecher „eine Ungerechtigkeit im 
Hinblick auf ihre Rechtsgrundlage, im Hinblick auf 
die prozessualen Methoden, im Hinblick auf die Be¬ 
gründung der Urteilsgründe und im Hinblick auf die 
Vollstreckung“ seien. 

So wurden also in der BRD die bleibende Ver¬ 
bindlichkeit und der Rechtscharakter der von der 
Antihitlerkoalition geschaffenem Bestimmungen 
zur Verfolgung und Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher in Frage gestellt und anfangs 
versteckt, später offen geleugnet. Die Rehabilitie¬ 
rung, Begünstigung, Privilegierung und Wieder¬ 
einsetzung schwerbelasteter Naziverbrecher in 
einflußreiche Positionen von Staat und Wirtschaft 
gehörte zur Staatsdoktrin der BRD. Von Anbeginn 
wurde das Wesen der Verbrechen gegen den Frie¬ 
den, der Kriegsverbrechen und der Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit als staatlich geplante 
und organisierte Massenverbrechen geleugnet. 
Der staatlich gelenkte und industriell gestaltete fa¬ 
schistische Völkermord wurde in individuelle 
Straftaten umgemünzt und mithin umgefälscht. 
Nach der in der BRD herrschenden Interpretation 
sind die Naziverbrechen eine Angelegenheit ein¬ 
zelner besonders brutal und exzessiv handelnder 
Täter und nicht Akte der faschistischen deutschen 
Staatsmaschinerie. Infolgedessen wurden für die 
Verfolgung und Bestrafung solcher Verbrechen 
ausschließlich die Bestimmungen des Strafgesetz¬ 
buches von 1871 herangezogen. 

Die verschiedenartigsten Scheinargumente sollten 
dazu dienen, eine strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit nach den Normen des Völkerrechts, insbeson¬ 
dere des IMT-Statuts, zu vermeiden. So wurde der 
Grundsatz des „nullum crimen sine lege“ und des 
Verbots der Rückwirkung — unter Verschweigen 
der seit langem gültigen völkerrechtlichen Doku¬ 
mente — mit dem irreführenden Hinweis auf das 
Fehlen entsprechender Strafbestimmungen in der 
Strafgesetzgebung Hitlerdeutschlands ins Feld ge¬ 
führt. Das IMT-Statut, der Nürnberger Prozeß und 
das Kontrollratsgesetz Nr. 10 wurden nicht als Völ¬ 
kerrecht anerkannt, sondern zum „Besatzungs¬ 
recht“ erklärt. Bereits während des Nürnberger 
Prozesses und noch mehr in der Folgezeit gab es 
nicht wenige Angriffe und Verleumdungen gegen 
diesen Prozeß. So schrieb der heutige BRD-Profes- 
sor für Strafrecht Jeschek 1952 in seiner „Studie zu 
den Nürnberger Prozessen“, dieses Urteil sei von 
der deutschen Staatlichkeit nicht zu beachten, es ist 


gegen „das Völkerrecht“ gerichtetes „Interven¬ 
tionsrecht“ der Besatzurigsmächte. Allgemein 
wurde das Nürnberger Urteil als der „Machtan¬ 
spruch der Sieger“ propagiert. 

Mit der Konstruktion des angeblichen Rechtscha- 
. rakters der verbrecherischen völkerrechtswidrigen 
Gesetze, Verordnungen und Befehle der Hitlerfa¬ 
schisten - da diese ja im Reichsgesetzblatt gestan¬ 
den hätten - versuchte man ebenfalls die Rechtfer¬ 
tigung der Verbrecher. Damit konnte ihnen zu¬ 
mindest mangelndes Bewußtsein der Rechtswidrig¬ 
keit, Unrecht zu tun, „zugute“ gehalten werden. Im 
übrigen wurde die ganze Schuld auf den nun nicht 
mehr zur Verantwortung zu ziehenden „Führer“ 
gelenkt oder die Verantwortlichkeit der Verbrecher 
hinter der sogenannten Kollektivschuld des ganzen 
deutschen Volkes, das ja Hitler gewählt und er¬ 
mächtigt habe, versteckt. 

1949 entwickelte H. Welzel die Theorie vom „ir¬ 
renden Gewissen“, und der Bundesgerichtshof der 
BRD gründete darauf seine Lehre vom Verbotsirr- 
tum “ oder vom fehlenden „Unrechtsbewußtsein“ 
, („Der Täter weiß, was er tat, nimmt aber irrig an, es 
sei erlaubt“). 37 ) Diese Theorie wurde 1954 erstma¬ 
lig vom Schwurgericht Dortmund zur Begründung 
des Freispruchs zweier Gestaposchergen genutzt, 
die angeklagt waren, am 4. Februar 1945 sowjeti¬ 
sche Kriegsgefangene ermordet zu haben. Die Frei¬ 
spruchsbegründung lautete: Es sei „nicht erwiesen, 
daß die Angeklagten die Unrechtmäßigkeit der 
Exekution voll erkannt hätten“. 

Eine besondere Variante fand der Generalbundes¬ 
anwalt in Karlsruhe am 25. Oktober 1963 für den 
50fachen Justizmord des bis kurz zuvor sogar als 
Generalbundesanwalt der BRD tätig gewesenen 
Nazirichters Fränkel. Er erklärte, Fränkel habe 
zwar „objektiv rechtswidrig, jedoch in einer Ver¬ 
blendung, mithin ohne Unrechtsbewußtsein gehan¬ 
delt“. 

Großen Raum nahm jahrelang die „ Befehlsnot¬ 
standstheorie'‘ ein. Sie dokumentiert den Boykott 
des Völkerrechts besonders eindringlich, da Art. 8 
des IMT-Statuts und Art. II Ziff. 4b des Kontroll- 
ratsgesetzes Nr. 10 ausdrücklich festlegten, daß das 
Vorliegen einer Gefahr für Leib und Leben des Tä¬ 
ters keinen Strafausschließungsgrund darstellt. Im 
Widerspruch zu dieser Rechtslage haben die Ge¬ 
richte der BRD jedoch jahrelang den Angeklagten 
einen tatsächlich nicht existenten Befehlsnotstand 
zugebilligt. Später diente der sogenannte Putativ¬ 
notstand dazu, Naziverbrecher freizusprechen. Das 
geschah beispielsweise im Juni 1968 im Prozeß ge¬ 
gen Angehörige des Polizeibataillons 316 in Bo¬ 
chum, in dem allen zehn Angeklagten bescheinigt 

37 Vgl. J. Lekschas, „Faschistische Willkür in der 
Rechtsprechung des Bonner Bundesgerichtshofes 
zum sogenannten Verbotsirrtum“, Staat und Recht, 
5/1954, S. 468 ff. 
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wurde, sie hätten geglaubt, sich in einem Notstand 
zu befinden, der zwar objektiv nicht existierte, an¬ 
dererseits aber den Freispruch bedinge. 

Auf diese Weise trug die Rechtsprechung der BRD 
dazu bei, die Verfolgung der Nazi- und Kriegsver¬ 
brecher auf die sogenannten Exzeßtäter zu beschrän¬ 
ken , also auf diejenigen - meist KZ-Mörder die, 
noch über die verbrecherischen faschistischen 
Morddirektiven hinausgehend, eigenhändig und 
willkürlich mordeten. Dem gleichen Ziel dient die 
Konstruktion, Täter als Gehilfen zu werten, die im 
Jahre 1958 im sogenannten Ulmer Einsatzgrup¬ 
penprozeß entwickelt und später vom Bundesge¬ 
richtshof als Rehabilitierungsdoktrin gegenüber 
Nazimördern ausdrücklich bekräftigt wurde. Sie be¬ 
sagt, daß für die Kriegs- und Menschlichkeitsver¬ 
brechen des Naziregimes ausschließlich Hitler, Gö- 
ring, Himmler, Kaltenbrunner, Heydrich verant¬ 
wortlich seien - also ausschließlich Tote -, wahrend 
allen anderen — soweit es sich nicht um die bereits 
erwähnten ,,Exzeßtäter“ handele - allenfalls Bei¬ 
hilfe zum Mord angelastet werden könne. 
Besondere Bemühungen wurden entwickelt, um die 
Nazijuristen, die Mörder in Robe, reinzuwaschen. 
Als Beispiel sei das Verfahren gegen den ehema¬ 
ligen Richter am faschistischen „Volksgerichtshof“ 
Rehse genannt, der an mindestens 231 Todesurtei¬ 
len mitgewirkt hat. Rehse wurde durch das West¬ 
berliner Schwurgericht vom 6. Dezember 1968 
freigesprochen. Der Freispruch erfolgte mit folgen¬ 
der „Begründung“: 

— Die Beweismittel reichten nicht aus, um Rehse 
den Vorsatz der Rechtsbeugung nachzuweisen. 

— Die Angeklagten hätten vor dem Volksgerichts¬ 
hof Gelegenheit gehabt, sich zu verteidigen. 

— Dem Nazistaat sei das Recht zuzubilligen, sein 
System zu schützen. Die damaligen Zeiten hät¬ 
ten harte Maßnahmen und abschreckende Stra¬ 
fen gefordert. 

Daß dieses Urteil in seiner Bedeutung weit über den 
Fall Rehse hinausgeht, kann man aus den Urteils¬ 
gründen sehen; es heißt dort: „in keinem Falle 
konnte festgestellt werden, daß von einem der 
7 Richter des Volksgerichtshofes das Recht gebeugt 
worden ist.“ 

Zugunsten der hitlerischen Blutjuristen wurde die 
Konstruktion entwickelt, daß nach § 212 des in der 
BRD geltenden Strafgesetzbuches von 1871 nur der 
Nazi-Jurist als Totschläger bestraft werden kann, 
der mit seiner Handlung zugleich den Tatbestand 
des § 356 (Rechtsbeugung) mit direktem Vorsatz 
erfüllt hat. Diese Konstruktion basiert auf der Kon¬ 
zeption der „Rechtmäßigkeit“ des Nazi-Staates und 
seiner Gesetze, auf der Rehabilitierung des faschi¬ 
stischen Systems überhaupt. Diese „Argumenta¬ 
tion“ war zugleich die Hauptmethode, die Schreib¬ 
tischmörder ihrer gerechten Strafe zu entziehen. 38 ) 
Schließlich verschanzte man sich hinter dem „Be¬ 
weisnotstand“, hinter angeblichen oder durch jahr¬ 


zehntelanges rechtswidriges Nichtverfolgen der Na¬ 
ziverbrecher künstlich geschaffenen Schwierigkei¬ 
ten, nach 30 Jahren zuverlässige Beweismittel, ins¬ 
besondere Zeugenaussagen, zu haben. Dabei darf 
nicht übersehen werden, daß einige dieser vorge¬ 
schobenen Beweisschwierigkeiten gerade dadurch 
„entstehen“, daß nicht die Tatbestände des Art. 6 
des IMT-Statuts, sondern die völlig anders konstru¬ 
ierten Tatbestände des innerstaatlichen Strafrechts 
der BRD zugrunde gelegt werden. 

Auf diese Weise wurde die barbarische Nazi¬ 
justiz gerechtfertigt und dazu übergegangen, das 
Nazisystem zu rehabilitieren, die Naziordnung als 
eine Ordnung und die verbrecherischen Gesetze 
Hitlerdeutschlands als Recht anzusehen. 

Ein weiterer Schritt der Begünstigung und 
Rehabilitierung der Nazi- und Kriegsverbrechen 
in der BRD war die Gesetzgebung zur Verjährung 
dieser Verbrechen. Mit dem am 26. Juli 1969 vom 
Bundestag beschlossenen Verjährungsgesetz 
sollte - unter Brüskierung des Appells des Wirt¬ 
schafts- und Sozialrates der UNO vom 6. Juni 
1969 an alle Staaten, unverzüglich die Konvention 
über die Nichtanwendbarkeit von Verjährungsbe¬ 
stimmungen auf Kriegsverbrechen und Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit zu unterzeichnen - 
ein Schlußpunkt unter den Amnestierungsprozeß 
gesetzt werden. Die hierzu abgegebene Erklä¬ 
rung, mit dem Verjährungsgesetz sei die Möglich¬ 
keit gegeben, weiterhin Naziverbrechen zu ahn¬ 
den, bedeutete eine bewußte Irreführung. Der in 
diesem Zusammenhang neu ins Strafgesetzbuch 
aufgenommene Absatz 2 des § 66 StGB lautete: 
„Die Strafverfolgung von Verbrechen nach § 220a 
StGB (Völkermord) und die Vollstreckung von 
Strafen wegen Völkermordes verjähren nicht.“ 
(In dem seit 1.10. 1973 in Kraft befindlichen All¬ 
gemeinen Teil des StGB der BRD ist diese Rege¬ 
lung in § 78 Abs. 2 und § 79 Abs. 2 enthalten.) 
Die Bestimmung des § 220a StGB ist auf der 
Grundlage der Genocid-Konvention von 1948 
seit 1954 im StGB der BRD. Sie bezieht sich aber 
nicht auf Nazi- und Kriegsverbrechen sondern nur 
auf nach 1954 begangenen Völkermord. Die in 
der Einführung des § 66 Abs. 2 StGB enthaltene 
Nichtverjährung betrifft also nicht die Nazi- und 
Kriegsverbrechen. 

Genauso verhält es sich mit der Änderung des 
§ 67 StGB (in dem seit 1. 10. 1973 in Kraft be- 


38 Vgl. J. Lekschas, „Zur strafrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit von sogenannten Schreibtischtätern“, 
Wiss. Zeitschrift der Humboldt-Universität, 
Gesell.-Sprachw. Reihe 1969, S. 961 ff. 
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findlichen StGB der BRD § 78 Abs. 3 Ziff. 1), 
wonach die Strafverfolgung von Verbrechen in 
30 Jahren, statt bisher in 20 Jahren verjährt, wenn 
sie mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht sind. 
Hiernach soll ganz allgemein der Mord, ein¬ 
schließlich Massenmord durch Nazi- und Kriegs¬ 
verbrecher, in 30 Jahren verjähren. Aber auch 
diese Regelung ist ein Täuschungsversuch gegen¬ 
über der Weltöffentlichkeit. Die Sprecher der Re¬ 
gierungspartei hatten schon bei der ersten Lesung 
am 11. Juni 1969 erklärt, lebenslänglich bekäme 
kaum noch jemand, weil die Gerichte heute nicht 
nachprüfen können, was vor 25 Jahren geschah. 

Außerdem wurde 1968 ein neuer Absatz 2 des 
§ 50 ins Strafgesetzbuch aufgenommen (in dem 
seit 1. 10. 1973 in Kraft befindlichen StGB der 
BRD § 28 in Verbindung mit § 49), der beim Feh¬ 
len besonderer, die Strafbarkeit des Täters be¬ 
gründender persönlicher Merkmale beim Teil¬ 
nehmer eine Verjährung bewirkende Strafmilde¬ 
rung ermöglicht. Diese Bestimmung zeigt allen 
Kriegs- und Naziverbrechern den Weg, wie man 
sich der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ent¬ 
ziehen kann. Sie brauchen nur zu erklären, sich 
nicht aus niedrigen Beweggründen an dem als 
Mord qualifizierten Kriegs- und Menschlichkeits- 
Verbrechen beteiligt zu haben, und angestrengte 
Verfahren werden sofort eingestellt. Diese Me¬ 
thode wurde seitdem vielfach praktiziert, und die 
Gerichte stellten eine Ermittlung oder Verhand¬ 
lung nach der anderen ein. Die vorgesehene Ver¬ 
längerung der allgemeinen Mordverjährung soll 
die Welt glauben machen, einer weiteren Verfol¬ 
gung der Verantwortlichen und Beteiligten an den 
schwersten nazistischen Kriegsverbrechen und 
Massenmordtaten stehe nun nichts mehr im 
Wege. In Wahrheit aber hat die am 1. 10. 1973 in 
Kraft gesetzte Neufassung des § 50 Abs. 2 StGB 
der BRD (jetzt also § 28 StGB) sowie die hierzu 
erfolgte Grundsatzentscheidung des Bundesge¬ 
richtshofes vom 20. Mai 1969 längst eine General¬ 
amnestie für die Schreibtischmörder, die Organi¬ 
satoren und Hauptverantwortlichen dieser unge¬ 
heuerlichen nazistischen Systemverbrechen her¬ 
beigeführt. 

Mit Ablauf des Jahres 1979 stand nunmehr 
endgültig die Verjährung der in der BRD als Mord 
qualifizierten Kriegs- und Menschlichkeitsverbre¬ 
chen bevor; denn die oben erwähnte Verjährungs¬ 
frist von 30 Jahren lief ab 1949. Nach den darge¬ 
stellten mehrfachen Täuschungs- und Verzöge¬ 
rungsmanövern drohte die BRD als nahezu einzi¬ 
ger relevanter Staat in die Lage zu geraten, im Wi¬ 
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derspruch zu eindeutigen völkerrechtlichen Posi¬ 
tionen tatsächlich eine absolute Verjährung für 
Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen zu haben. 
Um dieser prekären Situation zu entgehen, wurde 
nach langwierigen und äußerst divergierenden 
Debatten durch das 16. Strafrechtsänderungsge¬ 
setz vom 16.7. 1979 (BGBl. Teil I, Nr. 41, 
S. 1 046) § 78 des StGB der BRD dahingehend 
geändert, daß nicht nur (nach 1954 begangener) 
Völkermord, sondern jeglicher Mord (gemäß 
§ 211 StGB) nicht verjährt. 

Damit wird den Forderungen der Weltöffent¬ 
lichkeit insoweit begegnet, als die als Mord quali¬ 
fizierbaren Kriegs- und Menschlichkeitsverbre¬ 
chen keiner Verjährungsfrist unterliegen. Die so 
geschaffene juristische Möglichkeit bleibt aber in 
prinzipieller Hinsicht auf der bisherigen völker¬ 
rechtswidrigen Position. Denn erstens werden die 
Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen der Nazis 
nicht entsprechend ihrem Wesen als solche erfaßt 
und angesprochen, sondern unter den allgemei¬ 
nen Mordparagraphen subsumiert (womit zu¬ 
gleich eine nicht notwendige Nichtverjährung an¬ 
derer allgemeinkrimineller Mordtaten bewirkt 
wird). Zum anderen bleibt die bereits erwähnte 
Möglichkeit erhalten, Kriegs- und Menschlich¬ 
keitsverbrechen nicht als Mord, sondern als Tot¬ 
schlag oder anders zu qualifizieren, und sie so in¬ 
folge Verjährung der Strafverfolgung zu entzie¬ 
hen. 

Die DDR und andere Staaten lieferten umfas¬ 
sende Beweise gegen Hunderte in der BRD wie¬ 
der in hohe und höchste Stellen gelangte Schreib¬ 
tischmörder und gegen in der BRD untergetauchte 
Henker aus den Stätten des faschistischen Mas¬ 
senmordes. So erhielt die BRD-Justiz umfangrei¬ 
ches Beweismaterial über die in den Konzentra¬ 
tionslagern Auschwitz, S^chsenhausen, Buchen¬ 
wald, Nordhausen-Mittelbau und zahlreichen an¬ 
deren faschistischen Konzentrationslagern, 
Zuchthäusern und anderen Mordstätten verübten 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. 

Obwohl durch diese umfangreiche Rechtshilfe 
die Schuld zahlreicher in der BRD lebender Nazi- 
und Kriegsverbrecher eindeutig nachgewiesen 
werden konnte, wurden die Beweise nicht unter 
Zugrundelegung der vom Völkerrecht zwingend 
vorgeschriebenen Straftatbestände genützt. Es 
zeigt sich, wie der Leiter der Hauptkommission 
zur Untersuchung von Naziverbrechen in der 
Volksrepublik Polen, Prof. Dr. Czelaw Pili- 
chowski, erklärte, „daß die Frage der Verurteilung 



von Naziverbrechern gemäß den Völkerrechts- 
prinzipieii von Nürnberg und der UNO-Konven- 
tion vom 26. November 1968 in der BRD immer 
noch offen ist“ 39 ). 

1 . 5 . 

Die Strafbestimmungen 
für Verbrechen gegen den Frieden, 
gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen 
im Strafrecht der DDR 

1 . 5 . 1 . 

Anliegen der. Strafbestimmungen 

Ausgehend von der vorrangigen Verbindlichkeit 
der „allgemein anerkannten, dem Frieden und der 
friedlichen Zusammenarbeit dienenden Regeln 
des Völkerrechts“ (Art. 8 und Art. 91 Verfassung) 
wurden in das Strafgesetzbuch der DDR von 1968 
am Anfang des Besonderen Teils — in seinem 
1. Kapitel — konkrete Straftatbestände für Ver¬ 
brechen gegen den Frieden, gegen die Menschlich¬ 
keit und die Menschenrechte sowie Kriegsverbre¬ 
chen aufgenommen. Mit dieser gesetzgeberischen 
Anerkennung und Bekräftigung des Völkerrechts 
bringt die DDR vor aller Welt ihre unverrückbare 
Haltung zu den Nürnberger Prinzipien, zum 
Nürnberger Urteil zum Ausdruck und bezeugt 
auch mit diesem Akt der Transformation des Völ¬ 
kerrechts die endgültige Bewältigung der Vergan¬ 
genheit (vgl. 1.1.). 

Im 1. Kapitel werden in Übereinstimmung mit 
Art. 91 Verfassung der DDR die drei Grundtatbe¬ 
stände bzw. Grundtypen von Verbrechen, die das 
Völkerrecht nennt, in folgender Weise erfaßt: 

— Verbrechen gegen den Frieden (§§ 85 bis 89) 

— Verbrechen gegen die Menschlichkeit, ein¬ 
schließlich Völkermord (§ 91 und § 92) 

— Kriegsverbrechen (§ 93). 

Verbrechen gegen die Souveränität der DDR, 
gegen den Frieden, die Menschlichkeit und die 
Menschenrechte sind extrem gesellschaftsgefährli¬ 
che Verbrechen. Es sind in der Regel Organisa¬ 
tionsverbrechen. Sie werden grundsätzlich durch 
den gesamten Mechanismus des imperialistischen 
Herrschaftssystems organisiert und verwirklicht. 
Diese Verbrechen sind kriminelles Unrecht, das 
seine Ahndung in individueller strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit finden muß. Die Täter laden 
größte persönliche Schuld auf sich. 

Am 3. November 1947 hatte die UNO-Voll¬ 
versammlung einstimmig einen Beschluß gefaßt, 


der „eine Propaganda, die darauf hinzielt oder ge¬ 
eignet ist, eine Bedrohung des Friedens, einen 
Friedensbruch oder eine Angriffshandlung her¬ 
beizuführen oder zu verstärken“, verurteilt. Der 
zweite Weltfriedenskongreß verlieh dem Willen 
der gesamten fortschrittlichen Menschheit Aus¬ 
druck, als er die Parlamente aller Länder äufrief,' 
Gesetze zum Schutze des Friedens zu erlassen, in 
denen jedwede Kriegspropaganda unter Strafe 
gestellt wird. 

Als eines der ersten Parlamente verabschie¬ 
dete die Volkskammer der DDR am 15. Dezem¬ 
ber 1950 ein solches Gesetz zum Schutze des Frie¬ 
dens. Der Oberste Sowjet der UdSSR beschloß 
ein entsprechendes Gesetz am 12. März 1951. 
Gleichartige Gesetze wurden in den anderen so¬ 
zialistischen Ländern erlassen. 

Die Normen, die im Gesetz zum Schutze des 
Friedens vom 15. 12. 1950 enthalten waren, sind 
inhaltlich voll in die Tatbestände des 1. Kapitels 
des Besonderen Teils des StGB der DDR von 
1968 i. d. F. vom 28. 6. 1979 eingegangen, 

1 . 5 . 2 . 

Verbrechen gegen den Frieden 

Planung und Durchführung 

von Aggressionskriegen , 

Der Tatbestand des § 85 dient dem Schutz vor 
Aggressionskriegen und zugleich dem Schutz der 
Souveränität der DDR , der anderen sozialistischen 
Länder und anderer Staaten vor solchen verbre¬ 
cherischen Angriffen. Er stellt die Androhung, 
Planung, Vorbereitung und Durchführung von 
Aggressionskriegen unter Strafe und ist ein In¬ 
strument der strafrechtlichen Bekämpfung der . 
verbrecherischen Angriffspolitik des Imperialis¬ 
mus, des Aggressionskrieges überhaupt. 

Ausgehend von den praktischen Erfahrungen 
der Staaten und Völker im Kampf gegen dieses 
schwerste Verbrechen, das die Menschheit kennt, 
ist der Tatbestand wesentlich darauf gerichtet, 
diejenigen Phasen als verbrecherische Handlun¬ 
gen zu erfassen, die der unmittelbaren Durchfüh¬ 
rung des Aggressionskrieges vorausgehen. Damit 
orientiert der Tatbestand auf das rechtzeitige und 
frühestmögliche Erfassen aggressiver Aktivitäten 
verantwortlicher Personen in staatlicher, politi¬ 
scher, militärischer oder wirtschaftlicher Funk¬ 
tion. 


39 Presse der Sowjetunion, 42/1973, S. 50. . 
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Vorbereitung und Durchführung 
von Aggressionskriegen 

Im internationalen Geschehen der letzten Jahr¬ 
zehnte hat sich gezeigt, daß die aggressiven impe¬ 
rialistischen Kräfte neben dem Planen, Vorberei¬ 
ten und der Durchführung von Aggressionskrie¬ 
gen andere Aggressionshandlungen begehen, mit 
denen auf andere Länder, besonders auf die sozia¬ 
listischen Staaten und die jungen Nationalstaaten 
Druck ausgeübt wird. 

Die vom Tatbestand des § 86 StGB erfaßten 
Aggressionsakte stellen eine schwerwiegende 
Verletzung des Nichteinmischungsprinzips des 
Völkerrechts dar. Die Staaten haben demzufolge 
das unveräußerliche Recht und die sich daraus er¬ 
gebende Pflicht, derartigen Angriffen auf die Sou¬ 
veränität und den Frieden auch mit innerstaatli¬ 
chen Mitteln des Strafrechts zu begegnen. 

Mit dem Tatbestand des § 86 leistet die DDR 
zugleich einen spezifischen Beitrag zur Durch¬ 
setzung der von der XX. UNO-Vollversammlung 
beschlossenen Resolution Nr, 2131 vom 21. De¬ 
zember 1965, die jegliche Intervention in die in¬ 
neren Angelegenheiten von Staaten und in die 
Wahrung ihrer Unabhängigkeit und Souveränität 
für unzulässig erklärt. 

Anwerbung für imperialistische Kriegsdienste 
Eine besondere Erscheinung imperialistischer 
Gewalt- und Eroberungspolitik besteht darin, 
Bürger anderer Staaten oder Staatenlose anzuwer¬ 
ben , um sie zur militärischen Unterdrückung ge¬ 
gen das eigene Volk oder andere Völker einzu¬ 
setzen. Die Ära des Kolonialismus und Neokolo¬ 
nialismus liefert bis in unserer Zeit hinein genü¬ 
gend Beispiele blutiger Unterdrückungsfeldzüge 
gegen die um ihre nationale Befreiung kämpfen¬ 
den Völker. Es gibt kaum ein Verbrechen, das 
nicht im Rahmen dieser imperialistischen Unter¬ 
drückungsaktionen an den Menschen dieser Völ¬ 
ker begangen wurde. 

Der Tatbestand des § 87 ist darauf gerichtet, 
die Anwerbung von DDR-Bürgern zur Teilnahme 
an kriegerischen Handlungen, die der Unterdrük- 
kung eines Volkes dienen, oder zum Eintritt in mi¬ 
litärische Formationen zu diesem Zweck zu ver¬ 
hindern. Diese Bestimmung ist somit Ausdruck 
der konsequenten Friedenspolitik der DDR und 
realisiert auf strafrechtlichem Gebiet die grund¬ 
sätzlichen Forderungen der Art. 6 und 8 der Ver¬ 
fassung der DDR. 


Teilnahme an Unterdrückungshandlungen 
Mit § 88 wird die Teilnahme eines Bürgers der 
DDR an kriegerischen Handlungen zur Unter¬ 
drückung eines Volkes unter Strafe gestellt. Auch 
diese Norm hat - ähnlich wie § 87 StGB - das 
Ziel, zu gewährleisten, daß sich kein DDR-Bürger 
an kriegerischen Handlungen beteiligt, die auf die 
Unterdrückung eines Volkes gerichtet sind. 

Kriegshetze und Kriegspropaganda 
Der Tatbestand des § 89 dient dazu, der ideologi¬ 
schen Diversion und der psychologischen Krieg¬ 
führung, auch in der speziellen Erscheinungsform 
der Kriegshetze und -propaganda wirksam zu be¬ 
gegnen. Er wendet sich in der ersten Alternative 
gegen alle Formen der Propaganda eines Aggres¬ 
sionskrieges, anderer aggressiver Akte oder der 
Verwendung von Massenvernichtungsmitteln zu 
Aggressionszwecken. 

Die Strafbestimmung des § 89 befindet sich in 
Übereinstimmung mit der auf der XXI. UNO- 
Vollversammlung am 16. Dezember 1966 be¬ 
schlossenen Konvention über zivile und politische 
Rechte (GBl. II 1974 S. 58 ff). Nach Artikel 20 
dieser Konvention ist jegliche Kriegspropaganda 
durch Gesetz zu verbieten. Kriegshetze und -Pro¬ 
paganda widersprechen auch dem Prinzip des Ver¬ 
bots der Drohung und Anwendung von Gewalt in 
den internationalen Beziehungen gemäß Art. 2 
und 4 der UN-Charta. 

In einer weiteren Alternative stellt § 89 StGB 
die Aufforderung zum Bruch völkerrechtlicher 
Vereinbarungen, die der Wahrung und Festigung 
des Friedens dienen, unter Strafe. 

Eine besondere Bedeutung kommt heute dem 
Kampf aller antiimperialistischen Kräfte um die 
Sache des Friedens und der nationalen Unabhän¬ 
gigkeit zu. Es geht darum, die aggressiven impe¬ 
rialistischen Kräfte durch einheitliche und macht¬ 
volle Aktionen dazu zu zwingen, ihre Aggres¬ 
sionspolitik aufzugeben, der ungeheure geistige 
und materielle Ressourcen verschlingenden Auf¬ 
rüstung Einhalt zu gebieten und .Kolonialismus 
und Neokolonialismus restlos zu beseitigen. 

In diesem Kampf um den Weltfrieden, gegen 
Krieg und Vernichtung müssen alle jene ge¬ 
schützt werden, die als Kämpfer für den Frieden 
mutige und entschlossene Aktionen gegen die 
Volks- und menschenfeindliche Politik des Impe¬ 
rialismus durchführen. Diesem Bedürfnis ent¬ 
spricht § 89 StGB mit seiner dritten Alternative, 
die darauf gerichtet ist, die Friedenskräfte in ih¬ 
rem Wirken für Frieden, Sicherheit und Entspan- 
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nung vor Verfolgungen, Repressalien oder Ge¬ 
waltmaßnahmen zu schützen . (Zur Abgrenzung 
zu § 106 StGB vgl. 2.7.) 

1 . 5 . 3 . 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Der Tatbestand des § 91 StGB konzentriert sich 
auf die krasseste Form derartiger Verbrechen auf 
den Völkermord, das Genocid. Die Erfahrungen 
der Völker mit den barbarischen Verbrechen des 
Faschismus haben sie veranlaßt, das Verbrechen 
des Völkermords als ein internationales Verbre¬ 
chen besonders hervorzuheben. 

In § 91 StGB der DDR werden in Überein¬ 
stimmung mit der Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermordes (Genocid- 
Konvention) vom 9. Dezember 1948 Handlungen 
als Völkermord qualifiziert, die darauf gerichtet 
sind, nationale, ethnische oder religiöse Men¬ 
schengruppen zu töten, bei ihnen schwere körper¬ 
liche oder geistige Schädigung herbeizuführen 
oder sie durch Geburtenbeschränkung bzw. Kin¬ 
derverschleppung auszurotten oder aber diesen 
Menschengruppen vorsätzlich solche Lebensbe¬ 
dingungen zu schaffen, die die völlige oder teil¬ 
weise physische Ausrottung zur Folge haben; also 
dem Ziel der Menschenvernichtung dienen. Die 
vorsätzliche Herbeiführung besonders schwerer 
Folgen wird nach § 91 Abs. 2 StGB mit härtesten 
Strafen bedroht. 

Damit erfaßt § 91 StGB die schwersten For¬ 
men der Unterdrückung bestimmter Personen¬ 
gruppen, die deren physische Vernichtung zur 
Folge haben oder haben können . Der Tatbestand 
charakterisiert wegen der Schwere und der hohen 
Gefährlichkeit des Völkermordes alle Verbrechen 
nach diesem Tatbestand, also auch solche, die kei¬ 
nen.Mord darstellen, als Unternehmensdelikt. 

Die Genocid-Konvention geht auf eine Resolution 
der UNO-Vollversammlung vom 11. Dezember 
1946 zurück und verpflichtet die vertragschließen¬ 
den Parteien, den „Völkermord ob im Frieden oder 
im Krieg begangen“ als „ein Verbrechen gemäß in¬ 
ternationalem Recht“ zu verhüten und zu bestrafen 
(Art. I). In Art. II wird der Tatbestand des Völker¬ 
mordes, auf den sich § 91 StGB bezieht, beschrie¬ 
ben, während Art. III die Teilnahmeformen erfaßt 
und Art. IV auf die persönliche Verantwortlichkeit 
der Täter verweist. Artikel VII ermöglicht entspre¬ 
chend dem Weltrechts- bzw. Universalitätsprinzip 
die Auslieferung solcher Täter. Für den Völker¬ 


mord ist - wie aus dem dieses Verbrechen tatbe- 
standlich konstituierenden Art. II der Konvention 
ersichtlich - die menschheitsfeindliche Zielstellung 
(Art. II spricht von Absicht) bzw. Angriffsrichtung 
charakteristisch, nationale, ethnische, rassische oder 
religiöse Gruppen als solche (ganz oder teilweise) zu 
vernichten; dem Völkermord liegen somit solche 
rassistischen Ideologien zugrunde, wie sie insbeson¬ 
dere vom Faschismus und vom Apartheid-Regime 
praktiziert wurden bzw. werden (Verfolgung der 
jüdischen, slawischen oder farbigen Bevölkerung, 
nur weil es sich um Juden, Slawen oder Farbige han¬ 
delt). 

Nach dem zweiten Weltkrieg ist der Völkermord im 
Massenumfang vor allem in Indochina, namentlich 
gegenüber dem vietnamesischen Volk, begangen 
worden. Uber die unmittelbare Ermordung Tau¬ 
sender von Zivilpersonen, Frauen, Kindern und 
Greisen, Folterungen und Verstümmelungen hin¬ 
aus wurden hier, mit industrieller Perfektion plan¬ 
mäßig großen Teilen des vietnamesischen Volkes 
die Existenz- und Lebensbedingungen genommen, 
so durch weitflächige Entlaubungsaktionen, Flä¬ 
chenbombardements, Vergiftungen von Brunnen 
und andere chemische Verseuchungen riesiger Ge¬ 
biete des Landes, zwangsweise Verschleppung 
Hunderttausender von Menschen in sogenannte 
strategische Dörfer (die den faschistischen Konzen¬ 
trationslagern glichen), systematische Vernichtung 
des Gesundheitswesens und der hygienischen Be¬ 
dingungen, Deportationen in besetzte Gebiete, 
Herbeiführung von Embryonalschäden. 

Die großangelegte systematische Vernichtung allen 
Lebens (Biocid) hat zu schwersten Schäden in den 
Umweltbedingungen und im natürlichen Stoffwech¬ 
sel (ökocid) in riesigen Gebieten Indochinas ge¬ 
führt. Eine Fortführung dieser Barbarei hätte über 
die bereits hervorgerufenen Millionenopfer hinaus 
zu einer völligen Vernichtung eines Millionenvolkes 
führen können. 

Die Verbrechen in Indochina offenbarten nicht nur 
die allgemeine, dem Imperialismus innewohnende 
Tendenz der Unterdrückung und Niederwerfung, 
des Mordens und der Gewalt; in ihnen vereinten 
sich imperialistische Aggression, Neokolonialismus 
und Rassismus. 

Faschistische Propaganda, 

Völker - und Rassenhetze 

Der Tatbestand des § 92 StGB erfaßt faschistische 
Propaganda, Völker - und Rassenhetze, wenn diese 
Verbrechen geeignet sind, zur Vorbereitung oder 
Begehung eines Verbrechens gegen die Mensch¬ 
lichkeit aufzuhetzen. Daraus ergibt sich auch ein 
wichtiges Abgrenzungskriterium zur staatsfeindli¬ 
chen Hetze (§ 106 Abs. 1 Ziff. 5 StGB), zur öf¬ 
fentlichen Herabwürdigung (§ 220 StGB) und zur 
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Beleidigung wegen Zugehörigkeit zu einer ande¬ 
ren Nation oder Rasse (§ 140 StGB). 

Die UNO-Menschenrechtskommission hat am 
8. März 1968 den Nazismus als eine grobe Verlet¬ 
zung der Menschenrechte, als ernste Bedrohung des 
Friedens und der Sicherheit der Völker entschieden 
verurteilt. Am 31. März 1968 verurteilte auch der 
Wirtschafts- und Sozialrat mit überwältigender 
Mehrheit Nazismus und Rassenhaß als grobe Ver¬ 
letzung der Menschenrechte, der Prinzipien der 
UNO-Charta sowie als Gefahr für den Weltfrieden 
und die Sicherheit der Völker. Die UNO-Vollver¬ 
sammlung faßte am 19. Dezember 1968 einen ent¬ 
sprechenden Beschluß. Diesen völkerrechtlichen 
Dokumenten entspricht Art. 6 Abs. 5 der Verfas¬ 
sung der DDR, wonach alle Formen militaristischer 
und revanchistischer Propaganda, Kriegshetze so¬ 
wie die Bekundung von Glaubens-, Rassen- und 
Völkerhaß als Verbrechen geahndet werden. 

In diesem Zusammenhang hat auch die Internatio¬ 
nale Konvention über die Beseitigung aller Formen 
der Rassendiskriminierung vom 21. Dezember 
1965 besondere Bedeutung. Sie verurteilt jede Leh¬ 
re, die auf Rassenunterschiede aufgebaut ist, als 
unwissenschaftlich, moralisch verurteilungswürdig, 
sozial ungerecht und gefährlich. Die Unterzeichner 
der Konvention haben u. a. die Verpflichtung über¬ 
nommen, auf ihrem Territorium in keiner Form 
Rassendiskriminierung zu dulden, und Maßnahmen 
zu ergreifen, die eine Verbreitung rassistischer 
Ideologien unterbinden. 

Völkerrechtswidrige Verfolgung 
von Bürgern der DDR 

In Übereinstimmung mit den Normen des Völker¬ 
rechts gibt die Bestimmung des § 90 StGB Bür¬ 
gern der DDR strafrechtlichen Schutz gegen eine 
rechtswidrige Verfolgung wegen der Ausübung 
ihrer verfassungsmäßigen Staatsbürgerrechte, 
z. B. ihrer politischen Betätigung in gesellschaftli¬ 
chen Organisationen der DDR. Die Ausübung 
solcher Rechte ist jedem Bürger der DDR durch 
die Verfassung (insbes. Art. 19 und 21) garan¬ 
tiert. Auch hier besteht Übereinstimmung zu der 
von der UNO am 10. Dezember 1948 angenom¬ 
menen „Allgemeinen Erklärung der Menschen¬ 
rechte“ (insbes. Art. 21) sowie zur „Internationa¬ 
len Konvention über zivile und politische Rechte“ 
vom 16. Dezember 1966 (insbes. Art. 1, 18 bis 
22 ). 

Die polizeiliche oder strafrechtliche Verfol¬ 
gung von Bürgern eines anderen Staates wegen 
der Ausübung ihrer verfassungsmäßigen staats¬ 
bürgerlichen Rechte ist völkerrechtswidrig, ist 
rechtswidrige Ausdehnung der Gerichtshoheit 


(Jurisdiktion), bedeutet juristische Intervention. 
Um Bürger der DDR vor derartigen rechtswidri¬ 
gen Praktiken von Institutionen oder Personen 
der BRD strafrechtlich zu schützen, wurde die 
Strafbestimmung des § 90 StGB geschaffen. 

In § 90 wird die maßgebliche oder besonders 
aktive Mitwirkung an solcher völkerrechtswidri¬ 
gen Tätigkeit unter Strafe gestellt. Sie kann darin 
bestehen, daß DDR-Bürger verfolgt werden, aber 
auch darin, daß deren Verfolgung veranlaßt oder 
angeordnet * bzw. zur Verfolgung aufgefordert 
wird. 

Der Strafrahmen erlaubt eine der möglichen 
unterschiedlichen Schwere solcher Übergriffe 
entsprechende Differenzierung, wobei im Einzel¬ 
fall zu prüfen ist, ob durch andere Straftaten eine 
höhere Strafe als zehn Jahre Freiheitsentzug be¬ 
gründet ist. 


1 . 5 . 4 . 

Kriegsverbrechen 

Der dritte Grundtyp der Verbrechen gegen den 
Frieden, gegen die Menschlichkeit und Kriegsver¬ 
brechen umfaßt die Kriegsverbrechen im engeren 
Sinne, also Verbrechen im Zusammenhang mit der 
Verletzung der Regeln der Kriegführung, wie sie 
vor allem in den Haager Abkommen vom 18. Ok¬ 
tober 1907 und nach dem zweiten Weltkrieg na¬ 
mentlich in den Genfer Abkommen vom 12. Au¬ 
gust 1949 fixiert sind. 

Für die Kriegsverbrechen als Ausdrucks- und 
Erscheinungsformen imperialistischer Aggres¬ 
sionskriege ist charakteristisch, daß sie systema¬ 
tisch und planmäßig aus gedacht, vorbereitet und 
im Massenumfang zur Ausführung gebracht wer¬ 
den. Es sind ihrem Wesen nach System- und Orga¬ 
nisationsverbrechen; deshalb gehören auch sie zu 
den Verbrechen gegen das Völkerrecht und unter¬ 
scheiden sich ihrem politisch-sozialen Wesen nach 
prinzipiell von Militärstraftaten, die als individu¬ 
elle Übergriffe einzelner nach §§ 277 ff. StGB 
strafbar wären. 

Kriegsverbrechen werden von den politischen, 
militärischen und industriellen Kräften aggressi¬ 
ver imperialistischer Mächte auf verschiedenen 
Ebenen und Bereichen systematisch und planmä¬ 
ßig organisiert: 

a) ideologisch-propagandistisch, indem Soldaten 
wie Zivilpersonen des überfallenen Landes als 
„Untermenschen“ verunglimpft werden, die 
zu vernichten sind. („Jeder Vietnamese ist 
Feind und militärisches Ziel“, „Nur der tote 
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Vietnamese ist gut“, so lautete z. B. die offi¬ 
zielle Propaganda in der USA-Armee.) 

b) militärisch-technisch und industriell , indem in 
gewaltigem Umfang und unter Verschlingung 
von Milliardenbeträgen Massenvernich¬ 
tungsmittel (Atom- und Wasserstoffbomben, 
bakteriologische und chemische Kampfstoffe; 
Bomben für Flächenbombardements und 
dumdumartige Geschosse) erfunden, ent¬ 
wickelt und erprobt werden, d. h. Massenver¬ 
nichtungsmittel, die unterschiedslos Militär- 
und Zivilpersonen treffen oder die ihrer Art 
nach vornehmlich gegen Zivilpersonen gerich¬ 
tet sind (sog. antipersonal weapons, wie z. B. 
die Kugelbomben, die in Indochina verwandt 
wurden). Dazu gehört auch die elektronische 
Kriegführung, mit der die Erkenntnisse von 
Wissenschaft und Technik zur Massenvernich¬ 
tung von Menschen mißbraucht werden. 
Solche gewaltigen technischen Mittel zur Mas- 
senvemichtung können nur auf Grund des 
Entschlusses höchster politischer, militäri¬ 
scher und industrieller Stellen des Aggressor¬ 
staates zum Einsatz kommen. Auch das be¬ 
weist, daß diese Verbrechen langfristig ge¬ 
plant, organisiert und systematisch begangen 
werden. 

c) militär-taktisch , durch die Auswahl der An¬ 
griffsziele (z. B. Krankenhäuser, Schulen, of¬ 
fene Ansiedlungen, die keine militärische 
Funktion haben usw.) und die Festlegung der 
militärischen Operationen bzw. Komman¬ 
dounternehmen auf Grund der Entschließun¬ 
gen und Befehle der Kommandeure der impe¬ 
rialistischen Armeen oder auch bestimmter 
Sonderkommandos. In solche Aktionen ist 
die Verübung von Kriegsverbrechen aus¬ 
drücklich eingeschlossen oder sie werden aus¬ 
drücklich befohlen, z. B. der sogenannte 
Kommissarsbefehl des faschistischen Ober¬ 
kommandos oder die Geiselnahme und der 
Geiselmord. 

Der Tatbestand des § 93 StGB und die in ihm 

aufgeführten Begehungsweisen (Abs. 1 Ziff. 1 bis 

5) stützen sich wiederum auf völkerrechtliche Do¬ 
kumente und Vorschriften. 

Hier sei insbesondere hingewiesen auf das IV. Haa¬ 
ger Abkommen, betreffend die Gesetze und Ge¬ 
bräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907, 
und das VI., VII. und IX. Haager Abkommen vom 
gleichen Tage, betreffend die Regeln des Seekrie¬ 
ges; die Londoner Seerechtsdeklaration vom 
26. Februar 1909; das Genfer Protokoll über das 


Verbot der Verwendung von erstickenden, giftigen 
oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriologischen 
Mitteln im Kriege vom 17. Juni 1925; das Londoner 
Protokoll über die Regeln der Unterseebootkrieg¬ 
führung vom 6. November 1936 sowie das I. - 
IV. Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zur 
Verbesserung des Loses der Verwundeten und 
Kranken der Streitkräfte im Felde; der Verwunde¬ 
ten, Kranken und Schiffbrüchigen der Streitkräfte 
zur See; über die Behandlung der Kriegsgefange¬ 
nen, zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei¬ 
ten. 

Der Grundgedanke aller dieser Vorschriften be¬ 
steht darin, daß die Formen, Mittel und Methoden 
der Kriegführung nach dem heutigen Völkerrecht 
nicht unbegrenzt sein und keine die grundlegenden 
Menschenrechte berührenden Auswirkungen ha¬ 
ben dürfen. Wo diese Grenze im einzelnen liegt, 
wird in den vorgenannten völkerrechtlichen Nor¬ 
men exakt definiert. 

Die Sowjetunion leistete und leistet im Kampf um 
ein völkerrechtliches Verbot barbarischer Kampf¬ 
mittel und bei der weiteren Humanisierung der Ge¬ 
setze und Gebräuche des Krieges einen großen Bei¬ 
trag. So wird in den wiederholt unterbreiteten so¬ 
wjetischen Vorschlägen für vollständige Abrüstung 
u. a. als wichtigstes das Verbot der Anwendung von 
Kernwaffen, ihr völliges Verbot und die Vernich¬ 
tung von Kernwaffenvorräten gefordert. 

Die Bestimmung des § 93 StGB ist so gehal¬ 
ten; daß sie entsprechende Weiterentwicklungen 
des Völkerrechts in bezug auf die Regeln der 
Kriegführung in sich aufzunehmen vermag. Wenn 
beispielsweise die Kernwaffen durch ein interna¬ 
tionales Abkommen zum verbotenen Kampfmit¬ 
tel erklärt werden, so fällt ihre Verwendung eben¬ 
falls unter § 93 Abs. 1 Ziff. 1. 

1 . 6 . 

Allgemeine 

strafrechtliche Regelungen 
zur wirksamen Verfolgung 
und Bestrafung von Verbrechen 
gegen den Frieden, 
gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen 
im Strafrecht der DDR 

Um eine wirksame Verfolgung und Bestrafung al¬ 
ler Verbrechen gegen den Frieden, gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen zu gewähr¬ 
leisten, enthält das Strafrecht der DDR nicht nur 
die aus dem Völkerrecht übernommenen Straf¬ 
tatbestände, sopdern auch eine Reihe allgemeiner 
Regelungen, wie die Nichtverjährung und die un- 
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begrenzte räumliche (universelle) Verfolgbarkeit 
dieser Verbrechen sowie den Ausschluß des Be¬ 
fehlsnotstandes. 

Die Nichtverjährung der Verfolgung der Ver¬ 
brechen gegen den Frieden, gegen die Mensch¬ 
lichkeit und der Kriegsverbrechen ist entspre¬ 
chend der Aktualität und Bedeutung dieser Frage 
in Art. 91 der Verfassung der DDR verankert. In 
gleichem Sinne schließt § 84 StGB die Verjährung 
für diese Verbrechen ausdrücklich aus. 

Die zeitlich wie räumlich unbegrenzte Verfolg¬ 
barkeit dieser Verbrechen, also der räumliche 
Geltungsbereich des Universalitäts- oder Welt¬ 
rechtsprinzips, ist im Strafrecht der DDR eben¬ 
falls eindeutig festgelegt (§ 80 Abs. 3 Ziff. 1 
StGB). Danach können auch Bürger anderer 
Staaten sowie andere Personen wegen außerhalb 
des Staatsgebietes der DDR begangener Verbre¬ 
chen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen - mit Zustimmung oder auf 
Veranlassung des Generalstaatsanwalts der DDR 

- in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht straf¬ 
rechtlich verfolgt werden. 

Schließlich besteht nach § 95 StGB eindeutig 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit für diese 
Verbrechen, auch wenn der Täter auf Befehl ge¬ 
handelt hat (vgl. Art. 8 IMT-Statut, Kontrollrats- 
gesetz Nr. 10 Art. II 4 b). Der Täter eines der in 
Kapitel 1 StGB erfaßten Verbrechen kann sich 
nicht darauf berufen, daß er auf Grund eines Ge¬ 
setzes, auf Befehl oder Anweisung gehandelt hat. 
Er bleibt strafrechtlich verantwortlich. Bei derarti¬ 
gen Verbrechen ist im Unterschied zu sonstigen 
Fällen der Begehung einer Straftat durch eine Mi¬ 
litärperson, die in Ausführung eines Befehls han¬ 
delt (vgl. § 258 StGB und 9.3.), ein Befehlsnot¬ 
stand ausgeschlossen. 

Dem Strafrecht der DDR ist darüber hinaus 
noch eine weitere allgemeine strafrechtliche Re¬ 
gelung eigen, die bei diesen Verbrechen Bedeu¬ 
tung hat. Um Verbrechen gegen den Frieden, ge¬ 
gen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
umfassend und wirksam bekämpfen und in ihren 
frühestmöglichen Entwicklungsstadien sowie in 
allen Organisations- und Teilnahmeformen erfas¬ 
sen zu können - wie das auch in Art. 6 Abs. 3 so¬ 
wie Art. 9 und 10 des IMT-Statuts vorgesehen ist 
-sind bestimmte Straftatbestände des 1. Kapitels 
des Besonderen Teils des StGB der DDR als Un¬ 
ternehmensdelikte ausgestaltet worden. 

Das betrifft 

— die Vorbereitung und Durchführung von Ag¬ 
gressionsakten (§ 86 StGB) und 


- Verbrechen gegen die Menschlichkeit bzw. 

Völkermord (§ 91 StGB). 

Das Unternehmen ist in § 94 StGB definiert. 
Es erfaßt alle Entwicklungsstadien und Teilnah¬ 
meformen der Straftat. Wird eine Strafrechtsnorm 
als Unternehmensdelikt ausgestaltet, so bedeutet 
das, daß alle Handlungen , von den ersten Anfän¬ 
gen zur Verwirklichung des Tatbestandes an, die¬ 
sen im vollen Umfang erfüllen. 

Bei anderen Straftatbeständen muß die Straf¬ 
barkeit von Vorbereitung und Versuch (z. B. 
§§ 87, 89 und 92 StGB) ausdrücklich angegeben 
sein, während sich die Verantwortlichkeit für Be¬ 
teiligungsformen aus § 22 StGB ergibt. 
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2 . 

Verbrechen gegen die Deutsche Demokratische Republik 


2 . 1 . 

Das Wesen der Verbrechen gegen die 
Deutsche Demokratische Republik 
(Staatsverbrechen) 

Der Schutz der sozialistischen Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung, ihrer verfassungsmäßigen 
Grundlagen vor verbrecherischen Angriffen ge¬ 
gen die Deutsche Demokratische Republik ist 
eine grundlegende Aufgabe des sozialistischen 
Strafrechts und der sozialistischen Strafrechts¬ 
pflege. Er dient der Erhaltung und Festigung der 
Macht der Arbeiterklasse und der mit ihr verbün¬ 
deten übrigen Werktätigen unter Führung der 
marxistisch-leninistischen Partei. Der zuverläs¬ 
sige Schutz der Arbeiter-und-Bauern-Macht ist 
unabdingbare Voraussetzung der weiteren Ge¬ 
staltung der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft, der Stärkung des unverbrüchlichen Bru¬ 
derbundes der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik mit der Union der Sozialistischen Sowjet¬ 
republiken und den anderen sozialistischen Staa¬ 
ten, der Unterstützung der gegen den Imperialis¬ 
mus kämpfenden Staaten und Völker sowie der 
Verwirklichung der Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz. Er sichert das friedliche Leben, die 
soziale Geborgenheit und die schöpferische Ar¬ 
beit der Menschen sowie die freie Entwicklung 
und Entfaltung der Rechte eines jeden Bürgers. 

Staatsverbrechen sind Angriffe gegen die ver¬ 
fassungsmäßigen Grundlagen des realen Sozialis¬ 
mus . Sie greifen die politische Macht der Arbei¬ 
terklasse und die führende Rolle ihrer marxi¬ 
stisch-leninistischen Partei, das sozialistische Ei¬ 
gentum an Produktionsmitteln als sozialökonomi¬ 
sche Basis, die sozialistische Volkswirtschaft, die 
Souveränität des werktätigen Volkes und des so¬ 
zialistischen Staates, die Bündnisbeziehungen der 
Klassen und Schichten, die territoriale Integrität 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft, die Unver¬ 
letzlichkeit der Staatsgrenzen, die sozialistische 
Ideologie und Kultur, die sozialistische Landes¬ 
verteidigung, die allseitige Zusammenarbeit der 


DDR mit der Sowjetunion und den anderen mit 
ihr besonders im Rahmen der sozialistischen Staa¬ 
tengemeinschaft verbündeten Staaten sowie wei¬ 
tere grundlegende gesellschaftliche Verhältnisse, 
Prozesse und Erscheinungen an. Staatsverbrechen 
sind auf die Schädigung bzw. Beseitigung der Ar¬ 
beiter- und-Bauern-Macht gerichtet und deshalb 
klassenfeindlich-antisozialistische Angriffe. Ihrem 
Wesen nach sind sie daher konterrevolutionär. 

Staatsverbrechen werden von der DDR in 
Verwirklichung des sozialistischen Internationa¬ 
lismus sowie der internationalen Solidarität und 
als Bekenntnis der Treue der DDR zu den von ihr 
eingegangenen Bündnisverpflichtungen auch 
dann verfolgt und geahndet, wenn sie sich gegen 
einen mit der DDR verbündeten Staat richten 
(§ 108 StGB). 

Staatsverbrechen haben ihre sozialökonomi¬ 
sche und klassenmäßig-soziale bzw. -politische 
Grundlage im imperialistischen System. Sie sind 
wesentlicher Bestandteil der von imperialistischen 
Kräften gegen die sozialistische Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung geführten feindlichen, subver¬ 
siven Angriffe. Mit ihnen muß gerechnet werden, 
solange der Imperialismus existiert; denn in der 
Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum 
Kommunismus „behalten die Ausbeuter unver¬ 
meidlich die Hoffnung auf eine Restauration, und 
diese Hoffnung verwandelt sich in Versuche der 
Restauration“ 1 ). 

Die kontinuierliche Entwicklung der soziali¬ 
stischen Staaten und die durch ihr Erstarken her¬ 
beigeführten tiefgreifenden Veränderungen des 
internationalen Kräfteverhältnisses zugunsten des 
Sozialismus haben dem Imperialismus jede 
Chance entzogen, seine Macht in den sozialisti¬ 
schen Staaten zu restaurieren; am Wesen des Im¬ 
perialismus hat sich jedoch dadurch nichts geän¬ 
dert. Er ist nach wie vor aggressiv. Er hat weder 
die Vorbereitung kriegerischer Abenteuer noch 
seine Versuche zur Organisierung und Durchfüh- 


1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 253. 
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rung konterrevolutionärer Verbrechen mit dem 
Ziel der Beseitigung des Sozialismus aufgegeben. 
Einflußreiche imperialistische Kräfte versuchen 
sich dem durch die sozialistischen Staaten einge¬ 
leiteten und geführten Friedens- und Entspan¬ 
nungskurs zu entziehen. Sie sind bestrebt, durch 
forcierte Rüstung, Einmischung in innere Angele¬ 
genheiten der sozialistischen Staaten, Mißbrauch 
der im Rahmen der Entspannung abgeschlosse¬ 
nen Verträge und Abkommen, durch verstärkte 
ideologische Diversion sowie durch vielfältige an¬ 
dere gegen den Sozialismus gerichtete Aktivitäten 
den Entspannungsprozeß zu unterminieren und 
ihn zur Sicherung und zum Ausbau ihrer Positio¬ 
nen für den Kampf gegen den Sozialismus zu nut¬ 
zen bzw. ihn überhaupt rückgängig zu machen. 

Zur Inspirierung, Organisierung und Durch¬ 
führung subversiver Verbrechen gegen den Sozia¬ 
lismus setzt der Imperialismus seinen gesamten 
Machtmechanismus ein. Maßgebliche staatliche 
Instrumente sind dabei die imperialistischen Ge¬ 
heimdienste, deren Wirken zunehmend auf höch¬ 
sten staatlichen Ebenen, unter anderem im Rah¬ 
men der NATO generalstabsmäßig gesteuert und 
koordiniert wird. Die Geheimdienste durchdrin¬ 
gen das gesamte gesellschaftliche Leben der impe¬ 
rialistischen Staaten, den imperialistischen Staats¬ 
apparat, nichtstaatliche Organisationen und Ein¬ 
richtungen, die bestehenden zwischenmenschli¬ 
chen Beziehungen, um deren Potenzen für die ge¬ 
gen den Sozialismus gerichteten subversiven An¬ 
griffe einheitlich zu formieren und auszunutzen. 
Die imperialistischen Geheimdienste sind die 
Hauptorganisatoren der Landesverratsverbre¬ 
chen. Sie sind maßgeblich an der Organisierung 
und Durchführung anderer Staatsverbrechen be¬ 
teiligt und haben darüber hinaus eine spezielle 
Funktion bei der Realisierung der reaktionären, 
aggressiven Politik der herrschenden Monopol¬ 
bourgeoisie. Sie erfüllen einerseits die Aufträge 
der herrschenden imperialistischen Kreise und 
nehmen andererseits wachsenden Einfluß auf de¬ 
ren Entscheidungen. Hieraus ergeben sich große 
Gefahren für das friedliche Zusammenleben der 
Völker, insbesondere aus bewußten Fehleinschät¬ 
zungen des Kräfteverhältnisses und der interna¬ 
tionalen Lage durch die imperialistischen Ge¬ 
heimdienste. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit der imperiali¬ 
stischen Geheimdienste richtet sich gegen die so¬ 
zialistische Staatengemeinschaft insgesamt. Sie 
forcieren ihre Aktivitäten gegen die brüderliche 
Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung 


der sozialistischen Staaten bei der Lösung kom¬ 
plexer politischer, ökonomischer, ideologischer 
und militärischer Aufgaben, vor allem der von der 
KPdSU beschlossenen und von den Bruderpar¬ 
teien unterstützten Friedensoffensive, des ge¬ 
meinsamen außenpolitischen Programms, der 
ökonomischen Integration und der gemeinsamen 
Gewährleistung der äußeren Sicherheit gegen¬ 
über den aggressiv-interventionistischen Plänen 
und Absichten des Imperialismus. 

Eine bedeutende Rolle im zentral gelenkten 
und koordinierten Zusammenwirken der antiso¬ 
zialistischen Kräfte zur Inspirierung, Organisie¬ 
rung und Durchführung feindlicher Angriffe ge¬ 
gen die DDR kommt den Zentren der ideologi¬ 
schen Diversion zu. Sie legen es bei der Realisie¬ 
rung ihrer subversiven Ziele vorwiegend darauf 
an, den Sozialismus durch Hetze und Verleum¬ 
dung zu diskriminieren, das Vertrauen der Werk¬ 
tätigen in ihn zu untergraben und Menschen zu an¬ 
tisozialistischen Aktionen zu manipulieren. Sie 
verwirklichen ihre gegen die DDR und die Ge¬ 
meinschaft der sozialistischen Staaten gerichtete 
feindliche Tätigkeit in enger Wechselwirkung mit 
imperialistischen Geheimdiensten. 

In den subversiven Plänen und Absichten des 
Gegners kommt auch den Monopolen und ande¬ 
ren kapitalistischen Wirtschaftsunternehmen sowie 
deren Verbänden und Vereinigungen , einschließ¬ 
lich ihren Verbindungen große Bedeutung zu. 
Feindlich tätige Personengruppen und Einzelper¬ 
sonen in Monopolen und anderen kapitalistischen 
Wirtschaftsunternehmen sowie in deren Verbän¬ 
den und Vereinigungen sind wichtige Glieder im 
Prozeß der Inspirierung, Organisierung und 
Durchführung feindlicher Tätigkeit gegen die 
DDR. Sie nehmen aktiven Einfluß auf den impe¬ 
rialistischen Staat, auf seine Geheimdienste, auf 
die Zentren der ideologischen Diversion und auf 
andere feindliche Organisationen und Einrich¬ 
tungen bzw. Personengruppen und Einzelperso¬ 
nen und inspirieren bzw. organisieren Verbrechen 
gegen die DDR wie Sabotage, Diversion, Spio¬ 
nage und staatsfeindlichen Menschenhandel bzw. 
führen sie selbst aus. 

Zu tragenden Säulen des Systems der gegen 
die DDR gerichteten feindlichen Tätigkeit gehört 
ferner die permanente Bildung, Umfunktionie¬ 
rung, Umstrukturierung solcher Organisationen, 
Vereinigungen und anderer krimineller Personen¬ 
zusammenschlüsse, die unterschiedlichste Formen 
feindlicher Tätigkeit gegen die DDR inspirieren, 
organisieren und durchführen wie Menschen- 
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händlerbänden, revanchistische Organisationen, 
und Einrichtungen sowie terroristische, neofa¬ 
schistische Gruppen und Gruppierungen. Organi¬ 
sationen und Persorienzusammenschlüsse solcher 
Art werden von staatlichen Organen, Geheim¬ 
diensten und Wirtschaftsunternehmen geduldet, 
gefördert und unterstützt. 

Bei der Inspirierung, Organisierung und 
Durchführung seiner verbrecherischen Tätigkeit 
wendet der Gegner zunehmend ausgeklügeltere, 
raffiniertere und gefährlichere kriminelle Mittel 
und Methoden an, die von der Erpressung, 
über die Entführung, bis zum Mord und von der 
Verabreichung von Giften, über die Gefährdung 
von Leben und Gesundheit im Straßenverkehr, 
bis hin zum skrupellosen und gezielten Einsatz 
von Schußwaffen und Sprengstoffen gegen Leben 
und Gesundheit reichen. Er nutzt dafür unter an¬ 
derem die umfangreichen Erfahrungen der faschi¬ 
stischen Spionage-, Diversions- und Sabotageor¬ 
ganisationen sowie die Erfahrungen der USA- 
Imperialisten und anderer aggressiver Kreise. 

Umfassend und raffiniert sind die Methoden, 
mit denen der Gegner versucht, Bürger der DDR 
für die gegen die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung gerichteten subversiven Ziele zu 
mißbrauchen. Dabei rechnet er vor allem auf eine 
zersetzende Wirkung seiner gegen die DDR be¬ 
triebenen ideologischen Diversion und ist be¬ 
strebt, die vielfältig bestehenden staatlichen, wirt¬ 
schaftlichen und gesellschaftlichen Beziehungen 
zwischen den unterschiedlichen Gesellschaftsord¬ 
nungen sowie die persönlichen Beziehungen der 
Bürger beider Gesellschaftssysteme zueinander 
auszunutzen. Der Gegner versucht, in der DDR 
noch existierende feindliche Kräfte zu mobilisie¬ 
ren und zu staatsfeindlichen Handlungen zu ver¬ 
anlassen. Er ist aber auch bestrebt, politisch nicht 
gefestigte Bürger für antisozialistische Zwecke zu 
mißbrauchen und bestimmte Personen in einen 
Gegensatz zur Politik der Partei- und Staatsfüh¬ 
rung zu bringen. Das reicht bis zu der Absicht, 
„oppositionelle Bewegungen“ zu organisieren 
und sie von außen her anzuleiten und zu steuern. 

Das Strafrecht der DDR geht von der verfas¬ 
sungsmäßigen Treuepflicht der Staatsbürger der 
DDR zu ihrem sozialistischen Vaterland aus. Diese 
Treuepflicht verlangt ein aktives Verhalten und 
Handeln entsprechend den Grundsätzen der Poli¬ 
tik des sozialistischen Staates und der prinzipiellen 
Stellung der Bürger zum sozialistischen Staat. Sie 
ist ein Gebot an alle Staatsbürger, sich überall — 
im Inland wie im Ausland, auch in komplizierten 


Situationen - jederzeit so zu verhalten, daß der 
DDR kein Schaden erwächst. Diese staatsbürger¬ 
liche Pflicht beinhaltet die Pflicht zu hoher Wach¬ 
samkeit und Gewährleistung der Geheimhaltung. 

Aus dem Wesen der Staatsverbrechen ergibt 
sich der hohe Grad ihrer Gesellschaftsgefährlich¬ 
keit für die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung und das friedliche Leben sowie die 
soziale Geborgenheit ihrer Bürger. Sie sind neben 
den Straftaten des 1. Kapitels des Besonderen 
Teils des StGB sowie dem Mord die schwersten 
Verbrechen. Aus ihrer hohen Gesellschaftsge¬ 
fährlichkeit erwächst die unbedingte Notwendig¬ 
keit, sie strafrechtlich konsequent und differen¬ 
ziert zu bekämpfen. Die konsequente, differen¬ 
zierte Bekämpfung der Staatsverbrechen ist 
grundlegendes Element des Schutzes der soziali¬ 
stischen Staats- und Gesellschaftsordnung, der 
Entlarvung der subversiven Aktivitäten der feind¬ 
lichen Zentren und Kräfte und dient der weiteren 
Festigung des Vertrauensverhältnisses der Bürger 
der DDR zu ihrem Staat. Sie trägt zur Verstär¬ 
kung der Wachsamkeit der Bürger und zur Aus¬ 
prägung ihrer Treuepflicht zum sozialistischen 
Staat bei. 

Die generell hohe Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Staatsverbrechen hebt deren Differenziertheit 
nicht auf. Ausgehend vom Differenzierungsprin¬ 
zip des sozialistischen Strafrechts, ist zu gewähr¬ 
leisten, daß die unterschiedliche Gesellschaftsge¬ 
fährlichkeit 

— zwischen den einzelnen Erscheinungsformen 
der Staatsverbrechen (z. B. Hochverrat und 
Spionage), 

— innerhalb der einzelnen Erscheinungsformen 
der Staatsverbrechen (z. B. innerhalb der 
Spionage, staatsfeindlichen Hetze), 

— zwischen den verschiedenen Entwicklungssta¬ 
dien (Vorbereitung, Versuch, Vollendung), 

— ^ zwischen den Beteiligungsformen (Anstiftung, 

Mittäterschaft, Beihilfe) 

konsequent beachtet, herausgearbeitet und ge¬ 
wertet wird. 

Die Differenziertheit der Gesellschaftsgefähr¬ 
lichkeit von Staatsverbrechen kommt - außer in 
der unterschiedlichen Ausgestaltung der Tatbe¬ 
stände sowie der differenzierten Regelungen über 
die Entwicklungsstadien und die Beteiligung - 
nicht zuletzt auch in der Festlegung differenzierter 
Höchst- und Mindeststrafen zum Ausdruck. 

Die Eindeutigkeit der Tatbestände, ihre Ab- 
gestimmtheit zueinander und ihre Differenzie¬ 
rungsmöglichkeiten sind Grundlage der notwen- 
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digen Konsequenz und Flexibilität bei der Indivi¬ 
dualisierung der strafrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit und der Strafe. Sie gewährleisten in ihrer An¬ 
wendung auf alle Täter den verfassungsrechtli¬ 
chen Grundsatz der Gleichheit aller Bürger vor 
dem Gesetz. 

Die Sicherheits- und Justizorgane der DDR 
haben unter Führung der Partei der Arbeiter¬ 
klasse auf der Grundlage der Strafrechtsnormen 
zum Schutze der DDR stets einen wirksamen 
Kampf gegen die Staatsverbrechen geführt. Sie 
haben dazu die Strafrechtsnormen bei strikter 
Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit auf 
der Grundlage des Tatprinzips und des damit im 
engen Zusammenhang stehenden Prinzips der 
persönlichen strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
des Täters vor der sozialistischen Gesellschaft für 
die von ihm begangene Straftat sehr differenziert 
angewandt. In der DDR wurde und wird niemand 
wegen seiner bloßen politischen bzw. religiösen 
Gesinnung oder einer antisozialistischen Einstel¬ 
lung zum sozialistischen Staat bestraft. Bestraft 
werden diejenigen, die auf Grund ihrer feindli¬ 
chen Einstellung zum sozalistischen Staat zu klas- 
senfeindlich-antisozialistischen Handlungen ge¬ 
gen die sozialistische Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung übergehen und mit ihren Handlungen 
gegen die Strafgesetze verstoßen. 

ln der sozialistischen Gesellschaft „ist es nicht un¬ 
tersagt, ,anders zu denken 4 als die Mehrheit und die 
eine oder andere Seite des gesellschaftlichen Lebens 
kritisch zu beurteilen“. Wenn aber „einige abseits 
von unserer Gesellschaft stehende Personen aktiv 
gegen die sozialistische Ordnung auftreten, den 
Weg einer antisowjetischen Tätigkeit einschlagen, 
Gesetze verletzen und, da sie keinen Rückhalt im 
Lande haben, Unterstützung im Ausland, bei impe¬ 
rialistischen subversiven Zentren - Propaganda- 
und Spionagezentralen - suchen“ 2 ), verlangt es die 
sozialistische Gesetzlichkeit, daß sie als Feinde des 
sozialistischen Staates, als Helfershelfer oder Agen¬ 
ten des Imperialismus behandelt werden. 

Mit der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft in der DDR und so er¬ 
folgenden Schaffung grundlegender Vorausset¬ 
zungen für den allmählichen Übergang zum 
Kommunismus, mit dem Voranschreiten der 
Kräfte des Friedens und des Sozialismus im Welt¬ 
maßstab und angesichts der immer abenteuerli¬ 
cher und hinterhältiger werdenden Angriffe des 
Gegners,, dem ständigen Drängen imperialisti¬ 
scher Kreise zum forcierten Wettrüsten und ihren 
permanenten Versuchen, den Entspannungs¬ 


prozeß zu hintertreiben, erwachsen neue Sicher¬ 
heits- und Schutzbedürfnisse der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung, entstehen er¬ 
höhte Erfordernisse der Klassenwachsamkeit, um 
die Versuche des Gegners zur Schädigung der so¬ 
zialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung be¬ 
reits im Keim entschieden zu zerschlagen. Die 
hohe Gesellschaftsgefährlichkeit der Staatsver¬ 
brechen erfordert es, hierfür alle im Sozialismus 
herangereiften gesellschaftlichen Potenzen voll 
auszuschöpfen. 

Entsprechend der gesellschaftlichen Notwen¬ 
digkeit, vor allem die vorbeugende Bekämpfung 
von Straftaten zu verstärken, hat auch im Kampf 
gegen Staatsverbrechen die Vorbeugung Vorrang. 
Das stellt hohe Anforderungen an die Verwirkli¬ 
chung der sozialistischen Gesetzlichkeit in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens als zu¬ 
tiefst gesamtgesellschaftliche Aufgabe. „Je strik¬ 
ter wir Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit 
wahren, je höher die Klassenwachsamkeit ausge¬ 
prägt ist, um so geringere Chancen hat der Feind 
für seine subversiven Ziele und Machenschaften 
gegen den Sozialismus, um so sicherer garantieren 
wir den Schutz der Freiheit und Menschenwürde 
unserer Bürger.“ 3 ) 

Dem Primat des vorbeugenden Kampfes 
Rechnung tragend, ist das sozialistische Strafrecht 
so ausgestaltet, daß es eine rechtzeitige Abwen¬ 
dung von Schäden und Gefahren für die verfas¬ 
sungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung gewährleistet. 
Das betrifft sowohl seine Einordnung in die ge¬ 
samtstaatlichen und -gesellschaftlichen Aktivitä¬ 
ten zur weiteren Stärkung der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht sowie die rechtliche Fixierung der 
Hauptrichtungen seines Wirkens (vgl. insbeson¬ 
dere Präambel und Artikel 1 StGB), als auch die 
Ausgestaltung der Straftatbestände und der Sank¬ 
tionen. Das Gesetz gebietet, die vielfältigen For¬ 
men und Methoden der Verbrechen gegen den 
Staat zu verhindern bzw. im frühesten Stadium 
aufzudecken und zu bekämpfen. 

Diesem Anliegen entsprechend ist § 96 StGB 

2 L. I. Breshnew, „UdSSR steuert unbeirrt den Le¬ 
ninschen Kurs des Friedens“, Neues Deutschland 
vom 22. 3. 1977, S. 4. 

3 E. Honecker, „Die Aufgaben der Partei bei der 
weiteren Verwirklichung der Beschlüsse des 
IX. Parteitages der SED“, Aus dem Referat des 
Generalsekretärs des ZK der SED auf der Beratung 
mit den 1. Sekretären der Kreisleitungen, Berlin 
1978, S. 61. 
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(Hochverrat) als Unternehmenstatbestand ausge¬ 
staltet und erfaßt daher bereits jede Handlung als 
vollendetes Verbrechen, die auf die Verwirkli¬ 
chung von Hochverrat gerichtet ist (§ 94 StGB); 
andere Tatbestände stellen Vorbereitung und 
Versuch (§§ 97 bis 106, 109) bzw. Versuch 
(§ 107) unter Strafe. 


2 . 2 . 

Das Verhältnis der Staatsverbrechen 
zu den Straftaten 
der allgemeinen Kriminalität 
und ihre gegenseitige Abgrenzung 

Zwischen Staatsverbrechen und Straftaten der all¬ 
gemeinen Kriminalität gibt es trotz ihres prinzipiell 
unterschiedlichen Charakters eine Reihe sehr be¬ 
deutsamer Wechselwirkungen. Staatsverbrechen 
werden häufig mit Mitteln und Methoden, die für 
Straftaten der allgemeinen Kriminalität typisch 
sind, begangen (Erpressung, Nötigung, Gewalt¬ 
androhung und -anwendung, Betrug, Urkunden¬ 
fälschung, Aussetzung, Verschleppung, Anwen¬ 
dung von Schußwaffen und Explosivstoffen 
u. a. m.), so daß sich Staatsverbrechen und Straf¬ 
taten der allgemeinen Kriminalität von ihrer äu¬ 
ßeren Begehungsweise her sehr ähneln können. 
Täter von Staatsverbrechen begehen vielfach ne¬ 
ben den Staatsverbrechen auch Straftaten der all¬ 
gemeinen Kriminalität wie Gewaltverbrechen, 
Diebstahl von Kunstgegenständen. Häufig verfol¬ 
gen sie mit den Staatsverbrechen zugleich allge¬ 
mein kriminell motivierte Ziele, z. B. persönliche 
Bereicherung auf Kosten anderer, asoziale Le¬ 
bensweise. 

Eine weitere sehr enge Wechselwirkung zwi¬ 
schen Staatsverbrechen und Straftaten der allge¬ 
meinen Kriminalität besteht darin, daß sich aus 
nicht konsequent aufgedeckten und bekämpften 
Straftaten der allgemeinen Kriminalität, vor allem 
unter dem Einfluß des Gegners Staatsverbrechen 
entwickeln können. 

Trotz dieser Zusammenhänge unterscheiden 
sich jedoch Staatsverbrechen als klassenfeind- 
lich-antisozialistische, gegen die verfassungsmä¬ 
ßigen Grundlagen der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht gerichtete Handlungen prinzipiell von den 
Straftaten der allgemeinen Kriminalität. Staats¬ 
verbrechen resultieren aus dem Klassenantago¬ 
nismus zwischen Imperialismus und Sozialismus. 
Die Täter handeln mit dem Ziel, die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung zu schädigen 


(„um die sozialistische Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung zu schädigen“, „um ... Widerstand zu lei¬ 
sten“, „um ... zu untergraben oder zu schwä¬ 
chen“) oder sind sich bei ihrer Entscheidung zur 
Tat bewußt, daß sie, im Zusammenwirken mit 
ausländischen Einrichtungen bzw. Organisatio¬ 
nen oder auch allein handelnd, zum Nachteil der 
Interessen der DDR tätig werden. 

Die gekennzeichneten Wechselwirkungen 
zwischen Staatsverbrechen und Straftaten der all¬ 
gemeinen Kriminalität stellen einerseits hohe An¬ 
forderungen an die Kenntnis auch der speziellen 
Abgrenzungskriterien der einzelnen Staatsver¬ 
brechen zu angrenzenden Straftaten der allgemei¬ 
nen Kriminalität; sie erfordern andererseits, mit 
der konsequenten Anwendung des sozialistischen 
Strafrechts unter anderem auch solche Straftaten 
zielstrebig zu bekämpfen, aus denen sich Staats¬ 
verbrechen entwickeln können. So gilt es z. B., 
Straftaten gegen die Volkswirtschaft, die staatli¬ 
che und öffentliche Ordnung, die Verteidigungs¬ 
kraft, den Geheimnisschutz konsequent aufzu¬ 
decken und zu ahnden; mit der Aufdeckung und 
Beseitigung ihrer Ursachen und Bedingungen 
wird zugleich Verbrechen gegen die DDR wirk¬ 
sam vorgebeugt. 


2 . 3 . 

Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 
nach den einzelnen Tatbeständen 

2 . 3 . 1 . 

Hochverrat 

Der Tatbestand des Hochverrats (§96 StGB) 
richtet sich gegen die schwersten Staatsverbrechen. 
Er ist für die Bekämpfung von Verbrechen be¬ 
stimmt, die unmittelbar auf die Beseitigung der so¬ 
zialistischen Staats- oder Gesellschaftsordnung , die 
Liquidierung der Souveränität der DDR bzw. die 
Verletzung ihrer territorialen Integrität oder die ge¬ 
gen das Leben oder die Gesundheit führender Re¬ 
präsentanten bzw. deren verfassungsmäßige Tätig¬ 
keit gerichtet sind. 

Führende Repräsentanten im Sinne dieses Ge¬ 
setzes sind solche, bei denen ein Angriff auf sie ei¬ 
nen direkten Angriff auf die DDR darstellt. 

Die hohe Gesellschaftsgefährlichkeit hochver¬ 
räterischer Handlungen ergibt sich aus der objek¬ 
tiven Geeignetheit den Bestand und die Sicherheit 
der sozialistischen Staats- oder Gesellschaftsord¬ 
nung zu gefährden sowie aus dem Vorsatz, die so- 
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zialistische Staats- oder Gesellschaftsordnung in 
ihrem Bestand und in ihrer Sicherheit angreifen zu 
wollen. 

Die Erfahrungen der sozialistischen Staaten 
lehren, daß der Gegner zur Begehung von Hoch¬ 
verratsverbrechen versucht, hochverräterische 
konterrevolutionäre Gruppen zu bilden, die auf 
dem Territorium des sozialistischen Staates kon¬ 
spirativ operieren und von äußeren feindlichen 
Organisationen und Kräften - vor allem imperiali¬ 
stischen Geheimdiensten — inspiriert, angeleitet 
und unterstützt werden. Solche hochverräteri¬ 
schen Gruppen sollen darauf hinarbeiten, die so¬ 
zialistische Staats- und Gesellschaftsordnung sy¬ 
stematisch zu unterwandern und letztlich einen 
gewaltsamen, konterrevolutionären Umsturz 
vorbereiten und durchführen. Derartige Versuche 
konterrevolutionärer Kräfte gab es beispielsweise 
1953 in der DDR, 1956 in der Ungarischen 
Volksrepublik und 1968 in der fcSSR. Weder von 
der Strategie und Taktik der zielgerichteten Vor¬ 
bereitung eines gewaltsamen Sturzes der soziali¬ 
stischen Staats- oder Gesellschaftsordnung durch 
konterrevolutionäre Aktionen im Innern eines so¬ 
zialistischen Staates, noch von den Angriffen auf 
/führende Repräsentanten sind die feindlichen 
Kräfte, insbesondere imperialistische Geheim¬ 
dienste, abgegangen. 

Der Tatbestand des Hochverrats zeugt von der 
Entschlossenheit der souveränen DDR, ihre so¬ 
zialistischen Errungenschaften, ihre staatliche Si¬ 
cherheit und Würde, ihren dauerhaften Bestand, 
ihre verfassungsmäßige Ordnung, ihre weitere 
kontinuierliche Entwicklung, das Leben und die 
Gesundheit ihrer führenden Repräsentanten so¬ 
wie ihre verfassungsmäßige Tätigkeit jederzeit 
konsequent zu schützen. 

2 . 3 . 2 . 

Landesverrat 

Verbrechen des Landesverrats sind: Spionage 
(§ 97 und § 98 StGB), landesverräterische Nach¬ 
richtenübermittlung (§ 99 StGB), landesverräte¬ 
rische Agententätigkeit (§ 100 StGB). 

Landesverratsverbrechen nehmen in der vom 
Imperialismus gegen die DDR und die mit ihr ver¬ 
bündeten Staaten organisierten Feindtätigkeit ei¬ 
nen bedeutenden Platz ein. Sie sind wichtige Glie¬ 
der in der Strategie des Gegners zur Unterwande¬ 
rung und schließlichen Liquidierung der DDR. 

Die Verbrechen des Landesverrats erfassen 
- das Sammeln, Verraten, Übergeben, Auslie- 

fem und in sonstiger Weise Zugänglichmachen 


von Nachrichten oder Gegenständen zum 
Nachteil der Interessen der DDR an eine 
fremde Macht, deren Einrichtungen oder Ver¬ 
treter, einen Geheimdienst, eine ausländische 
Organisation oder deren Helfer sowie das Sich- 
anwerben-Lassen zum Zwecke der Samm¬ 
lung, des Verrats oder der Auslieferung ge¬ 
heimzuhaltender Nachrichten durch solche 
Stellen oder Personen (§§ 97 - 99 StGB), 

“ das Verbindungaufnehmen zu diesen Stellen 
oder Personen, das Sich-zur-Mitarbeit-Anbie- 
ten bei diesen Stellen oder Personen sowie das 
in sonstiger Weise begangene Unterstützen 
dieser Stellen oder Personen, um die Interes¬ 
sen der DDR zu schädigen (§ 100 StGB). 
Landesverrat wird vor allem von den imperia¬ 
listischen Mächten, ihren Geheimdiensten, anderen 
staatlichen Einrichtungen sowie nichtstaatlichen 
Organisationen der imperialistischen Länder bzw. 
von deren Vertretern oder Helfern inspiriert und 
organisiert. Im Kampf gegen die DDR, andere so¬ 
zialistische Staaten und friedliebende Völker be¬ 
dienen sich diese Stellen und Personen einer Viel¬ 
zahl raffinierter und konspirativer Methoden. 
Dabei besteht das primäre Anliegen darin, Nach¬ 
richten aus allen staatlichen und gesellschaftlichen 
Bereichen der DDR und den anderen sozialisti¬ 
schen Ländern zu erkunden und zu sammeln. Von 
hauptsächlichem Interesse sind Staatsgeheimnisse 
und andere geheimzuhaltende Nachrichten, aber 
auch der Geheimhaltung nicht unterliegende 
Nachrichten, die diese Stellen und Personen zur 
Organisierung und Durchführung vielfältiger sub¬ 
versiver Aktivitäten mißbrauchen. 

Die durch Landesverratsverbrechen gewon¬ 
nenen Nachrichten dienen im besonderen Maße 
imperialistischen Regierungen als Informations¬ 
grundlage für die Vorbereitung und Durchsetzung 
von Entscheidungen auf staatlicher Ebene. Sie 
sind ein entscheidender Beitrag zur Realisierung 
der reaktionären und aggressiven Politik dieser 
Regierungen, insbesondere gegenüber den sozia¬ 
listischen Ländern. Die Organisierung und 
Durchführung von Landesverratsverbrechen, vor 
allem durch die Nutzung und Auswertung ihrer 
Ergebnisse für politische, wirtschaftliche, mili¬ 
tärische Aktivitäten ist Bestandteil der Regie- 
rungspolitik imperialistischer Staaten und Grund¬ 
lage subversiver Tätigkeiten von Stellen und Per¬ 
sonen imperialistischer Länder. 

Bürger der DDR , die die in § 97 Abs. 1 StGB 
genannten Stellen oder Personen durch die Ver¬ 
wirklichung der in den §§97 bis 100 StGB enthal- 
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tenen Begehungsweisen unterstützen, begehen 
Verrat an ihrem sozialistischen Vaterland. Si esind 
Landesverräter. 

Einen umfassenden wirksamen strafrechtli¬ 
chen Schutz vor Verbrechen des Landesverrats zu 
gewährleisten, ist ein dringendes Erfordernis, das 
sich aus den grundlegenden Aufgaben des soziali¬ 
stischen Staates bei der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR ergibt. Deshalb wurde im Artikel 1 des 
Strafgesetzbuches der DDR ausdrücklich der 
Grundsatz festgelegt: Der sozialistische Staat 
schützt seine staatlichen, wirtschaftlichen und mi¬ 
litärischen Geheimnisse allseitig gegenüber je¬ 
dermann. Diesem Anliegen tragen die im Strafge¬ 
setzbuch der DDR enthaltenen Normen zur Vor¬ 
beugung und Bekämpfung des Landesverrats 
Rechnung. 

Spionage 

Die Spionage ist das gefährlichste Verbrechen des 
Landesverrats. Der Gegner wendet für die Orga¬ 
nisierung und Begehung der Spionage sowie für 
die Auswertung ihrer Ergebnisse gewaltige finan¬ 
zielle und materielle Mittel sowie umfangreiche 
personelle und institutioneile Potenzen auf. Die 
imperialistischen Geheimdienste schalten Dienst¬ 
stellen, Organisationen, Wirtschaftsunternehmen 
usw. des eigenen Macht- und Einflußbereiches in 
ihre verbrecherische Tätigkeit ein und nutzen sie 
zur Spionage aus. Sie gründen zu diesem Zwecke 
Agentenzentralen und schaffen Schein- sowie 
Tarnfirmen. Bestimmte kapitalistische Wirt¬ 
schaftsunternehmen sowie andere ausländische 
Stellen entwickeln selbständig Spionageaktivitä¬ 
ten und nutzen die Geheimdienste ihres Macht- 
und Einflußbereiches zu deren Realisierung. Von 
den in § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen und 
Personen werden alle nur denkbaren Möglichkei¬ 
ten zur Erkundung der staatlichen und gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse in der DDR ausge¬ 
schöpft und mißbraucht, unter anderem die offi¬ 
ziellen Kontakte und Verbindungen aller Art zu 
DDR-Bürgern. Sie spionieren unter dem Deck¬ 
mantel wissenschaftlicher Forschungstätigkeit, 
wissenschaftlicher Konferenzen sowie unter Aus¬ 
nutzung kommerzieller und anderer Beziehungen 
einschließlich persönlicher Kontakte. Dabei ver¬ 
suchen Spione, in gezielten Gesprächen mit Bür¬ 
gern wichtige Informationen zu erhalten, ohne 
daß diesen Bürgern der Zusammenhang zur Spio¬ 
nage bewußt wird. Diese Form des Nachrichten¬ 
sammelns, auch Abschöpfung genannt, entwickelt 
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sich immer mehr zu einer wesentlichen Methode 
der Informationsgewinnung. Sie wird vorwiegend 
zur Beschaffung geheimzuhaltender und nichtge- 
heimzuhaltender Nachrichten insbesondere aus 
staatlichen Führungszentren, Auslandsvertretun¬ 
gen der DDR, volkswirtschaftlichen, technischen, 
wissenschaftlichen und militärischen Bereichen 
angewandt. Die imperialistischen Geheimdienste, 
aber auch andere Stellen und Personen im Sinne 
des § 97 StGB, nutzen den Reise-, Touristen- und 
Transitverkehr in bzw. durch die DDR zur Orga¬ 
nisierung und Durchführung von Spionage aus. 
Nach wie vor wenden sie auch skrupellos Druck 
und Erpressung sowie andere verbrecherische 
Methoden gegenüber Personen an, um sie für eine 
Spionagetätigkeit gefügig zu machen. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Spionage ergibt sich aus den § 97 und § 98 StGB. 
Paragraph 97 StGB ist der Grundtatbestand zur 
strafrechtlichen Bekämpfung der Spionage. 

Gemäß § 97 StGB wird strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit für Spione begründet, die als Bür¬ 
ger der DDR - und damit als Verräter - bzw. als 
Ausländer, ohne sich in die Spionagetätigkeit ei¬ 
ner in § 97 Abs. 1 StGB bezeichneten Stelle oder 
Person zu integrieren, geheimzuhaltende Nach- 
richten oder Gegenstände zum Nachteil der Inter¬ 
essen der DDR für diese Stellen oder Personen 
sammeln, an sie verraten oder ausliefern bzw. die¬ 
sen Stellen oder Personen in sonstiger Weise zu¬ 
gänglich machen. 

Paragraph 98 StGB begründet strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für Spione, die als Bürger der 
DDR - und damit als Verräter - bzw. als Auslän¬ 
der gegenüber einer in § 97 Abs. 1 StGB genann¬ 
ten Stelle oder Person ihre Bereitschaft zum Aus¬ 
druck gebracht haben, zum Zwecke der Samm¬ 
lung, des Verrats oder der Auslieferung von ge¬ 
heimzuhaltenden Nachrichten zum Nachteil der 
Interessen der DDR mitzuwirken. Paragraph 98 
StGB findet auch Anwendung, wenn der Täter 
über die Anwerbung hinaus bereits geheimzuhal¬ 
tende Nachrichten gesammelt, verraten oder aus¬ 
geliefert hat. 

Spionage gemäß § 97 und § 98 StGB richtet 
sich gegen die innere und äußere Sicherheit der 
DDR. Diese Normen schützen die politischen, 
ökonomischen, militärischen und anderen verfas¬ 
sungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung. Ein wesentli¬ 
ches Anliegen ist der strafrechtliche Schutz der 
staatlichen, wirtschaftlichen und militärischen 
Geheimnisse. 
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In § 97 Abs. 1 StGB sind die Stellen und Per¬ 
sonen genannt, die Spionageverbrechen sowie an¬ 
dere Landesverratsverbrechen inspirieren, orga¬ 
nisieren und durchführen bzw. für die sie began¬ 
gen werden. Die §§ 98, 99, 100 StGB und § 105 
Abs. 1 Ziff. 2 StGB beziehen sich auf die in § 97 
Abs. 1 StGB beschriebenen Stellen und Personen. 

Spionage gemäß § 97 Abs. 1 StGB wird für 
eine fremde Macht , deren Einrichtungen oder Ver¬ 
treter oder einen Geheimdienst oder ausländische 
Organisationen sowie deren Helfer begangen bzw. 
durch diese organisiert und durchgeführt. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal „eine fremde 
Macht“ werden die Parlamente und Regierungen 
einschließlich der einzelnen Ministerien ausländi¬ 
scher Staaten, unabhängig von ihrer Staats- und 
Gesellschaftsordnung, staatliche Zusammen¬ 
schlüsse internationalen Charakters sowie die 
Senate und Verwaltungsorgane von Gebieten mit 
einem besonderen Status (z. B. Westberlin) und 
von in sonstiger Weise verwalteten Territorien 
(z. B. englische Kronkolonie Hongkong) erfaßt. 

Einrichtungen einer fremden Macht sind staat¬ 
liche Organe und Institutionen, und zwar vor al¬ 
lem diplomatische Vertretungen, Behörden und 
Ämter auf zentraler und örtlicher Ebene wie Poli¬ 
zei- und Zolldienststellen, Gerichte, Staatsanwalt¬ 
schaften; staatliche Wirtschaftsunternehmen; 
staatliche Universitäten, Hochschulen, Sportinsti¬ 
tute. Der ständige oder zeitweilige Sitz dieser Ein¬ 
richtungen einer fremden Macht kann sich im 
Ausland oder auf dem Territorium der DDR be¬ 
finden, z. B. diplomatische Vertretungen. 

Vertreter einer fremden Macht sind deren Mit¬ 
arbeiter und andere Personen, die für die auslän¬ 
dische Macht und ihre Einrichtungen tätig wer¬ 
den. Einer direkten Beauftragung bedarf es nicht. 

Geheimdienst im Sinne des § 97 Abs. 1 StGB 
sind alle ausländischen Nachrichtendienste wie 
Aufklärungs- bzw. Abwehrorgane und andere mit 
der Durchführung geheimdienstlicher Tätigkeit 
befaßte Stellen. 

Ausländische Organisationen sind nichtstaatli¬ 
che Einrichtungen, Organisationen, Vereinigun¬ 
gen und sonstige Personenzusammenschlüsse un¬ 
terschiedlichster Art und vielfältigen Zwecken 
dienend. Das sind vor allem: politische Par¬ 
teien, gesellschaftliche Organisationen und Zu¬ 
sammenschlüsse, Konzerne und andere Wirt¬ 
schaftsunternehmen, Berufsverbände, Massen¬ 
medien, Emigrantenvereinigungen und andere 
Personenzusammenscjilüsse, wie kriminelle Ver¬ 
einigungen, z. B. Menschenhändlerbanden, zu¬ 


gleich aber auch sämtliche Nachfolgeeinrichtun¬ 
gen, Gliederungen, Mitarbeiter bzw. Mitglieder 
derartiger ausländischer Organisationen. 

Ausländisch ist jede Organisation, die ihren Sitz 
nicht in der DDR hat. Es ist jedoch möglich, daß 
sich solche Organisationen bzw. ihre Zweigstellen 
oder Gliederungen, insbesondere ihre Mitarbeiter 
auf dem Territorium der DDR aufhalten, z. B. 
Korrespondenten nichtstaatlicher Agenturen 
oder Angestellte kapitalistischer Wirtschaftsun¬ 
ternehmen, die in Büros dieser Unternehmen in 
der DDR tätig sind. 

Ausländische Organisationen sind auch Zu¬ 
sammenschlüsse internationalen Charakters. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal „deren Helfer“ 
werden Personen erfaßt, die nicht Mitarbeiter 
bzw. Mitglied einer in § 97 Abs. 1 StGB genann¬ 
ten Stelle sind, aber für sie z. B. bestimmte Auf¬ 
träge durchführen. 

Gemäß § 97 Abs. 1 StGB sind die Begehungs¬ 
weisen der Spionage das Sammeln, Verraten , Aus¬ 
liefern und in sonstiger Weise Zugänglichmachen . 

Das Sammeln erfaßt vor allem ein Zusammen¬ 
tragen von geheimzuhaltenden Informationen 
durch eigene Wahrnehmung oder durch Abschöp¬ 
fung anderer Personen. Die gesammelten Nach¬ 
richten können gedanklich gesichert, schriftlich 
aufgezeichnet oder in sonstiger Weise, z. B. auf 
Tonträgern oder Filmen, gespeichert werden. 

Das Verraten ist in der Regel eine direkte, 
wörtliche, schriftliche oder gegenständliche Über¬ 
gabe der Geheimnisse an die im Tatbestand be- 
zeichneten Stellen oder Personen. 

Das Ausliefern ist eine Form des Verrats. Es ist 
in der Regel dann gegeben, wenn der direkte Be¬ 
zug zwischen dem Täter und den im Gesetz ge¬ 
nannten Stellen oder Personen fehlt, wenn z. B. 
durch den Täter die geheimzuhaltenden Nach¬ 
richten über eine dritte Person oder sogenannte 
tote Briefkästen an eine in § 97 Abs. 1 StGB be¬ 
schriebene Stelle oder Person weitergeleitet wer¬ 
den. 

Das in sonstiger Weise Zugänglichmachen 
beinhaltet Verratshandlungen, die vor allem in 
solchen Formen erfolgen wie Darlegung geheim¬ 
zuhaltender Nachrichten auf internationalen 
Fachtagungen oder in ausländischen Fachzeit¬ 
schriften usw. 

Durch einen Täter können zugleich mehrere 
Begehungsweisen der Spionage verwirklicht wer¬ 
den. Hat z. B. ein Täter geheimzuhaltende Nach¬ 
richten gesammelt und zugleich die Übermittlung 
in den Begehungsweisen Verraten, Ausliefern 
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oder in sonstiger Weise zugänglich machen erfüllt, 
ist in der Regel neben dem Sammeln die schwer¬ 
wiegendste und am häufigsten angewandte Me¬ 
thode des Übermitteins für die Begründung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit hervorzuhe¬ 
ben, um die Schwere der Tat sowie die Intensität 
des Angriffs deutlich zu charakterisieren. 

Geheimzuhaltende Nachrichten und Gegen¬ 
stände sind solche, an deren Geheimhaltung ein 
staatliches Interesse besteht. In der Regel sind 
derartige Nachrichten oder Gegenstände nicht je¬ 
dermann zugänglich und nicht offenkundig. Der 
staatliche Geheimhaltungswille ist das entschei¬ 
dende Kriterium, ob eine Nachricht oder ein Ge¬ 
genstand vor dem Zugriff unberechtigter Stellen 
und Personen zu schützen ist. Der inhaltliche 
Wert einer Nachricht oder eines Gegenstandes ist 
ausschlaggebend dafür, ob sie geheimzuhalten 
sind. 

Es ist davon auszugehen, daß Akten, Schriftstücke, 
Zeichnungen, Materialproben usw., die ausdrück¬ 
lich mit einem Geheimhaltungsgrad versehen sind, 
Geheimnisse im Sinne des § 97 Abs. 1 StGB dar¬ 
stellen. Fehlt diese Kennzeichnung, ist es dennoch 
möglich, daß Nachrichten und Gegenstände die 
Qualität von Geheimnissen besitzen. Dieser Um¬ 
stand kann insbesondere dann auftreten, wennz. B. 
bei einem Forschungsvorhaben Erkenntnisse ge¬ 
wonnen wurden, die vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen sind, und noch keine Möglichkeit der aus¬ 
drücklichen Kennzeichnung als geheimzuhaltend 
gegeben war oder wenn auf Tagungen, Konferenzen 
usw. der Inhalt bestimmter, zur Diskussion stehen¬ 
der Themen von den dazu befugten Organen oder 
Personen zu Geheimnissen erklärt worden sind. 
Insbesondere auf dem Gebiet der Landesverteidi¬ 
gung ist es oftmals nicht möglich, spezifische militä¬ 
rische Aktivitäten wie Truppenbewegungen aus¬ 
drücklich für jedermann als geheimzuhalten zu 
kennzeichnen, obwohl ein staatliches Interesse an 
der Geheimhaltung besteht. Wenn Personen Infor¬ 
mationen detaillierter Art über Truppenbewegun¬ 
gen, militärische Manöver, Übungen, Militärob¬ 
jekte an Stellen oder Personen im Sinne des § 97 
Abs. 1 StGB, z. B. an imperialistische Geheimdien¬ 
ste, übermitteln, ist davon auszugehen, daß in die¬ 
sen Fällen das staatliche Interesse an der Geheim¬ 
haltung für jedermann offensichtlich und erkennbar 
ist, da allgemein bekannt ist, daß derartige Informa¬ 
tionen von ihnen zu subversiven Zwecken genutzt 
werden. 

Geheimzuhaltende Nachrichten sind auch solche 
Informationen, bei denen die Summe von an sich 
nicht der Geheimhaltung unterliegenden Einzel¬ 
nachrichten zu einem Geheimnis wird (z. B. die ge¬ 
naue Anzahl einer bestimmten Waffenart bei einer 


konkreten Einheit). Es ist bekannt, daß vor allem 
imperialistische Geheimdienste bei der Erkundung 
militärischer Geheimnisse auch versuchen, über die 
zielgerichtete Ausspähung einzelner, nichtgeheim- 
zuhaltender militärischer Nachrichten in den Besitz 
geheimzuhaltender militärischer Nachrichtenzu ge¬ 
langen. Dazu werden derartige Einzelinformatio¬ 
nen systematisch zusammengetragen und analy¬ 
siert, um auf deren Grundlage damit im Zusam¬ 
menhang stehende geheimzuhaltende Nachrichten 
zu erkennen (z. B. Dislozierung und Stärke, Be¬ 
waffnung bestimmter militärischer Einheiten). 

Die für die im § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen 
oder Personen gesammelten bzw. an diese verrate¬ 
nen oder ausgelieferten geheimzuhaltenden Nach¬ 
richten oder Gegenstände brauchen im konkreten 
Einzelfall für diese Stellen oder Personen keine 
neuen Erkenntnisse zu sein, es genügt die Bestäti¬ 
gung bereits vorhandener Erkenntnisse. 

Nachrichten oder Gegenstände, die z. B. im 
Fernsehen, Rundfunk, in der Tagespresse, in an¬ 
deren Publikationen oder Ausstellungen der 
DDR bereits veröffentlicht wurden, sind auf 
Grund der Veröffentlichung für jedermann zu¬ 
gänglich und offenkundig. Sie sind keine geheim¬ 
zuhaltenden Nachrichten oder Gegenstände im 
Sinne des § 97 Abs. 1 StGB. 

Das Sammeln, Verraten, Ausliefern oder in 
sonstiger Weise Zugänglichmachen geheimzuhal¬ 
tender Nachrichten für bzw. an die im § 97 Abs. 1 
StGB genannten Stellen und Personen muß zum 
Nachteil der Interessen der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik erfolgen. Der Nachteil der Inter¬ 
essen der DDR umfaßt jegliche Gefährdung bzw. 
Schädigung vielfältiger politischer, wirtschaftli¬ 
cher, ideologischer und militärischer Interessen 
der DDR. Er kann die DDR als ganzes, aber auch 
nur einzelne staatliche oder gesellschaftliche Be¬ 
reiche betreffen. 

Spionage gemäß § 97 Abs. 1 StGB zum Nachteil 
der Interessen der DDR liegt in der Regel vor, wenn 
die geheimzuhaltenden Nachrichten oder Gegen¬ 
stände für imperialistische Geheimdienste, für in 
imperialistischen Ländern befindliche staatliche 
bzw. auch nichtstaatliche Organisationen, die einen 
Kampf gegen die DDR führen, gesammelt bzw. an 
diese verraten oder ausgeliefert oder ihnen in son¬ 
stiger Weise zugänglich gemacht wurden. Der 
Nachteil für die Interessen der DDR ergibt sich in 
diesen Fällen aus der regelmäßig erfolgenden sub¬ 
versiven Verwertung erlangter geheimzuhaltender 
Nachrichten und Gegenstände gegen die DDR. Er 
ist deshalb bei der Sammlung für bzw. Übermittlung 
an diese Stellen oder Personen regelmäßig gegeben. 
Erfolgt die Tathandlung für andere als die in § 97 
Abs. 1 genannten Stellen oder Personen, so ist kon- 
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kret nachzuweisen, daß das Sammeln, Verraten, 
Ausliefern oder in sonstiger Weise Zugänglichma¬ 
chen von geheimzuhaltenden Nachrichten oder Ge¬ 
genständen zu einem Nachteil für die Interessen der 
DDR führte bzw. führen kann. Der Nachweis ist auf 
' der Grundlage aller objektiven und subjektiven 
Tatumstände zu führen. 

Spionage gemäß § 97 StGB wird vorsätzlich 
begangen. Der Täter muß sich bewußt dazu ent¬ 
schieden haben, geheimzuhaltende Nachrichten 
oder Gegenstände zum Nachteil der Interessen 
der DDR für die in § 97 Abs. 1 StGB genannten 
Stellen oder Personen zu sammeln bzw. an sie zu 
verraten, auszuliefern oder ihnen in sonstiger 
Weise zugänglich zu machen. Der Tatbestand 
stellt keine besonderen Anforderungen an die 
Zielsetzung und Motive des Täters. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 97 
Abs. 2 StGB). Es ist zu beachten, daß das Sam¬ 
meln geheimzuhaltender Nachrichten und Gegen¬ 
stände zum Nachteil der Interessen der DDR für 
eine in § 97 Abs. 1 StGB genannte Stelle oder 
Person ein vollendetes Spionageverbrechen ist, 
und zwar unabhängig davon, ob diese Nachrichten 
oder Gegenstände einer derartigen Stelle oder 
Person verraten, ausgeliefert oder in sonstiger 
Weise zugänglich gemacht worden sind. 

Bei Spionage gemäße 98 StGB besteht Identi¬ 
tät hinsichtlich der in § 97 Abs. 1 StGB genannten 
Stellen oder Personen, der Anforderungen an die 
geheimzuhaltenden Nachrichten und an die An¬ 
forderungen zum Nachteil der Interessen der 
DDR. 

Die Begehungsweise des § 98 StGB ist das 
Anw erbenlassen. Es liegt vor, wenn sich der Täter 
gegenüber einer in § 97 Abs. 1 StGB genannten 
Stelle oder Person zur Mitwirkung bei der Spio¬ 
nage bereit erklärt. Diese Bereitschaft kann er 
schriftlich oder mündlich bekunden bzw. auch 
durch schlüssiges Verhalten zum Ausdruck brin¬ 
gen. Eine Anwerbung durch schlüssiges Verhalten 
ist z. B. dann gegeben, wenn der Täter Spionage¬ 
aufträge entgegennimmt und erfüllt, ohne seine 
Bereitschaft zur Durchführung von Spionage aus¬ 
drücklich mündlich oder schriftlich erklärt zu ha¬ 
ben. 

Das Anwerbenlassen muß zum Zwecke der 
Sammlung, des Verrats oder der Auslieferung von 
geheimzuhaltenden Nachrichten zum Nachteil der 
Interessen der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik erfolgen. Die Anwerbung kann darauf gerich¬ 
tet sein, z. B. als Funker, Kurier, Instrukteur oder 
Nachrichtenquelle sofort oder erst zu einem spä¬ 


teren Zeitpunkt (bei einer Anwerbung auf Per¬ 
spektive) tätig zu werden. 

Spionage gemäß § 98 StGB ist ein Dauerde¬ 
likt. Durch die Anwerbung wird ein andauernder 
Gefahrenzustand für die DDR geschaffen. Für die 
Auslegung und Anwendung des § 98 StGB ist die 
Tatsache bedeutsam, daß auch der Täter, der nach 
der Anwerbung geheimzuhaltende Nachrichten 
zum Nachteil der Interessen der DDR für eine in 
§ 97 Abs. 1 StGB genannte Stelle oder Person 
sammelt bzw. an sie verrät oder ausliefert, nach 
§ 98 StGB strafrechtlich zur Verantwortung ge¬ 
zogen wird. 

Mit der Anwerbung zur Spionage ist die Tat 
nach § 98 StGB vollendet. Beendet ist sie, wenn 
die Straftat durch die Sicherheitsorgane aufge¬ 
deckt ist, sich der Täter den Sicherheitsorganen 
stellt und die Umstände seiner Tat offenbart, der 
Täter durch aktives, das Anwerbungsverhältnis 
faktisch aufhebendes Handeln seiner Spionagetä¬ 
tigkeit ein Ende setzt. Ein lediglich passives Ver¬ 
halten des geworbenen Spions gegenüber erteilten 
Spionageaufträgen ist keine ausreichende Vor¬ 
aussetzung für die Beendigung eines Anwer¬ 
bungsverhältnisses. 

Spionage gemäß § 98 StGB wird vorsätzlich 
begangen. Der Täter muß sich bewußt dazu ent¬ 
schieden haben, sich von einer in § 97 Abs. 1 
StGB genannten Stelle oder Person zum Zwecke 
der Sammlung, des Verrats oder der Auslieferung 
geheimzuhaltender Nachrichten zum Nachteil der 
Interessen der DDR anwerben zu lassen. Der Tä¬ 
ter muß erkannt haben, daß die Anwerbung auf 
den im Tatbestand genannten Zweck der Samm¬ 
lung, des Verrats oder der Auslieferung geheim¬ 
zuhaltender Nachrichten zum Nachteil der Inter¬ 
essen der DDR ausgerichtet war. Paragraph 98 
StGB stellt keine bestimmten Anforderungen an 
die Motive des Täters. 

Spionage gemäß § 98 StGB wird in der Regel 
arbeitsteilig durchgeführt. Dabei wirken oft meh¬ 
rere Personen als Mittäter, z. B. Nachrichtenquel¬ 
len, Funker, Kuriere zusammen. Als Funker und 
Kuriere angeworbene Täter brauchen keine de¬ 
taillierten Kenntnisse über den konkreten Inhalt 
und die Herkunft der verratenen Geheimnisse zu 
besitzen. Es genügt die Kenntnis, daß sie an der 
Begehung von Spionage gemäß § 98 StGB mitge¬ 
wirkt haben. 

Gemäß § 98 StGB sind Vorbereitung und Ver¬ 
such der Spionage ebenfalls strafbar. Das ergibt 
sich aus dem in § 98 StGB enthaltenen Verweis 
auf § 97 StGB. Demnach sind sowohl der Straf- 
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rahmen als auch die strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit für Vorbereitung und Versuch sowie die 
besonders schweren Fälle aus § 97 StGB zu ent¬ 
nehmen. In Fällen, in denen sich z. B. Täter ge¬ 
genüber den in § 97 Abs. 1 StGB genannten Stel¬ 
len oder Personen zur Anwerbung zum Zwecke 
der Sammlung, des Verrats oder der Auslieferung 
geheimzuhaltender Nachrichten für bzw. an diese 
Stellen oder Personen anbieten, die genannten 
Stellen oder Personen das Angebot zur Mitarbeit 
aber ablehnen, liegt der Versuch der Spionage 
gemäß § 98 StGB vor. Es ist keine Straftat nach 
§ 100 StGB. 

Landesverräterische Nachrichtenübermittlung 
Die landesverräterische Nachrichtenübermittlung 
(§ 99 StGB) richtet sich gegen die innere und äu¬ 
ßere Sicherheit der DDR. Mit dem Tatbestand 
wird der Tatsache Rechnung getragen, daß insbe¬ 
sondere imperialistische Geheimdienste sowie 
weitere Zentren der Feindtätigkeit, aber auch an¬ 
dere ausländische Stellen und Personen, Nach¬ 
richten, die keiner Geheimhaltung unterliegen, zum 
Nachteil der Interessen der DDR sammeln. Der¬ 
artige Nachrichten nutzt der Gegner vor allem zur 
forcierten ideologischen Diversion, zur ökonomi¬ 
schen Störtätigkeit und zur Vorbereitung von 
Staatsverbrechen aus. 

Paragraph 99 StGB verweist auf die in § 97 
Abs. 1 StGB genannten Stellen und Personen. 
Somit besteht hinsichtlich der Stellen und Perso¬ 
nen in beiden Tatbeständen Identität. 

Als Begehungsweisen nennt § 99 StGB das 
Sammeln, Übergeben und Zugänglichmachen. Die 
Begehungsweise ,,Ubergeben“ erfaßt sowohl das 
Verraten als auch das Ausliefern von Nachrichten, 
so daß die Begehungsweisen des § 97 Abs. 1 
StGB und des § 99 StGB keine Unterschiede auf¬ 
weisen. 

Der Tatbestand schützt der Geheimhaltung 
nicht unterliegende Nachrichten . Dabei handelt es 
sich in der Regel um sogenannte offene Nachrich¬ 
ten, die jedoch bei Preisgabe an die in § 97 Abs. 1 
StGB genannten Stellen oder Personen geeignet 
sind, Nachteile für die Interessen der DDR her¬ 
beizuführen. 

Nachrichten, die nicht der Geheimhaltung un¬ 
terliegen, können sich auf alle Bereiche der staat¬ 
lichen Ordnung und des gesellschaftlichen Zu¬ 
sammenlebens beziehen. Sie können wahr, ent¬ 
stellt oder unwahr sein. Sie können die Form von 
Schriftstücken, Manuskripten, Pamphleten, Ton¬ 
oder Bildaufzeichnungen usw. haben. 


Nachrichten im Sinne des § 99 sind unter anderem 
der Geheimhaltung nicht unterliegende tatsächliche 
Informationen über bestimmte Geschehnisse in 
Staats- und Wirtschaftsorganen sowie in Parteien, 
Massenorganisationen und anderen gesellschaftli¬ 
chen Hinrichtungen, die in der Tagespresse nicht 
veröffentlich und deshalb nicht allgemein zugäng¬ 
lich sind; tendenziöse Gerüchte über die Stimmung 
bestimmter Bevölkerungsschichten; in Verbindung 
mit richtigen oder teilweise richtigen Informationen 
bewußt vorgenommene Falschmeldungen zu gesell¬ 
schaftlichen Ereignissen; Berichte und allgemeine 
Charakteristiken über Staats- und Wirtschaftsfunk¬ 
tionäre sowie über Funktionäre von Parteien und 
Organisationen, Geheimnisträger, Reisekader; 
Schriftstücke und Dokumentationen mit verfas¬ 
sungsfeindlichem, antisozialistischem, konter¬ 
revolutionärem Inhalt. 

Aus der verfassungsmäßigen Treuepflicht der 
Bürger der DDR zu ihrem Staat ergibt sich, daß 
sie keinerlei Nachrichten, die zum Nachteil der In¬ 
teressen der DDR mißbraucht werden können, an 
die in § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen oder 
Personen preisgeben. 

Im Hinblick auf den Nachteil der Interessen der 
DDR sind die bei § 97 Abs. 1 StGB dargelegten 
Kriterien zu beachten. 

Landesverräterische Nachrichtenübermitt¬ 
lung gemäß § 99 StGB wird vorsätzlich begangen.' 
Der Täter muß sich bewußt entschieden haben, 
der Geheimhaltung nicht unterliegende Nachrich¬ 
ten zum Nachteil der Interessen der DDR an die in 
§ 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen oder Perso¬ 
nen zu übergeben, für sie zu sammeln oder ihnen 
zugänglich zu machen. Die Kenntnis des Täters 
über die tatsächliche Art und Weise der Verwen¬ 
dung der nichtgeheimzuhaltenden Nachrichten 
durch in § 97 Abs. 1 StGB genannte Stellen oder 
Personen gegen die DDR ist für die Begründung 
des Vorsatzes nicht erforderlich. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 99 
Abs. 2 StGB). 

Landesverräterische Agententätigkeit 
Landesverräterische Agententätigkeit (§ 100 
StGB) gefährdet die innere undäjußere Sicherheit 
der DDR. Grundanliegen des § 100 StGB besteht 
darin, zu verhindern, daß zwischen den in § 97 
Abs. 1 StGB genannten Stellen und Personen und 
Bürgern der DDR entgegen ihrer verfassungs¬ 
mäßigen Treuepflicht Verbindungen entstehen, 
die auf die Schädigung der Interessen der DDR 
gerichtet sind. Paragraph 100 StGB schützt ins¬ 
besondere Bürger der DDR vor gegnerischen 
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Kontaktversuchen und der Einflußnahme, um sie 
in ihre gegen die DDR und andere sozialistische 
Länder gerichtete Tätigkeit einzubeziehen und zu 
subversiven Handlungen zu mißbrauchen. Er 
richtet sich gegen die Verbindungsaufnahme zu 
den Stellen oder Personen im Sinne von § 97 
Abs. 1 StGB und stellt darüber hinaus das An¬ 
bieten zur Mitarbeit ihnen gegenüber sowie ihre 
Unterstützung in sonstiger Weise unter Strafe. 

Paragraph 100 StGB ist damit ein wirksames 
Instrument zur Vorbeugung von Landesverrats¬ 
verbrechen und zur Vorbeugung und Bekämp¬ 
fung weiterer Staatsverbrechen, die im Zusam¬ 
menwirken äußerer und innerer Feinde durchge¬ 
führt werden. Der Tatbestand der landesverräte¬ 
rischen Agententätigkeit findet keine Anwen¬ 
dung, wenn Vorbereitungs- bzw. Versuchshand¬ 
lungen, Anstiftung oder Beihilfe zu Straftaten 
gemäß §§ 97 bis 99 StGB vorliegen. 

Der Tatbestand des § 100 StGB verweist auf 
die im § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen und 
Personen. Somit besteht hinsichtlich der Stellen 
und Personen in beiden Tatbeständen Identität. 

Die Begehungsweisen sind: Verbindung auf¬ 
nehmen, sich zur Mitarbeit anbieten oder in son¬ 
stiger Weise unterstützen. 

Verbindungsaufnahme ist jede Form der Kon¬ 
taktaufnahme zu den in § 97 Abs. 1 StGB ge¬ 
nannten Stellen oder Personen. Die Initiative zur 
Verbindungsaufnahme muß nicht in jedem Fall 
vom Täter selbst, sie kann ebenso von den in § 97 
Abs. 1 StGB genannten Stellen oder Personen 
ausgehen. Sie kann durch persönliches Zusam¬ 
mentreffen, in schriftlicher Form, fernmündlich 
oder über dritte Personen in oder außerhalb der 
DDR erfolgen. Eine Verbindung im Sinne des 
§ 100 StGB ist dann aufgenommen, wenn der Tä¬ 
ter bei objektiv zustande gekommenen Kontakt¬ 
beziehungen zu den genannten Stellen oder Per¬ 
sonen zugleich auch die innere Bereitschaft hatte, 
sie aufzunehmen bzw. aufrechtzuerhalten. Voll¬ 
endet ist die Tat demzufolge grundsätzlich dann, 
wenn eine derartige Verbindung tatsächlich zu¬ 
stande gekommen ist. 

Das Anbieten zur Mitarbeit beinhaltet die er¬ 
klärte Bereitschaft, die Tätigkeit der in § 97 
Abs. 1 StGB genannten Stellen oder Personen zu 
unterstützen, konkrete Vorstellungen über die 
Art dieser Unterstützung sind nicht erforderlich. 
Das Anbieten zur Mitarbeit kann mündlich, 
schriftlich oder in sonstiger Weise erfolgen. Es 
kann sich auf eine einmalige, zeitweilige oder 
ständige Mitarbeit beziehen. Eine Reaktion sei¬ 


tens der in § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen 
oder Personen auf das Anbieten zur Mitarbeit ist 
für die Vollendung der Tat nicht erforderlich. 
Kam es infolge des Anbietens zur Mitarbeit z. B. 
zu einer Anwerbung durch eine in § 97 Abs. 1 
StGB genannte Stelle oder Person für die Durch¬ 
führung von Diversion, dann erfüllt diese Anwer¬ 
bung die Voraussetzungen der Begehungsweise 
„sich zur Mitarbeit anbieten“. 

Erfolgte die Anwerbung zum Zwecke der 
Sammlung, des Verrats oder der Auslieferung ge¬ 
heimzuhaltender Nachrichten, so ist § 98 StGB 
gegeben. 

Eine Unterstützung in sonstiger Weise umfaßt 
bestimmte Formen der Zusammenarbeit mit den 
in § 97 Abs. 1 StGB genannten Stellen oder Per¬ 
sonen sowie die Förderung von deren Tätigkeit, 
die über die Begehungsweisen Verbindung auf¬ 
nehmen oder sich zur Mitarbeit anbieten hinaus¬ 
gehen. Werden die unterstützenden Handlungen 
zugleich durch die §§ 97 bis 99 bzw. § 105 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB erfaßt, so kommen diese Tatbe¬ 
stände zur Anwendung. 

Landesverräterische Agententätigkeit gemäß 
§ 100 StGB wird vorsätzlich begangen. Die be¬ 
wußte Entscheidung des Täters zur Tat muß das 
Ziel, die Interessen der DDR zu schädigen, bein¬ 
halten. Dfeser staatsfeindlichen Zielstellung lie¬ 
gen vor allem staatsfeindliche Motive des Täters 
zugrunde. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 100 
Abs. 2 StGB). Der Versuch einer Verbindungs¬ 
aufnahme liegt beispielsweise vor, wenn Täter 
über dritte Personen zu einer in § 97 Abs. 1 StGB 
genannten Stelle oder Person in Verbindung tre¬ 
ten wollen, diese Mittelspersonen mit dem Her¬ 
stellen einer derartigen Verbindung beauftragt 
haben, sie jedoch nicht oder noch nicht tätig ge¬ 
worden sind. Demgegenüber ist eine Verbin¬ 
dungsaufnahme bereits vollendet, wenn z. B. die 
Mittelsperson die Verbindung zu einer ausländi¬ 
schen Stelle oder Person im Sinne des § 97 Abs. 1 
StGB auftragsgemäß hergestellt oder wenn der 
Täter eine Postsendung an eine solche Stelle oder 
Person der Deutschen Post zur Weiterbeförde¬ 
rung übergeben hat. 

Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
bei Verbrechen des Landesverrats 
Probleme der Abgrenzung und mehrfachen Ge¬ 
setzesverletzung können sowohl innerhalb der 
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Gruppe der Landesverratsverbrechen als auch zwi¬ 
schen diesen Verbrechen und anderen Staatsver¬ 
brechen sowie Verratsdelikten der allgemeinen 
Kriminalität (§§ 172, 245, 246, 272 StGB) ent¬ 
stehen. 

Bei der Prüfung strafrechtlicher Verantwort¬ 
lichkeit wegen Landesverrats ist insbesondere zu 
beachten: Werden von Personen, die zur nach¬ 
richtendienstlichen Tätigkeit nicht angeworben 
sind, durch eine Handlung sowohl Nachrichten 
im Sinne des § 97 StGB als auch Nachrichten ge¬ 
mäß § 99 StGB an Stellen oder Personen im Sinne 
des § 97 Abs. 1 StGB ausgeliefert, dann sind 
tateinheitlich beide Tatbestände anzuwenden. 

Paragraph 98 StGB ist gegenüber § 97 StGB 
das speziellere Gesetz. Eine tateinheitliche An¬ 
wendung ist nicht möglich. Liegt eine Anwerbung 
im Sinne des § 98 StGB vor, so fällt jede das An¬ 
werbungsverhältnis realisierende Handlung wie 
Entgegennahme und Erfüllung von Aufträgen un¬ 
ter § 98 StGB. 

Geworbene Spione, die sowohl geheimzuhal¬ 
tende Nachrichten als auch Nachrichten im Sinne 
des § 99 StGB für die im § 97 Abs. 1 StGB ge¬ 
nannten Stellen oder Personen sammeln, an sie 
ausliefern oder verraten, sind nur nach § 98 StGB 
strafrechtlich verantwortlich. Sammlung von 
Nachrichten (§ 99 StGB) kommt infolge des Vor- 
liegens von Gesetzeseinheit (Konsumtion) nicht 
zur Anwendung. 

Tateinheit zwischen § 98 StGB und anderen 
Tatbeständen von Staatsverbrechen ist ebenfalls 
möglich, wenn ein Spion im Aufträge von Ge¬ 
heimdiensten Staatsverbrechen wie Diversion, 
Sabotage, Terror, staatsfeindlichen Menschen¬ 
handel oder andere begeht. 

Wurde eine Person nicht zur Spionage, son¬ 
dern ausschließlich zur Durchführung eines ande¬ 
ren Staatsverbrechens angeworben, wie Diver¬ 
sion, Terror, wird nicht § 98 StGB angewandt. Es 
ist die Anwendung der jeweiligen Straftatbe¬ 
stände zu prüfen, auf deren Verletzung die An¬ 
werbung ausgerichtet ist. Zugleich ist in die Prü¬ 
fung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der 
§ 100 StGB einzubeziehen. 

Paragraph 99 StGB grenzt sich von §§ 97, 98 
StGB durch den unterschiedlichen Charakter der 
Nachrichten ab. 

Eine tateinheitliche Anwendung des § 99 
StGB mit dem § 106 Abs. 2 StGB ist möglich, 
wenn die übermittelten nicht geheimzuhaltenden 
Nachrichten zugleich staatsfeindliche Hetze im 
Sinne des § 106 StGB beinhalten und zur Charak¬ 


terisierung der Schwere der Tat die Anwendung 
beider Tatbestände erforderlich ist. 

Die §§ 99 und 219 Abs. 2 StGB sowie 220 
StGB werden nicht tateinheitlich angewendet. Pa¬ 
ragraph 99 StGB ist das speziellere Gesetz. 

Paragraph 100 StGB ist gegenüber den Tatbe¬ 
ständen der §§ 97 bis 99 StGB subsidiär und 
kommt nicht zur Anwendung, wenn diese verletzt 
worden sind. Werden dagegen andere Staatsver¬ 
brechen (mit Ausnahme von § 105 und § 106 
Abs. 2 StGB) im Zusammenhang bzw. im Zu¬ 
sammenwirken mit den im § 97 Abs. 1 StGB ge¬ 
nannten Stellen oder Personen begangen, findet 
§ 100 StGB neben dem jeweils verletzten Tatbe¬ 
stand in Tateinheit Anwendung. 

Paragraph 100 StGB ist tateinheitlich mit 
§§ 101, 102, 103, 104 StGB anzuwenden, wenn 
der Täter zur Durchführung von Terrorakten, Di¬ 
versions- oder Sabotagehandlungen von einer im 
§ 97 Abs. 1 StGB genannten Stelle oder Person 
angeworben wurde. 

Die Abgrenzung der Spionage nach § 97 StGB 
zu den Tatbeständen der Verratsdelikte der all¬ 
gemeinen Kriminalität (§§ 172, 245, 246 sowie 
§ 272 StGB) ergibt sich insbesondere aus in den 
Tatbeständen unterschiedlich genannten Stellen 
oder Personen, denen gegenüber geheimzuhal¬ 
tende Nachrichten preisgegeben werden; aus den 
durch die Handlung entstehenden möglichen 
schädlichen Auswirkungen zum Nachteil der In¬ 
teressen der DDR; aus den in den §§ 172, 245, 
246 sowie § 272 StGB gestellten Anforderungen 
an das Subjekt der Straftat. 

In dem in § 100 StGB enthaltenen staatsfeind¬ 
lichen Ziel liegt ein wesentliches Abgrenzungskri¬ 
terium zur ungesetzlichen Verbindungsaufnahme 
gemäß §219 StGB. Sie ist eine Straftat gegen die 
staatliche und öffentliche Ordnung; Paragraph 
219 StGB enthält keine staatsfeindliche Zielset¬ 
zung. Ein weiteres Abgrenzungskriterium ergibt 
sich aus dem unterschiedlichen Charakter der in 
beiden Tatbeständen genannten Stellen und Per¬ 
sonen. 

2 . 3 . 3 . 

Terror 

Terrorverbrechen gemäß § 101 und § 102 StGB 
sind Angriffe auf verfassungsmäßige Grundlagen 
der Arbeiter-und-Bauern-Macht. 

Es gilt bei der Vorbeugung und Bekämpfung 
der Terrorverbrechen zu beachten, daß der Terror 
in der friedensgefährdenden Politik imperialisti¬ 
scher Staaten, insbesondere ihrer Geheimdienste 


4 Strafrecht besond. Teil 
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sowie anderer feindlicher Zentren im Kampf ge¬ 
gen die sozialistischen Staaten einen bedeutenden 
Platz einnimmt. Zunehmend bilden sich im impe¬ 
rialistischen System spezifische Terrororganisa¬ 
tionen heraus, in denen sich vor allem nationalisti¬ 
sche, extremistische, revanchistische und neonazi¬ 
stische Kräfte zusammenschließen. Ihre Verbre¬ 
chen reichen von bewaffneten Anschlägen, Flug¬ 
zeug- und Schiffsentführungen, Geiselnahmen, 
über Androhung und Durchführung von Bomben¬ 
anschlägen gegen öffentliche Gebäude und das 
Verkehrswesen bis zur Ermordung führender Per¬ 
sönlichkeiten. 

Feindliche Organisationen und Kräfte sind be¬ 
strebt, terroristische Gewaltakte mit dem Ziel der 
erpresserischen Durchsetzung von Forderungen 
in die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft 
hineinzutragen. So werden z. B. von kriminellen 
Menschenhändlerbanden Terrorakte auf den 
Transitstrecken und in den Bereichen der Grenz¬ 
übergangsstellen der DDR geplant, organisiert 
und durchgeführt. Feindliche Kräfte begehen 
zielgerichtet terroristische Grenzprovokationen, 
die durch Publikationsorgane, staatliche und ge¬ 
sellschaftliche Organe und Einrichtungen des ka¬ 
pitalistischen Auslands zu groß angelegten Kam¬ 
pagnen der Diffamierung der DDR ausgenutzt 
werden. 

Terrorverbrechen gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung sind vor allem 
darauf gerichtet, progressive Bürger von ihrer 
Parteinahme für den Sozialismus abzuhalten, die 
schöpferische Aktivität breiter Bevölkerungs¬ 
kreise zu lähmen bzw. Bürger durch Erzeugung 
von Unruhe, Furcht und Schrecken sowie Unsi¬ 
cherheit einzuschüchtern, um so die weitere Festi¬ 
gung der sozialistischen Gesellschaft und den so¬ 
zialistischen Aufbau zu hemmen. Mittels Terror 
, wollen feindliche Kräfte Widerstand gegen die 
weitere Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft leisten und Unruhe hervorru- 
fen. Diese Verbrechen zielen schließlich darauf 
ab, die DDR durch Vortäuschung eines inneren 
Widerstandes gegen die Partei- und Staatsführung 
international zu diffamieren. 

In Verfolgung ihrer internationalen Verpflich¬ 
tungen bekämpft die DDR konsequent terroristi¬ 
sche Gewaltverbrechen. 4 ) 

Dem Schutz der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, dem Schutz des Lebens, 
der Gesundheit, Freiheit und Würde ihrer Bürger, 
der Festigung und Entwicklung der sozialistischen 
Demokratie vor Terrorakten dient § 101 bzw. 


§ 102 StGB. Beide Tatbestände weisen wesentli¬ 
che Gemeinsamkeiten, aber auch Unterschiede in 
der tatbestandsmäßigen Ausgestaltung auf. 

Paragraph 101 StGB schützt die Gesamtheit 
der staatlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse, 
Entwicklungsprozesse und die sie verkörpernden 
materiellen Gegenstände der sozialistischen Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung der DDR. 

Paragraph 101 StGB nennt als Begehungswei¬ 
sen das Durchführen von bewaffneten Anschlägen, 
von Geiselnahmen oder Sprengungen, das Legen 
von Bränden , das Herbeiführen von Zerstörungen 
oder Havarien sowie das Begehen anderer Gewalt¬ 
akte. 

Das Durchführen von bewaffneten Anschlägen 
besteht in gewaltsamen Einwirkungen auf Gegen¬ 
stände, Einrichtungen oder Personen mittels Waf¬ 
fen im Sinne der VO über den Verkehr mit Schuß¬ 
waffen und patronierter Munition — Schußwaffen- 
VO - vom 8. 8. 1968 (GBL II S. 699) ein¬ 
schließlich Luftdruckwaffen mit besonderer 
Durchschlagskraft. Die Anwendung von anderen 
Gegenständen, die als Waffen geeignet sind, kann 
sich bei Vorliegen der subjektiven Zielstellung 
als anderer Gewaltakt erweisen. 

Das Durchführen von Geiselnahmen besteht im 
gewaltsamen Festhalten und Bedrohen von Per¬ 
sonen und dem damit verbundenen erpresseri¬ 
schen Fordern bestimmter Entscheidungen und 
Verhaltensweisen, z. B. Freilassung inhaftierter 
Personen, Gewährung freien Geleites, Zahlung 
von Geld. 

Das Durchführen von Sprengungen ist die un¬ 
ter Anwendung von Sprengmitteln begangene 
Gewaltanwendung, z. B. die Sprengung von 
Brücken, Talsperren, öffentlichen Gebäuden, das 
Versenden von Brief- und Paketbomben. 

Das Legen von Bränden wird inhaltlich durch 
die in den § 185 und § 186 StGB erfaßten Hand¬ 
lungen charakterisiert. 


4 Vgl. insbesondere Konvention über die Bekämp¬ 
fung der rechtswidrigen Inbesitznahme von Luft¬ 
fahrzeugen vom 16. 12. 1970 (GBl. I 1971 Nr. 9 
S. 160), Konvention zur Bekämpfung rechtswidri¬ 
ger Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluft¬ 
fahrt vom 23. 9. 1971 (GBl. I 1972 Nr. 8 S. 100), 
Gesetz über die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen Entführung von Luftfahrzeugen vom 12. 7. 
1973 (GBl. 1 1973 Nr. 33 S. 337), Konvention über 
die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von 
Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Perso¬ 
nen einschließlich Diplomaten vom 14. 12. 1973 
(GBl. II 1977 Nr. 5 S. 61). 
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Das Herbeiführen von Zerstörungen erfaßt vor 
allem gewaltsame Einwirkungen auf bestimmte 
Gegenstände, deren Struktur völlig aufgehoben 
wird bzvv. deren Substanz verlorengeht. 

Für das Herbeiführen von Havarien ist die um¬ 
fassende Störung komplexer materieller Bereiche, 
z. B. in der Volkswirtschaft, als Folge schädigen¬ 
der äußerer Einwirkungen auf Maschinen, Anla¬ 
gen und anderen Gegenständen kennzeichnend. 
Als Havarien im Sinne des § 101 StGB werden 
auch Unfälle im Bahnverkehr, in der Luft- und 
Schiffahrt erfaßt, z. B. Zusammenstöße von Ei¬ 
senbahnzügen, Abstürze von Flugzeugen, Schiffs¬ 
kollisionen mit umfangreichen schädlichen Fol¬ 
gen. 

Das Begehen anderer Gewaltakte erfaßt alle 
anderen unter Gewaltanwendung begangenen 
Einwirkungen auf Gegenstände, Einrichtungen 
und Personen, die von den vorgenannten Bege¬ 
hungsweisen nicht erfaßt werden, ihnen jedoch in 
ihrer objektiven Schwere gleichkommen. 

Terror gemäß § 101 StGB wir d vorsätzlich be¬ 
gangen. Die Täter handeln mit der Absicht , Wi¬ 
derstand gegen die sozialistische Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung der DDR zu leisten oder Un¬ 
ruhe hervorzurufen. Sie begehen die Handlung 
nicht primär wegen der tatsächlichen oder mögli¬ 
chen materiellen Schäden, sondern sie wollen 
vielmehr Widerstand gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung leisten oder 
Unruhe unter der Bevölkerung oder bei einzelnen 
Personen hervorrufen. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§101 
Abs. 2 StGB). . 

Paragraph 102 StGB schützt die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR , vor al¬ 
lem das Leben, die Gesundheit , die Freiheit und 
Würde von staatlich und gesellschaftlich aktiv täti¬ 
gen Bürgern der DDR. 

Die Begehungsweisen des Terrors gemäß 
§ 102 StGB bestehen im Angreifen von Leben 
oder Gesundheit oder Anwenden von Gewalt in 
anderer Weise. Der Angriff auf Leben oder Ge¬ 
sundheit bzw. die Gewaltanwendung in anderer 
Weise muß sich auf einen Bürger der DDR bei 
Ausübung seiner staatlichen oder gesellschaftli¬ 
chen Tätigkeit beziehen oder wegen dieser Tätig¬ 
keit begangen werden. 

Angriffe auf das Leben oder die Gesundheit im 
Sinne des § 102 StGB sind die als Mord (§ 112 
StGB), schwere Körperverletzung (§ 116 StGB) 
sowie Körperverletzung mit Todesfolge (§117 
StGB) im 3. Kapitel des Besonderen Teils des 


StGB normierten Straftaten. Handlungen im 
Sinne einer geringfügigen vorsätzlichen Körper¬ 
verletzung (§115 StGB) und der tätlichen Belei¬ 
digung (§ 137 StGB) werden nicht erfaßt. 

Die Begehungsweise in anderer Weise Gewalt 
anwenden beinhaltet jede Art und Weise der Ge¬ 
waltanwendung gegen eine Person, die keine un¬ 
mittelbaren Angriffe auf Leben oder Gesundheit 
darstellen, wie Entführung, Freiheitsberaubung, 
Erpressung. Diese Gewaltanwendung kann sich 
auch als Mittel zum Zweck gegen Angehörige des 
Bürgers richten. 

Unter staatlicher oder gesellschaftlicher Tätig¬ 
keit im Sinne des § 102 StGB wird jede im staatli¬ 
chen oder gesellschaftlichen Auftrag bzw. im In¬ 
teresse der Gesellschaft wahrgenommene Tätig¬ 
keit erfaßt. Sie ist nicht abhängig von einer be¬ 
stimmten Wahlfunktion oder beruflichen oder ge¬ 
sellschaftlichen Stellung des angegriffenen Bür¬ 
gers. Für die Tatbestandsmäßigkeit ist es nicht be¬ 
deutsam, ob der angegriffene Bürger die Tätigkeit 
ständig, zeitweilig oder nur gelegentlich ausgeübt 
hat. Erfolgte der Angriff auf Leben und Gesund¬ 
heit eines Bürgers der DDR oder die Anwendung 
von Gewalt in anderer Weise nicht bei der Aus¬ 
übung der staatlichen oder gesellschaftlichen Tä-; 
tigkeit, sondern vor bzw. nach der Ausübung die¬ 
ser Tätigkeit, ist zu prüfen, ob er bzw. sie wegen 
dieser Tätigkeit durchgeführt wurde. Die berech¬ 
tigte Ausübung einer Tätigkeit im Sinne des Ge¬ 
setzes muß sichtbar sein, z. B. durch Tragen von 
Uniformen, Armbinden, Abzeichen oder durch 
Vorweisen von Ausweisen oder sie muß in bezug 
auf die die Tätigkeit ausübende Person entweder 
allgemein oder auch nur dem Täter bekannt sein. 

Terror gemäß § 102 StGB wird vorsätzlich be¬ 
gangen. Die Täter handeln mit der Absicht, die so¬ 
zialistische Staats - und Gesellschaftsordnung der 
DDR zu schädigen. 

Der Tatbestand enthält ein straftatbegrün¬ 
dendes Motiv. Es ist gegeben, wenn der Täter den 
terroristischen Angriff gegen den Bürger der 
DDR zwar nicht bei Ausübung dessen staatlicher 
oder gesellschaftlicher Tätigkeit, so doch wegen 
dieser begeht. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 102 
Abs. 2 StGB). 

Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Verbrechen des Terrors gemäß § 101 und § 102 
StGB haben eine Reihe äußerlich gemeinsamer 
Erscheinungsformen mit anderen Staatsverbre- 
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chen, wie Hochverrat im Sinne von § 96 Abs. 1 
Ziff. 3 und 4, Diversion, Gefährdung der interna¬ 
tionalen Beziehungen gemäß §§ 103, 109 StGB 
und mit bestimmten Straftaten gegen die staatli¬ 
che und öffentliche Ordnung, gegen die allge¬ 
meine Sicherheit, gegen Leben und Gesundheit 
sowie gegen das sozialistische Eigentum und die 
Volkswirtschaft. 

Ein entscheidendes Abgrenzungskriterium 
zum Hochverrat gemäß § 96 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 
StGB ergibt sich aus dem geschützten Personen¬ 
kreis. Durch § 96 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 StGB wer¬ 
den die führenden Repräsentanten der DDR und 
durch § 102 StGB alle staatlich und gesellschaft¬ 
lich aktiven Bürger der DDR geschützt. Terror 
unterscheidet sich von Diversion vor allem durch 
die anders gearteten staatsfeindlichen Zielsetzun¬ 
gen. Gegenüber der Gefährdung der internationa¬ 
len Beziehungen (§ 109 StGB) grenzt sich der 
Terror vor allem im Hinblick auf den geschützten 
Personenkreis und die unterschiedlichen staats¬ 
feindlichen Zielsetzungen ab. 

Mittels Gewalt begangene Straftaten der all¬ 
gemeinen Kriminalität grenzen sich von den Ver¬ 
brechen des Terrors neben bestimmten objekti¬ 
ven Merkmalen wie Mittel und Methoden, Inten¬ 
sität und Folgen vor allem dadurch ab, daß sie 
nicht mit der Absicht begangen werden, Wider¬ 
stand gegen die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung zu leisten oder Unruhe hervorzu¬ 
rufen (§ 101 StGB) bzw. die sozialistische Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung der DDR zu schädigen 
(§ 102 StGB). 

Tateneinheit zwischen § 101 StGB und 
§§ 103, 105, 206, 213, 254 StGB ist möglich; 
ebenso zwischen § 102 StGB und z. B. §§ 103, 
105, 112, 206 StGB. 

Paragraph 96 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 StGB sowie 
§ 109 StGB sind gegenüber § 102 StGB das spe¬ 
ziellere Gesetz. Bei Terrorverbrechen gemäß 
§ 102 StGB, die durch Angriffe gegen die Ge¬ 
sundheit von Bürgern der DDR begangen wer¬ 
den, finden die §§ 115,116,117 StGB infolge von 
Konsumtion durch § 102 StGB grundsätzlich 
keine Anwendung. Aus dem gleichen Grund wer¬ 
den die §§ 131,132,134 StGB nicht tateinheitlich 
mit § 102 StGB angewandt. 

2 . 3 . 4 . 

Diversion und Sabotage 

Diversion und Sabotage sind integrierter Bestand¬ 
teil der Feindtätigkeit des Imperialismus gegen die 
DDR und die anderen sozialistischen Staaten. Sie 


nehmen insbesondere in der Störtätigkeit gegen die 
Volkswirtschaft der DDR einen bedeutenden 
Platz ein. Der Gegner versucht, durch Diversion 
und Sabotage die Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft , die Volkswirtschaft sowie die Lan¬ 
desverteidigung zu untergraben und damit einen 
Beitrag zur Beseitigung der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht zu leisten. Er ist bestrebt, vor allem die 
ökonomische Entwicklung der DDR langfristig zu 
stören und zielt unter Anwendung der vielfältig¬ 
sten raffinierten Methoden auch auf die Unter¬ 
höhlung der sich ständig stärker entwickelnden 
sozialistischen ökonomischen Integration der 
RGW-Staaten ab. 

Mit der Organisierung von Diversion und Sa¬ 
botage versuchen die gegnerischen Kräfte, die 
Verwirklichung der für die weitere Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft festge¬ 
legten grundlegenden Aufgabenstellungen zur 
ökonomischen und gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklung in der DDR zu behindern und die 
ständig wachsende Wirtschaftskraft der DDR zu 
hemmen. Sie verfolgen die Absicht, Diversion und 
Sabotage schwerpunktmäßig und zielgerichtet in 
volkswirtschaftlich bedeutsamen Bereichen des 
sozialistischen Aufbaus durchzuführen. 

Feinde versuchen die Außenwirtschaftsbezie¬ 
hungen der DDR, insbesondere zu den nichtsozia¬ 
listischen Staaten, durch Sabotageverbrechen so¬ 
wohl zu stören als auch zugleich zur Begehung 
derartiger Verbrechen gegen die verschiedensten 
volkswirtschaftlichen Zweige und Bereiche der 
DDR zu mißbrauchen. Sie sind dabei bestrebt, vor 
allem das staatliche Außenwirtschaftsmonopol zu 
unterhöhlen. 

Der Gegner verstärkt seine Anstrengungen, 
durch planmäßige feindliche ideologische Beein¬ 
flussung, Bestechung und weitere Maßnahmen in 
staatlichen Organen und Wirtschaftseinheiten der 
DDR feindliche Stützpunkte zu gewinnen 5 ) und 
diese in die Organisierung und Durchführung von 
Diversions- und Sabotageverbrechen gegen die 
DDR einzubeziehen, um seine subversiven An¬ 
griffe gegen die sozialistische Volkswirtschaft zu 
realisieren. 

Für die Durchführung von Sabotageverbre¬ 
chen ist charakteristisch, daß die feindlichen 
Kräfte in zunehmendem Maße unmittelbar mit 
reaktionären Kräften in Wirtschaftsunternehmen 


5 Vgl. E. Mielke, „Verantwortungsbewußt für die 
Gewährleistung der staatlichen Sicherheit“, Ein¬ 
heit, 2/1980, S. 155. 
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der BRD Zusammenwirken. Diversions- und Sa¬ 
botageverbrechen werden von Feinden der Arbei- 
ter-und-Bauern-Macht allerdings auch ohne un¬ 
mittelbare Verbindung zu derartigen Kräften und 
Einrichtungen begangen. 

Von Gegnern aus der Volkswirtschaft der 
DDR erkundete Informationen finden mitunter 
zur Organisierung von Sabotageverbrechen sowie 
vielfältigen anderen subversiven Handlungen des 
Feindes Verwendung. 

Diversion 

Diversion richtet sich gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR. Pa¬ 
ragraph 103 StGB schützt die Entwicklung der so¬ 
zialistischen Gesellschaft, die Volkswirtschaft und 
die Landesverteidigung sowie als deren materielle 
Verkörperung Maschinen, volkswirtschaftliche 
und militärische Anlagen und Ausrüstungen, Ge¬ 
bäude, Transport- und Verkehrseinrichtungen, 
Rohstoffe, Erzeugnisse, Reserven, Unterlagen der 
Forschung und Wissenschaft und andere für die 
Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft, die 
Volkswirtschaft oder die Landesverteidigung wich¬ 
tige Gegenstände, Materialien und Einrichtungen. 

Maschinen, das ist vor allem die Gesamtheit 
der Produktionsinstrumente über die die soziali¬ 
stische Gesellschaft in allen Eigentumsbereichen 
verfügt. 

Zu den volkswirtschaftlichen oder militäri¬ 
schen Anlagen oder Ausrüstungen gehören Fabri¬ 
ken, sonstige Produktionsstätten, Staudämme, 
Kasernen, Nachrichtenzentralen, Waffensysteme 
u. a. m. 

Gebäude im Sinne des § 103 Abs. 1 StGB sind 
vor allem Bauwerke der staatlichen und gesell¬ 
schaftlichen Bereiche, wie Gesellschaftsbauten 
und die staatlich verwalteten Wohnbauten. 

Zu den Transport- und Verkehrseinrichtungen 
gehören die im Straßen- und Bahnverkehr, in der 
Luftfahrt und Schiffahrt existierenden Verkehrs¬ 
mittel, Verkehrswege, Warn- und Signalanlagen 
und andere Verkehrseinrichtungen sowie die spe¬ 
ziellen Transporteinrichtungen der Volkswirt¬ 
schaft (z. B. Kräne, Seilbahnen, Transportbänder, 
Förderkörbe). 

Nach § 3 der Straßen-VO am 22. 8. 1974 (GBl. I 
S. 515) werden vom „Straßenverkehr“ alle öffentli¬ 
chen Straßen erfaßt. „Schiffahrt“ umfaßt aus¬ 
schließlich Wasserfahrzeuge des Schiffsverkehrs der 
See- und Binnenschiffahrt, die der Lösung staatli¬ 
cher bzw. volkswirtschaftlicher Aufgaben sowie 
dem gewerblichen Personentransport dienen. 6 ) 


Der individuelle Straßenverkehr wird vom 
§ 103 Abs. 1 StGB nicht erfaßt. 

Rohstoffe, Erzeugnisse und Reserven gemäß 
§ 103 Abs. 1 sind bedeutsame Werte der Volks¬ 
wirtschaft, wie Lagerhalden, erschlossene Roh¬ 
stoffquellen, Staatsreserven, Warenbereitstellun¬ 
gen größerer Art. Sowohl im Hinblick auf die im 
§ 103 Abs. 1 StGB im einzelnen beschriebenen 
Gegenstände und Einrichtungen als auch in bezug 
auf die nicht näher spezifizierten Gegenstände, 
Materialien und Einrichtungen muß es sich um 
solche handeln, die für die Entwicklung der sozia¬ 
listischen Gesellschaft oder die Volkswirtschaft 
oder die Landesverteidigung wichtig sind. Der Tä¬ 
ter muß derartige wichtige Gegenstände, Materia¬ 
lien oder Einrichtungen angegriffen haben. 

Ob die angegriffenen Gegenstände für die 
Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft, die 
Volkswirtschaft und die Landesverteidigung 
wichtig sind, ergibt sich in erster Linie aus deren 
Bedeutung für die weitere Entwicklung und Festi¬ 
gung der sozialistischen Staatsmacht, für die Lö¬ 
sung der volkswirtschaftlichen Aufgaben oder für 
die Gewährleistung der Verteidigungsmaßnah¬ 
men und Verteidigungskraft der DDR. 

Die Bedeutung des Gegenstandes kann jedoch 
nur richtig eingeschätzt werden, wenn die Bedin¬ 
gungen von Ort und Zeit der Handlung, die gesell¬ 
schaftliche Situation, in der die Tat begangen wurde 
sowie die schädlichen Folgen der Tat entspre¬ 
chende Beachtung finden. Folgen sind nicht nur 
konkret meßbare materielle Schäden, sondern 
auch ideelle Schäden sowie eingetretene reale Ge¬ 
fahrenzustände materieller sowie ideeller Art. 

Paragraph 103 Abs. 1 StGB nennt als Bege¬ 
hungsweisen das Zerstören, Unbrauchbarmachen, 
Beschädigen und in anderer Weise dem bestim¬ 
mungsgemäßen Gebrauch Entziehen. Damit wer¬ 
den verschiedene Stufen des gewaltsamen bzw. 
auch gewaltlosen Einwirkens auf die im Tatbe¬ 
stand geschützten materiellen Gegenstände be¬ 
schrieben. Die Begehungsweisen können durch 
strafbares Tun (z. B. Einwerfen von Fremdkör¬ 
pern in maschinelle Anlagen) oder auch Unterlas¬ 
sen (z. B. Nichtvornahme der notwendigen War¬ 
tung einer Anlage) begangen werden. 

Beim Zerstören wird auf den angegriffenen 
Gegenstand so eingewirkt, daß seine Struktur völ- 


6 Vgl. „Beschluß des Präsidiums des Obersten Ge¬ 
richts zu einigen Fragen der gerichtlichen Tätigkeit 
in Verkehrsstrafsachen vom 15. 3. 1978“, Neue 
Justiz, 5/1978, S. 229. 


53 



Üg aufgehoben wird und sich als Folge eine nicht 
mehr zu beseitigende Gebrauchsuntüchtigkeit für 
den Bestimmungszweck ergibt. Das Zerstören 
wird beispielsweise begangen durch Niederbren¬ 
nen eines Gebäudes, Vernichten einer Anlage 
durch Explosion u. a. m. 

Beschädigen eines Gegenstandes liegt vor, 
wenn sein körperlicher Bestand beeinträchtigt 
und seine Unversehrtheit somit aufgehoben wird, 
ohne daß der Gegenstand für seinen Bestim¬ 
mungszweck völlig unbrauchbar geworden ist, 
z. B. durch Verformung von Materialien. 

Unbrauchbarmachen erfaßt jene Fälle, bei de¬ 
nen der Verwendungszweck eines Gegenstandes 
für den bestimmungsgemäßen Gebrauch aufge¬ 
hoben bzw. eingeschränkt wird, ohne daß eine 
körperliche Einwirkung in den Formen des Zer¬ 
störens oder Beschädigens erfolgte, z. B. Verstel¬ 
len von Meßinstrumenten, Verunreinigung von 
Treibstoff oder ähnliches. 

Das in anderer Weise dem bestimmungsgemäß 
ßen Gebrauch Entziehen ist dadurch gekennzeich¬ 
net, die zweckbestimmte Verwendung eines Ge¬ 
genstandes zu verhindern, ohne denselben zu zer¬ 
stören, unbrauchbar zu machen oder zu beschädi¬ 
gen. Eine derartige Begehungsweise der Diver¬ 
sion kann vorliegen, wenn der Täter in seinem Be¬ 
sitz befindliche Forschungsunterlagen oder an¬ 
dere Gegenstände verschweigt oder auch ihren 
Verlust vortäuscht, wenn er Wegnahmehandlun¬ 
gen begeht, Gegenstände versteckt, beiseite¬ 
schafft. Diese Begehungsweise ist auch verwirk¬ 
licht, wenn Güter und Transportmittel, z. B. bei 
der Eisenbahn fehlgeleitet werden. Es kann sich 
um einen zeitweiligen oder dauernden Entzug 
handeln. Entscheidend ist, daß die beschriebenen 
Gegenstände dem bestimmungsgemäßen Ge¬ 
brauch nicht zur Verfügung stehen. 

In anderen Tatbeständen des StGB wird das 
„Vernichten“ als eine spezifische Begehungs¬ 
weise (vgl. § 163 StGB) genannt. Sie wird bei der 
Diversion vom Zerstören mit erfaßt. 

Diversion gemäß § 103 Abs. 1 StGB wird vor¬ 
sätzlich begangen. Der Vorsatz muß die Absicht 
umfassen, die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung der DDR zu schädigen. Diver¬ 
sionsverbrechen sind staatsfeindlich motiviert. 
Neben staatsfeindlichen Motiven können auch 
zugleich andere Motive vorliegen. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 103 
Abs. 2 StGB). 


Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Im Hinblick auf die Abgrenzung der Diversions¬ 
verbrechen von Terrorverbrechen gemäß §101 
StGB gilt es zu beachten, daß Diversion gegen¬ 
über Terror gemäß § 101 StGB durch unter¬ 
schiedliche staatsfeindliche Absichten charakteri¬ 
siert ist. Während die Täter von Diversionsver¬ 
brechen die Absicht verfolgen, materielle Schädi¬ 
gungen der Volkswirtschaft, der Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft oder Landesverteidi¬ 
gung herbeizuführen, streben Täter von Terror¬ 
verbrechen gemäß § 101 StGB das Ziel an, vor al¬ 
lem ideelle, gesellschaftliche Aktivitäten läh¬ 
mende oder hemmende Auswirkungen unter den 
Bürgern zu verursachen und dadurch Widerstand 
gegen die sozialistische Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung der DDR zu leisten oder Unruhe hervor¬ 
zurufen. 

Tateinheit zwischen Diversion und Terror 
(§ 101 StGB) ist möglich. Beide Tatbestände sind 
anzuwenden, wenn Täter neben staatsfeindlichen 
Zielen nach § 103 StGB zugleich terroristische 
Ziele im Sinne des § 101 StGB verfolgt haben. Die 
in § 103 StGB genannte staatsfeindliche Absicht 
ist zugleich das wesentliche Abgrenzungskriterium 
der Diversion von Straftaten der allgemeinen Kri¬ 
minalität, insbesondere von Delikten des 7. Kapi¬ 
tels, Besonderer Teil, StGB und von der vorsätzli¬ 
chen sowie verbrecherischen Beschädigung sozia¬ 
listischen Eigentums gemäß § 163 und § 164 
StGB. 

Werden durch die Diversion zugleich Straftat¬ 
bestände der allgemeinen Kriminalität verletzt, so 
sind diese grundsätzlich nicht mit heranzuziehen. 
Werden jedoch durch die Diversion Menschen ge¬ 
tötet oder ernsthaft in ihrer Gesundheit geschä¬ 
digt, so sind die entsprechenden Tatbestände zum 
Schutze von Leben und Gesundheit bei Vorliegen 
der tatbestandsmäßigen Voraussetzungen zur 
Charakterisierung der Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Tat in Tateinheit mit anzuwenden. 

Sabotage 

Sabotage richtet sich gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR. In 
Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 des Tatbestandes werden be¬ 
stimmte zu schützende staatliche und gesellschaftli¬ 
che Verhältnisse , Prozesse und Erscheinungen 
hervorgehoben. Damit orientiert der Tatbestand 
auf den allseitigen Schutz der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht vor Sabotage. Er ist zugleich auf die 
Gewährleistung eines wirksamen Schutzes sowohl 
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der zunehmenden ökonomischen Integration der 
DDR mit der UdSSR und den übrigen RGW- 
Staaten als auch des Beitrages der DDR zur weite¬ 
ren Stärkung des Verteidigungsbündnisses der 
Warschauer Vertragsstaaten gerichtet. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal Volkswirt¬ 
schaftspläne werden sowohl der Volkswirtschafts¬ 
plan der DDR in seiner Gesamtheit bzw. einzelne 
Teilpläne des Volkswirtschaftsplanes erfaßt. Aus¬ 
drücklich genannt wird der Schutz der Tätigkeit 
gesellschaftlicher Organisationen vor feindlichen 
Angriffen. Ein Desorganisieren oder Durch¬ 
kreuzen ihrer Tätigkeit stört, hemmt oder gefähr¬ 
det grundsätzlich zugleich die Entwicklung der so¬ 
zialistischen Staatsmacht und'die Tätigkeit ihrer 
staatlichen Organe. Die Außenwirtschaftsmaß¬ 
nahmen des sozialistischen Staates umfassen ein 
System staatlicher Maßnahmen zur Leitung und 
Planung der Außenwirtschaftsbeziehungen der 
DDR als Bestandteil der Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft der DDR mit dem Ziel ihrer Ver¬ 
bindung mit den Volkswirtschaften der anderen 
sozialistischen Staaten im Rahmen der sozialisti¬ 
schen ökonomischen Integration sowie der Her¬ 
stellung und Entwicklung von Wirtschaftsbezie¬ 
hungen mit dem nichtsozialistischen Wirtschafts¬ 
gebiet. Die Außenwirtschaftsmaßnahmen bein¬ 
halten die Schaffung und Sicherung der inneren 
und äußeren Bedingungen für die Leitung, Pla¬ 
nung und Realisierung der Außenwirtschaft. 
Dazu gehören die Zusammenarbeit mit anderen 
sozialistischen Staaten im Rahmen des Rates für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe bei der Plankoordi¬ 
nierung und der internationalen sozialistischen 
Arbeitsteilung, der Export und Import materieller 
Güter, wissenschaftlich-technischer Leistungen 
(z. B. Patent- und Lizenzhandel, Projektierungs¬ 
leistungen), der internationale Austausch von 
Leistungen auf den Gebieten des Transport- und 
Fernmeldewesens, die internationalen Valuta- 
und Kreditbeziehungen, die internationale Aus¬ 
bildungshilfe u. a. m. 

Saboteure werden in der Regel durch ihre ver¬ 
brecherische Tätigkeit verschiedene staatliche 
und gesellschaftliche Bereiche angreifen, weil in¬ 
folge der bestehenden vielfältigen Verflechtun¬ 
gen in der Volkswirtschaft die tatsächlich einge¬ 
tretenen materiellen und ideellen Schäden sowie 
die Gefahren des Eintritts derartiger Schäden für 
die sozialistische Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung der DDR, meist in mehreren Bereichen auf- 
treten. 

So kann beispielsweise Sabotage auf dem Ge¬ 


biet der Elektrotechnik/Elektronik in der Regel 
zugleich die Verteidigungskraft der DDR, die Tä¬ 
tigkeit der staatlichen und wirtschaftsleitenden 
Organe, insbesondere des Außenhandels, aber 
auch verschiedener Industrieministerien beein¬ 
trächtigen. Umgekehrt führt aber auch Sabotage, 
mit der die Tätigkeit staatlicher Organe (Pla¬ 
nungsorgane, andere wirtschaftsleitende Organe) 
desorganisiert wird, zu materiellen und ideellen 
Schäden im unmittelbaren Bereich der materiel¬ 
len Produktion. 

Paragraph 104 Abs. 1 StGB nennt als Bege¬ 
hungsweisen das Desorganisieren und Durch¬ 
kreuzen . Diese Begehungsweisen können sehr 
vielgestaltig sein. Nach vorliegender Erfahrung 
setzt sich das einzelne Verbrechen der Sabotage 
grundsätzlich aus einem Komplex vielfältiger, 
aufeinander abgestimmter Handlungsteile zu¬ 
sammen, der sowohl Handlungen des Durch- 
kreuzens als auch Desorganisierens, begangen 
durch aktives Tun oder Unterlassen, umfassen 
kann. 

Beim Durchkreuzen handelt es sich um jene 
Formen der Sabotage, mit denen der Täter die Lö¬ 
sung von Aufgaben, die Durchführung von Maß¬ 
nahmen usw. von vornherein unwirksam machen 
will, z. B. Nichtdurchführung von Forschungs¬ 
und Entwicklungsarbeiten, die für die Lösung von 
Aufgabenstellungen der sozialistischen ökonomi¬ 
schen Integration, für die Gewährleistung eines 
hohen Entwicklungstempos der sozialistischen 
Produktion, die Erhöhung der Effektivität, für 
den wissenschaftlich-technischen Fortschritt, das 
Wachstum der Arbeitsproduktivität und die Stär¬ 
kung der ökonomischen Leistungskraft der DDR 
vorrangig sind. 

Das Desorganisieren zeigt sich in der Störung 
der Realisierung von Aufgaben, Maßnahmen 
usw., die dadurch nicht mit dem vorgesehenen Er¬ 
gebnis effektiv wirksam werden, z. B. die Liefe¬ 
rung nicht qualitätsgerechter Pfohstoffe oder Wa¬ 
ren für die Komplettierung von Erzeugnissen, das 
Auslösen volkswirtschaftlich ungerechtfertigter 
Importe aus dem nichtsozialistischen Wirtschafts¬ 
gebiet. 

Der Tatbestand der Sabotage zählt verschie¬ 
dene Methoden der Tatbegehung alternativ auf. In 
der Praxis zeigt sich eine sehr enge Verknüpfung 
dieser Methoden. 

Der Mißbrauch der Funktion besteht in der 
Ausnutzung einer eigenverantwortlichen, selb¬ 
ständigen Entscheidungs- oder Verfügungs- oder 
Vertretungs- oder Weisungsbefugnis bzw. einer 
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anderen Befugnis, die einer Person zur Durchfüh¬ 
rung ihrer Arbeitsaufgaben übertragen wurde und 
die häufig an die Wahrnehmung von Leitungsauf¬ 
gaben gebunden ist, zur Begehung der im Tatbe¬ 
stand beschriebenen Handlung. 

Der Mißbrauch einer beruflichen Stellung be¬ 
steht in der Ausnutzung beruflicher Arbeitsmög¬ 
lichkeiten, die eine Person im Rahmen ihrer be¬ 
ruflichen Stellung bei der Erfüllung für sie ver¬ 
bindlicher Arbeits- oder Dienstpflichten oder 
Pflichten aus speziellen Verträgen hat und nicht 
an Befugnisse der oben genannten Art geknüpft 
sind, zur Begehung der im Tatbestand beschrie¬ 
benen Handlung. 

Die Methode der Umgehung der sich aus einer 
Funktion oder beruflichen Stellung ergebenden 
Pflichten besteht darin, daß Täter Pflichten ver¬ 
letzen, die ihnen im Zusammenhang mit der Aus¬ 
übung einer Funktion oder beruflichen Stellung 
obliegen und in Gesetzen und anderen Rechtsvor¬ 
schriften der DDR oder in schriftlichen oder 
mündlichen Weisungen, Aufträgen, Vereinba¬ 
rungen oder in anderen Quellen festgelegt sind 
(§ 9 StGB). Für die Methode der Umgehung die¬ 
ser Pflichten ist typisch, daß die Täter die genann¬ 
ten Pflichten nicht beachten, nicht einhalten und 
damit nicht realisieren. 

Die Methode der Irreführung der zuständigen 
staatlichen oder volkswirtschaftlichen Organe be¬ 
steht vornehmlich in der Täuschung staatlicher 
oder wirtschaftsleitender Organe. Sie zeigt sich 
z. B. in der Täuschung über die Qualität und Lei¬ 
stungsparameter in die DDR gelieferter indu¬ 
strieller Anlagen, Ausrüstungen, Maschinen 
u. a. m. durch Anbieten solcher störanfälliger Er¬ 
zeugnisse mit gefälschten Qualitätspässen. Sie 
kann auch in der arglistigen Abgabe unrealer Lei¬ 
stungszusicherungen gegenüber zuständigen 
übergeordneten wirtschaftsleitenden Organen, 
Anfertigung von unvollständigen oder falschen 
Meldungen über die Erfüllung von Planaufgaben, 
von Forschungsvorhaben u. a. m. bestehen. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal durch andere 
Handlungen werden weitere vielfältige Methoden 
der Sabotage erfaßt. 

Wie bei allen Staatsverbrechen, so muß auch 
bei der Sabotage eine bestimmte objektive 
Schwere und Geeignetheit, die sozialistische Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung der DDR zu untergra¬ 
ben oder zu schwächen, vorliegen. Diese ergibt 
sich nicht allein aus dem finanziellen Schaden. Ein 
finanzieller Schaden wird für die Tatbestandsmä¬ 
ßigkeit nicht verlangt, da § 104 StGB als Bege¬ 


hungsdelikt ausgestaltet ist. Die durch Sabotage 
verursachten Schäden — bereits eingetretene oder 
Gefahren ihres Eintritts - können sowohl mate¬ 
rieller als auch ideeller Art sein. Beides muß als 
Grundlage für die Bestimmung der objektiven 
Schwere sowie der Geeignetheit der Handlungen, 
die sozialistische Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung der DDR zu untergraben oder zu schwä¬ 
chen, und damit für die Begründung der Gesell¬ 
schaftsgefährlichkeit der Sabotage berücksichtigt 
werden. 

Sabotage gemäß § 104 StGB wird vorsätzlich 
begangen. Der Täter muß die Handlungen mit der 
Absicht, die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung der DDR zu untergraben oder zu 
schwächen, durchgeführt haben . Diese Zielset¬ 
zung kann sehr differenziert auftreten. Sie muß 
nicht in jedem Fall die Absicht umfassen, die so¬ 
zialistische Staats- und Gesellschaftsordnung in 
ihrer Gesamtheit anzugreifen. Sie liegt auch vor, 
wenn einzelne Teilbereiche der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung, insbesondere 
die in § 104 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 StGB genannten, 
angegriffen werden. Die Handlungen des Täters 
sind staatsfeindlich motiviert, wobei zu beachten 
ist, daß das Motivationsgefüge des Täters unter¬ 
schiedlich strukturiert sein kann. Neben staats¬ 
feindlichen Motiven können zugleich auch Vor¬ 
teilsmotive (z. B. persönliche Bereicherung), Pre¬ 
stigemotive u. a. der Tat zugrunde liegen. 

Bei Tätern, die im Aufträge imperialistischer 
Geheimdienste oder anderer feindlicher Einrich¬ 
tungen oder auch im Aufträge von feindlichen 
Kräften kapitalistischer Wirtschaftsunternehmen 
in Kenntnis deren Zielstellung (die DDR zu schä¬ 
digen oder zu liquidieren) an der Durchführung 
von Sabotage teilnehmen, sind die vom Tatbe¬ 
stand gestellten Anforderungen an das Verschul¬ 
den gegeben. Diese Täter stellen sich - ganz gleich 
aus welchen Motiven — bewußt in den Dienst 
feindlicher Einrichtungen-und Kräfte und treffen 
eine ihnen bewußte Entscheidung gegen die Ar- 
beiter-und-Bauern-Macht. Diese Entscheidung 
zur Tat beinhaltet die staatsfeindliche Zielsetzung 
des Täters, die sozialistische Staats- und Gesell¬ 
schaftsordnung der DDR zu untergraben oder zu 
schwächen. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 104 
Abs. 2 StGB). 
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Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Probleme der Abgrenzung und mehrfachen Ge¬ 
setzesverletzung können zwischen der Sabotage 
und den Verbrechen des Landesverrats, der Di¬ 
version (§ 103 StGB) sowie Straftaten der allge¬ 
meinen Kriminalität, insbesondere Straftaten ge¬ 
gen die Volkswirtschaft (5. Kapitel, Besonderer 
Teil, StGB) auftreten. Das entscheidende Ab¬ 
grenzungskriterium der Sabotage von Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft und andere Straftaten 
der allgemeinen Kriminalität ergibt sich aus der 
der Sabotage zugrundeliegenden staatsfeindlichen 
A bsicht. 

Die Anwendung des § 104 StGB in Tateinheit 
zu anderen Staatsverbrechen ist generell möglich. 
So kann die Wirtschaftsspionage ausländischer 
Geheimdienste oder anderer Stellen und Perso¬ 
nen im Sinne des § 97 StGB zugleich eine spezifi¬ 
sche Erscheinungsform der Sabotagetätigkeit 
sein, wenn damit Ziele der ökonomischen Schädi¬ 
gung der DDR verfolgt werden. In diesen Fällen 
ist unter Beachtung der tatbestandsmäßigen Vor¬ 
aussetzungen der § 97 bzw. § 98 StGB in Tatein¬ 
heit mit § 104 StGB anzuwenden. In bestimmten 
Fällen wird Sabotage auch tateinheitlich mit Di¬ 
version begangen, wobei Begehungsweisen der 
Diversion z. B. Zerstören, Beschädigen von Ag¬ 
gregaten und Anlagen sowie der Einbau von Stör¬ 
quellen eine Methode zur Desorganisierung der 
Tätigkeit von Betrieben oder staatlichen Organen 
darstellen. Werden mit Sabotageverbrechen zu¬ 
gleich Ziele der Diversion - oder auch umgekehrt 

- verfolgt, dann ist Sabotage und Diversion in 
Tateinheit anzuwenden. 

Sabotage wird in der Regel nicht tateinheitlich 
mit Tatbeständen des 5. Kapitels des Besonderen 
Teils des StGB angewandt . 

2 . 3 . 5 . 

Staatsfeindlicher Menschenhandel 

Der staatsfeindliche Menschenhandel ist wesent¬ 
licher Bestandteil der gegen die DDR gerichteten 
subversiven Strategie und Taktik imperialistischer 
Kreise. 

Er ist vor allem darauf gerichtet, 

- die ideologische Diversion gegen die DDR zu 
forcieren, insbesondere durch die Inspirierung 
sogenannter Fluchtaktionen und deren die 
DDR diskriminierende Propagierung; 

- das Ansehen der DDR im internationalen 
Maßstab zu schädigen, die Strategie des soge¬ 
nannten ,,Offenhaltens der deutschen Frage“ 


immer wieder zu nähren und vielfältige For¬ 
men völkerrechtswidriger Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten der DDR dem äuße¬ 
ren Schein nach zu rechtfertigen; 

- die internationalen Beziehungen der DDR zu 
anderen Staaten zu belasten; 

- die DDR durch Abwerbung von Fachkräften 
auf ökonomischen, kulturellen, medizinischen, 
technischen, sportlichen und anderen Gebie¬ 
ten zu schädigen; 

- das gegen die DDR gerichtete Kräftepotential 
von Spionen, Verrätern und anderen kriminel¬ 
len Elementen zu stärken. 

Der staatsfeindliche Menschenhandel wird vor 
allem von in der BRD und Westberlin existieren¬ 
den kriminellen Menschenhändlerbanden durch¬ 
geführt. Ihrer personellen Zusammensetzung 
nach rekrutieren sich diese Banden insbesondere 
aus kriminellen, korrupten oder sonst dekadenten 
Personen aus der BRD, anderen nichtsozialisti¬ 
schen Staaten und Westberlin. 

Bei der Organisierung und Durchführung der 
Verbrechen wenden sie vielfältige kriminelle Me¬ 
thoden an, die von der Nötigung, Erpressung und 
Urkundenfälschung bis zur Anwendung bewaff¬ 
neter Gewalt einschließlich der rücksichtslosen 
Gefährdung von Leben und Gesundheit, z. B. bei 
Angriffen auf das Leben und die Gesundheit von 
Angehörigen der Sicherungskräfte der DDR und 
anderer Bürger, insbesondere auch geschleuster 
Kinder, reichen. 

Die Menschenhändlerbanden unterhalten Ar¬ 
senale zur Fälschung von Dokumenten, z. B. 
Grenzübertrittsdokumenten, benutzen zu Schleu¬ 
sungsfahrten nicht verkehrssichere, schrottreife 
Kraftfahrzeuge, die das Leben Auszuschleusen¬ 
der und anderer Verkehrsteilnehmer im höchsten 
Maße gefährden, um den Banden infolge geringer 
finanzieller Aufwendungen für derartige Fahr¬ 
zeuge höhere Gewinne zu erbringen, setzen unter 
Rauschgift Stehende zu Schleusungsfahrten ein, 
erpressen durch Drohung mit Gewalt Bürger zur 
Mitwirkung an Ausschleusungen und rüsten ihre 
Mitglieder mit Schußwaffen aus. Mit ihren Ver¬ 
brechen verstoßen sie nicht nur gegen die Rechts¬ 
ordnung der DDR und bei entsprechendem Tat¬ 
ort gegen die anderer sozialistischer Staaten, son¬ 
dern auch gegen die der BRD, anderer kapitalisti¬ 
scher Staaten und Westberlins. Die kriminellen 
Menschenhändlerbanden und andere feindliche 
Kräfte haben stets versucht, den staatsfeindlichen 
Menschenhandel den jeweils neuen Bedingungen 
der Klassenauseinandersetzungen zwischen So- 
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zialismus und Imperialismus anzupassen und 
durch die Einführung neuer, insbesondere ge¬ 
heimdienstlicher Erfahrungen und Techniken zu 
perfektionieren. Die Existenz und Tätigkeit der 
kriminellen Menschenhändlerbanden werden von 
staatlichen Organen der BRD und von Einrich¬ 
tungen des Westberliner Senats, insbesondere von 
imperialistischen Geheimdiensten geduldet, ge¬ 
fördert und unterstützt. 

Staatsfeindlicher Menschenhandel wird auch 
von Einrichtungen kapitalistischer Wirtschaftsun¬ 
ternehmen , des Sportes und der Kultur begangen. 
Er wird ebenfalls von Einzelpersonen, insbeson¬ 
dere aus der BRD und Westberlin, mit dem Ziel 
durchgeführt, die DDR zu schädigen. 

Der staatsfeindliche Menschenhandel voll¬ 
zieht sich unter Mißachtung des Völkerrechts. Das 
zeigt sich unter anderem insbesondere in skrupel¬ 
losem Mißbrauch der zwischen der Regierung der 
DDR und der BRD bzw. dem Senat von Berlin 
(West) abgeschlossenen Verträge und Vereinba¬ 
rungen wie dem Abkommen zwischen der Regie¬ 
rung der DDR und der Regierung der BRD über 
den Transitverkehr von zivilen Personen und Gü¬ 
tern zwischen der BRD und Berlin (West) vom 
17. 12. 1971 (GBl. II S. 349), der Vereinbarung 
zwischen der Regierung der DDR und dem Senat 
von Westberlin über Erleichterungen und Verbes¬ 
serungen des Reise- und Besucherverkehrs vom 

20. 12. 1971 (GBl. II S. 357) sowie in Verstößen 
gegen den Vertrag über die Grundlagen der Be¬ 
ziehungen zwischen der DDR und der BRD vom 

21. 12. 1972 (GBl. II 1973 S. 25) sowie andere 
völkerrechtliche Verträge und Vereinbarungen. 

Indem die kriminellen Menschenhändlerban¬ 
den auf dem Territorium der verschiedensten eu¬ 
ropäischen Staaten operieren, den grenzüber¬ 
schreitenden Verkehr in diesen Territorien für 
ihre kriminellen Zwecke ausnutzen, sich staatliche 
Hoheitsrechte anmaßen und auch Bürger dieser 
Staaten mißbrauchen, verletzen sie die Souveräni¬ 
tätsrechte einer Vielzahl von Staaten und die von 
diesen in Verwirklichung ihrer Souveränität abge¬ 
schlossenen bi- und multilateralen Verträge und 
Vereinbarungen. 

Der staatsfeindliche Menschenhandel (§ 105 
StGB) richtet sich gegen die verfassungsmäßigen 
Grundlagen der sozialistischen Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung der DDR, insbesondere die 
Souveränität der DDR und das dieser Souveränität 
immanente unveräußerliche Hoheitsrecht, die 
Ein- und Ausreise der Bürger der DDR, von Aus¬ 
ländern über die Staatsgrenze sowie ihre Durch¬ 


reise durch das Staatsgebiet der DDR entspre¬ 
chend den Sicherheitserfordernissen des soziali¬ 
stischen Staates und seiner Bürger und zugleich in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht zu re¬ 
geln. 7 ) 

Paragraph 105 StGB schützt die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR und 
ihre Bürger vor staatsfeindlichem Menschenhan¬ 
del. Strafrechtlicher Schutz wird Personen ge¬ 
währt, die zur Zeit der Tat gemäß § 1 des Gesetzes 
über die Staatsbürgerschaft der DDR vom 20. 2. 
1967 (GBl. I S. 3) Staatsbürger der DDR 8 ) sind. 
Staatsbürger verbündeter Staaten werden vor 
staatsfeindlichem Menschenhandel durch § 108 
StGB in Verbindung mit § 105 StGB und Bürger 
anderer Staaten, Einwohner anderer Gebiete und 
Staatenlose durch solche Strafrechtsnormen wie 
§§ 109, 132, 144, 213 StGB geschützt. 

Paragraph 105 StGB erfaßt in Absatz linden 
Ziffern 1 und 2 die zwei Grundformen staatsfeind¬ 
lichen Menschenhandels. Staatsfeindlicher Men¬ 
schenhandel nach § 105 Abs. 1 Ziff. 1 StGB liegt 
vor, wenn die Handlung begangen wurde, um die 
Deutsche Demokratische Republik zu schädigen. 

Staatsfeindlicher Menschenhandel nach § 105 
Abs. 1 Ziff. 2 StGB liegt vor, wenn die Handlung 
im Zusammenhang mit einer fremden Macht, de¬ 
ren Einrichtungen oder Vertreter, einem Ge¬ 
heimdienst oder einer ausländischen Organisation 
bzw. deren Helfer begangen wird. 

Beide Grundformen können durch ein und 
dieselbe Tat verwirklicht werden. 

Die Begehungsweisen des staatsfeindlichen 
Menschenhandels bestehen im Abwerben, Ver¬ 
schleppen, Ausschleusen, Verhindern der Rück¬ 
kehr bzw. im Mitwirken an der Tat in sonstiger 
Weise. Mit ihnen sollen Bürger der DDR ins Aus¬ 
land (§ 80 Abs. 5 StGB) abgeworben, verschleppt 

7 Vgl. Verfassung der DDR, insbesondere Präambel 

und Abschnitt I sowie die umfassende Sicherung 
der Souveränität der DDR durch völkerrechtliche 
Regelungen, insbesondere das Prinzip der souverä¬ 
nen Gleichheit der Staaten und das Einmischungs¬ 
verbot (UNO-Charta sowie Prinzipiendeklaration); 
Prinzipien I, III, IV und VI der Schlußakte von Hel¬ 
sinki (Für Entspannung und dauerhaften Frieden in 
Europa. Dokumente, Berlin 1976, S. 129 ff.); 
Art. 1, 2 und 6 des Grundlagenvertrages 

DDR/BRD; Art. 2 sowie 12 Ziff. 3 der Internatio¬ 
nalen Konvention über zivile und politische Rechte 
vom 16, 12. 1966 (GBl. II 1976 Nr. 4 S. 108) u. a. 

8 Vgl. auch Gesetz zur Regelung von Fragen der 
Staatsbürgerschaft vom 16. 10. 1972 (GBl. I 1972 
Nr. 18 S. 265). 
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oder ausgeschleust werden bzw. soll ihre Rück¬ 
kehr aus dem Ausland verhindert werden. 

Das Abwerben ist eine Einwirkung auf den 
Willen eines Bürgers, ihn zum Verlassen der DDR 
zu bewegen bzw. ihn zur Nichtrückkehr aus dem 
Ausland zu veranlassen. Durch die Einwirkung 
soll der Entschluß zum Verlassen der DDR bzw. 
zur Nichtrückkehr in die DDR hervorgerufen 
bzw. ein derartiger, allgemein bereits vorhandener 
Entschluß bestärkt bzw. in bezug auf Methode, 
Ort und Zeit konkretisiert werden. Die Mittel und 
Methoden zur Entscheidungsbeeinflussung kön¬ 
nen sehr vielgestaltig sein, z. B.: Drohen mit ei¬ 
nem empfindlichen Übel (Strafanzeige, Ver¬ 
strickung in Verbrechen gegen die DDR, Verwen¬ 
dung kompromittierenden Materials), Täuschung 
(über angeblich bevorstehende Verhaftung, Erb¬ 
schaftsaussichten), Versprechungen (Zusicherung 
besserer Entwicklungsmöglichkeiten in der BRD, 
Zusicherung finanzieller Unterstützung für den 
Fall des Verrats). 

Das Abwerben ist vollendet , wenn der Bürger, 
auf den diese Einwirkung erfolgte, den Entschluß 
zum Verlassen der DDR bzw. zur Nichtrückkehr 
in die DDR gefaßt bzw. entsprechend konkreti¬ 
siert hat. 

Das Verschleppen umfaßt jede Handlung, die 
einen Bürger der DDR durch Gewalt, Drohung 
oder Täuschung (über Reiseziel usw.) gegen sei¬ 
nen Willen ins Ausland verbringt. Das kann durch 
Anwendung von körperlichem Zwang, aber auch 
durch Verwendung anderer die Freiheit der Wil¬ 
lensbestimmung aufhebende oder einschrän¬ 
kende Mittel und Methoden (Narkotika, 
Rauschmittel, Einsatz zwingender Gewalt usw.) 
geschehen. 

Das Verschleppen ist vollendet, wenn der.Bür¬ 
ger außer Landes verbracht wurde. 

Das Ausschleusen besteht im Verbringen eines 
Bürgers der DDR mit seinem Einverständnis ent¬ 
gegen den geltenden rechtlichen Bestimmungen 
über die Staatsgrenze ins Ausland. Das kann unter 
Anwendung vielfältiger Mittel und Methoden ge¬ 
schehen, z. B. unter Verwendung gefälschter oder 
verfälschter Ausweise, von Personenverstecken, 
unter Umgehung oder Ausschaltung der Wirk¬ 
samkeit des Systems der Grenzsicherung. 

Das Ausschleusen ist mit dem ungesetzlichen 
Grenzübertritt vollendet . 

Das Verhindern der Rückkehr umfaßt die Ent¬ 
scheidungsfreiheit aufhebende bzw. einschrän¬ 
kende Einwirkungen auf Bürger der DDR, die 
sich im Ausland aufhalten, um ihre Rückkehr in 


die DDR unmöglich zu machen. Es kann durch 
vielfältige Methoden begangen werden, z. B. Er¬ 
pressung, Wegnahme des Reisepasses, Freiheits¬ 
beraubung. Die Rückkehr kann für einen be¬ 
grenzten oder unbegrenzten Zeitraum verhindert 
worden sein. 

Vollendet ist das Verhindern der Rückkehr, 
wenn dem Bürger der DDR die Möglichkeit, in 
die DDR zurückzukehren, genommen wurde. 

Das Mitwirken an der Tat in sonstiger Weise 
bezieht sich immer auf die Begehungsweisen, 
Abwerben, Verschleppen, Ausschleusen bzw. 
Verhindern der Rückkehr. Am staatsfeindlichen 
Menschenhandel wird in vielfältigen Formen, oft¬ 
mals arbeitsteilig, mitgewirkt. Deshalb werden 
mit dieser Begehungsweise insbesondere solche 
Handlungen von Personen erfaßt, mit denen sie 
sich in das System des organisierten staatsfeindli¬ 
chen Menschenhandels integriert haben und ent¬ 
sprechend der Stellung und Funktion, die sie in 
diesem System einnehmen, nicht notwendiger¬ 
weise zugleich auch unmittelbar als Täter im Sinne 
der Begehungsweisen Abwerben, Verschleppen, 
Ausschleusen bzw. Verhindern der Rückkehr tä¬ 
tig werden. 

Das Mitwirken an der Tat in sonstiger Weise 
kann z. B. durch folgende Handlungen erfolgen: 
Eingliedern in eine staatsfeindlichen Menschen¬ 
handel betreibende kriminelle Bande zum 
Zwecke der Förderung der Verbrechen; Unter¬ 
stützen der Tätigkeit einer kriminellen Men¬ 
schenhändlerbande durch Komplettierung ihrer 
auf die Begehung staatsfeindlichen Menschen¬ 
handels gerichteten materiell-technischen Ausrü¬ 
stungen, Bereitstellen finanzieller Mittel; Durch¬ 
führen von Testfahrten, Kuriertätigkeit, Absiche- 
rungs- und Beobachtertätigkeit, Gewährung von 
Unterkunft, Uberbringen von Mitteilungen oder 
von zur Tatausführung bestimmten Gegenständen 
für staatsfeindlichen Menschenhandel betrei¬ 
bende Stellen bzw. Personen; Benennen bzw. 
Vermitteln von Bürgern der DDR an die in § 97 
StGB genannten Stellen und Personen, um ihre 
Ausschleusung zu bewirken. 

Die Begehungsweise „in sonstiger Weise an 
der Tat mitwirken“ kann bei beiden Grundformen 
des staatsfeindlichen Menschenhandels verwirk¬ 
licht werden. 

Mit dieser Begehungsweise werden alle For¬ 
men-des Mitwirkens am staatsfeindlichen Men-, 
schenhandel grundsätzlich als Täterschaft erfaßt. 

Das in § 105 Abs. 1 Ziff. 2 StGB enthaltene 
Tatbestandsmerkmal „im Zusammenhang mit den 



im § 97 StGB genannten Stellen oder Personen“ 
beinhaltet jede Form arbeitsteiligen Zusammen¬ 
wirkens mit diesen Stellen oder Personen. Die im 
Tatbestand gekennzeichneten Stellen und Perso¬ 
nen sind mit denen des § 97 Abs. 1 StGB iden¬ 
tisch. 

Staatsfeindlicher Menschenhandel gemäß 
§ 105 StGB wird vorsätzlich begangen. Der Vor¬ 
satz umfaßt die bewußte Entscheidung, Bürger 
der DDR ins Ausland abzuwerben, zu verschlep¬ 
pen bzw. auszuschleusen, ihre Rückkehr in die 
DDR zu verhindern oder in sonstiger Weise an der 
Tat mitzuwirken. 

Paragraph 105 Abs. 1 Ziff. 1 StGB erfordert 
die Absicht des Täters, die Deutsche Demokrati¬ 
sche Republik zu schädigen. Diese Absicht tritt 
sehr modifiziert auf. Sie kann z. B. bei der Abwer¬ 
bung von Fachkadern, Spezialisten oder Wissen¬ 
schaftlern darin bestehen, die Volkswirtschaft, die 
Verteidigungskraft, die wissenschaftlich-techni¬ 
sche Entwicklung oder das internationale Anse¬ 
hen der DDR zu schädigen. Die Tat kann aber 
auch in der Absicht begangen sein, mit den abge¬ 
worbenen DDR-Bürgern andere Staatsverbre¬ 
chen vorzubereiten oder sie in deren Ausführung 
einzubeziehen. 

Gemäß § 105 Abs. 1 Ziff. 2 StGB muß das 
vorsätzliche Handeln des Täters die bewußte Ent¬ 
scheidung umfassen, im Zusammenhang mit einer 
fremden Macht, deren Einrichtungen oder Ver¬ 
treter, mit einem Geheimdienst oder einer aus¬ 
ländischen Organisation bzw. deren Helfer tätig 
zu werden. % 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 105 
Abs. 2 StGB). 

Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzungen 
Tateinheit von in § 105 StGB sowie in §§ 97, 98, 
99, 101, 102, 104, 106, 213 StGB erfaßten Straf¬ 
taten ist möglich. Tateinheitliche Begehung mit 
§ 98 StGB liegt insbesondere dann vor, wenn die 
Handlung im Auftrag imperialistischer Geheim¬ 
dienste begangen wurde und dem Zugriff auf 
geheimzuhaltende Nachrichten diente. 

Liegen die straftatbegründenden Umstände 
des § 105 StGB nicht vor, sind die §§ 132, 144 
StGB zu prüfen. Neben § 105 StGB können die 
§§ 132, 144 StGB nicht tateinheitlich angewandt 
werden. Staatsfeindlicher Menschenhandel 
schließt die Anstiftung bzw. Beihilfe zum unge¬ 
setzlichen Grenzübertritt (§ 213 StGB} aus. 


2 . 3 . 6 . 

Staatsfeindliche Hetze 

Staatsfeindliche Hetze (§ 106 StGB) ist ein An¬ 
griff gegen die verfassungsmäßigen Grundlagen 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung der DDR. Sie stellt eine spezifische, straf¬ 
rechtlich relevante, gesellschaftsgefährliche Er¬ 
scheinungsform subversiver Tätigkeit gegen den 
Sozialismus dar. Staatsfeindliche Hetze ist imma¬ 
nenter Bestandteil der ideologischen Diversion des 
Imperialismus. Die ideologische Diversion des 
Klassenfeindes ist eines der Hauptmittel, mit dem 
er versucht, das sozialistische Bewußtsein der 
Werktätigen in den sozialistischen Ländern zu 
zersetzen, Unsicherheit und Unzufriedenheit un¬ 
ter ihnen zu manipulieren, Verwirrung über das 
Wesen und die Perspektive des Sozialismus zu stif¬ 
ten und antisozialistische Handlungen zu provo¬ 
zieren. Der Gegner nutzt dazu ein breites Arsenal 
von Mitteln und Methoden. Es werden modernste 
Techniken eingesetzt wie Nachrichtensatelliten, 
die Erkenntnisse der imperialistischen Führungs¬ 
und Organisationswissenschaften angewandt, die 
verschiedensten Massenmedien und andere 
Kommunikationsmittel eingeschaltet sowie ein 
umfangreiches System wissenschaftlicher Institu¬ 
tionen und ein Heer berufsmäßiger antikommuni¬ 
stischer Ideologen genutzt. Bei der ideologischen 
Diversion baut der Gegner vor allem auf an¬ 
sprechbare Personengruppen in der Bevölkerung 
und auf Verbreiter und Träger seiner antisoziali¬ 
stischen Ideen. Mit der ideologischen Diversion 
wird staatsfeindliche Hetze hervorgerufen. Es 
werden damit zugleich ihr Inhalt und ihre Wir¬ 
kungsrichtung wesentlich bestimmt. Die staats¬ 
feindliche Hetze hat ihrerseits Rückwirkungen auf 
die ideologische Diversion. 

Bei staatsfeindlicher Hetze handelt es sich um 
Verbrechen gegen die Arbeiter-und-Bauern- 
Macht. Staatsfeindliche Hetze sind keine bloßen 
ideologischen Auseinandersetzungen bzw. Un¬ 
klarheiten, politische Dummheiten bzw. Irrtümer 
oder ähnliche Positionen Andersdenkender, son¬ 
dern ernsthafte Verstöße gegen die geltende so¬ 
zialistische Rechtsordnung. Die Schwere dieser 
Verstöße wird durch die in § 106 StGB enthalte¬ 
nen Tatbestandsmerkmale „ die verfassungsmäßi¬ 
gen Grundlagen der sozialistischen Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung angreift oder gegen sie aufwie¬ 
gelt“ deutlich. 

Paragraph 106 StGB schützt die verfassungs¬ 
mäßigen Grundlagen der sozialistischen Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung der DDR. 
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Als Begehungsweisen werden das Angreifen 
un d Aufwiegeln durch die in Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 
gekennzeichneten Handlungen beschrieben. 

Das Angreifen beinhaltet die Störung bzw. 
Schädigung der verfassungsmäßigen Grundlagen 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung. 

Das Aufwiegeln umfaßt die Einwirkung auf 
andere Personen, sie zu einer gegen die verfas¬ 
sungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung gerichteten 
Verhaltensdisposition bzw. feindlichem Handeln 
zu bestimmen. 

ln § 106 Abs. 1 Ziff 1 StGB wird das Diskri¬ 
minieren der gesellschaftlichen Verhältnisse, Re¬ 
präsentanten oder anderer Bürger der DDR (we¬ 
gen deren staatlicher oder gesellschaftlicher Tä¬ 
tigkeit) erfaßt. 

Diskriminieren ist jede Form der feindlich ge¬ 
zielten Herabwürdigung der im Gesetz genannten 
Verhältnisse und Personen. Sie beinhaltet keine 
Tätlichkeiten im Sinne einer Gesundheitsschädi¬ 
gung. Durch Schlagen oder ähnliche körperliche 
Einwirkungen erfolgende Angriffe auf Leben 
oder Gesundheit erfüllen bei entsprechender 
Schwere und feindlicher Zielsetzung grundsätz¬ 
lich den Tatbestand des § 102 StGB. Der Kreis 
der Repräsentanten im Sinne des Tatbestandes ist 
weiter als der der „führenden Repräsentanten“ im 
Tatbestand des § 96 StGB. Er erfaßt alle leiten¬ 
den Funktionäre staatlicher oder gesellschaftli¬ 
cher Organe und Einrichtungen; ebenso auch alle 
anderen Bürger, die staatliche oder gesellschaftli¬ 
che Tätigkeit ausüben. 

In § 106 Abs. 1 Ziff. 2 StGB wird das Herstel¬ 
len, Einführen, Verbreiten oder Anbringen von 
Schriften, Gegenständen oder Symbolen zur Dis¬ 
kriminierung der gesellschaftlichen Verhältnisse, 
von Repräsentanten oder anderen Bürgern als 
staatsfeindliche Hetze unter Strafe gestellt. 

Herstellen beinhaltet alle Methoden des An- 
fertigens von Schriften, Gegenständen oder Sym¬ 
bolen im Sinne des Tatbestandes, vor allem das 
Drucken, Abziehen, Lithografieren, Pausen; er¬ 
faßt wird sowohl die Neuschaffung, Vervielfälti¬ 
gung als auch die Umbildung oder Veränderung 
von Schriften usw., aber auch das Herstellen von 
Drucksätzen, Druckwalzen, Abbildungen, Dias 
u. a. 

Unter Einführen ist jegliche Form des Ein- 
schleusens von hetzerischen Schriften, Gegen¬ 
ständen oder Symbolen aus dem Ausland in das 
Staatsgebiet der DDR zu verstehen. Das Einfüh¬ 


ren ist mit dem Passieren der Staatsgrenze der 
DDR vollendet. 

Das Verbreiten erfaßt das Zugänglichmachen 
von Schriften, Gegenständen oder Symbolen an 
einen bestimmten oder unbestimmten Personen¬ 
kreis unmittelbar durch den Täter oder in seinem 
Auftrag durch andere Personen. Die Mittel und 
Methoden des Verbreitens sind sehr vielgestaltig, 
z. B. Auslegen oder Verteilen von Hetzschriften, 
Übersenden von hetzerischen Erzeugnissen an 
Bürger der DDR oder Ausstellen von Material 
oder Gegenständen mit hetzerischem Inhalt. 

Anbringen liegt vor, wenn Schriften, Losungen 
usw. mit einem anderen Gegenstand verbunden 
und dadurch anderen Personen zugänglich ge¬ 
macht werden. Das kann z. B. in der Weise ge¬ 
schehen, daß bereits hergestellte Schriften oder 
Hetzlosungen an einem anderen Gegenstand an¬ 
gebracht werden, so beim Anschmieren von Hetz¬ 
losungen oder faschistischen Symbolen an Häu¬ 
serwände, Mauern, Brücken, Fahrzeuge, auf der 
Straßendecke. 

Schriften sind alle Arten von Druckerzeugnis¬ 
sen, vor allem Bücher, Zeitungen, Zeitschriften, 
Plakate oder auch Transparente, Flugblätter so¬ 
wie alle anderen handschriftlich, mit Schreibma¬ 
schine, im Druckverfahren oder in anderer Weise 
hergestellten Aussagen, die mit Schriftzeichen 
versehen sind. 

Gegenstände im Sinne des Tatbestandes sind 
insbesondere Filme, Tonbandaufzeichnungen, 
Schallplatten, Fotomontagen, Abbildungen, Pla¬ 
stiken, bildliche Darstellungen u. a. 

Symbole sind auf das Wesen einer Erschei¬ 
nung hinweisende sinnbildliche Darstellungen al¬ 
ler Art, wie Fahnen, Abzeichen, Embleme, Wap¬ 
pen, Zeichen, Gesten. 

Die staatsfeindliche Hetze nach Ziff. 2 bein¬ 
haltet nur die vergegenständlichte Hetze. Bei 
mündlicher Hetze gegen die gesellschaftlichen 
Verhältnisse, Repräsentanten oder andere Bürger 
der DDR kommt Ziff. 1 zur Anwendung. Sind je¬ 
doch neben den Ziffern 1 bzw. 2 zugleich die Zif¬ 
fern 3 bis 5 durch die Tat verletzt worden, so wer¬ 
den sie zur Begründung der strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit mit herangezogen. 

In § 106 Abs . 1 Ziff 3 StGB wird das Diskri¬ 
minieren der Freundschafts- und Bündnisbezie¬ 
hungen der Deutschen Demokratischen Republik 
als staatsfeindliche Hetze unter Strafe gestellt. 

Freundschafts - und Bündnisbeziehungen der 
DDR umfassen sowohl derartige Beziehungen zu 
Staaten als auch zu nichtstaatlich konstituierten 
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fortschrittlichen gesellschaftlichen Kräften, z. B. 
zu kommunistischen und Arbeiterparteien und 
Befreiungsbewegungen. Sie sind somit weiter ge¬ 
faßt als die Beziehungen zu verbündeten Staaten 
(§ 108 StGB). 

In § 106 Abs . 1 Ziff 4 StGB wird das Andro¬ 
hen von Verbrechen gegen den Staat oder das 
Auffordern, Widerstand gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung zu leisten, als 
staatsfeindliche Hetze charakterisiert. 

Die Begehungsweise des Androhens von Ver¬ 
brechen gegen den Staat erfaßt solche Handlungen 
gegenüber staatlichen oder gesellschaftlichen Or¬ 
ganen, Organisationen, Einrichtungen oder Per¬ 
sonen, bei denen die Begehung von Verbrechen 
nach Kapitel 1 und 2 des Besonderen Teils des 
StGB angekündigt wird. Die Ausführung dieser 
angedrohten Verbrechen geht grundsätzlich über 
§ 106 Abs. 1 Ziff. 4 StGB hinaus und wird von 
anderen Tatbeständen erfaßt. Erscheinungsfor¬ 
men des Androhens von Verbrechen gegen den 
Staat sind z. B. das Androhen von Terror-, Diver¬ 
sions- und Sabotageakten. Das Androhen kann 
mündlich, schriftlich, telefonisch oder unter Ver¬ 
wendung von Gegenständen oder Symbolen er¬ 
folgen. Es kann darauf gerichtet sein, einen be¬ 
stimmten Druck oder Zwang auf staatliche oder 
gesellschaftliche Einrichtungen, deren Vertreter 
oder auf andere Personen auszuüben. 

Bei der Begehungsweise des Aufforderns, Wi¬ 
derstand gegen die sozialistische Staats - oder Ge¬ 
sellschaftsordnung zu leisten , ist zu beachten, daß 
„Auffordern“ nicht identisch ist mit Anstiftung 
gemäß § 22 Abs. 2 Ziff. 1 StGB. Bei der Auffor¬ 
derung gemäß § 106 Abs. 1 Ziff. 4 StGB ist im 
Unterschied zur Anstiftung nicht erforderlich, daß 
der Aufgeforderte tatsächlich zu einer entspre¬ 
chenden Handlung bestimmt wird. Die Aufforde¬ 
rung muß sich auch nicht an eine individuell be¬ 
stimmte Person oder einen individuell bestimmten 
Personenkreis wenden. Das Auffordern kann in 
den gleichen Formen wie das Androhen erfolgen. 

In£ 106 Abs. 1 Ziff. 5 StGB wird die Verherr¬ 
lichung von Faschismus oder Militarismus sowie 
das Betreiben von Rassenhetze unter Strafe ge¬ 
stellt. 

Unter Verherrlichen des Faschismus oder Mili¬ 
tarismus ist jede mündliche, schriftliche oder in 
anderer Form erfolgte Bekundung zu verstehen, 
die geeignet und darauf gerichtet ist, faschistische 
und neofaschistische oder militaristische Ideen, 
Ideologien, Praktiken, Verbrechen, z. B. Ver¬ 
herrlichung von Mordtaten des Hitlerfaschismus, 


der USA-Soldateska in Vietnam, der faschisti¬ 
schen Junta in Chile, des Neofaschismus in ande¬ 
ren Staaten, zu propagieren, zu rechtfertigen und* 
zu glorifizieren. Nicht jede Äußerung objektiv fa¬ 
schistischen und militaristischen Charakters ist je¬ 
doch staatsfeindliche Hetze. Staatsfeindliche 
Hetze liegt nur dann vor, wenn der Täter mit der 
Handlung die verfassungsmäßigen Grundlagen 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung der DDR angreift bzw. gegen sie aufwiegelt. 

Das Betreiben von Rassenhetze beinhaltet die 
in mündlicher, schriftlicher oder in anderer Form 
erfolgte feindlich gezielte Herabwürdigung ande¬ 
rer Rassen oder ihnen Angehöriger. 

Paragraph 106 StGB erfordert, daß die in 
Abs. 1 Ziffern 1 bis 5 genannten Handlungen ge¬ 
eignet sind, die vom Täter beabsichtigten Wirkun¬ 
gen tatsächlich hervorzurufen. Es wird eine objek¬ 
tive Schwere der Tat verlangt. Die Wirkungen 
brauchen jedoch nicht eingetreten zu sein. Die ob¬ 
jektive Schwere ergibt sich aus dem Aussagege¬ 
halt der mündlichen, schriftlichen oder symboli¬ 
schen Bekundung, der Art und Weise der Tatbe¬ 
gehung, der Tatsituation und den sonstigen örtli¬ 
chen und zeitlichen Bedingungen in ihrem Zu¬ 
sammenhang. Sie resultiert nicht mechanisch al¬ 
lein aus einer Vielzahl von Handlungen. 

Staatsfeindliche Hetze gemäß § 106 StGB 
wird vorsätzlich begangen. Die bewußte Ent¬ 
scheidung, die verfassungsmäßigen Grundlagen 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord¬ 
nung der DDR angreifen oder gegen sie aufwie¬ 
geln zu wollen, setzt beim Täter eine staatsfeindli¬ 
che Position voraus, die in seiner Einstellung, in 
den Motiven sowie Zielen seines Handelns zum 
Ausdruck kommt und sein staatsfeindliches Han¬ 
deln bestimmt. Liegt eine derartige staatsfeindli¬ 
che Position nicht vor und wollte der Täter z. B. 
Staatsfunktionäre oder andere Bürger wegen ih¬ 
rer staatlichen bzw. gesellschaftlichen Tätigkeit 
beleidigen oder verleumden oder die staatliche 
Ordnung herabwürdigen, ist staatsfeindliche 
Hetze nicht gegeben. 

Gemäß § 106 Abs. 1 Ziff. 1 StGB muß das 
Diskriminieren von Repräsentanten oder anderen 
Bürgern wegen deren staatlicher oder gesellschaft¬ 
licher Tätigkeit erfolgen (tatbestandsbegründen¬ 
des Motiv). Nach § 106 Abs. 1 Ziff. 2 StGB muß 
das Herstellen, Einführen, Verbreiten oder An¬ 
bringen von Schriften, Gegenständen oder Sym¬ 
bolen zur (d. h. zum Zwecke der) Diskriminierung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse, von Repräsen¬ 
tanten oder anderen Bürgern erfolgen. 
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Entsprechend § 106 Abs, 2 StGB muß der Tä¬ 
ter das Zusammenwirken mit den im Tatbestand 
genannten Stellen und Personen wollen und in 
Kenntnis dessen, daß sie eine gegen die DDR ge¬ 
richtete Tätigkeit durchführen, handeln. 

Die gesetzliche Regelung de r straferschweren¬ 
den Umstände gemäß § 106 Abs. 2 StGB ent¬ 
spricht der erhöhten Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Verbrechen der staatsfeindlichen Hetze, die 
im Zusammenwirken mit Organisationen, Ein¬ 
richtungen oder Personen, deren Tätigkeit gegen 
die DDR gerichtet ist, bzw. planmäßig begangen 
werden. 

Ein Zusammenwirken im Sinne des § 106 
Abs. 2 StGB liegt z. B. vor, wenn der Täter im 
Aufträge einer feindlichen Stelle gegen die DDR 
gerichtete Hetzschriften in die DDR einschleust 
bzw. an eine derartige Stelle übergibt. 

Die Alternative planmäßige staatsfeindliche 
Hetze ist nicht identisch mit mehrfacher Tatbege¬ 
hung. Planmäßige staatsfeindliche Hetze kann 
z. B. gegeben sein, wenn der Täter die Tat syste¬ 
matisch und zielstrebig vorbereitet, um eine große 
Wirksamkeit zu erreichen, er dazu spezifische 
Mittel und Methoden der Tatausführung auswählt 
oder aber auch zielgerichtet auf eine oder mehrere 
Personen mit hoher Intensität hetzerisch einwirkt. 
Deshalb kann planmäßige staatsfeindliche Hetze 
sowohl bei einmaligen als auch bei mehrfachen 
Handlungen vorliegen. Andererseits reicht die 
mehrfache Tatbegehung allein zur Begründung 
der Planmäßigkeit im Sinne des § 106 Abs. 2 
StGB nicht aus. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 106 
Abs. 3 StGB). Das Handeln des Täters kann meh¬ 
rere mögliche Alternativen der Tatbegehung er¬ 
füllen, so z. B., wenn der Täter selbst Hetzschrif¬ 
ten hergestellt hat und diese zu einem späteren 
Zeitpunkt verbreiten wollte. In solchen oder ähn¬ 
lichen Fällen ist der Täter wegen vollendeter 
staatsfeindlicher Hetze strafrechtlich verantwort¬ 
lich, da mit dem Herstellen der Hetzschriften die 
tatbestandsmäßigen Voraussetzungen des Delik¬ 
tes erfüllt sind. Die Vorbereitung in bezug auf das 
Verbreiten ist bei der Gesamteinschätzung des 
Verbrechens entsprechend zu berücksichtigen. 

Ein nach Abs. 1 Ziff. 2 vollendetes Verbre¬ 
chen kann Versuch des schweren Falles der staats¬ 
feindlichen Hetze gemäß Abs. 2 sein, wenn ein 
Täter z. B. Hetzschriften hergestellt und sie einer 
dritten Person zur Weiterleitung an eine feindli¬ 
che Stelle oder Person im Sinne des § 106 Abs. 2 
übergeben hat. 


Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Die staatsfeindliche Hetze grenzt sich von Strafta¬ 
ten gemäß §§ 137 bis 140, 220 bis 223 StGB 
durch die objektive Tatschwere und den Inhalt des 
Vorsatzes ab. Die genannten Straftaten der allge¬ 
meinen Kriminalität sind nicht darauf gerichtet, 
die verfassungsmäßigen Grundlagen der soziali¬ 
stischen Staats- und Gesellschaftsordnung der 
DDR anzugreifen oder gegen sie aufzuwiegeln. 
Die staatsfeindliche Hetze schließt deshalb di etat¬ 
einheitliche Anwendung der §§ 137 bis 140, 220 
bis 223 StGB aus. • 

Staatsfeindliche Hetze kann die konkrete Me¬ 
thode der Verbrechensbegehung einzelner ande¬ 
rer Staatsverbrechen, z. B. § 105 und § 107 StGB 
sein. Soweit diese Begehungsweisen nur Metho¬ 
den der Begehung anderer Staatsverbrechen sind, 
werden diese Normen und grundsätzlich nicht 
§ 106 StGB tateinheitlich angewandt. 

Paragraph 106 StGB und § 99 StGB können 
in Tateinheit angewandt werden, wenn die landes¬ 
verräterische Nachrichtensammlung zugleich die 
tatbestandsmäßigen Anforderungen des § 106 
StGB erfüllt. 

Der schwere Fall der Hetze gemäß § 106 
Abs. 2 StGB in der ersten Alternative (Zusam¬ 
menwirken mit feindlichen Kräften) setzt im Falle 
der Vollendung der Tat ein q staatsfeindliche Ver¬ 
bindung voraus. In diesen Fällen kommt § 100 
StGB nicht zur Anwendung, da § 100 StGB von 
§ 106 Abs. 2 StGB konsumiert wird. 

Paragraph 92 StGB ist gegenüber § 106 
Abs. 1 StGB das spezielle Gesetz; deshalb ist tat¬ 
einheitliche Anwendung ausgeschlossen. 

Bestimmte Zusammenhänge sind, ebenfalls 
zwischen staatsfeindlicher Hetze und üngesetzli- 
cher Verbindungsaufnahme gemäß § 219 Abs. 2 
StGB zu beachten. Es handelt sich hierbei um eine 
Straftat gegen die staatliche und öffentliche Ord¬ 
nung. Handlungen nach § 219 Abs. 2 StGB erfol¬ 
gen nicht mit dem Ziel, verfassungsmäßige 
Grundlagen der sozialistischen Staats- und Ge¬ 
sellschaftsordnung der DDR anzugreifen oder ge¬ 
gen sie aufzuwiegeln. Tateinheit zwischen § 106 
StGB und § 219 Abs. 2 StGB ist ausgeschlossen. 

2 . 3 . 7 . 

Verfassungsfeindlicher Zusammenschluß 

Mit der Inspirierung, Bildung und Organisierung 
verfassungsfeindlicher Vereinigungen, Organisa¬ 
tionen und sonstiger derartiger Personenzusam¬ 
menschlüsse versucht der Gegner - insbesondere 
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seine Geheimdienste und andere feindliche 
Einrichtungen, Organisationen und Kräfte - eine 
ideologische , personelle und organisatorische Ba¬ 
sis in den sozialistischen Ländern zu schaffen und 
sie im Sinne seiner subversiven Ziele zur Wirkung 
zu bringen. 

Er trachtet danach, permanent wirksame 
feindliche Basen zu schaffen, die 

— programmgemäß auf- und ausgebaut, das er¬ 
wünschte organisierte personelle Reservoir für 
die systematische Unterwanderung und 
schließliche Liquidierung der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung stellen sol¬ 
len; 

— in der internationalen und nationalen Öffent¬ 
lichkeit den Eindruck wecken sollen, daß es im 
Innern der DDR eine aus dem realen Sozialis¬ 
mus selbst heraus entstandene und von äuße¬ 
ren inspirierenden und organisierenden impe¬ 
rialistischen Einflüssen freie „innere Opposi¬ 
tion“ gäbe, die entsprechende „Hilfe von au¬ 
ßen“ benötige; 

— im Interesse eines abgestimmten und koordi¬ 
nierten Vorgehens Verbindungen zu anderen 
feindlichen Kräften, inbesondere zu Feind¬ 
zentren, unterhalten; 

— in Abhängigkeit von der jeweiligen politischen 
Situation und der sicherheitspolitischen Lage 
in unterschiedlich konkreter Weise über den 
Zusammenschluß hinaus zu weiteren gegen die 
verfassungsmäßigen Grundlagen der sozialisti¬ 
schen Staats- und Gesellschaftsordnung ge¬ 
richteten Verbrechen übergehen (Spionage, 
Terror, Sabotage, staatsfeindliche Hetze 
u. a. m.). 

Der verfassungsfeindliche Zusammenschluß 
gemäß § 107 StGB richtet sich gegen verfas¬ 
sungsmäßige Grundlagen der DDR. Paragraph 
107 StGB schützt die sozialistische Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung der DDR vor verfas¬ 
sungsfeindlichen Zusammenschlüssen. Die Ge¬ 
fährlichkeit verfassungsfeindlicher Zusam¬ 
menschlüsse für die staatliche Sicherheit erfordert 
die rechtzeitige strafrechtliche Bekämpfung von 
antisozialistischen Aktivitäten feindlicher Kräfte 
bereits im Stadium ihrer Formierung. Mit der 
strafrechtlichen Bekämpfung von verfassungs¬ 
feindlichen Zusammenschlüssen wird weiteren 
Staatsverbrechen wirksam vorgebeugt. 

In § 107 Abs. l bis 3 StGB werden verschie¬ 
dene Alternativen der Tatbegehung gesetzlich be¬ 
stimmt. Gemeinsames inhaltliches Merkmal aller 
Alternativen ist die Vereinigung , Organisierung 


oder der sonstige Zusammenschluß von Personen , 
die sich eine verfassungsfeindliche Tätigkeit zum 
Ziele setzen . 

Grundlegende gemeinsame Merkmale verfas¬ 
sungsfeindlicher Zusammenschlüsse im Sinne des 
§ 107 StGB sind: 

a) Es sind Zusammenschlüsse von mindestens 
zwei, in der Regel jedoch drei und mehr Perso¬ 
nen zu organisiertem Zusammenwirken. Sie 
können auf festen oder loseren Organisations¬ 
und Strukturbeziehungen gegründet, auf län¬ 
gere Dauer oder auch nur auf eine bestimmte 
Zeit berechnet und auch aktionsgebunden 
sein. 

b) Die Angehörigen des Personenzusammen¬ 
schlusses haben sich zur Verwirklichung ver¬ 
fassungsfeindlicher Ziele d.h. zu staatsfeindli¬ 
chen Aktivitäten gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschaftsordnung verbunden. 
In der Regel sind es noch nicht im einzelnen 
festgelegte und konkretisierte staatsfeindliche 
Tätigkeiten, wie sie in ihren grundlegenden 
Merkmalen in den Tatbeständen des 1. und 
2. Kapitels des Besonderen Teils des StGB 
gekennzeichnet werden. Personenzusam¬ 
menschlüsse zur Begehung anderer Straftaten 
(z. B. g^mäß §§ 128, 134, 162, 165 u. a. m.) 
begründen keine strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit nach § 107 StGB. 

c) Die Angehörigen des Personenzusammen¬ 
schlusses stehen in zweckbestimmter Kommu¬ 
nikation zueinander. 

d) Die Personenzusammenschlüsse werden in der 
Regel im Inland gebildet. Ihnen können auch 
Ausländer angehören. Sie können jedoch auch 
im Ausland geschaffen werden und dort exi¬ 
stieren (z. B. durch DDR-Bürger, die sich im 
Ausland aufhalten, gebildet und aufrechter¬ 
halten). 

e) Entsprechend ihrem verfassungs- bzw. staats¬ 
feindlichen Charakter wenden sie häufig kon¬ 
spirative Methoden an. 

In bezug auf ihren personellen Bestand, ihre 
innere Struktur, ihren Organisationsgrad usw. un¬ 
terscheiden sich Vereinigungen , Organisationen 
und sonstige Personenzusammenschlüsse. 

Vereinigungen sind in der Regel Zusam¬ 
menschlüsse für einen mehr oder minder längeren 
Zeitraum. Sie haben eine bereits erkennbare in¬ 
nere Struktur und nach dem Grad ihrer Entwick¬ 
lung auch bereits bestimmte verbindliche Organi- 
sations- und Verhaltensgrundsätze. 

Organisationen umfassen in der Regel eine 
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größere Anzahl von Personen, haben festere 
Formen der Leitung, der Organisation und der 
Struktur und weisen einen höheren Grad des kon¬ 
spirativen, arbeitsteiligen Zusammenwirkens ih¬ 
rer Angehörigen aus. Organisationen im Sinne 
verfassungsfeindlicher Zusammenschlüsse gemäß 
§ 107 StGB sind nicht mit den in den §§ 97 ff. 
StGB genannten „ausländischen Organisationen“ 
identisch. 

Sonstige Zusammenschlüsse von Personen 
können in vielfältigen Formen existieren. Es kann 
sich hierbei um lose Zusammenschlüsse handeln, 
die nur für eine kurze Zeit und ggf. auch nur für 
eine bestimmte Aktion bestimmt sind. 

Gemäß § 107 Abs. 1 StGB wird als Bege¬ 
hungsweise das einem verfassungsfeindlichen Zu¬ 
sammenschluß Angehören bestimmt. Das Ange¬ 
hören erfaßt jede Form der Eingliederung einer 
Person in einen derartigen bereits bestehenden 
Personenzusammenschluß oder das Zusammen¬ 
finden von mindestens zwei Personen zu einem 
solchen Zusammenschluß. Die Eingliederung 
kann durch schriftliche oder mündliche Erklärung 
bzw. schlüssiges Verhalten, d. h. Mitarbeit bzw. 
aktive Teilnahme an der Tätigkeit des Zusam¬ 
menschlusses vollzogen werden. 

Gemäß § 107 Abs. 2 StGB wird das Herbei¬ 
führen eines verfassungsfeindlichen Zusam¬ 
menschlusses oder das Organisieren seiner Tätig¬ 
keit als Begehungsweise gekennzeichnet. 

Das Herbeiführen eines verfassungsfeindli¬ 
chen Zusammenschlusses begeht in der Regel der 
Initiator, der den verfassungsfeindlichen Zusam¬ 
menschluß zustandebringt und die Ziele seines 
Wirkens setzt, d. h. vor allem derjenige, der an¬ 
dere Personen für einen verfassungsfeindlichen 
Zusammenschluß gewonnen hat. Ein verfassungs¬ 
feindlicher Zusammenschluß kann auch entwik- 
kelt werden, aus einer bereits vorhandenen nega¬ 
tiven Gruppierung oder einem allgemein krimi¬ 
nellen Zusammenschluß z. B. im Sinne von § 214 
Abs. 3 StGB oder § 215 Abs. 1 StGB. 

Das Organisieren der Tätigkeit des verfas¬ 
sungsfeindlichen Zusammenschlusses umfaßt 
Handlungen, die wesentlich Inhalt und Richtung 
des Wirkens des Zusammenschlusses bestimmen, 
wie die Leitung des Zusammenschlusses, die Pla¬ 
nung konkreter Aktionen, die ständige Sicherstel¬ 
lung seiner inneren Festigkeit. Derjenige, der den 
Zusammenschluß herbeiführt, kann auch der Or¬ 
ganisator von dessen Tätigkeit sein. Beides muß 
jedoch nicht notwendigerweise verbunden sein. 

Gemäß §107 Abs. 3 StGB wird als Bege¬ 


hungsweise das Fördern oder in sonstiger Weise 
Unterstützen eines verfassungsfeindlichen Zu¬ 
sammenschlusses bestimmt. Mit diesen Bege¬ 
hungsweisen werden Handlungen von Personen 
erfaßt, die nicht selbst dem verfassungsfeindlichen 
Zusammenschluß angehören. Fördern oder in 
sonstiger Weise Unterstützen eines derartigen Zu¬ 
sammenschlusses umfaßt die Unterstützung durch 
vielfältige materielle bzw. ideelle Tat- und Rat¬ 
hilfe oder andere Handlungen, z. B. das Bereit¬ 
stellen von Räumen für Zusammenkünfte, Über¬ 
gabe von Geld, Absicherung von Zusammenkünf¬ 
ten, Transport von Personen und Materialien, Be¬ 
ratung bei der Ausarbeitung feindlicher Konzep¬ 
tionen. 

Durch diese gesetzliche Regelung wird das 
Fördern bzw. in sonstiger Weise Unterstützen zu 
einer eigenständigen Täterschaftsform, so daß 
Beihilfe grundsätzlich ausgeschlossen ist. 

Verfassungsfeindlicher Zusammenschluß ge¬ 
mäß § 107 StGB wird vorsätzlich begangen. Der 
Täter muß Kenntnis davon haben, daß ein Perso¬ 
nenzusammenschluß existiert bzw. geschaffen 
werden soll, der verfassungsfeindliche Ziele ver¬ 
folgt, und daß er diesem Zusammenschluß ange¬ 
hört oder einen verfassungsfeindlichen Zusam¬ 
menschluß herbeiführt bzw. die Tätigkeit eines 
solchen Zusammenschlusses organisiert, ihn för¬ 
dert bzw. unterstützt. Der Täter muß die Verfas¬ 
sungsfeindlichkeit des Zusammenschlusses ken¬ 
nen, ohne genau wissen zu müssen, wie seine Ak¬ 
tivitäten im Detail ablaufen bzw. ablaufen sollen. 
Der Täter braucht keine konkrete Kenntnis über 
die spezielle Organisation des Zusammenschlus¬ 
ses, den genauen Personenkreis, die angewandten 
konspirativen Mittel und Methoden usw. zu ha¬ 
ben. Er muß den Charakter des Zusammenschlus¬ 
ses kennen und trotz dieser Kenntnis im System 
des Zusammenschlusses mitwirken. 

Versuch ist strafbar (§107 Abs. 4 StGB). 

Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Das Tatbestandsmerkmal „sich eine verfassungs¬ 
feindliche Tätigkeit zum Ziele setzen“ ist das we¬ 
sentliche Abgrenzungskriterium eines verfas¬ 
sungsfeindlichen Zusammenschlusses von ande¬ 
ren kriminellen Personenzusammenschlüssen wie 
solchen, die sich gegen die staatliche und öffentli¬ 
che Ordnung richten (§ 213 bis § 218 StGB). 

Der Tatbestand des verfassungsfeindlichen 
Zusammenschlusses (§ 107 StGB) ist nicht in Tat¬ 
einheit mit anderen Strafrechtsnormen des 2. Ka- 
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pitels, Besonderer Teil StGB anzuwenden, wenn 
» der Zusammenschluß mehrerer Personen von 
vornherein auf die Begehung eines oder mehrerer 
anderer Staatsverbrechen gerichtet war, und die 
entsprechenden staatsfeindlichen Aktivitäten be¬ 
reits strafrechtliche Verantwortlichkeit nach den 
Tatbeständen dieser anderen Staatsverbrechen 
begründen (Vorbereitung, Versuch, Vollendung). 

Deshalb schließen Straftaten gemäß §§97 bis 
106, 108 und 109 StGB die tateinheitliche An¬ 
wendung des § 107 StGB prinzipiell aus. 

Wenn aus einem bereits bestehenden verfas¬ 
sungsfeindlichen Zusammenschluß zu weiteren 
Staatsverbrechen, wie staatsfeindliche Hetze, 
Terror, Diversion u. a., übergangen wird, so ist 
§ 107 StGB in Tatmehrheit mit den weiteren ver¬ 
letzten Tatbeständen anzuwenden, da in diesen 
Fällen ein neuer Tatentschluß durch Mitglieder 
des verfassungsfeindlichen Zusammenschlusses 
gefaßt wurde. In Tatmehrheit werden nur die Mit¬ 
glieder des verfassungsfeindlichen Zusammen¬ 
schlusses bestraft, die den Tatentschluß faßten 
oder kannten und an der Ausführung des anderen 
Staatsverbrechens beteiligt waren. 

2 . 3 . 8 . 

Staatsverbrechen, die gegen einen verbündeten 
Staat gerichtet sind 

Gemäß § 108 StGB werden Staatsverbrechen 
nach §§ 96 bis 107 StGB auch dann bestraft, wenn 
sie sich gegen Staaten richten, die mit der DDR 
verbündet sind. Geschützt werden die Organe die¬ 
ser Staaten, ihre Organisationen bzw. Repräsen¬ 
tanten oder Bürger. 

Paragraph 108 StGB entspricht den Prinzi¬ 
pien des sozialistischen Internationalismus , der in¬ 
ternationalen Solidarität und der Bündnistreue der 
DDR. Er dient dem Schutz der mit der DDR ver¬ 
bündeten sozialistischen Staaten, aber auch ande¬ 
rer Staaten, z. B. Nationalstaaten — insbeson¬ 
dere mit sozialistischer Orientierung -, mit denen 
die DDR entsprechende Bündnisbeziehungen un¬ 
terhält. Bündnisbeziehungen dieser Art können 
sich ergeben aus der Zugehörigkeit zur sozialisti¬ 
schen Staatengemeinschaft (z. B. Warschauer 
Vertrag), Freundschafts- und Beistandsverträgen, 
Absichtserklärungen der Regierung der DDR 
bzw. aus gemeinsamem Handeln z. B. der Streit¬ 
kräfte zur Abwehr einer Aggression. 

Mit dem Tatbestand zur Bekämpfung von 
Staatsverbrechen, die gegen einen verbündeten 
Staat gerichtet sind, wird an die in der Vergangen¬ 
heit bewährte Praxis des strafrechtlichen Schutzes 


der Interessen der sozialistischen Bruderländer 
vor den Angriffen des Imperialismus und seiner 
Agenturen angeknüpft (z. B. Art. 6 der Verfas¬ 
sung vom 7. 10. 1949). 

Für die Praxis der Bekämpfung von Staatsver¬ 
brechen, die sich gegen verbündete Staaten rich¬ 
ten, durch die Sicherheits- und Justizorgane der 
DDR sind vor allem solche beachtlich, die auf dem 
Territorium der DDR begangen bzw. von hier aus 
vom Feind in die befreundeten Staaten hineinge¬ 
tragen werden. Täter solcher Verbrechen, und 
zwar sowohl DDR-Bürger als auch Staatenlose 
und Ausländer, werden unter Beachtung des § 80 
Abs. 1 StGB strafrechtlich verfolgt; für DDR- 
Bürger bzw. Staatenlose mit ständigem Wohnsitz 
in der DDR gilt zugleich § 80 Abs. 2 StGB. 

2 . 3 . 9 . 

Gefährdung der internationalen Beziehungen 

Der Tatbestand des § 109 StGB ist Ausdruck der 
internationalistischen Position der DDR, vor al¬ 
lem ihres festen Willens, ihre Beziehungen zu an¬ 
deren Staaten oder Völkern im Interesse des Frie¬ 
dens und der Sicherheit konsequent mit straf¬ 
rechtlichen Mitteln gegen feindliche Angriffe 
wirksam zu schützen und allen ihr hierzu oblie¬ 
genden Pflichten gewissenhaft zu entsprechen. 

Paragraph 109 StGB richtet sich speziell ge¬ 
gen Gewaltanwendungen und Gewaltandrohun¬ 
gen gegenüber Angehörigen eines anderen Staa¬ 
tes oder Volkes, die begangen werden, um die Be¬ 
ziehungen der DDR zu anderen Staaten oder 
Völkern zu stören. Ausdrücklich erklärt § 109 
Abs. 2 StGB: Wer durch die Handlung einen An¬ 
gehörigen eines anderen Staates oder Volkes tö¬ 
tet, wird wegen Mord (§ 112 StGB) bestraft. 

Mit § 109 StGB bringt die DDR unmißver¬ 
ständlich zum Ausdruck, daß sie konsequent die 
Vertreter aller Staaten und Völker, die sich in der 
DDR aufhalten, wie führende Repräsentanten, 
Diplomaten, Wirtschaftsvertreter usw. umfassend 
schützt. Mit dem Schutz des genannten Personen¬ 
kreises wird u. a. den Verpflichtungen der Kon¬ 
ventionen über den Schutz führender Repräsen¬ 
tanten und der Diplomaten vertragsgetreu ent¬ 
sprochen. 9 ) 


9 Vgl. Wiener Konvention über diplomatische Bezie¬ 
hungen vom 18. April 1961 (GBl. II 1973 Nr. 6 
S. 29), Konvention über die Verhütung, Verfolgung 
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrecht¬ 
lich geschützte Personen einschließlich Diplomaten 
vom 14. 12. 1973 (GBl. II 1977 Nr. 5 S. 61). 
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Die Begehungsweisen gemäß § 109 StGB be¬ 
stehen in der Gewaltanwendung bzw. Gewaltan¬ 
drohung. 

Gewaltanwendung umfaßt Angriffe auf das 
Leben oder die Gesundheit in Form der Tötung 
oder Körperverletzung, Freiheitsberaubung, Nö¬ 
tigung, Geiselnahme und Brandstiftung. Die Ge¬ 
waltanwendung kann sich gegen Personen oder 
Sachen bzw. Gegenstände richten. 

Bedrohung eines Angehörigen eines anderen 
Staates oder Volkes mit Gewalt kann ebenso wie 
die Gewaltanwendung gegen das Leben oder die 
Gesundheit oder die Freiheit dieser Angehörigen 
gerichtet sein, aber auch z. B. gegen deren Eigen¬ 
tum. Die Bedrohung kann mündlich, schriftlich 
oder durch Zeichen bzw. Gegenstände erfolgen. 

Die Gefährdung der internationalen Beziehun¬ 
gen gemäß § 109 StGB wird vorsätzlich begangen. 
Die Tat muß mit der Absicht durchgeführt worden 
sein, die Beziehungen der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik zu anderen Staaten oder Völkern 
zu stören. 

Vorbereitung und Versuch sind strafbar (§ 109 
Abs. 3 StGB). 

Probleme der Abgrenzung 
und mehrfachen Gesetzesverletzung 
Die Gefährdung der internationalen Beziehungen 
(§ 109 StGB) grenzt sich vom Terror gemäß § 102 
StGB sowohl durch die von § 109 StGB verlangte 
Absicht des Täters, die Beziehungen der DDR zu 
anderen Staaten und Völkern zu stören, als auch 
durch den geschützten Personenkreis — Angehö¬ 
rige eines anderen Staates oder Volkes - ab. Para¬ 
graph 109 StGB ist gegenüber § 102 StGB das 
speziellere Gesetz. 

Die staatsfeindliche Absicht sowie die Bege¬ 
hungsweisen der Anwendung von bzw. Bedro¬ 
hung mit Gewalt gemäß § 109 StGB sind zugleich 
von entscheidender Bedeutung für die Abgren¬ 
zung des § 109 StGB von § 221 StGB (HerabWür¬ 
digung ausländischer Persönlichkeiten ). 

2 . 4 . 

Die strafgesetzliche Differenzierung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
bei Staatsverbrechen 

Paragraph 110 StGB trägt dem Erfordernis 
Rechnung, besonders schwere Fälle von Staatsver¬ 
brechen auf das entschiedenste abzuwehren und 
mittels des Strafrechts wirksam zu bekämpfen. Be¬ 


sonders schwere Fälle werden auf Hochverrat, 
Spionage, Terror, Diversion, Sabotage und staats¬ 
feindlichen Menschenhandel begrenzt. Für die in¬ 
haltliche Begründung besonders schwerer Fälle 
gibt § 110 StGB Ziff. 1 bis 4 Anleitung. Er zählt 
eine Reihe Alternativen beispielhaft auf und 
kennzeichnet hierfür typische Merkmale. 

Gemäß § 110 Ziff. 1 StGB liegt ein beson¬ 
ders schwerer Fall vor, wenn durch die Tat der 
Frieden, die sozialistische Staats- oder Gesell¬ 
schaftsordnung, die Volkswirtschaft oder die Ver¬ 
teidigungskraft der DDR in hohem Maße gefähr¬ 
det werden. Die Gefährdung muß also über das 
Maß dessen, was jedem dieser Staatsverbrechen 
immanent ist, hinausgehen. Im einzelnen wird das 
Vorliegen eines besonders schweren Falles im 
Sinne der Ziff. 1 von den konkreten Umständen 
der Tat bestimmt. Zu ihnen gehören u. a. die 
Auswirkungen des Verbrechens, die Intensität 
und Zielstrebigkeit bei der Organisierung ent-' 
sprechender Staatsverbrechen. 

Gemäß § 110 Ziff. 2 StGB begründet die Be¬ 
gehung der Tat im Verteidigungszustand gleich¬ 
falls einen besonders schweren Fall (vgl. Art. 52 
Verfassung, § 4 des.Gesetzes über die Landesver¬ 
teidigung der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik - Verteidigungsgesetz - vom 13. 10. 1978, 
GBl. I S. 377). 

Gemäß §110 Ziff 3 StGB ist ein besonders 
schwerer Fall gegeben, wenn der Tod eines Men¬ 
schen verursacht oder das Leben einer größeren 
Anzahl von Menschen gefährdet wurde. Das kann 
vorsätzlich oder fahrlässig erfolgen. Die im Tatbe¬ 
stand beschriebene größere Anzahl von Men¬ 
schen läßt sich zahlenmäßig im einzelnen nicht ab¬ 
solut bestimmen. Die Gefährdung muß konkret 
sein. Sie ergibt sich aus den konkreten Bedingun¬ 
gen des einzelnen Falles. 

Gemäß § 110 Ziff. 4 StGB wird bei der An¬ 
wendung von Waffen oder bei der Androhung des 
Gebrauchs von Waffen ein besonders schwerer 
Fall begründet. Diese Alternative setzt eine in 
Ziff. 1 bis 3 gekennzeichnete Schwere der Straftat 
voraus. Der Begriff der Waffen im Sinne von 
Ziff. 4 beschränkt sich nicht auf die in § 206 StGB 
angeführten Schußwaffen und Sprengmittel. 

Die in den §§ 96, 97, 98, 101 bis 105 StGB für 
die besonders schweren Fällen staatsverbrecheri¬ 
scher Tätigkeit angedrohten Strafen sind nicht 
zwingend vorgeschrieben. Sie sind fakultativ an¬ 
wendbar. 

Paragraph 111 StGB (Außergewöhnliche 
Strafmilderung und Absehen von Strafe) enthält 
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spezielle, in das Gesamtsystem der Strafrechts¬ 
normen für Strafmilderung und Absehen von 
Strafe eingeordnete Bestimmungen für die effek¬ 
tive und zugleich differenzierte strafrechtliche 
Bekämpfung der Staatsverbrechen. Diese Vor¬ 
schrift gilt ausschließlich für Verbrechen gegen die 
Deutsche Demokratische Republik. Es ist ihr An¬ 
liegen, Feindaktivitäten zu unterbinden und dem 
Täter die Möglichkeit zu eröffnen, sich aus seiner 
Verstrickung zu lösen und Schritte der*Wieder- 
gutmachungzu gehen. Paragraph 111 StGB ist an 
kein Entwicklungsstadium des Verbrechens ge¬ 
bunden und erfaßt alle Straftaten unabhängig von 
ihrer Schwere. Diese gesetzliche Regelung bezieht 
sich sowohl auf die schon in früheren Jahren wie¬ 
derholt ergangene Aufforderung der Regierung 
der DDR an Spione und Agenten, sich den Si¬ 
cherheitsorganen der DDR zu stellen und das 
Verbrechen sowie die Kenntnis über die Zusam¬ 
menhänge des Verbrechens zu offenbaren, als 
auch auf die dem sozialistischen Strafrecht we¬ 
senseigenen Differenzierungsgrundsätze. 

Die Möglichkeit der Strafmilderung oder des 
Absehens von Strafe ergibt sich aus dem Verhal¬ 
ten des Täters nach der Tat. Es kann auf eine ge¬ 
ringere als die angedrohte Mindeststrafe erkannt 
oder von Strafe abgesehen werden, wenn sich der 
Täter den Sicherheitsorganen stellt und das Ver¬ 
brechen und seine Kenntnisse über die Zusam¬ 
menhänge des Verbrechens offenbart. Inwieweit 
von dieser Kannbestimmung Gebrauch gemacht 
wird, hängt insbesondere von dem freiwilligen 
Sichstellen des Täters und der Offenbarung aller 
Kenntnisse über die Zusammenhänge des Ver¬ 
brechens ab, auch dann, wenn sie den Sicherheits¬ 
organen der DDR bereits bekannt sein sollten. 

Für die Strafmilderung und das Absehen von 
Strafe gelten auch bei Staatsverbrechen die §§ 21, 
22, 25, 62 StGB. Paragraph 111 StGB steht nicht 
im Widerspruch zu §21 Abs. 5 StGB; Para¬ 
graph 111 StGB ist auch bei vollendeten Verbre¬ 
chen anwendbar. Liegt Rücktritt oder tätige Reue 
vor, so ist § 21 Abs. 5 StGB und nicht § 111 StGB 
anzuwenden. Bei Anwendung des § 111 StGB er¬ 
folgt im Gerichtsverfahren kein Freispruch, son¬ 
dern ein Schuldspruch mit Absehen von Strafe. 
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3 . 

Straftaten gegen die Persönlichkeit 


3 . 1 . 

Wesen der Straftaten 
gegen die Persönlichkeit 
im Sozialismus 

Dem Schlitze des Bürgers im einzelnen und unmit¬ 
telbar dienen speziell die im 3. Kapitel des Beson¬ 
deren Teils des Strafgesetzbuches zusammenge¬ 
faßten Tatbestände. Sie sind Ausdruck und Kon¬ 
sequenz der sozialistischen Lebensverhältnisse, 
die auf kameradschaftlicher Zusammenarbeit und 
gegenseitiger Hilfe beruhen und jeden Bürger 
verpflichten, Unantastbarkeit und Würde des 
Mitmenschen zu achten. Diese Bestimmungen 
sollen dazu beitragen, die Bürger zur Überwin¬ 
dung von Überresten und Einflüssen kapitalisti¬ 
scher Lebens- und Denkgewohnheiten zu mobili¬ 
sieren. 

Die bürgerliche Strafrechtslehre und Kriminologie 
versucht gerade an Hand der Straftaten gegen die 
Persönlichkeit nachzuweisen, daß die Kriminalität 
eine unabänderliche und ewige Erscheinung in je¬ 
der Gesellschaft sei. Demzufolge sei auch das Straf¬ 
recht eine notwendige, allgemeingesellschaftliche, 
klassenneutrale Einrichtung, die es immer geben 
werde. Wer sich wie die bürgerlichen Strafrechts¬ 
ideologen die kapitalistisch-imperialistische Gesell¬ 
schaftsordnung als „ewige“ Gesellschaftsform vor¬ 
stellt, für den hat allerdings auch die Kriminalität 
„Ewigkeitscharakter“, denn sie ist dieser Gesell¬ 
schaftsordnung wesenseigen. 1 ) In Wahrheit hat 
auch das Strafrecht in der Ausbeuterordnung eine 
Klassenfunktion zu erfüllen, und es schützt das Le¬ 
ben der Angehörigen der unterdrückten und der 
herrschenden Klasse durchaus nicht in gleicher 
Weise. Auch der Schutz des Lebens wird im Kapita¬ 
lismus von den ökonomischen und politischen In¬ 
teressen der Ausbeuterklasse bestimmt. Sie hat ein 
generelles Interesse daran, die Produktivkraft der 
Ausgebeuteten zu erhalten, die Ausbeutung unge¬ 
stört realisieren zu können und auch mit den straf¬ 
rechtlichen Bestimmungen die Ausbeutergesell¬ 
schaft demokratisch zu verbrämen und über den 
Klassencharakter der kapitalistischen Gesell¬ 
schaftsordnung hinwegzutäuschen. 2 ) 


Das kapitalistische Strafrecht sieht zwar verbal die 
Gleichheit vor dem Gesetz vor; formal schützt es 
Leben, Gesundheit, Freiheit und Würde ohne An¬ 
sehen der Person und droht ohne Rücksicht auf die 
gesellschaftliche Herkunft des Täters für jede Straf¬ 
tat gegen die Person gleiche Strafen an. Die Realität 
ist jedoch anders. Ungezählte Straftaten - im Na¬ 
men der herrschenden Klasse verübt - bleiben un- 
gesühnt. Die Auswirkungen des ökonomischen 
Grundgesetzes des Kapitalismus, rücksichtslose 
Ausbeutung und ungenügender Gesundheits- und 
Arbeitsschutz haben vielfach einen frühen Tod oder 
frühzeitige Invalidität der Ausgebeuteten zur Folge, 
ohne daß die Schuldigen strafrechtlich zur Verant¬ 
wortung gezogen werden. 

Schließlich ist es der imperialistische Krieg, sind es 
Faschismus und imperialistischer Terror, Verbre¬ 
chen gegen die Menschlichkeit, die die umfang¬ 
reichsten und verheerendsten Angriffe auf Leben 
und Gesundheit der Werktätigen mit sich bringen 
(vgl. Kap. 1). 

Katastrophale Auswirkungen auf den Menschen 
haben auch die von Profitstreben gekennzeichne¬ 
ten, Leben und Gesundheit gefährdenden kapitali¬ 
stischen Produktions- und Handelspraktiken, z. B. 
der pharmazeutischen Industrie, die in der Regel 
straflos bleiben. 3 ) Auch die enormen Auswirkun¬ 
gen von Pflichtverletzungen im Bereich des Stra¬ 
ßenverkehrs und Gesundheitswesens haben einen 
verschwindend geringen Anteil an der strafrechtli¬ 
chen Praxis, weil starke Interessenverbände ihre 
Ahndung verhindern. 

Die sozialistische Gesellschaftsordnung, in der 
der Mensch im Mittelpunkt aller Bemühungen der 
Gesellschaft und ihres Staates steht (Art. 2 Ver¬ 
fassung), erbrachte den Beweis, daß sie ein hohes 
Maß an Sicherheit für Leben, Gesundheit, Frei¬ 
heit und Würde des Menschen gewährleisten 
kann. Das belegt der Rückgang der Straftaten ge- 

1 Vgl. H. Harrland, ^Imperialismus als Quelle des 
Verbrechens, Berlin 1972. 

2 Vgl. J. W. Kalinin/W. A. Surko, Das reaktionäre 
Wesen der bürgerlichen Strafgesetzgebung, Minsk 
1974, Kap. 2 (russ.). 

3 Vgl. Rhenamus, „Marktlücken-Finder“, Die Welt¬ 
bühne, 6/1975, S. 173 ff. 
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gen die Person in der DDR in ihrer Entwicklung 
nach 1945 4 ) 

Mit Ausnahme der Körperverletzungen haben 
Straftaten gegen die Person insgesamt gesehen ei¬ 
nen sehr niedrigen Stand erreicht. Es steht jedoch 
die Aufgabe, eine weitere Zurückdrängung dieser 
Straftaten zu erreichen. Dazu ist es notwendig, die 
Existenzbedingungen dieser Kriminalität, sowie 
die Möglichkeiten, Wege und Mittel ihrer weite¬ 
ren Einschränkung aufzudecken. Dabei dürfen 
die diesen Straftaten zugrunde liegenden ideologi¬ 
schen Ursachen nicht unterschätzt werden. Diese 
Ursachen wurzeln tief im Leben und Bewußtsein 
vieler Menschen und bewirken ein Verharren 
bzw. einen Rückfall in vorsozialistische Denk- 
und Verhaltensweisen. Auch werden sie über ver¬ 
schiedene Kanäle vom imperialistischen Lager her 
weiter genährt. 

Wegen der gesellschaftlichen Bedeutung des 
Schutzes des Menschen wurde die Bekämpfung 
der ^Straftaten gegen die Person im Besonderen 
Teil des sozialistischen Strafgesetzbuches unmit¬ 
telbar hinter den Verbrechen gegen die Souverä¬ 
nität der DDR, den Frieden, die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte und den Verbrechen ge¬ 
gen die DDR geregelt. Die Erfordernisse der 
Entwicklung und des Schutzes der sozialistischen 
Persönlichkeit bestimmten die Ausgestaltung im 
einzelnen. Dabei wird - entsprechend dem unter¬ 
schiedlichen Wesen dieser Rechtsverletzungen — 
in Tatbestand und Strafrahmen zwischen Verbre¬ 
chen, Vergehen und Verfehlungen differenziert 
(§§ 1 bis 4 StGB). Für die Qualifizierung und Dif¬ 
ferenzierung der Straftaten gegen die Person ist es 
entscheidend, ihre Angriffsrichtung zu erforschen 
und festzustellen, wogegen sie sich richten und 
was sie verletzen. 5 ) 

Die Straftaten gegen die Person richten sich 
gegen den Menschen, gegen seine gesellschaftli¬ 
chen und natürlichen Beziehungen und Verhal¬ 
tensweisen, die seinem Leben und seiner Gesund¬ 
heit, seiner Freiheit und Würde dienlich und för¬ 
derlich sind. Damit verletzen sie elementare In¬ 
teressen der sozialistischen Persönlichkeit und 
wirken störend auf die menschlichen Beziehungen 
und Verhaltensweisen ein, die Grundlage des so¬ 
zialistischen Zusammenlebens bilden. Diese De¬ 
likte zielen nicht auf die Beseitigung gesellschaft¬ 
licher Prozesse und Verhältnisse, die der Entwick¬ 
lung von Leben, Gesundheit, Freiheit und Würde 
der Menschen dienen, in ihrer Gesamtheit. Sie be¬ 
zwecken jeweils die Schädigung von Einzelperso¬ 
nen und deren Beziehungen zur Gesellschaft. 


Objekt der Straftaten gegen die Person sind so¬ 
mit der Mensch und sein verfassungsrechtlich und 
strafrechtlich geschütztes elementares Interesse an 
solchen Lebensverhältnissen , die ihm die ungehin¬ 
derte Entwicklung seiner Persönlichkeit , den 
Schutz von Leben , Gesundheit , Freiheit und 
Würde allseitig ermöglichen und garantieren. 

Die Strafrechtsnormen zum Schutze der Per¬ 
sönlichkeit stellen Grundforderungen an die Bür¬ 
ger, indem sie solche Handlungen verbieten, die 
die elementaren Interessen, Beziehungen und 
Verhaltensweisen der Persönlichkeit verletzen. 
Die in den §§ 112 und 113 StGB geregelten Ver¬ 
brechen gegen das Leben richten sich gegen die 
natürliche und gesellschaftliche Existenz des Men¬ 
schen überhaupt; deshalb sieht das sozialistische 
Strafgesetzbuch dafür die schwersten Strafen vor. 
Die übrigen Straftaten gegen die Persönlichkeit 
richten sich jeweils gegen spezifische Interessen, 
Seiten und Verhaltensweisen der Persönlichkeit. 
Bei den Körperverletzungen, Sexual- und Frei¬ 
heitsdelikten (§§ 115 bis 118,121 bis 125, 126 ff. 
StGB) wird das elementare Interesse der Persön¬ 
lichkeit an ihrer ungehinderten Entwicklung, am 
Schutz von Gesundheit, Freiheit, Würde und Ei¬ 
gentum strafrechtlich geschützt. 

Das Wesen der Straftaten gegen die Persönlich¬ 
keit besteht also in der Verletzung spezifischer In¬ 
teressen der Persönlichkeit. Inhalt dieses spezifi¬ 
schen Interesses ist die durch die sozialistische 
Verfassung und andere sozialistische Rechtsnor¬ 
men gewährleistete Möglichkeit der Persönlich¬ 
keit, sich zur Verwirklichung ihrer Interessen in 
bestimmter Weise zu verhalten oder zu handeln. 
Im Einzelfall liegt der wesentliche Bestandteil der 
Objektverletzung in der Verhinderung oder Be¬ 
einträchtigung der Verwirklichung dieser Interes¬ 
sen. 6 ) 


4 Vgl. H. Harrland, „Die Kriminalität in der DDR im 
Jahre 1969“, Neue Justiz, 14/1970, S. 409 ff. 

5 Vgl. Lehrbuch des Strafrechts der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik. Allgemeiner Teil, Berlin 
1959, S. 219 ff.; W. Orschekowski, „Das Objekt 
der Straftat im Strafrecht der DDR“, Wiss. Zeit¬ 
schrift der Karl-Marx-Universität Leipzig, 1/1964. 

6 Vgl. Gewalt- und Sexualkriminalität, Berlin 1970, 
S. 145 ff. 
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3 . 2 . \ ..-■■■■ 

Straftaten gegen Leben 
und Gesundheit des Menschen 

3 . 2 . 1 . 

Vorsätzliche Tötungsverbrechen 

Vorsätzliche Tötungen gehören zu den schwersten 
Verbrechen. Sie sind in der DDR zahlenmäßig ge¬ 
ring und auf einen Stand zurückgegangen, wie er 
für kapitalistische Staaten undenkbar wäre 7 ) 
Derartige Verbrechen vernichten den Betrof¬ 
fenen in seiner natürlichen und gesellschaftlichen 
Existenz. Das hat nicht wiedergutzumachende 
Auswirkungen auf die Familie und die Gesell¬ 
schaft. Der angegriffene Mensch wird als Persön¬ 
lichkeit, Mitglied sozialistischer Kollektive, Trä¬ 
ger der gesellschaftlichen Entwicklung und als 
Produktivkraft gewaltsam vom Leben ausge¬ 
schlossen. 

Allgemeine Merkmale 
der vorsätzlichen Tötungsverbrechen 
Das Gesetz differenziert bei den vorsätzlichen Tö¬ 
tungen zwischen Mord und Totschlag. Damit wird 
der unterschiedlichen Gesellschaftsgefährlichkeit 
dieser Verbrechen Rechnung getragen. Die ob¬ 
jektive Seite besteht bei allen Tötungsverbrechen in 
der Verursachung des Todes eines anderen Men¬ 
schen durch Handlungen des Täters. 

Entscheidendes Kriterium für den Eintritt des To¬ 
des ist der Gehirntod. Er wird — in Übereinstim¬ 
mung mit leitenden Medizinern - definiert als grob¬ 
anatomische oder feinstrukturelle Zerstörung des 
Gehirns in seiner Gesamtheit, die zur Auflösung der 
biologischen Funktionseinheit des menschlichen 
Organismus und damit über kurz oder lang auch 
zum definitiven Verfall peripherer Organfunktionen 
führt. Das hat auch für die Organtransplantation 
Bedeutung, da der Zugriff zu erwünschten Organen 
zum Zwecke der Verpflanzung erst nach dem Ge¬ 
hirntod erfolgen darf. 

Handlungen , die sich gegen das eigene Leben 
richten (Selbstmord, Suizid), sind in der Regel 
moralisch-politisch zu mißbilligen, strafrechtlich 
jedoch nicht relevant. Der Täter eines Selbst¬ 
mordversuchs kann jedoch wegen anderer straf¬ 
baren Handlungen, die im Zusammenhang mit 
dem Selbstmordversuch begangen werden, zur 
Verantwortung gezogen werden, wenn er bei¬ 
spielsweise auch seine Kinder vergiften wollte. 
Teilnahmehandlungen am Selbstmord sind nicht 
strafbar, weil es an einer strafbaren Haupttat fehlt. 
Es kann jedoch mittelbare Täterschaft vorliegen, 


insbesondere, wenn das Opfer mit Gewalt oder 
durch Drohungen zur Selbsttötung gezwungen 
oder durch Täuschung dazu veranlaßt wurde. 

Für die Beurteilung von Tötungsverbrechen 
ist die Feststellung des Beginns des menschlichen 
Lebens bedeutsam. In der strafrechtlichen Praxis 
ist es unumgänglich, für den Beginn des Lebens 
und damit des Vorhandenseins eines Menschen 
einen fest umrissenen Zeitpunkt zu bestimmen, 
von dem an eine Vernichtung des Lebens als Tö¬ 
tung zu qualifizieren ist. 

Das Leben eines Menschen beginnt mit dem 
Geburtsakt. Vor diesem Zeitpunkt liegende 
Handlungen gegen das „werdende Leben“ kön¬ 
nen den Tatbestand der „unzulässigen Schwan¬ 
gerschaftsunterbrechung“ (§§ 153 ff. StGB) er¬ 
füllen. 

Mord 

Die vorsätzliche Herbeiführung des Todes eines 
anderen Menschen (§ 112 Abs. 1 StGB) ist immer 
Mord, wenn nicht die Voraussetzungen des § 113 
StGB vorliegen. 8 ) Diese Tatbestandsausgestal¬ 
tung, verbunden mit der hohen Strafdrohung un¬ 
terstreicht nachdrücklich die Achtung und Wert¬ 
schätzung des Menschenlebens in der sozialisti¬ 
schen Gesellschaftsordnung. 

Die Feststellung des Kausalzusammenhanges zwi¬ 
schen dem Verhalten eines Menschen und dem ein¬ 
getretenen Tod eines anderen ist im allgemeinen 
nicht schwierig, soweit der Tod durch ein aktives 
Tun verursacht worden ist. In Zweifelsfällen emp¬ 
fiehlt es sich, ein Fachgutachten einzuholen. Vor¬ 
sätzliche Tötung durch Unterlassen kommt nur in 
Betracht, wenn eine spezielle, rechtlich begründete 
Erfolgsabwendungspflicht besteht; der Tod ist straf¬ 
rechtlich dann die Folge der Nichterfüllung dieser 
Pflicht. Diese besondere Pflicht ist auf bestimmte 
Personenkreise und Einzelpersonen beschränkt 
(§ 9 StGB). Eine vorsätzliche Tötung durch Unter¬ 
lassen kann beispielsweise darin bestehen, daß der 
Ehemann es vorsätzlich unterläßt, ärztliche Hilfe 
für seine schwer erkrankte Ehefrau herbeizuholen. 

Der Vorsatz muß sich bei den (vorsätzlichen) 
Tötungsverbrechen auf Handlung, Todesfolge 
und auf den Kausalzusammenhang zwischen bei¬ 
den beziehen. 

Paragraph 112 Abs. 2 StGB ist kein schwerer Fall 
des Mordes 9 ); er gibt Hinweise zur Differenzierung 

7 Vgl. H. Harrland, t,Die Kriminalität...“, a. a. O. 

8 Vgl. ,,OG-Urteil vom 14. 2. 1969“, Neue Justiz, 
10/1969, S. 310. 

9 Vgl. ebenda. 
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der Mordverbrechen und erweitert den Strafrah¬ 
men des Abs. 1. Hier werden die Fälle exakt her¬ 
ausgearbeitet, die das sozialistische Zusammenle¬ 
ben in besonders hohem Maße gefährden und bei 
denen deshalb erforderlichenfalls die Todesstrafe 
auszusprechen ist. Absatz 2 ist nur anzuwenden, 
wenn - beim Vorhandensein der dort genannten 
Voraussetzungen - auf Todesstrafe erkannt werden 
soll. Wird die Todesstrafe nicht angewandt, so ist 
der Täter, auch wenn die Tatbestandsalternativen 
des Abs. 2 vorliegen, ausschließlich auf der Grund¬ 
lage des Abs. 1 zu verurteilen. 

Die in Abs. 2 Ziff. 1 beschriebenen Fälle stehen in 
Zusammenhang mit den Kapiteln 1 und 2 und die in 
Ziff. 2 beschriebenen in Zusammenhang mit den 
Kapiteln 7 und 8 des Besonderen Teiles. Ziffer 3 
entspricht der früheren Regelung, wobei die For¬ 
mulierung „grausam“ durch den treffenderen Be¬ 
griff „in besonders brutaler Weise“ ersetzt wurde. 
Die Ziffern 4 und 5 tragen der Gefährlichkeit des 
Rückfalls und der mehrfachen Tötung Rechnung. 

Die den Mord differenzierenden Merkmale in 
Abs. 2 beziehen sich auf weitere über den Mord 
hinausgehende verletzte Objekte, die Art und 
Weise seiner Begehung, die Motive und Zwecke 
der Tat und die Rückfälligkeit des Täters. 

Mit der Regelung des Abs. 2 Ziff. 1 verwirk¬ 
licht das Strafrecht der DDR völkerrechtliche 
Pflichten im Dienste des Friedens und der 
Menschlichkeit. Die unnachsichtig harte Bestra¬ 
fung von Mordanschlägen im Zusammenhang mit 
Verbrechen gegen den Frieden , die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen (vgl. Kap. 1) ist Voraus¬ 
setzung und Garantie für eine gesicherte Frie¬ 
densordnung in der Welt und festigt den Glauben 
an die Unantastbarkeit der Existenz, Würde und 
Rechte des Menschen. 

Weiterhin erfaßt Ziff. 1 die Tötung als Verbre¬ 
chen gegen die Deutsche Demokratische Republik 
(§§ 96 ff. StGB), die unmittelbar gegen die sozia¬ 
listische Staats- und*Gesellschaftsordnung, den 
Aufbau des Sozialismus als Ganzes oder in we¬ 
sentlichen Teilbereichen gerichtet sind. Mord aus 
Feindschaft gegen die DDR trägt konterrevolu¬ 
tionären Charakter und gefährdet den Frieden 
(vgl. Kap. 2). 

Eine Beschreibung nach der Art und Weise 
der Begehung enthalten Ziff. 2 und 3. Es handelt 
sich um die heimtückische oder in besonders bru¬ 
taler Weise begangene Tötung (Ziff. 3) und die 
Tötung mit gemeingefährlichen Mitteln und Me¬ 
thoden (Ziff. 2). 

Heimtücke liegt nicht schon dann vor, wenn 
die Tötung überraschend und versteckt erfolgt. Die 


sprachliche Bedeutung des Wortes Heimtücke 
deutet auf die besonders verwerfliche Ausnutzung 
der Arglosigkeit des Opfers hin. Dabei kann die 
Arglosigkeit bewußt herbeigeführt bzw. eine 
schon bestehende absichtlich verstärkt werden. 
Sie kann auch auf einem bereits bestehenden oder 
in Tötungsabsicht begründeten Vertrauensver¬ 
hältnis beruhen, das zwischen Opfer und Täter be¬ 
steht und das Opfer zu der Annahme berechtigt, 
daß von dieser Seite sein Leben nicht bedroht 
werden kann. Dieses Vertrauensverhältnis muß 
Täter und Opfer bewußt sein. Demzufolge kann 
z. B. die Tötung eines sechs Monate alten Säug¬ 
lings durch die Mutter nicht heimtückisch erfol¬ 
gen. 

Jedoch ist nicht jede Ermordung eines Men¬ 
schen, zu dem ein Vertrauensverhältnis besteht, 
heimtückisch. Es muß ein unmittelbarer Zusam¬ 
menhang zwischen der aus dem Vertrauensver¬ 
hältnis resultierenden Arglosigkeit und der Art 
und Weise der Tatbegehung bestehen. Die ver¬ 
trauensvolle Beziehung, Haltung oder Hinwen¬ 
dung des Opfers zum Täter muß ausgenutzt wer¬ 
den. Ehe, häusliche Gemeinschaft, Intimbezie¬ 
hungen bedingen nicht schon als solche ohne wei¬ 
teres ein Vertrauensverhältnis und Arglosigkeit 
des Opfers, das den Anforderungen des Tatbe¬ 
standes der Heimtücke genügt. Der Vorsatz muß 
die Ausnutzung der Arglosigkeit umfassen. 10 ) 
Heimtücke kennzeichnet das folgende Beispiel: 

Der 33 Jahre alte G. wollte sich von seiner 10 Jahre 
älteren Frau trennen und die 18 Jahre alte P. heira¬ 
ten, mit der er ein intimes Verhältnis unterhielt. Da 
er nicht den Mut zur Wahrheit fand und einen offe¬ 
nen Konflikt mit der Ehefrau fürchtete, faßte er den 
Entschluß, die Ahnungslose zu töten. Er veränderte 
sein bisheriges Verhalten nicht, das dem äußeren 
Anschein nach von Liebe, Zuneigung, Vertrauen 
und Treue getragen war. Es gehörte zur Lebensge¬ 
wohnheit der Ehegatten, Waldspaziergänge zu un¬ 
ternehmen. Anfang September lud G. seine Ehe¬ 
frau zu einem solchen Spaziergang ein, nachdem er 
vorher eine einsame Stelle erkundet hatte, zu der er 
sein Opfer führen und töten wollte. Als sich die 
Ehefrau am Tatort niederkniete, um Pilze aus dem 
Erdreich zu lösen, umfaßte G. von hinten mit beiden 
Händen ihren Hals und erwürgte sie. 


10 Vgl. „Urteil des OG-Präsidiums vom 30. 11. 
1963“, Neue Justiz, 1/1964, S. 22; „OG-Urteil vom 
2. 3. 1964“, Neue Justiz, 15/1964, S. 478; „OG- 
Urteil vom 19. 11. 1965“, Neue Justiz, 5/1966, 
S. 156; „OG-Urteil vom 16. 12. 1966“, Neue Ju¬ 
stiz, 6/1967, S. 197. 
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Der Täter handelt auch heimtückisch, wenn er 
sich anderer Personen (die auch Mittäter und Ge¬ 
hilfen sein können) bedient, um die Arglosigkeit 
herbeizuführen. Besonders brutal ist die Tötungs¬ 
handlung, wenn sie durch eine hochgradige 
Schmerz- und Qualzufügung erfolgt. Dabei muß 
man berücksichtigen, daß in der Regel jede Tö¬ 
tung mit großen Schmerzen für das Opfer verbun¬ 
den ist, ohne daß deshalb in allen Fällen dieses 
Merkmal bejaht werden kann. Der Grund für die 
Strafschärfung ist darin zu sehen, daß dem Opfer 
zusätzliche Qualen und Schmerzen zugefügt wer¬ 
den, die über die zur Tötung erforderlichen hin¬ 
ausgehen. Bei dem selten vorkommenden Merk¬ 
mal der Brutalität handelt es sich um die Art und 
Weise der Begehung der Handlung. 

Auch wenn dem Täter die seinem Opfer zuge¬ 
fügten Schmerzen selbst unangehm sind, er aber 
aus irgendeinem Grunde trotzdem zu der qualvol¬ 
len Tötung schreitet, handelt er besonders brutal. 

Eine Tötung erfolgt mit gemeingefährlichen 
Mitteln oder Methoden, wenn sich die Wirkung 
dieser Mittel und Methoden im allgemeinen der 
Berechnung und Beherrschung des Täters ent¬ 
zieht. Das ist z. B. bei der Brandlegung der Fall. 
Ihre Gesellschaftsgefährlichkeit entspringt nicht 
dem Verhältnis Täter- Opfer, sondern der mit der 
Tötung einhergehenden Gefahr für andere Men¬ 
schen. Hierfür ist das folgende extreme Beispiel 
charakteristisch: 

Um die ihr lästigen Familienverhältnisse zu lösen, 
von ihrem Ehemann freizukommen und unge¬ 
hemmt ihren Vergnügungen nachgehen zu können, 
entschloß sich die 23 jährige B. zur Tötung ihrer bei¬ 
den Kinder im Alter von vier und eineinhalb Jahren. 
Sie beschloß, das beabsichtigte Verbrechen als Un¬ 
glücksfall erscheinen zu lassen, wobei es ihr am si¬ 
chersten erschien, einen Brand vorzutäuschen. 
Während die Kinder schliefen, legte sie im Wohn¬ 
zimmer einen Brand, beobachtete seine Ausbrei¬ 
tung und verließ die Wohnung. Ihr von der Arbeit 
heimkommender Mann bemerkte den Brand, 
konnte die Kinder aber nicht mehr retten. Sie erla¬ 
gen den Rauchvergiftungen. 

Der Vorsatz muß sich bei den drei behandelten 
objektiven Tatbestandsmerkmalen sowohl auf die 
Tötung selbst als auch auf diese Tatbestands¬ 
merkmale beziehen. 

Eine Charakterisierung des Mordes nach den 
Motiven und Zwecken der Tat enthält Abs. 2 
Ziff. 2. Der Vorsatz ist hier insofern besonders 
ausgestaltet, als die Tötung mit dem Ziel erfolgt, 
Furcht und Schrecken unter der Bevölkerung aus¬ 


zulösen. Ein solches Verbrechen ist eng verwandt 
mit den nach Ziff. 1 zu verfolgenden Tötungsver¬ 
brechen. Eine Tötung mit dieser Absicht kann 
auch persönliche Motive haben. 

In Ziff. 4 und 5 erfolgt eine Differenzierung 
des Mordes wegen mehrfacher oder wiederholter 
Straftaten. Mehrfacher Mord ist wegen der Häu¬ 
fung des gefährlichen Geschehens besonders ver¬ 
werflich. Das gleiche trifft für den rückfälligen 
Mörder oder Totschläger bzw. den wegen Ge¬ 
waltverbrechen vorbestraften Mörder (§§ 116, 
117, 121, 122, 126, 216 StGB) zu. 

Mehrfache Tatbegehung nach Abs. 2 Ziff. 4 
erster Halbsatz bedeutet, daß zur Zeit der Abur¬ 
teilung mindestens zwei Mordhandlungen im 
Sinne des § 112 StGB vorliegen müssen. Mehrfa¬ 
che Tatbegehung ist auch bei einheitlichem Han¬ 
deln und ohne Rücksicht auf das jeweilige Ent¬ 
wicklungsstadium bei mehreren Mordhandlungen 
zu bejahen. 

Bei Mord im Rückfall nach Abs. 2 Ziff. 4 
zweiter Halbsatz muß es sich bei der Vorstrafe um 
ein Verbrechen nach §§ 112 und 113 StGB bzw. 
§ 211 und § 212 (alt) handeln. Nach Abs. 2 Ziff. 5 
müssen mindestens zwei Verurteilungen' wegen 
Gewaltverbrechens gemäß §§ 116,117,121,122, 
126, 216 StGB oder nach den Bestimmungen des 
StGB von 1871 (§ 125 Abs. 2, §-177 und § 178, 
§ 175a Ziff. 1, § 176 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, § 224 
und § 225, § 249 Abs.l, §§ 250 bis 252) vorlie¬ 
gen. Die ausgesprochenen Strafen müssen nicht 
verwirklicht worden sein. 

Entsprechend dem sozialen Wesen des Mor¬ 
des und seiner Gesellschaftsgefährlichkeit stellt 
§ 112 Abs. 3 neben dem Versuch auch die Vorbe¬ 
reitung unter Strafe. Für die Beurteilung der 
Schwere eines versuchten oder vorbereiteten 
Verbrechens gibt § 21 Abs. 4 StGB in Verbin¬ 
dung mit den Grundsätzen der Strafzumessung 
(§61 StGB) gesetzliche Hinweise. 11 ) 

Totschlag 

Der Totschlag umfaßt alle Fälle der vorsätzlichen 
Tötung , die - in Abgrenzung und im Verhältnis 
zum Mord — von relativ geringerer Bedeutung und 
Schwere sind. Für sie werden Freiheitsstrafen von 
sechs Monaten bis 10 Jahren vorgesehen. Mit die¬ 
ser Regelung, insbesondere mit der ausführlich 
beschriebenen Affekttötung (Ziff. 1), wird der 
Totschlag eindeutig vom Mord unterschieden. Mit 
der Formulierung, wenn „besondere Tatum- 


11 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 2. 1969“, a. a. O. 
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stände vorliegen, die die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit mindern“ (Ziff. 3), nimmt der Tatbe¬ 
stand darüber hinaus alle noch denkbaren vorsätz¬ 
lichen Tötungen von weniger hoher Gesell¬ 
schaftsgefährlichkeit auf. Die in Ziff. 2 hervorge¬ 
hobene Kindestötung hat im Gegensatz zu den 
imperialistischen Ländern in der DDR kaum 
praktische Bedeutung. 

Bei der Tötung im Affekt nach § 113 Abs. 1 
Ziff. 1 fallen unter den Begriff Angehörige 

— nahe Angehörige im Sinne des § 226 Abs. 2 
StGB, also Ehegatten, Geschwister und Perso¬ 
nen, die mit dem Täter in gerader Linie ver¬ 
wandt oder durch Annahme an Kindes Statt 
oder im Sinne von § 47 FGB miteinander ver¬ 
bunden sind, 

Verwandte in der Seitenlinie und Verschwä¬ 
gerte zweiten Grades, 

— Verlobte und in Lebensgemeinschaft lebende 
Personen, 

— entfernte Verwandte in der Seitenlinie und 
Verschwägerte, wenn zwischen Täter und Ge¬ 
schädigtem im Lebens- und Arbeitsbereich 
oder sonstige engere verwandtschaftliche Be¬ 
ziehungen bestehen, 

— Verschwägerte des Ehegatten, wenn die glei¬ 
chen Voraussetzungen vorliegen. 

Dieser strafrechtliche Verwandtenbegriff ent¬ 
spricht dem des § 2 StGB, ist also weiter als der 
des § 226 Abs. 2 StGB und als der des 9 26 Abs. 1 
StPO, der Beziehungen nach § 47 FGB ausnimmt. 

Der Affekt ist eine das Bewußtsein beeinträch¬ 
tigende Gefühlsaufwallung, die in Ziff. 1 als 
„hochgradige Erregung“ definiert wird. Er stellt 
sich nach Rubinstein als ein stürmischer explosi¬ 
ver Prozeß in der Gefühlssphäre dar und kann sich 
in Wut, Zorn, Verzweiflung, Angst oder Schrek- 
ken äußern. Von einem Affekt werden alle psychi¬ 
schen Leistungen betroffen, wird das ganze Per¬ 
sönlichkeitsgefüge erfaßt. Darunter leiden das 
Denken, die Empfindung, die Urteils- und Kritik¬ 
fähigkeit usw. 12 ) 

Die Begriffe Schuld, Mißhandlung , schwere 
Bedrohung oder schwere Kränkung dienen der 
Beschreibung der Voraussetzungen, Umstände 
"und Schwere der Affekts. 

Die Formulierung „ohne eigene Schuld“ bezieht 
sich nicht auf die §§ 5 ff. StGB, sondern besagt nur, 
daß der Tater selbst keine Veranlassung für die 
Mißhandlung, schwere Bedrohung usw. gegeben 
hat. Bei den Begriffen Mißhandlung, schwere Be¬ 
drohung oder Kränkung ist nicht die Verletzung 
einzelner Bestimmungen im Sinne der §§115 ff.. 


126 ff., 137 ff. StGB gemeint, sondern es wird ein 
Angriff auf den Täter von solcher Schwere be¬ 
schrieben, der die hochgradige Erregung verständ¬ 
lich macht, aber in jedem Fall außer Verhältnis zur 
Tötung steht. So stellen sexuelle Handlungen ge¬ 
genüber der Ehefrau des Täters z. B. eine schwere 
Kränkung im Sinne der Ziff. 1 dar und können ei¬ 
nen Totschlag begründenden Affekt beim Täter 
bewirken. 13 ) 

Subjektiv muß der Täter durch die gekenn¬ 
zeichneten Handlungen zur Tötung hingerissen 
oder bestimmt worden sein (Vorsatz). Der Täter 
kann unmittelbar nach der Mißhandlung usw. zur 
Tat schreiten (im Zustand der unmittelbaren Er¬ 
regung) oder zu einem späteren Zeitpunkt (aber 
.immer noch in der durch die infolge der Mißhand¬ 
lung usw. hervorgerufene Erregung). 

Paragraph 113 Abs. 1 Ziff. 1 StGB ist das spe¬ 
zielle Gesetz gegenüber § 14 StGB. Umstände des 
subjektiven Bereichs, die tatbezogen eine ver¬ 
minderte Zurechnungsfähigkeit nach § 16 Abs. 1 
StGB begründen, können nicht gleichzeitig als be¬ 
sondere Tatumstände gelten, die die strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit nach § 113 Abs. 1 Ziff. 3 
StGB mindern. 14 ) 

Nach § 113 Ziff. 2 StGB wird wegen Tot¬ 
schlages die Frau bestraft, die ihr Kind in oder 
gleich nach der Geburt tötet . Gegenstand der Kin¬ 
destötung kann nur das von der Täterin geborene 
Kind sein; Subjekt dementsprechend nur die Kin¬ 
desmutter. Auf der objektiven Seite ist die Ab¬ 
grenzung der Kindestötung von der straflosen 
Selbstabtreibung wichtig. Die Worte „in oder 
gleich nach der Geburt“ enthalten dafür eine klare 
Regelung, Alle Handlungen, die mit dem Ein¬ 
setzen des Geburtsvorganges , der Wehen, auf die 
Abtötung des Lebens gerichtet sind, kennzeich¬ 
nen die Kindestötung. Vorheriges Einwirken ist 
unzulässige Schwangerschaftsunterbrechung ge¬ 
mäß §§ 153 ff. StGB. Der strafpolitische Sinn die¬ 
ser Bestimmung besteht darin, das sich entwik- 
kelnde Leben eines Kindes schon zu einem Zeit¬ 
punkt wie einen lebenden Menschen zu schützen, 
zu dem die Geburt zwar schon begonnen hat, ein 
selbständiges Weiterleben des Kindes aber noch 
nicht möglich bzw. noch nicht eingetreten ist. 


12 Vgl. S. L. Rubinstein, Grundlagen der allgemeinen 
Psychologie, Berlin 1977, S. 615 f. 

13 Vgl. „OG-Urteil vom 21.4. 1969“, Neue Justiz, 
13/1969, S. 405. 

14 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 2. 1969“, a. a. O.; 
„OG-Urteil vom 28. 8. 1968“, Neue Justiz, 4/1969, 
S. 122. 
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Das Tatbestandsmerkmal „gleich nach der Geburt“ 
bezeichnet keine feste Zeitspanne. Es beginnt mit 
dem Austritt des Kindes aus dem Mutterleib. Aber 
auch Stunden nach der Beendigung des eigentlichen 
Geburtsvorganges kann noch Kindestötung gemäß 
§ 113 Abs. 1 Ziff. 2 StGB vorliegen. Voraussetzung 
ist jedoch, daß der durch die Geburt hervorgerufene 
Zustand der Gemütsbewegung noch besteht und so 
die Verbindung zwischen Geburt und Tötung her¬ 
stellt. Das kann z. B. dann der Fall sein, wenn die 
Mutter durch die Anstrengungen und den Schmerz 
der Geburt für längere Zeit unfähig war, sich zu rüh¬ 
ren, und erst später das Kind tötete. 

Gesetzgeberisches Motiv der Regelung des 
§113 Abs. 1 Ziff. 2 StGB ist es, die besondere 
Lage und psychische Verfassung der Mutter in oder 
gleich nach der Geburt zu berücksichtigen. Wei¬ 
tergehende als die mit der Entbindung verbunde¬ 
nen allgemeinen physischen und psychischen Be¬ 
lastungen der Mutter sind nicht Voraussetzung für 
die Anwendung des § 113 Abs. 1 Ziff. 2 StGB. 
Das der Tötung zugrunde liegende Motiv ist für 
die Anwendung der Ziff. 2 unbeachtlich. Die sich 
aus dem Motiv ergebende Schwere der vorsätzli¬ 
chen Schuld sowie die Tatschwere sind bei der 
Strafzumessung jedoch zu berücksichtigen. 

Im früheren Strafrecht (§217 Abs.11 StGB von 
1871) war eine - wenn auch nur begrenzte - aus¬ 
drückliche privilegierende Strafmilderung aus¬ 
schließlich für die „Mutter eines unehelichen Kin¬ 
des“ vorgesehen, wenn sie dieses in oder gleich nach 
der Geburt vorsätzlich tötet. Diese Regelung resul¬ 
tierte aus Anschauungen, wonach die nichteheliche 
Geburt für Mutter und Kind eine „Schande“, ein 
„Makel“ war. Das StGB der DDR berücksichtigt, 
daß infolge des Nachwirkens und Fortbestehens al¬ 
ter überkommener Anschauungen auch heute noch 
in Einzelfällen Mütter, die ein nichteheliches Kind 
zur Welt bringen, aus Angst vor dem Vorurteil der 
Umwelt dieses töten. 

Aber auch bei einer ehelichen Geburt kann es Vor¬ 
kommen, daß die Kindesmutter auf Grund eines mit 
der Geburt zusammenhängenden Erregungszu¬ 
standes ihr Kind in oder gleich nach der Geburt vor¬ 
sätzlich tötet, wobei solch ein Erregungszustand in 
gestörten Familienbeziehungen begründet sein 
kann, z. B. darin, daß der Ehemann keine Kinder 
wünscht oder die Kindesmutter (Ehefrau) gerade in 
dieser Situation für immer verläßt. 

Die Tatsache, daß der Gesetzgeber bei der 
Regelung von Ziff. 2 den Erregungszustand und 
die Gemütsbewegung berücksichtigt, heißt nicht, 
daß die Kindesmutter erst in diesem Zustand den 
Tötungsvorsatz fassen muß. Auch bei der Mutter, 
die von Anfang nicht bereit ist, das Kind am Leben 


zu lassen, und keinerlei Vorbereitungen zu dessen 
Betreuung getroffen hat, kommt § 113 Ziff. 2 
StGB zur Anwendung. 

Nach § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB mindert auch 
das Vorliegen besonderer objektiver oder subjek¬ 
tiver Tatumstände die Gesellschaftsgefährlichkeit 
des Tötungsverbrechens und die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit im Sinne des Totschlages. 

Will z. B. eine Mutter mit ihrem Kind aus dem Le¬ 
ben scheiden, um keine weiteren grausamen Miß¬ 
handlungen des Kindes von seiten des Ehemannes 
erleben zu müssen, und kommt es aus irgendwel¬ 
chen Gründen nur zur Tötung des Kindes, so ist die 
Mutter gemäß § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB zur Ver¬ 
antwortung zu ziehen. Die besonderen Tatum¬ 
stände ergeben sich in diesem Fall aus den Motiven 
der Mutter. 15 ) 

Die in § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB genannten 
besonderen Tatumstände müssen also die den Tö¬ 
tungsverbrechen im allgemeinen innewohnende 
Gesellschaftsgefährlichkeit im besonderen Maße 
verringern und den Grad der vorsätzlichen Schuld 
mildern. 16 ) 

Das kann auch der Fall sein, wenn einem ernsthaf¬ 
ten, ausdrücklichen Verlangen auf Tötung eines 
qualvoll Sterbenden nachgekommen wurde. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß Sterbehil¬ 
fe, Sterbeerleichterung bzw. Lebensverkürzung für 
hoffnungslos und unheilbar Kranke, auch durch 
Ärzte, strafbar ist. Es wird aber nicht verkannt, daß 
Menschen in den letzten Stunden ihres Lebens den 
Wunsch nach einem leichten, schmerzlosen und ra¬ 
schen Tod verspüren können. Wenn Ärzte oder na¬ 
hestehende Personen diesem ernsthaften Verlangen 
durch aktive Tätigkeit oder pflichtwidriges Unter¬ 
lassen nachkommen, dann liegen „besondere Tat¬ 
umstände“ vor, die die strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit im Sinne des Totschlages (§ 113 Abs. 1 
Ziff. 3 StGB) mindern. Allgemeine Übung und 
nicht strafbar ist es jedoch, wenn bei qualvoll Ster¬ 
benden, nachdem Rettungsmittel nicht mehr mög¬ 
lich sind bzw. sich erschöpft haben, darauf verzich¬ 
tet wird, das Leben „künstlich“ um eine begrenzte 
Spanne zu erweitern. Im Widerstreit der Pflichten 
sind schmerzlindernde Mittel, die als Nebeneffekt 
zur Abkürzung des Lebens des qualvoll Sterbenden 
führen können, in dieser Situation bei gewissenhaf¬ 
ter Prüfung aller Umstände gerechtfertigt. 


15 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 3. 1969“, Neue Justiz, 
11/1969, S. 346. 

16 Vgl. „OG-Urteil vom 28.8. 1968“, a. a. O., 
„OG-Urteil vom 14. 2. 1969“, a. a. O. 
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Das Vorliegen besonderer Tatumstände im 
Sinne der Ziff. 3 ist zu verneinen, wenn diese Um¬ 
stände bereits mit dem zum Affekt führenden 
provozierenden Verhalten des Geschädigten er¬ 
faßt und bei der Anwendung des § 113 Abs. 1 
Ziff. 1 StGB berücksichtigt worden sind. 17 ) 

Die §§112 und 113 StGB können in Tatein¬ 
heit mit den §§ 121, 122, 126, 127, § 128 Abs. 1, 
§§ 142, 212, 213, 214 StGB stehen. 

3 . 2 . 2 . 

Vorsätzliche Straftaten gegen die Gesundheit 

Körperverletzungsdelikte haben einen hohen An¬ 
teil an der Gesamtkriminalität. Die überwiegende 
Mehrheit der Körperverletzungen ist leichter Na¬ 
tur, so daß sie Entscheidungen gesellschaftlicher 
Gerichte oder Strafen ohne Freiheitsentzug nach 
sich ziehen. 

In Körperverletzungen äußern sich häufig sol¬ 
che Verhaltensweisen wie Brutalität, Rücksichts¬ 
losigkeit und z. T. auch Rowdytum. Dabei spielt 
oft eine durch Alkoholgenuß ausgelöste Hem¬ 
mungslosigkeit eine erhebliche Rolle. Der Anteil 
der Alkoholkriminalität ist bei den vorsätzlichen 
Körperverletzungsdelikten sehr hoch. Verstärkt 
tritt Alkoholmißbrauch bei Rückfalltätern auf. 
Die unter Alkoholeinfluß und die im Rückfall be¬ 
gangenen vorsätzlichen Körperverletzungen bil¬ 
den deshalb den Schwerpunkt bei der Bekämp¬ 
fung dieser Delikte. 

Allgemeine Merkmale 
der vorsätzlichen Körperverletzungen 
Soweit nicht auf Grund der Folgen eine schwere 
Körperverletzung (§116 StGB) oder eine Kör¬ 
perverletzung mit Todesfolge (§ 117 StGB) vor¬ 
liegt, werden alle Körperverletzungen von § 115 
StGB erfaßt. 18 ) Für Pflichtverletzungen eines 
Sorgeberechtigten gegenüber Kindern und Ju¬ 
gendlichen, die eine Körperverletzung besonders 
erschweren, gilt die besondere Regelung des 
4. Kapitels (§ 142 Abs. 1 Ziff. 2 StGB). Bei 
Schlägereien ist der konkrete Tatbeitrag jedes Be¬ 
teiligten festzustellen und dementsprechend die 
Bestimmungen für Körperverletzung (§§ 115 ff. 
StGB) bzw. für Rowdytum (§ 215 StGB) oder an¬ 
dere Vorschriften zum Schutze der staatlichen 
Ordnung anzuwenden. Vergiftungen werden, so¬ 
weit eine konkrete Gefährdung vorliegt, vom 
strafbaren Versuch der Körperverletzung nach 
§115 Abs. 2 StGB und, wenn bereits Folgen ein¬ 
getreten sind, von den Vorschriften über Körper¬ 
verletzung erfaßt. 


Vorsätzliche Körperverletzung 
Die Bestimmung des § 115 Abs. 1 StGB enthält 
den Grundtatbestand der Körperverletzung mit 
zwei Alternativen: die Gesundheitsschädigung 
und die körperliche Mißhandlung eines Men¬ 
schen. 

Die Gesundheitsschädigung stellt auf die Fol¬ 
gen ab; sie ist die Herbeiführung einer vom Nor¬ 
malzustand krankhaft abweichenden körperli¬ 
chen Verfassung. Hierunter fällt sowohl die Her¬ 
beiführung eines pathologischen Zustandes als 
auch die Verschärfung eines solchen. Gesund¬ 
heitsschädigungen sind z. B. Brüche, Gehirner¬ 
schütterung, Ansteckung mit einer Krankheit 
oder Betäubung usw. Die Wirkungsdauer dieses 
Zustandes ist für die Erfüllung des Tatbestandes 
gleichgültig. 

Die körperliche Mißhandlung kennzeichnet 
sowohl die Handlung, stellt aber zugleich auch auf 
die Folgen ab. Der Begriff der Mißhandlung 
kennzeichnet eine gewisse Tatintensität, die sich 
z. B. in Brutalität, Rohheit usw. ausdrücken kann, 
und umfaßt zugleich eine erhebliche Störung des 
körperlichen Wohlbefindens. 

Im medizinischen Sinne ist jede Mißhandlung auch 
eine Gesundheitsschädigung. Es wäre jedoch ver¬ 
fehlt, eine erhebliche Beeinträchtigung des Wohl¬ 
befindens eines Menschen, die nur zu geringen or¬ 
ganischen Veränderungen geführt hat (leichte 
Schwellungen, blaue Flecke usw.), als Gesundheits¬ 
schädigung im Sinne des § 115 StGB zu charakteri¬ 
sieren. 

Es ist schwer, beide Alternativen im konkreten Fall 
exakt voneinander abzugrenzen. Vielfach fallen sie 
zusammen. Oft ist eine Unterscheidung möglich 
und angebracht: So stellt ein derber Schlag zwar 
eine körperliche Mißhandlung dar, braucht aber 
keine Gesundheitsschädigung zu sein. Andererseits 
ist die Ansteckung mit einer Geschlechtskrankheit 
eine Gesundheitsschädigung, aber keine Mißhand¬ 
lung. 

17 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 4. 1969“, a. a. O. 

18 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämpfung 
von vorsätzlichen Körperverletzungen, Rowdytum 
und gewaltsamen Sexualdelikten. Bericht des Präsi¬ 
diums des OG an die 4. Plenartagung vom 18. 10. 
1972“, Neue Justiz, 22/1972, S. 663 ff.; J. Schlegel, 
„Einheitliche Rechtsanwendung und höhere Wirk¬ 
samkeit im Kampf gegen Gewaltkriminalität“, 
Neue Justiz, 22/1972, S. 669; J. Schreiter, „Zur 
Rechtsprechung auf dem Gebiet der vorsätzlichen 
Körperverletzungen (§§ 115 bis 117 StGB)“, Neue 
Justiz, 6/1971, S. 165 ff.; R. Beckert, „Zur rechtli¬ 
chen Beurteilung schwerer Körperverletzungen“, 
Neue Justiz, 2/1974, S. 41 ff. 
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Körperverletzungen richten sich überwiegend 
gegen fremde Personen. Die Täter-Opfer-Bezie¬ 
hungen sind selten eng; es sind in der Regel flüch¬ 
tig-aktuelle Konfrontationen. Sind Kinder, Ehe¬ 
gatten oder Verwandte die Opfer, liegt in aller 
Regel eine intensivere und mit schwereren Folgen 
verbundene Körperverletzung vor. Die meisten 
Körperverletzungen erfolgen spontan, indem die 
Täter auf einen äußeren Anlaß mit Tätlichkeiten 
reagieren. Der Anlaß ist häufig im Verhalten des 
Verletzten gegenüber dem Täter oder Dritten 
unmittelbar vor der Tat zu finden, z. B. in einer 
berechtigten Kritik oder Zurückweisung des Tä¬ 
ters oder in dessen Beleidigung oder Kränkung. 
Aber auch gruppenspezifische Situationen (sich 
hervortun, füreinander einstehen) und rowdy¬ 
hafte Einstellungen spielen eine Rolle. Diese Tat¬ 
situationen prägen auch die Motivbildung: Sich- 
durchsetzen-WolIen, Sich-hervortun, Lust am 
Schlagen. 

Der Vorsatz besteht bei der Körperverletzung 
typischerweise in der bewußten Entscheidung zur 
Gesundheitsschädigung oder körperlichen Miß¬ 
handlung eines Menschen, wobei nicht alle kon¬ 
kreten Einzelheiten des Geschehensablaufs erfaßt 
oder vorausgesehen sein müssen. 

Tateinheit ist möglich mit den §§ 119, 120, 
121, 122, 126, 127, 129, 131, 142, 144, 147, 148, 
151, 153, 154, 212 ff., 236 StGB; z. B. wenn die 
Gewaltanwendung bei der Vergewaltigung oder 
beim Raub zu einer Körperverletzung geführt hat. 

Die schwere Körperverletzung 
Bei der schweren Körperverletzung nach § 116 
Abs. 1 StGB handelt es sich infolge des Eintritts 
bestimmter schwerer Folgen um eine Qualifizie- 
rung im Verhältnis zu § 115 Abs. 1 StGB. Der Tä¬ 
ter muß durch eine vorsätzliche Körperverletzung 
dem Verletzten eine 

— lebensgefährliche Gesundheitsschädigung , 

— nachhaltige Störung wichtiger körperlicher 

Funktionen oder 

— erhebliche oder dauernde Entstellung 
zugefügt haben. 

Auf der subjektiven Seite ist hinsichtlich der 
Körperverletzung, also des Grunddelikts, Vorsatz 
und hinsichtlich der vom Tatbestand genannten 
schweren Folgen Fahrlässigkeit erforderlich. Die 
(subjektive) Verantwortlichkeit bei erfolgsquali¬ 
fizierten Delikten richtet sich nach § 11 Abs. 2 
StGB. Danach sind dem Täter die oben dargestell¬ 
ten besonderen Folgen der schweren Körperver¬ 


letzung gemäß § 116 Abs. 1 StGB nur dann zuzu¬ 
rechnen, 

— wenn ihm die Umstände, aus denen sie ent¬ 
standen (z. B. besonders brutales Zuschlägen 
an besonders empfindlichen Stellen des Kör- . 
pers), bekannt waren oder 

— wenn er sie auf anderer Weise (auf Grund der 
Tatsituation und des Handlungsablaufs) hätte 
voraussehen können. 

Fahrlässigkeit in Form verantwortungsloser 
Gleichgültigkeit oder pflichtwidriger Gewöh¬ 
nung, hinsichtlich der besonderen Tatfolgen, ist 
insoweit ausdrücklich ausgeschlossen. 

Die bewußte Pflichtverletzung, die für die von 
§ 11 Abs. 2 StGB erfaßte Fahrlässigkeit notwen¬ 
dig ist, ist regelmäßig bereits in der vorsätzlichen 
Körperverletzung nach § 115 StGB enthalten. 
Voraussetzung für die Anwendung des § 116 
Abs. 2 StGB ist die vorsätzliche Herbeiführung 
der im § 116 Abs. 1 StGB genannten Folgen. Der 
Unterschied des Abs. 2 zu Abs. 1 liegt somit auf 
der subjektiven Seite. In Abs. 1 müssen die Fol¬ 
gen fahrlässig (§11 Abs. 2 StGB), in Abs! 2 vor¬ 
sätzlich (§ 6 Abs. 1 bzw. Abs. 2 StGB) herbeige¬ 
führt worden sein. 

Körperverletzung mit Todesfolge 
Eine schwere Körperverletzung besonderer Art 
ist die Körperverletzung mit Todesfolge (§ 117 
StGB). Wie bei den Straftaten nach § 116 Abs. 1 
StGB handelt es sich auch hier um ein erfolgsqua¬ 
lifiziertes Delikt. Strafschärfender Umstand ist der 
durch die Körperverletzung verursachte Tod. Hin¬ 
sichtlich der Körperverletzung muß Vorsatz , be¬ 
züglich der Todesfolge Fahrlässigkeit im Sinne des 
§ 11 Abs. 2 StGB vorliegen. Wird der Tod vor¬ 
sätzlich verursacht, dann handelt es sich um ein 
Tötungsverbrechen (§ 112 und § 113 StGB). 
Liegt auch hinsichtlich der vorausgegangenen 
Körperverletzung Fahrlässigkeit (§ 7 und § 8 
StGB) vor, dann kann der Tatbestand des § 114 
StGB (fahrlässige Tötung) erfüllt sein, wenn auch 
die tödliche Folge fahrlässig verursacht wurde. 
Andernfalls kann der Täter wegen fahrlässiger 
Körperverletzung nach § 118 StGB zur Verant¬ 
wortung gezogen werden. 

Differenzierung 

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
für vorsätzliche Körperverletzung 
nach dem Gesetz 

Auch in den Strafdrohungen spiegeln die §§ 115 
bis 117 StGB die große Differenziertheit der vor- 
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sätzlichen Körperverletzungsdelikte wider. Die 
Skala der vorsätzlichen Delikte gegen die Ge¬ 
sundheit reicht vom schweren Gewaltverbrechen 
bis zu Vergehen von geringer Gesellschaftswi¬ 
drigkeit. Deshalb sind auch nahezu alle Maßnah¬ 
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in 
den,Strafdrohungen vorgesehen: Maßnahmen der 
gesellschaftlichen Gerichte, öffentlicher Tadel, 
Geldstrafe, Haftstrafe, Verurteilung auf Bewäh¬ 
rung, Freiheitsstrafe. Die Strafdrohungen der 
Freiheitsstrafe sind bei den verschiedenen Delikts¬ 
arten differenziert:, bei der einfachen Körperver¬ 
letzung von sechs Monaten bis zu zwei Jahren, bei 
der schweren Körperverletzung von sechs Mona¬ 
ten bis zu fünf Jahren, bei der vorsätzlichen schwe¬ 
ren Körperverletzung (§ 116 Abs. 2 StGB) von 
zwei bis zu acht Jahren und bei der Körperver¬ 
letzung mit Todesfolge von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. 

Für die Mehrzahl der Körperverletzungen ist 
auf Grund ihrer geringen oder nicht erheblichen 
Schwede und in Anbetracht der Persönlichkeit der 
Täter keine Freiheitsstrafe erforderlich. Dem trägt 
§ 115 Abs. 1 StGB Rechnung, indem er vorrangig 
auf Maßnahmen der gesellschaftlichen Gerichte 
und die Anwendung von Strafen ohne Freiheits¬ 
entzug orientiert. 19 ) Bei brutaler und rücksichts¬ 
loser vorsätzlicher Körperverletzung wird, auch 
wenn keine schweren Folgen gemäß §§116 und 
117 StGB eingetreten sind, vielfach die Anwen¬ 
dung der Freiheitsstrafe angemessen sein. Eine 
Überschreitung der in § 115 Abs. 1 StGB ange¬ 
drohten Höchststrafe kann bei mehrfacher Geset¬ 
zesverletzung gemäß § 64 Abs. 3 StGB geboten 
sein, wenn die mit erheblichen Folgen verbunde¬ 
nen Körperverletzungen mehrfach und in brutaler 
•Weise begangen wurden und Ausdruck einer gro¬ 
ben Mißachtung der körperlichen Integrität des 
Menschen und der Normen des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens darstellen. 20 ) Bei der 
schweren Körperverletzung gemäß § 116 Abs. 1 
StGB muß im Interesse des Schutzes der Men¬ 
schen vor solchen Angriffen auf ihre Gesundheit 
generell die Anwendung von Freiheitsstrafen im 
Vordergrund stehen. Bei der vorsätzlichen schwe¬ 
ren Körperverletzung (§116 Abs. 2 StGB) und 
der Körperverletzung mit Todesfolge (§ 117 
StGB) ist nur Freiheitsstrafe möglich. 


3 . 2 . 3 . 

Fahrlässige Straftaten 
gegen Leben und Gesundheit 

Fahrlässige Straftaten gegen das Leben und die 
Gesundheit der Menschen verletzen das Prinzip 
der Sorge um den Menschen, das sich aus dem 
humanistischen Charakter der sozialistischen Ge¬ 
sellschaftsordnung ergibt und das seinen Nieder¬ 
schlag in Art. 35 Verfassung findet, der das Recht 
auf Schutz der Gesundheit und der Arbeitskraft 
eines jeden Bürgers als Grundrecht ausgestaltet. 
Die von der SED beschlossene Hauptaufgabe hat 
gerade das Ziel, die Sorge um den Menschen, der 
im Mittelpunkt aller Anstrengungen der Gesell¬ 
schaft steht, immer besser zu verwirklichen. Sie 
erfordert gegenseitige Hilfe, kameradschaftliche 
Zusammenarbeit und hohes Verantwortungsbe¬ 
wußtsein, um eine sozialistische Lebensweise in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu 
entwickeln. Leichtsinn und Schlendrian, Gleich¬ 
gültigkeit, undiszipliniertem und verantwortungs¬ 
losem Verhalten, die zu fahrlässigen Tötungen 
und Körperverletzungen führen können, sowie 
ihnen zugrunde liegenden überlebten Denk- und 
Lebensgewohnheiten ist entschieden der Kampf 
anzusagen. 

Diese Aufgabe wird um so wichtiger, je mehr 
Werktätige riesige technische Anlagen bedienen, 
ganze Produktionsprozesse steuern und Verant¬ 
wortung für das Leben und die Gesundheit vieler 
Menschen tragen. Eine qualifizierte Schulungs¬ 
und Erziehungsarbeit gewinnt hierfür immer 
mehr Bedeutung. Die Werktätigen müssen befä¬ 
higt werden, alle Anlagen und Einrichtungen so zu 
bedienen, daß Gesundheit und Leben ihrer Mit¬ 
bürger sowie ihr eigenes Leben garantiert sind. Es 
gehört zur Sorge um den Menschen, die Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen planmäßig zu verbessern 
und eine hohe Arbeitskultur zu entwickeln. Der 
gesellschaftliche Reproduktionsprozeß und der 
wissenschaftlich-technische Fortschritt sind so zu 
gestalten, daß Gefahren für Leben und Gesund¬ 
heit der Bürger auf ein Mindestmaß reduziert 
werden. Arbeits-, Gesundheits- und Brandschutz, 
Verkehrssicherheit, Ordnung und Sicherheit, Dis¬ 
ziplin und Sauberkeit werden immer besser in al¬ 
len Bereichen durchgesetzt. 

Das verantwortungsbewußte Verhalten der 


19 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 3. 1969“, Neue Justiz, 
11/1969, S. 348. 

20 Vgl. „OG-Urteil vom 21.3. 1969“, Neue Justiz, 
11/1969, S. 350. 
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Wirtschaftsfunktionäre und der Gewerkschafts¬ 
leitungen sowie die als Teil des sozialistischen 
Wettbewerbs der Werktätigen geführte Bewe¬ 
gung für Ordnung, Sicherheit und Disziplin haben 
hier zu großen Erfolgen geführt. Das beweist bei¬ 
spielsweise der relativ niedrige Stand der Arbeits¬ 
unfallziffern in der DDR. Schließlich ist auch die 
Verhinderung ökonomischer Verluste durch diese 
Aktivitäten von nicht zu unterschätzender volks¬ 
wirtschaftlicher Bedeutung. 

Fahrlässige Tötungen und Körperverletzun¬ 
gen treten vor allem als Verkehrsunfälle und Ar¬ 
beitsunfälle auf. 21 ) Die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit für diese Vergehen ist überwiegend 
im 7. Kapitel des Besonderen Teils des StGB 
(Abschn. 2 und 3) geregelt. An dieser Stelle wird 
auf Arbeits- und Verkehrsunfälle nur soweit ein¬ 
gegangen, als die §§ 114 und 118 StGB verletzt 
werden. 

Fahrlässige Tötungen und Körperverletzun¬ 
gen haben in folgenden Bereichen besondere Be¬ 
deutung: 

a) Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Die Verantwortlichen für die Durchführung 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes, die die 
ihnen in ihrem Verantwortungsbereich oblie¬ 
genden gesetzlichen und beruflichen Pflichten 
verletzen und dadurch eine Gefahrensitua¬ 
tion, den Tod eines Menschen .oder einen er¬ 
heblichen Gesundheitsschaden fahrlässig ver¬ 
ursachen, sind nach § 193 StGB verantwort¬ 
lich. Es ist in diesen Fällen das spezielle Gesetz 
gegenüber den Tatbeständen der §§ 114 und 
118 StGB. Einige Gruppen von Verletzungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes fallen 
jedoch nicht unter § 193 StGB, sondern stel¬ 
len Straftaten gemäß § 114 oder § 118 StGB 
dar. 

Hierher gehören: schuldhafte Verletzung von 
Rechtspflichten des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes durch Werktätige (die nicht Verantwortli¬ 
che für die Verwirklichung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes sind) am Arbeitsplatz, wenn hier¬ 
durch fahrlässig der Tod oder eine Körperverlet¬ 
zung verursacht wird. 

Handlungen Arbeitsschutzverantwortlicher, die 
außerhalb ihres Verantwortungsbereiches Rechts¬ 
pflichten des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
verletzen und fahrlässig den Tod oder eine Körper¬ 
verletzung herbeiführen. Außerhalb ihres Verant¬ 
wortungsbereiches obliegen ihnen hinsichtlich des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes die gleichen 
Rechtspflichten wie allen anderen Werktätigen, die 


keine leitende Funktion im Gesundheits- und Ar¬ 
beitsschutz haben. 22 ) 

Handlungen Arbeitsschutzverantwortlicher, die 
durch eine Rechtspflichtverletzung keinen erhebli¬ 
chen Gesundheitsschaden nach § 193 Abs. 2 StGB, 
jedoch einen unterhalb dieser Grenze liegenden 
Gesundheitsschaden bewirken. Die Strafverfolgung 
wegen fahrlässiger Körperverletzung erfolgt, sofern 
kein öffentliches Interesse vorliegt, nur auf Antrag 
des Geschädigten (§ 2 StGB). 23 ) 

b) Verkehrswesen 

Hierher gehören fahrlässige Verkehrsunfälle, 
die zur Schädigung der Gesundheit eines Men¬ 
schen führen, ohne jedoch die Qualität der er¬ 
heblichen Schädigung der Gesundheit eines 
anderen Menschen (§ 196 StGB) aufzuwei¬ 
sen. Obwohl die meisten Fälle fahrlässiger 
Körperverletzung im Bereich des Verkehrs 
Straftaten nach § 196 StGB sind, begründet 
ein geringer Teil strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit nach § 118 StGB. Auch in diesen Fäl¬ 
len erfolgt die Strafverfolgung nur auf Antrag 
des Geschädigten, es sei denn, daß öffentliches 
Interesse vorliegt. 

c) Medizinische Betreuung 

Fahrlässige Tötung und Körperverletzung 
durch Rechtspflichtverletzungen im medizini¬ 
schen Bereich sind zwar zahlenmäßig äußerst 
selten, dennoch kommt ihnen eine besondere 
Bedeutung zu, da die Bürger, die sich einer 
medizinischen Behandlung unterziehen, in be¬ 
sonderem Maße darauf vertrauen, daß ihr ver¬ 
fassungsmäßiges Recht auf Schutz der Ge¬ 
sundheit (Art. 35 Verfassung) gerade in den 
medizinischen Einrichtungen gesichert ist. 

Im medizinischen Bereich spielen namentlich fol¬ 
gende Rechtspflichtverletzungen eine Rolle: Ver¬ 
wechseln von Medikamenten und Blutkonserven, 
mißverständliche Weisungen der Ärzte und unge¬ 
nügende Kontrolle der getroffenen Weisungen, 
Nichtbeachten von Vorsichts- und Sicherheitsmaß¬ 
regeln bei ärztlicher Heilbehandlung und in der 
Pflege der Patienten (z. B. der Vollständigkeit des 
bei Operationen verwandten Instrumentariums), 
leichtfertige, typischen Symptomen widerspre- 


21 Vgl. W. Orschekowski/J. Meinel, Die Straftaten 
gegen die Persönlichkeit und ihre Bekämpfung. 
Lehrmaterial für das Fernstudium, Berlin 1970, 
S. 53 ff. 

22 Vgl. „OG-Urteil vom 20. 2. 1968“, Neue Justiz, 
11/1968, S. 348. 

23 Vgl. H. Pompoes, „Anmerkung zum Urteil des BG 
Neubrandenburg vom 22. August 1968“, Neue Ju¬ 
stiz, 24/1968, S. 762. 
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chende Diagnosen, Verstandigungs- und Informa¬ 
tionsfehler, mangelhafte Anleitung von Pflichtassi¬ 
stenten und Pflegepersonal, mangelhafte Führung 
von Unterlagen, unsachgemäße, den Erkenntnissen 
der ärztlichen Wissenschaft widersprechende Ope¬ 
rationen, Unterlassen oder zu spätes Durchführen 
von Operationen. 28 ) 

d) Beaufsichtigung und Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen , so in der Familie, in Schu¬ 
len und Kindererziehungseinrichtungen der 
Volksbildung, des Gesundheits- und Sozial¬ 
wesens, bei Wanderveranstaltungen, in Kin¬ 
derferien-, Sport- und Schwimmlagern, so¬ 
fern nicht Verletzungen nach § 120 bzw. 
§ 142 StGB vorliegen. 24 ) 

e) Bade- und Sportunfälle , z. B. bei sportlichen 
Mannschaftswettkämpfen. 

f) Im Jagdwesen (sogenannte Jagdunfälle) und 
in anderen Fällen des Umgangs mit Schuß¬ 
waffen. 25 ) 

g) In sonstigen Fällen des täglichen Lebens , so 
bei Lebensmittelvergiftungen oder beim 
Umgang mit Werkzeugen und Geräten. 26 ) 
Auf der objektiven Seite muß die Verursa¬ 
chung des Todes (§ 114 StGB) bzw. die Schädi¬ 
gung der Gesundheit (§ 118 StGB), auf der sub¬ 
jektiven Seite die fahrlässige Schuld nachgewiesen 
werden. 

Objektive Kriterien sind im einzelnen 

— eine objektiv vermeidbare Verletzung konkre¬ 
ter Rechtspflichten 

— die Herbeiführung des Todes oder der Ge¬ 
sundheitsschädigung 

— Kausalität zwischen Rechtspflichtverletzung 
und tatbestandsmäßiger Folge 

— die objektive Vermeidbarkeit der verursach¬ 
ten Folgen bei pflichtgemäßem Verhalten. 
Die fahrlässige Schuld ist nachzuweisen hin¬ 
sichtlich der 

— Art und Weise der subjektiven Pflichtverlet¬ 
zung 

— Voraussicht bzw. Voraussehbarkeit der Tat¬ 
bestandsmäßigen Folgen und der Kausalität 
zwischen Pflichtverletzung und Folge 

— subjektiven Vermeidbarkeit der Folgen. 27 ) 
Der Täter muß objektiv in der Lage gewesen 

sein , die ihm obliegenden Pflichten einzuhalten. 
War er durch objektive Umstände nicht in der 
Lage, eine Pflichtverletzung zu vermeiden, kann 
keine strafrechtliche Verantwortlichkeit eintre- 
ten. Es geht somit nicht schlechthin um eine 
Pflichtverletzung, sondern um eine vermeidbare 
Pflichtverletzung. Ebenso muß die tatbestands¬ 


mäßige Folge, die Tötung bzw. die Körperverlet¬ 
zung, bei pflichtgemäßem Verhalten vermeidbar 
gewesen sein. Die Vermeidbarkeit der Folge bei 
pflichtgemäßem Verhalten ist stets eine objektive 
Voraussetzung der strafrechtlichen Verantwort¬ 
lichkeit wegen fahrlässiger Tötung oder Körper¬ 
verletzung. Wäre die Folge auch bei pflichtgemä¬ 
ßem Verhalten eingetreten (Nichtvermeidbar¬ 
keit), kann die Pflichtverletzung nicht ursächlich 
für den Tod oder die Körperverletzung sein. 

Die vom Tatbestand des § 114 bzw. § 118 
StGB bezeichnet e, objektive Folge ist der Tod bzw. 
die Körperverletzung. Zwischen der Pflichtver¬ 
letzung des Täters, seinem pflichtwidrigen Tun 
oder Unterlassen, und dem Tod bzw. der Körper¬ 
verletzung muß ein Kausalzusammenhang beste¬ 
hen. Der Täter hat pflichtwidrig durch Tun oder 
Unterlassen Ursachen gesetzt, die zu den tatbe¬ 
standsmäßigen Folgen führten, oder er hat einen 
bereits in Gang gesetzten Kausalverlauf entgegen 
seinen Pflichten durch Unterlassen nicht unter¬ 
brochen und so den Erfolg nicht verhindert. Der 
Kausalzusammenhang ist gegeben, auch wenn 
weitere andere Pflichtverletzungen ebenfalls ur¬ 
sächlich für den Eintritt der Folgen waren. 29 ) 

Bei jeder fahrlässigen Tötung bzw. Körperver¬ 
letzung ist zu klaren, ob es sich um eine bewußte 
oder unbewußte Pflichtverletzung handelt, ob § 7 
bzw. § 8 Abs. 1 StGB (bewußte Pflichtverletzung) 
oder aber § 8 Abs. 2 StGB (unbewußte Pflicht¬ 
verletzung) vorliegt. 30 ) 

Dem Arzt, der entgegen den Möglichkeiten die 

notwendigen Untersuchungen zur Absicherung sei¬ 
ner Diagnose unterließ, war bewußt, daß er seine 


24 Vgl. „OG-Urteil vom 30.3. 1971“, Neue Justiz, 
11/1971, S. 334. 

25 Vgl. „OG-Urteil vom 18. 12. 1968“, Neue Justiz, 
10/1969, S. 312. 

26 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 4. 1971“, Neue Justiz, 
14/1971, S. 429 f. 

27 Vgl. Strafrecht. Allgemeiner Teil. Lehrbuch, Berlin 
1978, S. 308 ff. 

28 Vgl. „Thesen des 5. Strafsenats des Obersten Ge¬ 
richts zur Begründung ärztlicher Sorgfaltspflich¬ 
ten“, Neue Justiz, 15/1972, S. 445 f.; S. Witten¬ 
beck/M. Amboss, „Rechtspflichtverletzung bei der 
Ausübung medizinischer Berufe“, Neue Justiz, 
18/1968, S. 552; „OG-Urteil vom 7. 5. 1970“, 
Neue Justiz, 14/1970, S. 429 ff. 

29 Vgl. Strafrecht. Allgemeiner Teil..., a. a. O., 
S. 239 ff. 

30 Vgl. „Probleme der strafrechtlichen Schuld. Bericht 
des Präsidiums des OG an die 6. Plenartagung vom 
28. 3. 1973“, Neue Justiz, 9/1973, Beilage S. 15 f. 
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Pflicht verletzt hatte. 31 ) Ebenso wußte der Jagdaus¬ 
übungsberechtigte - der auf einen auf ihn zukom¬ 
menden Menschen geschossen hatte, weil er diesen 
für ein Stück Schwarzwild hielt, obwohl er nur einen 
Schatten wahrgenommen hatte daß er seiner 
Pflicht aus den Unfall- und Sicherheitsbestimmun¬ 
gen im Jagdwesen nicht^gerecht geworden war. 32 ) 
Vielfach ist den Tätern ihre Pflichtverletzung je¬ 
doch nicht bewußt geworden. 

So hatte ein Pilzsammler nicht das Bewußtsein, daß 
er mit dem Verkauf von Pilzen seiner Pflicht aus 
dem Lebensmittelgesetz und der Anordnung über 
den Verkehr mit Speisepilzen nicht nachgekommen 
ist. Seine Pflichtverletzung war ihm nicht bewußt 
geworden, weil er sich an sein pflichtwidriges Ver¬ 
halten gewöhnt hatte. 33 ) 

Das Präsidium des OG hat in seinem Bericht 
an die 6. Plenartagung zahlreiche Hinweise dafür 
gegeben, in welchen Fällen es sich um eine be¬ 
wußte oder unbewußte Pflichtverletzung handelt. 
Es verweist auf folgende Umstände: 

- die Stärke des Abweichens vom pflichtgemä¬ 
ßen Verhalten (je größer die Pflichtverletzung, 
desto eher kann sie bewußt erlebt sein) 

- die zeitliche Dauer der Pflichtverletzung (eine 
längere Pflichtwidrigkeit vermag eher bewußt 
zu werden) 

- die Bedeutung und die Eindeutigkeit der 
Pflichten (je bedeutender und eindeutiger die 
Pflichten sind, je größer ist die Wahrschein¬ 
lichkeit des bewußten Abweichens) 

- die Erkennbarkeit und Erfüllbarkeit der 
Pflichten (je einfacher die Pflichten auf Grund 
der Ausbildung und der Erfahrungen zu er¬ 
kennen und zu erfüllen sind, desto eher muß 
die Nichtbefolgung bewußt werden). 34 ) 

Diese Hinweise werden im Bericht für schwie¬ 
rige Sachverhalte weiter konkretisiert. 35 ) 

Die Verantwortlichkeit für schwere Fälle der 
fahrlässigen Tötung und der fahrlässigen Körper¬ 
verletzung ist jeweils in Abs. 2 des § 114 bzw. 
§ 118 StGB geregelt. Ein schwerer Fall der fahr¬ 
lässigen Tötung gemäß § 114 Abs. 2 Ziff. 1 StGB 
setzt voraus, daß mindestens zwei Menschen durch 
einheitliches oder mehrfaches fahrlässiges Han¬ 
deln getötet wurden. Die Ziff. 2, erste Alternative, 
ist dort anwendbar, wo spezielle Bestimmungen 
zum Schutze von Leben und Gesundheit rück¬ 
sichtslos verletzt wurden. Rücksichtslosigkeit ist 
eine besonders krasse Form egoistischen Verhal¬ 
tens; es umfaßt auch die gewohnheitsmäßige be¬ 
wußte Mißachtung oder Verletzung von Bestim¬ 
mungen zum Schutze von Leben und Gesundheit. 
Wurde keine besondere Bestimmung der genann¬ 


ten Art verletzt, ist zu prüfen, ob eine besonders 
verantwortungslose Verletzung von Sorgfalts¬ 
pflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben 
vorliegt (2. Alternative). Zwischen der besonders 
verantwortungslosen Verletzung von Sorgfalts¬ 
pflichten bzw. der rücksichtslosen Verletzung von 
Bestimmungen zum Schutze von Leben und Ge¬ 
sundheit und der fahrlässigen Tötung muß ein 
Kausalzusammenhang bestehen. 

Besonders schwere Fälle der Fahrlässigkeit, 
bei denen die Ziffern 1 und 2 zugleich erfüllt wer¬ 
den, können mit Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren 
bestraft werden (z. B. Fälle mit katastrophalen 
Folgen auf Grund vorangegangener besonders 
verantwortungsloser Verletzung von Sorgfalts¬ 
pflichten). 

Der Differenziertheit fahrlässiger Tötungen 
und Körperverletzungen entspricht die differen¬ 
zierte strafrechtliche Verantwortlichkeit. 

Bei leichter Körperverletzung nach § 118 
Abs. 1 StGB werden die gesellschaftlichen Ge¬ 
richte tätig bzw. kommen ausschließlich Strafen 
ohne Freiheitsentzug , darunter auch Geldstrafe 
zur Anwendung. 

Bei mittelschweren und schweren Körperver¬ 
letzungen (§ 118 Abs. 1 und 2 StGB) und einfa¬ 
chen fahrlässigen Tötungen (§ 114 Abs. 1 StGB) 
kommen Verurteilung auf Bewährung oder Frei¬ 
heitsstrafen bis zu zwei Jahren in Betracht. Dabei 
hat die Verurteilung auf Bewährung für die Be¬ 
kämpfung solcher Deliktsarten, besonders wenn 
sie fahrlässig begangen sind, eine große Bedeu¬ 
tung. Diese Strafart entspricht sowohl dem Grad 
der Schädlichkeit solcher Delikte als auch der 
Möglichkeit, die Kräfte der sozialistischen Gesell¬ 
schaft zur Erziehung des Täters einzusetzen. 

Der Ausspruch einer Freiheitsstrafe setzt ei¬ 
nen besonders hohen Grad an objektiver Schäd¬ 
lichkeit der Tat und besonders verantwortungslo¬ 
ses Handeln voraus. Auf sie wird besonders dann 


31 Vgl. ,,OG-Urteil vom 7. 5. 1970“, a. a. O. 

32 Vgl. „OG-Urteil vom 18. 12. 1968“, a. a. O. 

33 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 4. 1971“, a. a. O. 

34 „Probleme der strafrechtlichen Schuld...“, a. a. O. 

35 Vgl. R. Schröder, „Hinweise zur Prüfung der 
Pflichtverletzung und der verantwortungslosen 
Gleichgültigkeit bei fahrlässiger Schuld“, Neue Ju¬ 
stiz, 9/1973, S. 262 ff.; J. Schlegel, „Probleme der 
strafrechtlichen Schuld in der gerichtlichen Praxis“, 
Neue Justiz, 9/1973, S. 258; „OG-Urteil vom 21. 4. 
1971“, a. a. O., „OG-Urteil vom 2. 12. 1970“, 
Neue Justiz, 9/1970, S. 275; „OG-Urteil vom 
23. 10. 1968“, Neue Justiz, 1/1969, S. 25 ff. 
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zu erkennen sein, wenn die fahrlässige Straftat auf 
Rücksichtslosigkeit oder Rowdytum beruht oder 
unter Einfluß von Alkohol begangen wurde 
(§ 114 Abs. 2 StGB). 

3 . 2 . 4 . 

Leben und Gesundheit 
gefährdende Straftaten 

Die Straftaten gegen Leben und Gesundheit be¬ 
stehen in der Herbeiführung des Todes oder einer 
bestimmten Schädigung der Gesundheit (Erfolgs¬ 
delikte). Die in diesem Abschnitt zu behandeln¬ 
den Delikte - Verletzung der Pflicht zur Hilfelei¬ 
stung und Verletzung der Obhutspflicht (§ 119, 
§ 120 Abs. 1) - rufen Gefahren für Leben und 
Gesundheit hervor, ohne den Tod oder eine Schä¬ 
digung der Gesundheit zur Folge zu haben. Es sind 
- durch pflichtwidriges Unterlassen begangene - 
Begehungsdelikte , echte Unterlassungsdelikte. Sie 
gefährden generell Leben und Gesundheit von 
Menschen und sind in erheblichem Maße gegen 
die sozialistischen Prinzipien gegenseitiger Hilfe 
und Unterstützung gerichtet. Eine Gefährdung 
braucht im Einzelfall nicht vorzuliegen und nach¬ 
gewiesen zu werden (abstrakte Gefährdungsde¬ 
likte). 

Grundgedanke beider Bestimmungen ist die 
Abwehr eines drohenden Schadens für Leben oder 
Gesundheit. Das sozialistische Recht fordert, daß 
jeder Bürger bei Unglücksfällen oder Gemeinge¬ 
fahr die erforderliche und ihm mögliche Hilfe lei¬ 
stet (§119 StGB) und daß Obhutspflichtige ihnen 
anvertraute Menschen nicht in einer hilflosen 
Lage lassen (§ 120 StGB). 

Die Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung 
Bei Unglücks fällen oder Gemeingefahr besteht für 
jedermann die Pflicht, die erforderliche und ihm 
mögliche Hilfe zu leisten, sofern deren Erfüllung 
ohne erhebliche Gefahr für das Leben oder die 
Gesundheit des Handelnden und ohne Verletzung 
wichtiger anderer Pflichten möglich ist. Der Be¬ 
griff „erforderlich“ stellt auf die Notwendigkeit 
und das Ausmaß der Hilfeleistung ab, d. h., die 
Hilfe muß unumgänglich sein, um die Gefahr zu 
beseitigen. 36 ) Die „mögliche“ Hilfe erfaßt die Be¬ 
dingungen und die Situation des Verpflichteten. 

„Ein Unglücksfall i. S. des § 119 StGB ist 
dann gegeben, wenn durch Selbstverschulden, 
Verschulden Dritter oder durch Naturereignisse 
für eine Person akute Leibes- oder Lebensgefahr 
besteht, ohne daß bereits eine Schädigung dieser 
Person eingetreten sein muß.“ 37 ) Selbstverschul¬ 


dete Unglücksfälle könneh beim Suizidversuch 
oder bei Alkoholmißbrauch entstehen. 38 ) Ver¬ 
brechen gegen die Person rufen immer einen zur 
Hilfeleistung verpflichtenden Unglücksfall vor. 39 ) 
Auch eine plötzlich auftretende Krankheit mit ge¬ 
fährlichen Symptomen kann den Charakter eines 
Unglücksfalles haben (z. B. Blutsturz, Herzin¬ 
farkt, Ohnmacht). Die Situation muß zur Verhü¬ 
tung weiterer Schäden fremde Hilfe erfordern. 

Gemeingefahr bedeutet umittelbare Gefahr 
für Leben oder Gesundheit mehrerer individuell 
nicht bestimmter Personen, infolge von Naturer¬ 
eignissen oder des Verhaltens von Menschen 
(§ 192 StGB). 

Die Hilfeleistung bestimmt sich nach der kon¬ 
kreten Sachlage, den Kenntnissen, Fähigkeiten 
und Möglichkeiten des zur Hilfeleistung Vepflich- 
teten. Beruf, Tätigkeit, körperliche Konstitution 
und Gesundheit können für die Art und den Um¬ 
fang der Hilfeleistung von Bedeutung sein. Bei 
Verletzungen kann eine Krankenschwester bes¬ 
sere Hilfe leisten als ein medizinischer Laie. Bei 
der Rettung eines Ertrinkenden kann ein kräfti¬ 
ger, routinierter Schwimmer wirksam Hilfe lei¬ 
sten, nicht aber ein schwächlicher alter Mensch 
bzw. ein Nichtschwimmer. Es werden also nach 
§ 119 StGB keine Anforderungen gestellt, die der 
Hilfeleistende nicht erfüllen kann. 

Ist die Hilfeleistung mit einer erheblichen Ge¬ 
fahr für das Leben oder die Gesundheit des Ver¬ 
pflichteten verbunden, dann ist sein Untätigblei¬ 
ben strafrechtlich nicht relevant. Wann eine sol¬ 
che erhebliche Gefahr für Leben oder Gesundheit 
besteht, hängt von der konkreten Situation ab, 
wobei die persönlichen objektiven und subjekti¬ 
ven Voraussetzungen des Verpflichteten zu be¬ 
rücksichtigen sind. Die unterlassene Hilfeleistung 
ist auch dann strafrechtlich nicht relevant, 
wenn der Verpflichtete an ihrer Stelle andere 
wichtige Pflichten erfüllen mußte. Die unterlas¬ 
sene Hilfeleistung und der dadurch nicht verhin¬ 
derte Schaden und die Vermeidung der Gefahr für 
Leben oder Gesundheit des Hilfeleistenden oder 
die Vermeidung der Verletzung anderer wichtiger 
Pflichten muß verhältnismäßig sein (vgl. auch § 20 
StGB). 

36 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 1. 1968“, Neue Justiz, 

2/1969, S. 57. 

37 ebenda 

38 Vgl. „OG-Urteil vom 18. 1. 1966“, Neue Justiz, 

5/1966, S. 159. 

39 Vgl. „BG Dresden, Urteil vom 10. 1. 1966“, Neue 

Justiz, 24/1966, S. 766. 


82 




In § 119 StGB wird eine allgemeine morali¬ 
sche Pflicht zur Rechtspflicht ausgestaltet. Die 
Bestimmung ist auf Personen anzuwenden, die 
keine Erfolgsabwendungspflicht im konkreten 
Fall haben. Paragraph 199 StGB enthält einen 
Spezialfall der Verletzung der Pflicht zur Hilfelei¬ 
stung nach einem Verkehrsunfall. 

Die Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung 
muß vorsätzlich begangen werden; das bedeutet: 

— Erkennen des Unglücksfalles oder der Ge¬ 
meingefahr für Leben oder Gesundheit von 
Menschen 

— Erfassen, daß ohne fremde Hilfeleistung die 
Gefahren für Leben oder Gesundheit von 
Menschen nicht abgewendet werden können 

— Entscheidung zum Nichthandeln. 

Die Verletzung der Obhutspflicht 
Voraussetzung für die Anwendung des § 120 
StGB ist, daß eine hilflose Lage für die im Gesetz 
genannten Hilfsbedürftigen besteht und der Tä¬ 
ter, obwohl er gegenüber der hilflosen Person eine 
Obhutspflicht hat, sie vorsätzlich in hilfloser Lage 
laßt. Eine hilflose Lage bedeutet, daß der Hilfsbe¬ 
dürftige ohne fremde Hilfe nicht imstande ist, sich 
aus dieser Leben und Gesiyidheit gefährdenden 
Lage zu befreien. Es ist gleichgültig, wie die hilf¬ 
lose Lage entstand. Sie kann bereits existieren 
oder durch aktives Handeln (z. B. bei der Kindes¬ 
aussetzung) herbeigeführt worden sein. 

Hilfsbedürftig sind Menschen, die unter Obhut 
des Täters stehen oder für deren Unterbringung, 
Betreuung oder Behandlung er zu sorgen hat. 
Hilfsbedürftige im Sinne des § 120 StGB können 
weiter Angehörige sein, die in der Familie des Tä¬ 
ters leben. In-hilfloser-Lage-Lassen bedeutet 
nicht nur, daß der Täter sich selbst vom Opfer ent¬ 
fernt. Es kann sich z. B. auch eine pflegebedürf¬ 
tige alte und bereits schwache Person von ihm ent¬ 
fernen und dadurch in eine hilflose Lage geraten. 
Gegebenenfalls braucht überhaupt keine räumli¬ 
che Trennung stattzufinden, nämlich dann, wenn 
der Obhutspflichtige sich nicht mehr um den 
Hilfsbedürftigen kümmert und andere Personen 
keinen Zugang zu ihm haben oder der Täter den 
Zugang verhindert. In-hilfloser-Lage-Lassen liegt 
auch dann vor, wenn sich der Verpflichtete vor¬ 
sätzlich in einen Zustand versetzt, der es ihm un¬ 
möglich macht, seinen Pflichten nachzukommen 
und dadurch eine hilflose Lage geschaffen wird 
(z. B. bei Trunkenheit). 

Für den Täter muß die Pflicht zum Tätigwer¬ 
den, d. h. zur Fürsorge, bestehen. Sie kann aus ei¬ 


nem Obhutsverhältnis oder aus anderen im Gesetz 
angeführten Fürsorgeverhältnissen erwachsen. 
Zur Begründung der Pflicht nach § 120 StGB ge¬ 
nügen auch tatsächliche Verhältnisse. Als Grund¬ 
lage gelten die Regelungen, die eine Erfolgsab¬ 
wendungspflicht begründen. Insbesondere ist 
auch das vorangegangene Tun geeignet, eine sol¬ 
che Verpflichtung entstehen zu lassen (vgl. § 9 
StGB). 

A. macht B. in der Absicht betrunken, ihn auf dem 
Nachhauseweg in volltrunkenem Zustand nachts 
liegen zu lassen, weil er ungestört mit dessen Frau, 
zu der er ein Verhältnis unterhält, intime Beziehun¬ 
gen pflegen möchte. 

Der Vorsatz muß auch die Gefährdung für Le¬ 
ben und Gesundheit umfassen. 

Die in Abs. 2 genannten Qualifizierungen 
(Eintritt einer schweren Körperverletzung oder 
des Todes) erfordern wie alle erfolgsqualifizierten 
Delikte Fahrlässigkeit hinsichtlich der schweren 
Folgen. 

Im Vordergrund der Strafdrohungen der 
§§ 119 und 120 StGB steht die Möglichkeit der 
Beratung und Entscheidung dieser Delikte durch 
die gesellschaftlichen Gerichte. Soweit eine Be¬ 
strafung erforderlich ist, wird auf Anwendung von 
Strafen ohne Freiheitsentzug orientiert. Bei er¬ 
heblicher Gesellschaftswidrigkeit ist Freiheits¬ 
strafe bis zu zwei Jahren zulässig. Für die schweren 
Fälle (§ 120 Abs. 2 StGB) wird eine Freiheits¬ 
strafe bis zu fünf bzw. bis zu zehn Jahren ange¬ 
droht. 40 ) 


3 . 3 . 

Straftaten gegen Freiheit 
und Würde des Menschen 

3 . 3 . 1 . 

Allgemeine Merkmale der Straftaten 
gegen Freiheit und Würde 

Bei den Straftaten gegen Freiheit und Würde des 
Menschen (§§ 121 bis 140 StGB) verbinden sich 
in vielen Tatbeständen Mittel und Methoden 
mit der Art und Weise der Begehung der Tat. Die 
Mittel und Methoden lassen sich unter die gesetz¬ 
lichen Begriffe Nötigung und Mißbrauch zusam¬ 
menfassen. Der Begriff der Nötigung umfaßt die 
Gewaltanwendung und Drohung . 

40 Vgl. S. Wittenbeck, „Verletzung der Pflicht zur Hil¬ 
feleistung und der Obhutspflicht“, Neue Justiz, 
7/1971, S. 201 f. 
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Im einzelnen spielen folgende Begriffe eine 
Rolle: 

- Gewalt und Drohung (§§ 121, 122, 126, 127, 
129, 132, 133 StGB) 

- Täuschung (§ 132 StGB) 

- Mißbrauch einer Notlage oder eines Abhän¬ 
gigkeitsverhältnisses (§ 122 und § 133 StGB) 

- Einsperren oder sonst der Freiheit berauben 
(§ 131 StGB). 

Mit diesen Mitteln und Methoden werden die Op¬ 
fer 

— zum Geschlechtsverkehr oder zu anderen se¬ 
xuellen Handlungen (§ 121 und § 122 StGB) 

— zur Duldung der Wegnahme oder der Besitzsi¬ 
cherung von Sachen (§ 126 StGB) 

— zum Aufenthalt oder Verlassen bestimmter 
Gebiete (§ 132 StGB) oder 

— zu einem sonstigen Verhalten (§ 127 und 
§ 129 StGB) 

gezwungen. Oder sie werden 

— von der Teilnahme an religiösen Handlungen 
abgehalten oder behindert bzw. zur Teilnahme 
gezwungen (§ 133 StGB) oder 

- eingesperrt bzw. sonst der Freiheit beraubt 
(§ 131 StGB). 

Abweichend davon wird in § 130 StGB die 
bloße Bedrohung mit der Begehung eines Verbre¬ 
chens unter Strafe gestellt. 

Demzufolge sind übereinstimmende zentrale 
Kategorien der Straftaten gegen die Freiheit und 
Würde die Nötigungsmittel Gewalt und Drohung. 
Zum Teil besteht Übereinstimmung in der For¬ 
mulierung, nur hinsichtlich des Merkmals der 
Gewalt: „einen Menschen mit Gewalt“ zu einem 
Verhalten zu zwingen, z. B. bei der Vergewalti¬ 
gung (§ 121 StGB) und beim Menschenhandel 
(§ 132 StGB). Beim Raub (§ 126 StGB), der nur 
„Gewalt gegen einen Menschen“ vorsieht, ist 
Gewalt gegen Sachen damit ausgeschlossen. Das 
Merkmal „Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leben oder Gesundheit“ ist im Tatbestand des 
Raubes (§ 126 StGB) und der Vergewaltigung 
(§ 121 StGB) enthalten. Eine weitere Fassung der 
Drohung enthält § 132 StGB (Menschenhandel); 
es genügt die bloße „Drohung“. Spezielle Formen 
der Gewaltanwendung, „einsperren oder sonst 
der Freiheit berauben“, enthält die Freiheitsbe¬ 
raubung (§ 131 StGB). 


Zum Begriff der Gewalt 
gemäß §§ 121, 122, 126, 127 , 

129, 132, 133 StGB 

Das Präsidium des Obersten Gerichts charakteri¬ 
sierte die Gewalt nach § 121 StGB als die Einwir¬ 
kung auf einen anderen, vor allem mittels körper¬ 
licher Kraft, zur Überwindung eines tatsächlichen 
oder ernstlich zu erwartenden Widerstandes. 41 ) 
Diese Begriffsbestimmung kann allen gewaltsam 
begangenen Straftaten gegen die Freiheit und 
Würde des Menschen zugrunde gelegt werden. 

Bei der Gewaltanwendung wird die Einwir¬ 
kung auf einen anderen zur Überwindung eines tat¬ 
sächlichen oder zu erwartenden Widerstandes 
hervorgehoben. Es wird die Bedeutung der kör¬ 
perlichen Kraftanstrengung zur Erreichung dieser 
Einwirkung unterstrichen. Das Fehlen körperli¬ 
cher Kraftanwendung schließt jedoch nicht not¬ 
wendig die Gewalt aus. Eine Kraftanstrengung 
kann auch in der Art und Weise der angewendeten 
Mittel und Methoden zum Ausdruck kommen. 
Gewalt ohne Kraftanstrengung ist z. B. gegeben, 
wenn narkotisierende oder die Widerstandskraft 
lähmende Mittel angewandt werden. Das können 
Alkohol, Gifte oder chemische Mittel sein. 
Denkbar ist auch, daß*das gleiche Ergebnis durch 
Hypnose erreicht wird. Die Gewaltanwendung 
ohne Kraftanstrengung kann auch durch Unter¬ 
lassung vorgenommen werden, so beim Unterlas¬ 
sen der Ernährung eines Kranken als Mittel, ein 
bestimmtes Verhalten zu erzwingen. Denn auch 
die Wirkungen der Mittel sind wichtig. In diesen 
Fällen wird auf den von den Mitteln ausgehenden 
in der Einwirkung liegenden Zwang abgestellt. 

Die Gewalt in der Form körperlicher Kraftan¬ 
strengung kann sehr differenziert sein. Sie reicht 
von der geringfügigen Gewaltanwendung, die 
keine Körperverletzung darstellt, bis zur schwe¬ 
ren Körperverletzung oder brutalen Mißhandlung 
durch Schläge, Würgen, Treten usw. und zur Her¬ 
beiführung des Todes. 

Ob bei einer geringfügigen Kraftanstrengung Ge¬ 
walt vorliegt, ist auf Grund aller Umstände zu ent¬ 
scheiden. Die Gewalt muß im Einzelfall eine den 
Umständen entsprechende und zur Erreichung des 
Zieles erforderliche Intensität aufweisen. Dabei 
sind insbesondere die Art und Weise der Tatausfüh¬ 
rung, Art und Ausmaß der angewandten Kraft, er¬ 
reichte Wirkungen, Tatsituation und körperliche 
und psychische Konstitution des Opfers zu beach¬ 
ten. So kann die Intensität der körperlichen Kraft- 

4l Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämp¬ 
fung . . a. a. O. 
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anstrengung bei der Vergewaltigung einer älteren, 
schwachen, kranken, ängstlichen Frau relativ gering 
sein. Beim Raub bedarf das Entreißen einer 
Handtasche, das plötzlich und blitzschnell unter 
Ausnutzung des Überraschungsmomentes erfolgt, 
ohne überhaupt erst einen Widerstand möglich zu 
machen, zumeist keiner intensiven körperlichen 
Kraftanstrengung und schon gar nicht der Beein¬ 
trächtigung der Integrität des Opfers. 42 ) 

Die Gewaltanwendung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß sich das Opfer durch Wider¬ 
stand oder Flucht ihrer erwehren oder entziehen 
kann. 

Gewalt kann als sogenannte vis absoluta (un¬ 
widerstehliche, zwingende Gewalt) oder vis com¬ 
pulsiva (bestimmende, beeinflussende Gewalt) 
auftreten. Die vis absoluta schließt den Willen 
bzw. die Entscheidung des Opfers aus, so bei der 
Betäubung durch chemische Mittel. Das Opfer ist 
infolge dieser Gewaltanwendung nicht mehr in 
der Lage zu handeln. Vis compulsiva ist die den 
Willensbildungsprozeß des Opfers beeinflussende 
Gewalt. Das Opfer wird durch die Gewalt psy¬ 
chisch beeinflußt. Durch Schläge oder andere 
Gewaltanwendung wird es gezwungen, nach dem 
Willen des Täters zu handeln, so beim Raub die. 
Wegnahme, bei der Vergewaltigung den Ge¬ 
schlechtsverkehr zu dulden oder bei der Erpres¬ 
sung die verlangte Vermögensdisposition vorzu¬ 
nehmen. Vis absoluta und vis compulsiva können 
bei allen Straftaten gegen Freiheit und Würde 
Vorkommen; allerdings ist bei der Nötigung und 
Erpressung die vis absoluta sachlich ausgeschlos¬ 
sen. 

Die Gewalt kann auch dritten Personen gegenüber 
erfolgen. Sie richtet sich zwar in der Regel gegen 
den Genötigten, den Beraubten, die Vergewaltigte, 
kann aber auch gegen nahestehende oder auch ge¬ 
gen andere Personen ausgeübt werden, um auf diese 
Weise die Entscheidungs- oder Handlungsfreiheit 
zu beeinträchtigen. 

Bedeutsam ist der Zeitpunkt der Gewaltanwen¬ 
dung. Regelmäßig geht die Gewaltanwendung dem 
Geschlechtsverkehr (§ 121 StGB), der Duldung 
oder Vornahme sexueller Handlungen (§ 122 
StGB), der Wegnahme (§ 126 StGB), dem Verhal¬ 
ten (§ 127 und § 129 StGB) voran. Die Gewaltan¬ 
wendung kann aber auch gleichzeitig mit dem Ge¬ 
schlechtsverkehr erfolgen, z. B. wenn beim Ge¬ 
schlechtsverkehr die Beine auseinandergepreßt 
oder die Arme festgehalten werden usw. Das glei¬ 
che gilt sinngemäß für Raub, Erpressung und Nöti¬ 
gung. So kann beim Raub die Gewalt im Entreißen 
der Tasche liegen. 


Niemals kann jedoch die Gewaltanwendung später 
erfolgen. Dann liegen die genannten Straftaten 
nicht vor, sondern z. B. Körperverletzung (§115 
StGB) oder Mord (§ 112 StGB), oder es wird er¬ 
neut Gewalt angewandt, dann liegen die genannten 
Straftaten zusätzlich vor. 

Zum Begriff der Drohung 
gemäß §§ 121 , 722, 726, 727, 

729, 732 , 133 StGB 

Die Intensität der Drohung in den Tatbeständen 
der Straftaten gegen Freiheit und Würde ist unter¬ 
schiedlich. Im Falle des Raubes (§ 126 StGB) und 
der Vergewaltigung (§ 121 StGB) ist Tatbe¬ 
standsmerkmal „Drohung mit gegenwärtiger Ge¬ 
fahr für Leben oder Gesundheit“. Bei der Nöti¬ 
gung (§ 129 StGB), der Erpressung (§ 127 StGB) 
und der Nötigung zu sexuellen Handlungen 
(§ 122 StGB) enthält der Tatbestand das Merk¬ 
mal „Drohung mit einem schweren Nachteil“!, 
Damit ist die Drohung mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leben oder Gesundheit eingeschlossen, der 
Bereich der Drohung ist aber weiter gefaßt: Es 
werden im Vergleich zur Gefahr für Leben oder 
Gesundheit auch bestimmte leichtere Formen 
einbezogen. Der schwere Nachteil muß nicht ge¬ 
genwärtig sein. Ob er vorliegt, ist immer auf 
Grund aller Umstände zu entscheiden. Ein solcher 
schwerer Nachteil kann vorliegen bei der Dro¬ 
hung mit 

- einer strafbaren Handlung 

— der Zufügung von beruflichen Nachteilen 

- einem Vermögensnachteil 

— der Zerstörung einer Sache. 

Derartige Drohungen müssen darauf gerichtet 
sein, Vermögensvorteile (Erpressung) oder an¬ 
dere Vorteile zu erlangen (Nötigung) oder die 
Duldung oder Vornahme sexueller Handlungen 
zu erzwingen (Nötigung zu sexuellen Handlun¬ 
gen). 

Der Tatbestand des Menschenhandels (§ 132 
StGB) enthält das Merkmal „Drohung“ ohne wei¬ 
tere Eingrenzung der Art und des Charakters der 
Drohung. 

Die Drohung ist in allen genannten Tatbe¬ 
ständen das Inaussichtstellen eines Nachteils, auf 
den der Drohende Einfluß hat oder Einfluß zu ha¬ 
ben vorgibf und der dann eintreten soll, wenn der 
Bedrohte nicht nach dem Willen des Täters ver¬ 
fährt. Für die Drohung ist ohne Bedeutung, ob 
diese ernst gemeint ist oder ob der angedrohte 


42 Vgl. „OG-Urteil vom 21.5. 1971“, Neue Justiz, 
17/1971, S. 526 f. 
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Nachteil tatsächlich eintreten kann. Es genügt völ¬ 
lig, wenn der Täter den Eindruck der Ernstlichkeit 
erwecken will und der Bedrohte dies für ernst hal¬ 
ten mußte. 

Drohung liegt also auch vor, wenn der Täter ernst¬ 
haft mit einem Messer zu stechen droht, tatsächlich 
aber gar nicht stechen will. Eine Drohung liegt 
ebenso vor, wenn der Täter mit einer Waffenimita¬ 
tion, z. B. einer Schreckschußpistole, zu schießen 
droht, obwohl mit ihr die Androhung nicht verwirk¬ 
licht werden kann. 

Die Drohung muß sich gegen den Bedrohten, 
nämlich den Genötigten, den Erpreßten, die Ver¬ 
gewaltigte oder den eine Sache Schützenden usw., 
richten, um dessen Willen zu beugen. Die ange¬ 
drohten schweren Nachteile oder die angedrohte 
gegenwärtige Gefahr für das Leben oder die Ge¬ 
sundheit können auch dritte Personen betreffen, 
z. B. Angehörige oder nahestehende Personen. 
Wenn die einen Dritten betreffende Drohung ei¬ 
nen schweren Nachteil für diesen oder eine ge¬ 
genwärtige Gefahr für sein Leben oder seine Ge¬ 
sundheit darstellt und die Drohung geeignet ist, 
die Entscheidungs- oder Handlungsfreiheit des 
Bedrohten, des Genötigten, Erpreßten, der Ver¬ 
gewaltigten usw. zu beeinträchtigen, ist das Tatbe¬ 
standsmerkmal der Drohung erfüllt. 

3 . 3 . 2 . 

Sexualdelikte 

Im StGB der DDR wird der Begriff der sexuellen 
Handlung bei den Sexüaldelikten (§§ 122, 148, 
§ 150 Abs. 1,§ 151 StGB) verwandt. Bei anderen 
Sexualstraftaten (z. B. §§ 121, 149, § 150 Abs. 2, 
§ 152 StGB) enthalten die Tatsbestände die 
Merkmale „ Geschlechtsverkehr“ oder ,, ge¬ 
schlechtsverkehrsähnliche Handlung“, die enger 
sind als das Merkmal „sexuelle Handlung“. Des 
weiteren ergeben sich aus den im Gesetz charakte¬ 
risierten einzelnen Beziehungen der jeweiligen 
Partner Einschränkungen des strafrechtlich rele¬ 
vanten Begriffes der sexuellen Handlung, so auf 
sexuelle Handlungen ausschließlich heterosexuel¬ 
ler (z. B. §§ 121,149, 150 StGB) oder ausschließ¬ 
lich homosexueller Art (z. B. § 151 StGB). 

Der Begriff der sexuellen Handlung erfaßt alle 
Verhaltensweisen, die in objektiver Hinsicht im 
Sexualbereich liegen und einen Bezug zum Kör¬ 
per eines anderen oder des Handelnden haben 
und in subjektiver Hinsicht auf die Erregung oder 
Befriedigung (eigener oder fremder) Geschlechts¬ 
lust gerichtet sind. 


Bei sexuell abnormen Menschen kann jedes Kör¬ 
perteil zum sexuellen Lustobjekt werden. Ein Sadist 
kann'z. B. auch dann sexuelle Handlungen vorneh¬ 
men, wenn er auf den Rücken eines anderen Men¬ 
schen schlägt. Die sexuelle Handlung erstrebt in 
subjektiver Hinsicht immer sinnliche Lust, muß 
aber nicht auf das orgasmische Erleben des Täters 
gerichtet sein. Sexuelle Handlungen können sein: 

— Geschlechtsverkehr 

— geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen (Ein¬ 
führen des männlichen Gliedes in eine Körper¬ 
öffnung) 

— heterosexuelle oder homosexuelle Manipulatio¬ 
nen mit einer anderen Person 

— Selbstbefriedigung (Onanie) 

— sexuelle Betätigung mit Tieren 

— Entblößen des eigenen oder des Geschlechtsteils 
einer anderen Person. 

Das Erzählen zotiger Witze, die Darstellung sexuel¬ 
ler Symbole, gewaltsames Entkleiden einer anderen 
Person zum Zwecke des Fotografierens u. ä. fallen 
nicht unter den Begriff der sexuellen Handlung. 

Strafrechtlich relevant ist 

— die Nötigung zum Geschlechtsverkehr oder zu 
sonstigen .sexuellen Handlungen (§ 121 
Abs. 1, § 122 Abs. 1 StGB) 

— der Mißbrauch zu sexuellen Handlungen 
(§ 121 Abs. 1, § 122 Abs. 2, § 148 Abs. 1, 
§§ 149, 150, 151 StGB) 

— die Vornahme sexueller Handlungen in der 
Öffentlichkeit (§ 124 StGB) 

— die Ausnutzung und Förderung sexueller 
Handlungen von Prostituierten (§ 123 StGB) 

— der Geschlechtsverkehr zwischen Verwandten 
(§ 152 StGB). 

(Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit nach 
§§ 148 bis 152 vgl. Kap. 4). 

Wesen und Erscheinungsformen 
der gewaltsamen Sexualdelikte 
Obwohl der zahlenmäßige Anteil dieser Strafta¬ 
ten an der Gesamtkriminalität nicht erheblich ist, 
verdient die Bekampfiing und Verhütung der sexu - 
eilen Gewaltdelikte größte Aufmerksamkeit. Ver¬ 
gewaltigung und gewaltsame Nötigung zu sexuel¬ 
len Handlungen zählen zu den schwersten Verbre¬ 
chen und Vergehen. Mit der Begehung solcher De¬ 
likte werden die Achtung und Würde des anderen 
Geschlechts und die Freiheit der sexuellen Selbstbe¬ 
stimmung aufs schwerste verletzt und damit ernst¬ 
hafte Störungen im sozialistischen Zusammenle¬ 
ben hervorgerufen. Solche Handlungen weisen in 
der Regel eine hohe Gesellschaftsgefährlichkeit 
bzw. Gesellschaftswidrigkeit auf, weil die Täter 
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unter Anwendung von Gewalt brutal und rück¬ 
sichtslos gegen die Opfer vorgeheri und häufig bei 
diesen erhebliche körperliche und seelische Schä¬ 
den verursachen. Derartige Straftaten sind auch 
geeignet, unter den Bürgern und besonders unter 
den Frauen, Unruhe und Unsicherheit hervorzu¬ 
rufen. Diese Faktoren bestimmen die Aufgaben 
der Strafverfolgungsorgane bei der Bekämpfung 
und Verhinderung solcher Delikte. 

Für die sexuellen Gewaltdelikte (§ 121 und 
§ 122 StGB) sind bestimmte Begehungsweisen ty¬ 
pisch, die auf Inhalt und Grad der Gesellschafts¬ 
gefährlichkeit bzw. Gesellschaftswidrigkeit dieser 
Straftaten Einfluß haben können. Häufig überfällt 
der Täter das Opfer, nachdem er ihm vorher auf¬ 
lauerte oder es verfolgte, oder der Täter er¬ 
schleicht sich das Vertrauen des Opfers und be¬ 
ginnt mit der Tatausführung, nachdem er festge¬ 
stellt hat, daß das Opfer sich weigert, zu ihm in se¬ 
xuelle Beziehungen zu treten. 

Sexuelle Gewaltdelikte werden häufig ge¬ 
meinschaftlich begangen. Von der Übermacht der 
Gruppe überzeugt, in der unmoralischen Einstel¬ 
lung gegenseitig bestärkt, nehmen diese Täter sich 
ihnen bietende günstig erscheinende Gelegenhei¬ 
ten zur Vornahme gewaltsamer sexueller Hand¬ 
lungen wahr. Teilweise handeln sie planmäßig und 
organisiert, teilweise spontan. Regelmäßig han¬ 
deln sie stillschweigend oder verabredet arbeits¬ 
teilig. Gemeinschaftlich begangene gewaltsame 
Sexualdelikte erhöhen generell die Gesellschafts¬ 
gefährlichkeit bzw. Gesellschaftswidrigkeit der 
Handlung (unabhängig von der Regelung des 
.§ 121 Abs. 2 Ziff. 1, § 122 Abs. 3 Ziff. 1 StGB), 
nicht aber unbedingt den Tatbeitrag des einzelnen 
Täters. Gewaltsame Sexualdelikte werden meist 
situationsbedingt begangen, aber auch vorbe¬ 
dachte und geplante Delikte kommen vor. Auch 
diese Differenzierung gibt Anhaltspunkte für die 
Gesellschaftsgefährlichkeit bzw. Gesellschaftswi¬ 
drigkeit der Straftat und damit für den Grad der 
Schuld des Täters. 

Dominierende Tatmotive sexueller Gewaltde¬ 
likte sind 

- sexuelle Befriedigung 

- sexuelle Neugier 

- Angeberei, Angst vor Spott, Ergötzen am Tat¬ 
geschehen usw. 

Ihre Bedeutung für das Ausmaß der Schuld 
läßt sich nicht generell festlegen, sondern muß in 
jedem Einzelfall geprüft und festgestellt werden. 


. , - \ • 

Die Vergewaltigung 

Paragraph 121 StGB schützt die Würde und die 
sexuelle Entscheidungsfreiheit der Frau . Die Ver¬ 
gewaltigung stellt eine besonders schwere Miß¬ 
achtung der Persönlichkeit des Menschen und der 
Prinzipien und Beziehungen des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens dar. Diese Straftaten weisen 
häufig eine besonders hohe Gesellschaftsgefähr¬ 
lichkeit auf. Sie sind die schwersten sexuellen Ge¬ 
waltdelikte, weil sie in der Regel in einer besonders 
brutalen und rücksichtslosen Weise begangen 
werden und den weitesten Eingriff in die Freiheit 
der sexuellen Selbstbestimmung darsteilen. Para¬ 
graph 121 StGB schützt jede weibliche Person 
ohne Rücksicht auf ihr Alter. Bei Opfern bis zu 
16 Jahren weist die Vergewaltigung eine beson¬ 
ders hohe Gesellschaftsgefährlichkeit auf (§121 
Abs. 2 Ziff. 1 StGB). 

Der Tatbestand unterscheidet zwei Bege¬ 
hungsformen: 

- die Nötigung einer Frau zum außerehelichen 

Geschlechtsverkehr 

— und den Mißbrauch einer wehrlosen oder gei¬ 

steskranken Frau zum außerehelichen Ge¬ 
schlechtsverkehr . ’ 

Als Mittel zur Erzwingung des außerehelichen 
Geschlechtsverkehrs kommen die Anwendung von 
Gewalt und die Bedrohung mit einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leben oder Gesundheit in Betracht. 

Gewalt im Sinne des § 121 StGB ist eine Ein¬ 
wirkung, insbesondere in Form der körperlichen 
Kraftanstrengung zum Zwecke der Überwindung 
eines geleisteten oder zu erwartenden physischen 
Widerstandes gegen die Vornahme des außerehe¬ 
lichen Geschlechtsverkehrs. Der geleistete oder 
zu erwartende Widerstand kann aktiver oder pas¬ 
siver Natur sein. 43 ) 

Die Gewaltanwendung wird in der Regel da¬ 
durch bestimmt, daß der Täter sehr schnell zum 
außerehelichen Geschlechtsverkehr gelangen 
will. Ihr Grad ist unterschiedlich. Er reicht von 
nichtschmerzhaften körperlichen Einwirkungen 
ohne Schädigung der Gesundheit bis zur schweren 
Körperverletzung oder Tötung des Opfers. Neben 
körperlichen Schäden treten auch psychische auf 
(Depressionen, auch noch lange Zeit nach der Tat, 
Schockwirkungen, Selbstmordabsichten, psychi¬ 
sche Traumen oder Verfolgungswahnvorstellun¬ 
gen). Die Gewalt ist das Mittel zur Erzwingung 
des außerehelichen Geschlechtsverkehrs. Sie muß 


43 Vgl. „OG-Urteil vom 18. 3. 1969“, Neue Justiz, 
10/1969, S. 315. 
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deshalb dem außerehelichen Geschlechtsverkehr 
zeitlich vorangehen oder während desselben an¬ 
gewandt werden und auf das Ziel gerichtet sein, 
die Durchführung des Geschlechtsverkehrs gegen 
den Willen der Frau zu erzwingen. 44 ) Die Anwen¬ 
dung von Gewalt nach Ausführung des Ge¬ 
schlechtsverkehrs fällt nicht unter § 121 StGB. 

Nimmt der Täter gewaltsam sexuelle Berüh¬ 
rungen vor, um die Frau sexuell zu erregen und 
zum außerehelichen Geschlechtsverkehr geneigt 
zu machen, liegt keine Vergewaltigung, sondern 
eine Nötigung zu sexuellen Handlungen nach 
§ 122 StGB vor. Wenn der Täter trotz eindeutiger 
Abwehrhandlung der Frau sein auf Erzwingung 
des Geschlechtsverkehrs gerichtetes Verhalten 
fortsetzt, handelt es sich gegebenenfalls um eine 
versuchte Vergewaltigung. 45 ) 

Die Bejahung von Gewalt setzt voraus, daß 
auf seiten des Opfers tatsächlich ein ernsthafter 
Widerstand vorlag. Bei einem bloßen Sich-Sträu- 
ben aus Perversion, Scham oder Koketterie fehlt 
es an den objektiven Voraussetzungen der Ver¬ 
gewaltigung. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Vergewaltigung besteht auch dann, wenn die Frau 
ihren Widerstand aufgibt, weil sie sich physisch 
nicht mehr verteidigen kann oder ein weiterer 
Widerstand infolge der körperlichen Überlegen¬ 
heit des Täters zwecklos ist oder weil sie infolge des 
brutalen Vorgehens des Täters besonders schwe¬ 
re Folgen für Leben und Gesundheit befürchten 
muß. 46 ) 

Die Drohung muß bei der Vergewaltigung 
eine bestimmte Intensität aufweisen. Der ange¬ 
drohte Nachteil, auf dessen Eintritt der Täter Ein¬ 
fluß hat, muß in einer Gefahr für Leben oder Ge¬ 
sundheit bestehen. Die Drohung mit anderen 
Nachteilen (Vermögensnachteile, berufliche 
Nachteile, Zerstörung von Sachen usw.) erfüllt 
nicht den Tatbestand des § 121 StGB, wenn nicht 
gleichzeitig darin eine Gefahr für Leben und Ge¬ 
sundheit enthalten ist (z. B. bei gemeingefährli¬ 
chen Straftaten). Die vom Täter angedrohten 
Nachteile für Leben und Gesundheit müssen ge¬ 
genwärtig sein, d. h. unmittelbar bevorstehen. Die 
Drohung muß darauf abzielen, den Willen der 
Frau zu beeinflussen; die angedrohten Nachteile 
für Leben und Gesundheit können sich auch gegen 
andere , der bedrohten Frau nahestehende Perso¬ 
nen richten, um ihren Willen zu beeinflussen (z. B. 
die Drohung, das Kind der bedrohten Frau zu 
mißhandeln oder zu töten). Für die Drohung ist 
unbeachtlich, ob der Täter Leben oder Gesund¬ 


heit der bedrohten Person tatsächlich verletzen 
wollte und das von ihm im konkreten Fall ange¬ 
wandte Tatmittel, z. B. eine Waffenimitation, ob¬ 
jektiv dazu geeignet war. Wesentlich ist nur, daß 
die Drohung nach dem Willen des Täters den Ein¬ 
druck der Ernsthaftigkeit hervorrufen sollte und 
daß sie von der Bedrohten auch für ernst gehalten 
wurde. 

Der Vorsatz muß sich bei der Vergewaltigung 
auf die Vornahme des außerehelichen Ge¬ 
schlechtsverkehrs und die zu seiner Erzwingung 
eingesetzten Mittel erstrecken. Die Schuld ist aus¬ 
geschlossen, wenn der Täter infolge eines inkon¬ 
sequenten und unklaren Verhaltens der Frau in 
der Annahme handelte, es liege kein ernstlicher 
Widerstand, sondern ein Sich-Sträuben aus Per¬ 
version, Scham oder Koketterie vor, und er könne 
bei einigem Drängen ihre Bereitschaft zum Ge¬ 
schlechtsverkehr erreichen. 47 ) Oft lassen die Op¬ 
fer im angetrunkenen und betrunkenen Zustand 
Zärtlichkeiten zu, so daß die Täter versuchen, das 
Einverständnis zum Geschlechtsverkehr zu erlan¬ 
gen. Es sind dann sorgfältig alle Umstände des 
Tatgeschehens, insbesondere das Verhalten der 
Frau vor und während des Geschehens, Ort und 
Art des Kennenlernens, Alter, und andere per¬ 
sönliche Umstände der Beteiligten, die Entwick¬ 
lung der Beziehungen bzw. Zärtlichkeiten zwi¬ 
schen Täter und Opfer sowie das alters- und situa¬ 
tionstypische Verhalten zwischen den Geschlech¬ 
tern zu untersuchen und zu berücksichtigen. Beim 
Mißbrauch einer wehrlosen oder geisteskranken 
Frau erfordert der Vorsatz die Kenntnis der Um¬ 
stände, aus denen sich die Wehrlosigkeit bzw. 
Geisteskrankheit der Frau ergibt. 

Eine schwere Vergewaltigung gemäß § 121 
Abs. 2 StGB liegt vor, wenn: 
a) die Vergewaltigung von mehreren Tätern ge¬ 
meinschaftlich oder an einem Mädchen unter 
16 Jahren begangen wird (Ziff. 1). Die ge¬ 
meinschaftliche Begehung erfordert das Zu¬ 
sammenwirken von mindestens zwei Personen 
als Mittäter. Bei der Vergewaltigung kann das 
bedeuten, daß nur einer Gewalt anwendet und 
der andere auf Grund der Gewaltanwendung 
den Geschlechtsverkehr ausführt. Die Mittä- 

44 Vgl. ,,OG-Urteil vom 8. 7. 1970“, Neue Justiz, 
20/1970, S. 617. 

45 Vgl. „OG-Urteil vom 6. 7. 1971“, Neue Justiz, 
19/1971, S. 586 ff. 

46 Vgl. „OG-Urteil vom 8. 7. 1970“, a. a. O. 

47 Vgl. „OG-Urteil vom 13. 8. 1965“, Neue Justiz, 
22/1965, S. 716. 
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terschaft bei der Vergewaltigung ist auf männ¬ 
liche Personen beschränkt. Anstifter oder Ge¬ 
hilfen sind nach § 121 Abs. 2 Ziff. 1 in Ver¬ 
bindung mit § 22 StGB zu bestrafen, wenn sie 
die gemeinschaftliche Begehung der Verge¬ 
waltigung durch andere als Mittäter in ihren 
Vorsatz aufgenommen haben. Der Vorsatz 
des Täters muß ggf. die Kenntnis umfassen, 
daß die Vergewaltigte noch nicht 16 Jahre alt 
ist. 

b) durch die Vergewaltigung eine schwere Kör¬ 
perverletzung des Opfers fahrlässig herbeige¬ 
führt wird (Ziff. 2). Die schwere Körperver¬ 
letzung erfordert in objektiver Hinsicht die 
Verursachung einer in § 116 Abs. 1 StGB be¬ 
schriebenen Gesundheitsschädigung. Als 
schwerer Fall der Vergewaltigung ist auch an¬ 
zusehen, wenn der Täter durch die (vollendete 
oder versuchte) Vergewaltigung vorsätzlich 
eine schwere Körperverletzung herbeigeführt 
hat. 48 ) Eine andere Auffassung würde dazu 
führen, die fahrlässige Verursachung der 
schweren Körperverletzung strenger zu be¬ 
strafen als die vorsätzliche (vgl. § 121 Abs. 2 
und § 116 Abs. 2 StGB). 

c) der Täter mehrfach eine Straftat nach § 121 
oder 122 StGB begangen hat oder bereits we¬ 
gen einer solchen Straftat bestraft ist. Sind die 
gesetzlichen Rückfallvoraussetzungen nach 
§ 44 Abs. 2 StGB gegeben, dann ist die anzu¬ 
wendende Strafe dieser Bestimmung zu ent¬ 
nehmen. Eine mehrfache Begehung nach 
§ 121 Abs. 2 Ziff. 3 StGB liegt vor, wenn der 
Täter mindestens zwei selbständige Straftaten 
nach § 121 bzw. § 122 StGB begangen hat und 
die letzte Tat eine Vergewaltigung war. Die 
selbständigen Straftaten können sich gegen 
verschiedene, aber auch gegen das gleiche Op¬ 
fer richten, wenn sich das Handeln nach dem 
gesamten Tathergang nicht als ein einheitli¬ 
ches Tatgeschehen darstellt. 

d) durch die Vergewaltigung der Tod des Opfers 
fahrlässig verursacht wird (Abs. 3). Wurde der 
Tod vorsätzlich herbeigeführt, handelt es sich 
um Mord (§112 StGB) in Tateinheit mit Ver¬ 
gewaltigung (§ 121 StGB). 

Der Versuch ist strafbar (§ 121 Abs. 4 StGB). 
Er beginnt mit der Gewaltanwendung oder Dro¬ 
hung. Vollendet ist die Straftat mit der Einführung 
des männlichen Gliedes in die Vagina. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob es beim Täter zum 
Orgasmus gekommen ist. Beim Mißbrauch einer 
wehrlosen oder geisteskranken Frau zum außere¬ 


helichen Geschlechtsverkehr kann die Berührung 
der Geschlechtsteile bereits eine versuchte Ver¬ 
gewaltigung darstellen. 

Die Hälfte aller Straftaten nach'§ 121 StGB 
werden nicht vollendet. Die versuchte Vergewal¬ 
tigung ist nicht weniger gefährlich als die vollen¬ 
dete Tat und daher nicht milder zu bestrafen. Bei 
der Strafzumessung sind auf der Grundlage des 
§ 61 StGB die besonderen Vorschriften des § 21 
Abs. 4 Satz 2 StGB zu beachten. 49 ) 

Kriterien für eine außergewöhnliche Strafmil¬ 
derung gemäß § 21 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung 
mit § 62 Abs. 1 StGB können bei der versuchten^ 
Vergewaltigung sein: 

— ein geringer Grad der Gewaltanwendung 

— die Art und Weise der Tatbegehung 

— die dabei angewandten Mittel und Methoden 

— die Dauer der Handlung 

— evtl, bestehende engere Beziehungen zwischen 
Täter und Opfer, so bereits früher freiwillig 
gewährter Geschlechtsverkehr 

— länger andauernde Liebesbeziehungen zwi¬ 
schen Täter und Opfer. 

Ein freiwilliger und endgültiger Rücktritt vom 
Versuch der Vergewaltigung liegt vor, wenn der 
Täter das von ihm erstrebte Ziel aufgibt, obgleich 
er glaubt, die Tat noch vollenden zu können. Un- 
beachtlich ist, aus welchen Motiven der Täter die 
Tat nicht vollendet. Es bedarf daher nicht immer 
einer „besseren Einsicht“ des Täters in dem Sin¬ 
ne, daß dem Entschluß zur Abstandnahme von 
der Vollendung der Tat stets eine lauteres Motiv 
zugrunde liegen muß. 

Nimmt er z. B. von der Vollendung der Tat Ab¬ 
stand, weil die Geschädigte ihm erklärt, sie sei 
schwanger, liegt zwar ein äußerer Einfluß vor, der 
jedoch nicht als das Wirken eines solchen äußeren 
Umstandes beurteilt werden kann, der seine freiwil¬ 
lige Abstandnahme von der Vergewaltigung aus¬ 
schließt. In diesem Falle hatte der Täter auch ange¬ 
sichts dieser Mitteilung die Tat vollenden können, 
wenn er das noch gewollt hätte. Anders ist es, wenn 
er auf Grund dieser Mitteilung aus psychischen und 
physischen Gründen außerstande ist, den Ge¬ 
schlechtsverkehr auszuüben. 

Kein (freiwilliger) Rücktritt liegt beim vorzeitigen 
Samenaustritt vor oder wenn es für den Täter keine 
Entscheidungsalternative mehr gab, weil z. B. seine 
geschlechtliche Erregung aus Ekel vor der Men¬ 
struation bei der Geschädigten nachließ. 


48 Vgl. „OG-Urteil vom 16. 4. 1969“, Neue Justiz, 
22/1969, S. 712. 

49 Vgl. „OG-Urteil vom 13. 11. 1970“, Neue Justiz, 
1/1971, S. 26. 


89 



Mitleid mit der Geschädigten kann dagegen einen 
freiwilligen und endgültigen Rücktritt vom Versuch 
der Vergewaltigung begründen, wenn der.Täter zur 
Vollendung'der Tat fähig gewesen wäre. 

Tateinheit ist möglich mit § 115 StGB, z. B. 
wenn die Gewaltanwendung eine Körperverlet¬ 
zung beinhaltet. Die vorsätzliche und fahrlässige 
Verwirklichung des § 121 Abs. 2 Ziff. 2 StGB 
schließt die Anwendung des § 116 StGB aus. Im 
Verhältnis zu § 122 StGB ist § 121 StGB das spe- 
. zielle Gesetz. Jedoch ist bei versuchter Vergewal¬ 
tigung Tateinheit mit § 122 StGB möglich. 50 ) Bei 
der Vergewaltigung eines Mädchens unter 14 Jah¬ 
ren kommt tateinheitlich § 148 StGB zur Anwen¬ 
dung. 51 ) 

Nötigung und Mißbrauch 
, zu sexuellen Handlungen 
Paragraph 122 StGB schützt die sexuelle Ent¬ 
scheidungsfreiheit jedes Menschen, ohne Rück¬ 
sicht auf Alter und Geschlecht. Aus dem Begriff 
der sexuellen Handlung und dem geschützten Ob¬ 
jekt ergibt sich, daß nach § 122 StGB sowohl die 
Nötigung und der Mißbrauch zu heterosexuellen 
als auch zu homosexuellen Handlungen aller Art 
strafbar ist. Unter diese Bestimmung fällt also 
auch die Nötigung und der Mißbrauch zu lesbi¬ 
schen Handlungen. Die Vornahme gleichge¬ 
schlechtlicher Handlungen wird im Strafrecht der 
DDR nur dann mit Strafe bedroht, wenn sie ge¬ 
sellschaftswidrig bzw. gesellschaftsgefährlich ist 
(vgl. § 122 und § 151 StGB). 

Die einfache Homosexualität ist in der Regel nicht 
mit gesellschaftlichen Schäden verbunden und da¬ 
her nicht strafbar. Die Aufhebung der strafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit bedeutet jedoch keine all¬ 
gemeine gesellschaftliche Billigung der einfachen 
homosexuellen Betätigung. Es ist zweckmäßig und 
erforderlich, gesellschaftliche Mittel und Möglich- 
• keiten zu nutzen, um ein einheitliches gesellschaftli¬ 
ches Verhalten in Sexualfragen zu sichern und Stö¬ 
rungen im gesellschaftlichen Zusammenleben zu 
verhindern (sexuelle Erziehung der Kinder, medizi¬ 
nisch-psychologische Maßnahmen, Ehe- und Sexu¬ 
alberatung usw.). Im übrigen ist davon auszugehen, 
daß auch sexuell anders Empfindende und Han¬ 
delnde, soweit ihr Handeln nicht gegen die geltende 
Rechtsordnung verstößt, in der Gesellschaft zu tole¬ 
rieren sind und Voreingenommenheit gegen solche 
Menschen abzubauen ist. 

In § 122 StGB wird zwischen der Nötigung ei¬ 
nes Menschen zur Duldung oder Vornahme sexu¬ 
eller Handlungen (Abs. 1) und dem Mißbrauch ei¬ 
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ner wehrlosen oder geisteskranken Person zu sexu¬ 
ellen Handlungen (Abs. 2) unterschieden. 

Folgende Formen der Vornahme oder Duldung se¬ 
xueller Handlungen kommen vor: Der Tater zwingt 
das Opfer, sich die Vornahme sexueller Handlun¬ 
gen am eigenen Körper gefallen zu lassen; der Täter 
zwingt das Opfer, Augenzeuge sexueller Handlun¬ 
gen des Täters oder dritter Personen zu sein; der Tä¬ 
ter zwingt das Opfer, sexuelle Handlungen am eige¬ 
nen Körper, am Körper des Täters oder am Körper 
dritter Personen oder an Tieren vorzunehmen. 

Mittel zur Nötigung zu sexuellen Handlungen 
können sein: 

— die Anwendung von Gewalt und die Drohung 
mit einem schweren Nachteil 

— die Ausnutzung einer Notlage 

Als Notlage im Sinne des Abs. 1 kommen nur ernst¬ 
hafte persönliche Belastungen in Betracht, die den 
Willensbildungsprozeß in der gleichen Weise wie 
x die Drohung zu beeinflussen vermögen. 

— der Mißbrauch einer gesellschaftlichen oder 
beruflichen Funktion oder Tätigkeit. 

Ein solcher Fall würde vorliegen, wenn die Beurtei¬ 
lung von Leistungen und Fähigkeiten, die Gewäh¬ 
rung von Erlaubnissen, Berufsberechtigungen, 
Wohnungszuweisungen, Darlehen usw. von der 
Gewährung des Geschlechtsverkehrs abhängig ge¬ 
macht werden. 

Die schweren Fälle der Nötigung und des Miß¬ 
brauchs zu sexuellen Handlungen entsprechen 
denen der Vergewaltigung. 

Der Versuch ist strafbar (§ 122 Abs. 5 StGB). 
Er beginnt mit der Anwendung der im gesetzli¬ 
chen Tatbestand beschriebenen Nötigungsmittel 
(Gewalt bzw. Drohung, Ausnutzung oder Miß¬ 
brauch). Die Straftat ist mit der Vornahme der se¬ 
xuellen Handlung vollendet. 

Nötigung oder Mißbrauch eines Kindes unter 
14 Jahren zu sexuellen Handlungen erfüllt gleich¬ 
zeitig den Tatbestand des § 148 StGB. Nötigt oder 
mißbraucht ein Erwachsener einen Jugendlichen 
zu gleichgeschlechtlichen sexuellen Handlungen, 
so ist tateinheitlich § 151 StGB anzuwenden. Tat¬ 
einheit von § 121 und § 122 StGB liegt vor, wenn 
neben der gewaltsamen Vornahme des außerehe¬ 
lichen Geschlechtsverkehrs noch andere sexuelle 
Gewalthandlungen vorgenommen werden und 


50 Vgl. „KG Halle, Urteil vom 22. 7. 1969“, Neue Ju¬ 
stiz, 4/1970, S. 121. 

51 Vgl. „OG-Urteil vom 16. 4. 1969“, a. a. O.; „KG 
Halle, Urteil vom 22. 7. 1969“, a. a. O. 



diese nicht nur untergeordnete Bedeutung gegen¬ 
über der gewaltsamen Vornahme des Ge¬ 
schlechtsverkehrs haben (z. B.. Vergewaltigung 
und Erzwingung geschlechtsverkehrsähnlicher 
Handlungen). 

Die Strafrahmen der §§ 121 und 122 StGB 
geben hinreichende Möglichkeiten zur Differen¬ 
zierung und Individualisierung der Strafe. Die 
schweren Fälle der Vergewaltigung werden als 
Verbrechen mit Freiheitsstrafen von zwei bis zehn 
Jahren bestraft. Schwere Fälle der Nötigung und 
des Mißbrauchs zu sexuellen Handlungen können 
im Einzelfall auch schwere Vergehen, werden in 
der Regel aber Verbrechen sein. Diese Handlun¬ 
gen sind mit Freiheitsstrafen von einem bis zu 
zehn Jahren bedroht. 

Die Vergewaltigung wird wegen ihrer hohen 
Gesellschaftsgefährlichkeit mit Freiheitsstrafen 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Sie 
kann im Einzelfall ein schweres Vergehen darstel¬ 
len. Nötigung und Mißbrauch zu sexuellen Hand¬ 
lungen werden mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah¬ 
ren oder mit Verurteilung auf Bewährung be¬ 
straft. Im Einzelfall kann ein Vergehen vorliegen. 

Die Höhe der Freiheitsstrafe ist insbesondere 
nach der Intensität und den Folgen der Gewalt¬ 
anwendung bzw. nach der Massivität der Drohung 
und den angedrohten Folgen sowie dem Grad der 
Schuld zu differenzieren. Straferschwerend kön¬ 
nen außerdem 

— wiederholte Straffälligkeit 

— Ausnutzung von Autoritätsverhältnis oder be¬ 
ruflicher Stellung 

— das Jugendalter des Opfers 

— die gruppenweise Begehung 

sein, soweit diese Merkmale nicht ohnehin einen 
schweren Fall begründen. 

Strafmildernd können 

— flüchtige oder oberflächliche sexuelle Hand¬ 
lungen 

— frühere oder gegenwärtige Beziehungen zwi¬ 
schen Täter und Opfer, die den Täter auf frei¬ 
willig gewährte sexuelle Hingabe hoffen ließen 

— die Jugendlichkeit des Täters sein, wenn die 
Tatintensität, die Folgen und der Grad der 
Schuld gering waren. 

Unter diesen Voraussetzungen kann bei einer 
Straftat nach § 122 Abs. 1 und 2 StGB auclj eine 
Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen wer¬ 
den. 52 ) 


Ausnutzung und Förderung 
der Prostitution 

Im Ergebnis der sozialen Veränderungen in der 
DDR spielt die Ausnutzung und Förderung der 
Prostitution in der Praxis zahlenmäßig eine sehr 
untergeordnete Rolle. Sie weist jedoch im Einzel¬ 
fall infolge der ihr innewohnenden Tendenz zu 
asozialer Lebensweise eine erhebliche Gesell¬ 
schaftswidrigkeit auf. Wichtige Bedingungen zu 
ihrer Überwindung sind vor allem die Eingliede¬ 
rung der Gefährdeten in den Arbeitsprozeß, die 
Sicherung einer Berufsausbildung bzw. anderwei¬ 
tigen Qualifizierung sowie einer sinnvollen Frei¬ 
zeitgestaltung. Als Maßnahmen zur Überwindung 
dieser Formen der Asozialität bzw. kriminellen 
Gefährdung werden Auflagen zur Erziehung und 
Kontrolle der Gefährdeten festgelegt. Wichtig ist 
dabei auch die Hilfe ehrenamtlicher Mitarbeiter 
sowie die Zusammenarbeit mit Betrieben, Ar¬ 
beitskollektiven und gesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen. 

Die objektive Seite des § 123 StGB besteht in 
der Förderung oder Ausnutzung der Prostitution. 
Die Prostitution selbst fällt nicht unter diese Be¬ 
stimmung, sondern wird von § 249 StGB erfaßt. 
Prostitution ist die Ausübung des Geschlechtsver¬ 
kehrs und die Duldung und Vornahme anderer 
sexueller Handlungen gegen Entgelt. Dazu gehö¬ 
ren sowohl die heterosexuelle als auch die homo¬ 
sexuelle Prostitution. 

Die Förderung der Prostitution erfaßt jede Art 
der Hilfeleistung, die sie ermöglicht oder erleich¬ 
tert, so die Verschaffung von Gelegenheiten zur 
Prostitution, Vermietung von Räumen oder Ge¬ 
währung von Unterkunft, Vermittlung von Be¬ 
kanntschaften oder Zuführung geeigneter Perso¬ 
nen. Als Ausnutzung ist jede Art des Verschaffens 
von materiellen Vorteilen aus der Prostitution an¬ 
zusehen, so das Sichaushaltenlassen, die Entge¬ 
gennahme von Geld, die Annahme von Geschen¬ 
ken usw. Eine der verwerflichsten Formen der 
Ausnutzung der Prostitution ist die Zuhälterei. 

Der Vorsatz umfaßt die Kenntnis, daß die be¬ 
treffende Person der Prostitution nachgeht. Der 
Täter muß in der Absicht handeln, aus der Prosti¬ 
tution Einkünfte zu beziehen. Andernfalls fällt die 
Förderung der Prostitution nicht unter § 123 
StGB, sie kann aber Anstiftung oder Beihilfe zu<- 
einer Straftat nach § 249 Abs. 2 StGB sein. Im¬ 
mer ist sie jedoch moralisch-politisch verwerflich. 


52 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämp¬ 
fung .. a. a. O. 
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3.3.3. 

Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit 

Nötigung 

Der Tatbestand des § 129 StGB schützt die Ent- 
scheidungs- und Handlungsfreiheit des Menschen, 
die yoraussetzung für die Entfaltung seiner Per¬ 
sönlichkeit in der sozialistischen Gesellschaft und 
für die verantwortungsbewußte Gestaltung seiner 
persönlichen gesellschaftlichen Beziehungen ist. 
Bei der Nötigung wird rechtswidrig ein bestimm¬ 
tes Verhalten erzwungen. 

Der Anwendungsbereich des § 129 StGB wird 
durch di z spezielleren Regelungen (leges speciales) 
der § 127 StGB (Erpressung), § 121 StGB (Ver¬ 
gewaltigung) und § 122 StGB (Nötigung zu sexu¬ 
ellen Handlungen) eingeschränkt. Diese sind aus 
dem Tatbestand der Nötigung nach § 129 StGB 
ausgeklammert. 

Mittel der Nötigung sind die Anwendung von 
Gewalt und Drohung mit einem schweren Nachteil 
Die Gewalt (Schläge, Festhalten usw.) richtet sich 
in der Regel gegen den Körper des Genötigten 
selbst oder gegen eine ihm nahestehende Person 
(Mißhandlung des Kindes, um die Mutter oder 
den Vater zu einem bestimmten Verhalten zu 
zwingen). Sie kann sich aber auch gegen Sachen 
richten, um den Genötigten zu dem gewünschten 
Verhalten zu zwingen. Die Erzwingung des Ver¬ 
haltens muß rechtswidrig sein. 

Der Vorsatz muß sich auf die Anwendung der 
Nötigungsmittel (Gewalt oder Drohung mit einem 
schweren Nachteil) und das dadurch bewirkte Er¬ 
zwingen eines Verhaltens beziehen. Der Versuch 
(Abs. 2) beginnt mit der Anwendung des Nöti¬ 
gungsmittels. Mit der Vornahme der erzwungenen 
Handlung durch den Genötigten ist die Tat voll¬ 
endet. 

Die Anwendung von Gewalt zum Erzwingen 
eines bestimmten Verhaltens nach § 129 StGB 
muß nicht mit einer Gesundheitsbeschädigung 
oder körperlichen Mißhandlung — Körperverlet¬ 
zung nach § 115 StGB verbunden sein. Erreicht 
aber die Gewalt die Schwere einer Körperverlet¬ 
zung, dient die tateinheitliche Anwendung des 
§ 115 StGB der Charakterisierung der Gesell¬ 
schaftswidrigkeit des strafbaren Tuns. Das Fest¬ 
halten einer Person zu dem Zweck, einem anderen 
günstige Bedingungen und Voraussetzungen zu 
schaffen, den Geschädigten zu schlagen, stellt 
nicht nur eine Beihilfe zur Körperverletzung dar, 


sondern kann in Tateinheit damit zugleich auch 
Nötigung nach § 129 StGB sein. 53 ) 

Erpressung 

Erpressung (§ 127 StGB) ist die von Bereiche¬ 
rungsstreben diktierte Beeinträchtigung der Ent- 
scheidungs- und Handlungsfreiheit, mit der ein 
Verhalten eines anderen Menschen erzwungen 
wird, wodurch ihm oder einem anderen ein Ver¬ 
mögensschaden zugefügt wird. Daraus folgt, daß 
es sich bei der Erpressung um eine Straftat sowohl 
gegen die Freiheit des Menschen als auch gegen das 
sozialistische oder persönliche bzw . private Eigen¬ 
tum handelt. Die Beeinträchtigung der Freiheit 
steht im allgemeinen im Vordergrund, was bereits 
in der Einordnung dieser Straftaten im StGB zum 
Ausdruck kommt. 

Da die Handlung des Täters zu einem Vermö¬ 
gensschaden führt und er sich oder andere zu be¬ 
reichern bezweckt, muß das erzwungene Verhal¬ 
ten grundsätzlich eine Vermögensverfügung sein. 
Der Erpreßte wird gezwungen, so auf sein oder ein 
anderes Vermögen einzuwirken, daß dieses ge¬ 
schmälert wird. Die Erpressung weist Ähnlichkei¬ 
ten insoweit zum Betrug auf. Das dort zur Vermö¬ 
gensverfügung und zum Vermögensschaden Ge¬ 
sagte trifft auch für die Erpressung zu (vgl. Kapi¬ 
tel 5). 

Bei der Nötigung wie bei der Erpressung wird 
das rechtswidrige Erzwingen eines Verhaltens un¬ 
ter Strafe gestellt. Die Rechtswidrigkeit kann sich 
aus den angewandten Mitteln oder dem erstrebten 
Zweck ergeben. Sowohl unerlaubte Mittel zu ei¬ 
nem rechtmäßigen Zweck als auch rechtmäßige 
Mittel zu einem unerlaubten Zweck können 
rechtswidrig sein. Die Rechtswidrigkeit kann sich 
auch aus der Verbindung von Mittel und Zweck er¬ 
geben. 

So darf der Gläubiger seine berechtigten Ansprüche 
nicht mit den Mitteln der Erpressung, mit Gewalt 
oder Drohung mit einer Straftat, einer unbegründe¬ 
ten Anzeige usw. durchsetzen (Unrechtmäßigkeit 
der Mittel). Genausowenig dürfen mit einer be¬ 
gründeten Anzeige, einer wahrheitsgemäßen Ver¬ 
öffentlichung oder der Offenbarung eines Sachver¬ 
halts persönliche Vorteile, z. B. die Rücknahme ei¬ 
ner Strafanzeige, eine unbegründete Beförderung 
oder Ernennung (Nötigung) oder die ungerechtfer¬ 
tigte Zahlung einer Geldsumme (Erpressung) er¬ 
zwungen werden (Unrechtmäßigkeit des Zwecks). 


53 Vgl. „OG-Urteil vom 27. 1. 1971“, Neue Justiz, 
8/1971, S. 242. 
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Schließlich kann sich die Rechtswidrigkeit aus 
dem Verhältnis von Mittel und Zweck ergeben, 
auch wenn beide für sich genommen rechtmäßig 
sind. 

So kann die Drohung mit einer begründeten Straf¬ 
anzeige zur Erzwingung der Rückzahlung eines ge¬ 
währten Darlehens (Mittel und Zweck sind für sich 
genommen rechtmäßig) rechtswidrig sein. Der Tä¬ 
ter will mit der Ankündigung staatsbürgerlicher 
Pflichterfüllung eine persönliche Forderung durch¬ 
setzen und im Falle der Realisierung des Anspruchs 
auf die Wahrnehmung der staatsbürgerlichen 
Pflicht verzichten. 

Bei Erpressung muß sich der Vorsatz auf 

— die Anwendung der Nötigungsmittel (Gewalt 
oder Drohung mit einem schweren Nachteil) 

— die Erzwingung eines Verhaltens, einer Ver¬ 
mögensverfügung 

— die Herbeiführung eines Vermögensschadens 
erstrecken. Der Vorsatz wird durch die Absicht 
gekennzeichnet, sich oder einen anderen zu berei¬ 
chern. 

Raub 

Der Raub (§ 126 StGB) hat viele Gemeinsamkei¬ 
ten mit der Erpressung. Bei beiden Delikten be¬ 
steht der Angriff gegen die Freiheit des Menschen 
in der Anwendung von Gewalt oder Drohung . Un¬ 
terschiedlich ist, daß beim Raub nur die schwer¬ 
sten Formen der Gewaltanwendung und der Dro¬ 
hung erfaßt werden. Bei beiden Straftaten handelt 
es sich um einen Angriff gegen das sozialistische , 
persönliche oder private Eigentum , wobei der 
Raub jedoch (in Anlehnung an die erste Alterna¬ 
tive des Diebstahls) die Wegnahme und die Er¬ 
pressung (in Anlehnung an den Betrug) die Ver¬ 
mögensverfügung zum Inhalt hat: Beim Raub 
wird durch Gewalt oder Drohung dem Opfer eine 
Sache weggenommen, bei der Erpressung durch 
Gewalt oder Drohung wird das Opfer gezwungen, 
eine Sache herauszugeben oder Vermögenswerte 
zu übergeben. Raub und Erpressung richten sich 
stets gegen die persönliche Freiheit und gegen das 
Eigentum . Im Einzelfall weisen diese Objekte eine 
unterschiedliche Bedeutung auf. 

Bei hoher Intensität der Gewaltanwendung oder 
Drohung steht die Verletzung der persönlichen 
Freiheit im Vordergrund. Bei geringer Intensität 
der Gewalt (Entreißen einer Sache, Festhalten oder 
Niederdrücken des Opfers), noch dazu, wenn ein 
hoher Vermögensschaden bewirkt wird, steht der 
Angriff gegen das Eigentum im Vordergrund. 

Nach § 126 StGB werden zwei Alternativen 
des Raubes unterschieden: 


— di c gewaltsame oder durch Drohung begangene 
Wegnahme von Sachen (vgl. Kap. 5) 

— die gewaltsame oder durch Drohung begangene 
Sicherung des Besitzes an entwendeten Sachen. 
Bei der zweiten Alternative wird die Gewalt 
oder die Drohung zeitlich erst nach der Weg¬ 
nahme zum Zwecke der Sicherung des Be¬ 
sitzes der entwendeten Sachen angewandt. 

Diese Mittel können sich gegen alle Personen rich¬ 
ten, die zur Aufhebung des rechtswidrigen Besitzes 
tätig werden. Das kann der Bestohlene sein, das 
können aber auch Personen sein, die den Täter an 
der Mitnahme der entwendeten Sache hindern wol¬ 
len, sich ihm in den Weg stellen, ihn verfolgen oder 
vorläufig festnehmen. 

Eine gewaltsame Besitzsicherung liegt vor, wenn 
der Täter auf frischer Tat angetroffen oder zu einem 
späteren Zeitpunkt, meist an einem anderen Ort - 
z. B. wenn er auf der Flucht gestellt wird - mit den 
Mitteln des Raubes den Besitz an der entwendeten 
Sache zu erhalten versucht. Besteht kein Zusam¬ 
menhang mehr zwischen der Wegnahme und der 
Besitzsicherung, z. B. bei einer (späteren) Beschlag¬ 
nahme, die der Täter gewaltsam zu verhindern 
sucht, könnte Widerstand gegen staatliche Maß¬ 
nahmen (§ 212 StGB), eventuell auch Körperver¬ 
letzung vorliegen. 

Die zweite Alternative des Raubes setzt stets vor¬ 
aus, daß der Täter den Besitz der Sache tatsächlich 
erlangt und sie zur Zeit der Gewaltanwendung oder 
Drohung noch im Besitz hat. 

Der Vorsatz muß sich auf die Gewalt für Le¬ 
ben oder Gesundheit und auf die dadurch ermög¬ 
lichte Wegnahme oder Sicherung des Besitzes der 
entwendeten Sachen beziehen. Zueignungsab¬ 
sicht wird nicht verlangt. Es genügt, wenn die Weg¬ 
nahme zum Zwecke des widerrechtlichen Ge¬ 
brauchs begangen wird. 

Die größere Gesellschaftsgefährlichkeit und 
Gesellschaftswidrigkeit der qualifizierten Fälle 
des Raubes und der Erpressung (§ 128 StGB) 
schlägt sich in einer höheren Strafandrohung nie¬ 
der. Die Schwere der Tat ergibt sich hier aus 

— den Besonderheiten der Tatbegehung (Abs. 1 
Ziff. 1 und 2) 

— den schweren Tatfolgen (Abs. 1 Ziff. 3 und 4 
sowie Abs. 2) 

— der mehrfachen oder wiederholten Begehung 
(Abs. 1 Ziff. 5). 

Die Anwendung von Waffen oder anderen 
Gegenständen , die als Waffen benutzt werden 
(§ 128 Abs. 1 Ziff. 1 StGB), bringt Gefahr für 
Leben oder Gesundheit des Angegriffenen mit 
sich. 
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Waffen sind alle Gegenstände, die ihrer allgemei¬ 
nen Zweckbestimmung nach als Waffen anzusehen 
sind. Dabei ist es gleichgültig, ob sie mechanisch, 
chemisch oder auf andere Weise wirksam werden, 
z. B. Schußwaffen, Gaspistolen, Hieb-, Stich- oder 
Schlagwaffen. Unter Ziff. 1 fallen weiter alle Ge¬ 
genstände, die, unabhängig von ihrer allgemeinen 
Zweckbestimmung, als Waffen benutzt werden. 
Dazu gehören Stöcke, Schirme, Werkzeuge, Steine 
(die z. B. gegen ein fahrendes Auto geschleudert 
werden) 54 ), Schlagringe, Seile oder Kleidungsstük- 
ke, die zum Würgen benutzt werden. Den Umstän¬ 
den nach wird auch ein unbeweglicher Gegenstand, 
eine Wand oder der Fußboden zur Waffe, wenn das 
Opfer mit dem Kopf oder anderen Körperteilen da¬ 
gegen gestoßen wird. Als Waffe benutzt wird auch 
feiner Sand oder Pulver, wenn sie dem Opfer in die 
Augen gestreut werden, um es kampfunfähigzu ma¬ 
chen. Auch narkotisierende Mittel, Gase und Gifte 
können Waffen in diesem Sinne sein. Schließlich 
kann auch eine Kinderpistole oder eine Waffen¬ 
imitation als Waffe benutzt sein. Die Drohung mit 
einem als Waffe erscheinenden Mittel macht den 
Angriff wirksamer, kann durch die psychische Wir¬ 
kung eine unmittelbare Gefahr für Leben oder Ge¬ 
sundheit schaffen. Waffen bzw. als Waffen benutzte 
Gegenstände müssen zur Gewaltanwendung oder 
Drohung verwandt werden. Dies kann vor der Weg¬ 
nahme oder dem erzwungenen Verhalten bzw. 
gleichzeitig mit der Wegnahme oder dem erzwun¬ 
genen Verhalten oder während der Besitzsicherung 
erfolgen. 

Nach § 128 Abs. 1 Ziff. 2 StGB wird die Be¬ 
gehung durch mehrere Personen (wegen der er¬ 
höhten Gefährlichkeit der gemeinschaftlich be¬ 
gangenen Straftaten) unter strengere Strafe ge¬ 
stellt. Im einzelnen erfordert die Qualifizierung 
nach Ziff. 2 55 ): 

a) Die Tat muß von mehreren Tätern gemein¬ 
schaftlich — also in Mittäterschaft — begangen 
sein (§ 22 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 StGB). Das Zu¬ 
sammenwirken von einem Täter und einem 
Gehilfen genügt nicht, um den § 128 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB zu erfüllen. Es genügt auch nicht 
der Zusammenschluß von zwei Personen zu 
dem Zweck, gemeinsam unter Gewaltanwen¬ 
dung Verbrechen gegen die Person, auszufüh¬ 
ren, wenn bedingt durch die Situation, nur ein 
Beteiligter Ausführungshandlungen begeht, 
ein anderer aber nur Beihilfe zu der begange¬ 
nen Straftat leistet. Liegen keine anderen 
Qualifizierungen nach § 128 StGB vor, ist nur 
§ 126 oder § 127 StGB anwendbar. 
Anstiftung oder Beihilfe zum schweren Raub 
oder zur schweren Erpressung nach § 128 
Abs. 1 Ziff. 2 StGB sind möglich, wenn min¬ 


destens zwei Beteiligte als Mittäter han¬ 
deln. 56 ) 

Die Mittäterschaft eines Beteiligten folgt so¬ 
mit nicht zwangsläufig aus der Begehung 
durch mehrere Täter. 

b) Die Täter müssen sich zusammengeschlossen 
haben, um unter Gewaltanwendung mehrere 
Verbrechen gegen die Person zu begehen. 
Wesentlich ist die Zielstellung, unter Gewalt¬ 
anwendung nicht nur eine, sondern mehrere 
Verbrechen gegen die Person zu begehen. Die 
Verständigung über den Zusammenschluß 
bedarf keiner bestimmten Form. Es genügt ein 
konkludentes Handeln. 57 ) 

Liegt im Einzelfall ein Zusammenschluß zur wie¬ 
derholten Begehung von Verbrechen gegen die Per¬ 
son vor, müssen diese (beabsichtigten) Verbrechen 
zur Zeit der Aburteilung noch nicht ausgeführt 
worden sein. Absatz 1 Ziff. 2 ist in diesen Fällen 
immer dann verletzt, wenn sich zwei oder mehrere 
Personen zusammengeschlossen haben, um unter 
Gewaltanwendung Verbrechen gegen die Person zu 
begehen, wenn die bereits begangene Straftat gegen 
die Person bzw. unter den begangenen Straftaten 
gegen die Person tatsächlich ein Verbrechen ist. 
War die begangene Straftat nur ein Vergehen oder 
waren die begangenen Straftaten nur Vergehen, ge¬ 
nügt es, wenn die beabsichtigten Straftaten gegen 
die Person von der Strafandrohung der betreffen¬ 
den Tatbestände her Verbrechen sein können. 

Frciheits beraubung 

Paragraph 131 StGB schützt die persönliche Be¬ 
wegungsfreiheit des Menschen als elementare 
Voraussetzung und Bestandteil seiner Entschei- 
dungs- und Handlungsfreiheit. Geschützt werden 
alle Menschen, die die physische Fähigkeit haben, 
ihren Aufenthaltsort zu ändern, also auch Kinder 
oder Betrunkene, sofern diese Fähigkeit gegeben 
ist. Geschützt werden auch Kranke, Gebrechliche, 
Sieche, die infolge Entfernung oder Unbrauch¬ 
barmachung von Hilfsmitteln zur Fortbewegung 


54 Vgl. „OG-Urteil vom 12. 4. 1972“, Neue Justiz, 
15/1972, S. 456. 

55 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämp¬ 
fung . . a. a. O. 

56 Vgl. „OG-Urteil vom 9. 6. 1972“, Neue Justiz, 
7/1973, S. 208. 

57 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämp¬ 
fung . . .“, a. a. O.; L. Welzel, „Gemeinschaftliche 
Tatbegehung beim schweren Fall des Raubes oder 
der Erpressung“, Neue Justiz, 23/1968, S. 721 ff.; 
„KG Halle, Urteil vom 12. 11. 1970“, Neue Justiz, 
11/1971, S. 338. 
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(Rollstuhl, Blindenhund, Beinprothese, Brille) 
oder durch Trennung vom Betreuer, der die Be¬ 
wegungsfreiheit zu ermöglichen hat, ihrer Bewe¬ 
gungsfreiheit beraubt werden. 

Im Tatbestand wird zur Charakterisierung der ob¬ 
jektiven Seite das Einsperren als charakteristische 
Form der Freiheitsberaubung hervorgehoben. Die¬ 
ses liegt vor, wenn jemand daran gehindert wird, ei¬ 
nen umschlossenen Raum zu verlassen. Die gene¬ 
relle Formulierung „ auf andere Weise rechtswidrig 
der persönlichen Freiheit beraubt** erfaßt jede Auf¬ 
hebung der Möglichkeit, den eigenen Aufenthalts¬ 
ort ungehindert zu verändern, z. B. Festhalten, 
Fesseln, Nichtanhalten eines Fahrzeugs, Wegnahme 
der Kleidung, Narkotisierung. 

Freiheitsberaubung kann durch Unterlassen began¬ 
gen werden, wenn z. B. jemand nach einer nicht 
strafbaren versehentlichen Einsperrung diese be¬ 
wußt aufrechterhält. Freiheitsberaubung durch Un¬ 
terlassen begeht auch der Pfleger, der einen ihm an¬ 
vertrauten Kranken, der nicht über die Bewegungs¬ 
freiheit verfügt, pflichtwidrig die erforderliche Hilfe 
zur Fortbewegung versagt. 

Die Handlung ist rechtswidrig, wenn keine 
rechtliche Befugnis zur Einschränkung der Frei¬ 
heit (Notwehr, vorläufige Festnahme, Verhaf¬ 
tung, erforderliche Krankenbehandlung) vorliegt. 

Der Vorsatz muß sich auf das Einsperren be¬ 
ziehen oder andere Handlungen erfassen, die zur 
Freiheitsberaubung führen. 

Menschenhandel 

Mit der Bekämpfung des Menschenhandels leistet 
die DDR einen Beitrag zur Sicherung der Men¬ 
schenrechte und Grundfreiheiten - einer Aufgabe, 
die zu den Grundanliegen der Vereinten Nationen 
gehört, wie sie in der Präambel sowie in Art. 1 
Abs. 3 und 55 der UNO-Charta fixiert sind. 

Die Bestimmung des § 132 StGB entspricht 
den von der DDR anerkannten internationalen 
Konventionen, wonach solche Verbrechen in allen 
Ländern, die diesen Konventionen beigetreten 
sind, unter Strafe zu stellen sind. Dazu gehören die 
Internationale Übereinkunft zur Unterdrückung 
des Frauen- und Kinderhandels vom 30. Septem¬ 
ber 1921 (RGBl. II1924 S. 180) und das Interna¬ 
tionale Übereinkommen zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels vom 4. Mai 1910 (RGBl. 1913 
S. 31). In der Bekanntmachung über die Wieder¬ 
anwendung multilateraler internationaler Über¬ 
einkommen vom 16. April 1959 (GBl. I S. 505) 
hat die DDR ausdrücklich erklärt, daß sie diese 
völkerrechtlichen Vereinbarungen anwendet. Sie 
dokumentiert damit als souveräner Staat ihre Be¬ 


reitschaft, ihren völkerrechtlichen Verpflichtun¬ 
gen gewissenhaft nachzukommen. 

Der, Menschenhandel ist eine besonders 
schwere und verwerfliche Form der Freiheitsbe¬ 
raubung. Nach § 132 Abs. 1 StGB werden drei 
Begehungsformen des Menschenhandels unter¬ 
schieden, und zwar 

— die Entführung 

— die rechtswidrige Nötigung zum Aufenthalt in 
einem bestimmten Gebiet 

— das Verbringen ins Ausland. 

Die ersten beiden gesetzlich charakterisierten Be¬ 
gehungsformen des Menschenhandels müssen 
durch Gewalt, Drohung oder Täuschung verwirk¬ 
licht werden. Nicht erforderlich ist, daß auf das Op¬ 
fer während des Entführens oder Zwingens mit Ge¬ 
walt, Drohung oder Täuschung ständig eingewirkt * 
wird. Es genügt z. B., daß das Opfer nach Anwen-. 
düng von Gewalt, Drohung oder Täuschung bereit 
ist, seinen Aufenthalt in einem bestimmten Gebiet - 
zu nehmen. Das in der zweiten Alternative enthal¬ 
tene Merkmal „rechtswidrig“ ist .deshalb Tatbe¬ 
standsvoraussetzung, weil ein Bürger auch recht- 
mäßig gezwungen werden kann, seinen Aufenthalt . 
in bestimmten Gebieten zu nehmen. Die Drohung 
ist nicht auf die Ankündigung von Gefahren für Le¬ 
ben und Gesundheit oder anderer schwerer Nach¬ 
teile eingeschränkt. Jedes Inaussichtstellen eines 
gegenwärtigen oder künftigen Nachteils ist tatbe¬ 
standsmäßig, wenn es die im Gesetz beschriebenen 
Begehungsformen verwirklicht. Täuschung , im 
Sinne des § 132 StGB ist jede Erregung eines Irr¬ 
tums durch Vorspiegelung von Vorteilen mit der 
Zielstellung, einen Menschen zu entführen oder ihn 
rechtswidrig zum Aufenthalt in bestimmten Gebie¬ 
ten zu zwingen. 

Während sich Abs. 1 gegen den Menschen¬ 
handel schlechthin richtet, ohne Rücksicht auf die 
damit verfolgten Zwecke, erfaßt Abs. 2 die-spe¬ 
ziellen Formen des Menschenhandels, die der Pro¬ 
stitution dienen. Er dient damit vor allem der in¬ 
ternationalen Bekämpfung der Prostitution. 

Wird ein Kind oder Jugendlicher unter sech¬ 
zehn Jahren den Eltern oder anderen Erziehungs¬ 
berechtigten entführt oder vorenthalten, um ihn 
ins Ausland zu verbringen, dann ist § 132 
Abs. 1 StGB in Tateinheit mit § 144 Abs. 3 StGB 
anzuwenden. 

Beim Vorliegen einer staatsfeindlichen Ziel¬ 
setzung liegt staatsfeindlicher Menschenhandel 
(§ 105 StGB) vor. 
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Straftaten gegen die Glaubens - 
und Gewissensfreiheit 
und die Freiheit der Religionsausübung 
Mit § 133 StGB wird das verfassungsmäßige Recht 
geschützt , sich zu einem religiösen Glauben zu be¬ 
kennen und religiöse Handlungen auszuüben 
(Art. 39 Abs. 1 Verfassung), es wird aber auch 
das Erzwingen der Teilnahme an einer derartigen 
Handlung unter Strafe gestellt. 

Damit wird strafrechtlich gewährleistet, daß 
jedermann seinen Glauben frei ausüben kann. 
Der strafrechtliche Schutz erstreckt sich auf alle 
religiösen Handlungen, die auf Grundstücken, in 
Gebäuden oder Räumlichkeiten stattfinden, die 
im Rahmen der bestehenden Rechtsvorschriften, 
Vereinbarungen (z. B. Mietverträge) und ver¬ 
bindliche Festlegungen nach ihrer objektiven Be¬ 
schaffenheit sowie der ihnen von der betreffenden 
Religionsgemeinschaft verliehenen Zweckbe¬ 
stimmung für die Durchführung religiöser Hand¬ 
lungen bestimmt sind (in der Regel Kirchen) oder 
die mit Genehmigung der dafür zuständigen staat¬ 
lichen Stellen für religiöse Handlungen benutzt 
werden. 

Der strafrechtliche Schutz bezieht sich weiter¬ 
hin darauf, daß niemand zu einer seinem Gewis¬ 
sen, seiner Erziehung und seiner Weltanschauung 
widersprechenden religiösen Handlung ge¬ 
zwungen wird. Die Mittel der Tatbegehung sind 
Gewalt oder Bedrohung mit einem schweren 
Nachteil bzw. der Mißbrauch einer Notlage oder 
eines Abhängigkeitsverhältnisses. 

Während Abs. 1 die Freiheit der religiösen 
Selbstbestimmung schützt, garantiert Abs. 2 die 
ungestörte Durchführung religiöser Handlungen 
und die religiöse Integrität der gottesdienstlichen 
Räume. 

Werden Straftaten nach Abs. 2 zusammen mit 
anderen begangen, die aus einer Mißachtung der 
öffentlichen Ordnung oder der Regeln des soziali¬ 
stischen Zusammenlebens Gewalttätigkeiten, 
Drohungen oder grobe Belästigungen gegenüber 
Personen oder böswillige Beschädigungen von Sa¬ 
chen oder Einrichtungen begeht, so liegt Tatein¬ 
heit mit Rowdytum (§215 StGB) vor. 

Bedrohung 

Die Bedrohung (§ 130 StGB) tritt in der Praxis 
meist als Methode der Begehung anderer Delikte 
in Erscheinung, z. B. Vergewaltigung oder Raub 
(§ 121 und § 126 StGB). Sie ist als selbständiges 
Delikt unter Strafe gestellt, wenn mit der Bege¬ 
hung eines Verbrechens im Sinne des § 1 Abs. 3 


StGB gedroht wird. Die angedrohte Handlung 
muß sich gegen die Person des Bedrohten richten. 
Hierunter fallen nicht nur Verbrechen gegen die 
Persönlichkeit (§§ 112 ff. StGB), sondern auch 
alle anderen schweren Verbrechen, die die Rechte 
und Interessen des Bedrohten in gesellschaftsge¬ 
fährlicher Weise beeinträchtigen, z. B. die Dro¬ 
hung, das Wohnhaus des Bedrohten anzuzünden. 
Die Drohung muß objektiv den Eindruck der 
Ernsthaftigkeit erwecken. Nicht ernstgemeinte 
Äußerungen im Zustand der Wut oder einer 
schweren seelischen Erregung sind hiervon zu un¬ 
terscheiden. 

Der Vorsatz muß den Inhalt der Drohung und 
ihre Wirkung auf den Bedrohten erfassen. 

Diese Bestimmung ist nur anzuwenden, wenn die 
Bedrohung nicht das tatbestandsmäßige Mittel 
der Verwirklichung einer anderen Straftat dar¬ 
stellt (z. B. in den §§ 121. 122, 126, 127 StGB) 
oder nicht als Nötigung (§ 129 StGB) zu qualifi¬ 
zieren ist (Subsidiarität). 

Hausfriedensbruch 

Die Bestimmung des § 134 Abs. 1 StGB schützt 
die Rechte und Interessen der Bürger , ihre Woh¬ 
nung , andere Räumlichkeiten und umschlossene 
Grundstücke ungestört zu nutzen . Sie sichert damit 
das verfassungsmäßig garantierte Recht der Bür¬ 
ger auf Unverletzlichkeit ihrer Wohnung (Art. 37 
Abs. 3 Verfassung). 

Zur Wohnung gehören alle Räumlichkeiten, die auf 
der Grundlage einer staatlichen Zuweisung oder 
Genehmigung und eines bestehenden Eigentums¬ 
rechts, Mietverhältnisses oder anderen Rechtsver¬ 
hältnisses der persönlichen Nutzung des Berechtig¬ 
ten dienen. Dazu gehören auch einzelne in sich ab¬ 
geschlossene Teil- oder Untermietbereiche sowie 
die dazu gehörenden Nebenräume (Keller, Boden, 
Abstellräume, Bad usw.). Daneben erfaßt der Tat¬ 
bestand alle anderen Räumlichkeiten , z. B. Ge¬ 
schäfts- und Gewerberäume, Lauben, Wochenend¬ 
häuser usw., die der Bürger rechtmäßig besitzt. 
Unter das Merkmal „Räume“ fällt auch der Innen¬ 
raum von Fahrzeugen (PKW, Wasserfahrzeuge 
usw.). 

Umschlossene Grundstücke sind solche, die durch 
Zäune, Mauern oder andere Umgrenzungen ge¬ 
kennzeichnet sind und unbefugten Personen den 
Zutritt (Verwehren (z. B. Gärten, Baustellen, Tier¬ 
gehege). Auch für sie ist ein rechtmäßiger Besitz 
Voraussetzung des strafrechtlichen Schutzes. 

Einen Hausfriedensbruch begeht, wer vorsätz¬ 
lich in eine Wohnung, einen Raum oder ein um- 
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schlossenes Grundstück unberechtigt eindringt 
oder wer darin unbefugt verweilt. 

Das Eindringen ist widerrechtlich, wenn es ohne 
Einwilligung des Berechtigten erfolgt oder wenn der 
Täter keine gesetzliche Befugnis oder ein vertragli¬ 
ches Recht dazu hat. Unbefugtes Verweilen liegt 
vor, wenn der Aufenthalt in der Wohnung usw. dem 
zum Ausdruck gebrachten Willen des Berechtigten 
widerspricht. 

Hausfriedensbruch nach Abs. 1 ist eine Ver¬ 
fehlung. Gemäß § 3 Verfehlungs-VO beraten und 
entscheiden darüber die gesellschaftlichen Ge¬ 
richte. 

Hausfriedensbruch in öffentlichen Gebäuden , 
Grundstücken oder Verkehrsmitteln kann in leich¬ 
ten Fällen als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden 
(vgl. Anm. zu § 134 StGB, § 6 OWVO). 

Absatz 2 regelt die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit für Hausfriedensbruch unter Anwen¬ 
dung von Gewalt, Drohung mit Gewalt und für 
mehrfach begangenen Hausfriedensbruch. 

Damit wird sowohl eine Tat nach Abs. 1 als auch 
ein Hausfriedensbruch in öffentlichen Gebäuden, 
Grundstücken oder Verkehrsmitteln als Vergehen 
erfaßt. 

Die Gewalt als Mittel des Hausfriedensbru¬ 
ches kann sich sowohl gegen die Person als auch 
gegen Sachen richten. Sie dient der Überwindung 
des Widerstandes der Person oder der Beseitigung 
sachlicher Hindernisse. Die Drohung besteht im 
Inaussichtstellen von Gewalt und ist somit gegen¬ 
über den anderen Nötigungsdelikten modifiziert. 
Eine mehrfache Begehung liegt vor, wenn minde¬ 
stens zwei selbständige Straftaten des Hausfrie¬ 
densbruches vorliegen, für die der Täter (noch) 
nicht bestraft worden ist. 

Der Hausfriedensbruch in öffentlichen Gebäu¬ 
den richtet sich gegen die staatliche und öffentliche 
Ordnung. Er wird durch unberechtigtes Eindrin¬ 
gen bzw. unbefugtes Verweilen begangen. 

Öffentlich sind alle Gebäude, Grundstücke und 
Verkehrsmittel, die zur Durchführung gesellschaft¬ 
licher Aufgaben in den verschiedensten Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens genutzt werden 
(staatliche Leitung, Organisation und Verwaltung, 
Verkehrs- und Nachrichtenwesen, Gesundheitswe¬ 
sen, Rechtspflege, Kultur und Bildung usw.). Die 
öffentlichen Gebäude usw. können in Volkseigen¬ 
tum, genossenschaftlichem Eigentum oder Eigen¬ 
tum gesellschaftlicher Organisationen stehen. Aber 
auch die in persönlichem oder privatem Eigentum 
stehenden Räumlichkeiten, Grundstücke und Fahr¬ 
zeuge, die für Aufgaben im öffentlichen Interesse 
genutzt werden, gehören hierzu. Dabei ist es nicht 


erforderlich, daß die Räumlichkeiten und Grund¬ 
stücke dem allgemeinen Publikumsverkehr zugäng¬ 
lich sind. Der Begriff „öffentlich“ ist also nicht von 
der Eigentumsform, sondern von der gesellschaftli¬ 
chen Funktion der Gebäude her zu bestimmen. In 
Abgrenzung zum Hausfriedensbruch zum Nachteil 
der Bürger sind deshalb als öffentliche Grundstücke 
und Räume im Sinne des § 134 Abs. 2 StGB alle die 
zu betrachten, die zu gesellschaftlichen und nicht zu 
persönlichen oder privatwirtschaftlichen Zwecken 
genutzt werden. 

Das Vergehen des Hausfriedensbruchs gemäß 
§ 134 Abs. 2 StGB wird mit Verurteilung auf Be¬ 
währung, mit Geldstrafe, Haftstrafe oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft. Noch 
strenger — möglicherweise wegen eines Verbre¬ 
chens - wird gemäß § 134 Abs. 3 StGB bestraft, 
wer sich an einer Zusammenrottung von Personen 
beteiligt, die in öffentliche Gebäude gewaltsam 
eindringen oder unbefugt darin verweilen. 

Verletzung des Briefgeheimnisses 
Der strafrechtliche Schutz der Intimsphäre der 
Bürger erstreckt sich auch auf die Sicherung des 
Briefgeheimnisses. Geschützt werden gemäß 
§ 135 StGB verschlossene Schriftstücke oder an¬ 
dere verschlossene Sendungen. Dazu gehören: ein¬ 
fache verschlossene Briefe, Einschreiben, Wert¬ 
briefe, verschlossene Telegramme, Pakete und 
Päckchen. Die unberechtigte Kenntnisnahme von 
unverschlossenen Sendungen wie Postkarten oder 
unverschlossenen Briefen, fällt nicht unter § 135 
StGB. Der Schutz der Sendung erstreckt sich auf 
den Zeitraum vom Verschließen bis zur Öffnung 
durch den Berechtigten. 

Es ist gleichgültig, ob die Sendung befördert, hinter¬ 
lassen oder hinterlegt wird. Aus der Sendung muß 
jedoch deutlich werden, daß sie unter den Schutz 
des Briefgeheimnisses fällt. Es muß erkennbar sein, 
daß ihr Inhalt einem bestimmten Bürger zur Kennt¬ 
nis gebracht oder übermittelt werden soll. Unter 
den Begriff Sendung fallen nicht nur Postsendun¬ 
gen, sondern alle Sendungen, die von gesetzlich da¬ 
für vorgesehenen oder befugten Einrichtungen oder 
Personen befördert werden, z. B. auch Sendungen 
des Zentralen Staatlichen Kurierdienstes (ZKD) 
und Zustellungen durch den Sekretär des Kreisge¬ 
richts. 

Auch verschlossene Hausmitteilungen innerhalb von 
Betrieben und aus Gefälligkeit für andere Personen 
zur Beförderung oder zur Aufbewahrung übernom¬ 
mene verschlossene Sendungen fallen unter das 
Briefgeheimnis. Der Schutz des Briefgeheimnisses 
in staatlichen und wissenschaftlichen Einrichtungen 
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und Betrieben erstreckt sich jedoch nur auf Sen¬ 
dungen persönlichen Charakters. 

Der Tatbestand ist erfüllt, wenn ein Unbefugter 
sich Kenntnis von dem gedanklichen Inhalt eines 
verschlossenen Schriftstückes oder dem Inhalt ei¬ 
ner verschlossenen Sendung verschafft. Geschützt 
wird der Inhalt der verschlossenen Sendung gegen 
unberechtigte Kenntnisnahme . Die Entnahme, 
Zerstörung oder Beschädigung des Inhalts kann 
nach anderen Bestimmungen strafbar sein. Die 
Kenntnisnahme ist unberechtigt, wenn sie ohne 
Einverständnis des Berechtigten bzw. ohne eine 
gesetzliche Befugnis erfolgte. Liegen die Voraus¬ 
setzungen des § 3 StGB vor und ist die Handlung 
ein Disziplinarverstoß, können Disziplinarmaß¬ 
nahmen angewandt werden (§ 3 Abs. 2 StGB). 

Verletzungen des Postgeheimnisses, die von 
Mitarbeitern oder Beauftragten der Deutschen Post 
in Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit begangen 
werden, sind in § 202 StGB besonders geregelt. 
Werden durch die Handlungen bedeutsame, ins¬ 
besondere geheimzuhaltende Informationen er¬ 
langt, ist zu prüfen, ob die §§ 97, 98,172,245,246 
oder 272 StGB anzuwenden sind. 

Verletzung des Berufsgeheimnisses 
Mit § 136 StGB werden die persönlichen Interes¬ 
sen der Bürger vor unbefugten Offenbarungen ge¬ 
sichert. Das Berufsgeheimnis dient der Herstel¬ 
lung eines engen Vertrauensverhältnisses zwi¬ 
schen dem rat- und hilfesuchenden Bürger und 
dem Berufsausübenden. Das ist eine wichtige 
Voraussetzung, um die ärztliche und juristische 
Berufstätigkeit zum Nutzen der Gemeinschaft 
und des einzelnen ausüben zu können. Zur Wah¬ 
rung des Berufsgeheimnisses sind Rechtsanwälte, 
Notare, Ärzte, Zahnärzte, Psychologen, Hebam¬ 
men, Apotheker und deren Mitarbeiter verpflich¬ 
tet. 

Mitarbeiter sind alle Personen, die notwendiger¬ 
weise mit den der Geheimhaltung unterliegenden 
Tatsachen bekannt werden, z. B. Krankenschwe¬ 
stern, medizinisch-technische Assistentinnen, aber 
auch Personen, die während ihrer Berufsausbildung 
• eine praktische Tätigkeit ableisten. Bei Schreibkräf¬ 
ten und anderen Mitarbeitern, die nur technische 
Arbeiten verrichten, ist zu prüfen, ob sie durch ihre 
Tätigkeit zwangsläufig Kenntnis von Berufsge¬ 
heimnissen erlangen müssen, wie die Arztsekretärin 
oder die Sekretärin des Rechtsanwalts. Mitarbeiter 
sind aber auch Personen, die auf Anweisung des 
Arztes oder anderer zur Wahrung des Berufsge¬ 
heimnisses Verpflichteter tätig werden, ohne unmit¬ 
telbar mit ihnen zusammenzuarbeiten, wie Labor¬ 
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hilfen, Heilgymnastiker oder Masseure. Der zur 
Wahrung des Berufsgeheimnisses verpflichtete Per¬ 
sonenkreis wird, soweit es die Ausübung medizini¬ 
scher und unmittelbar damit zusammenhängender 
Tätigkeit betrifft, von einer Reihe strafrechtlicher 
Sonderbestimmungen erweitert (vgl. § 18 der VO 
über die Berufserlaubnis und Berufsausbildung in 
mittleren medizinischen Berufen sowie medizini¬ 
schen Hilfsberufen vom 17. 2. 1955, GBl. I S. 149 
i. d. F. des Anpassungsgesetzes; § 30 der VO zur 
Verhütung und Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten vom 23. 2. 1961, GBl. II S. 85 i. d. F. 
des Anpassungsgesetzes). 

Zu den Mitarbeitern zählen nicht diejenigen Perso¬ 
nen, deren Tätigkeit inhaltlich in keinem Zusam¬ 
menhang mit der Berufsausübung steht (z. B. 
Raumpfleger und Kraftfahrer). Auch diesen Mitar¬ 
beitern gegenüber müssen die nach § 136 StGB 
Verpflichteten das Berufsgeheimnis wahren. Erhal¬ 
ten Reinigungskräfte, Kraftfahrer usw. unbeabsich¬ 
tigt Kenntnis von einem Berufsgeheimnis oder ver¬ 
schaffen sie sich eine solche Kenntnis widerrechtlich 
und geben sie sie weiter, dann sind sie disziplinarisch 
zur Verantwortung zu ziehen, soweit nicht andere 
gesetzliche Bestimmungen verletzt worden Sind. 
Die Mitarbeiter der Sozialversicherung und die 
SV-Bevollmächtigten in den Betrieben sind keine 
Mitarbeiter im Sinne des § 136 StGB. Eine unbe¬ 
fugte Offenbarung der ihnen bekannt werdenden 
Tatsachen kann disziplinarisch geahndet werden. 

Die Schweigepflicht erstreckt sich auf alle Tat¬ 
sachen, an deren Geheimhaltung ein persönliches 
Interesse besteht. 5 *) Sie zu bewahren liegt auch im 
gesellschaftlichen Interesse und entspricht den 
Regeln des sozialistischen Zusammenlebens. Das 
persönliche Interesse der Bürger erfordert auch, 
daß, Informationen über wesentliche betriebliche 
oder dienstliche Gegebenheiten, die vom hilfe- 
oder ratsuchenden Bürger dem nach § 136 StGB 
Verpflichteten im Zusammenhang mit seiner ärzt¬ 
lichen oder juristischen Tätigkeit anvertraut wer¬ 
den, ebenfalls der. Schweigepflicht unterhegen. 
Die geheimzuhaltenden Tatsachen können den 
rat- oder hilfesuchenden Bürger selbst, aber auch 
andere Personen (Ehefrau, Verlobte usw.) betref¬ 
fen. Ein persönliches Interesse an der Geheimhal¬ 
tung muß aber in jedem Fall bei demjenigen vor¬ 
liegen, der einem Arzt, Rechtsanwalt usw. Tatsa¬ 
chen aus der persönlichen Sphäre anvertraut. Der 
Geheimnisschutz kommt unmittelbar dem Anver¬ 
trauenden und durch ihn auch dritten Person zu¬ 
gute. Dem Berufsgeheimnis unterliegen nicht sol- 

58 Vgl. S. Wittenbeck, „Schweigepflicht und Aussage¬ 
verweigerungsrecht des Arztes“, Neue Justiz, 
18/1970, S. 540 ff. 



che Tatsachen aus der Intimsphäre der Ehegatten 
oder Intimpartner, die dem Verpflichteten in der 
Absicht oder Erwartung anvertraut werden, daß 
sie in bestimmter Weise offenbart werden. 

Ob ein persönliches Interesse des Anvertrauenden 
an der Geheimhaltung besteht, ist nach allen Um¬ 
ständen des konkreten Falles zu beurteilen, nach 
der Art der Tatsache, den möglichen Auswirkungen 
ihres Bekanntwerdens für den Betroffenen, seinen 
persönlichen Lebensumständen und Beziehungen, 
seiner gesellschaftlichen und beruflichen Stellung 
und Tätigkeit usw. Vor allem ist der ausdrücklich 
bekundete Wille des Anvertrauenden zu beachten. 
Im Zweifel ist davon auszugehen, daß ein Interesse 
an der Geheimhaltung besteht und die Tatsache 
ohne Befreiung von der Verpflichtung zur Ver¬ 
schwiegenheit nicht offenbart werden darf. Ein per¬ 
sönliches Interesse an der Geheimhaltung ist jedoch 
dann zu verneinen, wenn die dem Arzt, Rechtsan¬ 
walt usw. übertragene Tätigkeit die Offenbarung 
anvertrauter oder bekannt gewordener Tatsachen 
sachlich erfordert (beispielsweise die Mitteilung der 
Krankengeschichte an einen hinzugezogenen Spe¬ 
zialarzt). 

Geheimzuhalten sind sowohl die dem Arzt, 
Rechtsanwalt usw. anvertrauten als auch die ihnen 
durch ihre berufliche Tätigkeit auf andere Weise 
bekanntgewordenen Tatsachen, z. B. bei der Er¬ 
sten-Hilfe für einen Schwerverletzten aus persön¬ 
lichen Briefen. Die Schweigepflicht erstreckt sich 
nicht auf die außerhalb der Berufsausübung zur 
Kenntnis gelangten Tatsachen. Die Pflicht zur 
Geheimhaltung bleibt bestehen, auch wenn die 
betreffenden Personen ihren Beruf nicht mehr 
ausüben. 

Die nach § 136 StGB Verpflichteten dürfen 
Tatsachen, zu deren Geheimhaltung sie verpflich¬ 
tet sind, nur offenbaren , wenn sie von der Schwei¬ 
gepflicht befreit worden sind, eine Anzeige- oder 
Meldepflicht gesetzlich vorgeschrieben ist, oder 
wenn sich dies aus dem Sinn und Zweck bestimm¬ 
ter Gesetze ergibt. Das trifft auch gegenüber Ge¬ 
richt und Staatsanwaltschaft zu. Diese sind gehal¬ 
ten, dem befragten Arzt oder Rechtsanwalt die 
Gründe für die erbetene Entbindung von der 
Schweigepflicht mitzuteilen. 

Zur Entbindung von der Schweigepflicht sind 
berechtigt: 

- der Patient oder Klient selbst 

- die Person, auf die sich die zu offenbarende 
Tatsache bezieht (z. B. Intimpartner des Pa¬ 
tienten oder Klienten) 

der gesetzliche Vertreter des Patienten oder 
Klienten, wenn es sich bei diesem um eine 


minderjährige oder entmündigte Person han¬ 
delt und diese dadurch nicht geschädigt wird 
- die nächsten Angehörigen, insbesondere der 
Ehegatte des Patienten oder Klienten nach 
dessen Tode, wenn es nicht zum Schaden des 
Verstorbenen geschieht. 

Die rechtliche Befreiung von der Verschwie¬ 
genheit der nach § 136 StGB Verpflichteten be¬ 
ruht auf gesetzlichen Anzeige - und Meldepflichten. 

Gemäß § 225 StGB z. B. ist jedermann zur Anzeige 
verpflichtet, der von dem Vorhaben, der Vorberei¬ 
tung oder der Ausführung eines in dieser Bestim¬ 
mung genannten schweren Verbrechens vor dessen 
Beendigung glaubwürdig Kenntnis erlangt. Diese 
Verpflichtung gilt auch für den in § 136 StGB ge¬ 
nannten Personenkreis. Eine Pflicht zur Anzeige 
begangener Straftaten ergibt sich für den Arzt auch 
aus § 1 der AO über die Meldepflicht bei Verdacht 
auf strafbare Handlungen gegen Leben oder Ge¬ 
sundheit vom 30. 5. 1967 (GBl. II S. 360) und aus 
§ 4 Abs. 2 der AO über die ärztliche Leichenschau 
vom 2. 12. 1968 (GBl. II S. 1041), 

Schließlich besteht nach § 15 der Approbations¬ 
ordnung für Ärzte vom 16. 2. 1949 (ZVOB1. 
S. 120) i. d. F. des Anpassungsgesetzes eine Anzei¬ 
gepflicht, wenn von unbefugten Personen Handlun¬ 
gen ausgeführt werden, die dem approbierten Arzt 
Vorbehalten sind. 

Gesetzliche Meldepflichten bestehen weiter z. B. 
nach § 17 und § 18 der VO zur Verhütung und Be¬ 
kämpfung von Geschlechtskrankheiten vom 23. 2. 
1961 (GBl. II S. 85); § 11 des Gesetzes zur Verhü¬ 
tung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
bei Menschen vom 20. 12.1965 (GBl. 11966 S. 29). 

Während die gesetzlichen Anzeigepflichten 
der Verhütung oder Aufklärung von Straftaten 
dienen, wurden die genannten ärztlichen Melde¬ 
pflichten aus medizinischen Erwägungen festge¬ 
legt. In all diesen Fällen ist der Arzt verpflichtet, 
den zuständigen staatlichen Stellen Meldung zu 
erstatten, wenn er die in den genannten Gesetzes¬ 
bestimmungen näher bezeichneten Zustandsbil¬ 
der feststellt. Auch hier handelt es sich um gesetz¬ 
lich begründete Ausnahmen von der Schweige¬ 
pflicht. 

Der Arzt ist auch dann von der Schweige¬ 
pflicht entbunden, wenn sich eine Pflicht zur Of¬ 
fenbarung aus dem Sinn gesetzlicher Bestimmun¬ 
gen ergibt, z. B. im Falle des § 6 des Gesetzes 
über die Einweisung in stationäre Einrichtungen 
für psychisch Kranke vom 11. 6. 1968 (GBL I 
S. 273), Die Einweisung ist notwendigerweise mit 
der Offenbarung der Diagnose, mit der Bekannt¬ 
gabe der Tatsachen verbunden, die dem Arzt in 
seiner beruflichen Tätigkeit anvertraut und be- 
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kanntgeworden sind und an deren Geheimhaltung 
grundsätzlich ein persönliches Interesse des Pa¬ 
tienten besteht. Eine Offenbarung der ihm anver¬ 
trauten Tatsachen erfordert u. U. auch die Gut¬ 
achtertätigkeit des Arztes. Die Offenbarung sol¬ 
cher Tatsachen gegenüber den Rechtspflegeorga¬ 
nen und die Einbeziehung diesef Tatsachen in die 
allseitige und umfassende Prüfung der Täterper¬ 
sönlichkeit und des Tatgeschehens ist in der Regel 
gerade Sinn der Begutachtung (§ 40 Abs. 1 
StPO). Im übrigen begründet amtliche Gutachter¬ 
tätigkeit kein Vertrauensverhältnis im Sinne des 
§ 136 StGB. 

Ein die strafrechtliche Verantwortlichkeit aus¬ 
schließender Widerstreit der Pflichten (§ 20 StGB) 
könnte dann vorliegen, wenn sich der Arzt zur 
Anzeige einer gesetzlich nicht anzeigepflichtigen 
Straftat entschließt, z. B. nachdem er feststellte, 
daß eine Person schwer mißhandelt worden ist. Er 
würde in solchen Fällen zu Recht sein ärztliches 
Berufsethos über die Schweigepflicht nach § 136 
StGB stellen. 

Der Schweigepflicht der nach § 136 StGB 
Verpflichteten entspricht das Recht , im Strafver¬ 
fahren als Zeuge die Aussage über das zu verwei¬ 
gern, was ihnen bei der Ausübung ihres Berufes 
oder ihrer Tätigkeit anvertraut worden oder be¬ 
kanntgeworden ist. Ein Recht zur Aussagever¬ 
weigerung besteht jedoch nicht, wenn der Ver¬ 
pflichtete nach dem Strafgesetz zur Anzeige ver¬ 
pflichtet ist (§ 27 Abs. 1 StPO) oder wenn er von 
der Verpflichtung zur Verschwiegenheit befreit ist 
(§ 27 Abs. 2 StPO). 

Aus dieser Formulierung ist erkennbar, daß die 
Pflicht zur Meldung bestimmter Tatsachen (z. B. 
gegenüber Dienststellen des Gesundheitswesens) 
nicht identisch ist mit der Pflicht zur Aussage vor 
den Rechtspflegeorganen. Während § 136 StGB 
die Offenbarung des Berufsgeheimnisses zuläßt, 
wenn dazu eine gesetzliche Verpflichtung ,besteht, 
wird das Aussageverweigerungsrecht nach § 27 
StPO nur insoweit eingeschränkt, als nach dem 
Strafgesetz Anzeige zu erstatten ist bzw. Befreiung 
von der Verschwiegenheit erteilt wurde. Daraus er¬ 
gibt sich, daß z. B. der Arzt über die aus medizini¬ 
schen Erwägungen meldepflichtigen Tatsachen im 
Strafverfahren die Aussage verweigern kann, wenn 
der Berechtigte ihn nicht von der Schweigepflicht 
befreit hat. Mit dieser Auffassung werden keines¬ 
wegs staatliche Interessen beeinträchtigt. Wird z. B. 
im Gerichtsverfahren eine sachkundige Stellung¬ 
nahme über bestimmte Erkrankungen eines An¬ 
geklagten notwendig, so wird das Gericht in der Re¬ 
gel einen Sachverständigen mit der Erstattung eines 
Gutachtens beauftraten (§§ 38 ff. StPO). 


Zur mehrfachen Gesetzesverletzung 
bei Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit 

Enthalten Tatbestände gegenüber anderen eine 
speziellere Regelung (lex specialis), so verdrängt 
diese stets die allgemeinere (Gesetzeskonkurrenz 
in der Form der Spezialität ). So sind die Tatbe¬ 
stände der Erpressung (§ 127 StGB), der Verge¬ 
waltigung (§ 121 StGB), der Nötigung zu einem 
sexuellen Verhalten (§ 122 StGB) und des Wider¬ 
standes gegen staatliche Maßnahmen (§ 212 
StGB), infolge der Anwendung von Zwang zu ei¬ 
nem näher beschriebenen Verhalten, im Verhält¬ 
nis zur Nötigung (§ 129 StGB) Spezialbestim¬ 
mungen; § 129 StGB kommt in diesen Fällen 
nicht zur Anwendung. 

Die §§ 126, 127, 129, 121, 122, 212 StGB 
konsumieren die Bedrohung (§ 130 StGB), weil 
die Bedrohung Bestandteil dieser Straftaten ist. 
Der Raub (§ 126 StGB) konsumiert die Nötigung 
(§ 129 StGB) und die erste Alternative, des Dieb¬ 
stahls, die Wegnahme (§ 158 und § 177 StGB), da 
diese Bestandteil der Ausführung des Raubes sind 
(Gesetzeskonkurrenz in Form der Konsumtion). 

Wird durch die Gewaltanwendung oder Dro¬ 
hung im Falle der Nötigung, der Erpressung, des 
Raubes oder der Freiheitsberaubung vorsätzlich 
eine körperliche Mißhandlung vorgenommen, 
eine Gesundheitsschädigung oder der Tod be¬ 
wirkt, so liegt Tateinheit mit § 115, § 116 Abs. 2 
oder § 112 bzw. § 113 StGB vor. Im Falle der Nö¬ 
tigung kann auch Tateinheit mit § 116 Abs. 1 und 
§ 117 StGB vorliegen; denn Raub, Erpressung, 
Nötigung und Freiheitsberaubung können trotz 
der Gewaltanwendung oder Drohung so began¬ 
gen werden, daß keine Körperverletzung oder Tö¬ 
tung eintrat; im Falle vorsätzlicher Körperver¬ 
letzung oder Tötung ist daher Tateinheit zu beja¬ 
hen (z. B. § 116 und § 126 StGB bzw. § 117 und 
§ 126 StGB). Tateinheit liegt auch dann vor, wenn 
durch die Anwendung von Waffen oder Gegen¬ 
ständen, die als Waffen benutzt werden, ein 
schwerer Fall des Raubes oder der Erpressung 
nach § 128 Abs. 1 Ziff. 1 StGB begründet ist: Die 
vollständige strafrechtliche Charakterisierung des 
kriminellen Geschehens erfordert in solchen Fäl¬ 
len die tateinheitliche Anwendung von § 116 
StGB (bzw. § 112 StGB) und § 128 Abs. 1 Ziff. 1 
StGB. 59 ) 

59 Vgl. „OG-Urteil vom 31. 1. 1969“, Neue Justiz, 
7/1969, S. 217; J. Schreiter, „Zur Rechtsprechung 
auf dem Gebiet der vorsätzlichen Körperverlet¬ 
zung . . .“, a. a. O. 
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Tateinheit kann auch zwischen den genannten 
Angriffen gegen die Freiheit und Rowdytum 
(§215 StGB) bestehen. Eine erneute Gewaltan¬ 
wendung oder Drohung nach Tatbeendigung, bei 
der Nötigung oder der Erpressung bzw. nach der 
Besitzsicherung beim Raub kann Körperverlet¬ 
zung oder Mord sein, die dann zu den Straftaten der 
§ 126 und § 127 bzw. § 129 StGB in Tatmehrheit 
steht. 60 ) Tateinheit liegt des öfteren zwischen 
Raub und Erpressung vor, und zwar dann, wenn 
der Täter durch die Anwendung ein und derselben 
Mittel in einem Handlungskomplex eine Sache 
wegnimmt und die Herausgabe einer anderen Sa¬ 
che erlangt. 

Freiheitsberaubung kann in Tateinheit mit 
Rechtsbeugung (§ 244 StGB) oder falscher An¬ 
schuldigung (§ 228 StGB) stehen. Ebenso kann 
Tateinheit zwischen Freiheitsberaubung einer¬ 
seits und Nötigung oder Erpressung andererseits 
vorliegen, wenn mit der Freiheitsberaubung ein 
Verhalten im Sinne der Nötigung oder Erpressung 
erzwungen werden soll. Das Gleiche gilt im Ver¬ 
hältnis von Freiheitsberaubung und Raub. 


3*3.4. 

Straftaten gegen die persönliche Würde 
und das gesellschaftliche Ansehen 
von Bürgern, Kollektiven, 

Gemeinschaften und Gruppen 

Beleidigung und Verleumdung 
Die gegenseitige Achtung der persönlichen Würde 
und des gesellschaftlichen Ansehens der Bürger ist 
in der sozialistischen Gesellschaft eine wesentli¬ 
che Seite der Entwicklung sozialistischer Persön¬ 
lichkeiten und des gesellschaftlichen Zusammen¬ 
lebens der Menschen. Es ist eine elementare Vor¬ 
aussetzung der sozialistischen Lebensweise, daß 
sich die Menschen überall, im Betrieb, im Wohn¬ 
haus, im gesellschaftlichen Leben die gebührende 
Achtung entgegenbringen und ihr gesellschaftli¬ 
ches Ansehen gegenseitig respektieren. Jede Be¬ 
einträchtigung der Würde und des gesellschaftli¬ 
chen Ansehens der Bürger verletzt deren Ehrge¬ 
fühl und Wohlbefinden und führt zu unerwünsch¬ 
ten psychischen Belastungen. Solche Verstöße 
können empfindliche Störungen im Zusammenle¬ 
ben im Wohnhaus, in der Familie und im Betrieb 
herbeiführen, sie vermögen die Arbeitsfreude des 
Beleidigten und seine gesellschaftliche Aktivität 
zu beeinträchtigen. Die Entwicklung sozialisti¬ 


scher Beziehungen wäre unter solchen Bedingun¬ 
gen stark beeinträchtigt. 

Die §§ 137 und 138 StGB gewähren den straf¬ 
rechtlichen Schutz vor Beleidigung oder Ver¬ 
leumdung für Kollektive und durch unmittelbare 
Beziehungen fest umrissene Gruppen und Ge¬ 
meinschaften im Arbeits- und Lebensbereich, so 
für Ehe, Familie, Arbeitskollektive, Betriebsge¬ 
meinschaften, Gewerkschaftsgruppen, Hausge¬ 
meinschaften, Sportmannschaften usw. Para¬ 
graph 137 StGB hebt zwar im Gegensatz zu § 138 
StGB die Kollektive nicht ausdrücklich hervor, 
schließt jedoch die Würde mehrerer Menschen 
ein, die vielfach als Würde eines Kollektivs in Er¬ 
scheinung tritt. 

Richtet sich die Beleidigung gegen eine Berufs¬ 
gruppe, z. B. gegen die Ärzte oder die Anwälte, 
ohne daß einzelne Personen hervorgehoben oder 
gesondert bezeichnet werden, ist davon auszuge¬ 
hen, daß unter einer Gruppenbezeichnung eine 
Mehrzahl konkreter Personen dieser Berufs- oder 
sonstigen Gruppe beleidigt oder verleumdet wur¬ 
den. 

In § 137 StGB wird auch das Andenken Ver¬ 
storbener vor Beleidigung geschützt. 

Das StGB unterscheidet zwei Grundformen 
der Ehrverletzung, nämlich die Beleidigung 
(§ 137 StGB) und die Verleumdung (§ 138 
StGB). 

Von § 137 werden Handlungen erfaßt, die die 
persönliche Würde eines Menschen verletzen , bei¬ 
spielhaft werden Beschimpfungen , Tätlichkeiten 
und unsittliche Belästigungen hervorgehoben. Die 
Formulierung ,,oder andere Handlungen“ erwei¬ 
tert diese praktisch bedeutsamsten Erscheinungs¬ 
formen der Beleidigung um alle weiteren Angriffe 
gegen die persönliche Würde. Die Verletzung der 
persönlichen Würde ist nur dann eine Rechtsver¬ 
letzung (Verfehlung oder Straftat), wenn es sich 
um eine grobe Mißachtung handelt. 

Ob eine Handlung eine Beleidigung darstellt, muß 
nach objektiven Maßstäben unter Berücksichtigung 
aller Umstände ermittelt werden. Es ist denkbar, 
daß die gleichen Worte oder die gleichen Handlun¬ 
gen unter bestimmten Umständen in bestimmten 
Gruppen oder in einer bestimmten Gegend auch 
nach objektiven Maßstäben Beleidigungen darstel¬ 
len, während dies in anderen Gruppen oder anderen 
Territorien nicht der Fall wäre. Subjektive Vorstel¬ 
lungen der unmittelbar Beteiligten, die im Wider¬ 
spruch zu objektiven Maßstäben stehen, sind jedoch 
unbeachtlich. Schabernack, Taktlosigkeit, Unhöf- 


60 Vgl. „OG-Urteil vom 31. 1. 1969“, a. a. O. 
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lichkeiten, Scherze usw. fallen grundsätzlich von 
vornherein aus dem Kreis der Beleidigungen her¬ 
aus. 

Die Erscheinungsformen „Tätlichkeiten“ und 
„unsittliche Belästigungen“ sind von der Körper¬ 
verletzung (§ 115 StGB) und der Nötigung sowie 
dem Mißbrauch zu sexuellen Handlungen (§122 
StGB) abzugrenzen. 

Bei den Tätlichkeiten (§ 137 StGB) handelt es 
sich zumeist um Handlungen, die die persönliche 
Würde grob mißachten, jedoch keine Mißhand¬ 
lung oder Gesundheitsschädigung darstellen, z. B. 
eine leichte Ohrfeige oder das Ziehen an Nase 
oder Ohren. Erreicht die Tätlichkeit den Grad ei¬ 
ner Mißhandlung oder Gesundheitsschädigung 
nach § 115 StGB, kann Tateinheit zwischen § 115 
und § 137 StGB gegeben sein. 

Eine Beleidigung nach § 137 StGB (unsittli¬ 
che Belästigung) liegt vor, wenn durch das Berüh¬ 
ren oder Betasten erogener Zonen oder auch Ent¬ 
kleiden einer Frau oder eines Mannes gegen deren 
oder dessen Willen - ohne Gewaltanwendung 
oder Androhung eines schweren Nachteiles - die 
persönliche Würde grob mißachtet wird. 61 ) 
Ebenso ist zu entscheiden, wenn die gleichen 
Handlungen bei Anwendung von Gewalt oder 
Drohung mit einem schweren Nachteil ohne sexu¬ 
elle Motivierung, also nicht zur Erregung oder Be¬ 
friedigung der Geschlechtslust, vorgenommen 
werden. 62 ) Unsittliche Belästigungen können auch 
vorliegen bei der Aufforderung einer Frau zum 
Geschlechtsverkehr in der Öffentlichkeit, dem 
Ansinnen homosexueller Betätigung, wenn die 
Beleidigten hierzu keine Veranlassung geboten 
haben. 

Unter den Begriff der sonstigen Handlungen, 
die die Würde eines Menschen grob verletzen, 
können symbolische Handlungen, wie das An¬ 
spucken des Beleidigten, seines Bildes oder das 
Ausspeien vor dem Beleidigten, fallen. Auch die 
Weitergabe einer Aktaufnahme gegen den Willen 
der Betroffenen an dritte Personen kann eine Be¬ 
leidigung des oder der Abgebiideten sein. 

Der Tatbestand der Verleumdung (§ 138 
StGB) umfaßt zwei Begehungsweisen, nämlich 
das Vorbringen oder Verbreiten ehrverletzender 
Unwahrheiten wider besseres Wissen oder das 
leichtfertige Vorbringen oder Verbreiten ehrverlet¬ 
zender nicht beweisbarer Behauptungen. 

In der ersten Alternative ist die Unwahrheit 
Tatbestandsmerkmal und muß daher festgestellt 
werden. Läßt sich nicht nachweisen, ob die ehr¬ 


verletzende Äußerung unwahr oder wahr ist, kann 
die zweite Alternative des § 138 StGB erfüllt sein. 

Auf der subjektiven Seite setzt die strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit Vorsatz voraus. Er muß 
die Unwahrheit umfassen und dadurch charakte¬ 
risiert sein, daß der Täter wider besseres Wissen 
handelt. Hat der Täter nicht genau gewußt, ob es 
sich um eine Unwahrheit handelt oder fehlt das 
qualifizierende Merkmal „wider besseres Wis¬ 
sen“, ist möglicherweise die zweite Alternative 
verletzt. 

Nicht beweisbare Behauptungen sind solche 
ehrverletzenden Äußerungen, die wahr oder un¬ 
wahr sein können, deren Wahrheit oder Unwahr¬ 
heit jedoch nicht bewiesen werden kann. Unter 
diese Alternative fallen aber auch unwahre Be¬ 
hauptungen, deren Unwahrheit erwiesen ist, wenn 
der Rechtsverletzer nicht wider besseres Wissen, 
sondern leichtfertig handelt. 

Sinn dieser Regelung ist, der leichtfertigen ehrver¬ 
letzenden Behauptung, von der nicht festgestellt 
werden kann, ob sie der Wahrheit entspricht oder 
nicht, zu begegnen. Von jedermann wird verlangt, 
verantwortungsbewußt zu prüfen, ob eine Behaup¬ 
tung der Wahrheit entspricht. Der umfassende 
Schutz des gesellschaftlichen Ansehens eines jeden 
Bürgers macht es erforderlich, daß derjenige, der 
sich dieser Verantwortung entzieht, nicht oder nur 
oberflächlich die Wahrheit prüft und aus Klatsch¬ 
sucht, Wichtigtuerei oder auch aus anderen Mo¬ 
tiven nicht beweisbare Behauptungen vorbringt, zur 
Verantwortung gezogen wird. 

Die Unwahrheiten oder Behauptungen müs¬ 
sen ehrverletzend sein. Dazu ist nicht erforderlich, 
daß sie das gesellschaftliche Ansehen eines Men¬ 
schen oder eines Kollektivs tatsächlich herabset¬ 
zen. Es genügt, wenn die Handlung dazu geeignet 
ist , das gesellschaftliche Ansehen, die gesellschaft¬ 
liche Achtung herabzuwürdigen und damit die 
Wertschätzung vor der Gesellschaft oder vor ei¬ 
nem individuell bestimmten oder unbestimmten 
Personenkreis herabzusetzen. 

Es ist Vorsatz erforderlich. Er muß beinhalten, 
daß die vorgebrachten oder, verbreiteten Un¬ 
wahrheiten oder Behauptungen geeignet sind, das 
gesellschaftliche Ansehen eines Menschen oder 
eines Kollektivs herabzusetzen. In der zweiten 
Begehungsweise muß der Vorsatz die Leichtfer¬ 
tigkeit umfassen. 

61 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 9. 1971“, Neue Justiz, 
23/1971, S. 715. 

62 Vgl. „OG-Urteil vom 23. 12. 1971“, Neue Justiz, 
6/1972, S. 178 f. 
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Der Grundsatz „in dubio pro reo“ (im Zwei¬ 
felsfall zugunsten des Angeklagten) bezieht sich 
nicht auf die Nichtbeweisbarkeit. Die Nichtbe¬ 
weisbarkeit ist kein objektives Tatbestandsmerk¬ 
mal, sondern eine objektive Bedingung der Straf¬ 
barkeit, sie braucht nicht vom Vorsatz des Rechts¬ 
verletzers umfaßt zu sein. 

Unwahrheiten wider besseres Wissen oder 
nichtbeweisbare Behauptungen können wegen 
der beleidigenden Form, in der sie vorgebracht 
werden, zugleich eine Beschimpfung sein; Belei¬ 
digung und Verleumdung liegen dann in Tatein¬ 
heit vor. Beschimpfungen nach § 137 StGB sind 
von § 138 StGB abzugrenzen. 

Bei der Verleumdung geht es um als Tatsachen 
ausgegebene Unwahrheiten oder um mögliche 
Tatsachen, deren Wahrheit oder Unwahrheit nicht 
bewiesen werden kann. Der Verleumder bringt 
Vorgänge aus Gegenwart oder Vergangenheit vor 
(z. B. ein Aktivist leiste ständig Pfuscharbeit oder 
der Bürger X. habe eine Straftat begangen). 

Beschimpfungen nach § 137 StGB sind hin¬ 
gegen Meinungsäußerungen, Werturteile oder 
Einschätzungen. Es werden keine Ereignisse oder 
Vorgänge aus Vergangenheit oder Gegenwart 
dargelegt, sondern es werden Werturteile, z. B. 
ein Bürger sei ein Schuft, abgegeben. Ein solches 
Werturteil als eine die persönliche Würde eines 
Menschen grob mißachtende Beschimpfung liegt 
auch dann vor, wenn ein Bürger, der wegen seiner 
schlechten Arbeit von seinem Vorgesetzten kriti¬ 
siert wird, diesen deshalb als einen üblen Denun¬ 
zianten bezeichnet. Hier wird aus einem Vorgang 
ein völlig ungerechtfertigtes, die persönliche 
Würde verletzendes Werturteil abgeleitet. 

Die sozialistische Gesellschaft ist als Ausdruck 
der sozialistischen Demokratie daran interessiert, 
daß die Bürger an Mißständen Kritik üben und 
Hinweise zur Beseitigung von Mängeln geben. 
Werden indessen Unwahrheiten wider besseres 
Wissen behauptet, ist zu prüfen, ob strafrechtliche 
Verantwortlichkeit vorliegt. 

Beleidigung und Verleumdung 
als Verfehlungen und Vergehen 
Die Beleidigung muß eine gewisse Schwere auf¬ 
weisen, um eine Rechtsverletzung (Verfehlung 
oder Straftat) darzustellen, wie sich aus dem 
Merkmal der groben Mißachtung des § 137 StGB 
ergibt. Die Verleumdung ist in jedem Falle eine 
Rechtsverletzung. Beleidigungen und Verleum¬ 
dungen haben gemäß § 139 Abs. 1 StGB grund¬ 
sätzlich die Qualität von Verfehlungen, für die der 


Rechtsverletzer von einem gesellschaftlichen Ge¬ 
richt zur Verantwortung gezogen wird. Para¬ 
graph 139 Abs. 2 StGB enthält die Voraussetzun¬ 
gen, unter denen Beleidigung und Verleumdung 
zu einem Vergehen werden und die Anwendung 
von Strafen, grundsätzlich jedoch solcher ohne 
Freiheitsentzug, zu prüfen ist. 

Mit Abs. 3 werden Bürger vor Beleidigung 
und Verleumdung in der Öffentlichkeit geschützt, 
die wegen der staatlichen oder gesellschaftlichen 
Tätigkeit der angegriffenen Person oder deren 
Zugehörigkeit zu einem staatlichen oder ge¬ 
sellschaftlichen Organ oder einer gesellschaftli¬ 
chen Organisation erfolgen. 

Staatliche Tätigkeit besteht in der Ausübung 
einer bestimmten staatlichen Funktion, die auf der 
Grundlage der Verfassung sowie anderer staats¬ 
rechtlicher Normen der DDR einem Bürger über¬ 
tragen wurde, also in der Leitung oder Ausfüh¬ 
rung staatlicher Maßnahmen. Sie wird in der Re¬ 
gel von Mitarbeitern des Staatsapparates, aber 
auch von anderen Bürgern - z. B. Helfern der 
Volkspolizei, Volksvertretern, Mitgliedern der 
Wahlvorstände - ausgeübt. 

Der Begriff der gesellschaftlichen Tätigkeit ist 
nicht auf die Arbeit in Parteien und gesellschaftli¬ 
chen Organisationen beschränkt, sie umfaßt auch 
andere im anerkannten gesellschaftlichen Inter¬ 
esse wahrgenommene Tätigkeiten. Sie kann in 
Ausübung eines Berufes erfolgen, beispielsweise 
beim hauptamtlichen Gewerkschaftsfunktionär, 
auf konkreter Beauftragung beruhen, z. B. beim 
Vertreter des Kollektivs des Angeklagten im 
Strafverfahren, dem gesellschaftlichen Verteidi¬ 
ger oder Ankläger, aber auch spontan erfolgen, 
z. B. Hilfeleistung im Katastrophenfalle. 

Diese staatliche oder gesellschaftliche Tätig¬ 
keit muß das Tatmotiv bilden. Mit dieser Tatbe¬ 
standsalternative wird ein die Schuld des Täters 
besonders charakterisierendes Merkmal voraus¬ 
gesetzt. Es genügt nicht, daß ihm die staatliche 
oder gesellschaftliche Tätigkeit, des Beleidigten 
oder Verleumdeten oder dessen Zugehörigkeit zu 
einer staatlichen Einrichtung oder einer ge¬ 
sellschaftlichen Organisation bekannt war oder 
seine Äußerung sich darauf bezogen hat. Das 
Handeln des Täters muß vielmehr durch diesen 
Umstand bestimmt, d. h. gegen die vom angegrif¬ 
fenen Bürger ausgeübte Tätigkeit oder Funktion 
gerichtet sein. 

Der Begriff der Öffentlichkeit entspricht dem 
des § 220 StGB (vgl. 8.3 .). 
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4 . 

Straftaten gegen Jugend und Familie 


4 . 1 . 

Das Wesen der Straftaten 
gegen Jugend und Familie 

4 . 1 . 1 . 

Aufgaben und Umfang 
des strafrechtlichen Schutzes 
von Jugend und Familie 

Die im 4. Kapitel des Besonderen Teils zusam¬ 
mengefaßten Strafbestimmungen schützen die Ju¬ 
gend und die Familie. Sie erfassen solche gesell¬ 
schaftswidrigen oder gesellschaftsgefährlichen 
Handlungen, die Kinder oder Jugendliche bzw. 
die Familie als kleinste Zelle der sozialistischen 
Gesellschaft mehr oder minder schädigen. 

Der Begriff „Jugend“ ist hier zunächst im 
Sinne des Familienrechts zu verstehen: Es werden 
damit Personen erfaßt, die noch nicht 18 Jahre alt 
sind (Minderjährige oder auch minderjährige 
Kinder). Im strafrechtlichen Sinne umfaßt der Be¬ 
griff demzufolge einmal Kinder (gemäß § 148 
StGB Personen bis zum 14. Lebensjahr) und zum 
anderen Jugendliche (gemäß § 65 StGB Personen 
zwischen dem 14. und 18. Lebensjahr). 

Die sozialistische Gesellschaft und ihr Staat 
widmen der heranwachsenden Generation beson¬ 
dere Aufmerksamkeit, Liebe und Fürsorge. Sie 
sorgen gleichermaßen für die Förderung der Fa¬ 
milie und deren allseitigen Schutz als kleinster 
Zelle unserer Gesellschaft. Eine kommunistische 
Bildung und Erziehung der Kinder und Jugendli¬ 
chen sowie die aktive Hilfe, Unterstützung und 
Förderung sowie der Schutz der Familie bilden in 
ihrer Einheit einen wichtigen Bestandteil des 
Kampfes um die bewußte Entwicklung der soziali¬ 
stischen Gesellschaft. Die Arbeiterklasse und ihre 
führende Kraft, die marxistisch-leninistische Par¬ 
tei, verwirklichen mit Hilfe der sozialistischen 
Staatsmacht die Einheit von aktivem Schutz und 
steter unmittelbarer Förderung von Jugend und 
Familie. 

Schutz und Förderung von Jugend und Familie 
gehören daher zu den sozialistischen Grundrech¬ 
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ten, die insbesondere in Art. 20 Abs. 3 und 
Art. 38 Verfassung verankert sind. Die Gesamt¬ 
heit der sozialistischen Macht- und Gesellschafts¬ 
verhältnisse gewährleistet die Realität solcher 
Grundrechte. Für den Schutz von Jugend und Fa¬ 
milie sind in diesem Zusammenhang solche Ge¬ 
setze von besonderer Bedeutung, die der Bildung 
und Erziehung der jungen Generation dienen, so 

- das Gesetz über das einheitliche sozialistische 
Bildungssystem (Bildungsgesetz) vom 
25. 2. 1965 (GBl. I S. 83) und 

— das Gesetz über die Teilnahme der Jugend an 
der Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft und über ihre allseitige Förderung 
in der Deutschen Demokratischen Republik - 
Jugendgesetz der DDR - vom 28. 1. 1974 
(GBl. I S. 24). 

In engem Zusammenhang mit diesen gesetzli¬ 
chen Bestimmungen stehen solche rechtlichen 
Regelungen, mit denen die Familie gefördert und 
geschützt wird. Das Familiengesetzbuch (FGB) 
bildet das Kernstück dieser komplexen rechtli¬ 
chen Regelungen. Insbesondere die in den 
§§42 ff. FGB erfaßten Rechte und Pflichten der 
Eltern oder anderen Erziehungsberechtigten cha¬ 
rakterisieren die entscheidenden sozialen Anfor¬ 
derungen, deren konsequente Einhaltung und le¬ 
bendige Verwirklichung durch die Familie dazu 
beiträgt, eine ungestörte soziale Entwicklung der 
Kinder zu gewährleisten. 

Die Erziehungsfunktion der Familie bewußt 
auszubauen, sie zu nutzen und zu stärken, ist des¬ 
halb eine gesellschaftlich vorrangige Aufgabe. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist die sozialistische 
Jugend- und Familienpolitik darauf gerichtet, die 
Familie in materieller (sozialpolitische Maßnah¬ 
men) und ideeller (politisch-ideologischer) Hin¬ 
sicht aktiv zu fördern und die Kinder und Jugend¬ 
lichen vor negativen Einflüssen zu schützen (vgl. 
insbes. § 1 Abs. 3 Jugendgesetz). Familienförde¬ 
rung und Familienschutz sind in ihrer Einheit 
notwendige Bestandteile des sozialen Gesamtpro¬ 
zesses, die Kinder und Jugendlichen auf das Leben 



in der sozialistischen Gesellschaft vorzubereiten 
und ihr Hineinwachsen in die gesellschaftliche 
Verantwortung bewußt zu gestalten. 1 ) 

In diesem Zusammenhang sind auch solche 
komplexen rechtlichen Regelungen zu erwähnen 
wie die Verordnung zum Schutze der Kinder und 
Jugendlichen (KJSchVO) und die Verordnung 
über die Aufgaben und Arbeitsweise der Organe 
der Jugendhilfe (JHVO). 

Die Kenntnis der rechtlichen Regelung spezi¬ 
fischer sozialer Beziehungen des Bildungs- und 
Erziehungswesens sowie der Familie ist auch für 
die im 4. Kapitel des Besonderen Teils des StGB 
erfaßten Straftaten von besonderer Bedeutung. 
Die Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlich¬ 
keit auf diesem Gebiet trägt dazu bei, sozialen 
Fehlentwicklungen von Minderjährigen vorzu¬ 
beugen und zu sichern, daß Kinder und Jugendli¬ 
che ungestört zu Persönlichkeiten heranwachsen, 
die sich durch Verantwortungs- und Kollektivbe¬ 
wußtsein, Hilfsbereitschaft, Beharrlichkeit und 
Bescheidenheit, Mut und Standhaftigkeit, Aus¬ 
dauer und Disziplin, Achtung vor den Älteren so¬ 
wie verantwortungsbewußtes Verhalten zum an¬ 
deren Geschlecht auszeichnen. 

Die Anwendung und Verwirklichung der 
Strafbestimmungen im 4. Kapitel des Besonderen 
Teils des StGB sind darauf gerichtet, das Verant¬ 
wortungsbewußtsein des Täters und aller Bürger 
dahingehend zu entwickeln bzw. zu festigen, den 
unabdingbaren Schutz von Jugend und Familie im 
sozialen (persönlichen oder kollektiven) Handeln 
zur Maxime zu nehmen und die sozialen Bezie¬ 
hungen zur jungen Generation bzw. in der Familie 
entsprechend zu gestalten. 

Der Grundsatz, wonach mit der Feststellung 
und Verwirklichung der persönlichen strafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit stets zugleich die Lehren 
aus der konkreten Straftat für die Gesellschaft zu 
ziehen sind (Art. 3, § 26 StGB), bedeutet für den 
strafrechtlichen Schutz von Jugend und Familie, 
aus der Aufdeckung der wesentlichen Ursachen 
und Bedingungen der Straftat die entsprechenden 
Schlußfolgerungen zur Überwindung von Män¬ 
geln, Fehlern oder Schwächen zu ziehen, die sich 
bei der Erziehung der Kinder und Jugendlichen 
negativ ausgewirkt haben. Deshalb sind den Or¬ 
ganen der Strafrechtspflege auch nach der Straf¬ 
prozeßordnung entsprechende Rechtspflichten 
auferlegt worden (§§ 19, 69, 99 StPO). Insoweit 
sind die Anwendung und Verwirklichung der 
Strafgesetze zugleich aktiver Schutz und bewußte 
Förderung von Jugend und Familie. 


Strafrechtsnormen, die entweder die soziali¬ 
stische Ordnung insgesamt oder bedeutsame Teil¬ 
bereiche, wie vor allem Leben, Gesundheit, Frei¬ 
heit und Würde des Menschen schützen, schließen 
selbstverständlich auch den Schutz von Kindern 
und Jugendlichen bzw. der Familie in sich ein; es 
bedarf keiner spezifischen Strafbestimmungen. 
Die Tatsache, daß möglicherweise bei derartigen 
Straftaten ein Kind oder ein Jugendlicher das Op¬ 
fer ist, kann einen die Verantwortlichkeit erhöhen¬ 
den Umstand bilden. So wird die Minderjährigkeit 
(das Lebensalter) des Opfers in § 121 Abs. 2 
Ziff. 1 (Vergewaltigung) und in § 122 Abs. 3 
Ziff. 1 StGB (Nötigung und Mißbrauch zu sexuel¬ 
len Handlungen) als ein die Verantwortlichkeit 
erschwerender Umstand bewertet. 

Daneben gibt es aber Handlungen, die unter 
Verletzung konkreter oder allgemeiner Pflichten, 
die dem Täter obliegen, unmittelbar negative 
Auswirkungen auf Kinder oder Jugendliche (Min¬ 
derjährige) und deren Persönlichkeitsentwicklung 
haben oder haben können. Solche Handlungen 
sind,in verschiedenem Maße gesellschaftswidrig 
oder gar gesellschaftsgefährlich. Da sie häufig 
auch konkrete Rechtspflichten, die der Täter ge¬ 
genüber dem Minderjährigen oder in der Familie 
zu erfüllen hat, und stets die allgemeine Fürsorge¬ 
pflicht, die Erwachsene gegenüber den jüngeren 
Bürgern haben, verletzen, greifen sie damit immer 
in konkrete Erziehungs- oder Familienrechtsver¬ 
hältnisse ein. In diesen Fällen ist zum Schutze der 
Kinder und Jugendlichen oder der Familie die 
persönliche strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nach den Bestimmungen des 4. Kapitels zu prü¬ 
fen. 

Diese Bestimmungen des Besonderen Teils 
des StGB erfassen als Straftaten solche Angriffe 
auf Kinder und Jugendliche (Minderjährige) bzw. 
auf die Familie, die in gesellschaftswidriger oder 
gesellschaftsgefährlicher Weise die Persönlich¬ 
keitsentwicklung junger Bürger oder elementare 
Funktionen der Familie beeinträchtigen. 

Die sozialen Auswirkungen solcher Handlun¬ 
gen erstrecken sich dabei entweder unmittelbar 
auf Minderjährige oder auf die Familie als spezifi¬ 
scher sozialer Gemeinschaft, indem die Handlun¬ 
gen in unterschiedlichem Maße die Persönlich¬ 
keitsentwicklung des Minderjährigen, seine gei¬ 
stige, moralische und körperliche Integrität oder 
die Funktionen der Familie ernsthaft gefährden 
oder unmittelbar schädigen. 


1 Vgl. Familienrecht. Lehrbuch, Berlin 1976, S. 13 ff. 
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Ein weiteres allgemeines Kennzeichen der 
hier erfaßten Handlungen ist, daß vielfach die Tä¬ 
tereigenschaft an das Lebensalter (Erwachsener) 
oder an die Tatsache geknüpft ist, daß der Täter 
aus einem konkreten Familien- oder anderen Er¬ 
ziehungsrechtsverhältnis heraus handelt. 

Straftaten gegen Minderjährige stellen stets, 
mehr oder minder ausgesprägt, entweder unmit¬ 
telbar oder durch bestimmte Vermittlungen einen 
Eingriff in sozialistische Erziehungsverhältnisse , in 
vom Recht geregelte gesellschaftliche Grundver¬ 
hältnisse dar. Daher ist es notwendig, solche straf¬ 
rechtlich relevanten Handlungen in einem eigen¬ 
ständigen Kapitel des Besonderen Teils zusam¬ 
menzufassen und somit auch rechtspolitisch her¬ 
vorzuheben. 

4 , 1 . 2 . 

Hauptgruppen der Straftaten 
gegen Jugend und Familie 

Die im 4. Kapitel erfaßten Straftaten lassen sich in 
zwei Gruppen einteilen: 

a) Straftaten, bei denen das Kind oder der Ju¬ 
gendliche - der Minderjährige - unmittelbar 
das Opfer der Handlung ist Zu dieser Gruppe 
gehören solche Straftatbestände wie Verlet¬ 
zung von Erziehungspflichten (§ 142 StGB), 
Vereitelung von Erziehungsmaßnahmen 
(§ 143 StGB), Verleitung zu asozialer Le¬ 
bensweise (§ 145 StGB), Verbreitung von 
Schund- und Schmutzerzeugnissen und Ver¬ 
leitung zum Alkoholmißbrauch (§ 146 und 
§ 147 StGB) sowie sexueller Mißbrauch von 
Kindern und Jugendlichen (§§ 148 bis 151 
StGB). 

b) Straftaten, die in unmittelbarer oder vermit¬ 
telter Weise störend oder schädigend/am/Z/äre 
Beziehungen oder elementare Funktionen der 
Familie verletzen. Solche Straftaten sind die 
Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 141 
StGB), Entführung von Minderjährigen 
(§ 144 StGB), Geschlechtsverkehr zwischen 
Verwandten (§ 152 StGB), unzulässige 
Schwangerschaftsunterbrechung (§§ 153 bis 
155 StGB) und die Doppelehe (§ 156 StGB). 


4 . 2 . 

Straftaten 

gegen Kinder und Jugendliche 
4 . 2 . 1 . 

Allgemeine Charakteristik der Straftaten 
gegen Kinder und Jugendliche 

Die Gruppe der Straftaten gegen Kinder und Ju¬ 
gendliche (Minderjährige) umfaßt solche Hand¬ 
lungen, die in erster Linie die soziale Entwicklung 
des Minderjährigen unmittelbar in Mitleidenschaft 
ziehen. Jeder Minderjährige lebt in einem konkre¬ 
ten Erziehungsrechtsverhältnis, das mit der Straf¬ 
tat verletzt wird. Sie stört soziale Lebens- und 
Lernprozesse sowie die Erziehung des Kindes 
oder des Jugendlichen zu einem verantwortungs¬ 
bewußten und aktiven Bürger des sozialistischen 
Staates. 

Im Interesse eines wirksamen strafrechtlichen 
Schutzes sind die gesetzlichen Bestimmungen so 
gestaltet, daß grundsätzlich ein infolge der Hand¬ 
lung für die soziale Entwicklung des Opfers her¬ 
beigeführter allgemeiner Gefahrenzustand oder 
ein konkreter Gefährdungszustand tatbestands¬ 
mäßig ausreichend ist, um die persönliche straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit des Handelnden zu 
begründen (Begehungs- bzw. Gefährdungsdelik- 
te). 2 ) 

Ein weiteres Merkmal der Straftaten dieser 
Gruppe ist, daß der Täter zum Opfer in einem be¬ 
stimmten Verhältnis steht. Er ist entweder recht¬ 
lich Verpflichteter in einem konkreten Familien¬ 
rechts- bzw. Ausbildungs- oder Erziehungs¬ 
rechtsverhältnis und verletzt mit der strafbaren 
Handlung hieraus resultierende spezifische Pflich¬ 
ten, oder er hat auf Grund seines Lebensalters 
bzw. seiner Lebenserfahrung als Erwachsener eine 
sich hieraus ergebende allgemeine Pflicht gegen¬ 
über Minderjährigen, auch wenn keine Beziehun¬ 
gen im Sinne des Familien- oder Erziehungsrechts 
bestehen. Eine Ausnahme von solcher Begren¬ 
zung des Täterkreises bildet § 148 StGB, bei dem 
im Interesse des absoluten Schutzes von Kindern 
keine besondere Tätereigenschaft im vorgenann¬ 
ten Sinne gefordert wird, so daß auch Jugendliche 
im Sinne des § 65 StGB Täter einer derartigen 
Mißbrauchshandlung sein können. 

\ , 


2 Vgl. Strafrecht. Allgemeiner Teil. Lbhrbuch, Berlin 
1976, S. 234 ff. \ 
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4 . 2 . 2 . 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nach den einzelnen Tatbeständen 

Verletzung 

von Erziehungspflichten 

Das Erziehungsrecht ist ein verfassungsmäßiges 
Grundrecht der Eltern. Es ist ihr Recht und ihre 
vornehmste Pflicht, „ihre Kinder zu gesunden und 
lebensfrohen, tüchtigen und allseitig gebildeten 
Menschen, zu staatsbewußten Bürgern zu erzie¬ 
hen“ (Art. 38 Abs. 4 Verfassung). Diese Aufga¬ 
ben stimmen mit dem in Art. 25 Verfassung und in 
den § 42 und § 43 FGB gekennzeichneten Erzie¬ 
hungsziel der sozialistischen Gesellschaft überein. 
Die Einhaltung und Verwirklichung des Erzie¬ 
hungsrechts und der damit verbundenen Erzie¬ 
hungspflichten liegt im gemeinsamen Interesse 
der Eltern und der Gesellschaft. 3 ) 

Soziales Versagen im Leben, bis hin zu krimi¬ 
nellen Handlungen ist häufig auf Fehler und Män¬ 
gel im Bereich der Familienerziehung zurückzu¬ 
führen. 4 ) In den meisten Fällen bleiben den Eltern 
jedoch mögliche und vielfach auch später tatsäch¬ 
lich eingetretene Wirkungen einer fehlerhaften 
oder auch nur mangelhaften Wahrnehmung ihrer 
Rechte und Pflichten verborgen. A. S. Maka- 
renko spricht in dieser Hinsicht von „Katastro¬ 
phen in der Kindheit“ 5 ) und meint, daß die Eltern 
die Vorboten einer sozialen Fehlentwicklung 
nicht erkennen. Nicht immer handelt es sich aber 
um pädagogisches Unvermögen, den Pflichten für 
das Kind oder den Jugendlichen nachzukommen. 
Oft liegen auch Bequemlichkeit, Leichtfertigkeit 
und Gleichgültigkeit gegenüber diesen Pflichten 
vor. 

Das Strafrecht greift dann ein, wenn erstens 
die Verletzung von elementaren Pflichten beim 
Handelnden eine erhebliche und bewußte Miß¬ 
achtung dieser Pflichten offenbart und zweitens 
schädliche Auswirkungen auf den Minderjährigen 
eingetreten oder zu erwarten sind. In solchen Fäl¬ 
len sichert das Strafrecht den Schutz des Minder¬ 
jährigen und die notwendige Disziplinierung der 
Pflichtverletzer. 

Die Tätereigenschaft ist nach § 142 StGB 
daran geknüpft, daß ein inhaltlich in Abs. 1 des 
Grundtatbestandes gekennzeichnetes Rechtsver¬ 
hältnis zwischen dem Handelnden und dem Opfer 
(Kind oder Jugendlicher) besteht. Subjekt der 
Straftat sind unter diesem Aspekt 6 ) 

— Personen, die Erziehungsberechtigte kraft Ge¬ 
setzes sind bzw. denen das Erziehungsrecht 


durch staatliche' Entscheidungen übertragen 
worden ist; 

— Personen, die anderweit gesetzliche Erzie¬ 
hungspflichten haben, wie Lehrer, Lehrausbil¬ 
der, Erzieher in Heimen; 

— Personen, denen von den Erziehungsberechtig¬ 
ten Erziehungsaufgaben übertragen worden 
sind, weil die Erziehungsberechtigten ihre 
Pflichten objektiv (z. B. bei längerer Krank¬ 
heit oder längerer dienstlicher Abwesenheit) 
nicht ausüben können und den Beauftragten 
folglich die Alleinausübung der Erziehung ob¬ 
liegt. Zu diesen Personen zählen beispielsweise 
der Stiefelternteil (§ 47 FGB), die Großeltern, 
der geschiedene nichterziehungsberechtigte 
Elternteil. 

Ausgehend von dem bestehenden Rechtsver¬ 
hältnis ist für das Strafrecht die Verletzung von 
elementaren Erziehungspflichten bedeutsam. 
Nicht jede mangelhafte oder unzureichende Er¬ 
füllung der Erziehungspflichten begründet straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit. Das Strafrecht 
knüpft die Verantwortlichkeit an die Verletzung 
von elementaren Erziehungspflichten, die grund¬ 
legende Aufgaben der Erziehung betreffen, wie 
beispielsweise die körperliche Pflege, die Wartung 
und regelmäßige Ernährung des Kindes. Die ele¬ 
mentaren Erziehungspflichten im Sinne des § 142 
StGB sind vom Lebensalter des Minderjährigen 
abhängig. Die im Gesetz vorgenommene Unter¬ 
scheidung „Kinder oder Jugendliche“ orientiert 
allgemein darauf, bei der Feststellung von Inhalt 
und Umfang der elementaren Erziehungspflich¬ 
ten das Lebensalter des Minderjährigen zu be¬ 
rücksichtigen. 

Die Anforderungen an die elementaren Er¬ 
ziehungspflichten ergeben sich ferner aus den in- 

3 Vgl. Familienrecht, a. a. O., insbes. S. 212 ff. - 

4 Vgl. z. B.: W. Gutjahr, „Elterliches Versagen und 
Jugendkriminalität“; R. Frenzei, „Pflichtverlet¬ 
zung in der Familienerziehung“, beide in: Jugend¬ 
kriminalität und ihre Bekämpfung in der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft, Berlin 1965, S. 191 — 207; 
G. Paersch, „Zu einigen Ursachen von Eigentums¬ 
straftaten Jugendlicher - Schlußfolgerungen für die 
Gestaltung des sozialistischen Bildungssystems“, 
Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechtswissen¬ 
schaft, Potsdam-Babelsberg, 58/1970, S. 146 - 
154. 

5 A. S. Makarenko, Buch für Eltern, Berlin 1959, 
S. 6. 

6 Vgl. „Beschluß des Präsidiums des Obersten Ge¬ 
richts zur Anwendung des § 142 StGB vom 21. Ok¬ 
tober 1970“, Neue Justiz, 22/1970, Beilage 6. 
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dividuellen Eigenarten des Minderjährigen, so¬ 
weit sie dem Erzieher bekannt sind oder bekannt 
sein müssen. Im täglichen Umgang erworbene 
Kenntnisse über solche Eigenarten des Minder¬ 
jährigen können unter Umständen bestimmte 
elementare Erziehungspflichten weiter konkreti¬ 
sieren, insbesondere den sachlichen Umfang be¬ 
stehender Kontroll- und Aufsichtspflichten . 

Die Mißachtung elementarer Erziehungs¬ 
pflichten ist kein besonderes zusätzliches Tatbe¬ 
standsmerkmal, sie objektiviert sich in drei Bege¬ 
hungsweisen mit unterschiedlichen Wirkungen. 

Die erste Begehungsweise (§ 142 Abs. 1 Ziff. 1 
StGB) ist die fortwährende Vernachlässigung. Sie 
ist strafrechtlich relevant, wenn sie eine Gefähr¬ 
dung oder Schädigung der Entwicklung hervor¬ 
ruft. Vernachlässigen ist jede Handlung, bei der 
objektiv die sozialen Mindestanforderungen, die 
aus der Rechtspflicht entspringen, für die körper¬ 
liche, geistige oder sittliche Entwicklung des Min¬ 
derjährigen zu sorgen, nicht erfüllt werden. 

Vernachlässigen liegt beispielsweise vor, wenn 
der Täter die notwendige Pflege oder Ernährung 
des Säuglings oder Kleinkindes unterläßt, wenn er 
dieses also „verkommen“ läßt. 

Die 29jährige I. trieb sich herum und kam nächte¬ 
lang nicht nach Hause. Ihre drei Kinder (7 und 
6 Jahre sowie ein Säugling) waren sich selbst über¬ 
lassen, bekamen nichts Warmes zu essen und zu 
trinken, wurden kaum gewaschen und nicht ordent¬ 
lich gekleidet. Sie gingen mit der Tageskleidung zu 
Bett. Der Säugling wurde selten trocken gelegt usw. 

In der Mehrzahl der Fälle handelt es sich um 
das Unterlassen rechtlich gebotener Tätigkeiten, 
um die tatbestandsmäßige Nichtvornahme eines 
dem Täter obliegenden Tuns . Vernachlässigung 
kann aber auch im Tun verbotener Handlungen 
bestehen, indem für die positive Entwicklung des 
Minderjährigen besonders störende Handlungen 
vorgenommen werden. 7 ) 

Der 35jährige M. nahm seinen 13jährigen Sohn bei 
seinen nächtlichen Einbrüchen in HO-Industriewa- 
rengeschäfte mit. Während M. die Hindernisse be¬ 
seitigte, schlüpfte der Sohn in die geschaffene Öff¬ 
nung, drang in das Geschäft ein und entnahm die 
Gegenstände. Hier ist die Handlung des M. nicht 
nur unter dem Aspekt der mittelbaren Täterschaft 
nach den Bestimmungen über Eigentumsdelikte 
(§§ 157 ff. StGB) zu prüfen, sondern auch unter 
dem Gesichtspunkt der Vernachlässigung der Er¬ 
ziehungspflichten zu sehen. 

Die Vernachlässigung muß fortwährend ge¬ 
schehen. In der Regel wird hier von einer Dauer 
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von einer Woche bis zu zwei Jahren auszugehen 
sein. Das ist bedeutsam, um strafrechtlich relevan¬ 
tes vom einmaligen Vernachlässigen zu unter¬ 
scheiden. Für eine inhaltliche Bestimmung wer¬ 
den das Alter des Minderjährigen, die Intensität 
der Vernachlässigung sowie eine hierdurch her¬ 
beigeführte Wirkung konkret zu berücksichtigen 
sein. 

Da ein Säugling ständiger Pflege bedarf, kann bei 
ihm beispielsweise die Tatsache, daß er einen 
ganzen Tag sich selbst überlassen bleibt, durchaus 
eine fortwährende Vernachlässigung im Sinne des 
§ 142 Abs. 1 Ziff. 1 StGB begründen, wenn er hier¬ 
durch Schäden erleidet. 

In welchen Fällen beispielsweise eine Schulpflicht¬ 
verletzung der Eltern oder anderer Erziehungsbe¬ 
rechtigter eine fortwährende Vernachlässigung der 
in § 142 StGB erfaßten elementaren sozialen 
Pflichten ist, hängt von den konkreten Umständen 
ab. In der 1. DB zum Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem - Schulpflichtbe¬ 
stimmungen - vom 14. 7. 1965 (GBl. II S. 625) ist 
in § 4 Abs. 2 der Inhalt der Schulpflicht beschrie¬ 
ben. Verletzen die Verantwortlichen diese Rechts¬ 
pflicht, indem sie das Fernbleiben des Minderjähri¬ 
gen von den obligatorischen schulischen Veranstal¬ 
tungen fortgesetzt dulden oder sogar die Schulbum¬ 
melei fördern, besteht die rechtliche Möglichkeit, 
sie zur Verantwortung zu ziehen. In erster Linie 
wird hier das gesellschaftliche Gericht zuständig sein 
(§ 51 und § 53 KKO, § 43 und § 45 SchKO). 

Sind diese rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft 
oder bleiben sie erfolglos, kann eine „fortwährende 
Vernachlässigung“ im Sinne des § 142 StGB gege¬ 
ben sein. Die Tatsache, daß alle bisherigen Versu¬ 
che, erzieherisch einzuwirken, erfolglos waren, wird 
dabei zu berücksichtigen sein. 

Der Tatbestand des § 142 StGB setzt ferner 
voraus, daß die Handlung des Erziehungsberech¬ 
tigten eine bestimmte Wirkung — Gefährdung 
oder Schädigung der Entwicklung des Opfers - 
verursacht hat. 

Ergeben sich Zweifel, ob die Schädigung durch die 
Handlung des Erziehungsberechtigten herbeige¬ 
führt worden ist, oder besteht die Möglichkeit, daß 
die Ursache in anderen, nicht von ihm zu vertreten¬ 
den äußeren Umständen oder in krankhaften Pro¬ 
zessen zu finden ist, z. B. hirnorganisch-neurologi¬ 
sche Veränderungen beim Opfer, ist die Beiziehung 
eines Gutachtens erforderlich. 8 ) 


7 Vgl. ebenda. 

8 Vgl. ,,OG-Urteil vom 21. 1. 1971“, Neue Justiz, 
8/1971, S. 244. 


Umfang, Grad und Erscheinungsform der vom 
Gesetz geforderten Wirkung ist abhängig von der 
Intensivität, der Dauer und der Art und Weise der 
Vernachlässigung sowie vom Alter und konkreten 
individuellen Entwicklungsstand des Kindes oder 
Jugendlichen. Eine Entwicklungsgefährdung liegt 
nur dann vor, wenn die Handlung die Gefahr des 
Eintritts typischer Entwicklungsschäden hervor¬ 
gerufen hat. 

So kann beispielsweise bei Säuglingen und Klein¬ 
kindern eine Entwicklungsgefährdung bei unzurei¬ 
chender Pflege, mangelhafter oder unzureichender 
Ernährung dadurch gegeben sein, daß die Opfer 
nicht die in diesem Lebensabschnitt zu erwerbenden 
Grundfähigkeiten (wie Sitzen, Laufen, Sprechen) 
erlangen oder eine Verzögerung im Längenwachs¬ 
tum, in der altersgemäßen Gewichtszunahme u. ä. 
eintritt. 9 ) Führt die Vernachlässigung zu einer Ge¬ 
sundheitsschädigung im Sinne des § 115 StGB 
(z. B. Säugling leidet an Unterernährung und Ge¬ 
schwüren durch unterlassene Pflege), dann ist im¬ 
mer auch eine reale Entwicklungsgefährdung gege¬ 
ben. 

Die subjektive Seite der ersten Handlungsal¬ 
ternative erfordert Vorsatz des Handelnden in be¬ 
zug auf die fortgesetzte Vernachlässigung und 
mindestens Fahrlässigkeit bezüglich der eingetre¬ 
tenen Gefährdung oder Schädigung der Entwick¬ 
lung. Erstreckt sich der Vorsatz auch auf die vom 
Gesetz geforderten Wirkungen, dann erhöht sich 
der Grad der Schuld. 

Bei der zweiten Alternative (§142 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB) besteht die Verletzung der Erzie¬ 
hungspflichten in Form der Mißhandlung. Wäh¬ 
rend in § 115 StGB (vorsätzliche Körperverlet¬ 
zung) als strafrechtlich bedeutsame Begehungs¬ 
weise die körperliche Mißhandlung hervorgeho¬ 
ben wird, spricht § 142 Abs. 1 Ziff. 2 StGB von 
Mißhandeln schlechthin, faßt diesen Begriff also 
weiter. Er umfaßt den schweren Mißbrauch der 
Erziehungsrechte zu einer unmittelbaren nachhal¬ 
tigen Einwirkung auf den Körper , aber auch auf die 
Psyche des Kindes oder Jugendlichen, die Schmer¬ 
zen oder psychische Leiden zu fügt. 

Der Begriff Mißhandlung umschließt somit 
sowohl tätliche rohe und brutale Angriffe auf die 
körperliche Integrität des Minderjährigen als auch 
Angriffe auf dessen Psyche und damit auf die 
Würde des Kindes oder Jugendlichen. Die Miß¬ 
handlung ist objektiv Ausdruck einer besonderen 
Gefühlsroheit gegenüber dem Kind oder Jugendli¬ 
chen, bei der infolge aktiver Einwirkung das 
Wohlbefinden des Minderjährigen schwer gestört 


wird oder gestört werden kann. In der Mehrzahl 
der Fälle handelt es sich um besonders gefühls¬ 
rohe und verwerfliche körperliche Züchtigungen, 
die Spuren wie Hautstriemen, blutunterlaufene 
Stellen (Haematome) und Schwellungen am Kör¬ 
per des Opfers hinterlassen. Es zeigen sich aber 
auch im psychisch-sozialen Verhalten des Opfers 
Auswirkungen wie Angstzustände, auffällige 
Schreckhaftigkeit und Verschüchterung. 

Körperliche Mißhandlungen eines Kindes 
oder Jugendlichen durch einen Bürger, der keine 
Rechtspflichten nach § 142 StGB hat, sind nach 
§§ 115 ff. StGB zu beurteilen. 

Verursacht die Mißhandlung eine körperliche 
Beeinträchtigung des Minderjährigen, kann Tat-' 
einheit mit § 115 Abs. 1 StGB gegeben sein, wenn 
die Beeinträchtigung den Schweregrad einer Ge¬ 
sundheitsschädigung erreicht. 10 ) Im übrigen ist 
§ 142 StGB gegenüber § 115 StGB das spezielle 
Gesetz wie auch § 142 Abs. 2 StGB als Spezialge¬ 
setz gegenüber § 116 StGB diesem vorgeht. 

Die Mißhandlung im Sinne des § 142 Ziff. 2 StGB 
kann nicht allein auf die körperlich-physiologi¬ 
sche Einwirkung beschränkt werden. Hiervon 
werden auch andere Formen erfaßt, die objektiv 
geeignet sind, schwere psychische Schäden her¬ 
beizuführen und unter Umständen die Entwick¬ 
lung der Persönlichkeit erheblich beeinträchtigen. 

Ein 2jähriger Junge wurde von seinem Vater für 
mehrere Tage in einem verdunkelten und ungeheiz¬ 
ten Zimmer (Dezember) eingesperrt. Als er mit 
Hilfe von Nachbarn aus der Wohnung geholt wurde, 
war er verängstigt, verschüchtert und hatte einen 
schweren seelischen Schock erlitten. 

Bei einer Mißhandlung, bei der das Opfer ein¬ 
gesperrt wurde, ist stets Tateinheit mit der Frei¬ 
heitsberaubung (§ 131 StGB) zu prüfen. 

Mißhandlungen offenbaren stets eine be¬ 
stimmte Brutalisierung in den „Erziehungs“prak- 
tiken. D as still sch w eigende DuIden von Mißhand- 
lungen, die Passivität diesen gegenüber kann straf¬ 
re chtliche Verantwortlichkeit wegen fortwäh- 
_VernacWässigung nach^Ziff. 1 auch desje¬ 
nigen erziehungspflichtigen Elternteils begrün¬ 
den, der selbst die Mißhandlung nicht ausführt. 
Die Rechtspflicht zum Einschreiten ergibt sich aus 


9 Vgl. „Beschluß des Präsidiums des Obersten Ge¬ 
richts...“, a. a. O. 

10 Vgl. J. Schreiter, „Zur Rechtsprechung auf dem 
Gebiet der vorsätzlichen Körperverletzungen 
(§§115 bis 117 StGB)“, Neue Justiz, 6/1971, 
S. 165 ff., insbes. S. 167. 
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dem vorangegangenen Tun des einen Eltemteils 
und aus der familienrechtlichen Stellung und Ver¬ 
pflichtung des anderen (§ 45 FGB). Im Einzelfall 
wird auch zu prüfen sein, ob ein solcher Eltemteil 
wegen Beihilfe zur Mißhandlung nach § 22 Abs. 2 
und § 142 StGB zur Verantwortung zu ziehen ist, 
sofern er die Mißhandlung unterstützt hat. Bei der 
Feststellung und Beurteilung des Verhaltens eines 
solchen Elternteils wird auch das Verhältnis der 
Eltern zueinander zu berücksichtigen sein. 

Die unterschiedliche Ausgestaltung der ge¬ 
setzlichen Bestimmung (Ziff. 1 als konkretes Ge- 
fährdungs- bzw. Erfolgsdelikt, Ziff. 2 als Bege¬ 
hungsdelikt), die im Interesse des umfassenden 
Schutzes der Minderjährigen vorgenommen wur¬ 
de, kann dazu führen, daß im Einzelfall beide Be¬ 
gehungsformen ineinander übergehen oder kom¬ 
biniert vorliegen. 

Die dritte Begehungsweise (§142 Abs. 1 
Ziff. 3 StGB) erfaßt schwere Pflichtverletzungen, 
die mit Strafe bedrohte Handlungen Minderjähri¬ 
ger begünstigen. Für die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit des Erziehungsberechtigten müssen 
folgende Voraussetzungen gegeben sein: 

a) Bei dem Minderjährigen muß ein Verhalten 
vorliegen, das die objektiven Merkmale einer 
Strafrechtsverletzung enthält; die subjektiven 
Voraussetzungen füf die strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit brauchen bei ihm nicht gege¬ 
ben zu sein. 

b) Die Eltern oder Erziehungsberechtigten ver¬ 
letzen ihre spezifische Pflicht, das Kind oder 
den Jugendlichen zu beaufsichtigen und in sei¬ 
nem sozialen Verhalten zu kontrollieren . 

c) Die Verletzung der spezifischen Pflicht zur 
Beaufsichtigung und Kontrolle ist eine wesent¬ 
liche Bedingung für das mit Strafe bedrohte 
Handeln des Kindes oder Jugendlichen. 

Um diese drei Grundvoraussetzungen feststel¬ 
len zu können, wird es vor allem darauf ankom¬ 
men, den sozialen Inhalt und den Umfang der aus 
den allgemeinen Erziehungsaufgaben resultie¬ 
renden spezifischen Aufsichts- und Kontroll- 
pflichten konkret zu ermitteln. Diese sind abhän¬ 
gig 

— von den objektiven sowie subjektiven Um¬ 
ständen, die die Erziehungssituation und damit 
die Möglichkeiten kennzeichnen, dieser spezi¬ 
fischen Pflicht nachzukommen und 

- von der Persönlichkeit des Kindes oder Ju¬ 
gendlichen. 

Im Einzelfall ist konkret festzustellen, welche 
Anforderungen an die Pflicht zur Beaufsichtigung 
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und Kontrolle des Umgangs oder des sozialen Ver¬ 
haltens eines Minderjährigen zu stellen sind. 

Damit wird eine Bagatellisierung des Gesche¬ 
hens, aber auch eine Überspitzung in den Anfor¬ 
derungen verhindert, das Kind oder den Jugendli¬ 
chen beispielsweise auch außerhalb der unmittel¬ 
baren familiären Lebenssituation, wie in der Frei¬ 
zeit und bei der Freizeitgestaltung, zu beaufsichti¬ 
gen und zu kontrollieren. 

Die schwere Pflichtverletzung nach § 142 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB kann nur vorsätzlich began¬ 
gen werden. Es muß den Eltern oder Erziehungs¬ 
berechtigten nachgewiesen werden, daß sie sich 
beispielsweise verantwortungslos über alle Anzei¬ 
chen oder Hinweise auf ein nicht gesellschaftsge¬ 
mäßes Verhalten des Kindes oder Jugendlichen 
hinweggesetzt haben oder Informationen hier¬ 
über bewußt ignorierten und nicht zum Anlaß 
nahmen, ihre Pflicht zur Beaufsichtigung und 
Kontrolle zu erfüllen oder ihr — wie das subjektiv 
möglich und objektiv notwendig war - verstärkt 
nachzukommen. 

Der 15jährige K. bringt ein Fahrrad nach Hause. 
Auf Befragen seiner Eltern erklärt der Jugendliche, 
er. habe es für 25 Mark erworben. Die Eltern be¬ 
gnügen sich mit der Antwort. In der nächsten Wo¬ 
che erscheint K. mit einem Kofferradio. Auch hier¬ 
für, so erklärt er den Eltern, habe er 20 Mark be¬ 
zahlt. Auch mit dieser Antwort sind die Eltern zu¬ 
frieden. Später stellt sich heraus, daß die Gegen¬ 
stände gestohlen wurden. Auch nach der Unterhal¬ 
tung mit seinen Eltern hat K. weitere Eigentumsde¬ 
likte begangen bzw. war an solchen beteiligt. Die El¬ 
tern haben die Antworten nicht zum Anlaß genom¬ 
men, die Angaben ihres Sohnes zu überprüfen (z. B. 
Verbindung mit dem angeblichen Verkäufer, den 
ihnen der Sohn genannt hatte, aufzunehmen). Sie 
haben auch nicht die Freizeitgestaltung, insbeson¬ 
dere die >,Freizeitfreundschaften“ ihres Sohnes 
kontrolliert. 

Paragraph 142 Abs. 2 StGB beschreibt die 
straferschwerenden Umstände, die die Anwen¬ 
dung einer Freiheitsstrafe erforderlich machen. 
Die erfolgsqualifizierenden Merkmale - schwere 
Schädigung oder Tod des Opfers - können durch 
die drei in Abs. 1 genannten Begehungsformen 
verwirklicht werden. 

Die Mutter unterläßt es, das Kleinkind zu pflegen 
und zu betreuen. Es ist unterernährt, kann sich 
selbst kaum bewegen und ist nicht fähig, die seinem 
Lebensalter entsprechenden körperlichen und gei¬ 
stigen Leistungen zu erbringen. In seiner gesamten 
Entwicklung ist das Kind zurückgeblieben. Es muß 
für längere Zeit in ein Krankenhaus und anschlie- 


ßend in einem Kinderheim untergebracht werden. 
Oder: Der Vater nimmt seinen Sohn zu seinen 
nächtlichen Diebstählen als „Gehilfen“ mit. Die 
Gewöhnung an eine solche asoziale Lebensweise 
kann als eine „schwere Schädigung“ der sittlichen 
und geistigen Entwicklung der Persönlichkeit dieses 
Kindes beurteilt werden. 

Vom Merkmal „schwere Schädigung“ werden 
also nicht nur Schäden an der Gesundheit erfaßt, 
sondern auch solche Schädigungen, die die geisti¬ 
gen, moralisch-sittlichen Fähigkeiten zum sozia¬ 
len Handeln, entsprechend den altersgemäßen so¬ 
zialen Anforderungen betreffen. Solche Schädi¬ 
gungen zeigen sich meist im Verhalten des Ju¬ 
gendlichen, der beispielsweise in der Schule oder 
in der beruflichen Ausbildung versagt oder so¬ 
zial-negative Handlungen begeht. Gerade bei 
derartigen Schädigungen wird es darauf ankom¬ 
men, die inneren Zusammenhänge zwischen der 
Handlung und den zu verzeichnenden Wirkungen 
zu beweisen. 

Das Vorliegen der erfolgsqualifizierenden Merk¬ 
male in Abs. 2 sowie des Zusammenhangs zwischen 
Handlung und Wirkung kann oft nur dann richtig 
erkannt werden, wenn Gutachten der Organe des 
Gesundheitswesens oder der Jugendhilfe beigezogen 
werden. Die Zusammenarbeit mit diesen Organen 
ist demzufolge grundsätzlich geboten. 

Als Schuldart wird in Abs. 2 Fahrlässigkeit be¬ 
züglich der eingetretenen Wirkungen verlangt. 
Diese Wirkungen hat der Täter nur dann zu ver¬ 
antworten, wenn ihm 

— die Umstände bekannt waren, aus denen sie 
entstanden sind, oder 

— wenn er sie auf andere Weise hätte vorausse¬ 
hen können (§11 Abs. 2 StGB). 

Wurde also durch die vorsätzliche schwere Miß¬ 
handlung fahrlässig der Tod des Opfers herbeige¬ 
führt, so ist der Täter nach § 142 Abs. 2 2. Alter¬ 
native StGB verantwortlich. 

Vereitelung von Erziehungsmaßnahmen 
Paragraph 143 StGB schützt die Tätigkeit und da¬ 
mit die erzieherische Wirksamkeit der Organe der 
Jugendhilfe . Sie sind nach der Jugendhilfeverord- 
nung (JHVO) verpflichtet, elternlose, familienge¬ 
löste erziehungsgefährdete oder erziehungs¬ 
schwierige Minderjährige zu betreuen. 11 ) 

Diese Betreuungsmaßnahmen sind darauf ge¬ 
richtet, die sozialen Kräfte in der unmittelbaren 
Umwelt des Minderjährigen zu nutzen und zu 
entwickeln, um vorhandene Gefährdungs- oder 


Mangelsituationen abzubauen und eine positive 
Erziehung des Kindes oder Jugendlichen zu ge¬ 
währleisten. Sie schließen unter anderem auch die 
Möglichkeit ein, für Minderjährige, bei denen in¬ 
folge objektiver und subjektiver Umstände - 
wenn beispielsweise die Erziehungspflichten ver¬ 
nachlässigt oder falsche Erziehungsmethoden an¬ 
gewandt wurden oder ähnliche negative Umwelt¬ 
bedingungen wirkten - eine soziale Fehlentwick¬ 
lung eingetreten ist, die Familienerziehung in einer 
anderen Familie anzuordnen oder den Minderjäh¬ 
rigen in ein Spezialheim der Jugendhilfe einzuwei¬ 
sen. Im System der Spezialheime, über die die Ju¬ 
gendhilfe verfügt, sind besonders die Jugend¬ 
werkhöfe hervorzuheben, in die über vierzehn 
Jahre alte Personen bis zum vollendeten 18. Le¬ 
bensjahr aufgenommen werden können. 

Der Tatbestand des § 143 StGB orientiert 
vornehmlich auf dem Schutz dieser von der Ju¬ 
gendhilfe angeordneten Heimeinweisung. Die Tä¬ 
terschaft ist an das Lebensalter (Erwachsener) ge¬ 
knüpft. 

Der Tatbestand erfaßt drei alternative Bege¬ 
hungsweisen: das Entziehen, das Verleiten und 
das Hilfeleisten. 

Entziehen im Sinne dieser Strafbestimmung ist 
jede Handlung, die objektiv geeignet ist und sub¬ 
jektiv mit dem Ziele vorgenommen wird, die 
Verwirklichung der Maßnahme der Jugendhilfe 
zu verhindern. 

Für einen Jugendlichen wurde die Familienerzie¬ 
hung angeordnet (§ 50 FGB, § 23 JHVO). Er sollte 
aus der Obhut seiner Tante ausscheiden und in die 
Familie des Zimmermanns M. überwechseln. Seine 
Großmutter, die im Haushalt der Tante lebte, ver¬ 
steckte den Jugendlichen für längere Zeit auf dem 
Grundstück, so daß die Maßnahme der Jugendhilfe 
nicht verwirklicht werden konnte. 

Verleiten ist die unmittelbare Einwirkung auf 
den Minderjährigen mit dem Ziel, diesen zu be¬ 
wegen, sich der Maßnahme zu entziehen. Die an¬ 
gestrebte Wirkung,^daß sich der Minderjährige 
bereits mit Erfolg der Maßnahme entzogen hat, 
braucht nicht eingetreten zu sein. Ist sie aber ein¬ 
getreten, dann erhöht sich die strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit des Täters. 

Ein Bürger erklärte den Insassen eines Jugend¬ 
werkhofes, die in seiner Nähe Feldarbeiten durch¬ 
führten, er.werde jeden, der „ausrücken“ wolle, bei 


11 Zur Jugendhilfe und ihrer Arbeitsweise vgl. Fami¬ 
lienrecht, a. a. O., S. 247 f. 
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sich aufnehmen und ihm helfen. Mehrere Jugendli¬ 
che versuchten daraufhin, den Jugendwerkhof bei 
Nacht zu verlassen. 

Die dritte Begehungsweise, die Hilfeleistung , 
zeigt das folgende Beispiel: 

Aus einem Jugendwerkhof sind des öfteren Jugend¬ 
liche entwichen. Bei der Aufklärung der Gründe 
und Umstände stellte sich unter anderem heraus, 
daß die Jugendlichen sich stets ein bis zwei Tage bei 
einem Bürger aufhielten, der für sie eine „Anlauf¬ 
stelle“ war. Er kann nach § 143 StGB in Verbin¬ 
dung mit § 43 und § 63 StGB zu einer Freiheits¬ 
strafe bis zu einem Jahr verurteilt werden. 

Verleitung zu asozialer Lebensweise 
Paragraph 145 StGB schützt die soziale Persön¬ 
lichkeitsentwicklung der Kinder und Jugendlichen 
vor negativen Einwirkungen Dritter, die nicht Er¬ 
zieher des Minderjährigen sind. Dabei wird von 
der generellen Verantwortung ausgegangen, die 
der Erwachsene auf Grund seiner sozialen Reife 
und Lebenserfahrung gegenüber Minderjährigen 
hat. Der Täterkreis ist also auf Erwachsene be¬ 
grenzt. 

Der Tatbestand erfaßt als Begehungsweisen 

— die Verleitung zur asozialen Lebensweise, 

— die Aufforderung zur Begehung von Straf¬ 
rechtsverletzungen. 

Derartige Einwirkungen insbesondere auf die 
Psyche des Kindes oder Jugendlichen gefährden 
stets die geistige und sittliche Entwicklung eines 
Minderjährigen, so daß der besondere Nachweis 
einer solchen Wirkung nicht erforderlich ist. Para¬ 
graph 145 StGB wurde als abstraktes Gefähr¬ 
dungsdelikt ausgestaltet. 

Das Verleiten zu asozialer Lebensweise — die 
Hauptform einer negativen Einwirkung, die der 
Bestimmung auch den Namen gegeben hat - ist 
eine solche nach Intensität und Dauer bewußte 
aktive und unmittelbare Einflußnahme auf die Psy¬ 
che oder auch auf die Lebensführung und die Le¬ 
bensgestaltung des Minderjährigen, die objektiv 
geeignet ist, bei ihm die nachstehenden Wirkun¬ 
gen herbeizuführen: 

a) Gefahr einer solchen sich verfestigenden Le¬ 
bensweise, die ehrliche Arbeit und dauerhafte 
Arbeitsbeziehungen oder die Anstrengungen 
des Lernens und der Ausbildung scheut, und 
von dem Bestreben begleitet ist, auf Kosten 
der Gesellschaft und ihrer Mitglieder unter 
Verletzung rechtlicher oder moralischer Nor¬ 
men sich ein arbeits- und müheloses Einkom¬ 
men zu verschaffen 


b) Süchtigkeit, insbesondere also Alkoholismus 

bzw. Alkoholmißbrauch 

c) Tendenz zu kriminellem Verhalten. 

Eine asoziale Lebensweise selbst kann sich 
insbesondere in folgenden Formen zeigen: Prosti¬ 
tution (und zwar männliche und weibliche), Vaga¬ 
bundieren, dauernder grundloser Wechsel des 
Arbeitsplatzes, hartnäckige Schulbummelei, 
Verwahrlosung in der körperlichen und in der 
Wohnhygiene. 

Zur Erfüllung des Tatbestandes ist nicht er¬ 
forderlich, daß der erwachsene Täter zu allen oder 
mehreren Formen der asozialen Lebensweise ver¬ 
leitet hat. Es genügt auch das Verleiten zu einem 
Anfangsstadium asozialer Lebensweise. Bei dem 
Minderjährigen muß auf Grund des Verleitens 
eine solche Entwicklung begonnen haben, die 
immer mehr vom gesellschaftsgemäßigen Verhal¬ 
ten abweicht, so daß eine reale Gefahr für die wei¬ 
tere soziale Entwicklung des Minderjährigen ge¬ 
geben ist. 

Verleiten ist somit mehr als eine einmalige 
mündliche Aufforderung etwa dergestalt, der Ar¬ 
beit fernzubleiben. Es kann auch darin bestehen, 
daß der Minderjährige bewußt in eine solche Um¬ 
gebung (Milieu) gebracht oder mitgenommen 
wird, die auf ihn deformierend wirken kann. 12 ) 

Verbreitung von Schund- 
lind Schmutzerzeugnissen 
und die Verleitung zum Alkoholmißbrauch 
Die Bestimmungen über den strafrechtlichen 
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Schund- 
und Schmutzerzeugnissen und vor Alkoholmiß¬ 
brauch (§ 146 und § 147 StGB) stehen in enger 
Verbindung mit der KJSchVO. 

Wie bereits im Lehrbuch Allgemeiner Teil 
(Kap. 8) hervorgehoben wurde, ist Jugendkrimi¬ 
nalität oder soziale Fehlentwicklung von Kindern 
und Jugendlichen unter anderem auch das Ergeb¬ 
nis moralisch deformierender Wirkungen, die von 
Schund- und Schmutzerzeugnissen oder von Al¬ 
koholmißbrauch ausgehen. Auch wenn im Einzel¬ 
fall keine unmittelbare Beziehung zwischen derar¬ 
tigen äußeren Einflüssen und dem vom Minder¬ 
jährigen gezeigten asozialen Verhalten zu beste¬ 
hen braucht oder sich nicht nachweisen läßt, ist 
dennoch im Interesse des umfassenden Schutzes 
an die stets mögliche destruktive Wirkung zu den¬ 
ken, die derartige Einwirkungen auf die Psyche 


12 Vgl. „OG-Urteil vom 24. 7. 1973“, Neue Justiz, 
17/1973, S. 516. 
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des Kindes oder Jugendlichen ausüben können. 
„Es ist... eine von der Psychologie, Pädagogik und 
Literaturwissenschaft erarbeitete Erkenntnis, daß 
Schund- und Schmutzliteratur und entsprechende 
filmische oder sonstige sich ,kulturell 4 gebende 
Erzeugnisse zur Deformation des moralischen 
Gefüges der Menschen und insbesondere bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen führt. Es ist ferner eine 
längst bewiesene Feststellung, daß moralisch ge¬ 
störte Persönlichkeiten öfter und rascher zu kri¬ 
minellen Fehlentscheidungen gelangen als mora¬ 
lisch positiv gefestigte Menschen.“ 13 ) 

Schund- und Schmutzerzeugnisse sind nach der 
Legaldefinition des § 146 Abs. 3 StGB solche Er¬ 
zeugnisse, „die geeignet sind, bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen Neigungen zu Rassen- oder Völker¬ 
haß, Grausamkeit, Menschenverachtung, Gewalt¬ 
tätigkeit oder Mord oder anderen Straftaten sowie 
geschlechtliche Verirrungen hervorzurufen“ (§ 4 
Abs. 1 KJSchVO). 

Die Erziehungsberechtigten haben derartige 
Erzeugnisse ihren Kindern oder Jugendlichen ab¬ 
zunehmen und zu vernichten. Lehrer , Erzieher 
und Lehrausbilder sind hierzu ebenfalls verpflich¬ 
tet. Sie haben solche Erzeugnisse abzunehmen 
und ihren Leitern zu übergeben , damit in der ent¬ 
sprechenden Erziehungseinrichtung möglicher¬ 
weise auftretenden pädagogischen Problemen 
rechtzeitig begegnet werden kann. In enger Zu¬ 
sammenarbeit mit der FDJ, der Pionierorganisa¬ 
tion und anderen gesellschaftlichen Kräften sind 
unter der Verantwortung der Leiter von Schul- 
und Ausbildungseinrichtungen, von Lehrlings¬ 
wohnheimen und Schülerinternaten usw. regel¬ 
mäßig Kontrollen durchzuführen, um die Einhal¬ 
tung des Kinder- und Jugendschutzes zu gewähr¬ 
leisten. 

Der Straftatcharakter der Handlung nach 
§ 146 Abs. 1 StGB als Vergehen ergibt sich dar¬ 
aus, daß in Abgrenzung von einer Ordnungswid¬ 
rigkeit (§ 14 KJSchVO) die jeweilige Tathand¬ 
lung, wie Herstellen, Einführen oder Verbreiten 
von Schund- und Schmutzerzeugnissen stets eine 
reale Gefährdung von Kindern oder Jugendlichen 
hervorgerufen haben muß. Es handelt sich um ein 
konkretes Gefährdungsdelikt. Die nachweisbare 
und nachzuweisende reale Gefährdung ist ein we¬ 
sentliches Merkmal dieses Vergehefis. Diese Tat¬ 
sache wird vom Gesetzgeber als Unterschei¬ 
dungskriterium in einer § 14 KJSchVO beigefüg¬ 
ten Anmerkung hervorgehoben. 

Der Tatbestand des § 146 Abs. 1 StGB ent¬ 
hält drei alternative Begehungsweisen: 


— Herstellen ist das Erzeugen von Schund- und 
Schmutzerzeugnissen, z. B. durch Drucken, 
Vervielfältigen, Fotografieren, Zeichnen, Fil¬ 
men oder Aufnahme auf Tonträger. 

— Einfuhren erfaßt das Mitbringen solcher Er¬ 
zeugnisse beim grenzüberschreitenden Ver¬ 
kehr. Die auf Bestellung erfolgende postali¬ 
sche Zusendung solcher Erzeugnisse ist eben¬ 
falls als ein Einführen im Sinne des § 146 
Abs. 1 StGB zu beurteilen. 

— Verbreiten ist jede aktive Tätigkeit zur Weiter¬ 
gabe der Schund- und Schmutzerzeugnisse an 
Kinder oder Jugendliche. Die Hauptform stellt 
dabei das „Ausleihen“ dar. 

Täter nach Abs. 1 kann auch ein Jugend¬ 
licher sein. Dabei werden aber an die Täter¬ 
schaft eines Jugendlichen (14 bis 18 Jahre) be¬ 
sondere Anforderungen in der Hinsicht zu stellen 
sein, daß seine Handlung, ihr sachlicher und zeitli¬ 
cher Umfang und die zu verzeichnende Wirkung 
sowie die vorsätzliche Schuld eine besondere In¬ 
tensität aufweisen müssen. 

Eine solche rechtspolitische Begrenzung ergibt sich 
auch aus der Art und Weise, wie der Gesetzgeber das 
Ordnungsstrafrecht bei Jugendlichen gestaltet hat: 
In der KJSchVO (§ 14 Abs. 2) wird die Anwendung 
der Sanktionen (Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 bis 100 Mark) auf solche Jugendliche begrenzt, 
die älter als sechzehn Jahre sind, „wenn die Art und 
Weise der Rechtsverletzung oder das bisherige 
Verhalten des Jugendlichen ihre Anwendung erfor¬ 
dern, um eine geeignete'erzieherische Einwirkung 
zu erzielen, und der Jugendliche eigenes Arbeits¬ 
einkommen hat“. 

Die Tathandlung in § 146 Abs. 2 StGB wird 
dadurch charakterisiert, daß die Aufsichtspflicht 
nach § 4 und § 5 KJSchVO fortwährend verletzt 
wird, obwohl dem Verpflichteten bekannt ist, daß 
die ihm anvertrauten Kinder oder Jugendlichen 
Schund- und Schmutzerzeugnisse besitzen. Die 
Tat ist ein Unterlassungsdelikt. Das wesentliche 
Kriterium der Straftat liegt in der bewußten über 
eine längere Zeit andauernden Rechtspflichtver¬ 
letzung, die in ihrer Intensität einer fortwähren¬ 
den Vernachlässigung der Erziehungspflichten 
nach § 142 Abs. 1 Ziff. 1 StGB nahekommt, ohne 
die in § 142 StGB geforderten Folgen (Gefähr¬ 
dung oder Schädigung der Entwicklung) hervor¬ 
zurufen. Insoweit ist § 142 Abs. 1 Ziff. 1 StGB 
das spezielle Gesetz gegenüber § 146 Abs. 2 
StGB. 


13 Sozialistische Kriminologie, Berlin 1971, S. 78. 
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Paragraph.147 StGB steht in engem Zusam¬ 
menhang mit der KJSchVO. Er ergänzt die ord- * 
nungsrechtlichen Bestimmungen (§§ 1, 7, 8 
KJSchVO) durch den strafrechtlichen Schutz von 
Kindern und Jugendlichen. 

Unter Alkoholmißbrauch wird der Genuß von 
Alkohol in einem Umfang verstanden, der die 
verantwortungsbewußte Handlungs- und Ent¬ 
scheidungsfähigkeit, die Würde der Persönlich¬ 
keit und das soziale Gemeinschaftsleben und Zu¬ 
sammenwirken der Menschen beeinträchtigt so¬ 
wie die Persönlichkeitsentwicklung oder die Ge¬ 
sundheit gefährdet und damit im Widerspruch zu 
den sozialistischen Moralanforderungen und zur 
sozialistischen Lebensweise steht. 14 ) Ausgehend 
von dieser allgemeinen Bestimmung umfaßt der 
Begriff Alkoholmißbrauch im Sinne des § 147 
StGB 

— den einmaligen Alkoholmißbrauch in erhebli¬ 
chen Mengen, der beim Kind oder Jugendli¬ 
chen Trunkenheitszustände hervorruft 

— den fortwährenden Alkoholgenuß in geringe¬ 
ren Mengen, wobei sich ein bestimmtes zur 
Gewohnheit werdendes Trinken herausgebildet 
hat oder herausbilden kann, so daß die Gefahr 
einer Süchtigkeit gegeben ist. 

Der Tatbestand hat drei Alternativen: 

— Verleiten eines Minderjährigen durch Erwach¬ 
sene. Hierunter ist die aktive Einflußnahme 
und bewußte Initiierung des Alkoholmiß¬ 
brauchs bei dem Minderjährigen, beispiels¬ 
weise das „Animieren“, zu verstehen (Ziff. 1), 

— Pflichtwidriges Begünstigen des Alkoholmiß¬ 
brauchs durch Abgabe alkoholischer Getränke 
an Minderjährige (Ziff. 2). 

Nach § 7 KJSchVO haben Eltern und andere Erzie¬ 
hungsberechtigte, Leiter, Inhaber und das Bedie¬ 
nungspersonal von Gaststätten sowie das Verkaufs¬ 
personal die Pflicht, an Kinder und Jugendliche un¬ 
ter 16 Jahren keine alkoholischen Getränke zu ver¬ 
abreichen, zu verkaufen oder abzugeben. An Ju¬ 
gendliche im Alter vom 16. bis 18. Lebensjahr dür¬ 
fen Getränke nur mit einem Alkoholgehalt bis zu 
20 Prozent in geringen Mengen verkauft, verab¬ 
reicht oder in sonstiger Weise abgegeben werden. 
Zur Feststellung des Alters ist es dem Leiter sowie 
dem Verkaufs- und Bedienungspersonal gestattet, 
sich den Personalausweis zeigen zu lassen (§ 12). 

Die bewußte Pflichtverletzung kann eine Be¬ 
dingung sein, die wesentlich zum Alkoholmiß¬ 
brauch beiträgt. 

— Pflichtwidriges Nichtv er hindern des Alkohol¬ 
mißbrauchs Minderjähriger. Führt die Hand- 


lüng’zu einer Gefährdung oder Schädigung der 
sozialen Entwicklung des Minderjährigen, ist 
bei den Erziehungsberechtigten unter Um¬ 
ständen auch eine in Tateinheit begangene 
fortwährende Vernachlässigung ihrer Erzie¬ 
hungspflicht nach § 142 Abs. 1 Ziff. 1 StGB 
gegeben. 

Verursacht die Handlung des Erwachsenen 
einen Trunkenheitszustand beim Minderjährigen, 
der als Gesundheitsbeschädigung zu beurteilen 
ist, ist die Verantwortlichkeit des Täters auch un¬ 
ter dem Gesichtspunkt einer in Tateinheit began¬ 
genen Körperverletzung nach § 115 (1. Alternati¬ 
ve) StGB zu prüfen, wobei bezüglich der Körper¬ 
verletzung bedingter Vorsatz ausreichend ist. 

Sexueller Mißbrauch 

von Kindern oder Jugendlichen 

Paragraphen 148 bis 151 StGB schützen die 

körperliche , geistige und sittliche Integrität der 

Minderjährigen vor sexuellen Handlungen. Darin 

liegt das Gemeinsame dieser Straftatbestände 

(vgl. Kap. 3). 

Die Sexualstraftaten gegen Kinder und Ju¬ 
gendliche stellen entweder einen von außen erfol¬ 
genden Eingriff in solche sozialen Beziehungen 
dar, die — in Form konkreter Familien - und Erzie - 
hungsrechtsverhältnisse — der vollen sozialen Inte¬ 
gration des Minderjährigen dienen, oder sie ver¬ 
letzen elementare Pflichten , die der Täter gegen¬ 
über dem minderjährigen Opfer zu erfüllen hat. 
Der strafrechtliche Schutz ist dabei unterschied¬ 
lich gestaltet: Kinder genießen einen absoluten 
strafrechtlichen Schutz vor sexuellem Miß¬ 
brauch. 15 ) Der strafrechtliche Schutz Jugendlicher 
ist unterschiedlich gestaltet. Die Gründe für eine 
solche Differenzierung des strafrechtlichen 
Schutzes ergeben sich aus dem mit dem Lebensal¬ 
ter verbundenen sozialen Entwicklungsprozeß 


14 Vgl. E. Schüler, „Probleme der Determination und 
Vorbeugung von Alkoholmißbrauch und damit im 
Zusammenhang stehender Kriminalität in der 
DDR“, Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechts¬ 
wissenschaft, Potsdam-Babelsberg, 49/1969, 
S. 14 f. 

15 Die erste umfassende Untersuchung in der DDR ist 
die von G. Feix, Die Bekämpfung von Sexualver¬ 
brechen an Kindern, Berlin 1961. Der Autor stellt 
seiner Arbeit einen Ausspruch A. S. Makarenkos 
voran: „Kinder sind die Grenze, unter die der 
Mensch nicht fallen kann. Ein Verbrechen gegen 
Kinder steht schon unterhalb dieser Grenze des 
Menschlichen“. 
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und den biologischen Reifungsvorgängen (Puber¬ 
tät), d. h. aus dem wachsenden organischen Be¬ 
dürfnis nach sexueller Triebbetätigung und -be- 
friedigung sowie der noch fehlenden oder unaus- 
gereiften sozialen Erfahrung und einem dement¬ 
sprechenden Verantwortungsbewußtsein. 16 ) 

Die Beschränkung des Täterkreises auf Er¬ 
wachsene trägt der Tatsache Rechnung, daß sexu¬ 
elle Beziehungen zwischen Jugendlichen — sofern 
sie in gegenseitigem Einverständnis (freiwillig) 
und nicht auf Grund solcher Mittel wie Drohung 
und Gewalt erfolgen — nicht vom Strafrecht zu re¬ 
geln sind, auch dann nicht, wenn sie möglicher¬ 
weise mit negativen Auswirkungen für Lebensweg 
und Persönlichkeitsentwicklung verbunden sind. 
Es ist Sache der Eltern, hier vertrauensvoll korri¬ 
gierend und helfend einzugreifen, um solche Wir¬ 
kungen zu vermeiden. 

Es werden folgende Begehungsweisen unter¬ 
schieden: 

a) Der Geschlechtsverkehr und geschlechtsver¬ 
kehrsähnliche Handlungen. Beide Formen 
werden alternativ in den Tatbeständen des 
§ 149 und des § 150 Abs. 2 StGB genannt. Zu 
den geschlechtsverkehrsähnlichen Handlun¬ 
gen gehören der sogenannte Schenkelverkehr 
und solche Handlungen, bei denen der Penis in 
Körperöffnungen des weiblichen Opfers ein¬ 
geführt wird (Mund- oder Afterverkehr). 17 ) 

b) Der Mißbrauch zu bzw. die Vornahme von se¬ 
xueller Handlung. Dieser Begriff wird in den 
§§ 148, 150 und 151 StGB verwendet, um die 
strafbare Handlung zu kennzeichnen und den 
umfassenden Schutz der Minderjährigen zu 
gewährleisten. Dieser Begriff umschließt in 
der Einheit von objektivem Bezug und subjek¬ 
tiver Zielsetzung alle Tätigkeiten, die objektiv 
erkennbar einen sexuellen Charakter und kör¬ 
perlichen Bezug haben und subjektiv von dem 
Anliegen getragen sind, eine sexuelle Erre¬ 
gung herbeizuführen, zu steigern oder eine 
entsprechende Befriedigung zu erreichen. 

Sexueller Mißbrauch von Kindern 

Bei den sexuellen Mißbrauchshandlungen lassen 

sich drei Grundformen unterscheiden: 

— Sexuelle Handlungen, bei denen der Körper 
des Opfers unmittelbarer Gegenstand der Ma¬ 
nipulationen ist (Berühren, Betasten, Küssen, 
Geschlechtsverkehr oder geschlechtsver¬ 
kehrsähnliche Handlungen). 

— Sexuelle Handlungen, bei denen das Opfer in 
das sexuelle Geschehen einbezogen und als Sti¬ 


mulans benutzt wird , ohne daß ein unmittelba¬ 
rer körperlicher Kontakt besteht (sexuelle 
Manipulationen des Täters an sich selbst oder 
mit einem Dritten vor den Augen des Opfers). 
— Eine solche psychische Einflußnahme auf das 
Opfer , daß es am eigenen Körper , am Körper 
des Täters oder eines Dritten vor den Augen des 
Täters sexuelle Manipulationen vornimmt . 18 ) 
Im Interesse des umfassenden Schutzes der 
Kinder vor sexuellen Angriffen ist § 148 StGB so 
ausgestaltet, daß alle sexuellen Handlungen, bei 
denen die Beziehungen zum Opfer in den genann¬ 
ten Grundformen gegeben sind, einen Mißbrauch 
im Sinne des Strafgesetzes darstellen. Der Miß¬ 
brauch ist somit kein selbständiges Tatbestands¬ 
merkmal. 

Zur Abgrenzung des sexuellen Mißbrauchs nach 
§ 148 StGB von der exhibitionistischen Handlung 
nach § 124 StGB hat das Oberste Gericht ausge¬ 
führt: Die Straftaten nach § 148 StGB unterschei¬ 
den sich von denen nach § 124 StGB dadurch, daß 
§ 148 StGB dann verwirklicht ist, wenn der Täter 
die Kinder oder das Kind in seine sexuellen Hand¬ 
lungen einbezogen „und somit einen körperlichen 
Bezug zwischen sich und den Kindern als Stimulans 
für seine sexuelle Erregung bzw. Befriedigung her¬ 
gestellt“ hat. 

„Diese Einbeziehung der Kinder kann darin Beste¬ 
hen, daß der Täter ausdrücklich auf sich aufmerk¬ 
sam macht, daß er die Kinder mit Geschenken oder 
Versprechen von Vorteilen an sich lockt oder sie 
an abgelegene Orte führt...“ 19 ) Dagegen ist der 
Tatbestand des § 124 StGB dann gegeben, wenn die 
Kinder zwar wahrnehmen, daß der Täter sexuelle 
Handlungen vornimmt, dieser aber nicht besonders 
auf die Kinder eingewirkt hat, seine Handlungen zu 
dulden. 

Die Erfüllung des Grundtatbestandes setzt 
nicht voraus, daß der sexuelle Mißbrauch sofort 


16 Vgl. A. Kossakowski, Über die psychischen Verän¬ 
derungen in der Pubertät, Berlin 1965. 

17 Das Oberste Gericht hat in einer Entscheidung auch 
solche Handlungen, bei denen der Täter sein Ge¬ 
schlechtsteil mehrmalig gegen das entblößte Ge¬ 
schlechtsteil seines Opfers drückte, als geschlechts¬ 
verkehrsähnlich beurteilt. Vgl. R. Biebl/I. Holtzbe- 
cher/R. Schröder, „Probleme der Rechtsprechung 
auf dem Gebiete der Sexualstraftaten“, Neue Justiz, 
11/1972, S. 322 ff., insbes. S. 323. 

18 R. Biebl/I, Holtzbecher/R. Schröder fassen hier¬ 
unter auch solche Manipulationen, die das Kind auf 
Veranlassung des Täters an Tieren vornimmt (vgl. 
a. a. O., S. 325). 

19 „OG-Urteil vom 30. 12. 1971“, Neue Justiz, 
7/1972, S. 210 u. 211. 


115 


nachweisbare Schäden oder Folgen beim Kind 
hinterläßt. Je nach Tatintensität und Lebensalter 
des Opfers (Aufnahmevermögen usw.) können 
Schäden in physischer oder in psychischer Hin¬ 
sicht unmittelbar eintreten oder auch als Spätfol¬ 
gen zu verzeichnen sein. Nicht immer muß es sich 
dabei um körperliche Schäden (Verletzungen) 
handeln, die relativ leicht festzustellen sind. Weit¬ 
aus gefährlicher für die soziale Entwicklung des 
Kindes können Folgen psychischer Art sein, die 
vielfach zum Zeitpunkt der Tat noch gar nicht er¬ 
kennbar sind. 

Je nach der Tatschwere kann es sich um ein 
Verbrechen oder ein Vergehen handeln. Der Straf¬ 
rahmen des § 148 Abs. 1 StGB gestattet, nach 
der Art und Weise der sexuellen Mißbrauchs¬ 
handlungen und ihrer Intensität sowie nach den 
eingetretenen oder möglichen Folgen die Strafe 
differenziert festzusetzen. 

Sofern der Täter durch den Mißbrauch zu se¬ 
xuellen Handlungen beim Kind fahrlässig eine er¬ 
hebliche Schädigung verursacht hat, begründet 
dies in der ersten Alternativ des § 148 Abs. 2 
StGB eine höhere strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit. Das Gesetz verlangt für den Eintritt der er¬ 
höhten strafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht 
nur schlechthin eine Schädigung des Kindes, son¬ 
dern Schäden von einer gewissen Erheblichkeit. 

Verursacht der sexuelle Mißbrauch den Tod 
eines Kindes, so beträgt die untere Grenze der 
Freiheitsstrafe nach § 148 Abs. 3 StGB fünf Jah¬ 
re. Voraussetzung für den Eintritt erhöhter straf¬ 
rechtlicher Verantwortlichkeit ist, daß die sexu¬ 
elle Handlung ursächlich für den Eintritt des To¬ 
des ist und hinsichtlich der Todesfolge Fahrlässig¬ 
keit vorliegt. 

Nach § 148 Abs. 2 StGB — zweite Alternative 
- ist auch derjenige in erhöhtem Maße strafrecht¬ 
lich verantwortlich, der bereits wegen einer derar¬ 
tigen Handlung von einem staatlichen Gericht 
rechtskräftig verurteilt wurde; hier handelt es sich 
um eine spezielle Rückfallbestimmung. 

Die objektive Schädlichkeit des sexuellen 
Mißbrauchs von Kindern macht es erforderlich, 
auch die versuchte Tat unter Strafe zu stellen. 

Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 
Mit den §§ 149 bis 151 StGB wird der strafrechtli¬ 
che Schutz des Jugendlichen vor sexuellem Miß¬ 
brauch durch Erwachsene gewährleistet. 

Paragraph 149 StGB dient dem Schutz Ju¬ 
gendlicher, die noch nicht das 16. Lebensjahr voll¬ 
endet haben, vor sexuellem Mißbrauch durch Er¬ 


wachsene. Der Erwachsene trägt eine allgemeine 
Verantwortung gegenüber dem Jugendlichen des 
anderen Geschlechts. Werden von ihm frühzeitig 
sexuelle Beziehungen in Form des Geschlechts¬ 
verkehrs bzw. geschlechtsverkehrsähnlicher Hand¬ 
lungen aufgenommen, kann die soziale Entwick¬ 
lung des Jugendlichen gestört oder geschädigt 
werden. 

Der Begriff der moralischen Unreife charakte¬ 
risiert den sozialen Entwicklungsstand in sexuell- 
-ethischer Hinsicht und ist kein selbständiges Tat¬ 
bestandsmerkmal. Das Gesetz geht vielmehr —un¬ 
ter dem Aspekt der Verantwortung des Erwach¬ 
senen — davon aus, daß Jugendliche dieses Alters 
die volle soziale Bedeutung sexueller Beziehun¬ 
gen noch nicht zu erfassen vermögen. In dieser 
Unreife liegt auch ihre besondere Schutzbedürf¬ 
tigkeit. 

Die bestimmende Seite dieser Straftat besteht 
somit darin, daß der Erwachsene die noch vor¬ 
handene Labilität im sexual-ethischen Wertsy¬ 
stem, die Beeinflußbarkeit eines Jugendlichen 
dieses Alters durch materielle Zuwendungen wie 
Geschenke oder das Versprechen von Vorteilen 
oder auf eine ähnliche Weise ausnutzt und damit 
die Bereitschaft erzeugt oder verstärkt, den Ge¬ 
schlechtsverkehr oder diesem ähnliche sexuelle 
Handlungen vorzunehmen. Die moralische Un¬ 
reife eines Jugendlichen dieser Altersklasse ist 
stets dann vom erwachsenen Täter ausgenutzt, 
wenn die von ihm eingesetzten Mittel und Metho¬ 
den bestimmend dafür sind, daß der Jugendliche 
dem Verlangen nach sexueller Hingabe nach¬ 
kommt. 

Dem Täter muß das Lebensalter des Jugendli¬ 
chen bekannt gewesen sein. Seine Einwirkungs¬ 
handlungen auf den Jugendlichen müssen ferner 
mit dem Ziele vorgenommen werden, ihn zu den 
im Gesetz genannten sexuellen Beziehungen zu 
bestimmen. Es ist nicht erforderlich, daß die Hin¬ 
gabe der Geschenke usw. sofort mit dem mündli¬ 
chen Ansinnen verbunden wird, sexuelle Bezie¬ 
hungen aufzunehmen. Auch wenn sich der Täter 
erst später — bei passender Gelegenheit - darauf 
bezieht oder den Zusammenhang zwischen seiner 
Einwirkung und dem Verlangen nach sexuellen 
Beziehungen in anderer Weise erkennen läßt, 
liegt Vorsatz im Sinne des § 149 StGB vor. 

Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß zwi¬ 
schen dem Erwachsenen und dem Jugendlichen 
echte menschliche Bindungen bestehen, die auf 
Zuneigung, Achtung und Liebe beruhen und zur 
Aufnahme intimer Beziehungen geführt haben. 
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Ein 19jähriger Mann und eine 15jährige Schülerin 
sind seit Jahren befreundet. Den Eltern ist diese 
Freundschaft bekannt. Zu gegebenen Gelegenhei¬ 
ten machten sie sich gegenseitig Geschenke, so bei¬ 
spielsweise an Geburtstagen und anderen Feierta¬ 
gen. Zum 15. Geburtstag schenkte E. seiner Freun¬ 
din ein Kleid. Er hatte es von seinem Lohn gekauft. 
Nach einem halben Jahr kommt es bei einem Aus¬ 
flug zur Aufnahme intimer Beziehungen. Hier liegt 
kein sexueller Mißbrauch im Sinne des § 149 Abs. 1 
StGB vor. 

Paragraph 149 Abs. 2 StGB enthält eine spe¬ 
zielle Verjährungsbestimmung. Die allgemeine 
Verjährung der Strafverfolgung nach § 82 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB wird um drei Jahre verkürzt. Grund 
hierfür ist die Tatsache, daß nach Ablauf von zwei 
Jahren keine gesellschaftliche Notwendigkeit 
mehr zur Verfolgung besteht. Der verführte Ju¬ 
gendliche ist dann bereits volljährig. Er hat mögli¬ 
che negative Auswirkungen des Mißbrauchs 
überwunden und ist sozial reifer geworden. Eine 
Strafverfolgung hätte ihren sozialen Sinn verlo¬ 
ren. 

Paragraph 150 StGB dient dem Schutz Ju¬ 
gendlicher vor sexuellem Mißbrauch durch Er¬ 
wachsene, die für die Ausbildung oder Erziehung 
verantwortlich sind oder eine Obhutspflicht haben. 
Solche vom Recht geregelten Verhältnisse und 
Beziehungen sind stets mit konkreten Pflichten 
für den Erwachsenen verbunden. Er genießt An¬ 
sehen und hat Autorität und übt - bewußt oder 
unbewußt - mit seinem eigenen Verhalten mehr 
oder minder eine Vorbildwirkung aus. Der sexu¬ 
elle Mißbrauch gemäß § 150 StGB untergräbt 
Ansehen, Autorität und persönlichkeitsprägende 
Vorbildwirkung. Weiterhin kann die Entwicklung 
der anvertrauten Jugendlichen empfindlich ge¬ 
stört werden. Derartige Handlungen beeinträch¬ 
tigen auch das Vertrauen der Jugendlichen zu dem 
erwachsenen Tater. Sie gefährden daher die Er¬ 
füllung der Pflichten, die dem Erwachsenen im 
Verhältnis zum Jugendlichen obliegen. 20 ) 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines 
Erwachsenen setzt voraus, daß objektiv ein Erzie- 
hungs-, Ausbildungs- oder Obhutsverhältnis ge¬ 
geben ist: Zur Erziehung anvertraut ist der Ju¬ 
gendliche dem Erwachsenen, wenn dieser es auf 
gesetzlicher Grundlage oder durch Vereinbarung 
mit den Erziehungsberechtigten übernommen 
hat, für die soziale Entwicklung des Jugendlichen 
zu sorgen. Ähnliches trifft auf das Ausbildungs¬ 
verhältnis zu. Hier ist die soziale Beziehung zwi¬ 
schen dem Ausbilder (Erwachsenen) und dem Ju¬ 
gendlichen vor allem auf die Anerziehung be¬ 


stimmter Fähigkeiten und Fertigkeiten (schuli¬ 
sche und berufliche Ausbildung) gerichtet. Ein 
Obhutsverhältnis im Sinne dieser Strafbestim¬ 
mung liegt vor, wenn der erwachsene Täter die 
Pflicht übernommen hat, den Jugendlichen zu be¬ 
aufsichtigen, für ihn zu sorgen oder ihn zu betreu¬ 
en, z. B. bei der Feriengestaltung die Leiter von 
Sport-, Wander- oder Freizeitgruppen. Die im 
Tatbestand genannten Verhältnisse oder Bezie¬ 
hungen liegen häufig in kombinierter Form vor. 
Erziehungs- und Ausbildungsverhältnisse gehen 
ineinander über und sind mit Obhutspflichten 
usw. verbunden; in jedem Obhutsverhältnis liegen 
auch Elemente eines Erziehungsverhältnisses. 

Zwischen dem Stiefvater und den Kindern sei¬ 
ner Ehefrau besteht ebenfalls ein Obhutsverhält¬ 
nis. So hat er seine Ehefrau bei der Wahrnehmung 
ihrer Erziehungspflichten gegenüber den im ge¬ 
meinsamen Haushalt lebenden Kindern zu unter¬ 
stützen (§ 47 Abs. 2 FGB). Auf Grund dieser fa¬ 
milienrechtlichen Stellung ist der Stiefvater zwar 
nicht ohne weiteres Erziehungspflichtiger im 
Sinne des § 142 StGB, er steht aber zu den im 
Haushalt lebenden Kindern seiner Ehefrau in ei¬ 
nem Obhutsverhältnis im Sinne des § 150 StGB. 

Der sexuelle Mißbrauch besteht darin, daß der 
Täter sein Verhältnis, insbesondere sein Ansehen 
und seine Autorität ausnutzt , um die in den Tatbe¬ 
ständen genannten sexuellen Manipulationen 
durchzuführen. 

In Abs. 1 wird die Vornahme aller sexuellen 
Handlungen unter Strafe gestellt. Damit wird ein 
umfassender Schutz der Minderjährigen bis zum 
16. Lebensjahr gewährleistet. Da der Begriff der 
sexuellen Handlung hier auch den Geschlechts¬ 
verkehr einschließt, kann Tateinheit mit § 152 
StGB (Geschlechtsverkehr zwischen Verwand¬ 
ten) gegeben sein, wenn der Täter zu dem Opfer in 
dem vom Gesetz geforderten Verwandtschafts¬ 
verhältnis nach § 79 FGB steht. 

In § 150 Abs. 2 StGB erstreckt sich der Schutz 
auf Jugendliche vom 16. bis zum 18. Lebensjahr. 
Unter dem Aspekt des reiferen Lebensalters der 
Jugendlichen dieser Altersgruppen ist die sexuelle 
Handlung hier auf Geschlechtsverkehr bzw. ge¬ 
schlechtsverkehrsähnliche Handlungen begrenzt. 

Bei sexuellem Mißbrauch eines im Sinne des 
§ 150 StGB anvertrauten Jugendlichen bestimmt 
die gesellschaftliche Stellung des Täters bereits als 
Tatbestandsmerkmal den Strafrahmen. Sie darf 


20 „BG Leipzig, Urteil vom 28. 5. 1970“, Neue Justiz, 
2/1971, S. 52 f. 
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bei Bestimmung des Strafmaßes nicht nochmals 
straferschwerend berücksichtigt werden. 21 ) 

Paragraph 151 StGB schützt Jugendliche vor 
homosexuellen Handlungen Erwachsener. Solche 
sexuellen Handlungen sind geeignet, die normale 
sexuelle Entwicklung zu beeinträchtigen. Sie kön¬ 
nen sich negativ auf den Lebensweg auswirken, 
zur Festlegung auf homosexuelle Beziehungen 
führen und damit die Aufnahme normaler Part¬ 
nerbeziehungen und eine Familiengründung er¬ 
schweren. In objektiver Hinsicht muß es zur Vor¬ 
nahme sexueller Handlungen mit dem gleichge¬ 
schlechtlichen Jugendlichen gekommen sein. 
Vom Tatbestand werden alle sexuellen Handlun¬ 
gen erfaßt. Täter kann sowohl ein Mann als auch 
eine Frau sein. Der Tatbestand kann nur vorsätz¬ 
lich erfüllt werden. Der Täter muß das jugendliche 
Alter des gleichgeschlechtlichen Partners kennen. 

4 . 3 . 

Straftaten gegen die Familie 

Hier werden solche Straftaten erfaßt, die entwe¬ 
der unmittelbar oder über Vermittlungen soziale 
Beziehungen innerhalb einer Familie verletzten 
bzw. störend in elementare Funktionen der Familie 
eingreifen. 

Hierzu gehören: 

1. Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 141 
StGB), 

2. Entführung von Kindern und Jugendlichen 
(§ 144 StGB), 

3. Geschlechtsverkehr zwischen Verwandten 
(§ 152 StGB), 

4. Unzulässige Schwangerschaftsunterbrechung 
(§§ 153 bis 155 StGB) 

5. Doppelehe (§ 156 StGB). 

Verletzung der Unterhaltspflicht 
Die Rechte und Pflichten bei der Befriedigung der 
materiellen Bedürfnisse der Familie ergeben sich 
aus dem Familienrecht. Familienrechtliche und 
entsprechende prozessuale Bestimmungen die¬ 
nen der Sicherung und Durchsetzung der Rechte 
und Pflichten, die Familienangehörige bei der Be¬ 
friedigung der materiellen Bedürfnisse der Fa¬ 
milie haben. 

Aus diesem Komplex sind hier ihrer Bedeutung we¬ 
gen im Zusammenhang mit dem strafrechtlichen 
Schutz der materiellen Bedürfnisse der Familie fol¬ 
gende familienrechtliche und prozeßrechtliche Be¬ 
stimmungen hervorzuheben 22 ): 


Aufwendungen für die Familie bei bestehender Ehe 
(§ 12 FGB), Unterhalt bei bestehender Ehe (§§ 17 
bis 22.FGB), Entscheidung über das Erziehungs¬ 
recht und den Unterhalt gegenüber den Kindern 
• (§ 25 FGB), Unterhalt der geschiedenen Ehegat¬ 
ten (§§ 29 ff. FGB), Unterhalt des nichteheli¬ 
chen Kindes (§ 46 FGB), Unterhalt zwischen Ver¬ 
wandten (§§ 81 ff, FGB). 

Prozeßrechtliche Bestimmungen, die der Durch¬ 
setzung und Verwirklichung von Unterhaltsansprü¬ 
chen dienen, sind insbesondere im 7. Kapitel der 
ZPO, insbes. § 85, § 96 Abs. 3, §§ 101, 108, 110 
ZPO, zu finden. 

Zu diesem rechtlichen System gehören ferner 
§§55 ff. KKO und §§ 51 ff. SchKO, nach denen die 
gesellschaftlichen Gerichte über die gütliche Beile¬ 
gung von Streitigkeiten rechtsverbindlicher Unter¬ 
haltsverpflichtungen beraten und entscheiden kön¬ 
nen. 

Der überwiegende Teil der unterhaltsver¬ 
pflichteten Familienmitglieder erfüllt seine Pflich¬ 
ten gegenüber den Kindern und den Verwandten 
freiwillig, andere auf Grund von Vollstreckungs¬ 
maßnahmen. Dennoch gibt es Fälle, in denen Un¬ 
terhaltspflichtige sich ihren Pflichten bewußt ent¬ 
ziehen oder zu entziehen versuchen. 

Die Verletzung der Unterhaltspflicht begrün¬ 
det nach § 141 StGB strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit des Verpflichteten, wenn er in seinem Ver¬ 
halten bewußt zum Ausdruck bringt, daß er nicht 
gewillt ist, der Unterhaltsverpflichtung, die ihm 
gesetzlich oder kraft einer gerichtlichen Entschei¬ 
dung auferlegt wurde, nachzukommen und die 
außerstrafrechtliche Verwirklichung des Unter¬ 
haltsanspruchs ergebnislos war oder von vornher¬ 
ein erfolglos ist. 

Die objektive Seite des Tatbestandes besteht in 
dem Sich-Entziehen von der Unterhalts¬ 
pflicht durch die im Gesetz beispielhaft aufgeführ¬ 
ten Verhaltensweisen: Nichtaufnahme von Ar¬ 
beit, häufiger Arbeitsplatzwechsel oder auf an¬ 
dere Weise. Das objektive Verhalten des Un¬ 
terhaltspflichtigen muß erkennen lassen, daß er 
bestrebt ist, der Verwirklichung seiner gesetzli¬ 
chen Pflichten oder den hierzu erlassenen Voll¬ 
streckungsmaßnahmen zu entgehen bzw. diese 
erheblich zu erschweren. Erst diese Intensität des 
Verhaltens kennzeichnet das Entziehen von der 
Unterhaltspflicht. Der Grad der Gesellschaftswi¬ 
drigkeit wird maßgeblich davon bestimmt, mit 
welcher Aktivität der Unterhaltsverpflichtete die 


21 Vgl. ebenda. 

22 Vgl. Familienrecht, a. a. O., S. 312 ff. 
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Erlangung des Unterhalts zu erschweren bzw. 
unmöglich zu machen sucht- Ein bloßes Nichtzah¬ 
len begründet keine strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit. 

Die strafbare Verletzung der Unterhaltspflicht 
ist ein Begehungsdelikt. Sie setzt deshalb nicht 
voraus, daß infolge der Handlung bestimmte 
schädigende Folgen herbeigeführt werden. Sind 
solche Folgen eingetreten oder hätten sie eintre- 
ten können, erhöht sich der Grad der objektiven 
Schädlichkeit und - wenn sich der Vorsatz hierauf 
erstreckt — auch der Grad der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit. 

Täter nach Abs. 1 kann sein, wer sich als 
Vater oder Mutter der gesetzlichen Unterhalts¬ 
pflicht gegenüber seinen Kindern entzieht. Zwi¬ 
schen dem Unterhaltspflichtigen und dem Unter¬ 
haltsberechtigten muß also ein familienrechtliches 
Eltern-Kind-Verhältnis bestehen, auf Grund des¬ 
sen die Unterhaltsansprüche minderjähriger Kin¬ 
der gegen ihre Eltern kraft Gesetzes entstehen. 23 ) 

Sind die Eltern eines Kindes nicht miteinander 
verheiratet, muß erst geklärt werden, daß ein Fa¬ 
milienverhältnis zwischen Vater und Kind be¬ 
steht. Das geschieht in einem Verfahren zur An¬ 
erkennung der Vaterschaft oder kraft eines ge¬ 
richtlichen Feststellungsurteils. Liegt das vor, ent¬ 
steht das gesamte Familienrechtsverhältnis und 
damit auch die Unterhaltspflicht mit rückwirken¬ 
der Kraft ab Geburt. 

Kraft Gesetztes entsteht auch der Unterhalts¬ 
anspruch eines minderjährigen Kindes nach der 
Ehescheidung (§ 25 FGB). 24 ) Strafrechtlich 

verantwortlich -nach Abs. 2 ist, wer sich einer 
gerichtlichen Entscheidung über die Unter¬ 
haltspflicht gegenüber dem Ehegatten, früheren 
Ehegatten oder Verwandten entzieht. Gerichtli¬ 
che Entscheidungen sind Urteile, im gerichtlichen 
Verfahren abgeschlossene und bestätigte Verglei¬ 
che sowie einstweilige Anordnungen. Eine Ver¬ 
letzung anderer Titel (gerichtlich nicht bestätigte 
Vergleiche oder notarielle Urkunden u. ä.) be¬ 
gründet keine strafrechtliche Verantwortlichkeit. 
Die Pflicht zur Unterhaltszahlung an den in Abs. 2 
genannten Personenkreis der Unterhaltsberech¬ 
tigten tritt also erst auf Grund einer gerichtlichen 
Entscheidung ein. Der Unterhaltsverpflichtete er¬ 
fährt hieraus Inhalt und Umfang seiner Pflichten. 

In Abs. 1 sind beispielhaft einige Methoden 
der Tatbegehung , die in der Praxis am häufigsten 
Vorkommen, angeführt. Darüber hinaus werden 
mit der Formulierung ,,oder auf andere Weise“ 
alle Formen aktiven Handelns, die darauf gerich¬ 


tet sind, sich der Leistung des Unterhaltsbeitrages 
‘zu entziehen, erfaßt. 

Absatz 2 verweist hinsichtlich der Methoden 
der Tatbegehung auf Abs. 1 mit der Formulierung 
,,in gleicher Weise“, so daß in bezug auf die Me¬ 
thoden der Tatbegehung zwischen den beiden Ab¬ 
sätzen des § 141 keine Unterschiede bestehen. 

Die Entziehung von der Unterhaltspflicht 
durch Nichtaufnahme von Arbeit setzt voraus, daß 
der arbeitsfähige Täter in Kenntnis seiner Pflicht 
ein bestehendes Arbeitsrechtsverhältnis aufgibt, 
um keinen Unterhalt leisten zu müssen. Der Täter 
steht auch dann nicht in Arbeit, wenn er hier und 
da Gelegenheitsarbeiten verrichtet, um seinen 
Lebensunterhalt bestreiten zu können, aber kein 
Arbeitsrechtsverhältnis eingeht. Er macht es da¬ 
mit dem Unterhaltsberechtigten unmöglich, den 
Unterhalt durch Einleitung prozessualer Zwangs¬ 
maßnahmen wie Pfändung des Arbeitsein¬ 
kommens zu erlangen. 

Sofern bereits vom Rat des Kreises, Abteilung 
Innere Angelegenheiten, eine Aussprache über 
die umgehende Arbeitsaufnahme stattgefunden 
hat und eventuell eine geeignete Arbeitsstelle 
nachgewiesen wurde, der Unterhaltsverpflichtete 
sich aber hartnäckig weigert, ein Arbeitsrechts¬ 
verhältnis einzugehen, erhöht ein derartiges Ver¬ 
halten den Grad seiner Schuld. Hier ist zu prüfen, 
ob Tateinheit mit § 249 StGB (Beeinträchtigung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch 
asoziales Verhalten) gegeben ist. 

Manchmal versuchen Unterhaltsverpflichtete 
sich der Unterhaltszahlung zu entziehen, indem 
sie häufig ihren Arbeitsplatz wechseln. 

Täuscht der Unterhaltsverpflichtete bei einem 
Arbeitsplatzwechsel den Betrieb, indem er den 
Vermerk im Ausweis für Arbeit und Sozialversi¬ 
cherung über die Aushändigung der Bescheini¬ 
gung, die das Vorliegen einer Lohnpfändung aus¬ 
weist, verändert, oder hat er die Bescheinigung 
beiseite geschafft oder andere Manipulationen 
vorgenommen, erhöhen solche Handlungen seine 
persönliche Schuld. Unter Umständen muß ersieh 
dann für weitere Straftaten (z. B. Urkundende¬ 
likte — §§ 240 ff. StGB) verantworten. 

Die im Gesetz genannten Begehungsweisen 
kommen häufig kombiniert vor. Um die Tatbe¬ 
standsmäßigkeit festzustellen, ist es daher erfor¬ 
derlich, aus dem Gesamtgeschehen die einzelnen 


23 Vgl. Familienrecht, a. a. O., S. 328 ff. 

24 Vgl. a. a. O., S. 328. 
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Begehungsweisen herauszuarbeiten und nachzu¬ 
weisen. 

Paragraph 141 StGB enthält zusammenfas¬ 
send die Maßnahmen, mit denen die sozialistische 
Gesellschaft die persönliche strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit wegen Verletzung der Unter¬ 
haltspflicht realisiert. Sie sind im Einzelfall diffe¬ 
renziert anzuwenden. Die gesellschaftliche Ein¬ 
wirkung auf den Gesetzesverletzer kann zunächst 
durch die Beratung und Entscheidung eines ge¬ 
sellschaftlichen Gerichts erfolgen, sofern die Vor¬ 
aussetzungen des § 28 StGB vorliegen. Diese 
Möglichkeit wird aber nur in relativ wenigen Fäl¬ 
len gegeben sein, da der Unterhaltsberechtigte 
häufig erst zu einem Zeitpunkt Anzeige erstattet, 
in dem eine wirksame erzieherische Einwirkung 
des gesellschaftlichen Gerichts auf das gesell¬ 
schaftswidrige Verhalten des Unterhaltsverpflich¬ 
teten nicht zu erwarten ist. 

Liegen die Voraussetzungen für eine Übergabe an 
ein gesellschaftliches Gericht vor, ist folgendes zu 
beachten: Betrifft die Übergabe eine Verletzung 
der gesetzlichen Unterhaltspflicht (§ 141 Abs. 1 
StGB), so kann dem Beschuldigten die Verpflich¬ 
tung auferlegt werden, seiner gesetzlichen Unter¬ 
haltsverpflichtung in angemessener Weise nachzu¬ 
kommen. 

Sofern eine gerichtliche Entscheidung den Unter¬ 
haltsanspruch begründet, kann der Berechtigte bei 
Verletzung der Unterhaltspflicht Anzeige beim Un¬ 
tersuchungsorgan erstatten, und die Sache kann — 
sofern geeignet - dem gesellschaftlichen Gericht 
übergeben werden. Er kann aber auch unmittelbar 
beim gesellschaftlichen Gericht einen Antrag auf 
Beratung wegen Erfüllung rechtsverbindlich festge¬ 
legter Unterhaltsverpflichtungen stellen (§ 55 
KKO, § 51 SchKO). Ein solcher Antrag begründet 
jedoch keine strafrechtliche, sondern die zivilrecht¬ 
liche Verantwortlichkeit des Verpflichteten. 

Im Gesetz ist als weitere Maßnahme die Ver¬ 
urteilung auf Bewährung vorgesehen. Mit ihr wird 
häufig die Verpflichtung verbunden, den Arbeits¬ 
platz nicht zu wechseln, um den Verurteilten an¬ 
zuhalten, durch entsprechende Arbeitsleistungen 
zu beweisen, daß er die richtigen Schlußfolgerun¬ 
gen aus der Verurteilung gezogen hat, und um ihn 
gleichzeitig anzuhalten, künftig seine Unterhalts¬ 
verpflichtungen aus dem Arbeitseinkommen re¬ 
gelmäßig zu leisten. Nach § 33 Abs. 4 Ziff, 2 
StGB besteht die recht häufig angewendete Mög¬ 
lichkeit, Auflagen hinsichtlich der Verwendung 
des Arbeitseinkommens oder anderer Einkünfte 
zur Bestreitung der Unterhaltsverpflichtungen zu 
erteilen. 


Bei einer schwerwiegenden Mißachtung der 
Unterhaltsverpflichtungen kann die Freiheits¬ 
strafe (sechs Monate bis zu zwei Jahren) ange¬ 
wandt werden. 

Für den Ausspruch von Freiheitsstrafe hat das 
Oberste Gericht folgenden Rechtsgrundsatz aufge¬ 
stellt: Eine schwerwiegende Mißachtung der ge¬ 
sellschaftlichen Disziplin liegt dann vor, wenn 

— der Täter sich über einen langen Zeitraum be¬ 
sonders hartnäckig seinen gesetzlichen Unter¬ 
haltspflichten entzogen hat 

— er ferner in der Vergangenheit gegen ihn not¬ 
wendig gewordene und angewandte gesellschaft¬ 
liche und staatliche Erziehungsmaßnahmen de¬ 
monstrativ ignorierte 

— seinem Verhalten eine verfestigte negative Ein¬ 
stellung zur Erfüllung seiner staatsbürgerlichen 
Pflichten zugrunde liegt, die in hohem Maße den 
politisch-moralischen Forderungen und An¬ 
schauungen der Arbeiterklasse der DDR wider¬ 
spricht. 25 

Entführung von Kindern oder Jugendlichen 
Paragraph 144 StGB schützt das Recht der Eltern 
oder anderer Erziehungsberechtigter, ungestört 
durch Eingriffe Dritter ihr Erziehungsrecht und 
die damit verbundenen Rechte und Pflichten ge¬ 
genüber den minderjährigen Kindern auszuüben. 
Zur verantwortungsbewußten Erfüllung der den 
Eltern bzw. den Erziehungsberechtigten oblie¬ 
genden Pflichten ist es gegebenenfalls auch erfor¬ 
derlich, darüber zu entscheiden, wo die Kinder le¬ 
ben, von welchen Personen sie betreut, erzogen 
oder beaufsichtigt werden sollen. Die Einschrän¬ 
kung zur Aufenthaltsbestimmung ihrer Kinder 
kann unter bestimmten gesetzlichen Vorausset¬ 
zungen nach dem Familienrecht (§ 50 FGB) oder 
nach dem Strafrecht (§§ 51, 52, § 69 Abs. 3 
StGB) erfolgen. Außerhalb dieser gesetzlichen 
Voraussetzungen ist niemand befugt, in das Recht 
der Eltern zur Aufenthaltsbestimmung einzugrei¬ 
fen. Bei einem unbefugten und rechtswidrigen 
Eingriff in Form der Entführung oder des rechts¬ 
widrigen Vorenthaltens eines Kindes oder eines 
Jugendlichen bis zum 16. Lebensjahr werden die 
Eltern durch das Familienrecht und durch das 
Strafrecht (§ 144 StGB) geschützt. Nach § 45 
Abs. 5 FGB kann der Erziehungsberechtigte die 
Zuführung des Kindes von jedem verlangen, der 
es ihm widerrechtlich vorenthält. Zur Verwirkli¬ 
chung dieses Anspruchs ist es erforderlich, ein ge- 


25 Vgl. „OG-Urteil vom 27. 7. 1971“, Neue Justiz, 
19/1971, S. 588. 
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richtliches Verfahren nach den Bestimmungen des 
Familienrechts einzuleiten. 

Paragraph 144 StGB steht also in einem inne¬ 
ren Zusammenhang zum Familienrecht . Er ist be¬ 
sonders dann bedeutsam, wenn die Straftat nach 
§ 144 Abs. 1 StGB Ausdruck eines familiären 
Konfliktes ist, wenn z. B. der nichterziehungsbe- 
rechtigte Elternteil nach der Scheidung seine 
Umgangsbefugnis mißbraucht und das Kind nicht 
an den erziehungsberechtigten Elternteil zurück¬ 
gibt. 

Die Handlung in Form der Entführung oder 
des Vorenthaltens richtet sich nur gegen Minder¬ 
jährige bis zum 16. Lebensjahr (für die noch die 
allgemeine Schulpflicht besteht). 

Entführung ist jede rechtswidrige Heraus¬ 
nahme des Minderjährigen aus dem Aufenthalts¬ 
bereich, den der Erziehungsberechtigte festgelegt 
hat, wie das Elternhaus, die Familie eines Dritten, 
die Wochenkrippe, das Dauerheim (Internat). 

Rechtswidrig vorenthalten wird der Minder¬ 
jährige, wenn er vom Nichterziehungsberechtig¬ 
ten trotz Aufforderung des Erziehungsberechtig¬ 
ten nicht zurückgegeben wird. Hier handelt es sich 
um ein Dauerdelikt; d. h., es währt so lange wie 
der Minderjährige dem Erziehungsberechtigten 
nicht zurückgegeben ist. 

Im Interesse des strafrechtlichen Schutzes des 
Erziehungsrechtes ist es unerheblich, ob der Min¬ 
derjährige mit der Tat einverstanden ist. 

Der Versuch ist angesichts der Gefährlichkeit 
dieses Delikts strafbar, im Fall des Abs. 3 auch die 
Vorbereitung. 

Während der Grundtatbestand in Abs. 1 die 
Handlung als Vergehen charakterisiert, kann 
durch die in Abs. 2 und Abs. 3 genannten qualifi¬ 
zierenden Umstände die konkrete Straftat zu ei¬ 
nem Verbrechen werden. 

Absatz 2 enthält erschwerende Umstände, 
unter denen die Entführung oder Vorenthaltung 
erfolgt. Er differenziert zwischen den angewand¬ 
ten Mitteln und Methoden der Tatbegehung und 
den Folgen für den Minderjährigen. 

Absatz 3 erfaßt als weiteren erschwerenden 
Umstand die subjektive Zielstellung des Täters, 
den Minderjährigen ins Ausland zu entführen. 
Dieser angestrebte Erfolg braucht nicht einzutre¬ 
ten. Erfüllt die Handlung den Tatbestand des 
staatsfeindlichen Menschenhandels (§ 105 StGB) 
ist § 144 StGB nicht tateinheitlich anzuwenden. 

Erfolgt die Kindesentführung mit dem Ziel, 
die Eltern oder andere Personen zu erpressen oder 
zu nötigen (kidnapping), ist zu prüfen, ob die Tat¬ 


bestände der §§ 131,132 oder § 129 StGB erfüllt 
sind. Zu diesen Gesetzesverletzungen besteht 
Tatmehrheit. 

Geschlechtsverkehr zwischen Verwandten 
Paragraph 152 StGB schützt die Familienbezie¬ 
hungen in sexual-ethischer Hinsicht. Die Hand¬ 
lung ist geeignet, die Beziehungen in der Familie 
zu stören und insbesondere ihre soziale Funk¬ 
tionstüchtigkeit, die Kinder zu erziehen, zu beein¬ 
trächtigen. 

Nach Abs. 1 ist der Geschlechtsverkehr zwi¬ 
schen Verwandten in gerader Linie verboten. 
Verwandte im Sinne des § 79 Satz 1 FGB sind El¬ 
tern — Kinder, Großeltern — Enkel, die in gerader 
Linie voneinander abstammen. 

Nach Abs. 2 ist der Geschlechtsverkehr zwi¬ 
schen Geschwistern verboten. Geschwister sind 
Verwandte, die von derselben dritten Person ab¬ 
stammen (§ 79 Satz 2 FGB). 

Der Tatbestand ist objektiv erfüllt, wenn es 
zwischen den im Gesetz genannten verwandten 
Personen zum Geschlechtsverkehr gekommen ist. 
Strafrechtliche Verantwortlichkeit wird subjektiv 
dann begründet, wenn das Verwandschaftsver¬ 
hältnis bekannt, also vom Vorsatz erfaßt ist. 

Das Gesetz trägt dem Umstand Rechnung, 
daß der jugendliche Tatbeteiligte sich noch im 
Prozeß der Herausbildung und Festigung sexual- 
-ethischer Wertvorstellungen befindet und des¬ 
halb strafrechtlich nicht verantwortlich ist (persön¬ 
licher Strafausschließungsgrund Abs. 1) bzw. von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit abgesehen werden kann (Abs. 2). 

In diesen Fällen ist stets zu prüfen, ob der er¬ 
wachsene Verwandte nach § 148 und § 149 StGB 
tateinheitlich verantwortlich ist. 

Unzulässige Schwangerschaftsunterbrechung 
Die §§ 153 bis 155 StGB schützen Leben und Ge¬ 
sundheit der Schwangeren und das keimende Le¬ 
ben. 

Diese Strafbestimmungen stehen in einem en¬ 
gen Zusammenhang mit dem Gesetz über die Un¬ 
terbrechung der Schwangerschaft vom 9. 3. 1972 
(GBl. I S. 89). Mit diesem Gesetz und der hierzu 
erlassenen 1. DB vom 9. 3. 1972 (GBl. II S. 149) 
wurde die Eigenverantwortung der Ehegatten, 
insbesondere der Frau für die Familienplanung 
hervorgehoben. Die Entscheidung über eine der 
wesentlichsten Seiten des menschlichen Lebens, 
über die Geburt von Kindern, ihre Zahl und über 
den Zeitpunkt der Geburt wurde damit allein in 
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die Hand der Ehegatten bzw. der Frau gelegt. 26 ) 
Das im Gesetz genannte Recht steht jeder Frau 
zu, die die Staatsbürgerschaft der DDR besitzt 
bzw. beantragt hat oder die Ehefrau eines Staats¬ 
bürgers der DDR ist. Ihr gleichgestellt sind staa¬ 
tenlose Bürger mit ständigem Wohnsitz in der 
DDR (vgl. § 1 der 1. DB). 

Das Gesetz über die Unterbrechung der Schwan¬ 
gerschaft ist das Ergebnis eines Prozesses, bei dem 
der sozialistische Staat im Interesse von Leben und 
Gesundheit der Frau und zur aktiven Förderung der 
Familie jeweils entsprechend dem erreichten Ent¬ 
wicklungsstand auch die Frage nach der Zulässig¬ 
keit der Schwangerschaftsunterbrechung gesetzlich 
unterschiedlich geregelt hat. Mit dem Gesetz über 
die Unterbrechung der Schwangerschaft wurde § 11 
MKSchG aufgehoben. Hiernach war die Schwan¬ 
gerschaftsunterbrechung aus medizinischen und 
erbmedizinischen (eugenischen) Gründen erlaubt. 
Die Schwangerschaftsunterbrechung durfte nur von 
Fachärzten und nach Genehmigung einer Kommis¬ 
sion in besonders hierfür bestimmten Krankenhäu¬ 
sern durchgeführt werden. Die Kommission setzte 
sich aus Medizinern, Vertretern des staatlichen Ge¬ 
sundheitswesens und des Demokratischen Frauen¬ 
bundes Deutschlands (DFD) zusammen. Die Mit¬ 
glieder dieser Kommission unterlagen der Schwei¬ 
gepflicht. 

Zur einheitlichen Interpretation der nach §11 
MKSchG zulässigen sogenannten medizinischen 
Indikation erließ der Minister für Gesundheits¬ 
wesen am 15. 3. 1965 eine Instruktion. Sie erleich¬ 
terte auf Grund der Auslegung des Begriffs Ge¬ 
sundheit die legale Schwangerschaftsunterbre¬ 
chung. Mit dem Erlaß des Strafgesetzbuches 1968 
wurden einheitliche Strafbestimmungen gegen ille¬ 
gale Schwangerschaftsunterbrechungen geschaffen. 
Die bis zum Inkrafttreten des Strafgesetzbuches gel¬ 
tenden Strafbestimmungen der ehemaligen Länder 
wurden aufgehoben. Gleichzeitig blieb die bis dahin 
strafbare Schwangerschaftsunterbrechung, die von 
der Schwangeren an ihrem eigenen Körper vorge¬ 
nommen wurde (sogenannte Selbstabtreibung), 
straffrei. Das Strafgesetzbuch richtete sich mit sei¬ 
nen Strafbestimmungen vorwiegend gegen die 
Fremdabtreibung, vor allem gegen die gewerbsmä¬ 
ßige (das sog. Kurpfuschertum), die Leben und Ge¬ 
sundheit der Schwangeren besonders gefährdete. 
Mit der 1972 geschaffenen gesetzlichen Regelung 
über die Schwangerschaftsunterbrechung wird die 
rechtspolitische und die praktische Bedeutung der 
Strafbestimmungen der §§ 153 bis 155 StGB ent¬ 
scheidend in der Weise hervorgehoben, daß sie sich 
vorwiegend gegen solche illegalen Unterbrechun¬ 
gen richten, die entweder Leben und Gesundheit 
der Schwangeren ernsthaft gefährden oder auf 
Grund der angewandten Mittel und Methoden die 
freie Willensentscheidung der Frau beeinträchtigen. 


Strafrechtliche Verantwortlichkeit tritt ein, 
wenn die Unterbrechung der Schwangerschaft ge¬ 
gen die Vorschriften des Gesetzes über die Unter¬ 
brechung der Schwangerschaft und die zu seiner 
Durchführung ergangenen Rechtsvorschriften 
verstößt . Das kann z. B. der Fall sein, wenn sie 
nach Ablauf der Frist von 12 Wochen außerhalb 
eines Krankenhauses erfolgt, oder von einer Per¬ 
son vorgenommen wird, die keine Facharztausbil¬ 
dung als Gynäkologe besitzt (z. B. von einem Me¬ 
dizinstudenten). 

Der Grundtatbestand einer illegalen Schwan¬ 
gerschaftsunterbrechung ist in § 153 Abs. 1 StGB 
beschrieben. 

Die versuchte Abtreibung begründet nach den 
§§ 153 ff. StGB keine strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit. 

Absatz 2 StGB beschreibt die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit desjenigen, der bei einer 
Schwangeren den Entschluß weckt, eine ungesetz¬ 
liche Schwangerschaftsunterbrechung vorzuneh- 
men oder vornehmen zu lassen, oder der eine 
Schwangere bei der ungesetzlichen Unterbre¬ 
chung ihrer Schwangerschaft unterstützt. Zwi¬ 
schen der Aufforderung und der eingetretenen 
Schwangerschaftsunterbrechung muß ein kausa¬ 
ler Zusammenhang bestehen. Als Unterstützung 
im Sinne des Gesetzes sind alle Handlungen zu 
beurteilen, die mit Rat und Tat die Selbst- oder 
Fremdabtreibung ermöglichen. 

Paragraph 154 StGB erfaßt qualifizierte Fälle 
der Fremdabtreibung. Nach Abs. 1 sind erschwe¬ 
rende Umstände, wenn der Täter 

— die Tat ohne Einwilligung der Schwangeren 
vornimmt, also wenn sie im Zustand der Be¬ 
wußtlosigkeit erfolgt'oder wenn der Täter die 
Schwangere täuscht, indem er ihr ein die 
Schwangerschaftsunterbrechung herbeifüh¬ 
rendes Medikament eingibt unter der Vorspie¬ 
gelung, es handele sich um ein harmloses Be¬ 
ruhigungsmittel 

— gewerbsmäßig oder seines Vorteils wegen han¬ 
delt. 

Nach Abs. 2 erhöhen bestimmte Mittel und 
Methoden, die der Täter anwendet, um einen 
Zwang auf die Willensbildung der Schwangeren 
auszuüben, die strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit. Die Besonderheit der in Abs. 2 genannten 


26 Vgl. Familienrecht, a. a. O., S. 37; A. Grandke, 
„Festigung der Gleichberechtigung und Förderung 
bewußter Elternschaft“, Neue Justiz, 11/1972, 
S. 313. 
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Einwirkung in Form der Mißhandlung, der An¬ 
wendung von Gewalt oder der Drohung mit einem 
schweren Nachteil besteht darin, daß die Anwen¬ 
dung dieser Mittel und Methoden ausreicht, den 
gesetzlichen Tatbestand zu erfüllen (Begehungs¬ 
delikt). Strafrechtliche Verantwortlichkeit wird 
hier bereits begründet, wenn der Täter die im Ge¬ 
setz genannten Mittel und Methoden mit der Ziel¬ 
stellung anwendet, die Schwangere zu bewegen, 
die Unterbrechungshandlung geschehen zu lassen 
oder an sich selbst vorzunehmen. Die vom Tä¬ 
ter angestrebte Schwangerschaftsunterbrechung 
braucht nicht begonnen oder eingetreten zu sein. 
Es handelt sich somit bei § 154 Abs. 2 StGB um 
das spezielle Gesetz gegenüber der Nötigung nach 
§ 129 StGB und der Körperverletzung nad\ § 115 
und § 116 StGB; sie sind tateinheitlich nicht an¬ 
zuwenden. 

Paragraph 155 StGB erfaßt die erfolgsqualifi¬ 
zierten Fälle , in denen eine nach § 153 und § 154 
StGB begangene Handlung eine besonders 
schwerwiegende Folge wie schwere Gesundheits- 
Schädigung oder den Tod der Schwangeren fahr¬ 
lässig verursacht hat. Bei Eintritt dieser Folgen ist 
die Straftat ein Verbrechen. Eine schwere Ge¬ 
sundheitsschädigung als erfolgsqualifizierender 
Umstand liegt beispielsweise vor, wenn die Tat zur 
Unfruchtbarkeit der Frau führt oder zeitweiliges 
bzw. dauerndes Siechtum zur Folge hat oder eine 
längere stationäre Behandlung erforderlich 
macht. 

Die Doppelehe 

Paragraph 156 StGB steht in enger Verbindung 
mit dem Familienrecht, zu dessen absoluten und 
unabdingbaren Eheverboten unter anderem auch 
das Verbot der Doppelehe gehört (§ 8 FGB). Das 
Strafgesetz schützt die Einhaltung dieses gesetzli¬ 
chen Eheverbotes. Objektiv setzt der Tatbestand 
das Eingehen einer Ehe zwischen zwei Personen 
voraus, von denen eine bereits in gültiger Ehe lebt. 
Die Gültigkeit dieser bereits bestehenden Ehe 
richtet sich nach dem Familienrecht. 

Die Tat kann nur vorsätzlich begangen wer¬ 
den. Der Handelnde muß wissen, daß er oder sein 
Partner in einer rechtlich (noch) bestehenden Ehe 
lebt. 



5 . 

Straftaten gegen das Eigentum 


5 . 1 . 

Das soziale Wesen der Straftaten 
gegen das Eigentum 
und die rechtspolitischen Gründe 
ihrer Strafbarkeit 

Das 5. Kapitel des Besonderen Teils des StGB re¬ 
gelt die strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
Straftaten zum Nachteil sozialistischen Eigentums 
und das 6. Kapitel die für Straftaten zum Nachteil 
persönlichen und privaten Eigentums. 

Die Eigentumsstraftaten bilden zahlenmäßig 
die größte Gruppe von Straftaten; sie machen 
etwa die Hälfte der Gesamtkriminalität aus. Die 
Hälfte davon sind Straftaten zum Nachteil soziali¬ 
stischen Eigentums. 

Straftaten zum Nachteil sozialistischen Eigen¬ 
tums treten vorwiegend als Diebstähle, aber auch 
als Betrugs- und Untreuehandlungen im Bereich 
des Handels und des Gaststättenwesens, der Indu- 
trie, des Bauwesens, der Land- und Forstwirt¬ 
schaft sowie des Transport- und Verkehrswesens 
auf. Gegenstand des Angriffs sind vor allem Geld, 
Gebrauchsgegenstände aller Art, Baumaterialien, 
Genußmittel sowie im Bereich der Landwirtschaft 
Futtermittel. Bei Angriffen gegen das Eigentum 
der Bürger wird insbesondere aus Wohnungen, 
Wochenendhäusern, Kellern, Garagen sowie 
Kraftfahrzeugen gestohlen. 

Hinsichtlich des Grades der Gesellschaftswid¬ 
rigkeit bzw. -gefährlichkeit weisen die Straftaten 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums im Ver¬ 
gleich zu anderen Straftaten die größte Differen¬ 
zierungsbreite auf! Die überwiegende Mehrzahl 
der Delikte bilden leichte und weniger schwere 
Vergehen. Es treten aber auch in einigen Fällen 
außerordentlich schwere verbrecherische An¬ 
schläge auf. Straftaten zum Nachteil persönlichen 
Eigentums sind ebenfalls überwiegend weniger 
schwer. 

Eigentumsstraftaten schmälern nicht nur den 
Reichtum der Gesellschaft oder des einzelnen 
Bürgers, sondern stören auch die konsequente 


Durchsetzung und Ausnutzung der ökonomischen 
Gesetze des Sozialismus. 1 ) Sie beeinträchtigen 
oder verletzen die von der Verfassung der DDR 
und anderen Rechtsvorschriften gesicherten Ei¬ 
gentumsbeziehungen sowie die subjektiven Ei¬ 
gentumsrechte. 

Mit den Eigentumsdelikten wird den Berech¬ 
tigten die volle Ausübung ihrer Eigentumsrechte 
hinsichtlich bestimmter Gegenstände bzw. Ver¬ 
mögenswerte unmöglich gemacht, indem der Tä¬ 
ter dem Eigentümer (bzw. dessen Beauftragten) 
bestimmte Gegenstände oder Vermögenswerte - 
je nach der Begehungsform in unterschiedlicher 
Weise - entzieht und ihm so die Möglichkeit 
nimmt, diese als Eigentümer zu nutzen, über sie zu 
verfügen oder in sonstiger Weise mit ihnen als Be¬ 
rechtigter umzugehen, oder indem er durch Zer¬ 
störung oder Beschädigung den Berechtigten die 
Nutzung erschwert oder unmöglich macht. 

Eigentumsdelikte widersprechen in den mei¬ 
sten Fällen zugleich dem Prinzip der Verteilung 
nach der Leistung. Der Täter vergrößert eigen¬ 
mächtig und willkürlich das ihm entsprechend sei¬ 
ner Leistung Zustehende. Bei Angriffen auf das 
sozialistische Eigentum verringert er den allge¬ 
meinen gesellschaftlichen bzw. genossenschaftli¬ 
chen Fonds, der der Befriedigung der materiellen 
und kulturellen Bedürfnisse aller Gesellschafts¬ 
mitglieder bzw. der Mitglieder der Genossen¬ 
schaft dient; er schmälert damit direkt oder indL 
rekt auch ihren individuellen Anteil am gesell¬ 
schaftlichen Gesamtprodukt. Das wird bei Angrif¬ 
fen auf das Volkseigentum allerdings oft nicht so 
unmittelbar deutlich wie bei Eigentumsdelikten 
zum Nachteil des genossenschaftlichen Eigen¬ 
tums. Hier kann sich insbesondere bei schweren 
Verbrechen (z. B. bei einem Betrug zum Nachteil 


1 Vgl. E. Buchholz, Der Diebstahl und seine Be¬ 
kämpfung in der DDR, Berlin 1963 (jur. Habil.- 
Schrift). Aus dieser Arbeit werden wesentliche 
Aussagen zum Wesen der Eigentumsdelikte mit Zu¬ 
stimmung des Verfassers übernommen. 
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einer LPG in Höhe von 100 000 M) die schädliche 
Wirkung deutlich in einer Verringerung des Wer¬ 
tes der Arbeitseinheit bemerkbar machen. 

Mit Angriffen auf das persönliche Eigentum 
schmälert der Täter unmittelbar den Anteil des 
einzelnen am gesellschaftlichen Gesamtprodukt. 

Der Hauptgrund für die Strafbarkeit der Eigen¬ 
tumsdelikte , ihre gesellschaftswidrige oder gesell¬ 
schaftsgefährliche , die Interessen und Rechte der 
Gesellschaft oder einzelner ihrer Mitglieder objek¬ 
tivschädigende Wirkung , liegt sowohl in der mate¬ 
riellen Schädigung als auch in der destruktiven 
Auswirkung auf die Gesellschaft oder einzelne 
Bürger , in der Verletzung des in der sozialistischen 
Gesellschaft geltenden Prinzips der Verteilung 
nach der Leistung und in der Verletzung der vom 
Staat garantierten und rechtlich geschützten Eigen¬ 
tumsordnung ,. 

Derartige Handlungen sind geeignet, die 
Wirksamkeit von Lohn, Prämie, Preis, Gewinn zu 
stören, die Einheit von materieller und finanziel¬ 
ler Planung zu untergraben und u. U. sachge¬ 
rechte Entscheidungen der Staats- und Wirt¬ 
schaftsorgane über den Einsatz materieller und fi¬ 
nanzieller Mittel zu beeinträchtigen. Sie greifen 
also nicht nur den Bestand des sozialistischen bzw. 
des persönlichen Eigentums der Bürger, den vor¬ 
handenen Vermögensfonds an, sondern richten 
sich auch gegen seine planmäßige Festigung und 
Mehrung. 2 ) Vor allem durch Straftaten zum 
Nachteil sozialistischen Eigentums werden oft¬ 
mals negative volkswirtschaftliche Auswirkungen 
verursacht. Sie werden dort besonders spürbar, 
wo Produktionsmittel entwendet werden und so 
der Produktionsablauf unmittelbar gestört wird, 
wenn sich z. B. der Täter wichtige und schwer be¬ 
schaffbare Ersatzteile von Maschinen oder plan¬ 
gebundene Waren bzw. Rohstoffe oder Erzeug¬ 
nisse aneignet. 

Eigentumsdelikte, vornehmlich die Aneig¬ 
nungsdelikte, haben meist egoistische Motive. Sie 
sind auf eine persönliche Bereicherung oder auch 
auf die Erlangung materieller Vorteile für andere 
(auch Kollektive) gerichtet und beruhen insbe¬ 
sondere auf solchen dem Sozialismus wesens¬ 
fremden Einstellungen wie Bereicherungsstreben, 
Raffgier und Statusdenken. Bei Eigentumsdelik¬ 
ten im Bereich der Wirtschaft (vornehmlich bei 
Betrug und Untreue) treten als Grund der Hand¬ 
lung oft auch Prestigedenken, Renommiersucht, 
das Bestreben, ein gutes Betriebsergebnis auf Ko¬ 
sten anderer zu erreichen, oder ähnliche Motive 
auf. 


5 . 2 . 

Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 
für Eigentumsstraftaten 

Bei den Eigentumsdelikten sind zu unterscheiden: 

a) Handlungen, die auf die widerrechtliche An¬ 
eignung von Sachen bzw. Vermögenswerten 
gerichtet sind und mit denen im Ergebnis die¬ 
ser widerrechtlichen Aneignung dem soziali¬ 
stischen bzw. dem persönlichen oder privaten 
Eigentum Schaden zugefügt wird. 

Das sind 

Diebstahl (§ 158 bzw. § 177 StGB), 

Betrug (§ 159 bzw. § 178 StGB) und 
Untreue (§ 161a bzw. § 182 StGB). 

b) Handlungen, die auf eine Beschädigung von 
Sachen gerichtet sind, welche in sozialisti¬ 
schem bzw. persönlichem oder privatem Ei¬ 
gentum stehen. Dazu gehören 
vorsätzliche Beschädigung sozialistischen Ei¬ 
gentums (§ 163 und § 164 StGB) und 
vorsätzliche Sachbeschädigung (§ 183 und 
§ 184 StGB). 

Während bei den Aneignungsdelikten die 
Zielstellung des Täters darauf gerichtet ist, sich 
auf Kosten der Gesellschaft bzw. anderer Bürger 
zu bereichern, bestimmte materielle Werte wider¬ 
rechtlich an sich zu bringen, besteht bei der zwei¬ 
ten Gruppe die Zielstellung des Täters in der 
Schädigung anderer, ohne daß ein eigener Vorteil 
angestrebt wird. 

5 . 2 . 1 . 

Das Objekt der Eigentumsstraftaten 

Paragraph 157 StGB bestimmt, was sozialistisches 
Eigentum im Sinne des Strafgesetzbuches ist bzw. 
in welchen Fällen bestimmte Sachen oder Vermö¬ 
genswerte wie sozialistisches Eigentum geschützt 
werden. Paragraph 157 Abs. 1 StGB erfaßt zu¬ 
nächst alle drei Formen des sozialistischen Eigen¬ 
tums, 

“ das Volkseigentum, 

— das Vermögen sozialistischer Genossenschaf¬ 
ten, 


2 Vgl. E. Buchholz, „Grundfragen der gesetzlichen 
Neuregelung der Bekämpfung der gegen das soziali¬ 
stische Eigentum und die sozialistische Wirtschaft 
gerichteten Straftaten“, Neue Justiz, 11/1960, 
S. 364; E. Buchholz/G. Schwarz, „Zum Objekt der 
Verbrechen gegen das sozialistische Eigentum und 
die sozialistische Wirtschaft“, Neue Justiz, 19/1960, 
S. 645 ff. 
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— das Vermögen demokratischer Parteien und 
Organisationen. 

Das Volkseigentum als höchste Form der Ver¬ 
gesellschaftung des Eigentums ist gesamtgesell¬ 
schaftliches Eigentum (Art. 10 Verfassung). Eine 
Aufgliederung des Volkseigentums in Eigentum 
bestimmter Betriebe oder Einrichtungen gibt es 
nicht. Staatlichen Organen, Betrieben und Ein¬ 
richtungen werden jedoch im Rahmen des arbeits¬ 
teiligen Reproduktionsprozesses Teile des ein¬ 
heitlichen Volkseigentums zur Bewirtschaftung 
bzw. operativen Verwaltung übergeben. Diese 
Bewirtschaftung und Verwaltung erfolgt im Auf¬ 
träge des Staates. Die betreffenden Organe, Be¬ 
triebe und Einrichtungen handeln als ‘Rechtsträ¬ 
ger sozialistischen Eigentums. 

Die unberechtigte Wegnahme von Sachen, die der 
operativen Verwaltung eines VEB unterliegen, 
durch Mitarbeiter eines anderen VEB, die diese Sa¬ 
chen für ihren VEB entwenden, also diesem rechts¬ 
widrig „zueignen“ wollen, kann daher Diebstahl 
gemäß § 158 StGB sein. Das bedeutet nicht, daß in 
solchen Fällen stets strafrechtliche Maßnahmen ge¬ 
gen die verantwortlichen Personen ergriffen werden 
müssen. Es können auch disziplinarische oder ge¬ 
sellschaftliche Maßnahmen ausreichend sein. 

Die genaue Feststellung des geschädigten 
Rechtsträgers bzw. eines anderen Geschädigten 
ist stets erforderlich, so bei unbefugter Abhebung 
von Geldern bei einem Kreditinstitut, bei der 
Entwendung von Schecks oder Sparkassenbü¬ 
chern und beim Diebstahl von Waren oder Geld 
aus dem Bereich des Kommissionshandels. 

Mit der Einzahlung oder Überweisung auf Konten 
bei den Banken oder Sparkassen werden die Gelder 
Volkseigentum. Der Berechtigte hat einen zivil- 
rechtlichen Anspruch auf Auszahlung der betref¬ 
fenden Geldsumme. 3 ) Das trifft auch zu, wenn Gel¬ 
der bei der Deutschen Post zum Zweck der Über¬ 
weisung eingezahlt werden. 

Für die Bestimmung der.Angriffsrichtung bei Ei¬ 
gentumsdelikten im Bereich des Kommissionshan¬ 
dels hat die Verordnung über die Tätigkeit privater 
Einzelhändler und Gastwirte als Kommissions¬ 
händler des sozialistischen Einzelhandels - Kom¬ 
missionshandelsverordnung - vom 26. 5. 1966 
(GBl. II S. 429 mit der 5. DB vom 15. 4. 1976, 
GBl. I S. 221 und der 6. DB vom 12. 11. 1976, 
GBl. I S. 503) eine verbindliche Regelung getrof¬ 
fen. Die dem privaten Einzelhändler auf der Grund¬ 
lage des Kommissionshandelsvertrages übergebene 
Ware bleibt bis zum Verkauf Eigentum des Kom¬ 
mittenten (der HO oder der Konsumgenossen¬ 
schaft). Das beim Verkauf für diese Ware erlangte 
Entgelt wird gemäß § 4 Abs. 2 der genannten VO 


gleichfalls Eigentum des Komittenten. Werden also 
Geld oder Waren aus einem Kommissionsgeschäft 
entwendet, so ist stets sozialistisches Eigentum an¬ 
gegriffen, und es sind somit die Bestimmungen zum 
Schutz des sozialistischen Eigentums, also die 
§§ 157 ff. StGB anzuwenden. 

In Verwirklichung der Grundsätze des soziali¬ 
stischen Internationalismus bestimmt § 157 
StGB, daß auch das Vermögen anderer sozialisti¬ 
scher Staaten, ihrer Organe, Einrichtungen und 
Betriebe vom Schutz der Strafbestimmungen des 
5. Kapitels erfaßt wird. 

Das genossenschaftliche Eigentum als weitere 
Form des sozialistischen Eigentums (Art. 10 Ver¬ 
fassung) bestimmt den Charakter der Produk¬ 
tionsverhältnisse in den landwirtschaftlichen Pro¬ 
duktionsgenossenschaften, den Produktionsge¬ 
nossenschaften werktätiger Fischer sowie den 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks. Im 
Unterschied zum Volkseigentum ist das genossen¬ 
schaftliche Eigentum stets Kollektiveigentum. Es 
gehört nicht dem ganzen Volk, sondern einem 
ganz bestimmten Personenkreis, dem jeweiligen 
Kollektiv der Mitglieder der Genossenschaft. Ei¬ 
gentumsstraftaten zum Nachteil des genossen¬ 
schaftlichen Eigentums richten sich gegen das je¬ 
weilige Kollektiv dieser Genossenschaft. 

Als genossenschaftliches Eigentum wird durch 
die §§ 157 ff. StGB nur das sozialistischen Genos¬ 
senschaften gehörende Eigentum geschützt, nicht 
aber das Eigentum von Genossenschaften, die auf 
der Grundlage von Privateigentum tätig sind. 

Zum „Vermögen sozialistischer Genossenschaften“ 
gehören insbesondere Vermögenswerte von LPG, 
GPG, FPG, PGH und von zwischengenossenschaft¬ 
lichen Einrichtungen (Kooperationseinrichtungen). 
Welche Sachen bzw. Vermögenswerte dazu gehö¬ 
ren, ist im Einzelfall an Hand der Statuten und an¬ 
derer Festlegungen konkret zu prüfen. Nicht dazu 
gehören solche Sachen, die individuelles Eigentum 
der Genossenschaftsmitglieder sind und auch nicht 
von der Genossenschaft auf vertraglicher Basis ge¬ 
nutzt werden, z. B. die individuelle Hauswirtschaft 
der Genossenschaftsmitglieder, ihre landwirtschaft¬ 
lichen Vorräte und Futtermittel. 

Auch das Vermögen der Arbeiterwohnungsbauge¬ 
nossenschaften (AWG) und der Rechtsanwaltskol¬ 
legien ist genossenschaftliches Eigentum im Sinne 
des § 157 Abs. 1 StGB. Das Vermögen der Kon¬ 
sumgenossenschaften wird als genossenschaftliches 


3 Vgl. AO über den Sparverkehr bei den Geld- und 
Kreditinstituten der DDR vom 28. 10. 1975, GBl. I 
S. 705 und §§ 234 ff. ZGB. 
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Eigentum und als „Vermögen demokratischer Or¬ 
ganisationen“ erfaßt (§ 157 Abs. 1 StGB). 

In der Landwirtschaft bestehen seit einiger 
Zeit über die einzelne Genossenschaft hinausge¬ 
hende kooperative Einrichtungen. Sie dienen dem 
Zweck, die Entwicklung der sozialistischen 
Landwirtschaft weiter zu intensivieren und den 
schrittweisen Übergang zu industriemäßigen Pro¬ 
duktionsmethoden zu fördern. 4 ) Hierbei kann es 
sich sowohl um Zusammenschlüsse auf der 
Grundlage rein genossenschaftlichen Eigentums 
(bei zwischengenossenschaftlichen Einrichtungen 

- ZGE) als auch um Zusammenschlüsse auf der 
Grundlage von genossenschaftlich-sozialisti¬ 
schem und staatlich-sozialistischem Eigentum 
(zwischenbetriebliche Einrichtungen - ZBE) 
handeln. Letzteres ist z. B. dann der Fall, wenn 
eine kooperative Einrichtung zwischen einer LPG 
und einem VEG oder einem staatlich-sozialisti¬ 
schen Betrieb der Nahrungsgüterwirtschaft oder 
des Handels gebildet wurde. 

Das Vermögen demokratischer Parteien und 
Organisationen (Art. 10 Verfassung) ist gemein¬ 
sames Eigentum aller in der betreffenden Organi¬ 
sation (demokratischen Partei- oder Massenorga¬ 
nisation) vereinigten Bürger. Dabei kann es sicji 
sowohl um Eigentum an Produktionsmitteln (z. B. 
einer Druckerei) als auch an gemeinnützigen Ein¬ 
richtungen (z. B. Kur- oder Erholungsheimen des 
FDGB) handeln. Verwaltet wird dieses Eigentum 
in der Regel von den Organen der jeweiligen ge¬ 
sellschaftlichen Organisation. 

Wie sozialistisches Eigentum werden gemäß 
§ 157 Abs. 2 StGB Vermögenswerte geschützt, 
die zwar kein gesellschaftliches Eigentum sind, 
aber durch ihre ökonomische Verflechtung mit 
der sozialistischen Volkswirtschaft in einem so 
engen Verhältnis zum sozialistischen Eigentum 
stehen, daß sie strafrechtlich wie sozialistisches Ei¬ 
gentum zu behandeln sind. Deshalb sind bei Ei¬ 
gentumsdelikten, die sich richten gegen 

- das Vermögen, das Rechtsträgern von soziali¬ 
stischem Eigentum zur Verwaltung oder Nut¬ 
zung übergeben wurdg, oder 

- das Vermögen von Bürgern, das sozialistischen 
Genossenschaften zur genossenschaftlichen 
Nutzung übergeben worden ist, 

stets die Normen zum Schutz des gesellschaftli¬ 
chen Eigentums anzuwenden. 

Von diesen Bestimmungen und Grundsätzen 
ausgehend wird auch solches Vermögen, das unter 
staatlicher Treuhandschaft steht, wie sozialisti¬ 


sches Eigentum geschützt. Gleiches gilt auch für 
Vermögen der Mitropa. 

Das persönliche Eigentum der Bürger ist für 
deren materielle Sicherheit und für die Gestaltung 
ihrer Lebensverhältnisse und Interessen sehr be¬ 
deutsam. Es dient unmittelbar der Befriedigung 
der materiellen und kulturellen Bedürfnisse der 
Bürger und ihrer Entwicklung zu sozialistischen 
Persönlichkeiten (vgl. § 22 ZGB). Der Charakter 
des persönlichen Eigentums, die Art seiner Erlan¬ 
gung, sein Umfang sowie seine gesellschaftliche 
Bedeutung werden vom Charakter des Eigentums 
an den Produktionsmitteln bestimmt. „Im Sozia¬ 
lismus ist das persönliche Eigentum unlösbar mit 
dem gesellschaftlichen Eigentum verbunden, ist 
von ihm in dem Sinne abgeleitet, daß die Men¬ 
schen die überwiegende Masse der Konsum¬ 
tionsmittel für Geld kaufen, das eben in der ge¬ 
sellschaftlichen Wirtschaft verdient wurde.“ 5 ) 
Folglich ist - von Erbschaft, Schenkung u. a. 
Formen abgesehen - der Umfang des persönli¬ 
chen Eigentums des einzelnen Bürgers einerseits 
vom Entwicklungsstand der Wirtschaft, dem 
Reichtum der Gesellschaft überhaupt, und ande¬ 
rerseits vom Umfang und von der Qualität der 
Leistung des einzelnen im Arbeitsprozeß abhän¬ 
gig. Je mehr der einzelne der Gesellschaft in Form 
seiner Arbeit (bemessen nach Quantität und Qua¬ 
lität) gibt, desto mehr erhält er von ihr in Form von 
Lohn bzw. Prämie als persönliches Eigentum zu¬ 
rück. 

Von den bisher genannten Eigentumsformen 
ist grundsätzlich das in der DDR noch vorhandene 
Privateigentum zu unterscheiden. „Das Privatei¬ 
gentum ist Eigentum an Produktionsmitteln sowie 
an Kapital in Form von Geld oder Wertpapieren. 
Es ist die einzige oder zumindest die Hauptein¬ 
kommensquelle für seinen Besitzer...“ 6 ) Mit der 
im Frühjahr 1972 vollzogenen Umwandlung von 
Betrieben mit staatlicher Beteiligung sowie priva¬ 
ten Industrie- und Baubetrieben und industriell 
produzierenden Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks in volkseigene Betriebe wurden 
die sozialistischen Produktionsverhältnisse in der 
DDR weiter entwickelt und mit dem Stand der 
Produktivkräfte in Übereinstimmung gebracht. 

4 Vgl. Musterstatut für kooperative Einrichtungen 
der LPG, VEG, GPG sowie der sozialistischen Be¬ 
triebe der Nahrungsgüterwirtschaft und des Han¬ 
dels vom 1. 11. 1972, GBl. II S. 781. 

5 Politische Ökonomie des Sozialismus, Berlin 1973, 
S. 103. 

6 a. a. O., S. 102 
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Die Möglichkeit, nichterarbeitetes Einkommen 
aus dem Besitz von Privateigentum zu erlangen, 
wurde damit weiter eingeschränkt. 

Ob mit der Straftat sozialistisches Eigentum, 
im strafrechtlichen Schutz ihm gleichzustellendes 
oder persönliches bzw. privates Eigentum ange¬ 
griffen wurde, hängt jeweils von dem angegriffe¬ 
nen konkreten Rechtsverhältnis ab. Diese Frage ist 
nach den allgemeinen Grundsätzen und konkre¬ 
ten Bestimmungen, Statuten usw. zu beantworten. 
Insbesondere ist zu klären: Wer ist Eigentümer? 
Ist eine Eigentumsübertragung vorgenommen 
worden? Hat ein Eigentumswechsel stattgefunden 
oder nicht? 

Die Voraussetzungen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für kriminelle Angriffe auf die 
verschiedenen Eigentumsformen stimmen im we¬ 
sentlichen überein. Soweit es Besonderheiten 
gibt, ergeben sie sich aus der Spezifik der Eigen¬ 
tumsformen und der kriminellen Angriffe auf sie. 

Da das Strafgesetzbuch gesonderte Strafbe¬ 
stimmungen zum Schutz des sozialistischen Eigen¬ 
tums einerseits und zum Schutz des persönlichen 
und privaten Eigentums andererseits enthält, 
mußte eine gesetzliche Aussage darüber getroffen 
werden, welche Bestimmungen in den Fällen an¬ 
zuwenden sind, in denen die objektiv geschädigte 
Eigentumsform und die subjektive Vorstellung des 
Täters nicht übereinstimmen. Diesem Anliegen 
entspricht § 157 Abs. 3 StGB. 


5 . 2 . 2 . 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Diebstahl 

Der im StGB enthaltene Tatbestand des Dieb¬ 
stahls (§ 158 bzw. § 177 StGB) erfaßt sowohl den 
Diebstahl im engeren Sinne (die Wegnahme) als 
auch bestimmte andere Formen rechtswidriger 
Zueignung von Gegenständen sozialistischen bzw. 
persönlichen oder privaten Eigentums. 

Im sowjetischen Strafrecht hat sich eine andere Un¬ 
terscheidung der Entwendungsdelikte herausgebil¬ 
det. Je nachdem, ob die Entwendung (chischtsche- 
nije) der Sache für den Geschädigten (bzw. dritte 
Personen) heimlich, d. h. unbemerkt, oder aber of¬ 
fen erfolgt, wird die Tat als „krasha“ oder „gra- 
bjosh“ beurteilt. Befand sich die fremde Sache im 
rechtmäßigen Besitz des Täters, so wird deren An¬ 
eignung (priswojenije) als Sonderform der Entwen¬ 
dung betrachtet. 7 ) 

Man unterscheidet drei Begehungsweisen (Al¬ 
ternativen): 
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- die Wegnahme von Sachen mit dem Ziel der 
rechtswidrigen Zueignung, 

- die rechtswidrige Zueignung von Sachen, die 
dem Täter vorher übergeben worden waren, 
und 

- die rechtswidrige Zueignung von Sachen, die 
auf andere Weise vor der rechtswidrigen Zueig¬ 
nung in den Besitz des Täters gelangt waren . 
Bei allen drei Alternativen des Diebstahls 

können Gegenstand stets nur körperliche, bewegli¬ 
che oder beweglich gemachte Sachen sein. Darun¬ 
ter fällt auch die unberechtigte Entnahme von 
Gas, Dampf, elektrischer Energie u. ä. 8 ) Andere 
Vermögenswerte, z. B. Forderungen (Geldsum¬ 
men, Guthaben bei Kreditinstituten und Sparkas¬ 
sen), können nicht Diebstahlsgegenstand sein. 

Bei bargeldlosem Zahlungsverkehr ist Diebstahl in¬ 
sofern folglich nicht möglich. 9 ) Wohl aber können 
die entsprechenden Dokumente und Unterlagen, in 
denen die betreffenden Ansprüche verbrieft oder 
sonst fixiert sind, Diebstahlsgegenstand sein, z. B. 
Sparkassenbücher, Totoscheine, Scheckhefte, 
Pfandbriefe. 10 ) Werden jemandem irrtümlich bzw. 
ohne Rechtsgrund Gelder auf sein Konto überwie¬ 
sen und verbraucht der Bevorteilte (Kontoinhaber) 
diese Gelder in Kenntnis der Unrechtmäßigkeit der 
Überweisung, so handelt er zwar unrechtmäßig, be¬ 
geht aber keinen Diebstahl. Er nimmt eine ihm nicht 
bzw. nur scheinbar und irrtümlich zustehende For¬ 
derung in Anspruch, indem er sich ihm nicht zuste¬ 
hende Geldbeträge auszahlen läßt, aber eine Weg¬ 
nahme oder Zueignung liegt nicht vor. Vom Kredit¬ 
institut wurde ihm Geld, auch das zuviel gezahlte, 
auf Grund eines zivilrechtlichen Verhältnisses aus¬ 
gezahlt. Diese mit Eigentumsübergang hinsichtlich 
der Geldscheine zugunsten des Kontoinhabers ver¬ 
bundene Auszahlung ist weder eine Wegnahme 
noch handelt es sich um eine Übergabe von dem Tä¬ 
ter nicht gehörenden, im sozialistischen Eigentum 
stehenden Geldscheinen bzw. Münzen. Unrecht¬ 
mäßiger Vermögenserwerb in dieser Form kann da¬ 
her nicht Diebstahl sein. Ob im Einzelfall Betrug 
vorliegt, hängt wesentlich vom Charakter der Be- 


7 Vgl. Lehrbuch des sowjetischen Strafrechts in 
6 Bänden, Bd. IV, Moskau 1971, S. 296 ff. (russ.) 
und die Rezension dazu von E. Buchholz in: Staat 
und Recht, 3/1973, S. 501 ff., insbes. S. 506 bis 
508. 

8 Vgl. „BG Frankfurt (Oder), Urteil vom 25. 8. 
1970“, Neue Justiz, 3/1971, S. 84 f. mit der An¬ 
merkung von H. Peckermann. 

9 Vgl. E. Buchholz, „Diebstahl oder Betrug?“, Neue 
Justiz, 10/1969, S. 309. 

10 Vgl. Lehrbuch des sowjetischen Strafrechts..., 
a. a. O., S. 297. 


Ziehungen zwischen Bevorteiltem und Geschädig¬ 
tem sowie von der subjektiven Tatseite ab. 

Die erste Alternative des Diebstahls besteht auf 
der objektiven Seite im wesentlichen in der Weg¬ 
nahme . Diese besteht darin, daß sich der Täter 
die tatsächliche Herrschaft über die betreffende 
Sache verschafft, damit dem Berechtigten die tat¬ 
sächliche Verfügungsgewalt entzieht und letztere 
nunmehr widerrechtlich selbst ausübt. 

Die Wegnahmehandlung ist vollendet , wenn 
der Täter sich die tatsächliche Verfügungsgewalt 
(Sachherrschaft) verschafft und die Sache somit 
der tatsächlichen Einwirkungsmöglichkeit des Be¬ 
rechtigten entzogen hat. Dazu zählt auch das Ver¬ 
stecken innerhalb des Bereichs des Berechtigten 
(z. B. im Betrieb, im Warenhaus, in der Woh¬ 
nung). Daß die Sache vom Tatort weggebracht 
wurde, ist nicht Voraussetzung der Vollendung. 

Die Wegnahmehandlung beginnt mit dem Au¬ 
genblick, in dem der Täter sich die tatsächliche 
Einwirkungsmöglichkeit auf den betreffenden 
Gegenstand verschafft bzw. unmittelbar zu ver¬ 
schaffen sucht und damit die vom Strafrecht ge¬ 
schützten gesellschaftlichen Verhältnisse angreift. 

Versuch des Diebstahls in der ersten Alterna¬ 
tive liegt vor, wenn der Täter damit beginnt, Vor¬ 
richtungen zur Sicherung des Eigentums zu über¬ 
winden und somit unmittelbare Voraussetzungen 
schafft, die tatsächliche Sachherrschaft über den 
betreffenden Gegenstand zu erlangen. 11 ) 

Schafft der Täter mit seinem Verhalten ledig¬ 
lich Voraussetzungen bzw. Bedingungen für die 
Tatausführung (für die Wegnahme), ohne mit der 
Tatausführung selbst zu beginnen, so liegt nur eine 
Vbrbereitungshandlung vor, die beim Diebstahl 
straflos ist. Das Erforschen der Möglichkeiten des 
Eindringens in einen Raum, das Eindringen zum 
Zweck des Auskundschaftens oder ähnliche, nicht 
unmittelbar auf Erlangung eines Gegenstandes 
gerichtete Tätigkeiten sind z. B. straflose Vorbe¬ 
reitungshandlungen, soweit nicht eine Verfehlung 
wegen Hausfriedensbruchs (§ 134 StGB) oder 
eine vorsätzliche Beschädigung sozialistischen Ei¬ 
gentums (§ 163 StGB) begangen wurde. 

Jemand beabsichtigt, aus der Lagerhalle eines VEB 
Elektrogeräte zu entwenden. Um zu erkunden, wo 
sich diese Geräte befinden und wie er den Diebstahl 
am günstigsten ausführen kann, dringt er mit einem 
Nachschlüssel in diese Halle ein. Einige Tage später 
führt er dann den Diebstahl aus. 

Die zweite Alternative des Diebstahls setzt in 
objektiver Hinsicht die rechtswidrige Zueignung 
von Sachen, die dem Täter zuvor übergeben wor¬ 


den waren, voraus. Das betrifft vor allem jene Fäl¬ 
le, in denen die betreffenden Sachen dem Täter 
zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit (z. B. 
Kraftfahrer, Verkäufer, Lagerist, Bote) überge¬ 
ben wurden und er sich diese rechtswidrig zueig¬ 
net. Die Zueignung unterscheidet sich von der 
Wegnahme dadurch, daß der wegnehmende Dieb 
vor der Straftat keine Verfügungsgewalt über die 
Sache hatte, sich diese vielmehr erst mit der Weg¬ 
nahme verschaffte. 

Die rechtswidrige Zueignung von Gegenstän¬ 
den, di e auf andere Weise in den Besitz des Täters 
gelangt sind (dritte Alternative) , erfaßt im wesent¬ 
lichen die Fundunterschlagung sowie diejenigen 
Fälle, in denen der Täter zunächst Gegenstände 
mit dem Ziel vorübergehender unbefugter Be¬ 
nutzung an sich nahm und erst nach Erlangen des 
Besitzes den Entschluß der rechtswidrigen Zueig¬ 
nung faßte. 

Diebstahl kann nur vorsätzlich begangen wer¬ 
den. Im wesentlichen umfaßt der Vorsatz in allen 
drei Alternativen gemeinsame Seiten: Der Täter 
muß wissen oder für möglich halten (bedingter 
Vorsatz im Sinne von § 6 Abs. 2 StGB), daß die 
betreffende Sache nicht sein Eigentum ist . 

Irrt sich der Täter über die Art des durch seine 
Handlung verletzten Eigentums, so wird er nach 
der Bestimmung bestraft, die durch seine Hand¬ 
lung objektiv verletzt worden ist (§ 157 Abs. 3 
StGB). Entwendet z. B. jemand aus einem Kom¬ 
missionshandelsgeschäft in sozialistischem Eigen¬ 
tum stehende Waren in der Annahme, sie seien 
persönliches Eigentum, so ist er wegen Diebstahls 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums gemäß 
§ 158 StGB verantwortlich. 

Bei der Wegnahme gehört zum Vorsatz au¬ 
ßerdem die Zielstellung, die Sache sich oder ei¬ 
nem anderen rechtswidrig zuzueignen. Eine Zu¬ 
eignung braucht nicht erfolgt zu sein, jedoch darf 
die Sache auch nicht nur „leihweise“ weggenom¬ 
men worden sein. Bei der unbefugten Benutzung 
von Fahrzeugen gemäß § 201 StGB fehlt z. B. die 
Zueignungsabsicht. 

In allen drei Alternativen muß der Täter fer¬ 
ner die Rechtswidrigkeit der Zueignung in seinen 
Vorsatz mit aufgenommen haben, d. h., er muß 
wissen, daß die Zueignung der betreffenden Sache 
rechtlich unbegründet und unzulässig ist. 

Der Unterschied hinsichtlich des Vorsatzes 
zwischen den drei Alternativen resultiert aus dem 


11 Vgl. „OG-Urteil vom 20.6. 1974“, Neue Justiz, 
18/1974, S. 564 f. 


9 Strafrecht besond. Teil 
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Unterschied auf der objektiven Seite. Während 
der Täter bei der 2. und 3. Alternative die Sache 
bereits im Besitz hat (und sich insofern der Vor¬ 
satz nur auf die rechtswidrige Zueignung er- 
• streckt), bringt er sie bei der 1.Alternative (Weg¬ 
nahme) erst in seinen Besitz, so daß sich der Vor¬ 
satz hier zusätzlich auf die Wegnahme erstrecken 
muß. 


5 . 2 . 3 . 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Betrug 

Der Betrug (§ 159 und § 178 StGB) ist seinem 
Wesen nach darauf gerichtet, andere bzw. einen 
anderen zu übervorteilen, d. h., von diesem un¬ 
rechtmäßig etwas zu erhalten bzw. mehr zu erhal¬ 
ten, als rechtmäßig geboten ist. Das geschieht da¬ 
durch, daß der Tater den anderen über die Zu¬ 
sammenhänge täuscht und dieser in Unkenntnis 
der gegebenen Tatsachen Vermögensverfügun¬ 
gen vornimmt, die ihm bzw. einem Dritten zum 
Nachteil gereichen. Vornehmlich geschieht dies 
im Bereich des Waren- und Geldaustausches. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Be¬ 
truges ist dann gegeben, wenn die vom Täter vor¬ 
genommene Täuschungshandlung den Getäusch¬ 
ten zu einer Verfügung über das ihm anvertraute 
oder ihm gehörende sozialistische bzw. persönli¬ 
che oder private Eigentum veranlaßt hat, die im 
Ergebnis dem Eigentum Schaden zufügt. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Betruges setzt voraus: 

a) Der Täter muß gegenüber einer anderen Per¬ 
son eine Täuschung vornehmen. 

b) Diese Täuschungshandlung muß bei dieser 
Person auch tatsächlich eine Täuschung (Irr¬ 
tum) bewirken (hervorrufen). 

c) Auf Grund dieser Täuschung muß eine Ver¬ 
mögensverfügung vorgenommen werden. 

d) Diese Vermögensverfügung muß zu einer 
Schädigung (Vermögensschaden) des soziali¬ 
stischen oder des ihm strafrechtlich gleichge¬ 
stellten bzw. des persönlichen oder privaten 
Eigentums führen. 

e) Zwischen der vom Täter vorgenommenen 
Täuschungshandlung, der eingetretenen Täu¬ 
schung, der Vermögensverfügung sowie der 
dadurch hervorgerufenen Schädigung des Ei¬ 
gentums muß Kausalzusammenhang beste¬ 
hen. 

f) Die Handlung muß vorsätzlich begangen wer¬ 
den. Der Vorsatz des Täters muß sich auf alle 
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vorher genannten objektiven Merkmale be¬ 
ziehen. "> v *• 

g) Die Täuschungshandlung muß mit dem Ziel 
vorgenommen werden, einen Vorteil für den 
Täter oder für einen anderen zu erlangen. 

h) Der erstrebte Vorteil muß rechtswidrig sein. 
Das Tatbestandsmerkmal der Verfügung er¬ 
möglicht die klare Abgrenzung zu anderen durch 
Täuschungshandlungen hervorgerufenen Schä¬ 
den für das sozialistische bzw. ihm gleichgestellte 
Eigentum (z. B. vorsätzliche Nichtauslastung der 
Maschinen, um eine Erhöhung der Arbeitsnorm 
zu vermeiden), die nicht unter diesen Tatbestand 
fallen. 

Die Betrugshandlung beginnt auf der objekti¬ 
ven Seite mit der Täuschungshandlung des Täters, 
die zur Täuschung (Irrtumserregung) eines ande¬ 
ren führt. Die Mittel und Methoden der Täu¬ 
schungshandlung sind im Gesetz nicht näher be¬ 
schrieben. 

Unter dem Tatbestandsmerkmal Täuschung 
ist eine bewußt entgegen der Wirklichkeit gege¬ 
bene Darstellung von Vorgängen, Sachverhalten 
oder Zusammenhängen zu verstehen. Sie kann 
sowohl in Wort und Schrift als auch durch schlüs¬ 
siges Handeln erfolgen. Auf Grund der Täu¬ 
schung muß eine Vermögensverfügung vorge¬ 
nommen werden, die das sozialistische oder per¬ 
sönliche Eigentum schädigt. Allein mit der Täu¬ 
schung kann der Vermögensschaden nicht bewirkt 
werden. Charakteristisch fürden Betrug ist es ge¬ 
rade, daß der Täter das Opfer veranlaßt, die schä¬ 
digende Handlung selbst vorzunehmen. Insofern 
hat der Betrug Ähnlichkeit mit der Erpressung, 
bei welcher der Täter den Geschädigten nötigt, 
sich selbst oder einen anderen zu schädigen. 

Das Tatbestandsmerkmal „Vermögensverfü¬ 
gung“ stellt nicht auf das Vorhandensein einer 
Verfügungs- und Entscheidungsbefugnis ab. Ob 
der Getäuschte und Verfügende zu einer derarti¬ 
gen Vermögensverfügung berechtigt war, ist für 
die Erfüllung des Betrugstatbestandes unerheb¬ 
lich. Anderenfalls wäre der Betrug gegenüber 
Nichtgeschäftsfähigen oder sonst Nichtberechtig¬ 
ten (z. B. ihre Vollmacht Überschreitenden) straf¬ 
los. 12 ) 

Da der Tatbestand des Betruges die Herbei¬ 
führung bestimmter schädlicher Folgen - den Ein¬ 
tritt eines Vermögensschadens - fordert, gehört 
der Betrug zu den Erfolgsdelikten. Diese Folgen 
können durch Unterlassen nur dann begangen 


12 Vgl. E. Buchholz, a. a. O., S. 310. 
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werden, wenn der Täter rechtlich verpflichtet war, 
die im gesetzlichen Tatbestand beschriebenen 
Folgen zu verhindern, also eine Erfolgsabwen¬ 
dungspflicht hatte. Da der Kausalzusammenhang 
zwischen Handlung (Unterlassung) und schädi¬ 
genden Folgen bei den Erfolgsdelikten zu den ob¬ 
jektiven Voraussetzungen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit gehört, sind die tatbestands¬ 
mäßigen Folgen dem Täter nur zuzurechnen, 
wenn sie nachweislich auf sein Unterlassen, sein 
Untätigbleiben zurückzuführen sind. Trifft dies im 
konkreten Fall nicht zu, so ist die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit wegen Versuchs zu prüfen. 13 ) 

Die dem Täter (Bevorteilten) obliegende 
Rechtspflicht zur Aufklärung des wahren Sach¬ 
verhalts und zur Beseitigung des Irrtums kann 
nicht allein aus den sozialistischen Verhältnissen 
und Beziehungen bzw. der allgemeinen Verpflich¬ 
tung zum Schutz des sozialistischen Eigentums 
abgeleitet werden. Es muß stets eine konkrete 
Rechtspflicht zur Offenbarung, zur Ausräumung 
des Irrtums gegeben sein. Hinsichtlich des Inhalts 
und Umfangs bzw. der Quellen solcher Rechts¬ 
pflichten ist von § 9 StGB auszugehen. 14 ) 

Derartige Pflichten können sich aus gesetzlichen 
Bestimmungen oder Verträgen ergeben. 

So ist jeder Werktätige nach der VO über die Ge¬ 
währung eines staatlichen Kindergeldes sowie die 
besondere Unterstützung kinderreicher Familien 
und alleinstehender Bürger mit 3 Kindern vom 

4. 12. 1975 (GBl. I 1976 S. 52) verpflichtet, den 
Betrieb bzw. seine Dienststelle über den Wegfall 
der Voraussetzungen für die Zahlung des Kinder¬ 
geldes zu unterrichten. Gleiches gilt bei gewährten 
Steuervergünstigungen und bei Leistungen der So¬ 
zialversicherung. Gemäß § 14 Abs. 6 der AO über 
Allgemeine Bedingungen der Staatsbank der DDR 
für die Kontoführung und die Durchführung des 
Zahlungsverkehrs - Geschäftsbedingungen der 
Staatsbank der DDR - vom 25. 11. 1975 (GBl. I 

5. 757) ist der Zahlungsempfänger verpflichtet, 
festgestellte Fehl- oder Mehrbeträge der Bank mit¬ 
zuteilen. Bei bargeldlosem Zahlungsverkehr sind 
festgestellte Unregelmäßigkeiten vom Kontoinha¬ 
ber unverzüglich der Bank zu melden (§17 Abs. 2 
der genannten AO). 

Werden durch vorsätzliche Unterlassung alle 
Tatbestandsmerkmale des Betruges verwirklicht, 
dann tritt strafrechtliche Verantwortlichkeit ein 
(z. B. wenn jemand eine Rente weiterbezieht, 
obwohl die Gründe für den Rentenanspruch weg¬ 
gefallen sind). 

Betrug kann auch begangen werden durch die in Be¬ 
reicherungsabsicht vorgenommene Einlösung un¬ 


gedeckter Schecks. Hierbei handelt es sich immer 
um Betrug zum Nachteil sozialistischen Eigentums, 
da der Schaden stets bei dem getäuschten und aus¬ 
zahlenden Kreditinstitut eintritt. 15 ) 

Betrug zum Nachteil sozialistischen Eigentums be¬ 
geht auch, wer rechtswidrig von einem ihm nicht ge¬ 
hörenden Sparkassenbuch, das zum Freizügigkeits¬ 
verkehr zugelassen ist, bei einem Kreditinstitut 
Geld abhebt, bei welchem das Sparbuch nicht ge¬ 
führt wird. 16 ) 

Versuch des Betruges liegt vor, wenn der Täter 
seine Zielstellung, sich oder anderen rechtswidrig 
Vermögensvorteile zu verschaffen, zu verwirkli¬ 
chen beginnt, insbesondere mit der Vornahme der 
Täuschungshandlung (z. B. wenn er den gefälsch¬ 
ten Scheck zur Auszahlung vorlegt, die inhaltlich 
falsche Rechnung abschickt, seinem Geschäfts¬ 
partner der Wahrheit zuwider eine höhere Quali¬ 
tät der Leistung oder die Berechtigung eines hö¬ 
heren Preises zusichert oder wenn er wider besse¬ 
res Wissen Leistungen unter Bedingungen ver¬ 
spricht, die er nicht einzuhalten beabsichtigt). Der 
Täter kann sich zur Vornahme bzw. Übermittlung 
der Täuschungshandlung (Erklärung) auch eines 
nicht eingeweihten Verhandlungsführers (als 
Tatmittler) bedienen. Versuchter Betrug ist folg¬ 
lich auch schon gegeben, wenn derjenige, der ge¬ 
täuscht werden sollte, von dem ihm zugegangenen 
irreführenden Schriftstück noch nicht Kenntnis 
genommen hat oder sich nicht täuschen ließ. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Betruges setzt Vorsatz voraus. Der Vorsatz muß 
sich auf alle objektiven Merkmale erstrecken, und 
es muß die Zielstellung vorhanden sein, sich oder 
anderen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen. 

Gibt z. B. ein Kontoinhaber einen ungedeckten 
Scheck in Zahlung oder löst er ihn bei einem Kredit¬ 
institut ein, so ist der Tatbestand des Betruges nur 
dann erfüllt, wenn der Täter vorsätzlich über das 
Vorhandensein ausreichender Deckung getäuscht 
und mit der Zielstellung gehandelt hat, sich oder 
anderen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen. Zwar besteht für jeden Kontoinhaber 
die Pflicht, sich vom Vorhandensein ausreichender 


13 Vgl. „OG-Urteil vom 13. 9. 1973“, Neue Justiz, 
24/1973, S. 735 ff. 

14 Vgl. S. Wittenbeck/H. Pompoes, „Zum Begriff der* 
Pflichten i. S. des § 9 StGB“, Neue Justiz, 16/1971, 
S. 475 ff. 

15 Vgl. L. Kudernatsch, „Scheckrecht und Scheckbe¬ 
trug“, Neue Justiz, 17/1971, S. 514 ff. 

16 Vgl. „OG-Urteil vom 28. 6. 1972“, Neue Justiz, 
2/1972, S. 650. 
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Deckung zu überzeugen, jedoch begründet allein 
die Verletzung dieser Pflicht noch nicht das Vorlie¬ 
gen des Täuschungs- und Schädigungsvorsatzes mit 
dem Ziel, sich rechtswidrig einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen. Hs muß vielmehr der konkrete 
Nachweis für das Vorliegen des Betrugsvorsatzes 
mit dieser Zielstellung erbracht werden. 

Der Betrug ist vollendet , wenn alle zur objek¬ 
tiven Seite des Tatbestandes gehörenden Merk¬ 
male erfüllt sind; auch der im Gesetz genannte 
Vermögensschaden muß eingetreten sein. 

Eine tatsächliche Verbesserung der Vermö¬ 
genslage des Täters oder eines anderen braucht 
nicht eingetreten zu sein. Die Handlung ist auch 
dann vollendet, wenn —bei Vorliegen der anderen 
Merkmale des Betruges — die verfolgte Zielstel¬ 
lung nicht verwirklicht wurde, also der beabsich¬ 
tigte Vermögensvorteil nicht eintrat. 

Gibt beispielsweise jemand einem anderen einen 
gefälschten Scheck, um ihn für sich bei der Spar¬ 
kasse einlösen zu lassen (mittelbare Täterschaft), so 
liegt auch dann ein vollendeter Betrug vor, wenn 
derjenige, der diesen Scheck eingelöst hat, das Geld 
nicht wie vorgesehen an den Auftraggeber (Scheck¬ 
fälscher) abgibt, sondern es für sich behält. 

5 . 2 . 4 . 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Untreue 

Paragraph 161a StGB sieht die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für Handlungen von Personen 
vor, denen sozialistisches Eigentum zur Nutzung , 
Verfügung oder Verwaltung anvertraut ist oder die 
in sonstiger Weise die Vermögensinteressen des so¬ 
zialistischen Eigentums wahrzunehmen haben. 

Fälle dieser Art können z. B. sein: 

— Bestimmte Personen nehmen Manipulationen 
verschiedener Art zum Nachteil des sozialisti¬ 
schen Eigentums und zum eigenen Vorteil vor, 
indem sie Rechnungen für angeblich geleistete 
Arbeiten als „sachlich richtig“ bestätigen, da¬ 
durch auf Kosten des sozialistischen Eigentums 
erhebliche materielle Vorteile erlangen und un¬ 
tereinander aufteilen. 

— Es werden Arbeitskräfte und Geräte (Technik) 
des Betriebes für persönliche Zwecke eingesetzt 
und zu Lasten des Betriebes abgerechnet. 

— Es wird mit Lohngeldern und anderen finanziel¬ 
len Mitteln manipuliert; es werden Werktätige in 
den Lohnlisten geführt, die schon aus dem Be¬ 
trieb ausgeschieden sind; bei Rentenzahlungen 
werden bereits verstorbene Personen in den 
Rentenlisten weitergeführt. Die betreffenden 
Summen werden für persönliche Zwecke ver¬ 
braucht. 


- Es werden über verschiedene Manipulationen 
dem Prämienfonds oder anderen Fonds in unbe¬ 
rechtigter Weise und Höhe Mittel zugeführt und 
dann verwendet; aus diesen Fonds werden finan¬ 
zielle Mittel für persönliche Zwecke verbraucht. 
— Gaststätten- oder Verkaufsstellenleiter wirt¬ 
schaften mit den ihnen anvertrauten sozialisti¬ 
schen Vermögenswerten in einer Art und Weise, 
die auf die Erlangung oftmals erheblicher per¬ 
sönlicher materieller Vorteile gerichtet ist und 
die das sozialistische Eigentum schädigt. 

Der Tatbestand der Untreue zum Nachteil so¬ 
zialistischen Eigentums (§ 161a StGB) wurde mit 
der Änderung des Strafgesetzbuches im Dezem¬ 
ber 1974 aufgenommen. Bis dahin gab es einen 
Untreuetatbestand lediglich im Kapitel „Strafta¬ 
ten gegen das persönliche und private Eigentum“. 

Auf die Kodifizierung eines Untreuetatbestandes im 
Kapitel „Straftaten gegen das sozialistische Eigen¬ 
tum und die Volkswirtschaft“ war 1968 verzichtet 
worden, da in den 2. Abschnitt dieses Kapitels eine 
spezielle Bestimmung des „Vertrauensmißbrauchs“ 
(§ 165 StGB) aufgenommen worden war, die so¬ 
wohl dem Schutz der Volkswirtschaft als auch des 
sozialistischen Eigentums vor einem Mißbrauch der 
dem Täter eingeräumten Verfügungs- und Ent¬ 
scheidungsbefugnisse dienen sollte. Auf Grund 
praktischer Erfahrungen wurde 1974 sowohl der 
Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs geändert, 
der in seiner Zielstellung primär auf den Schutz der 
volkswirtschaftlichen Belange ausgerichtet ist, als 
auch ein spezieller Untreuetatbestand zum Schutz 
des sozialistischen Eigentums neu geschaffen. Mit 
dieser Regelung wurden die Eigentumsdelikte 
exakter von den Straftaten gegen die Volkswirt¬ 
schaft abgegrenzt, und es wurden bessere Möglich¬ 
keiten einer weitergehenden Differenzierung sowie 
eines noch konsequenteren Schutzes des sozialisti¬ 
schen Eigentums geschaffen. 

In der Formulierung des neugeschaffenen Untreue¬ 
tatbestandes wurde weitgehend Übereinstimmung 
mit dem Untreuetatbestand im Kapitel „Straftaten 
gegen das persönliche und private Eigentum“ her¬ 
gestellt. 

Strafrechtlich verantwortlich wegen Untreue 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums können 
gemäß § 161a StGB nur Personen sein, denen 
durch Gesetz, Auftrag oder Vertrag die Befugnis 
eingeräumt worden ist, 

— über sozialistisches Eigentum zu verfügen, 

— es zu verwalten oder 

— in sonstiger Weise die Vermögensinteressen des 
sozialistischen Eigentums wahrzunehmen . 

Das trifft vornehmlich auf solche Personen zu 

wie Betriebsleiter, Buchhalter, selbständig dispo- 
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nierende Lagerverwalter, Funktionäre von gesell¬ 
schaftlichen Organisationen, Gutachter für die 
Entscheidungsfindung bei wirtschaftlichen Dispo¬ 
sitionen. Auch Gaststättenleiter, Verkaufsstellen¬ 
leiter, Verkaufs- und Gaststättenkräfte mit eige¬ 
nem Haftungsbereich usw. gehören zu diesem 
Personenkreis. Diese Personen müssen keine be¬ 
sondere Vertrauensstellung mit einer entspre¬ 
chenden Entscheidungsbefugnis (wie bei § 165 
StGB) besitzen, jedoch solche Befugnisse haben, 
die sie berechtigen, in einem bestimmten Umfang 
selbständig und eigenverantwortlich über das ih¬ 
nen anvertraute sozialistische Eigentum zu verfü¬ 
gen oder es zu verwalten. 17 ) 

Strafrechtlich verantwortlich wegen Untreue 
zum Nachteil persönlichen oder privaten Eigen¬ 
tums kann gemäß § 182 StGB sein, wem durch 
Gesetz, staatlichen Auftrag oder Vertrag die Be¬ 
fugnis eingeräumt worden ist, persönliches oder 
privates Eigentum anderer zu verwalten. Das kön¬ 
nen z. B. Nachlaßpfleger oder Treuhänder sein. 

Die Befugnis, über fremdes Eigentum (soziali¬ 
stisches, persönliches, privates) zu verfügen oder 
es zu verwalten oder Vermögensinteressen des so¬ 
zialistischen Eigentums wahrzunehmen, muß dem 
Täter durch Gesetz (z. B. Staats- und Wirtschafts¬ 
funktionären), Auftrag (z. B. Gutachtertätigkeit, 
Treuhandschaft, Nachlaßpflegschaft) oder Ver¬ 
trag (vornehmlich Arbeitsvertrag) eingeräumt 
worden sein (objektive Seite). 

Unter Eigentum sind hier alle Vermögenswer¬ 
te, d. h. alle einem Betrieb, einer Einrichtung oder 
einem Bürger zustehenden Vermögensrechte 
oder Werte zu verstehen. Hierzu gehören das Ei¬ 
gentumsrecht und andere Ansprüche wie Forde¬ 
rungen, Guthaben u. dgl. Gegenstand der Un¬ 
treue sind also nicht nur Sachen. Ferner setzt der 
Tatbestand voraus, daß diese Befugnis dazu miß¬ 
braucht wird, sich oder anderen rechtswidrig Ver¬ 
mögensvorteile zu verschaffen, und dadurch dem 
sozialistischen Eigentum oder dem Eigentum ei¬ 
nes anderen Bürgers Schaden zugefügt wird. 

Der Mißbrauch der dem Täter eingeräumten 
Verwaltungs - oder Verfügungsbefugnis findet sei¬ 
nen Ausdruck in der rechtswidrigen , zum Schaden 
der sozialistischen Gesellschaft oder des Bürgers 
vorgenommenen Vermögensmanipulation. 

Diese kann auf verschiedenste Weise ausge¬ 
führt werden. Besondere Begehungsweisen wer¬ 
den vom Gesetz nicht genannt. Vollendet ist der 
Tatbestand, wenn auf Grund des Mißbrauchs 
Schaden eingetreten und ein Vermögensvorteil 
erlangt ist. 


Der Versuch ist nur bei Untreue gemäß § 161 a 
StGB, nicht aber bei Untreue gemäß § 182 StGB 
strafbar. Versuch kann vorliegen, wenn mit Miß¬ 
brauchshandlungen (pflichtwidrigen Manipula¬ 
tionen) begonnen worden ist, sofern der Vorsatz 
auch auf Schädigung und Erlangung eines Vermö¬ 
gensvorteils gerichtet war. 

Daß derartige Handlungsweisen, wie alle Ei¬ 
gentumsdelikte, nur vorsätzlich begangen werden 
können, ergibt sich aus dem Tatbestandsmerkmal 
„Mißbrauch“. Ein fahrlässiger Mißbrauch der 
dem Täter eingeräumten Befugnisse ist nicht 
denkbar. Der Vorsatz muß alle zur objektiven 
Seite des Tatbestandes gehörenden Merkmale 
umfassen. Dazu gehört auch, daß der Täter die 
ihm durch Gesetz, Auftrag oder Vertrag übertra¬ 
genen Rechtspflichten hinsichtlich des ihm anver¬ 
trauten Eigentums kennt, insbesondere aber auch, 
daß sich der Täter der Rechtswidrigkeit seines 
Handelns bewußt ist. 


5 . 3 . 

Die Besonderheiten 

der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit 

für Diebstahl, Betrug und Untreue 

als Vergehen und als Verbrechen 

sowie die rechtliche 

Verantwortlichkeit für 

Eigentumsverfehlungen 

5 . 3 . 1 . 

Diebstahl, Betrug und Untreue 
als Vergehen 

Da die Eigentumsdelikte in ihrer sozialen Quali¬ 
tät, der materiellen Schwere, den von solchen 
Handlungen ausgehenden destruktiven Wirkun¬ 
gen sowie der Art und Schwere der Schuld sehr 
differenziert sind, werden sie im StGB z. T. als 
Vergehen und z. T. als Verbrechen charakterisiert. 
Unbedeutende Verletzungen des Eigentums in 
Form des Diebstahls oder des Betrugs werden au¬ 
ßerdem in § 160 bzw. § 179 StGB als Verfehlun¬ 
gen erfaßt. Sie sind jedoch keine Straftaten (vgl. 
§ 4 StGB). 

Allen als Vergehen zu charakterisierenden Ei¬ 
gentumsdelikten ist gemeinsam, daß sie keine so 


17 Vgl. H. Duft/J. Schlegel, „Differenzierte Ausge¬ 
staltung der Straftatbestände zum Schutze des so¬ 
zialistischen Eigentums und der Volkswirtschaft“, 
Neue Justiz, 11/1975, S. 323. 
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schwerwiegende Mißachtung unserer gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse, vornehmlich der Eigen¬ 
tumsverhältnisse, der Rechte und Interessen der 
Bürger sowie der sozialistischen Gesetzlichkeit 
darstellen, wie dies bei den Verbrechen der Fall 
ist. Sie sind als gesellschaftswidrige Handlungen 
darauf gerichtet, die persönlichen Interessen der 
Täter auf Kosten der Gesellschaft oder anderer 
Bürger durchzusetzen, ohne daß durch die Tat 
schwerwiegende Schäden herbeigeführt werden 
und ohne daß andere besonders erschwerende 
Umstände .in der Begehungsweise und Schuld, 
hartnäckige Rückfälligkeit usw. vorliegen. Für 
den überwiegenden Teil der Vergehen gegen das 
Eigentum ist kennzeichnend, daß sie keine kom¬ 
plizierte, raffiniert ausgeklügelte Begehungsweise 
aufweisen und auch nicht aus solchen besonders 
verwerflichen Motiven wie Habgier, Spekulation 
oder einer ausgesprochen asozialen Einstellung 
erwachsen. Insbesondere bei Diebstählen, die die 
Mehrzahl aller Eigentumsdelikte ausmachen, sind 
einfache, ohne besondere Vorbereitung ausge¬ 
führte Tathandlungen vorherrschend, die Scha¬ 
denssumme liegt meist unter 1 000 M. 

Obwohl die Vergehen in ihrer überwiegenden 
Mehrzahl Handlungen sind, die im Einzelfall eine 
verhältnismäßig geringe Schwere aufweisen, ha¬ 
ben sie in ihrer Gesamtheit doch erhebliche schäd¬ 
liche Auswirkungen. Daher sind auch die Verge¬ 
hen mit Konsequenz und unter Ausnutzung der 
breiten Skala der dafür zur Verfügung stehenden 
strafrechtlichen Mittel sowie der großen erzieheri¬ 
schen und bewußtseinsbildenden Kraft der sozia¬ 
listischen Gesellschaft zu verfolgen. 

Von den Eigentumsverfehlungen unterschei¬ 
den sich die gegen das Eigentum gerichteten Ver¬ 
gehen dadurch, daß sie entweder auf Grund 

— der Höhe des Schadens, 

— der in der Tat zum Ausdruck kommenden In¬ 
tensität, 

— der groben Mißachtung einer Vertrauensstel¬ 
lung oder 

— anderer erschwerender Umstände 

die Grenzen einer Verfehlung überschreiten. 

Höherer Schaden heißt, der Schaden muß grö¬ 
ßer als ein geringfügiger Schaden nach § 160 bzw. 
§ 179 StGB sein; er darf jedoch nicht eine schwere 
Schädigung des sozialistischen Eigentums (§ 162 
Abs. 1 Ziff. 1 StGB) bzw. des persönlichen oder 
privaten Eigentums (§ 181 Abs. 1 StGB) darstel¬ 
len. 

Ebenso darf das Merkmal „ Ausführung der 
Tat mit großer Intensität“ nicht mit dem Merkmal 
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„besonders große Intensität“ gemäß § 162 Abs. 1 
StGB verwechselt werden, das außerdem noch die 
wiederholte Tatbegehung einschließt. 

Handeln mit großer Intensität, das sich in vielfälti¬ 
gen Formen äußern kann, wird insbesondere immer 
dann gegeben sein, wenn der Täter in Vorbereitung 
oder Ausführung des Diebstahls eine spezielle Be¬ 
gehungsweise, raffinierte Mittel oder Methoden 
anwendet, wenn er die Tat sorgfältig plant, vorbe¬ 
reitet oder absichert, z. B. wenn Buchungsunterla¬ 
gen gefälscht werden, um eine Entdeckung der Tat 
zu verhindern, wenn der Täter die aus dem Betrieb 
entwendeten Gegenstände besonders raffiniert ver¬ 
steckt, um so den Betriebsschutz zu hintergehen, 
wenn Gewalt angewendet wird, um in den Besitz der 
zu stehlenden Gegenstände zu kommen (z. B. Ein¬ 
schlagen von Türen oder Fenstern, Aufbrechen von 
Schlössern oder anderen Sicherungseinrichtungen, 
auch Ausschalten von Sicherungsanlagen). Große 
Intensität liegt auch vor, wenn sich der Täter den 
Zugang zu einer Wohnung z. B. unter dem Vor¬ 
wand erschleicht, daß er von einer staatlichen Insti¬ 
tution oder einem Betrieb komme, und diese Mög¬ 
lichkeit nutzt, um etwas aus der Wohnung zu steh¬ 
len. Ebenso könnte auch der Umstand eine Rolle 
spielen, daß der Täter bestimmte, ihm durch seine 
berufliche Tätigkeit bekannt gewordene Umstände 
nützt, um den Diebstahl ungehindert auszufüh¬ 
ren. 18 ) 

Das Merkmal, ,grobe Mißachtung der Vertrau¬ 
ensstellung“ setzt voraus, daß dem Täter eine be¬ 
sondere Verantwortung in bezug auf den Schutz 
und. die Sicherung des sozialistischen bzw. persön¬ 
lichen oder privaten Eigentums übertragen wor¬ 
den war. Dies trifft z. B. auf Kassierer, aber auch 
auf Wächter oder Betriebsschutzangehörige zu. 

Mit dem Merkmal, .andere erschwerende Um¬ 
stände“ werden solche Umstände erfaßt, die nicht 
unter die bereits genannten Merkmale fallen, aber 
im Einzelfall erschwerend wirken können. Der¬ 
artige Umstände liegen z. B. vor, wenn 

— der Täter bereits wegen gleicher oder ähnlicher 
Handlungen zur Verantwortung gezogen wur¬ 
de, ohne daß die Voraussetzungen des Rück¬ 
falls vorliegen, 

— der Täter zur Ausführung der Tat Kinder als 
Tatmittler benutzt, 

— der Täter keiner festen Arbeit nachgeht und 
Geld entwendet, um es für Alkohol auszuge- 

18 Vgl. „OG-Urteil vom 17. 5. 1972“, Neue Justiz, 
20/1972, S. 617 f. mit der Anmerkung von J. Pasler 
sowie die darin angegebenen Entscheidungen; ,,BG 
Halle, Urteil vom 1.11. 1968“, Neue Justiz, 
10/1969, S. 315 ff. mit der Anmerkung von 
H. Peckermann. 


, ben (ohne daß die-Voraussetzungen der Be¬ 
einträchtigung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit durch asoziales Verhalten gemäß 
§ 249 StGB vorliegen). 

Zwischen den einzelnen in § 161 bzw. § 180 
StGB genannten Kriterien, die einen Diebstahl als 
Vergehen qualifizieren, kann es Überschneidun¬ 
gen geben. 


5 . 3 . 2 . 

Diebstahl, Betrug und Untreue 
als Verbrechen 

Bei der Beurteilung einer Eigentumsstraftat als 
Verbrechen ist von den allgemeinen Kriterien aus¬ 
zugehen, die eine Handlung generell als Verbre¬ 
chen charakterisieren (vgl. § 1 Abs. 3 StGB). Die 
Handlung muß ihrem Inhalt nach eine so schwer¬ 
wiegende Mißachtung der sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit darstellen, daß sie das Merkmal der Ge¬ 
sellschaftsgefährlichkeit aufweist. 

Dies kann seinen Ausdruck in der Höhe des 
Schadens finden, der der Gesellschaft oder dem 
einzelnen durch die Tat zugefügt wird, in der Art 
und Weise der Tatausführung, in dem Grad der 
Schuld oder auch in einer besonders verfestigten 
negativen Einstellung zur sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit, wie sie meist bei einer — mehrfachen - 
Vorbestraftheit besteht. 

Ausgehend von diesen allgemeinen Gesichts¬ 
punkten sind in § 162 bzw. § 181 StGB Kriterien 
aufgenommen worden, die eine Eigentumsstraftat 
(Diebstahl, Betrug oder Untreue) grundsätzlich 
zum Verbrechen machen. 

Will man beurteilen, ob eine Eigentumsstraf¬ 
tat als Vergehen oder Verbrechen zu qualifizieren 
ist, dürfen jedoch die hier genannten Kriterien 
nicht formal angewandt werden. Entscheidend ist 
die inhaltliche Schwere der Tat. Ist diese nicht ge¬ 
geben, dann ist die Handlung trotz Vorliegens der 
in § 162 bzw. § 181 StGB genannten Merkmale 
kein Verbrechen, sondern ein Vergehen (§ 62 
Abs. 3 StGB). 19 ) 


spielt dieser Wert in seiner Höhe und seiner ge¬ 
sellschaftlichen, insbesondere volkswirtschaftli¬ 
chen Bedeutung und Auswirkung eine entschei¬ 
dende Rolle. Demzufolge ist in § 162 bzw. § 181 
StGB als erstes Kriterium, auf Grund dessen ein 
Diebstahl, Betrug oder eine Untreuehandlung zu 
einem Verbrechen wird, die schwere Schädigung 
des sozialistischen bzw. persönlichen oder priva¬ 
ten Eigentums genannt. 

Obwohl es in Anbetracht der Vielfalt der Eigen¬ 
tumsdelikte, der oftmals sehr unterschiedlichen Art 
und Weise der Tatbegehung, der verschiedenen 
Motive, des Grades der Schuld und der konkreten 
gesellschaftlichen Auswirkungen der Tat nur 
schwer möglich ist, eine in Geldwert ausgedrückte 
Grenze zu setzen, hat das OG auf dem 12. Ple¬ 
num 20 ) zur Erhöhung der Wirksamkeit der Recht¬ 
sprechung bei Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum darauf orientiert, daß eine schwere Schä¬ 
digung im Sinne des § 162 Abs. 1 Ziff. 1 StGB 
grundsätzlich dann vorliege, wenn der durch die 
Straftat verursachte Schaden etwa 10 000 M be¬ 
trägt. 21 ) 

Die in Geldwert ausgedrückte Schadens¬ 
summe ist zwar ein sehr wesentliches Merkmal da¬ 
für, ob eine Diebstahls-, Betrugs- oder Untreue¬ 
handlung als Vergehen oder Verbrechen zu beur¬ 
teilen ist, aber nicht das einzige. Es müssen viel¬ 
mehr alle objektiven und subjektiven Tatumstän¬ 
de, insbesondere die Art und Weise der Tatbege¬ 
hung, die Tatmotive und die gesellschaftlichen 
Auswirkungen der Tat berücksichtigt werden. 

Der Buchhalter einer LPG hatte eine höhere als die 
tatsächlich erreichte Akkumulationsrate ausgewie¬ 
sen, weil aus dem Zusammenschluß mit einer wirt¬ 
schaftsschwachen LPG Schwierigkeiten entstanden 
waren und vorauszusehen war, daß der Wert der 
Arbeitseinheit sinken würde. Durch die Täuschung 
wurde für die LPG ein Normativzuschlag bewirkt; 
die Schadenshöhe belief sich auf über 10 000 M. 
Ein persönliches Bereicherungsmotiv des Buchhal¬ 
ters hat nicht Vorgelegen. Er wurde wegen Verge- 


Die schwere Schädigung 
des sozialistischen bzw. 
des persönlichen oder privaten Eigentums 
Da Eigentumsdelikte in Form des Diebstahls, des 
Betruges oder der Untreue ihrem Wesen nach 
immer auf das Erlangen materieller Vorteile für 
den Täter oder andere gerichtet sind, bewirken sie 
auf der Seite der Geschädigten immer eine kon¬ 
krete Eigentumsschädigung. Da es sich bei Eigen¬ 
tumsdelikten immer um materielle Werte handelt, 


19 Vgl. „Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtspre¬ 
chung bei Straftaten gegen das sozialistische Eigen¬ 
tum“, Neue Justiz, 3/1975, S. 71 ff. 

20 Vgl. H. Keil/S. Wittenbeck, „Die gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Rechtsprechung zum Schutz des 
sozialistischen Eigentums erhöhen!“, Neue Justiz, 
7/1979, S. 297 ff.; J. Minx/J. Pasler, „Rechtliche 
Beurteilung von Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum“, Neue Justiz, 11/1979, S. 485 ff. 

21 Vgl. H. Keil/S. Wittenbeck, „Die gesellschaftliche 
Wirksamkeit . . a. a. O., S. 298. 
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hens des Betruges zum Nachteil des sozialistischen 
Eigentums verurteilt. 22 ) 

Die Begehung von Straftaten gegen das sozialisti¬ 
sche bzw. persönliche oder private Eigentum zu¬ 
sammen mit anderen 

Diebstahl oder Betrug bzw. Untreue können ein 
Verbrechen sein, wenn die Tat zusammen mit 
anderen ausgeführt wird, die sich 

— unter Ausnutzung ihrer beruflichen Tätigkeit 
oder 

— zur wiederholten Begehung von Straftaten ge¬ 
gen das Eigentum zusammengeschlossen ha¬ 
ben (§ 162 Abs. 1 Ziff. 2 bzw. § 181 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB). 

Durch diese Art der Tatausführung wird das 
Eigentum in besonderem Maße gefährdet. Das 
kriminelle Zusammenwirken mehrerer Personen 
potenziert die Gefahr für das Eigentum, und die 
Handlung nimmt dadurch wesentlich an kriminel¬ 
lem Gehalt zu. Oft wird erst durch das kriminelle 
Zusammenwirken die Voraussetzung geschaffen, 
den Angriff auf das Eigentum ungehindert oder 
über einen langen Zeitraum unentdeckt auszufüh¬ 
ren. 

Das Ausführen der Tat zusammen mit ande¬ 
ren ist ein Zusammenwirken mehrerer Beteiligter 
in den Teilnahmeformen des § 22 Abs. 2. 

Der Zusammenschluß setzt einen gewissen 
Grad an Organisiertheit voraus. Dieser kann be¬ 
stehen in 

— der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Verständigung über die Ziele des Handelns 
und die sich daraus ergebenden wesentlichen 
Seiten der Tatausführung, 

— der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Festlegung einer Aufgabenverteilung für die 
Tatausführung, 

— der Planung von Ort, Zeit, Art und Weise der 
Tatausführung und anderer Merkmale des ob¬ 
jektiven Tatgeschehens. 

Diese Merkmale der Organisiertheit müssen 
nicht in ihrer Gesamtheit vorliegen. Entscheidend 
ist, daß ein bestimmtes Maß an Organisiertheit 
festgestellt wird; es kann sich aus dem Vorliegen 
des einen oder anderen oder auch mehrerer 
Merkmale ergeben. 

Der Grund für den Zusammenschluß muß das 
Ausnutzen der beruflichen Tätigkeit für eine 
Straftat oder das Ziel sein, wiederholt Straftaten 
zu begehen. Ein Zusammenschluß zur wiederhol¬ 
ten Tatbegehung liegt dann vor, wenn sich die Be¬ 
teiligten darüber einig sind, künftig wiederholt 


(mindestens zweimal) Straftaten gegen das Eigen¬ 
tum begehen zu wollen. Handeln die Täter unter 
Ausnutzung ihrer beruflichen Tätigkeit, liegt 
Handeln zusammen mit anderen gemäß § 162 
Abs. 1 Ziff. 2 bzw. § 181 Abs. 1 Ziff. 2 StGB 
auch dann vor, wenn der Zusammenschluß nur zu 
einer einmaligen Tat erfolgte. 

Die Ausführung der Tat in den genannten 
Formen des Zusammenwirkens mehrerer Tatbe¬ 
teiligter zieht für alle Beteiligten strafrechtliche 
Verantwortlichkeit als Täter nach sich. In jedem 
Fall ist der Tatbeitrag eines jeden am Zusam¬ 
menschluß Beteiligten sorgfältig herauszuarbei¬ 
ten, weil dies für die Strafzumessung wichtig ist. Ist 
die Beteiligung eines Täters von untergeordneter 
Bedeutung, ist eine Bestrafung nach § 161 StGB, 
also wegen Vergehens, möglich (§ 162 Abs. 2 
StGB). Für Handlungen außerhalb des Zusam¬ 
menwirkens kann eine Bestrafung wegen Beihilfe 
in Frage kommen. 

Das wiederholte Handeln 
mit besonders großer Intensität 
Ein weiteres straferschwerendes Merkmal, dessen 
Vorliegen einem Diebstahl, Betrug oder einer 
Untreuehandlung Verbrechenscharakter geben 
kann, ist wiederholtes Handeln mit besonders gro¬ 
ßer Intensität (§162 Abs. 1 Ziff. 3 bzw. § 181 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB). 

Es liegt z. B. vor, wenn der Täter einen besonderen 
Aufwand zur Vorbereitung und Tatausführung be¬ 
treibt, besondere Sicherheitsvorrichtungen über¬ 
windet, Tür- oder Fenstersicherungsanlagen auf¬ 
schneidet, aufschweißt oder aufbricht, Panzer¬ 
schränke oder Tresore aufschweißt oder aufbricht. 
Das Merkmal ,,besonders große Intensität“ kann 
aber auch gegeben sein, wenn der Täter besondere 
geistige Anstrengungen unternimmt, um die Tat 
ausführen zu können, z. B. Sicherheitssysteme aus¬ 
kundschaftet, sich dafür erforderliche Funktionsbe¬ 
schreibungen beschafft usw. 23 ) Auch bei einem be¬ 
sonders raffiniert ausgeführten Betrug kann dieses 
Merkmal gegeben sein. 


22 Vgl. J. Schlegel/S. Wittenbeck/F. Etzold, „Schutz 
des sozialistischen Eigentums - eine wichtige Auf¬ 
gabe der Gerichte“, Neue Justiz, 24/1972, S. 746, 
insbes. S. 753; „OG-Urteil vom 6. 3. 1975“, Neue 
Justiz, 10/1975, S. 309, in dem das OG bei einer 
Schadenssumme von über 10 000 M und bei grup¬ 
penmäßigem Handeln unter Anwendung des § 62 
Abs. 3 StGB die Handlung des Täters als Vergehen 
charakterisiert. 

23 Vgl. H. Duft/J. Schlegel, a. a. O., S. 323, insbes. 
S. 326. 
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Die besonders große Intensität muß sich in 
dem äußeren Handlungsgeschehen manifestiert 
haben und auch von der subjektiven Seite des Tä¬ 
ters, der Schuld, erfaßt sein. Sie muß sich auf jede 
einzelne Tathandlung erstrecken; es genügt nicht, 
daß sie sich nur aus dem Gesamtgeschehen ergibt. 
Wiederholtes Handeln ist immer dann gegeben, 
wenn der Täter mindestens zweimal derartige Ei¬ 
gentumsdelikte ausgeführt bzw. mit dem Versuch 

— der ja bei Diebstahl, Betrug und Untreue (ge¬ 
mäß § 161a StGB) strafbar ist — begonnen hat. 

Die Tatausführung durch Rückfalltäter 
Ein sehr ernst zu nehmender Störfaktor für die so¬ 
zialistische Gesellschaftsordnung ist die Rückfall¬ 
kriminalität, die in besonderem Maße auf die Ei¬ 
gentumskriminalität konzentriert ist. Für viele 
Rückfalltäter sind Persönlichkeitsmängel charak¬ 
teristisch. Insbesondere bei den mehrfach vorbe¬ 
straften Tätern handelt es sich häufig um familien¬ 
gelöste, bildungsschwache Personen, um Alkoho¬ 
liker, Psychopathen, Arbeitsbummelanten und 
Asoziale, die auch wiederholte Freiheitsstrafen 
nicht zur Änderung ihres Gesamtverhaltens ver¬ 
anlaßt haben. 24 ) Die Täter verschaffen sich die 
Mittel für den Lebensunterhalt und sehr häufig für 
übermäßigen Alkoholgenuß vielfach durch Ei¬ 
gentumsdelikte. Alkoholmißbrauch, Arbeits¬ 
bummelei, Asozialität und Rückfallkriminalität 
stehen deshalb oft in engem Zusammenhang. Bei 
den übrigen Rückfalltätern handelt es sich zumeist 
um solche Personen, die mehr oder weniger re¬ 
gelmäßig arbeiten und daher auch über materielle 
Mittel verfügen. 

Paragraph 162 Abs. 1 Ziff. 4 und § 181 
Abs. 1 Ziff. 4 StGB legen die Voraussetzungen 
fest, unter welchen eine im Rückfall begangene 
Eigentumsstraftat ein Verbrechen darstellt. Das 
ist der Fall, wenn der Täter, der sich wegen Dieb¬ 
stahls, Betrugs oder Untreue zu verantworten hat, 
bereits 

— zweimal wegen Diebstahls, Betrugs oder Un¬ 
treue oder wegen Hehlerei oder 

— einmal wegen Raubes oder Erpressung 

mit Freiheitsstrafe bestraft worden ist. Diese Stra¬ 
fen dürfen noch nicht getilgt sein. Einer Freiheits¬ 
strafe gleichzusetzen ist auch eine Verurteilung 
auf Bewährung, bei der gemäß § 35 Abs. 3 oder 4 
StGB durch Beschluß des Gerichts die im Urteil 
angedrohte Freiheitsstrafe vollzogen wurde. 

Sind die in § 162 Abs. 1 Ziff. 4 bzw. § 181 
Abs. 1 Ziff. 4 StGB genannten Voraussetzungen 
gegeben, so ist die in diesen Bestimmungen ent¬ 


haltene Strafverschärfung grundsätzlich anzu¬ 
wenden. Weitergehende Feststellungen, z. B. über 
das Vorliegen eines inneren Zusammenhanges 
zwischen den Taten, sind für die Anwendung die¬ 
ser Bestimmung nicht erforderlich. Allerdings 
können sie für die Strafzumessung im Rahmen des 
§ 162 bzw. § 181 StGB von Bedeutung sein. 

5 . 3 . 3 . 

Die Eigentunisverfehlungen 

Ausgehend von der starken materiellen Differen¬ 
ziertheit der Angriffe auf das Eigentum, insbe¬ 
sondere in Form des Diebstahls und des Betruges, 
ist neben der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
für Diebstahl und Betrug als Vergehen oder Ver¬ 
brechen auch eine rechtliche Verantwortlichkeit 
der Täter für Verfehlungen vorgesehen (§ 160 und 
§179 StGB). 

Vor allem beim Diebstahl in Kaufhäusern 
und Verkaufsstellen, in Betrieben oder landwirt¬ 
schaftlichen Produktionsgenossenschaften han¬ 
delt es sich oft um geringe materielle Werte, wird 
die Handlung meist ohne größere Intensität oder 
raffinierte Begehungsweise ausgeführt. 

Mit der Charakterisierung derartiger Eigen¬ 
tumsverletzungen als Verfehlungen, die keine 
Straftaten, sondern Rechtsverletzungen besonde¬ 
rer Art sind (§ 4 StGB), wurden die Vorausset¬ 
zungen geschaffen, die rechtliche Verantwortlich¬ 
keit zu differenzieren und solche Handlungen ein¬ 
facher und schneller zu ahnden. 

In § 160 bzw. § 179 StGB werden die Verfeh¬ 
lungen gegen das Eigentum spezifiziert. Ferner ist 
§ 1 Abs. 2 der Verfehlungs-VO zu beachten 25 ). 

5 . 4 . 

Die vorsätzliche Beschädigung 
sozialistischen Eigentums 
und die vorsätzliche 
Sachbeschädigung 

Die vorsätzliche Beschädigung sozialistischen Ei¬ 
gentums und die vorsätzliche Sachbeschädigung 


24 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 7. 1973“, Neue Justiz, 
18/1973, S. 547. In diesem Fall handelte es sich um 
einen siebzehnmal vorbestraften Täter, der insge¬ 
samt 18 Jahre im Strafvollzug verbracht hat; ,,BG 
Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 30. 1. 1976“, Neue 
Justiz, 19/1976, S. 594; „OG-Urteil vom 6. 4. 
1977“, Neue Justiz, 12/1977, S. 378 ff. 

25 Vgl. Strafrecht. Allgemeiner Teil. Lehrbuch, Berlin 
1976, S. 199 ff. 
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an persönlichem oder privatem Eigentum 
(§§ 163, 164, 183, 184 StGB) machen nur einen 
geringen Prozentsatz der Gesamtkriminalität in 
der DDR aus. Zu einem großen Teil stellen derar¬ 
tige Handlungen keine Straftaten dar, sondern 
werden wegen des geringfügigen Schadens der 
Einzeltat als Ordnungswidrigkeiten verfolgt (vgl. 
§§ 2, 4, 15, 16 OWVO). 

Die Gefährlichkeit und Schädlichkeit dieser 
Handlungen besteht darin, daß dem sozialisti¬ 
schen Eigentum oder dem Eigentum der Bürger 
(mitunter recht spürbare) Schäden zugefügt wer¬ 
den, zu deren Beseitigung Arbeitszeit und Mittel 
aufgewendet werden müssen. Oft gehen die Aus¬ 
wirkungen über den materiellen Schaden sowie 
über die Verärgerung der Betroffenen oder der 
Öffentlichkeit hinaus und stören oder gefährden 
Ordnung und Sicherheit. 

Gegenstand der Beschädigung sozialistischen 
Eigentums sind häufig Sachen, die der Allgemein¬ 
heit zur Verfügung stehen, z. B. Einrichtungen in 
Kulturhäusern, Anlagen auf Sportplätzen, Park¬ 
anlagen, Straßenlampen, Öffentliche Fernspre¬ 
cher, Verkehrsschilder, Verkehrsmittel usw. Es ist 
stets zu prüfen, ob derartige Beschädigungen auch 
den Tatbestand des Rowdytums erfüllen (§ 215 
StGB). 

Täter dieser Handlungen sind meist Jugendli¬ 
che oder junge Erwachsene. Häufig werden solche 
Straftaten unter der Einwirkung von Alkohol oder 
im Zusammenwirken mit anderen begangen. 

Die vorsätzliche und die 
verbrecherische Beschädigung 
sozialistischen Eigentums 
(§ 163 und § 164 StGB) 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit für vor¬ 
sätzliche Beschädigung sozialistischen Eigentums 
ist in § 163 StGB geregelt. Diese Bestimmung 
hebt den Schutz der Produktionsmittel besonders 
hervor, da sie einen wesentlichen Teil des soziali¬ 
stischen Eigentums ausmachen. 

Begehungsweisen sind das Zerstören, das 
Vernichten, das Beschädigen, das Unbrauchbar¬ 
machen. 

Die Handlung muß vorsätzlich und rechtswid¬ 
rig begangen worden sein. Eine fahrlässig began¬ 
gene Sachbeschädigung zieht keine Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit nach sich. Es 
ist jedoch zu prüfen, ob eine fahrlässige Wirt¬ 
schaftsschädigung vorliegt (§ 167 StGB). 

Eine Sachbeschädigung, die nicht rechtswidrig 
ist, erfüllt nicht den Tatbestand des § 163 bzw. des 
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§ 183 StGB. Beispielsweise ist ein Jäger, der einen 
wertvollen, aber tollwütigen Hund erschießt, straf¬ 
rechtlich nicht verantwortlich. Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für verbrecherische Beschädi¬ 
gung sozialistischen Eigentums ist in § 164 StGB 
geregelt. Eine verbrecherische Beschädigung be¬ 
geht, wer 

— vorsätzlich eine schwere Schädigung des sozia¬ 
listischen Eigentums verursacht, 

— durch die Tat vorsätzlich erhebliche Produk¬ 
tionsstörungen verursacht oder die lebenswich¬ 
tige Versorgung der Bevölkerung gefährdet 
oder 

— die Tat ausführt, obwohl er bereits zweimal 
wegen Beschädigung sozialistischen Eigentums , 
Sachbeschädigung oder wegen Rowdytums mit 
Freiheitsstrafe bestraft ist. 

Zwischen verbrecherischer Beschädigung, die 
erhebliche Produktionsstörungen verursacht oder 
durch die die lebenswichtige Versorgung der Be¬ 
völkerung gefährdet wird, und den Straftaten ge¬ 
gen die Volkswirtschaft besteht ein enger Zu¬ 
sammenhang. Gegebenenfalls müssen auch diese 
Normen geprüft werden (vgl. Kap. 6). 

Die Sachbeschädigung 
(§ 183 und § 184 StGB) 

Während die Tatbestände des Diebstahls von so¬ 
zialistischem Eigentum und des Diebstahls von 
persönlichem oder privatem Eigentum mit Aus¬ 
nahme der Angriffsrichtung gleichlautend ausge¬ 
staltet worden sind (das gleiche trifft auch auf den 
Betrug zu), gibt es (ähnlich wie bei der Untreue) 
bei der Sachbeschädigung zum Nachteil des per¬ 
sönlichen oder privaten Eigentums (§ 183 und 
§ 184 StGB) einige Unterschiede gegenüber den 
betreffenden Bestimmungen zum Schutz des so¬ 
zialistischen Eigentums. Der strafrechtliche 
Schutz von Produktionsmitteln wird in § 183 
StGB nicht besonders hervorgehoben, weil die 
Produktionsmittel in der DDR überwiegend so¬ 
zialistisches Eigentum sind bzw. in bestimmten 
Fällen wie sozialistisches Eigentum geschützt 
werden (§ 157 Abs. 2 StGB). Das bedeutet nicht, 
daß der in § 183 Abs. 1 StGB verwendete Begriff 
„fremde Sachen“ nicht auch Produktionsmittel 
erfaßt, sofern sie sich in privatem Eigentum befin¬ 
den. 

Es ist stets zu prüfen, ob die betreffenden Sa¬ 
chen für den Täter fremd, d. h. nicht sein Eigen¬ 
tum waren. Zerstört oder vernichtet jemand seine 
eigenen Sachen, so fällt diese Handlung nicht un¬ 
ter die Sachbeschädigung gemäß § 183 StGB. Die 





Tat kann jedoch, insbesondere wenn sie sich ge¬ 
gen Produktionsmittel richtet und mit entspre¬ 
chendem Vorsatz ausgeführt wurde, andere Straf¬ 
tatbestände erfüllen, z. B. Wirtschaftsschädigung 
(§ 166 StGB), Brandstiftung (§ 185 StGB). 

Die Sachbeschädigung muß ebenso wie die 
Beschädigung sozialistischen Eigentums vorsätz¬ 
lich und rechtswidrig begangen worden sein. Fahr¬ 
lässige Sachbeschädigung zieht keine strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit nach sich. Der Schädiger 
kann jedoch für den angerichteten Schaden nach 
zivilrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder LPG- 
rechtlichen Bestimmungen verantwortlich sein. 

Aus denselben Gründen, aus denen in § 183 
StGB Produktionsmittel nicht besonders aufge¬ 
führt werden, fehlen bei der verbrecherischen 
Sachbeschädigung (§ 184 StGB) auch die ,,vor¬ 
sätzliche erhebliche Produktionsstörung“ und 
„Gefährdung der lebenswichtigen Versorgung der 
Bevölkerung“ als erschwerende Kriterien. 


5 . 5 . 

Die Vorbeugung 
von Eigentunisstraftaten 

Um der Begehung von Eigentumsstraftaten vor¬ 
zubeugen, ist es vor allem notwendig, die Bedin¬ 
gungen zu beseitigen, welche die Begehung von 
Eigentumsdelikten begünstigen bzw. ermögli¬ 
chen. Das sind nach den Erfahrungen der Praxis 
vor allem 

— Unordnung im Beleg-, Rechnungs- und Kas¬ 
senwesen sowie in der Materialverwaltung und 
Lagerwirtschaft, 

— Materialverschwendung und -Vergeudung, 

— ungenügende Erforschung von Vermögens¬ 
und Warenverlusten, insbesondere von Inven¬ 
turdifferenzen, 

— mangelhafte Kaderauswahl und unange¬ 
brachte Vertrauensseligkeit, 

— ungenügende Sicherung von Objekten, Anla¬ 
gen und Materiallagern, 

— ungenügendes Reagieren auf festgestellte Ge¬ 
setzesverletzungen im Betrieb. 26 ) 

Die genaue Kontrolle der gesamten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft und ihrer beauftragten Organe 
über jedes Gramm und jedes Stück hat außeror¬ 
dentliche Bedeutung für die kriminalitätsverhü¬ 
tende und -vorbeugende Tätigkeit. Jedes Gramm, 
jedes Stück, das den Augen der sozialistischen 
Gesellschaft, ihrer Kontrolle entgeht, gerät in Ge¬ 
fahr, für sie verlorenzugehen und unkontrolliert in 


privaten Sphären zu verschwinden. Wo die Kon¬ 
trolle aufhört, beginnt das Feld für Eigentumsde¬ 
likte und ähnliche Straftaten. Eine konsequente 
Rechnungslegung und Kontrolle über jeden Po¬ 
sten trägt dazu bei, das Verantwortungsbewußt¬ 
sein der Werktätigen zu entwickeln und zu festi¬ 
gen. Lenin hat einer strengen Rechnungslegung 
und Kontrolle für die Errichtung des Sozialismus 
sehr hohe Bedeutung beigemessen. Er sah sie 
nicht nur als Maßnahme zur Sicherung der gesell¬ 
schaftlichen Vermögenswerte an, sondern beton¬ 
te, daß in der „Rechnungsführung und Kontrolle 
über die Arbeitsmenge und über die Verteilung 
der Produkte“ geradezu „das Wesen der sozialisti¬ 
schen Umgestaltung, nachdem die politische 
Herrschaft des Proletariats begründet und gesi¬ 
chert (worden) ist“ 27 ), besteht. 

In dem Maße, in dem es gelingt, eine Atmo¬ 
sphäre der Unduldsamkeit gegenüber Rechtsver¬ 
letzungen zu schaffen, in dem Maße werden auch 
die Hemmungen gegenüber derartigen Straftaten 
verstärkt und konkret drohende Straftaten ver¬ 
hindert. Große Bedeutung kommt dabei der er¬ 
zieherischen Arbeit zu. Die vorbeugende Verhin¬ 
derung und schrittweise Zurückdrängung der 
Kriminalität sollte sich demzufolge insbesondere 
auf folgende drei Hauptrichtungen konzentrieren: 

a) Durch allseitige Gestaltung sozialistischer 
Verhältnisse und Beziehungen in der Produk¬ 
tion wie überall im gesellschaftlichen Leben ist 
auf die Herausbildung des sozialistischen Be¬ 
wußtseins und seine Festigung Einfluß zu 
nehmen. Dabei ist besondere Aufmerksam¬ 
keit auf die Entwicklung ethisch-moralischer 
Anschauungen, Gewohnheiten und Gefühle 
(wie Pflichtgefühl, Verantwortungs- und 
Rechtsbewußtsein) zu richten. 

b) In jedem Bereich sind eine feste Ordnung, 
eine strenge Rechnungslegung und Kontrolle 
und eine klar abgegrenzte individuelle Ver¬ 
antwortlichkeit durchzusetzen; die Wachsam¬ 
keit der Bevölkerung ist zu erhöhen und eine 
Atmosphäre der Unduldsamkeit gegen jegli¬ 
che Art von Rechtsverletzungen, Schlamperei 
und Unordnung zu schaffen. 

c) Die Organe der Strafrechtspflege haben hier¬ 
bei die Aufgabe, die jeweils typischen Miß¬ 
stände, die das Fortbestehen individualisti- 


26 Vgl. H. Toeplitz, „Die Aufgaben der Rechtspre- 
. chung der Gerichte im 25. Jahr der DDR“, Neue 

Justiz, 13/1974, S. 382. 

27 W. I. Lenin, Werke, Bd. 26, Berlin 1961, S. 408. 
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scher Anschauungen und Gewohnheiten er¬ 
möglichen bzw. fördern oder die Begehung ei¬ 
ner Straftat erleichtern, die also zu einer Straf¬ 
tat beitragen, vor der Öffentlichkeit aufzudek- 
ken, die Schädlichkeit solcher Mißstände auf¬ 
zuzeigen und die betreffenden staatlichen und 
gesellschaftlichen Institutionen sowie die ge¬ 
samte Öffentlichkeit zu ihrer Beseitigung auf¬ 
zurufen bzw. mit den entsprechenden rechtli¬ 
chen Mitteln (Gerichtskritik, staatsanwalt- 
schaftlicher Protest, disziplinarische oder ma¬ 
terielle Verantwortlichkeit usw.) anzuhalten. 
Eine wichtige Bedingung für die Vorbeugung 
von Eigentumsstraftaten ist, daß jede Straftat auf¬ 
gedeckt und jeder Schuldige strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen wird. 28 ) Mit der weite¬ 
ren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft bilden sich hierfür immer günstigere 
Bedingungen heraus. So ist der Ausbau der Rech¬ 
nungsführung und Kontrolle als notwendiges 
Element der Staats- und Wirtschaftsleitung zu¬ 
gleich ein wirkungsvolles Instrument zur Aufdek- 
kung und Aufklärung von Straftaten insbesondere 
gegen das sozialistische Eigentum. Deshalb wur¬ 
den in den letzten Jahren solche Rechtsvorschrif¬ 
ten in Kraft gesetzt, die eine wirksamere Rech¬ 
nungsführung und Kontrolle gewährleisten. 

Ein Beispiel dafür ist die Anordnung über die Erhö¬ 
hung von Ordnung und Disziplin zur Verhütung 
materieller und finanzieller Verluste vom 14, 9. 
1977 (GBl. I S. 335). Sie erfaßt mit ihrem Gel¬ 
tungsbereich alle Betriebe und Einrichtungen, die 
nach der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbei¬ 
ten, sowie die wirtschaftsleitenden Organe und die 
Staatsorgane. 

Die AO geht in ihrem wesentlichen Inhalt von der 
besonderen Verantwortung der Leiter für die Ver¬ 
hütung materieller und finanzieller Verluste aus. 
Dazu haben sie vorrangig Ordnung, Sicherheit und 
Disziplin insbesondere in den Produktionsberei¬ 
chen zu sichern, bei Auftreten von materiellen und 
finanziellen Verlusten die Ursachen unter aktiver 
Beteiligung der Werktätigen aufzudecken und für 
den effektivsten Fondseinsatz zu sorgen. Zugleich 
verpflichtet die Anordnung jede Leitungsebene 
zur Festlegung von Verantwortlichkeiten für die 
Verhütung materieller und finanzieller Verluste 
und zur Realisierung einer strafferen, wirksameren 
Kontrolle durch die übergeordneten Leitungsor¬ 
gane und die Hauptbuchhalter. Für den Bereich des 
Handels gelten darüber hinaus auch die vom Mini- 
■ sterium für Handel und Versorgung herausgegebe¬ 
nen „Verfügungen und Mitteilungen zur Gewähr¬ 
leistung von Ordnung und Sicherheit im Konsumgü¬ 
tereinzelhandel“ (Verfügungen und Mitteilungen, 


10/1977) sowie solche Rechtsvorschriften wie die 
Anordnung über die Durchführung von Inventuren 
in den Betrieben, Kombinaten, Einrichtungen und 
wirtschaftsleitenden Organen vom 20. 6. 1975 
(GBl.-Sdr. Nr. 801). 

Die Entwicklung und Bekämpfung der Krimi¬ 
nalität zeigen, daß es vor allem dort gelingt, solche 
Straftaten zu verhüten - oder, wenn das nicht 
möglich ist, sie doch rechtzeitig und vollständig 
aufzudecken —, wo Rechnungsführung und Kon¬ 
trolle ein hohes Niveau aufweisen. Große Bedeu¬ 
tung für die Aufdeckung jeder Straftat und damit 
für die Realisierung des Grundsatzes der Unab¬ 
wendbarkeit der Strafe kommt dem Zusammen¬ 
wirken der Justiz- und Sicherheitsorgane mit den 
staatlichen Kontroll- und Revisionsorganen zu. Es 
geht vor allem darum, daß ihren Hinweisen kon¬ 
sequent nachgegangen wird und ihre Materialien 
von den Untersuchungsorganen und der Staats¬ 
anwaltschaft herangezogen werden. Auch die 
Nutzung der Möglichkeiten dieser Organe bei der 
Prüfung des Verdachts von Straftaten trägt we¬ 
sentlich dazu bei, daß kriminelle Verhaltenswei¬ 
sen aufgedeckt werden können. Das zielstrebige 
Wirken gesellschaftlicher Revisionsorgane kann - 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten - ebenfalls maß¬ 
geblich zur Aufdeckung von Straftaten beitragen. 
Zur Vorbeugung von Straftaten zum Nachteil per¬ 
sönlichen Eigentums ist es erforderlich, das Ver¬ 
antwortungsbewußtsein der Bürger für den Schutz 
und die ordnungsgemäße Verwahrung ihres Ei¬ 
gentums zu erhöhen. Leichtfertiger Umgang mit 
persönlichem Eigentum (z. B. Aufbewahren 
hochwertiger Gegenstände ohne Verschluß) lei¬ 
stet solchen Straftaten Vorschub. 


5 . 6 . 

Die Anwendung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit 
bei Eigentumsstraftaten 

Für eine differenzierte Anwendung von Maß¬ 
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
bei Straftaten gegen das Eigentum können auf 
Grund der gesellschaftlichen Entwicklung, der 
generellen rechtspolitischen Orientierungen im 
Programm der SED und in anderen Parteibe- 


28 Vgl. U. Dähn/H. Weber, „Probleme der differen¬ 
zierten Anwendung des sozialistischen Strafrechts“, 
Staat und Recht, 8/1976, S. 836 ff. 
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Schlüssen sowie der unter maßgeblichem Einfluß 
der Rechtsprechung des OG entwickelten Straf¬ 
praxis und der dabei im Verlaufe vieler Jahre ge¬ 
wonnenen Erfahrungen nachstehende allgemeine 
Gesichtspunkte gegeben werden. Sie bedürfen in 
jedem einzelnen Fall der eigenverantwortlichen 
Prüfung und Entscheidung durch das erkennende 
Gericht bzw. die entscheidenden staatlichen Or¬ 
gane entsprechend den Besonderheiten des jewei¬ 
ligen Falles und der konkreten gesellschaftlichen 
Situation. 

Bei Eigentumsstraftaten können in der über¬ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle Strafen ohne Frei¬ 
heitsentzug angewandt werden. Ein sehr großer 
Teil von nicht erheblich gesellschaftswidrigen Ei¬ 
gentumsvergehen ist gesellschaftlichen Gerichten 
zu übergeben. Dabei gewinnt auch der Hinweis im 
Programm der SED, daß deren Rechte zu erwei¬ 
tern sind, spezifische Bedeutung. Der im Verhält¬ 
nis zu anderen Arten von Straftaten überdurch¬ 
schnittlich hohe Anteil von Strafen ohne Frei¬ 
heitsentzug und Übergaben an gesellschaftliche 
Gerichte liegt darin begründet, daß 

— der Anteil leichter und weniger schwerer Straf¬ 
taten bei Eigentumsdelikten sehr hoch ist, 

— der Anteil von Tätern sehr groß ist, die im we¬ 
sentlichen diszipliniert ihrer Arbeit nachge¬ 
hen, zufriedenstellende Arbeitsleistungen er¬ 
bringen und die Regeln des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens im wesentlichen einhalten, 

— namentlich bei Straftaten zum Nachteil soziali¬ 
stischen Eigentums ihre Vorbeugung und Be¬ 
kämpfung besonders eng mit den sozialisti¬ 
schen Produktionsverhältnissen verbunden 
sind und daher besonders günstige gesell¬ 
schaftliche Möglichkeiten für eine wirksame 
Anwendung von Strafen ohne Freiheitsentzug 
und Erziehungsmaßnahmen gesellschaftlicher 
Gerichte vorliegen. 

Strafen ohne Freiheitsentzug kommen bei 
Eigentumsvergehen in Betracht, 

— die geringe gesellschaftswidrige Auswirkungen 
haben, bei denen aber die Einwirkung eines 
gesellschaftlichen Gerichts nicht möglich ist 
oder als nicht ausreichend betrachtet werden 
muß, z. B. weil sich in der Handlung eine gene¬ 
relle Labilität oder Undiszipliniertheit des 
Rechtsverletzers offenbart; 

— durch welche zwar schwerwiegende Folgen 
herbeigeführt wurden, bei denen aber der 
Straftäter ein positives gesellschaftliches Ge¬ 
samtverhalten zeigt, insbesondere seine Ar¬ 
beitsaufgaben oder andere gesellschaftliche 


Pflichten gut erfüllt oder sich nach der Straftat 
vorbildlich verhält. 

Auch bei schwereren Vergehen, die aus be¬ 
stimmten zeitweiligen unverschuldeten persönli¬ 
chen Schwierigkeiten oder Konfliktsituationen 
heraus begangen wurden, kann im Einzelfall eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug vertretbar sein. 

Die Verurteilung auf Bewährung kann bei 
nicht ganz leichten und bei schwerwiegenden Ver¬ 
gehen angewandt werden. Bei Eigentumsver¬ 
gehen spielt die Geldstrafe eine große Rolle. 
Dementsprechend konzentriert sich der Anwen¬ 
dungsbereich der Freiheitsstrafe - abgesehen von 
ihrem obligatorischen Ausspruch bei Verbrechen 

— auf: 

— Eigentumsvergehen, die aus objektiven und 
subjektiven Gründen eine besonders erhebli¬ 
che Gesellschaftswidrigkeit aufweisen, z. B. 
Eigentumsvergehen mit besonders hohen 
Schäden oder mit besonderer Intensität oder 
aus tief verwurzeltem Bereicherungsstreben, 

— Eigentumsvergehen, die zwar als solche weni¬ 
ger schwerwiegend sind, aber aus einer verfe¬ 
stigten und hartnäckigen Disziplinlosigkeit 
und Mißachtung der Gesetze begangen wer¬ 
den, z. B. von mehrfach Vorbestraften. 

Um zu entscheiden, ob eine Strafe ohne Frei¬ 
heitsentzug oder eine Freiheitsstrafe anzuwenden 
ist, müssen in jedem Fall alle objektiven und sub¬ 
jektiven Seiten der Straftat zusammenhängend 
betrachtet und gewertet werden. 29 ) Die Höhe des 
durch die Straftat verursachten Schadens ist dabei 
ein wesentliches, aber nicht das ausschlaggebende 
Kriterium. Weitere wichtige Faktoren sind insbe¬ 
sondere 

— die Vorbestraftheit. Vor allem bei weniger 
schwerwiegenden Eigentumsstraftaten kann 
sie ein wichtiger Grund für die Anwendung der 
Freiheitsstrafe sein, zumal dann, wenn sie mit 
anderen negativen Persönlichkeitseigenschaf¬ 
ten zusammentrifft (z. B. schlechter Einstel¬ 
lung zur Arbeit). Vorbestraftheit schließt je¬ 
doch den Ausspruch einer Strafe ohne Frei¬ 
heitsentzug nicht absolut aus; 

— die Arbeitsdisziplin und die Arbeitsleistungen; 

— die wiederholte Tatbegehung; sie spricht in er¬ 
ster Linie dann für eine Freiheitsstrafe, wenn 
mehrere selbständige und jeweils abgeschlos¬ 
sene Einzelhandlungen vorliegen, die in jedem 
Fall eine erneute Tatentscheidung erforderten; 

— die Bereitschaft des Kollektivs zur erzieheri- 


29 Vgl. a. a. O., S.. 840 ff. 
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sehen Einwirkung auf den Straftäter. Sie spielt 
als Grund für den Ausspruch einer Verurtei¬ 
lung auf Bewährung z. B. eine wichtige Rolle 
bei Straftaten zum Nachteil sozialistischen Ei¬ 
gentums, die höhere Schäden verursachen und 
bei denen die Straftat im Zusammenhang mit 
der beruflichen Tätigkeit steht; 

- das Tatmotiv. Es findet seinen Niederschlag 
vor allem in der beabsichtigten Verwendung 
des Diebesgutes; 

- die Initiatoren- und Organisationsrolle des Tä¬ 
ters bei Straftaten, die von mehreren Tätern 
begangen werden; 

-* die vom Täter nach der Aufdeckung der Straf¬ 
tat vorgenommene völlige oder teilweise Wie¬ 
dergutmachung des Schadens. Dabei ist insbe¬ 
sondere zu berücksichtigen, welche Anstren¬ 
gungen er angesichts seiner wirtschaftlichen 
Möglichkeiten unternommen hat; 

- das ehrliche und umfassende Geständnis bzw. 
die Mitwirkung des Täters bei der Aufdeckung 
der Straftat. 

Gerade bei Straftaten gegen das Eigentum ist 
in Verwirklichung des § 24 StGB auf die Wieder¬ 
gutmachung des Schadens, insbesondere auch die 
Geltendmachung der Schadenersatzansprüche 
nach den zivil-, arbeits- und sonstigen rechtlichen 
Vorschriften, großes Gewicht zu legen. In § 33 
Abs. 3 StGB ist die obligatorische Verpflichtung 
zur Wiedergutmachung des Schadens vorgesehen; 
bei schuldhafter Verletzung dieser Pflicht kann 
die Verurteilung auf Bewährung widerrufen wer¬ 
den (§ 35 Abs. 4 Ziff. 2 StGB). Unabhängig da¬ 
von hat der Geschädigte das Recht, seinen An¬ 
spruch auf Schadenersatz (nach Zivil-, Arbeits¬ 
oder LPG-Recht) im Strafverfahren geltend zu 
machen und die gerichtliche Entscheidung nach 
den Vorschriften der ZPO vollstrecken zu lassen. 
Auch ist die Möglichkeit des Ausspruchs einer 
Geldstrafe als Zusatzstrafe (§ 49 StGB) und die 
Einziehung von Gegenständen, namentlich wenn 
der Geschädigte nicht mehr feststellbar ist (§ 56 
StGB; vgl. auch §§ 281 und 282 StPO), oder ihres 
Erlöses zu prüfen. 
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6 . 

Straftaten gegen die Volkswirtschaft 


\ 


6 . 1 . 

Das soziale Wesen der Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft 
und ihre Abgrenzung zu anderen 
Straftaten und Rechtsverletzungen 

Straftaten gegen die Volkswirtschaft sind gegen 
die leitende und planende Tätigkeit des sozialisti¬ 
schen Staates auf ökonomischem Gebiet gerich¬ 
tet; sie beeinflussen Leitungs-, Planungs- und un¬ 
mittelbare Produktionsprozesse destruktiv und 
stören die gesetzmäßige Entwicklung der soziali¬ 
stischen Planwirtschaft. 1 ) Die konkreten Angriffs¬ 
formen, die unterschiedliche Art und Weise und 
die angewandten Mittel und Methoden wandeln 
sich mit dem Voranschreiten der gesellschaftli¬ 
chen Entwicklung und werden folglich wesentlich 
vom wirtschaftlichen Entwicklungsniveau be¬ 
stimmt. 

Dabei muß von folgenden grundlegenden Tat¬ 
sachen ausgegangen werden: 

a) Im nationalen wie im internationalen Maßstab 
ist die Bedeutung der ökonomischen Entwick¬ 
lung, der ökonomischen Festigung der DDR 
für die Schaffung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft, für die Befriedigung der 
materiellen gesellschaftlichen Bedürfnisse, für 
den Wohlstand des Volkes sowie für die Siche¬ 
rung des Friedens und für einen erfolgreichen 
Kampf gegen den Imperialismus enorm ge¬ 
wachsen, und sie wird auch künftig sehr groß 
sein. 

b) Die Ökonomik der DDR hat sich zu einer im 
wesentlichen einheitlichen sozialistischen 
Ökonomik auf der Basis des staatlichen und 
genossenschaftlichen sozialistischen Eigen¬ 
tums und der sozialistischen Planwirtschaft 
entwickelt. 

Als allgemeine Prinzipien der Volkswirtschaftspla¬ 
nung gelten und sind demgemäß entsprechend 
durchzusetzen und zu schützen: 

- das Prinzip der Einheit von Politik und Ökono¬ 
mie 


— das Prinzip des demokratischen Zentralismus 

— das Prinzip der Verbindung der kollektiven und 
persönlichen Interessen mit den gesellschaftli¬ 
chen Erfordernissen 

— das Prinzip der Wissenschaftlichkeit. 2 ) 

c) Mit dem Wachsen der DDR als Industrie¬ 
macht und ihren Erfolgen in der Landwirt¬ 
schaft ist das ökonomische Volumen, sind die 
Werte der Volkswirtschaft ständig größer ge¬ 
worden. Sie umfassen heute ein Vielfaches von 
dem, worüber wir vor einigen Jahren verfüg¬ 
ten. Damit wächst der wertmäßige (und sub¬ 
stantielle) Umfang dessen, was den Betriebs¬ 
leitern, Wirtschaftsfunktionären und einzel¬ 
nen Werktätigen zur Produktion übergeben 
bzw. anvertraut wird. Ihre Verantwortung ge¬ 
genüber der Gesellschaft und dem sozialisti¬ 
schen Staat erhöht sich. 

d) Die zunehmend und sich ständig entwickelnde 
neue Technik, die bei der Meisterung der wis¬ 
senschaftlich-technischen Revolution in Stadt 
und Land in quantitativ wie qualitativ wach¬ 
sendem Umfang zum Einsatz kommt, wird 
nicht nur immer kostbarer und kostspieliger, 
sondern stellt auch stets höhere Anforderun¬ 
gen an ihre Beherrschung, d. h. an die fachli¬ 
che Qualifikation der Werktätigen wie auch in 
physisch-psychischer Hinsicht (Präzision, Re¬ 
aktionsvermögen, Selbständigkeit usw.), 

e) Umfassender werden die ökonomischen Zu¬ 
sammenhänge und Abhängigkeiten, beson¬ 
ders bei den sich entwickelnden Koopera¬ 
tionsbeziehungen; der Mechanismus des Zu¬ 
sammenwirkens der ökonomischen Prozesse 
und Einheiten wird umfangreicher und vielge¬ 
staltiger; der letztlich alle Seiten des gesell¬ 
schaftlichen Lebens einschließende -Repro- 

1 Zu einigen Grundfragen der strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit im Bereich der Volkswirtschaft vgl. 
E. Buchholz/D. Seidel, Wirtschaftliche Fehlent¬ 
scheidung oder Straftat?, Berlin 1971, S. 77 ff. 

2 Vgl. Volkswirtschaftsplanung. Lehrbuch, Berlin 
1978, S. 30. 
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duktionsprozeß verbreitert und vertieft sich, 
er wird komplexer und komplizierter. 

All das erhöht objektiv die Anforderungen an 
die Qualität der Leitungstätigkeit. Es wächst die 
Eigenverantwortlichkeit der Leiter und Wirt¬ 
schaftsfunktionäre. Die materiellen und finanziel¬ 
len Mittel, über deren Einsatz und Verwendung zu 
entscheiden ist, werden größer und bedeutungs¬ 
voller. Demzufolge werden auch Gefahren und 
Verlustmöglichkeiten und die Ausmaße mögli¬ 
cher Schäden, die durch fehlerhafte Entscheidun¬ 
gen verursacht werden können, größer, so daß 
.gleichermaßen die Anforderungen an die Men¬ 
schen und die Qualität ihrer Entscheidungen, vor 
allem ihrer ökonomisch relevanten Entscheidun¬ 
gen, gesetzmäßig zunehmen. Die Aufgabe des so¬ 
zialistischen Rechts, das Verantwortungsbewußt¬ 
sein der Werktätigen als kollektive Eigentümer, 
Produzenten und Machtausübende weiter zu fe¬ 
stigen und zu heben, hat deshalb für den Bereich 
der Volkswirtschaft ganz besondere Bedeutung. 

6 . 1 . 1 , 

Die Aufgaben des Strafrechts 
im Bereich der Volkswirtschaft 

Die Aufgabe des sozialistischen Strafrechts bei 
der Festigung und Entwicklung der sozialistischen 
Volkswirtschaft besteht darin, die vom sozialisti¬ 
schen Staat auf wissenschaftlicher Grundlage 
durchgeführte Leitung und Planung der Volks¬ 
wirtschaft vor desorganisierenden, den ökonomi¬ 
schen Erfordernissen entgegengesetzten, krimi¬ 
nellen Angriffen zu schützen und dadurch zur Fe¬ 
stigung und Weiterentwicklung der sozialistischen 
Volkswirtschaft beizutragen. Verletzungen der 
Gesetzlichkeit auf wirtschaftlichem Gebiet und 
Mißachtung grundlegender Anforderungen an die 
Führungs- und Leitungstätigkeit im ökonomi¬ 
schen Bereich führen dazu, daß Leitungs-, Pla- 
nungs- und Produktionsprozesse in ihrer den ob¬ 
jektiven Erfordernissen entsprechenden Funktion 
gestört werden. Dies bewirkt, daß der staatliche 
Leitungsmechanismus auf ökonomischem Gebiet 
entweder elementar fehlerhaft gestaltet wird oder 
in bestimmten Bereichen überhaupt nicht ver¬ 
wirklicht werden kann,, was in aller Regel erhebli¬ 
che volkswirtschaftliche Schäden der verschieden¬ 
sten Art hervorruft. 

Der strafrechtliche Schutz der Volkswirtschaft 
basiert auf der sozialistischen Planwirtschaft und 
folgt dem auch in der Wirtschaft voll zu verwirkli¬ 
chenden Prinzip des demokratischen Zentralis¬ 
mus. Der in strafrechtlichen Bestimmungen ver¬ 


wendete Begriff Volkswirtschaft erfaßt die Ge¬ 
samtheit aller ökonomischen und technischen 
Prozesse der erweiterten Reproduktion, die sich 
in einem abgegrenzten Territorium in und zwi¬ 
schen Betrieben, Einrichtungen und Institutionen 
vollziehen. Er umfaßt die Sphäre der materiellen 
Produktion, der Distribution, der Zirkulation, der 
Konsumtion sowie die ökonomischen Beziehun¬ 
gen in Bereichen außerhalb der materiellen Pro¬ 
duktion. Zur Volkswirtschaft gehören alle Betrie¬ 
be, Einrichtungen und Institutionen der Industrie, 
der Bauwirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, 
des Verkehrs, des Post- und Fernmeldewesens, 
des Handels (Außen- und Binnenhandel), der 
sonstigen Zweige des produzierenden Bereichs 
(wie Forschungs- und Entwicklungszentren, Pro¬ 
jektierungsbetriebe, Verlage, Rechenbetriebe) 
und der dienstleistenden Wirtschaft, ferner die 
ökonomischen Beziehungen im kulturellen und 
sozialen Bereich sowie der staatlichen Verwaltung 
und gesellschaftlicher Organisationen. 

Alle Leiter in der sozialistischen Wirtschaft 
haben die Aufgabe, bei jeder wirtschaftlichen 
Entscheidung diejenige Alternative auszuwählen, 
die den volkswirtschaftlichen Interessen am be¬ 
sten entspricht. Die Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft und die dazu erlassenen Rechts¬ 
vorschriften und anderen Regelungen bieten die 
Gewähr, daß den gesellschaftlichen Erfordernis¬ 
sen entsprechende Entscheidungen getroffen 
werden können. Wer dennoch unter Verletzung 
seiner Pflichten Entscheidungen mit nachteiligen 
Auswirkungen für die Volkswirtschaft trifft, hat 
dafür vor der Gesellschaft einzustehen und sich 
gegebenenfalls auch strafrechtlich zu verantwor¬ 
ten. Solche Entscheidungen mit nachteiligen Fol¬ 
gen für die Volkswirtschaft beruhen auf subjekti¬ 
vem Versagen des Verantwortlichen, insbeson¬ 
dere auf von ihm zu vertretenden Versäumnissen 
im Entscheidungsprozeß. 3 ) 

Die Anwendung des Strafrechts bei solchen 
wirtschaftsschädigenden Handlungen setzt, wie 
bei allen Straftaten, schuldhaftes Handeln des 
Rechtsverletzers voraus. Maßstäbe für das Ver¬ 
schulden des Menschen sind die soziale Gewich¬ 
tung der verletzten rechtlichen Anforderungen an 
sein Verhalten, die real gegebenen Möglichkeiten 

3 Vgl. zu dieser Problematik H. Dettenborn/ 
H. H. Fröhlich, „Die Entscheidung zum krimi¬ 
nellen Verhalten“, in: Psychologische Probleme 
der Täterpersönlichkeit, Berlin 1972, S. 132 ff.; 
H. Dettenborn/D. Seidel, Wirtschaftliche Fehlent¬ 
scheidungen, Berlin 1974, S. 55 ff. 
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zu ihrer Erfüllung sowie das Ausmaß der sich in 
der konkreten Rechtsverletzung ausdrückenden 
subjektiven Negierung dieser Anforderungen, 
insbesondere im Hinblick auf die Herbeiführung 
von für die Gesellschaft schädlichen Folgen. 

Die Maßstäbe des § 5 StGB für die Verant¬ 
wortungslosigkeit von Handlungen bzw. Ent¬ 
scheidungen gelten auch für die strafrechtliche 
Beurteilung von Pflichtverletzungen im Bereich 
ökonomischer Leitungs- und Entscheidungstätig¬ 
keit. Es ist daher notwendig, den Bereich der indi¬ 
viduellen Pflichten und damit Art und Maß der in¬ 
dividuellen Verantwortung bei der Bewältigung 
wirtschaftlicher Aufgabenstellungen zu untersu¬ 
chen und von daher das Maß der Verantwortlich¬ 
keit, vor allem der Leiter und Entscheidungsbe¬ 
rechtigten und -verpflichteten in der Volkswirt¬ 
schaft zu bestimmen. 

Für den Bereich der Volkswirtschaft sind die 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft entscheidende Ausgangs- und 
Ansatzpunkte bei der Bestimmung des sozialen 
Anforderungsniveaus an die Leitungs- und Ent¬ 
scheidungstätigkeit des sozialistischen Staates, der 
Wirtschaftsfunktionäre sowie der ökonomisch re¬ 
levanten Tätigkeit der Menschen überhaupt. Auf 
der Grundlage des gesellschaftlichen Eigentums 
an den Produktionsmitteln setzt das ökonomische 
Grundgesetz des Sozialismus die Maßstäbe dafür, 
welche grundlegenden wirtschaftlichen, wirt¬ 
schaftspolitischen und gesellschaftlichen Zielstel¬ 
lungen mit welchen Mitteln und Methoden zu er¬ 
reichen sind. 4 ) Aus dem Gesetz der Ökonomie der 
Zeit 5 ), dem Gesetz der planmäßigen proportiona¬ 
len Entwicklung der Volkswirtschaft, dem soziali¬ 
stischen Sparsamkeitsprinzip, dem objektiven Er¬ 
fordernis konstruktiver wirtschaftlicher Koopera¬ 
tion und Koordination, dem die sozialistischen 
Leitungs- und Geschäftsbeziehungen bestimmen¬ 
den Grundsatz des Vertrauens sowie dem allge¬ 
mein im Sozialismus geltenden Grundsatz der 
Verantwortung für das Ganze ergeben sich objek¬ 
tive Anforderungen an die Qualität der Leitungs¬ 
und Entscheidungstätigkeit in der Volkswirtschaft 
sowie an die Verantwortung, die Handlungs- und 
Initiativbereitschaft des in einer konkreten Ent¬ 
scheidungssituation Handelnden. 

In grundlegenden gesetzlichen Bestimmun¬ 
gen, die die rechtlichen Anforderungen an Wirt¬ 
schaftsfunktionäre kennzeichnen, sind spezifische 
Rechte und Pflichten enthalten, sind Ökonomische 
Notwendigkeiten in die juristische Form von 
Rechtspflichten umgesetzt. Der soziale Gehalt 


solcher wirtschaftlichen Dispositionen und Ent¬ 
scheidungen, die Schäden zur Folge haben, wird 
durch eine inhaltliche Wertung in den Tatbe¬ 
standsmerkmalen der speziellen Normen zum 
Schutze der Volkswirtschaft bestimmt. Dies ist 
unter Berücksichtigung der im Bereich der 
Volkswirtschaft gegebenen Spezifika bei der Ent¬ 
scheidungsfindung mit dem Begriff des Miß¬ 
brauchs von Rechten, Befugnissen und Hand¬ 
lungsvollmachten erfolgt. 

Ein Mißbrauch eingeräumter Rechte und da¬ 
mit eine strafrechtlich relevante Rechtspflichtver¬ 
letzung im Sinne des § 9 StGB besteht darin, daß 
die dem Wirtschaftsfunktionär obliegende Pflicht 
zur effektiven und planmäßigen Nutzung der mate¬ 
riellen und finanziellen Fonds nicht erfüllt und 
schuldhaft ein wirtschaftlicher Schaden herbeige¬ 
führt wird . 

Mißbrauch der übertragenen Vertrauensstel¬ 
lung, d. h. mißbräuchliche Ausnutzung oder miß¬ 
bräuchliche Nichtnutzung übertragener Befug¬ 
nisse oder eingeräumter Möglichkeiten, ist im Zu¬ 
sammenhang mit der schuldhaften Herbeiführung 
wirtschaftlicher Schäden bzw. der persönlichen 
Bereicherung oder der Bereicherung anderer ein 
zentrales, inhaltlich-soziales Charakteristikum 
der Wirtschaftsdelikte nach den §§ 165 bis 173. 

Die inhaltliche Charakterisierung wirtschaftli¬ 
cher Verhaltensweisen als Mißbrauch übertrage¬ 
ner Befugnisse oder eingeräumter Möglichkeiten 
ermöglicht und erfordert zugleich, Dynamik und 
stetiges Wachsen des Anforderungsniveaus an die 
wirtschaftliche Entscheidungstätigkeit zu berück¬ 
sichtigen. Der Maßstab dafür, ob ein Mißbrauch 
übertragener Rechte oder Pflichten vorliegt, ist zu 
gewinnen, wenn von der Grundpflicht aller Werk¬ 
tätigen zur optimalen Nutzung und Mehrung der 
materiellen und finanziellen Fonds, die allen Lei¬ 
tern als politische und auch als Rechtspflicht über¬ 
tragen wurde, ausgegangen wird. 

Ein Mißbrauch von Befugnissen oder Mög¬ 
lichkeiten besteht bei wirtschaftlichen Entschei¬ 
dungen und Handlungen in einer bewußten Ver¬ 
letzung und Mißachtung derjenigen Rechte oder 
Pflichten, die auf die zweckdienliche Nutzung und 
planmäßige Verwendung, den Schutz und die Si¬ 
cherheit der materiellen und finanziellen Fonds und 
des sozialistischen Eigentums insgesamt gerichtet 
sind . 


4 Vgl. Volkswirtschaftsplanung, a. a. O., S. 47. 

5 Vgl. K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie, Berlin 1974, S. 89. 


10 Strafrecht besond. Teil 
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Die Erfüllung der Handlungsanforderungen 
muß subjektiv realisierbar und vom Verantwortli¬ 
chen unter Beachtung der .Gesamtheit der wir¬ 
kenden Umstände, Einflüsse und Bedingungen zu 
bewältigen, d. h. bei pflichtgemäßem und verant¬ 
wortungsbewußtem Handeln real möglich gewe¬ 
sen sein. 

Die folgenden objektiven und subjektiven 
Merkmale, in denen grundlegende Abweichungen 
von den objektiv bestimmten Handlungserfor¬ 
dernissen zum Ausdruck kommen, kennzeichnen 
das soziale Wesen der Straftaten gegen die Volks¬ 
wirtschaft. Derartige Straftaten sind 

a) in ihrem Kern gegen die leitende und planende 
Tätigkeit des sozialistischen Staates auf wirt¬ 
schaftlichem Gebiet gerichtet, wobei insbeson¬ 
dere die den wirtschaftlichen Einrichtungen 
übertragenen Fondsbefugnisse mißbräuchlich 
ausgenutzt werden 

b) nach Tatausführung und -auswirkung (im ein¬ 
zelnen differenziert) geeignet, die planmäßige 
Entwicklung der sozialistischen Volkswirt¬ 
schaft, der wirtschaftlichen Beziehungen und 
die Entwicklung der verschiedenen Bereiche 
durch Herbeiführung großer Schäden oder 
ungerechtfertigter Bereicherungen zu stören 
und die sozialistische Wirtschaftsordnung ins¬ 
gesamt zu beeinträchtigen 

c) Verhaltensweisen, die ihrem Wesen nach in 
einem Mißbrauch übertragener Befugnisse - 
namentlich von Fondsbefugnissen - oder in 
einer Verletzung der die sozialistischen Koo- 
perations- und Geschäftsbeziehungen prä¬ 
genden Rechtspflichten bestehen 

d) verantwortungslos getroffene wirtschaftliche 
Entscheidungen und Handlungen, bei denen 
elementare Anforderungen an die Qualität der 
Entscheidung und Handlung nicht erfüllt und 
vorausgesehene wirtschaftliche Schäden und 
Nachteile verantwortungslos akzeptiert oder 
derartige Schäden pflichtwidrig nicht voraus¬ 
gesehen werden, obwohl es dem Täter möglich 
und von ihm zu erwarten war, derartige Folgen 
vorauszusehen und die Entscheidung und 
Handlung entsprechend auszurichten 

e) vielfach auch in der Form störender Einwir¬ 
kungen von außen auf wirtschaftliche Prozesse 
und Beziehungen der Volkswirtschaft der 
DDR als Ganzes oder einzelner Bereiche fest¬ 
zustellen. Hierbei handelt es sich im wesentli¬ 
chen um Einwirkungen solcher Personen, die 
selbst keine Entscheidungsrechte und -pflich¬ 
ten bezüglich der Volkswirtschaft der DDR 


besitzen’ auf Grund wirtschaftlicher Bezie¬ 
hungen aber in der Lage sind, den planmäßi¬ 
gen Verlauf der Wirtschaftsentwicklung zu 
stören und große wirtschaftliche Schäden her¬ 
beizuführen. 

Straftaten gegen die Volkswirtschaft der DDR 
sind dem Sozialismus fremde Verhaltensweisen , 
die gegen die leitende und planende Tätigkeit des 
sozialistischen Staates auf wirtschaftlichem Ge¬ 
biet gerichtet sind. Sie sind geeignet, die plan¬ 
mäßige Erhöhung des Nationaleinkommens ent¬ 
sprechend der demokratisch-zentralistisch geplan¬ 
ten und bilanzierten wirtschaftlichen Aufgaben¬ 
stellung und damit die planmäßige Steigerung 
des materiellen und kulturellen Lebensniveaus 
zu behindern. Straftaten gegen die Volkswirt¬ 
schaft werden entweder durch mißbräuchliche 
Ausnutzung von übertragenen Rechten und Be¬ 
fugnissen oder durch widerrechtliche Eingriffe 
in wirtschaftliche Prozesse und Beziehungen be¬ 
gangen. Sie führen oft zu erheblichen wirtschaft¬ 
lichen Schäden. 

6 . 1 . 2 . 

Die Abgrenzung der Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft 
von anderen Straftaten 
und Rechtsverletzungen 

Von besonderer Bedeutung ist die Abgrenzung 
der Straftaten gegen die Volkswirtschaft von den 
Eigentumsstraftaten. Kriterium hierfür ftt vor al¬ 
lem die Angriffsrichtung, das Objekt. Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft richten sich in ihrem 
Kern gegen die Leitungs- und Planungstätigkeit 
des sozialistischen Staates auf ökonomischem Ge¬ 
biet; sie sind geeignet, grundsätzliche Leitungs¬ 
und Planungsakte in ihrer Wirksamkeit und die 
entsprechend dem demokratischen Zentralismus 
entwickelten Kennziffern zur Leitung, Planung, 
ökonomischen Stimulierung und Abrechnung der 
wirtschaftlichen Prozesse und Beziehungen zu be¬ 
einträchtigen. 

Eigentumsstraftaten richten sich gegen be¬ 
stimmte, von, der sozialistischen Rechtsordnung 
geschützte und garantierte Eigentumsverhältnisse. 

Diese unterschiedliche Angriffsrichtung (Ob¬ 
jekt) äußert sich in einem unterschiedlichen Be¬ 
griff des Schadens: Während es bei den Eigen¬ 
tumsdelikten um die in aller Regel konkret faß- 
und meßbare materielle und wertmäßige Schmä¬ 
lerung der vorhandenen Eigentumsgegenstände 
geht, die durch rechtswidrige Zueignung, Beschä¬ 
digung usw. vorgenommen wird, sind unter Scha- 
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den im Sinne der Straftaten gegen die Volkswirt¬ 
schaft die materiellen ökonomischen Auswirkun¬ 
gen im ganzen, einschließlich planwidrigen Pro¬ 
duktionsausfalls, verschuldeten Verlustes von Ab¬ 
satzmöglichkeiten u. ä., und demzufolge oft nicht 
nur Schädigungen im betreffenden Betrieb zu ver¬ 
stehen. 

Durch Wirtschaftsstraftaten werden also 
volkswirtschaftliche Schäden verursacht, die in al¬ 
ler Regel bedeutenden Umfang haben, komplexe 
negative Wirkungen im Bereich der Leitung und 
Planung der wirtschaftlichen Gesamtprozesse 
hervorrufen und in aller Regel Folgeschäden nach 
sich ziehen, die fast stets den unmittelbaren Scha¬ 
den um ein mehrfaches übersteigen. 

Auf Grund der engen inhaltlichen Berührung 
zwischen Eigentumsschutz und Schutz der Lei- 
tungs-, Planungs- und Entscheidungstätigkeit gibt 
es jedoch eine Reihe von Fällen, in denen mit der 
Straftat beide Objekte angegriffen werden und 
daher zur Charakterisierung der Tat die tateinheit¬ 
liche Anwendung der entsprechenden Straf¬ 
rechtsnormen erforderlich ist. 

Beispielsweise ist, da § 159 StGB (Betrug) nur die 
Eigentumsbeziehungen und § 170 StGB (Verlet¬ 
zung der Preisbestimmungen) nur die sozialistische 
Preispolitik schützt, die tateinheitliche Anwendung 
beider Bestimmungen notwendig, wenn mit einem 
Preisverstoß beide Beziehungen angegriffen wer¬ 
den. 6 ) 

Einen grundlegend anderen Charakter als 
Wirtschaftsstraftaten haben die Verbrechen gegen 
die Deutsche Demokratische Republik (Staats¬ 
verbrechen) auf wirtschaftlichem Gebiet. Die 
prinzipielle qualitative Unterschiedlichkeit ist vor 
allem durch die jeweils andere Angriffsrichtung 
und Zielstellung gekennzeichnet. Ein Staatsver¬ 
brechen auf wirtschaftlichem Gebiet (z. B. Sabo¬ 
tage oder Diversion) liegt dann vor, wenn der Tä¬ 
ter aus einer staatsfeindlichen Einstellung heraus 
gehandelt hat und die ökonomischen Grundlagen 
der DDR angreift, indem z. B. Störungen im Wirt¬ 
schaftsleben absichtlich herbeigeführt wurden, 
um unsere Wirtschaft zu desorganisieren oder ihr 
sonst schweren Schaden zuzufügen. Derartige 
Anschläge können in verschiedener Form erfol¬ 
gen, z. B. als Entwendung bestimmter Konstruk¬ 
tionsunterlagen, d. h. als Wirtschaftsspionage, als 
Falschmeldung und Falschberichterstattung (Sa¬ 
botage), als Vernichtung oder Beschädigung be¬ 
stimmter Produktionsmittel oder -anlagen (Diver¬ 
sion), durch bewußtes Organisieren von minder¬ 
wertiger Produktion oder dgl. (Sabotage). 


Der entscheidende Unterschied zwischen 
Staatsverbrechen auf wirtschaftlichem Gebiet und 
Straftaten gegen die Volkswirtschaft besteht also 
darin, daß Staatsverbrechen eine konterrevolu¬ 
tionäre Angriffsrichtung aufweisen und aus staats¬ 
feindlicher Zielsetzung heraus begangen werden. 

Wirtschaftsstraftaten sind ferner von den 
Straftaten gegen die staatliche Ordnung und von 
den Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit zu 
unterscheiden. 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung sind 
kriminelle Störungen der ordnungsgemäßen Tä¬ 
tigkeit der staatlichen Organe auf allen oder eini¬ 
gen speziellen Gebieten (namentlich der Rechts¬ 
pflege), Wirtschaftsstraftaten dagegen kriminelle 
Störungen der Tätigkeit staatlicher Organe auf 
wirtschaftlichem Gebiet. Ist eine Straftat gegen 
wirtschaftsleitende staatliche Maßnahmen gerich¬ 
tet, so handelt es sich um eine Straftat gegen die 
Volkswirtschaft (§§ 165 ff. StGB). Natürlich kann 
im Einzelfall eine solche Wirtschaftsstraftat auch 
mit Angriffen auf die Tätigkeit staatlicher Organe 
verbunden sein, z. B. mit einer Urkundenfäl¬ 
schung. Dabei kann, je nach dem konkreten Tat¬ 
geschehen, Tateinheit oder Tatmehrheit vorlie¬ 
gen. 

Berührungspunkte zwischen Wirtschaftsstraf¬ 
taten und Straftaten gegen die staatliche Ordnung 
bestehen insbesondere beim Geheimnisverrat 
(§ 245 StGB). Diese Strafbestimmung weist be¬ 
reits von der tatbestandlichen Fassung her Bezie¬ 
hungen zum Wirtschaftsdelikt der unbefugten Of¬ 
fenbarung und Erlangung wirtschaftlicher Ge¬ 
heimnisse (§ 172 StGB) auf. Für die Unterschei¬ 
dung gilt: Von § 245 StGB wird ein größerer Per¬ 
sonenkreis erfaßt als von § 172 StGB. Für letzte¬ 
ren sind die spezifische Stellung des Handelnden 
im Wirtschaftsbereich und die hier wahrzuneh¬ 
menden Funktionen und Interessen Abgren¬ 
zungsmerkmale. Hinzu kommt, daß § 172 StGB 
im Gegensatz zu § 245 StGB die schuldhafte Ver¬ 
ursachung der Gefahr wirtschaftlicher Nachteile 
bereits im Grundtatbestand verlangt. Para¬ 
graph 246 StGB erfaßt einen fahrlässigen Verstoß 
gegen Geheimhaltungspflichten, sofern eine er¬ 
hebliche Gefährdung staatlicher oder wirtschaftli¬ 
cher Interessen oder der Sicherheit der DDR her¬ 
beigeführt wird; eine solche Schuldkonstruktion 
sieht § 172 StGB nicht vor, so daß bestimmte 
Fälle fahrlässig pflichtverletzenden Verhaltens im 


6 Vgl. „OG-Urteil vom 9. 1. 1975“, Neue Justiz, 
11/1975, S. 337. 
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Wirtschaftsbereich möglicherweise von § 246 
StGB erfaßt werden können. 

Von den Tatbeständen der Bestechung, die in 
§ 247 und § 248 StGB und damit ausschließlich 
im Kapitel der Straftaten gegen die staatliche 
Ordnung geregelt sind, werden auch Bestechun¬ 
gen im Wirtschaftsleben erfaßt. 

Enge Berührungspunkte bestehen auch zwi¬ 
schen den Wirtschaftsdelikten und den Straftaten 
gegen die allgemeine Sicherheit , weil Störungen im 
Wirtschaftsleben, Verstöße gegen einen ord¬ 
nungsgemäßen, staatlich geleiteten Ablauf der 
ökonomischen Prozesse mit der Beeinträchtigung 
der Sicherheit sowie mit einer Gefährdung von 
Leben und Gesundheit der Bürger verbunden sein 
können, z. B. bei Havarien, Transportgefährdun¬ 
gen, Brandstiftungen, wo oft sowohl Produk¬ 
tionsmittel beschädigt werden (Wirtschaftsstraf¬ 
tat) als auch Menschen in Gefahr kommen bzw. 
überhaupt die Sicherheit beeinträchtigt wird. 
Auch hier sind, je nach dem konkreten Tatge¬ 
schehen, tateinheitliche oder tatmehrheitliche 
Verbindungen möglich. Für die Abgrenzung bzw. 
Unterscheidung ist die Frage zu beantworten, ob 
lediglich volkswirtschaftliche Schäden bzw. Nach¬ 
teile entstehen bzw. drohenoder ob (auch) Gefah¬ 
ren für eine unbestimmte Art und Anzahl von Ob¬ 
jekten, insbesondere für die Sicherheit von Men¬ 
schen hervorgerufen werden. 

Hier sind insbesondere die strafrechtlich relevante 
Gefährdung der Gebrauchssicherheit (§ 194 StGB) 
sowie die Gefährdung der Bausicherheit (§ 195 
StGB) zu nennen; gerade diese Strafbestimmungen 
aus dem Bereich der Straftaten gegen die allge¬ 
meine Sicherheit schließen in starkem Maße öko¬ 
nomische Aspekte ein. 

Straftaten gegen die Volkswirtschaft sind 
schließlich von nichtkriminellen Rechtsverletzun¬ 
gen auf wirtschaftlichem Gebiet zu unterscheiden , 
insbesondere von Ordnungswidrigkeiten und Dis¬ 
ziplinverstößen. Diese Abgrenzung ergibt sich - 
im Unterschied zur Abgrenzung zu anderen Straf¬ 
taten - nicht aus der Angriffsrichtung, sondern aus 
dem unterschiedlichen sozialen Gewicht der 
Rechtsverletzungen, aus dem Grad der Schädi¬ 
gung oder Gefährdung rechtlich geschützter ge¬ 
sellschaftlicher Beziehungen in objektiver und 
subjektiver Hinsicht. Dies spiegelt sich in der Fas¬ 
sung der gesetzlichen Straf- bzw. Ordnungsstraf¬ 
tatbestände wider. Dabei können wir im wesentli¬ 
chen zwei Arten solcher Abgrenzung unterschei¬ 
den. 

Zum einen kann sich die qualitative Differen¬ 


zierung aus den strafrechtlichen Tatbeständen 
bzw. den betreffenden Rechtsnormen des Ord¬ 
nungsstraf- und Disziplinarrechts ergeben, indem 
z. B. nur bestimmte Erscheinungsformen von 
Rechtsverletzungen als kriminell unter Strafe ge¬ 
stellt werden. (Hinsichtlich der in den §§ 170, 
173, 175, 176 StGB enthaltenen Anmerkungen, 
daß bestimmte Verstöße nach diesen Normen als 
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden können, bil¬ 
det die OWVO die gesetzliche Grundlage.) 

Beispielsweise sind Handlungen, die gegen verbind¬ 
lich festgelegte Öffnungszeiten verstoßen, keine 
Straftaten, wohl aber stellen sie Ordnungswidrig¬ 
keiten dar und können gemäß § 18 OWVO von den 
dafür zuständigen Organen verfolgt werden. Das 
gesetzwidrige Zurückhalten von Waren kann als 
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden (Anmerkung 
zu § 173 StGB); strafrechtliche Verantwortlichkeit 
tritt für eine solche Handlung nicht ein. In diesen 
und ähnlichen Fällen wird bereits von den objekti¬ 
ven und subjektiven Tatbestandsanforderungen 
zwischen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten un¬ 
terschieden. 

Zum anderen ergibt sich eine inhaltliche Dif¬ 
ferenzierung dadurch, daß bestimmte Straftatbe¬ 
stände des StGB im Verhältnis zu entsprechenden 
Regelungen in der OWVO höhere Anforderun¬ 
gen an Schuld und/oder Schaden stellen. 

So ist in § 20 Abs. 1 Ziff. 2 OWVO die fahrlässige 
Verletzung der Pflicht zur Führung des Nachweises 
über die berechneten Preise (Preisnachweispflicht) 
oder zur Preisauszeichnung (Preisauszeichnungs¬ 
pflicht) als Ordnungswidrigkeit erfaßt, wenn da¬ 
durch bewirkt wird, daß die Einhaltung des gesetz¬ 
lich zulässigen Preises nicht festgestellt werden 
kann. Desgleichen liegt in den Fällen, in denen im 
Rahmen des Preisantragsverfahrens falsche Anga¬ 
ben über die Kosten eines Erzeugnisses gemacht 
oder zum Nachteil der Volkswirtschaft ungerecht¬ 
fertigte Preise erlangt werden, eine Ordnungswid¬ 
rigkeit (§ 20 Abs. 1 Ziff. 3 OWVO) vor. Straf¬ 
rechtlich wird eine solche Handlung nur dann ver¬ 
folgt, wenn die Pflicht zur Führung des Nachweises 
über die Zulässigkeit und das Zustandekommen der 
berechneten Preise (Preisnachweispflicht) verletzt 
und dadurch vorsätzlich verursacht wird, daß die 
Einhaltung der gesetzlich zulässigen Preise nicht 
festgestellt werden kann (§ 170 Abs. 5 StGB). 
Eine Handlung, die Tatbestandselemente des § 175 
StGB - Bereitstellung von Fälschungsmitteln - be¬ 
sitzt, ohne jedoch der Vorbereitung einer Geldzei¬ 
chenfälschung zu dienen, ist als Ordnungswidrigkeit 
zu verfolgen. Verstöße gegen das Steuer-, Abga¬ 
ben- oder Sozialversicherungsrecht in den Bege¬ 
hungsweisen des § 176 StGB können, sofern sie 
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einmalig, mit geringem Schaden oder fahrlässig er¬ 
folgen, gleichfalls als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
werden (vgl. Anmerkung zu § 176 StGB in Verbin¬ 
dung mit §§ 21 bis 23 OWVO). 

Die unterschiedlichen Anforderungen an ähn¬ 
liche Tatbestände des Strafgesetzbuches und der 
OWVO kennzeichnen eine Handlung aus objek¬ 
tiver und subjektiver Sicht entweder als kriminell 
oder als Verstoß gegen notwendige äußere Ord¬ 
nungsprinzipien. Der Widerspruch zu den gesell¬ 
schaftlichen Normen und Notwendigkeiten, der 
an Begehungsweise, Motivation, Schuld und 
Schaden erkennbar wird, ist bei einer Straftat qua¬ 
litativ anders als bei einer Ordnungswidrigkeit. 
Vielfach ist die Abgrenzung zwischen Straftat und 
Ordnungswidrigkeit bei vergleichbaren tatbe¬ 
standsmäßigen Begehungsweisen lediglich von 
der Schwere der Rechtsverletzung abhängig, also 
davon, ob ihr Gewicht in objektiver und subjekti¬ 
ver Hinsicht bereits so erheblich ist, daß sie als 
kriminelle Tat angesehen werden muß und nicht 
mehr als Disziplinverletzung oder als Ordnungs¬ 
widrigkeit (z. B. bei Preis-, Abgaben- oder Zoll¬ 
delikten) verfolgt werden kann. 

Es handelt sich hier um eine Konkretisierung 
der Abgrenzung des Kriminellen vom Nichtkri¬ 
minellen auf der Grundlage des § 3 StGB. Bei die¬ 
ser Differenzierung müssen alle objektiven und 
subjektiven Tatumstände, die Ursachen und Be¬ 
dingungen sowie Begleitumstände der Straftat be¬ 
rücksichtigt werden. 


6 . 2 . 

Die Tatbestände der Straftaten 

gegen die Volkswirtschaft 

Bei den Straftaten gegen die Volkswirtschaft sind 

folgende Gruppen zu unterscheiden: 

1. Straftaten, die in einer mißbräuchlichen Aus¬ 
nutzung von Befugnissen auf wirtschaftlichem 
Gebiet bestehen (§§ 165, 170, 171 StGB) 

2. Straftaten, die eine Schädigung der Volkswirt¬ 
schaft durch pflichtwidrigen Umgang mit Pro¬ 
duktionsmitteln bewirken (§§ 166, 167, 168 
StGB) 

3. Straftaten, die gegen spezielle Seiten der Lei- 
tungs- und Planungstätigkeit des sozialisti¬ 
schen Staates auf ökonomischem Gebiet ge¬ 
richtet sind (§§ 172, 173, 176 StGB) 

4. Fälschung von Geldzeichen (§ 174 und § 175 
StGB) 

5. Zoll- und Devisenstraftaten. 


6 . 2 . 1 . 

Straftaten, die in einer 
mißbräuchlichen Ausnutzung 
von Befugnissen 

auf wirtschaftlichem Gebiet bestehen 
(§§ 165, 170, 171 StGB) 

Vertrauensmißbrauch 

Der Tatbestand des Vertrauensmißbrauches 
(§ 165 StGB) ist einer der bedeutsamsten zum 
Schutz der leitenden und planenden Tätigkeit des 
sozialistischen Staates auf dem Gebiet der Volks¬ 
wirtschaft sowie zum Schutz der Grundprinzipien 
sozialistischer Wirtschaftsführung vor kriminellen 
Verhaltensweisen. 

Der Vertrauensmißbrauch wird insbesondere 
durch zwei wesentliche Tatbestandsmerkmale be¬ 
stimmt: 

— Mißbrauch einer übertragenen Vertrauensstel¬ 
lung und 

— vorsätzliche Herbeiführung bedeutenden wirt¬ 
schaftlichen Schadens. 

Täter des Vertrauensmißbrauches kann nur 
sein, wem eine Vertrauensstellung übertragen ist. 
Ob eine Vertrauensstellung vorliegt, ist nicht al¬ 
lein nach einer Funktionsbezeichnung zu entschei¬ 
den, sondern hängt von Umfang und Inhalt der 
Aufgaben, Pflichten und Befugnisse ab, die dem 
Täter in seinem konkreten Arbeitsbereich gene¬ 
rell oder im Rahmen eines bestimmten Auftrages 
übertragen sind. 

Grundsätzlich ist eine Vertrauensstellung bei 
solchen Personen gegeben, die selbst Entschei¬ 
dungsbefugnisse zur Gestaltung Ökonomischer 
Prozesse oder Verfügungsbefugnisse hinsichtlich 
des Einsatzes finanzieller und materieller Fonds 
haben, 7 ) d. h., die über die rechtlichen Möglich¬ 
keiten verfügen, eigenverantwortlich und ver¬ 
bindlich Maßnahmen zu treffen, die also disposi¬ 
tionsbefugt sind. 

Die Befugnis zur Disposition, d. h. die rechtli¬ 
che Möglichkeit, diese oder jene Entscheidung 
oder Verfügung zu treffen, ist in der Regel in Ar- 
beits- oder Berufungsordnungen bzw. in Arbeits¬ 
verträgen und Funktionsplänen festgelegt, wobei 
stets von den tatsächlich zuerkannten und ausge¬ 
übten Befugnissen auszugehen ist. 

Die Befugnisse können dem Täter für ständig 

— also für einen längeren Zeitraum - oder nur 
zeitweilig - also für einen kürzeren Zeitraum - 


7 Vgl. „BG Frankfurt (Oder) - Urteil vom 24. 4. 
1970“, Neue Justiz, 20/1970, S. 621. 
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übertragen sein. Erfaßt werden auch solche Be¬ 
fugnisse, die nur für eine bestimmte Aufgabe 
übertragen wurden. 

Die Vertrauensstellung ergibt sich z. B. aus 
den Befugnissen, 

— selbst verbindliche Entscheidungen zu treffen, 

— Entscheidungen auf Grund besonderer Auf¬ 
gaben vorzubereiten oder daran mitzuwirken, 

— die Durchführung wirtschaftlicher Entschei¬ 
dungen zu gewährleisten, 

— wirtschaftliche und technische Prozesse und Si¬ 
tuationen zu analysieren, zu begutachten oder 
in sonstiger Weise einzuschätzen. 

Eine Vertrauensstellung haben insbesondere 
Generaldirektoren von Kombinaten, Betriebs¬ 
und Fachdirektoren, Hauptbuchhalter, Vorsit¬ 
zende sozialistischer Genossenschaften. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit setzt 
die Herbeiführung bedeutenden wirtschaftlichen 
Schadens voraus. 

„Wirtschaftlicher Schaden“ ist ein Schaden im 
Bereich der gesamten Volkswirtschaft. Er kann 
sowohl im Verlust finanzieller Mittel als auch in 
ihrer planwidrigen und uneffektiven Verwendung 
bestehen, z. B. in Form von 

— materiellen Verlusten, einschließlich des Ver¬ 
lustes von Ansprüchen 

— nicht erfüllten ökonomischen Aufgaben (ins¬ 
besondere der Planaufgaben mit ihren vielfäl¬ 
tigen Kennziffern) 

— nicht den gegebenen objektiven und subjekti¬ 
ven Möglichkeiten entsprechenden ökonomi¬ 
schen Ergebnissen 

— negativen wirtschaftspolitischen Folgen (z. B. 
Störungen in der Versorgung, Verlust eines 
Außenmarktes), auch wenn sie in finanziellen 
Größen nicht ausdrückbar sind. 

Ob ein wirtschaftlicher Schaden als bedeutend 
im Sinne des § 165 StGB zu charakterisieren ist, 
ergibt sich aus der Gesamtheit der schädlichen 
Auswirkungen des kriminellen Verhaltens der Tä¬ 
ter . Es muß sich um solche nachteiligen Auswir¬ 
kungen auf die Volkswirtschaft handeln, die im 
Hinblick auf das Ausmaß einer eingetretenen fi¬ 
nanziellen Schädigung beträchtlich sind oder/und 
als Beeinträchtigung ökonomischer Prozesse und 
Proportionen wesentliche Störungen verursacht 
haben. 

Der soziale Charakter von Straftaten nach 
§ 165 StGB wird auf der subjektiven Seite durch 
den vorsätzlichen Mißbrauch der Vertrauensstel¬ 
lung und dadurch vorsätzlich verursachte Schäden 
gekennzeichnet. 


Der bewußte Mißbrauch eingeräumter Rechte 
und übertragener Pflichten äußert sich in solchen 
Verhaltensweisen, die der Rechtspflicht zur ei¬ 
genverantwortlichen Wahrnehmung von Befug¬ 
nissen im Interesse undzum Wohle der Volkswirt¬ 
schaft, der Grundpflicht zur effektiven Gestaltung 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses und 
zur Mehrung des sozialistischen Eigentums zuwi¬ 
derlaufen. 8 ) 

Vorsätzliches Herbeiführen wirtschaftlicher 
Schäden kann insbesondere gegeben sein, wenn 

- eine absolut mangelhafte Entscheidungsvor¬ 
bereitung und eine darauf basierende adäquate 
Handlung vorliegt 

- eine verantwortungslose Dominanz persönli¬ 
cher, betrieblicher oder anderer Ziele vorliegt 

- eine verantwortungslose Haltung gegenüber 
erkannten Risikobedingungen gegeben ist 

und auf Grund dieser Faktoren wirtschaftliche 
Schäden in bedeutendem Umfang eintraten, die 
voraussehbar waren und akzeptiert wurden. 9 ) 

Paragraph 165 Abs. 2 StGB erfaßt die verbre¬ 
cherischen Fälle des Vertrauensmißbrauchs, die' 
dann vorliegen, wenn ein besonders schwerer wirt¬ 
schaftlicher Schaden verursacht oder die Tat zu¬ 
sammen mit anderen ausgeführt wird, die sich un¬ 
ter Ausnutzung ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
zur wiederholten Begehung derartiger krimineller 
Handlungen zusammengeschlossen haben (vgl. 
Kap. 5). 

Bei der Prüfung und Feststellung der besonde¬ 
ren Schwere des wirtschaftlichen Schadens gemäß 
§ 165 Abs. 2 StGB sind zu berücksichtigen: 

“ Umfang und Bedeutung der materiellen Ver¬ 
luste, einschließlich gefährdeter Ansprüche 
“ Umfang und Bedeutung der Folgeschäden 

- Auswirkungen der eingetretenen Schäden auf 
die Planerfüllung des Betriebes bzw. Kombi¬ 
nats 

- Auswirkungen der eingetretenen Schäden auf 
Exportverpflichtungen sowie die damit ver¬ 
bundenen wirtschaftspolitischen und materiel¬ 
len Folgen 


8 Vgl. J. Pasler, Effektiver Schutz der Volkswirtschaft 
durch richtige Anwendung des Tatbestandes des 
Vertrauensmißbrauchs“, Neue Justiz, 13/1971, 
S. 383 ff., insbes. S. 384 bis 386. 

9 Grundsätzlich zum Entscheidungsbegriff vgl. 
H. Dettenborn/D. Seidel/R. Schröder, „Die An¬ 
wendung des Entscheidungsbegriffs bei der Schuld¬ 
prüfung im Strafrecht“, Neue Justiz, 18/1972, 
S. 539 ff. 
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- Auswirkungen der eingetretenen Schäden auf 
die wissenschaftlich-technische Entwicklung 
und die Überführung der wissenschaftlich- 
technischen Ergebnisse in die Produktion. 

Es sind vor allem folgende Erscheinungsfor¬ 
men und Begehungsweisen des Vertrauensmiß- 
brauches zu unterscheiden: 

- Mißbrauch von Befugnissen bei der Bildung 
und beim Einsatz finanzieller Fonds (die ge¬ 
setzwidrige Fondsbildung und -Verwendung; 
der planwidrige Einsatz finanzieller Fonds; die 
Vergeudung finanzieller Mittel) 

- Mißbrauch von Befugnissen im Rahmen von 
Vertrags- und Kooperationsbeziehungen 

- ungerechtfertigter Verzicht auf die Geltend¬ 
machung von Forderungen aus mangelhafter 
Vertragserfüllung oder wegen Nichterfüllung. 

Verletzung der Preisbestimmungen 
Der Preis dient in zunehmendem Maße als In¬ 
strument des sozialistischen Staates zur bewußten 
Ausnutzung der ökonomischen Gesetze. Die Lei¬ 
tung und Planung auf dem Gebiet der Industrie¬ 
preise hat wesentlich dazu beizutragen, daß 

- die bedarfsgerechte Produktion und Versor¬ 
gung der Volkswirtschaft und der Bevölkerung 

- die Senkung der Kosten und die Erhöhung der 
Effektivität 

- die Förderung des wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritts 

- die rationelle Ausnutzung der produktiven 
Fonds, die Erhöhung der Materialökonomie 
und der zweckmäßigste Einsatz der Arbeits¬ 
kräfte 

gewährleistet werden. 

Bei Verstößen gegen die Preisdisziplin kann — 
in Ergänzung zu den preisrechtlichen Sanktionen, 
den disziplinarischen und anderen Maßnahmen — 
auch strafrechtliche Verantwortlichkeit erforder¬ 
lich werden. Sie kommt in schwerwiegenden Fäl¬ 
len, insbesondere bei erheblichem Mehrerlös in 
Betracht. 

Zur Preisdisziplin gehört auch die absolute Er¬ 
füllung der Preisnachweispflicht . Die Realisier¬ 
barkeit der notwendigen Preiskontrolle hängt ent¬ 
scheidend von der Führung entsprechender 
Nachweise über die Zulässigkeit und das Zustan¬ 
dekommen der berechneten Preise (z. B. der Kal¬ 
kulationsunterlagen) ab. Eine Verletzung dieser 
Pflichten (vgl. auch § 20 OWVO) stellt objektiv 
ein Durchkreuzen der Preiskontrolle, eine Ge¬ 
fährdung der Preispolitik des sozialistischen Staa¬ 


tes dar und ist daher ebenfalls entschieden - unter 
Umständen auch strafrechtlich - zu bekämpfen. 

Paragraph 170 StGB dient daher insgesamt 
dem Ziel, das Funktionieren des Preises und des 
Preisgefüges bei der Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft zur Erfüllung der Hauptaufgabe 
zu gewährleisten. 

Auf der objektiven Seite des Tatbestandes be¬ 
schreibt § 170 Abs. 1 StGB zunächst das Fordern 
und Vereinnahmen eines höheren als des gesetzlich 
zulässigen Preises. Damit ist die Bestimmung des 
gesetzlich zulässigen Preises ein wichtiger Aus¬ 
gangspunkt bei der tatsächlichen bzw. rechtlichen 
Prüfung einer Verletzung der Preisbestimmun¬ 
gen. Es handelt sich immer dann um einen illega¬ 
len, höheren als gesetzlich zulässigen Preis, wenn 

— ein gesetzlicher Fest- oder Höchstpreis über¬ 
schritten wird 

— von verbindlichen Kalkulationsvorschriften 
(Vorschriften über die Selbstberechnung der 
Preise), insbesondere im Handwerk und in der 
Industrie, so abgewichen wird, daß ein über¬ 
höhter Preis errechnet wird. 

Soweit - wie namentlich in den Kooperations¬ 
beziehungen zwischen sozialistischen Betrieben - 
Preisvereinbarungen zulässig sind, sei es für be¬ 
stimmte Waren oder in bestimmtem Rahmen, 
etwa für vorfristige Lieferung, können innerhalb 
dieses Bereiches keine Preisverstöße vorliegen. Es 
ist Sache der Kooperationspartner, auf ökonomi¬ 
sche Preisbildung hinzuwirken. 

Bei den Preisdelikten unterscheiden wir 

— direkte Preisverstöße und 

— Preisverstöße durch Umgehen gesetzlicher 
Vorschriften. 

Bei den direkten Preisverstößen entsprechen 
die Preise nicht den anzuwendenden Preisbe¬ 
stimmungen. Sie treten vor allem in folgenden Be¬ 
gehungsweisen auf: 

— Erzielung von Mehrerlösen ohne Angabe der 
Preisbestimmungen oder ohne Preisauszeich¬ 
nung 

— Anwendung unzutreffender Preisbestimmun¬ 
gen oder erschlichener Preisbewilligungen 

— Forderung und Vereinnahmung willkürlich 
überhöhter Preise, die sich scheinbar auf zu¬ 
treffende Preisbestimmungen beziehen oder 
auf falscher Preisauszeichnung von Handels¬ 
waren beruhen. 

Umgehungshandlungen bestehen darin, daß 
Rechnungen zwar auf der Grundlage gültiger 
Preisbestimmungen gefertigt werden, der Preis 
, aber durch falsche Berechnung der erbrachten Lei - 
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stungen (in Art, Umfang, Qualität) überhöht wird. 
Soweit Kalkulationspreise zu berechnen sind, 
wird auf gleiche Weise ein Preis berechnet, der 
überhöhte Leistungen zur Grundlage hat. 

Für Umgehungshandlungen ist typisch, daß 
der Vertragspartner über die Richtigkeit des Prei¬ 
ses getäuscht wird . Die Verschleierungshandlun¬ 
gen verfolgen den Zweck, die Rechnung zu „be¬ 
gründen“, damit den Vertragspartner über die 
sich aus den Leistungen ergebenden Ansprüche zu 
täuschen und ihn zur Zahlung eines überhöhten 
Preises zu veranlassen. 

In diesem Zusammenhang werden, um Kon¬ 
trollen oder Nachprüfungen zu erschweren, nicht 
selten 

— Rechnungen oder Belege überhaupt nicht ge¬ 
fertigt 

— nach dem Ausstellen vernichtet 

— gefälschte Duplikate benutzt 

— Buchungen umgangen bzw. entgegen den Tat¬ 
sachen in der für den Täter günstigsten Weise 
vorgenommen oder Barzahlungen ohne Rech¬ 
nungslegung zur Bedingung gemacht. 

* Die schädlichen materiellen Auswirkungen der 
Preisverstöße sind mit dem Begriff „erheblicher 
Mehrerlös“ (§ 170 Abs. 1 Ziff. 1 StGB) gekenn¬ 
zeichnet. Die Höhe des Mehrerlöses ist ein ent¬ 
scheidender Maßstab für die schädlichen Auswir¬ 
kungen auf die Preispolitik. Der erstrebte oder er¬ 
langte Mehrerlös - als Differenz zwischen den ge¬ 
setzlichen bzw. gesetzlich zulässigen und den tat¬ 
sächlich geforderten oder vereinnahmten Preisen 

— ist die direkte Auswirkung von Preisverstößen. 

Maßgeblich für die Bemessung der Höhe des 
Mehrerlöses - und damit für die strafrechtliche 
Beurteilung — ist der Bruttomehrerlös, d. h. derge- 
samte Mehrerlösbetrag, weil er in dieser Höhe in 
das Vermögen des Bevorteilten einfließt und zu 
den entsprechenden Auswirkungen führt. Später 
vorzunehmende - durch den Mehrerlös bedingte 

— überhöhte Abführungen (z. B. Nettogewinnab¬ 
führungen, Steuern) haben keinen nennenswerten 
Einfluß. 

Die Straftat wird durch das Fordern oder Ver¬ 
einnahmen von überhöhten Preisen verwirklicht. 

Gefordert werden überhöhte Preise , indem sie 
gegenüber dem Zahlungspflichtigen für vertragli¬ 
che Leistungen schriftlich (Rechnungen oder 
formlos) oder mündlich geltend gemacht werden. 
Die spezifische Form des Forderns hängt wesent¬ 
lich vom Charakter der Verträge (Wirtschaftsver¬ 
träge, Kaufverträge - insbesondere im Bereich 
des Handels — mit Privatpersonen, Kaufverträge. 


zwischen Privatpersonen) ab. Die Forderung muß 
dem Vertragspartner oder seinem Beauftragten 
gegenüber erkennbar erhoben worden sein. 

Die Alternative des Forderns kommt nur bei 
vorsätzlichen Preisdelikten (§ 170 Abs. 1 StGB) 
in Frage. 

Das Vereinnahmen erfolgt durch die An¬ 
nahme des Mehrerlöses (in bar oder per Scheck 
oder im bargeldlosen Zahlungsverkehr). 

Bei Betrieben geschieht das in der Regel durch den 
Eingang der Überweisungen auf Betriebskonten. 
Dabei ist unerheblich, ob Mehrerlöse von Mitarbei¬ 
tern oder von Leitern der Betriebe angenommen 
oder verbucht werden, da die Mitarbeiter generell 
im Auftrag des Leiters handeln. Wichtig ist, daß der 
Leiter vom Eingang der Mehrerlöse Kenntnis hatte 
oder mit dem Eingang rechnete. 

Nach § 170 Abs. 1 StGB muß die strafbare 
Verletzung von Preisbestimmungen durch For¬ 
dern oder Vereinnahmen eines überhöhten Prei¬ 
ses vorsätzlich begangen sein. 

Der Vorsatz bezieht sich auf die Verletzung der 
Preisvorschriften und auf die Erlangung eines er¬ 
heblichen Mehrerlöses. Dem Täter muß bewußt 
sein, daß er mit seiner Handlung die gesetzlichen 
Preis(biIdungs)vorschriften verletzt und mit sei¬ 
ner Entscheidung einen erheblichen Mehrerlös 
anstrebt oder erlangt. 

Täter vorsätzlicher Preisdelikte (§ 170 Abs. 1 
StGB) in der Alternative des Forderns von über¬ 
höhten Preisen können alle Personen sein, die als 
verantwortliche Mitarbeiter von Betrieben, Kom¬ 
binaten, Organen und Institutionen Preise unmit¬ 
telbar fordern (Rechnungen ausstellen und ihren 
Versand anweisen, mündlich oder schriftlich 
Preisforderungen erheben usw.), sowie Privatper¬ 
sonen, die gegenüber Vertragspartnern Preisfor¬ 
derungen erheben. 

Mittelbare Täterschaft ist bei kriminellen Preisver¬ 
stößen besonders im Bereich der Wirtschaft nicht 
selten, weil der für die Preisberechnung Verant¬ 
wortliche zumeist nicht gleichzeitig die Forderung 
gegenüber dem Vertragspartner geltend macht. 
Handelt es sich lediglich um das Verhältnis zwischen 
dem verantwortlichen Mitarbeiter, der die Ertei¬ 
lung der Rechnung veranlaßt, und dem Mitarbeiter 
der Buchhaltung, der sie für den Vertragspartner 
ausfertigt und diesem übersendet, so liegt eine mit¬ 
telbare Täterschaft nicht vor; der Anweisende 
bleibt in derartigen Fällen der für den Betrieb oder 
die Institution rechtswirksam Handelnde. Mittel¬ 
bare Täterschaft kann jedoch vorliegen, wenn ein 
für die sachliche und preisliche Richtigkeit von 
Rechnungen verantwortlicher Mitarbeiter (z. B. 
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Bauleiter, Abteilungsleiter) den für die Rechnungs¬ 
legung zuständigen Leitern oder Mitarbeitern über¬ 
höhte Preisberechnungen zur Erhebung der Forde¬ 
rung unterschiebt mit dem Ziel, daß die überhöhte 
Förderung geltend gemacht wird. Auch der mittel¬ 
bare Täter muß also Verantwortung für die Preisbe¬ 
rechnung tragen. 

Die Alternative des Vereinnahmens überhöh¬ 
ter Preise kann in Betrieben und Institutionen nur 
von solchen Personen verwirklicht werden, die 
rechtswirksam für den Rechtsträger tätig werden. 
Andere Mitarbeiter, die bewußt Mehrerlöse oder 
Vermögensvorteile verbuchen oder entgegen¬ 
nehmen, können als Beauftragte des Leiters je¬ 
doch Beihilfe ebenso wie jene begehen, die be¬ 
wußt bei der Forderung überhöhter Preise mit- 
wirken. 

Nach § 170 Abs. 2 StGB macht sich auch 
strafbar, wer fahrlässig einen überhöhten Preis 
vereinnahmt oder veranlaßt. Veranlaßt werden 
überhöhte Preisforderungen in vielfältiger Form. 
Das Veranlassen von Überpreisen kann in jedem 
Tun oder Unterlassen bestehen, das einen Über¬ 
preis bewirkt, z. B. falsche Kalkulation, Anwen¬ 
dung nicht zutreffender Preisbestimmungen usw. 
Es kann auch in Form anderer Pflichtverletzung 
auftreten, z. B. als mangelhafte Kontrolle der 
sachlichen Richtigkeit von Kalkulationen oder 
Leistungen. 

Die Fahrlässigkeit muß sich auch auf das Her- 
beiführen oder Erlangen eines erheblichen Mehr¬ 
erlöses für sich oder andere beziehen. 

Die fahrlässige Verletzung der Preisbestim¬ 
mungen kann in allen Formen der Fahrlässigkeit 
auftreten, auch in denen des § 8 Abs. 2 StGB. Das 
ungenügende Vertrautmachen mit gesetzlichen 
Preis(bildungs)vorschriften kann den Charakter 
krimineller Fahrlässigkeit annehmen. 

Täter fahrlässiger Preisdelikte (§ 170 Abs. 2 
StGB) kann im Unterschied zum vorsätzlichen 
Delikt nur sein, wer für die Berechnung von Lei¬ 
stungen gegenüber anderen direkt verantwortlich 
ist und die Preise persönlich oder als Leiter oder 
dessen Vertreter usw. vereinnahmt. 

Paragraph 170 Abs. 3 StGB kennzeichnet die 
schweren Fälle vorsätzlicher Verletzung der Preis¬ 
bestimmungen. Ein schwerer Fall liegt vor, wenn 
der Täter für sich oder andere 

— einen besonders hohen Mehrerlös oder 

— unter wiederholter Verletzung der Preisbe¬ 
stimmungen einen erheblichen Mehrerlös her¬ 
beigeführt oder erlangt hat. 

Die besondere Höhe des Mehrerlöses wird vor 


allem durch die Größe der Summe des herbeige¬ 
führten oder erlangten Mehrerlöses ausgedrückt. 

Die mit Ziff. 2 erfaßte wiederholte Verletzung 
der Preisbestimmungen ist von erheblicher Ge¬ 
fährlichkeit, so daß hier die Höhe des Mehrerlöses 
im Verhältnis zu Ziff. 1 eine untergeordnete Be¬ 
deutung für die Tatbestandsmäßigkeit besitzt. 

In § 170 Abs. 4 StGB ist festgelegt, daß der 
Mehrerlös stets einzuziehen ist. Die Einziehung des 
Mehrerlöses ist keine Zusatzstrafe, sondern Ab¬ 
schöpfung eines unberechtigt erlangten finanziel¬ 
len Vorteils. Die Einziehung wird im Urteil festge¬ 
legt und vom örtlich zuständigen Organ der 
Staatsmacht, Abteilung Finanzen, durchgeführt. 
Berechtigte Rückforderungsansprüche Geschä¬ 
digter sind immer zu realisieren. Neben der Ein¬ 
ziehung besteht die Möglichkeit, nach den allge¬ 
meinen Bestimmungen Schadenersatzforderun¬ 
gen geltend zu machen. Dies ist insbesondere 
dann bedeutsam, wenn der zu ersetzende Schaden 
größer ist als die eingezogene Summe (vgl. hierzu 
auch AO Nr. Pr. 9 über die Rückerstattung und 
die Abführung von Mehrerlösen aus Preisüber¬ 
schreitungen - Mehrerlös-AO - vom 28. 6. 1968, 
GBl. II 1968 S. 562 10 ) sowie AO Nr. Pr. 9/1 vom 
25. 6. 1970, GBl. II 1970 S. 459). 

In § 170 Abs. 5 StGB ist das Verletzen der 
Preisnachweispflicht unter Strafe gestellt. Der 
Preisnachweis ist eine wesentliche Voraussetzung 
dafür, daß die Richtigkeit geforderter und verein¬ 
nahmter Preise geprüft werden kann. Das bezieht 
sich nicht nur auf die Tätigkeit der Preiskontroll¬ 
organe, sondern auch auf die Kontrolle durch die 
Vertragspartner. Ein wichtiges Tatbestands- 
merkmal des § 170 Abs. 5 StGB ist der vorsätzlich 
herbeigeführte Erfolg , der darin besteht, daß die 
Einhaltung der Preisvorschriften nicht festgestellt 
werden kann. 

Begehungsweisen der Nichterfüllung der Preis¬ 
nachweispflicht sind insbesondere das Vernichten 
von Kalkulationsunterlagen, Unterlagen über 
durchgeführte Leistungen, Kostennachweisen, 
Nachweisen über Qualität und Menge bezogener 
Materialien oder Handelswaren, Preisbewilligun¬ 
gen und Preisanträgen mit den dazugehörigen Be¬ 
gründungen. 

Bei Preisverstößen durch Umgehung liegt in 
der Regel gleichzeitig mit dem Preisverstoß — also 
tateinheitlich - Betrug vor. Diese Tateinheit liegt 
in all den Fällen vor, in denen durch eine Täu- 


10 Vgl. ,,OG-Urteil vom 9. 6. 1975“, Neue Justiz, 
21/1975, S. 639. 
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*fsöhungshandlung über die Preisgrundlage , den 
" (Jmfang oder die Qualität der Leistungen getäuscht 
£vird und der hervorgerufene Irrtum den Ge¬ 
tauschten zur Vermögensverfügung veranlaßt . 

. 'Dies kann auch durch mündliche Zusicherung 
"über die Richtigkeit des Preises bewirkt werden. 
^Äuch in den Fällen, in denen zwar die gesetzlich 
^zutreffende Preisbestimmung angegeben, die Be¬ 
rechnung jedoch tatsächlich nach einer anderen 
‘typrgenommen wird, liegt Tateinheit mit Betrug 
Vor. 11 ) 


Falschmeldung und Vorteilserschleichung 
y - k Älle Leitungsentscheidungen setzen eine reale 
«Einschätzung der tatsächlichen Situation voraus, 
'da nur auf dieser Grundlage die künftigen Aufga¬ 
ben sorgfältig abgewogen und die verfügbaren 
materiellen sowie finanziellen Mittel zielgerichtet 

* mit höchstem volkswirtschaftlichem Nutzeffekt 
^eingesetzt werden können. Voraussetzung dafür 
*:sind wahrheitsgemäße Informationen. Auch für 

die Kontrolle haben Informationen eine entschei- 
; dende Bedeutung. Uber das System der Bericht¬ 
erstattung, Rechnungsführung und Statistik so¬ 
wie mit dem dokumentarischen Material über die 
V wirtschaftlichen Prozesse erhalten die übergeord¬ 
neten Staats- und Wirtschaftsorgane sowie die 
Kontrollorgane wichtige Hinweise auf Kontroll- 
schwerpunkte. 

’ Die vollständige und zutreffende Information 
über für die Wirtschaftsleitung bedeutsame Tatsa¬ 
chen und Vorgänge wird von § 171 StGB straf- 
■ rechtlich geschützt. Entscheidend ist di e, sachliche 
. Richtigkeit , d. h. die ökonomisch-materielle und 
finanzielle Wahrhaftigkeit der Angaben in Be- 

* richten, Meldungen oder Anträgen an Staats- 
vOder Wirtschaftsorgane. Falsche Informationen 

* beinhalten nicht nur eine irreführende Aussage 
über Tatsachen und Vorgänge; sie können viel- 

i mehr, da sie allein oder in Verbindung mit ande¬ 
ren Informationen Ausgangspunkt von Führungs¬ 
entscheidungen sind, in bedeutendem Umfang 
negative wirtschaftliche Auswirkungen verursa¬ 
chen, wobei das Ausmaß dieser möglichen Aus- 
Wirkungen von der Bedeutung der jeweiligen In¬ 
formation abhängig ist. 

. Auf Grund der wachsenden Bedeutung des In¬ 

formationssystems und wahrheitsgetreuer Infor¬ 
mationen gerade für den Bereich der Volkswirt¬ 
schaft ist in § 171 StGB für bestimmte Fälle wahr¬ 
heitswidriger Informationsübermittlung straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit vorgesehen. 

Jk Die Abgabe einer falschen Information ist nur 


bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen straf¬ 
bar. Diese Voraussetzungen betreffen: 

— die Eigenschaften des Täters (Täterqualifika¬ 
tion) 

— seine Stellung zur Information 

— Art und Inhalt der Information 

— den Empfänger der Information 

— Motiv und Zielsetzung des Täters bei Abgabe 
der Information. 

Eine weitere Voraussetzung besteht in der Er¬ 
heblichkeit der schädlichen Auswirkungen der 
Fehlinformationen bzw. der Möglichkeit ihres 
Eintritts. 

Als Empfänger der Informationen nennt das 
Gesetz Staats- und Wirtschaftsorgane. Als Wirt¬ 
schaftsorgane sind solche Einrichtungen anzuse¬ 
hen, die eine wirtschaftsleitende Tätigkeit ausüben. 
Innerbetriebliche Informationen können nicht 
Gegenstand einer Straftat nach § 171 StGB sein, 
hier stellen Fehlinformationen eine Verletzung 
von Arbeitspflichten dar. Auch die auf vertragli¬ 
cher Basis auszutauschenden Informationen kön¬ 
nen nicht Gegenstand einer Falschmeldung im 
Sinne des § 171 StGB sein. 

Der Tatbestand des § 171 StGB stellt keine 
besonderen Anforderungen an die Informations¬ 
form; insoweit ist es belanglos, ob die Informa¬ 
tionen 

— auf Formblättern (vor allem periodische In¬ 
formationen) 

— formlos schriftlich (insbesondere bei Anträ¬ 
gen, operativen Informationen, Fallinforma¬ 
tionen) 

— fernschriftlich (operative Informationen, Fall¬ 
informationen, Ergänzungen zu Informatio¬ 
nen) 

— auf maschinenlesbaren Datenträgern (bei 
elektronischer Datenverarbeitung und -Über¬ 
mittlung) 

abgegeben werden. 

Ebenso enthält § 171 StGB keine Einschrän¬ 
kung hinsichtlich der Informationsarten. Die Tat¬ 
bestandsmerkmale ,,Berichte“, „Meldungen“, 
„Anträge“ erfassen praktisch alle in Betracht 
kommenden Informationsarten. 

Die Nichtinformation trotz bestehender In¬ 
formationspflichten wird grundsätzlich nicht vom 
Tatbestand des § 171 StGB erfaßt, es sei denn, 
daß eine Information durch Weglassen einer ge¬ 
botenen Teilinformation als unvollständig anzu¬ 
sehen ist oder eine unterlassene Information ent- 

11 Vgl. „OG-Urteil vom 9. 1. 1975", a. a. O. 








sprechend den konkreten Informationsanweisun¬ 
gen oder Gepflogenheiten als Falschmeldung gilt. 
Täter nach § 171 StGB kann sein: 

— ein Staatsfunktionär 

— ein Leiter oder leitender Mitarbeiter eines 
Wirtschaftsorgans 

— ein Leiter oder leitender Mitarbeiter eines Be¬ 
triebes. 

Entscheidend ist nicht nur die Funktion des 
Täters (Staatsfunktionär, Leiter oder leitender 
Mitarbeiter eines Wirtschaftsorgans oder Betrie¬ 
bes), sondern auch seine konkrete Verantwortung 
für die Information. Während unstreitig ist, wer 
als Staatsfunktionär oder als Leiter von Wirt¬ 
schaftsorganen oder Betrieben gilt, ist der Kreis 
der leitenden Mitarbeiter im Sinne des § 171 StGB 
nicht durch die bloße Aufzählung von Funktionen 
zu erfassen. Maßgeblich ist, ob der Mitarbeiter die 
Pflicht und Befugnis besaß, Informationen an 
Staats- oder Wirtschaftsorgane zu geben, 12 ) 
Damit erfaßt der Tatbestand des § 171 StGB, 
auch solche Leiter, die ohne jegliche Vertretungs¬ 
befugnis auf einen konkreten Auftrag hin Infor¬ 
mationen abzugeben haben. 

Der Begriff „Betrieb“ umfaßt die Produk¬ 
tionsbetriebe aller Eigentumsformen, die Produk¬ 
tionsgenossenschaften aller Art, die Transportbe¬ 
triebe, die Handels- und Dienstleistungsbetriebe 
aller Eigentumsformen usw. 

Paragraph 171 StGB sieht auf der objektiven 
Seite vor, daß der Täter „im Rahmen seiner Ver¬ 
antwortung“ die unrichtige oder unvollständige 
Information ab gibt. 

Strafrechtlich verantwortlich ist nur , wer selbst 
die Information abzugeben oder einen Teil dersel¬ 
ben verantwortlich zu erarbeiten hatte . 

Die Falschmeldung und Vorteilserschleichung 
kann nur vorsätzlich begangen werden. Hinsicht¬ 
lich des entscheidenden objektiven Merkmals, 
daß die Information unrichtig oder unvollständig 
ist, ist - durch das subjektive Tatbestandsmerkmal 
.wider besseres Wissen - der bedingte Vorsatz aus¬ 
geschlossen. Darüber hinaus beschränkt die auf 
der subjektiven Seite des § 171 Ziff. 1 bis 3 StGB 
geforderte Zielstellung des Täters den Anwen¬ 
dungsbereich des § 171 StGB. 

Die kriminelle Zielstellung umfaßt 

— das Verdecken von Straftaten oder erhebli¬ 
chen Mängeln 

— das Erlangen von Genehmigungen oder Bestä¬ 
tigungen für wirtschaftlich bedeutende Vorha¬ 
ben 

— das Erwirken erheblicher ungerechtfertigter 


Vorteile für Betriebe und Dienstbereiche zum 
Nachteil der Volkswirtschaft. 

Der Tatbestand des § 171 StGB ist mit der 
Übergabe der Information an den Empfänger er¬ 
füllt. Die angestrebten Ziele müssen also noch 
nicht erreicht sein. Wird eine falsche Information 
zwar angefertigt, aber nicht übergeben, liegt kein 
strafbares Handeln vor, denn der Versuch ist nicht 
strafbar. 13 ) 

Eine Straftat nach § 171 StGB kann in Tateinheit 
stehen insbesondere zum Vertrauensmißbrauch 
(§ 165 StGB) und zum Betrug zum Nachteil soziali¬ 
stischen Eigentums (§ 159 StGB). Paragraph 171 
StGB weist einige Berührungspunkte zum Betrug 
auf (Täuschung, Erlangung von Vorteilen auf 
Grund der Täuschung). Der entscheidende Unter¬ 
schied besteht darin, daß eine Straftat nach § 171 
StGB im Leitungs-, insbesondere im Informations¬ 
system wirkt, also in der Vertikalen, in den Bezie¬ 
hungen gegenüber dem Leitungsorgan, der Betrug 
dagegen im Wirtschaftsbereich vornehmlich in den 
Kooperationsbeziehungen, also in der Horizonta¬ 
len, insbesondere im Zusammenhang mit Vertrags¬ 
abschlüssen bzw. -erfüllungen. Hier geht es um ei¬ 
nen Angriff auf das sozialistische Eigentum und 
nicht um eine Störung im wirtschaftlichen Lei¬ 
tungsmechanismus. Eine tateinheitliche Anwen¬ 
dung von § 171 und § 159 StGB kommt z. B. dann 
in Frage, wenn mit einer Falschmeldung die Finanz¬ 
situation und die Planerfüllung verschleiert werden, 
um Kredite (oder Kredite zu ungerechtfertigt gün¬ 
stigen Bedingungen) zu erlangen. 

Die Tatbestandsmerkmale des. § 171 StGB 
grenzen kriminelle Falschmeldungen von falsch 
erstatteten Meldungen und Berichten sowie be¬ 
wußt oder unbewußt falsch begründeten Anträ¬ 
gen nichtkriminellen Charakters ab. Derartige 
(schuldhafte) Falschinformationen können diszi¬ 
plinarische Verantwortlichkeit begründen und 
Anlaß für Auswertungen sowie Maßnahmen zur 
Einhaltung der Gesetzlichkeit sein. 

Soweit nichtkriminelle vorsätzliche Falschin- 
formatibnen im Bereich der statistischen Berichts¬ 
pflichten begangen werden, sieht § 30 der VO 
über Rechnungsführung und Statistik vom 20. 6. 
1975 (GBl. I S. 585) die Möglichkeit einer Be¬ 
strafung als Ordnungswidrigkeit durch die Organe 
der Zentralverwaltung für Statistik vor. 


12 Zum Problem der Täterschaft und Teilnahme an 
Straftaten nach § 171 StGB vgl. ,,OG-Urteil vom 
23. 6. 1975“, Neue Justiz, 20/1975, S. 610 ff. 

13 Vgl. ebenda. 
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6 . 2 . 2 . 

Straftaten, die eine Schädigung 
der Volkswirtschaft 
durch pflichtwidrigen Umgang 
mit Produktionsmitteln bewirken 
(§§ 166, 167, 168 StGB) 

Die vorsätzliche Wirtschaftsschädigung erfaßt 
Verletzungen elementarer Pflichten beim Einsatz 
der Produktionsmittel zum größtmöglichen ge¬ 
sellschaftlichen Nutzen. 

Es können aber auch Personen, die keine Ver- 
fügungs- und Entscheidungsbefugnisse besitzen, 
Täter vorsätzlicher Wirtschaftsschädigung sein. 

Der bestimmungswidrige Entzug 
von Produktionsmitteln 

Der Einsatz von Produktionsmitteln entgegen ih¬ 
rer Zweckbestimmung ist, wenn dadurch wirt¬ 
schaftliche Schäden herbeigeführt werden, eine 
Verletzung von Grundpflichten sozialistischer 
Wirtschaftsleitung und von Arbeitspflichten 
Werktätiger. 

Auf der objektiven Seite fordert § 166 StGB, 
daß Produktionsmittel ihrem bestimmungsgemä¬ 
ßen Gebrauch entzogen werden. 

Das Entziehen tritt vor allem in der Form auf, daß 
Produktionsmittel (z. B. Ausrüstungen, Maschinen, 
Anlagen) entgegen dem planmäßigen Einsatz zu 
außerplanmäßiger Produktion abgezweigt werden. 
Erfaßt werden jedoch auch die Nichteingliederung 
der Produktionsmittel in den Produktionsprozeß 
sowie ihre pflichtwidrige vorübergehende Stille¬ 
gung bzw. Außerbetriebsetzung. Auch wenn Pro¬ 
duktionsmittel aus dem Produktionsmittelfonds ei¬ 
ner produzierenden Einheit (A) unberechtigt in den 
Bereich einer anderen Einheit (B) überführt wer¬ 
den, werden sie ihrem bestimmungsgemäßen Ge¬ 
brauch entzogen. 

Paragraph 166 StGB erfaßt Verhaltenswei¬ 
sen, die durch den bestimmungswidrigen Einsatz 
oder Entzug von Produktionsmitteln wirtschaftli¬ 
che Schäden verursachen. Die ökonomisch ge¬ 
rechtfertigte Aussonderung von z. B. überalterten 
Produktionsmitteln fällt nicht darunter. Im Unter¬ 
schied zu den §§ 163, 164 StGB, nach denen eine 
Substanzbeeinträchtigung (Beschädigung, Ver¬ 
nichtung, Zerstörung) oder zumindest Funktions¬ 
untüchtigkeit (Unbrauchbarmachung) der Pro¬ 
duktionsmittel eingetreten sein muß, bleibt bei 
§ 166 StGB das Produktionsmittel in seiner Sub¬ 
stanz und Funktionstüchtigkeit — und somit als 
Gegenstand des subjektiven Eigentumsrechts - 
erhalten. 


Paragraph 166 StGB setzt bereits vorhandene 
Produktionsmittel voraus; er erfaßt nicht die Her¬ 
stellung nichtqualitätsgerechter oder sonst nicht 
den Anforderungen entsprechender Produk¬ 
tionsmittel. Derartige Verletzungen von Arbeits¬ 
pflichten sind mit arbeitsrechtlichen Mitteln nach 
den Vorschriften des Arbeitsrechts (§ 109 und 
§§ 254 ff. AGB) zu bekämpfen. Für das Tatbe¬ 
standsmerkmal wirtschaftlicher Schaden gilt das 
bereits zu § 165 StGB Gesagte. 

Eine Straftat nach § 166 StGB kann nur vor¬ 
sätzlich begangen werden. Der Vorsatz muß sich 
sowohl auf den bestimmungswidrigen Entzug der 
Produktionsmittel als auch auf die dadurch be¬ 
wirkte Herbeiführung des wirtschaftlichen Scha¬ 
dens erstrecken. 

Die schwere Schädigung der Volkswirtschaft 
gemäß § 166 Abs. 2 StGB ergibt sich aus der Ge¬ 
samtheit der unmittelbaren materiellen Schäden 
und der damit verbundenen wirtschaftlichen 
Auswirkungen. 

Fahrlässige Beschädigung 
von Produktionsmitteln 

Die Erfüllung der ökonomischen Aufgaben erfor¬ 
dert einen wirksamen Schutz der Produktionsmit¬ 
tel auch vor fahrlässiger Beschädigung. Der Kampf 
gegen Nachlässigkeit und Schlendrian ist in erster 
Linie mit Mitteln der disziplinarischen und mate¬ 
riellen Verantwortlichkeit und durch kritische 
Auseinandersetzungen in den Produktionskollek¬ 
tiven zu führen; in schwerwiegenden Fällen der 
Beschädigung oder Außerbetriebsetzung von 
Produktionsmitteln kann jedoch auch der Einsatz 
des Strafrechts erforderlich werden. 

Die Anwendung des § 167 StGB beschränkt 
sich daher auf jene Fälle, denen eine erhebliche 
Verantwortungslosigkeit zugrunde liegt. 

Während § 166 StGB den Entzug von Pro¬ 
duktionsmitteln ohne deren substantielle Beein¬ 
trächtigung, ohne deren Beschädigung oder Ver¬ 
nichtung zum Gegenstand hat, erfaßt der Tatbe¬ 
stand des § 167 StGB - objektiv - verschiedene 
Formen der Beschädigung , der substantiellen oder 
zumindest funktionellen Beeinträchtigung von 
Produktionsmitteln oder anderen Sachen , die wirt¬ 
schaftlichen Zwecken dienen. Insoweit weist die 
objektive Seite des § 167 StGB Ähnlichkeiten 
und teilweise (z. B. hinsichtlich der Tatbestands¬ 
merkmale „beschädigen“, „unbrauchbar werden 
lassen“) Übereinstimmung mit der des § 163 
StGB auf. 


156 








\ 


Im einzelnen bestehen die Voraussetzungen 
einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit in 

- vorsätzlicher Verletzung beruflicher Pflichten 
oder unbefugtem Umgang mit Produktions¬ 
mitteln oder anderen Sachen, die wirtschaftli¬ 
chen Zwecken dienen 

- fahrlässigem Beschädigen, Außerbetriebset¬ 
zen, Verderben- oder Unbrauchbarwerdenlas¬ 
sen von Produktionsmitteln und anderen Sa¬ 
chen, die wirtschaftlichen Zwecken dienen 

- fahrlässiger Verursachung (Kausalität) bedeu¬ 
tender wirtschaftlicher Schäden. 

Die objektive Seite der Tathandlung des § 167 
StGB besteht im Beschädigen, Außerbetriebset¬ 
zen, Verderbenlassen oder Unbrauchbarwerden¬ 
lassen. 

Auf die Art des Eigentums an den Produk¬ 
tionsmitteln bzw. Sachen kommt es nicht an; we¬ 
gen ihrer wirtschaftlichen Funktion werden auch 
die in privatem Eigentum stehenden Produk¬ 
tionsmittel bzw. Sachen geschützt. Andererseits 
bezieht sich der strafrechtliche Schutz nicht auf 
solche Gegenstände, die keine ökonomische 
Funktion haben, die nicht wirtschaftlichen Zwek- 
ken dienen, z. B. Kunstwerke (vgl. Gesetz zum 
Schutze des Kulturgutes der DDR - Kulturgut¬ 
schutzgesetz - vom 3. 7. 1980, GBl. I 1980 
S. 191). Bei einer vorsätzlichen Beschädigung sol¬ 
cher Gegenstände kann § 163 StGB (Beschädi¬ 
gung sozialistischen Eigentums) oder § 183 StGB 
(Sachbeschädigung) in Betracht kommen. 

Die Vornahme der Tathandlung (Beschädi¬ 
gen, Außerbetriebsetzen usw.) muß rechtswidrig 
erfolgt sein; aus dem Produktionsprozeß resultie¬ 
rende ökonomisch und technologisch begrün¬ 
dete Einwirkungen auf Produktionsmittel und 
wirtschaftlichen Zwecken dienende Sachen wer¬ 
den vom Tatbestand des § 167 StGB nicht erfaßt. 
Die Rechtswidrigkeit der Tathandlung des § 167 
StGB besteht entweder in der Verletzung berufli¬ 
cher Pflichten oder im unbefugten Umgang mit 
den genannten Gegenständen. 

Die beruflichen Pflichten ergeben sich vor al¬ 
lem aus Arbeitsverträgen, konkreten Aufträgen, 
Betriebsordnungen, Bedienungs- und Wartungs¬ 
vorschriften und aus gesetzlichen Bestimmungen, 
z. B. Arbeits- und Brandschutzanordnungen und 
Standards. 

Stets muß es sich um Pflichten handeln, die 
dem Verantwortlichen zum Zeitpunkt der Tat 
kraft seiner beruflichen Stellung zur Vermeidung 
schädlicher Folgen oblagen. Das können sowohl 
normierte als auch nichtnormierte Berufspflichten 


sein. Der Begriff umfaßt daher sowohl konkrete 
Pflichten, die in Verträgen, Betriebsordnungen, 
Arbeitsaufträgen u. a. spezifiziert und vom Ar¬ 
beitsrechtsverhältnis erfaßt sind, als auch übertra¬ 
gene Aufgaben. Auch Arbeitsvorschriften wie Be¬ 
triebs- oder Arbeitsanweisungen, Bedienungs¬ 
und Lagerungsvorschriften, schriftliche oder 
mündliche Arbeitsaufträge begründen beruf¬ 
liche Pflichten. 

Bestandteil der Pflichten sind auch die sich aus 
der Berufserfahrung ergebenden Pflichten, d. h. 
die aus der praktischen Tätigkeit im gegebenen 
Beruf empirisch erworbenen Kenntnisse, die zu 
beachten in einer konkreten Situation zur Vermei¬ 
dung schädlicher Folgen oder Gefahren dem je¬ 
weils Verantwortlichen als Verpflichtung ob¬ 
liegt. 14 ) 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit tritt nach 
§ 167 StGB ein, wenn infolge der vorgenannten 
Tathandlungen „ bedeutende wirtschaftliche Schä¬ 
den“ verursacht worden sind. Der Begriff des 
wirtschaftlichen Schadens ist identisch mit dem 
gleichen Begriff nach § 165 StGB. Er umfaßt auch 
Nachfolgeschäden, Aufwendungen für den Ersatz 
oder die Wiederherstellung zerstörter oder be¬ 
schädigter Produktionsmittel, Produktionsausfall 
einschließlich entgangenen Gewinns, auch wenn 
letzterer ganz oder teilweise in anderen Betrieben 
oder Institutionen erwirtschaftet werden sollte. 

Das Gesetz orientiert auf die Prüfung der 
Schwere des Schadens in Beziehung zur jeweiligen 
Wirtschaftseinheit. Innerhalb eines Wirtschafts¬ 
zweiges sind weitgehend einheitliche Maßstäbe 
anzuwenden, die sich auch aus solchen Umstän¬ 
den ergeben wie der Dauer und Überwindbarkeit 
der Schäden, den Folgeschäden, der wirtschaftli¬ 
chen Bedeutung der beschädigten oder unbrauch¬ 
bar gemachten Gegenstände u. a. 

Schuld gemäß § 167 StGB schließt ein: 

“ die Pflichtverletzung bzw. der unbefugte Um¬ 
gang muß vorsätzlich erfolgt sein 

- die Tathandlung selbst, also das Beschädigen, 
Außerbetriebsetzen usw., muß fahrlässig be¬ 
gangen worden sein (vorsätzliche Beschädi¬ 
gung von Produktionsmitteln, die in sozialisti¬ 
schem Eigentum stehen, wird nach §§ 163, 
164 StGB strafrechtlich verfolgt) 

- die Herbeiführung der bedeutenden wirt¬ 
schaftlichen Schäden muß fahrlässig verur¬ 
sacht worden sein. 


14 Vgl. „Stadtgericht von Groß-Berlin, Urteil vom 
2. 2. 1971“, Neue Justiz, 5/1972, S. 149. 
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Der Täter muß die ihm obliegenden Pflichten 
gekannt und sich bewußt dazu entschieden haben, 
entgegen diesen Pflichten zu handeln. Das Ver¬ 
gessen von Pflichten infolge pflichtwidriger 
Durchführung anderer Arbeiten (wenn z. B. ein 
Kesselwärter seinen Arbeitsplatz verläßt, Auf¬ 
räumungsarbeiten in einem anderen Arbeitsraum 
verrichtet und dabei die Wasserspeisung ver¬ 
säumt) oder das ständige Nichterfüllen von Pflich¬ 
ten können vorsätzliche Pflichtverletzungen im 
Sinne des § 167 StGB sein, wenn sie aus vorange¬ 
gangenen bewußten Pflichtverletzungen erwuch¬ 
sen oder resultierten. Die ausdrückliche Formu¬ 
lierung in § 167 StGB schließt hinsichtlich der 
Tathandlung Fahrlässigkeit in der Form des § 8 
Abs. 2 StGB (verantwortungslose Gleichgültig¬ 
keit oder Gewöhnung) aus. 

Nach § 167 Abs. 2 StGB liegt eine strafbare 
fahrlässige Wirtschaftsschädigung auch dann vor, 
wenn 

- trotz vorangegangener staatlicher oder gesell¬ 
schaftlicher erzieherischer Einwirkung 

- die beruflichen Pflichten fortwährend (be¬ 
wußt) verletzt worden sind und 

- dadurch wiederholt fahrlässig wirtschaftliche 
Schäden verursacht wurden, die im Einzelfall 
nicht bedeutend zu sein brauchen. 

Diese Regelung soll sichern, daß auch die Tä¬ 
ter strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden, die durch wiederholte Handlungen unter 
Verletzung ihrer beruflichen Pflichten weniger 
bedeutende Schäden herbeiführen und sich über 
ihnen gegenüber angewandte Maßnahmen außer¬ 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit leichtfertig 
hinwegsetzen. 

Andere fahrlässige Beschädigung von Produk¬ 
tionsmitteln, die nicht den Voraussetzungen des 
§ 167 StGB entspricht, also keinen kriminellen 
Charakter aufweist, kann arbeitsrechtliche mate¬ 
rielle Verantwortlichkeit (§§ 260 ff. AGB) nach 
sich ziehen. 

Fahrlässige Schädigung 
des Tierbestandes 

Mit der Aufnahme des § 168 StGB als Spezial¬ 
straftatbestand für Schädigung von Tierbeständen 
wird der großen Bedeutung der Zucht- und Nutz¬ 
tiere für die Versorgung der Bevölkerung Rech¬ 
nung getragen. Die Voraussetzungen und Merk¬ 
male der Strafwürdigkeit fahrlässiger Schädigung 
der Tierbestände sind weitgehend denjenigen des 
§ 167 StGB angeglichen. Sie berücksichtigen je¬ 
doch die Besonderheiten des Umgangs mit bzw. 


der Pflege von Tieren. Strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit wird begründet durch 

- vorsätzliche Verletzung beruflicher Pflichten 
seitens des für die Haltung, Fütterung und 
Pflege von Zucht- und Nutztieren Verantwort¬ 
lichen 

— dadurch fahrlässig hervorgerufene Herbeifüh¬ 
rung von Verlusten oder Produktionsausfall im 
Zucht- und Nutztierbestand in wirtschaftlich 
bedeutendem Umfang. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit nach 
§ 168 StGB ist auf die für die Haltung , Fütterung 
und Pflege von Zucht- und Nutztieren verantwort¬ 
lichen Personen beschränkt. Das sind Leiter von 
Produktionsbereichen (wie Brigadiere, Agrono¬ 
men und Zootechniker), aber auch die Mitglieder 
der Brigaden (wie Melker, Tierpfleger, Schäfer), 
wenn sie in ihrem Tätigkeitsbereich bei der Hal¬ 
tung, Fütterung und Pflege von Zucht- oder Nutz¬ 
tieren ihre Pflichten verletzen. 

Auf Grund der Beschränkung des Tatbestan¬ 
des auf „Verantwortliche“ wird eine fahrlässige 
Schädigung der Tierbestände durch andere Per¬ 
sonen von dieser Norm nicht erfaßt. Bei Schädi¬ 
gung der Tierbestände durch Personen, die nicht 
Verantwortliche im Sinne des § 168 StGB sind, 
z. B. Schädlingsbekämpfer oder Beschäftigte der 
Bau- oder Dienstleistungsbetriebe, ist § 167 
StGB zu prüfen. 15 ) 

Werden Tierverluste oder der Produktions¬ 
ausfall durch die vorsätzliche Verletzung veteri¬ 
närgesetzlicher Bestimmungen oder Weisungen 
veterinärmedizinischer Fachorgane zur Verhü¬ 
tung und Bekämpfung von Tierseuchen und be¬ 
sonderen Gefahren für die Tierbestände verur¬ 
sacht, ist die Strafbestimmung im Gesetz über das 
Veterinärwesen vom 20. 6. 1962 (GBl. I S. 55) 
anzuwenden. 

Absatz 2 des § 168 StGB entspricht in seiner 
tatbestandlichen Konstruktion der des § 167 
Abs. 2 StGB. 

6.2.3. 

YVirtschafts- und Entwicklungsrisiko 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt ver¬ 
langt, daß schöpferisch neue Lösungen in Technik 
und Technologie erarbeitet und angewandt wer¬ 
den. Dabei sind stets neue Maßstäbe an Sach¬ 
kunde und Verantwortungsbewußtsein der ihn 
verwirklichenden Menschen anzulegen. Das gilt 


15 Vgl. „BG Schwerin, Urteil vom 16. 6. 1969“, Neue 
Justiz, 94/1969, S. 777. 
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sowohl hinsichtlich der planmäßigen Bereitstel¬ 
lung niveauvoller wissenschaftlicher Ergebnisse 
als auch hinsichtlich ihrer schnellen Überleitung in 
die Praxis und der dadurch bewirkten Effektivie¬ 
rung der Arbeit im gesellschaftlichen Produk¬ 
tionsprozeß. 

Das bewußte, verantwortungsvolle, schöpfe¬ 
rische Engagement für den wissenschaftlich-tech¬ 
nischen und gesellschaftlichen Fortschritt kann 
auch bei verantwortungsbewußtem Handeln zu¬ 
weilen wirtschaftliche Schäden nach sich ziehen, 
so daß die Frage nach dem Vorliegen einer Straf¬ 
tat auftreten kann. Es wäre aber für die sozialisti¬ 
sche Entwicklung schädlich, unterschiedslos jedes 
negative Ergebnis mit Strafe zu belegen, weil da¬ 
durch Initiative und Schöpfertum gehemmt wer¬ 
den könnten. 

Paragraph 169 StGB legt daher fest, daß der¬ 
jenige, der im Rahmen der wirtschaftlichen Ent¬ 
scheidungstätigkeit, im Prozeß der Forschung, 
Entwicklung und Erprobung sowie im unmittelba¬ 
ren Produktionsgeschehen ein gerechtfertigtes Ri¬ 
siko eingeht und dabei Schäden verursacht, nicht 
nur entschuldbar, sondern gesellschaftlich gerecht¬ 
fertigt handelt. Ein solches aus strafrechtlicher 
Sicht gerechtfertigtes Wirtschafts- und Entwick¬ 
lungsrisiko liegt dann vor, wenn bei begründeter 
wirtschaftlicher Zielstellung der Handelnde nach 
verantwortungsbewußter Prüfung aller die Hand¬ 
lung betreffenden Umstände die eingetretenen 
wirtschaftlichen Nachteile für wenig wahrschein¬ 
lich oder aber für wesentlich geringer als den vor¬ 
gesehenen wirtschaftlichen Nutzen halten durfte. 
Paragraph 169 StGB ist eine spezielle Rechtferti¬ 
gungsnorm, ein spezieller Rechtfertigungsgrund. 

Mit dieser Norm wird ein Verhalten gefordert, 
das auf einem hohen Maß an Beherrschung der 
konkreten Sachfragen, an Umsicht und Verant¬ 
wortungsbewußtsein im Hinblick auf die die kon¬ 
krete Entscheidung tangierenden wirtschaftli¬ 
chen, wissenschaftlich-technischen, zeitökonomi¬ 
schen usw. Probleme beruht und somit eine ange¬ 
messene Bereitschaft zu schöpferischer, aber par¬ 
tielle Nachteile nicht scheuender Verantwor¬ 
tung fordert und voraussetzt. 

Die Besonderheit riskanter Handlungen be¬ 
steht generell darin, daß sie hinsichtlich Verlaufs 
und Ausgangs ungewiß und insofern gefährlich 
sind. Risikosituationen und Risikohandlungen 
sind dadurch gekennzeichnet, daß zum Zeitpunkt 
der Entscheidung und Handlung - vom gesell¬ 
schaftlichen Erkenntnisstand oder vom individu¬ 
ellen Erkenntnisstand und Uberblicksvermögen 


aus betrachtet - der Ausgang, die Folgen und Er-< 
gebnisse des betreffenden Verhaltens noch unge-. 
wiß sind. Dieses Offensein des Ergebnisses,'d.h. 
der Grad der Wahrscheinlichkeit des Eintritts die¬ 
ses oder jenes Ergebnisses kann unterschiedlich 
sein, wobei an den Eckpunkten eines solchen 
Wahrscheinlichkeitsbereichs diametrale gesell¬ 
schaftliche Ergebnisse — hier das für die GeselF 
Schaft Positive, dort das für die Gesellschaft Nega¬ 
tive - stehen. v f 

Ein Wirtschaftsrisiko besteht im bewußten 
Herbeiführen oder Aufrechterhalten einer Situa^; 
tion im Bereich der Volkswirtschaft, die hinsicht¬ 
lich ihres Verlaufs und Ausgangs nur in Wahr« 
scheinlichkeitsgraden überschaubar und insofern 
gefährlich ist. Die wirtschaftliche Zielsetzung, die 
mit der Herbeiführung oder Aufrechterhaltung 
einer riskanten Entscheidung und Handlung ver¬ 
wirklicht werden soll, besteht in der Neuschaffung 
oder dem Erlangen bedeutender volkswirtschaft¬ 
licher Werte, die auf nicht riskanten Wegen nur 
unter Einsatz unverhältnismäßig höherer Mittel 
und/oder in unverhältnismäßig längerer Zeit er¬ 
reichbar wären. 

In objektiver Hinsicht verlangt § 169 StGBfc 
daß eine von Umsicht und Verantwortungsbe-’ 
wußtsein getragene Prüfung aller die Handlung^ 
betreffenden Umstände vorgenommen wurde. In. 
einem solchen Fall liegt keine strafbare Verlet* 
zung rechtlich geschützter Verhältnisse vor, ob¬ 
wohl die Handlung dem Wortlaut der Tatbestartde 
der §§ 163 bis 168 StGB entsprechen kann. Die 
gesetzliche Forderung nach ,,allseitiger Beachtung 
und Berücksichtigung aller die Handlung betref¬ 
fenden Umstände “ berücksichtigt die Erforder¬ 
nisse des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
und konkretisiert das von den §§ 5 ff StGB ge¬ 
prägte Konzept der verantwortungsvollen Ent¬ 
scheidung aller Sachfragen. 

Wenn § 169 StGB den möglichen Eintritt ne¬ 
gativer ökonomischer Resultate im Rahmen vor¬ 
gegebener Bedingungen von vornherein akzep- ; 
tiert, so berücksichtigt diese gesetzliche Tatsache, 
daß dynamische Wirtschaftsprozesse und schöpfe* 
rische Entscheidung voraussetzende Aufgaben¬ 
stellungen in zunehmendem Umfang wenigstens/' 
partiell ungünstig verlaufen können. Die eingetre¬ 
tenen wirtschaftlichen Nachteile und Schäden 
müssen als in einem angemessenen Verhältnis* 
zum erstrebten wirtschaftlichen Nutzen stehend; 
betrachtet werden können. • "i 

Die subjektive Zielsetzung ist das Bestim¬ 
mende dieser Vorschrift. Die Risikohandlung 




muß mit dem Ziel vorgenommen worden sein, 
einen bedeutenden wirtschaftlichen Nutzen 
herbeizuführen oder einen bedeutenden wirt¬ 
schaftlichen Schaden abzuwenden. Der mit die¬ 
ser Zielstellung Handelnde mußte nach ver¬ 
antwortungsbewußter Prüfung aller die Handlung 
betreffenden Umstände zum Zeitpunkt der Tat¬ 
entscheidung die schließlich eingetretenen wirt¬ 
schaftlichen Nachteile für wenig wahrscheinlich 
oder für wesentlich geringer als den vorgesehenen 
wirtschaftlichen Nutzen halten dürfen. 

Ob eine riskante Handlung sozial und recht¬ 
lich gerechtfertigt ist oder nicht, bedarf einer sorg¬ 
fältigen Prüfung. Als Orientierungsgesichtspunk¬ 
te gelten folgende soziale Grundsatzforderungen: 

a) Die Vornahme der riskanten Handlung muß 
aus einer gesellschaftlich-volkswirtschaftlichen 
Notwendigkeit heraus erfolgen, ein dringendes 
wirtschaftliches Bedürfnis ausdrücken. 

b) Es muß eine sachgerechte Entscheidung erge¬ 
hen, die von einer die Handlung rechtfertigen¬ 
den Verhältnismäßigkeit zwischen der volks¬ 
wirtschaftlichen Bedeutung der Handlung , der 
Höhe der mit der Handlung gefährdeten 
Wertsubstanz und dem Gefährdungsgrad ge¬ 
tragen wird. Grundsätzlich ist bei der rechtli¬ 
chen Einschätzung und Wertung davon auszu¬ 
gehen, daß die mit der produktionsriskanten 
Handlung erstrebte Wertsubstanz diejenige 
wesentlich übersteigen muß, die in Gefahr ge¬ 
bracht wird. 

c) In engem Zusammenhang mit der Wertabwä¬ 
gung steht die Frage der Wahrscheinlichkeit 

, des Gelingens, d. h. des positiven Ausgangs 
oder Verlaufs der riskanten Handlung. Die 
Wahrscheinlichkeit für das Gelingen einer ris¬ 
kanten Handlung muß in Abhängigkeit von 
den erstrebten und gefährdeten Wertgrößen 
* erfaßt werden. 

d) Für den Fall des Mißlingens der riskanten 
Handlung sind anhand der möglichen negati¬ 
ven Ausgänge, die in die Entscheidungsfin¬ 
dung als Möglichkeit mit einbezogen wurden 
und Bestandteil der vorgenommenen Abwä¬ 
gungen sind, optimale Sicherheitsvorkehrun¬ 
gen — Ersatzsicherheitsvorkehrungen — zu tref¬ 
fen. 

Nur die mit der Vornahme der riskanten Hand¬ 
lung unvermeidliche Gefährdung ist gesell- 
sch aftlich vertretbar. 

e) Riskante Handlungen dürfen nur von dem 
sachkundigsten Personenkreis vorgenommen 
werden. 


Paragraph 169 Abs. 2 StGB - Forschungs¬ 
und Entwicklungsrisiko - entspricht im tatbe- 
standlichen Aufbau, in der subjektiven Zielset¬ 
zung des Handelnden und bezüglich der Kriterien, 
die für das Vorliegen eines gerechtfertigten Risi¬ 
kos entwickelt wurden, im wesentlichen den zu 
§ 169 Abs. 1 StGB dargestellten Grundsätzen. 

Auf der objektiven Seite ist zu prüfen, ob die 
Risikohandlung im Rahmen staatlich angeordne¬ 
ter, bestätigter oder sonst im Verantwortungsbe¬ 
reich des Handelnden liegender Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten oder technisch-ökonomi¬ 
scher Experimente lag, die unter Beachtung des 
Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse vor¬ 
genommen wurden. 

Paragraph 169 ist in seinem Anwendungsbe¬ 
reich ausdrücklich auf die Schädigungstatbestände 
(§§ 163 bis 168 StGB) beschränkt und wird insbe¬ 
sondere beim Vertrauensmißbrauch (§ 165 
StGB) zur Anwendung kommen. Er gilt also nicht 
bei Verletzungen von Arbeitsschutzbestimmungen 
(§§ 193 ff. StGB). Die Risikobestimmung des 
§ 169 StGB betrifft nicht das Risiko für Leben 
und Gesundheit von Menschen. Schließt eine ge¬ 
rechtfertigt riskante, ökonomisch bedeutsame 
Handlung auch Gefahr für Leben oder Gesund¬ 
heit von Menschen ein, so ist zu prüfen, ob 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit auf der 
Grundlage der Bestimmungen über die Schuld 
(§§ 5 bis 14 StGB) bzw. über den Widerstreit der 
Pflichten (§ 20 StGB) ausgeschlossen oder zumin¬ 
dest erheblich vermindert werden kann. 16 ) 

6.2.4. 

Straftaten, die gegen spezielle Seiten 
der Leitungs- und Planungstätigkeit 
des sozialistischen Staates 
auf ökonomischem Gebiet gerichtet sind 
(§§ 172, 173, 176 StGB) 

Unbefugte Offenbarung und Erlangung 
wirtschaftlich er Geheimn isse 
Der allseitige Schutz der Volkswirtschaft der 
DDR erfordert auch den strafrechtlichen Schutz 
der wissenschaftlich-technischen und wissenschaft¬ 
lichen Arbeit der Werktätigen. 

Paragraph 172 Abs. 1 StGB stellt das unbe¬ 
fugte Offenbaren geheimzuhaltender wirtschaftli¬ 
cher, technischer oder wissenschaftlicher Tatsa- 


16 Vgl. D. Seidel, Risiko in Produktion und Forschung 
als gesellschaftliches und strafrechtliches Problem, 
Berlin 1968, S. 235 f. 
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chen sowie Informationen über Forschungs- und 
Entwicklungsergebnisse, Technologien oder Ver¬ 
fahrensweisen unter Strafe. Gegenstand des Ge¬ 
heimnisschutzes sind auch wissenschaftliche Ar¬ 
beiten, die entweder noch nicht patentiert sind 
oder die auf Grund ihrer Spezifik nicht patentiert 
werden sollen; dazu gehören z. B. bestimmte neu¬ 
entwickelte Verfahren oder Technologien bzw. 
Bedienungsanweisungen und -anleitungen, das 
sogenannte Know-how, und auch sachliche Pro¬ 
dukte wie beispielsweise Reagenzien. 

Objektive Voraussetzung einer strafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit nach § 172 Abs. 1 StGB 
ist, daß der Handelnde Pflichten zur Geheimhal¬ 
tung dieser Tatsachen verletzt, die ihm kraft Ge¬ 
setzes, Vertrages oder auf Grund eines Arbeits¬ 
rechtsverhältnisses obliegen. Derartige Rechts¬ 
pflichten sind in der Regel durch ausdrückliche 
Belehrung und Unterzeichnung entsprechender 
Verpflichtungen konkretisiert; sie können sich 
aber auch aus der tatsächlichen Stellung des Be¬ 
treffenden im Wirtschaftsgeschehen ergeben. 
Strafrechtliche Verantwortlichkeit festzustellen 
und zu realisieren setzt voraus, daß die Verant¬ 
wortungsbereiche eindeutig abgegrenzt und in¬ 
nerhalb derselben Inhalt und Umfang der Ge¬ 
heimhaltungspflicht genau bestimmt und von den 
Werktätigen subjektiv erfaßt sind. 

Die Pflichtverletzungen im Sinne des § 172 
Abs. 1 StGB können in der direkten Weiter- oder 
Bekanntgabe neuer Forschungsergebnisse oder 
sonstiger geheimzuhaltender Vorgänge oder Tat¬ 
sachen aus dem Bereich der Wirtschaft an Perso¬ 
nen bestehen, für die diese Tatsachen nicht be¬ 
stimmt sind. 

Paragraph 172 Abs. 2 StGB bedroht mit Stra¬ 
fe, wer sich durch unlautere Methoden unbefugt in 
den Besitz der im Tatbestand aufgezählten Infor¬ 
mationen setzt. Täter können hier auch Ausländer 
sein. Durch § 172 Abs. 2 StGB werden insbeson¬ 
dere wissenschaftliche Entwicklungen geschützt. 

Der Tatbestand der unbefugten Offenbarung 
und Erlangung wirtschaftlicher Geheimnisse ver¬ 
langt ferner die Herbeiführung der Gefahr wirt¬ 
schaftlicher Nachteile für die Volkswirtschaft der 
DDR. 

Auf der subjektiven Seite muß bezüglich der 
unbefugten Offenbarung (Abs. 1) bzw. der unbe¬ 
fugten Erlangung (Abs. 2) Vorsatz vorliegen; die 
Herbeiführung der Gefahr wirtschaftlicher Nach¬ 
teile muß fahrlässig erfolgen. Der Täter muß zur 
Zeit der vorsätzlichen Pflichtverletzung den Ein¬ 
tritt volkswirtschaftlicher Nachteile als Folge sei¬ 


nes Verhaltens als möglich vorausgesehen haben 
bzw., falls er den Eintritt solcher Folgen nicht vor¬ 
ausgesehen hat, muß für ihn die reale Möglichkeit 
und Verpflichtung zur Voraussicht bestanden ha¬ 
ben. 

Motiv für unbefugtes Offenbaren wirtschaftli¬ 
cher Geheimnisse ist oft die persönliche Bereiche¬ 
rung auf Kosten der Volkswirtschaft. Auch andere 
egoistisch-individualistische Motive wie Karrie¬ 
rismus, Prahlsucht und Geltungsbedürfnis können 
einem unbefugten Offenbaren wirtschaftlicher 
Geheimnisse zugrunde liegen. 

Das unbefugte Erlangen geheimzuhaltender, 
wirtschaftlicher oder wissenschaftlicher Vorgänge 
erfolgt meist aus dem Bestreben heraus, die 
Volkswirtschaft der DDR zu schädigen. 

Wegen der Gefährlichkeit der von § 172 StGB 
erfaßten Angriffe auf den Geheimnisschutz auf 
wirtschaftlichem Gebiet ist der Versuch strafbar. 

Fahrlässige Pflichtverletzungen können mit 
Disziplinarmaßnahmen geahndet werden. 

Eine strengere Strafe sieht § 172 Abs. 3 StGB 
für die Fälle vor, in denen der Täter durch das un¬ 
befugte Offenbaren oder Erlangen die Gefahr be¬ 
deutender wirtschaftlicher Nachteile vorsätzlich 
herbeigeführt hat oder sich persönlich zu berei¬ 
chern beabsichtigte. Insbesondere dieser schwer¬ 
wiegende Angriff auf den Geheimnisschutz auf 
wirtschaftlichem Gebiet muß von der Wirtschafts¬ 
spionage (§§ 97, 98 StGB) abgegrenzt werden, da 
diesen Straftaten - im Unterschied zu allen Wirt¬ 
schaftsstraftaten - immer eine staatsfeindliche 
Zielsetzung zugrunde liegt. 

Spekulative Warenhortung 

Diese Strafbestimmung schützt den planmäßigen 
Wirtschaftsablauf vor möglichen Spekulationen 
mit volkswirtschaftlich dringend benötigten Roh¬ 
stoffen oder Erzeugnissen und begründet straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit für denjenigen, der 
auf diese Weise aus Disproportionen zwischen 
Bedarf und Bedarfsdeckung erhebliche persönli¬ 
che Vorteile ziehen möchte. 

Der Tatbestand erfordert auf der objektiven 
Seite den Aufkauf oder die Hortung von Rohstof¬ 
fen oder Erzeugnissen in erheblichem Umfang 
über den betrieblichen oder persönlichen Bedarf 
hinaus. Auf der subjektiven Seite muß der Vorsatz 
inhaltlich durch die Zielstellung bestimmt sein, un¬ 
rechtmäßig erhebliche Vorteile für sich oder an¬ 
dere zu erlangen. 

Paragraph 173 Abs. 2 StGB erfaßt die schwe¬ 
ren Fälle; durch sie wird die Versorgung der 


11 Strafrecht besond. Teil 
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Volkswirtschaft oder der Bevölkerung gefährdet. 
Das Tatbestandsmerkmal der Versorgungsge-. 
fährdung bedarf der besonderen Feststellung und 
muß von der Schuld des Täters umfaßt sein. 

Verkürzung von Steuern, Abgaben, 
anderen Abführungen an den Staatshaushalt 
und Beiträgen zur 
Sozialpflichtversicherung 

Voraussetzung für die Funktionstüchtigkeit des 
Staatshaushaltes ist die Sicherung des geplanten 
Finanzaufkommens. Bei Wahrung der Einheit 
,von materiellen und finanziellen Prozessen ist das 
Finanzaufkommen dann garantiert, wenn die in 
den Volkswirtschaftsplänen in Übereinstimmung 
mit dem Staatshaushaltsplan gestellten Produk¬ 
tionsziele erreicht, die Zuführungen zum Staats¬ 
haushalt entsprechend den gesetzlichen Bestim¬ 
mungen in der festgelegten Höhe und fristgemäß 
erfolgen. Diese Finanzbeziehungen sind das von 
§ 176 StGB geschützte Objekt. 

Den Hauptanteil der Einnahmen des Staats¬ 
haushaltes bilden die Abgaben volkseigener Be¬ 
triebe. 

Dazu rechnen die Abführungen an den Staatshaus¬ 
halt nach der VO über produktionsgebundene Ab¬ 
gaben und Subventionen - PAVO-vom 1. 3. 1972 
(GBl. II S. 137). Als produktionsgebundene Abga¬ 
ben gelten gemäß § 1 der 1. DB zur PAVO vom 
1. 3. 1972 (GBl. II S. 141) auch erzeugnis- und lei¬ 
stungsgebundene Abgaben, die bis zum Inkrafttre¬ 
ten der Verordnung als 
— Produktionsabgabe 
— Dienstleistungsabgabe 
— Verbrauchsabgabe 
— Preisausgleichsabführung 
festgelegt wurden. 

Ein weiterer, nicht unerheblicher Bestandteil 
der Staatseinnahmen sind Steuern und andere Ab¬ 
führungen von Betrieben und Bürgern. 

Angriffsgegenstand der Steuerdelikte sind 
hauptsächlich die Umsatz-, Einkommens-, Ge¬ 
winn-, Gewerbe- und Lohnsteuer sowie die Ver¬ 
brauchsabgabe. Steuerdelikte richten sich meist 
nicht nur gegen eine, sondern gegen mehrere Steu¬ 
er- und Abgabeverpflichtungen, weil solche öko¬ 
nomischen Kategorien wie Umsatz, Gewinn, Ein¬ 
kommen und Vermögen in wechselseitiger Ab¬ 
hängigkeit voneinander stehen. 

Mit dem Tatbestandsmerkmal „andere Abfüh¬ 
rung“ werden alle auf staatsrechtlicher Grundlage 
erfolgenden Abführungen an den Staatshaushalt 
erfaßt, also neben allen Formen der Abgaben (wie 


Verbrauchsabgaben, Dienstleistungsabgaben 
usw.) auch die Nettogewinnabführungen, Produk¬ 
tionsfondsabgaben, Preisausgleichsabführungen 
usw., die von Betrieben und Institutionen aller Ei¬ 
gentumsformen zu entrichten sind. 

Auch die Abführung der Beiträge zur Sozial¬ 
pflichtversicherung, die vom Staatshaushalt - 
wenn auch gesondert - erfaßt werden, wird durch 
§ 176 StGB strafrechtlich geschützt. 

In den Fällen, in denen Verpflichtete ihre Ver¬ 
antwortung gegenüber der Gesellschaft durch 
Verkürzung oder Hinterziehung ihrer Beiträge an 
den Staatshaushalt verletzen, ist die Erfüllung der 
Pflichten mit den gesetzlich zu Gebote stehenden 
Mitteln zu erzwingen und sind die Schuldigen er¬ 
forderlichenfalls zur Verantwortung zu ziehen. 

Gemäß § 1 der Abgabenordnung (AO) i. d. F, 
vom 18. 9. 1970 (GBl.-Sdr. Nr. 681) sind Steuern, 
Abgaben und andere Abführungen „einmalige 
oder laufende Geldleistungen, die nicht eine Ge¬ 
genleistung für eine besondere Leistung darstellen 
und von den zuständigen staatlichen Organen al¬ 
len auferlegt werden, bei denen der Tatbestand 
zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht 
knüpft . . .“ 

Diese Begriffsbestimmung kennzeichnet den 
spezifischen Charakter der Rechtsbeziehungen 
zwischen Steuer- bzw. Abgabepflichtigen und 
dem Staatshaushalt. 

Das strafbare Handeln gemäß § 176 StGB be¬ 
steht im Bewirken der Verkürzung , d. h. der Ver¬ 
ringerung von Abführungen an den Staatshaus¬ 
halt bzw. von Beiträgen zur Sozialpflichtversiche¬ 
rung. Die Formen des Bewirkens sind als konkrete 
alternative Begehungsweisen in den Ziff. 1 bis 3 
gesetzlich definiert. Der Begriff „bewirken“ um¬ 
faßt somit Handlungen, die geeignet und dazu be¬ 
stimmt sind, in den in Ziff. 1 bis 3 beschriebenen 
Formen eine Verkürzung der Steuern, Abgaben 
oder anderen Abführungen an den Staatshaushalt 
hervorzurufen. Auch ein pflichtwidriges Unterlas¬ 
sen von Abgaben ist darunter zu verstehen. 
Bewirken kann der Täter dies durch: 

— Angabe falscher Rechnungsgrundlagen 

— Verschleierung von Tatsachen, die für die Ab¬ 
führungen an den Staatshaushalt bedeutsam 
sind, durch andere Methoden. 

Die Ausführungshandlungen bestehen gemäß 
§ 176 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 StGB in 

— der Abgabe einer falschen Erklärung 

— der Nichtzahlung oder zu niedrigen Zahlung 
der selbstberechneten Abgaben 

— der Beantragung unbegründeter Abgabenvor- 
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teile oder in der Duldung irrtümlich gewährter 
Abgabenvorteile. 

Die Verkürzung von Steuern, Abgaben und 
Beiträgen erfolgt durch: 

— Steuermanipulationen im Rahmen einer zuge¬ 
lassenen gewerblichen Tätigkeit 

— Steuermanipulationen bei der Ausübung eines 
Gewerbes oder einer Erwerbstätigkeit ohne 
staatliche Genehmigung und ohne steuerliche 
Anmeldung 

— Nicht- oder Falschmeldung von Steuerpflich¬ 
ten begründenden oder deren Umfang be¬ 
stimmenden Tatbeständen in der persönlichen 
Sphäre des Bürgers . 

Bewirken bedeutet, durch Täuschung bei den 
zuständigen staatlichen Organen eine fehlerhafte 
Vorstellung von der wirtschaftlichen Situation des 
Abgabepflichtigen zu erzeugen und dadurch eine 
zu niedrige Abführung zu erreichen. 

Das Eintreten der Verkürzung ist Vorausset¬ 
zung für die Vollendung der Tat. 

Den Tätern geht es darum, Zahlungen nicht 
oder nicht in dem vorgeschriebenen Umfang zu lei¬ 
sten (während sonst — wie das bei der Mehrzahl der 
Wirtschaftsdelikte der Fall ist - die Täter unge¬ 
rechtfertigte Zahlungen fordern oder auslÖsen). 
Stets ist das Handeln jedoch darauf gerichtet, die 
abgabenrechtlichen Voraussetzungen, an die das 
Gesetz die Abgabe- bzw. Steuerpflicht knüpft, ent¬ 
weder zu verschweigen oder durch tatsächliche 
bzw. rechtliche Manipulationen zu entstellen oder 
zu verfälschen, um die Erfüllung von Steuer- und 
Abgabepflichten zu vermeiden bzw. zu vermin¬ 
dern. Diese Handlungen können durch (pflicht¬ 
widriges) Tun oder Unterlassen begangen wer¬ 
den. 17 ) 

Neben Buchungsmanipulationen, falschen 
Angaben, Erklärungen und Stellungnahmen grei¬ 
fen die Täter auch zum Mißbrauch von Formen 
und Gestaltungsmöglichkeiten des Zivilrechts 
(z. B. zu fingierten Verträgen), obwohl gemäß 
§ 97 d der Abgabenordnung — unbeschadet der 
zivilrechtlichen Gültigkeit der gewählten Form 
oder Gestaltungsmöglichkeit - die Steuerpflicht 
dadurch nicht berührt wird. Das gleiche gilt gemäß 
§ 97 c der Abgabenordnung für Scheingeschäfte 
und andere Scheinhandlungen mit deren Hilfe 
die Einnahmen des Steuerpflichtigen verschleiert 
werden sollen (indem z. B. in bestimmten Ver¬ 
trägen Materialanteile nicht ausgewiesen wer¬ 
den, bestimmte Teile der Produktion „nebenher 
laufen“ oder ganze Vorgänge in den Geschäfts¬ 
unterlagen überhaupt nicht erscheinen, indem 


Verwandte und Bekannte als „Vertragspart¬ 
ner“ auftreten, die mit den tatsächlichen Vorgän¬ 
gen überhaupt nichts zu tun haben). 

Durch § 176 Abs.. 1 Ziff. 3 StGB wird auch für 
diejenigen Personen strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit begründet, die bei der Feststellung oder 
Erhebung von Steuern oder Abgaben tätig sind. 

Diese allgemeinen Begehungsweisen, die den 
Verstoß gegen Bestimmungen des materiellen 
Steuerrechts charakterisieren, treffen für Ord¬ 
nungswidrigkeiten ebenso zu wie für Straftaten 
nach § 176 StGB. Dabei unterscheiden sich die 
kriminellen Verstöße, also die Straftaten gemäß 
§ 176 StGB, von den Ordnungswidrigkeiten 
durch ihre Schwere, durch ihre materielle Bedeut¬ 
samkeit. Strafbar ist eine Abgabenverkürzung 
gemäß § 176 StGB nur, wenn dadurch cmerhebli- 
cher Schaden verursacht wurde. Dabei ist insbe¬ 
sondere die Höhe der hinterzogenen Beiträge 
bzw. das Verhältnis zwischen der Höhe der Forde¬ 
rung des Staatshaushalts und der tatsächlich ge¬ 
zahlten Beiträge zugrunde zu legen. 

Die Abgabenverkürzung kann nur vorsätzlich 
bewirkt werden. 

Die strafrechtliche Verurteilung wegen eines 
Steuerdeliktes ist auf Grund der ausschließlichen 
Zuständigkeit der Steuerorgane zur Festsetzung 
des Steuerbetrages gemäß §§ 204 ff. der Abga¬ 
benordnung vom Vorliegen eines rechtskräftigen 
Steuerbescheides abhängig. Er ist für die Bestra¬ 
fung - nicht dagegen für die Einleitung des Er¬ 
mittlungsverfahrens - eine zwingende strafpro¬ 
zessuale Voraussetzung. 

Das Gericht ist bei der Sachverhaltsaufklärung 
und -feststellung an die durch den rechtskräftigen 
Bescheid des staatlichen Finanzorgans getroffenen 
objektiven Feststellungen über den Umfang der 
Verkürzung gebunden, weil diese Feststellungen 
allein der Kompetenz des jeweiligen zuständigen 
staatlichen Finanzorgans unterliegen . l8 ) 

Ein schwerer Fall der Verkürzung von Steu¬ 
ern, Abgaben und anderen Abführungen an den 
Staatshaushalt bzw. von Beiträgen zur Sozial¬ 
pflichtversicherung liegt gemäß § 176 Abs. 2 
StGB insbesondere dann vor, wenn durch eine 
oder durch wiederholte vorsätzliche Begehung der 
in Abs. 1 vorgesehenen Tat ein besonders hoher 
Schaden vorsätzlich verursacht wurde. 


17 Vgl. „OG-Urteil vom 30. 10. 1969“, Neue Justiz, 
1/1970, S. 27. 

18 Vgl. ebenda. 
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6.2.5. 

Fälschung von Geldzeichen 
Die Stabifität der Währung der DDR wird vor al¬ 
lem durch die ständig wachsende Kaufkraft der 
Mark der DDR dokumentiert. Dem Schutz der 
Währung der DDR, aber auch dem Schutz der 
Währung anderer Staaten dient § 174 StGB. 

Nach § 174 Abs. 1 StGB wird bestraft, wer 
gültige Geldzeichen nachmacht, um sie als echte zu 
verwenden . 

Nach § 174 Abs. 2 StGB ist strafrechtlich ver¬ 
antwortlich, wer 

— Geldzeichen verfälscht, d. h. einem echten 
bzw. gültigen Geldzeichen den Anschein eines 
höheren Wertes gibt (Ziff. 1) 

— aus dem Umlauf gezogenen Geldzeichen durch 
Verfälschung den Anschein der Gültigkeit gibt, 
um sie als noch gültig zu verwenden (Ziff. 2) 

— sich nachgemachte oder verfälschte Geldzei¬ 
chen beschafft oder ein führt, um sie als echt, 
höherwertig oder noch gültig zu verwenden 
(Ziff. 3). 

Die von § 174 Abs. 1 und 2 StGB unter Strafe 
gestellten Begehungsweisen entsprechen den im 
internationalen Abkommen zur Bekämpfung der 
Falschmünzerei, dessen Wiederanwendung die 
DDR erklärt hat (vgl. Bekanntmachung über die 
Wiederanwendung*multilateraler internationaler 
Übereinkommen vom 16. 4. 1959, GBl. I S. 505, 
Ziff. 26), erfaßten Begehungsweisen. 

Gegenstand der Straftat gemäß § 174 StGB 
sind alle Arten gültiger und ungültiger Geldzei¬ 
chen, also Münzen wie auch Papiergeld; nach 
Abs. 5 werden Postwertzeichen, Freistempelab¬ 
drucke und internationale Antwortscheine in glei¬ 
cher Weise geschützt. 

In subjektiver Hinsicht verlangt der Tatbe¬ 
stand außer dem Vorsatz, der sich auf das Nach¬ 
machen bzw. Verfälschen des Geldzeichens be¬ 
zieht, die Absicht, es als echtes, höherwertiges 
oder noch gültiges zu verwenden. Diese Absicht 
unterscheidet die Geldzeichenfälschung vom 
straflosen Nachmachen von Geld (z. B. zu Samm¬ 
ler- oder Anschauungszwecken oder als Spiel- 
geld). 

Paragraph 174 Abs. 3 StGB regelt die straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit für den schweren 
Fall, der insbesondere dann gegeben ist, wenn in¬ 
folge der Geldzeichenfälschung bestimmte Geld¬ 
zeichen aus dem Verkehr gezogen werden muß¬ 
ten. 

Paragraph 175 StGB stellt die Bereitstellung 
von Mitteln für die Geldzeichenfälschung, d. h. 
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das Beschaffen und Anfertigen der dafür benötig¬ 
ten Gegenstände und Materialien (Papier, Stem¬ 
pel, Platten usw.), unter Strafe, wenn dies zum 
Zweck der Vorbereitung einer Geldzeichenfäl¬ 
schung erfolgt. 

Wer ungültige Geldzeichen entgegengenom¬ 
men hat, weil er annahm, sie seien gültig, und sie 
dann, nachdem er sie als nachgemacht, verfälscht 
oder aus dem Umlauf gezogen erkannt hat, vor¬ 
sätzlich in Verkehr bringt, kann gemäß § 25 
OWVO mit einer Ordnungsstrafe belegt werden. 


6 . 2 . 6 . 

Straftaten gegen die Außenhandels¬ 
und Devisenbeziehungen der DDR 
sowie gegen die Tätigkeit der Zollorgane 

Mit dem Gesetz über das Zollwesen der DDR - 
Zollgesetz-vom 28. 3. 1962 (GBl. IS. 42) i. d. F. 
des Anpassungsgesetzes vom 11. 6. 1968 (GBl. I 
S. 242) und des Gesetzes zur Änderung und Er¬ 
gänzung des Zollgesetzes vom 28. 6. 1979 (GBL I 
S. 147) — im folgenden ZollG genannt, und dem 
Devisengesetz vom 19. 12. 1973 (GBl. I S. 574) 
i. d. F. des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Devisengesetzes vom 28. 6. 1979 (GBl. I 
S. 147) - im folgenden DevG genannt, werden 
entsprechend der Verfassung der DDR (Art. 9 
Abs. 5) Grundfragen der Gewährleistung des 
staatlichen Außenhandels- und Valutamonopols 
geregelt. Das sozialistische Außenhandelsmono¬ 
pol ist infolge des engen Zusammenhangs zwi¬ 
schen Waren- und Zahlungsverkehr untrennbar 
mit dem Valutamonopol verbunden. 

Das alleinige Recht des sozialistischen Staates, 
durch von ihm beauftragte Organe und Einrich¬ 
tungen die zwischenstaatlichen ökonomischen 
Beziehungen zu leiten und zu kontrollieren, ist 
eine unerläßliche Notwendigkeit für die plan¬ 
mäßige Entwicklung der sozialistischen Wirt¬ 
schaft. 19 ) Deren Erfordernisse können nur durch 
die einheitliche zentrale staatliche Leitung, Pla¬ 
nung und Kontrolle der internationalen Devi¬ 
sen- und Handelsbeziehungen gewährleistet wer¬ 
den. Das gilt auch für die Kontrolle des Verkehrs 
mit materiellen Werten, einschließlich Devisen¬ 
werten, über die Zoll- und Staatsgrenze der DDR. 
Außenhandels- und Devisenbeziehungen sind fe¬ 
ster Bestandteil des sozialistischen Reproduk¬ 
tionsprozesses und daher untrennbar mit dem ge- 


19 Vgl. auch Dokumente RGW, Berlin 1971, S. 47 ff. 




planten Kredit-, Bargeld- und Warenumsatz ver¬ 
bunden. Sowohl die planwidrige, also ungeneh- 
migte Ausfuhr von Waren oder Zahlungsmitteln 
(die dem Geldumlauf entzogen werden) als auch 
deren illegale Einfuhr haben negative volkswirt¬ 
schaftliche Auswirkungen. 

Aus diesen Gründen steht bei den Zoll- und 
Devisenstraftaten im Sozialismus nicht die Erhe¬ 
bung von Zollgebühren als staatliche Einnahme¬ 
quelle im Vordergrund, sondern der Schutz des 
Außenhandels- und Valutamonopols. Einem er¬ 
heblichen Teil der Zoll- und Devisenstraftaten 
liegen spekulative Bestrebungen, sich auf Kosten 
der Arbeit der Werktätigen zu bereichern, zu¬ 
grunde. 20 ) 

Bei der Untersuchung und Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit sind folgende 
allgemeine, im Zoll- und Devisenrecht enthaltene 
Rechtspflichten bedeutsam: 

— die Verpflichtung, für die Aus-, Ein- und 
Durchfuhr von Waren und Devisenwerten 
über die Zoll- und Staatsgrenze der DDR so¬ 
wie beim Abschluß oder bei der Änderung von 
Außenhandelsverträgen die staatliche Ge¬ 
nehmigung einzuholen 

- die Deklarierungspflicht für Waren und Devi¬ 
senwerte 

- die Vorführ- und Vorweisungspflicht für Wa¬ 
ren und Devisenwerte. 

Waren oder Devisenwerte sind dann entgegen 
den gesetzlichen Bestimmungen aus-, ein- oder 
durchgeführt, wenn 

— keine oder keine rechtswirksame (z. B. eine er¬ 
schlichene) Genehmigung vorlag oder entge¬ 
gen einer Genehmigungsbedingung (z. B. 
Verkaufs-, Tausch- oder Verpfändungsverbot) 
Waren oder Werte entgeltlich veräußert wur¬ 
den oder die Rechtspflicht zur Wiederein- und 
-ausfuhr ganz oder teilweise nicht erfüllt wurde 

- die geltenden zoll- und devisenrechtlichen 
Vorführ- und Deklarationspflichten ganz oder 
zum Teil nicht erfüllt oder in sonstiger Weise 
umgangen wurden 

— vertragliche oder gesetzliche Aus-, Ein- oder 
Durchfuhrverbote oder -Beschränkungen 
mißachtet wurden. 

Die für den Waren- und Devisenverkehr er¬ 
forderlichen Genehmigungen, die einzuhaltenden 
Bedingungen, Kontrollverfahren und Verfah¬ 
rensordnungen werden sowohl für den kommer¬ 
ziellen als auch für den nichtkommerziellen Ver¬ 
kehr hinsichtlich Art, Werthöhe und Umfang der 
Waren oder Devisenwerte vom Minister für Au¬ 


ßenhandel und/oder vom Minister der Finanzen 
(ggf. auch von dazu vom Minister beauftragten 
Organen) erteilt bzw. festgelegt und entsprechend 
§ 9 und § 19 ZollG bzw. § 11 und § 10 DevG in 
Durchführungsbestimmungen bekanntgemacht. 
Das gilt auch für die durch Rechtsvorschriften 
ausdrücklich als aus-, ein- und durchfuhrverboten 
erklärten Waren und Werte. 21 ) Darüber hinaus 
können auch Einzelgenehmigungen von dafür zu¬ 
ständigen Organen erteilt werden. 

Die Genehmigung zur Ein- und Ausfuhr von 
Handelswaren (kommerzieller Bereich) wird in 
der Regel mit der Genehmigung der Verträge er¬ 
teilt, die von den anderen dazu befugten Außen¬ 
handelsbetrieben oder/und anderen mit Außen¬ 
handelsbefugnissen betrauten Betrieben (Kom¬ 
binaten) abgeschlossen werden. 22 ) 

Im nichtkommerziellen Waren- und Zah¬ 
lungsverkehr sind die für Genehmigungen, Zah¬ 
lungsverfahren und Genehmigungsverfahren 
maßgeblichen zoll- und devisenrechtlichen Vor¬ 
schriften zu beachten. 23 ) 

Im Transitverkehr von Waren und Gütern 
durch das Hoheitsgebiet der DDR bestimmen sich 
der Inhalt und Umfang des genehmigten Verkehrs 


20 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 6. 1972“, Neue Justiz, 
22/1972, S. 691. 

21 Vgl. Gesetz über das Zollwesen der DDR - Zoll¬ 
gesetz — vom 28. 3. 1962 (GBl. I S. 42), insbes. 
Warenliste gemäß Anlage 1 und 2 zu § 15 sowie zu 
den Abschnitten II und V der 11. DB vom 12. 12. 
1968 (GBl. II S. 1057) i. d. F. der 13. DB vom 
12. 12. 1969 (GBl. II S. 675), in Verbindung mit 
den ergänzenden Bestimmungen der 19. DB vom 
10. 9. 1972 (GBl. II S. 571) und der 21. DB vom 
14. 6. 1973 (GBl. I S. 273). 

22 Vgl. 15. DB zum Zollgesetz vom 20. 10.1970 i. d. F. 
der 18. DB vom 19. 1. 1971 (GBl. II S. 77), insbs. 
§§ 1 bis 4. 

23 Vgl. 11. und 13. DB zum Zollgesetz, a. a. O.; im 
Geschenkpaket- und -päckchenverkehr auf dem 
Postwege die 20. DB zum Zollgesetz vom 14. 6. 
1973 (GBl. I S. 271). Zu beachten sind auch die 
Verbote gemäß § 6 dieser Bestimmung. Vgl. auch 
die 3. DB zum Devisengesetz vom 19. 12. 1973 
(GBl. I S. 584). 

24 Im Transitverkehr von zivilen Personen und Gütern 
zwischen Berlin (West) und der BRD sind das die 
seit 4. 6. 1972, 0.00 Uhr, wirksamen Regelungen 
des „Abkommens zwischen der Regierung der 
DDR und der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland über den Transitverkehr von zivilen 
Personen und Gütern zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West)“ vom 17. 12. 1971 
(GBl. II 1972 S. 349). 
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sowie anderer Rechte und Pflichten nach den ent¬ 
sprechenden völkerrechtlichen Vereinbarungen 
der Abkommenspartner. 24 ) Hierbei sind für den 
Transport bestimmter Waren weitere von der 
DDR ratifizierte völkerrechtliche Abkommen zu 
berücksichtigen, in denen bestimmte Ein-, Aus- 
und Durchfuhrverbote enthalten sind (vgl. z. B. 
zur Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels § 1, 
§ 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den Ver¬ 
kehr mit Suchtmitteln — Suchtmittelgesetz — vom 
19. 12. 1973, GBl. I S. 572). 

Im Zoll- und Devisenverkehr besteht die 
Pflicht, die entsprechenden Waren und Werte in 
dafür geltenden Zoll- und Devisendokumenten 
aufzuführen, den Dienststellen der Zollverwal¬ 
tung der DDR vorzuführen und die Dokumente 
auf Verlangen vorzuweisen. (Im Warenverkehr 
folgt die Vorführpflicht aus § 7 ZollG, die erfor¬ 
derlichen Zoll- und Warenbegleitdokumente sind 
ordnungsgemäß ausgefüllt vorzulegen; für den 
Devisenverkehr sind die Bestimmungen über den 
Reiseverkehr zu beachten, insbes. Abschn. III der 
1. DB zum DevG vom 19.12. 1973, GBL I 
S. 579.) Werden Waren oder Devisenwerte der 
Zoll- und Devisenkontrolle nicht vorgeführt, auf 
Verlangen nicht vorgewiesen, nur teilweise oder 
überhaupt nicht oder falsch deklariert, so liegt 
eine entgegen den gesetzlichen Bestimmungen 
vorgenommene — versuchte oder vollendete — 
Aus- oder Einfuhr und damit ein Zoll- oder Devi¬ 
senverstoß vor, und zwar unbeschadet dessen, ob 
der ein- oder ausgeführte Gegenstand bzw. Wert 
selbst zur Ein- oder Ausfuhr genehmigt worden 
war oder nicht. 

Vorführpflichtig ist, wer die Sache unmittelbar 
transportiert, also der Zollpflichtige selbst, ebenso 
auch der gewerbliche Transporteur oder ein anderer 
Verkehrsträger, wie z. B. die Post im Geschenkpa¬ 
ket- und -päckchenverkehr. Die Erfüllung der Vor¬ 
führ- und Deklarierungspflicht bei Waien und De¬ 
visenwerten erfordert von dem Verpflichteten ein 
aktives Verhalten: Er muß die betreffenden Gegen¬ 
stände ohne besondere Aufforderung und ohne 
sonstigen Hinweis mit den für die Ein- und Ausfuhr 
erforderlichen Genehmigungsdokumenten der 
Zollkontrolle vorlegen oder in anderer entspre¬ 
chender Weise vorweisen. Ein passives Verhalten, 
ein Abwarten, ob die Zollorgane bei der Kontrolle 
die Waren oder Devisenwerte entdecken, ist bereits 
eine Verletzung der Vorführpflicht. 

Geringfügige Verstöße gegen die Zoll- und 
Devisengesetze werden als Ordnungswidrigkeiten 
verfolgt (§§ 40 ff. OWG). Für die Untersuchung 
und Prüfung der ordnungsstrafrechtlichen Ver¬ 


antwortlichkeit sind die Dienststellen der Zoll¬ 
verwaltung der DDR zuständig. Grundlage für die 
Feststellung schuldhaften Handelns bilden insbe¬ 
sondere die Bestimmungen der §§ 9 ff. OWG 
i. V. m. der VO über die Verfolgung von Zoll- 
und Devisenverstößen und das Beschwerdever¬ 
fahren gegen Entscheidungen im grenzüberschrei¬ 
tenden Waren-, Devisen- und Geldverkehr vom 
24. 6. 1973 (GBl. II S. 480). 

In § 26 der L DB zum DevG werden als Ord¬ 
nungswidrigkeiten solche Rechtsverletzungen 
nach § 17 Abs. 1 DevG erfaßt, die die Interessen 
der sozialistischen Gesellschaft nicht erheblich 
beeinträchtigen. In der Praxis betrifft dies vorwie¬ 
gend Rechtsverletzungen, die nicht im Zusam¬ 
menhang mit dem grenzüberschreitenden Waren- 
und Devisenverkehr stehen, sondern vorwiegend 
Verstöße gegen Anmeldepflichten von Devisen¬ 
werten und Verbindlichkeiten sowie gegen Kauf¬ 
und Anbietepflichten von Zahlungsmitteln ande¬ 
rer Währungen darstellen (§ 16 Abs. 1 und 2, 
§ 17 Abs. 1 Ziff. 1 und 4 DevG). Für die Untersu¬ 
chung von Verstößen nach § 26 der 1. DB zum 
DevG und die Prüfung der ordnungsstrafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit sind grundsätzlich die 
Vorsitzenden der örtlichen Räte (außer den Räten 
der Gemeinden) zuständig, die bei Vorliegen der 
Verantwortlichkeit nach dem OWG den Rechts¬ 
verletzer mit Ordnungsstrafe von 10 bis 
1 000 Mark belegen können. 

Straftaten nach dem Zollgesetz 
(§§ 12, 14 ZollG) 

Der Geltungsbereich der Strafbestimmungen des 
ZollG erstreckt sich ausschließlich auf den Wa¬ 
renverkehr (nicht Zahlungsmittelverkehr) über 
die Zoll - und Staatsgrenze der DDR. Erfaßt wer¬ 
den alle Arten von Waren und ihres Transportes, 
unabhängig von der Art des konkreten Trans¬ 
portmittels (Straßengüterfahrzeug, Pkw, Schiff, 
Behälter u. a.), der Art des benutzten Verkehrs¬ 
weges oder der Ein-, Aus- oder Durchfuhr. Zum 
Warenverkehr zählen insbesondere: 

- die kommerzielle Aus- und Einfuhr von Han¬ 
delswaren 

- das Mitführen von Waren bei Aus- und Einrei¬ 
sen der Bürger sowie bei Transitreisen 

- der Transport von Waren im Geschenkpaket- 
und -päckchenverkehr 

- der Transit von Gütern 

- sonstige Aus- und Einfuhren. 

Paragraph 12 Abs. 1 Ziff. 1 ZollG begründet 
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strafrechtliche Verantwortlichkeit für die wider¬ 
rechtliche Aus-, Ein- oder.Durchfuhr von Waren. 

Paragraph 12 Abs. 1 Ziff. 2 ZollG richtet sich 
gegen planwidrige Vertragsabschlüsse oder unge¬ 
setzliche Vertragsänderungen. Dieser Tatbestand 
ist erfüllt, wenn die vertragsgenehmigenden Or¬ 
gane entgegen dem vorgeschriebenen Verfah¬ 
rensweg zur Erlangung der Genehmigung entwe¬ 
der überhaupt nicht einbezogen oder über den tat¬ 
sächlichen Inhalt, Umfang oder die Art des Ver¬ 
tragsgegenstandes falsch informiert oder ge¬ 
täuscht wurden. 

Auch Fälle der Überschreitung der mit dem 
Vertrag bestätigten Limite oder deren mißbräuch¬ 
liche Ausnutzung sowie Verstöße gegen die nach 
den devisenrechtlichen Vorschriften einzuhalten¬ 
den Zahlungs- und Verrechnungsverfahren kön¬ 
nen nach § 12 Abs. 1 Ziff. 2 ZollG strafbare Ver¬ 
tragsänderungen sein. 

Paragraph 12 Abs. 2 ZollG schützt das Au¬ 
ßenhandelsmonopol der DDR vor schweren , 
meist verbrecherischen Angriffen. Der schwere 
Fall nach Abs. 2 wird vor allem durch die Herbei¬ 
führung eines bedeutenden wirtschaftlichen Scha¬ 
dens (Ziff. 1) oder dadurch gekennzeichnet, daß 
eine besonders gefährliche, raffinierte oder inten¬ 
sive Begehungsweise vorliegt (Ziff. 2 bis 4). Eine 
bedeutende Schädigung im Sinne der Ziff. 1 kann 
insbesondere vorliegen, wenn durch die Tat 

- Erzeugnisse von hohem wirtschaftlichem oder 
handelspolitischem Wert in größerem Umfang 
illegal ausgeführt werden 

- Waren in großem Umfang aus- oder eingeführt 
werden, die unter ausdrückliche gesetzliche 
Verbote fallen 

- die Vorbereitung oder Verwirklichung von 
Außenhandelsgeschäften erheblich oder die 
Tätigkeit der staatlichen Absatz- und Bezugs¬ 
organe in ihrer Außenmarktarbeit in sonstiger 
Weise in bedeutendem Maße beeinträchtigt 
wird 

- beträchtliche Verluste oder andere Einbußen 
bei der Verwirklichung geplanter Außenhan¬ 
delsumsätze oder -gewinne herbeigeführt 
wurden. 

Das Fälschen von Zolldokumenten wie Wa¬ 
renbegleitpapiere, Inhaltsverzeichnisse usw. 
(Ziff. 2) oder die Verwendung besonders herge¬ 
richteter Beförderungsmittel - sogenannter 
Schmuggelverstecke — (Ziff. 3) kennzeichnet in 
der Regel eine erhebliche Tatintensität, so daß in 
diesen Fällen grundsätzlich vom Vorliegen eines 
schweren Falles auszugehen sein wird. Vom Tat¬ 


bestand des § 12 Abs. 2 Ziff. 4 ZollG werden alle 
Beteiligungsformen des § 22 Abs. 2 StGB erfaßt, 
sofern sich die Beteiligten zur wiederholten Bege¬ 
hung zusammengeschlossen haben. 

Die vom Tatbestand des § 14 ZollG erfaßte 
Zollhehlerei ist eine Straftat gegen die Tätigkeit 
der Zollorgane. Im Verhältnis zu § 234 StGB ist 
§ 14 ZollG das spezielle Gesetz (lex specialis). 
Gegenstand der Zollhehlerei können nur Waren 
sein, die entgegen den zollrechtlichen oder ande¬ 
ren gesetzlichen Bestimmungen eingeführt wor¬ 
den sind. Die Tatbestandserfüllung ist nicht davon 
abhängig, daß der Täter des vorausgehenden De¬ 
likts (widerrechtliche Einfuhr) strafrechtlich ver¬ 
antwortlich gemacht wurde oder bekannt ist. 

Begehungsweisen des Mitwirkens beim Absatz 
können insbesondere das Aufbewahren, Lagern 
oder auch sonstige absatzfördernde Handlungen 
wie das Anbieten und Anpreisen sein. 

Der Vorsatz muß das Wissen um das Vorliegen 
einer ungesetzlichen (insbesondere ungenehmig- 
ten) Einfuhr der Ware umfassen. Vorsätzlich han¬ 
delt auch, wer zwar nicht unbedingt den Erwerb 
ungenehmigt eingeführter Waren anstrebt, sich 
beim Erwerb jedoch auf Grund der Warenart oder 
der Preis- und Angebotsgestaltung mit dem Vor¬ 
liegen einer von ihm als rechtswidrig erkannten 
Einfuhr um des erstrebten Vorteils willen bewußt 
abfindet (§ 6 Abs. 2 StGB). 

Ebenso wie bei der Hehlerei nach § 234 StGB 
muß auch bei § 14 ZollG der vom Hehler er¬ 
strebte Vorteil nicht ausschließlich finanzieller 
Art sein, er kann auch in einem anderen materiel¬ 
len oder in einem ideellen Nutzen liegen (z. B. in 
der Erlangung von Waren mit bestimmter Ge¬ 
brauchs- oder Geschmackseigenschaft oder von 
modischen oder technischen Neuheiten). Nicht 
nur der Eigenerwerb, sondern auch das Mitwirken 
beim Absatz solcher Waren muß des Vorteils we¬ 
gen geschehen. 

Bei Zollverstößen können gemäß § 16 ZollG 
neben der Strafe - oder selbständig - auch die be¬ 
treffenden Waren (oder ihr Gegenwert) und die 
zur Tatbegehung verwandten Gegenstände einge¬ 
zogen werden. Die Regelung des § 16 ZollG stellt 
eine Konkretisierung und Erweiterung des § 56 
StGB dar. Das Verfahren bei selbständiger Ein¬ 
ziehung ist in § 281 und § 282 StPO geregelt, so¬ 
fern diese sich auf eine Straftat bezieht. In anderen 
Fällen gilt § 15 ZollG. 
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Straftaten nach dem Devisengesetz 
(§17 DevG) 

Der räumliche Geltungsbereich der Strafbestim¬ 
mungen des DevG erstreckt sich nach der Legal¬ 
definition des § 1 DevG auf das Staatsgebiet der 
DDR (Deviseninland) und auf den Umlauf von 
Devisenwerten zwischen dem Deviseninland und 
anderen Staaten (Devisenausland). Der persönli¬ 
che Geltungsbereich wird durch die gesetzlich de¬ 
finierten Begriffe „Deviseninländer“ und „Devi¬ 
senausländer“ bestimmt (§ 2 und § 3 DevG). 

Als Gegenstand strafbarer Handlungen nach 
§ 17 DevG kommen die in den §§ 5 und 6 DevG 
sowie §§ 4 bis 6 der 1. DB genannten Devisen¬ 
werte und -wertumläufe in Betracht. 

Die in § 17 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 DevG be¬ 
schriebenen Vergehen verletzen die Erfordernisse 
der planmäßigen Gestaltung der internationalen 
Devisenbeziehungen der DDR. Bei Devisenver¬ 
gehen haben neben den sonstigen Tatumständen 
die Art und Höhe des Devisenwertes oder -wert- 
umlaufes, die Gegenstand der Tat waren, wesent¬ 
lichen Einfluß auf das Vorliegen und den Grad der 
Gesellschaftswidrigkeit. Die Strafbarkeit des un - 
genehmigten oder nicht angemeldeten Besitzes von 
Devisenwerten (§ 17 Abs. 1 Ziff. 1 DevG) ist 
darin begründet, daß die entsprechenden Werte 
entweder ohne die gemäß § 11 Abs. 1 und 2 
DevG erforderliche vorherige Genehmigung er¬ 
worben wurden (und damit auch - unmittelbar 
oder mittelbar — besessen werden) oder im Ergeb¬ 
nis eines genehmigten Erwerbs (z. B. Erbschaft) 
bei der Staatsbank pflichtwidrig nicht angemeldet 
werden (§ 16 Abs. 1 DevG), z. B. Nichtanmel¬ 
dung von Guthaben oder Forderungen gegenüber 
Devisenausländern, Nichtinformieren über Al¬ 
lein- oder Miteigentum an Grundstücken oder 
beweglichen Sachen im Devisenausland). 

Zu den anzumeldenden Devisenwerten gehö¬ 
ren insbesondere: 

— Guthaben auf Konten aller Art im Devisenaus¬ 
land 

— Lohn-, Gehalts-, Pensions- und Rentenforde¬ 
rungen aller Art sowie Einkünfte aus freiberuf¬ 
licher Tätigkeit im Devisenausland 

— Ansprüche aus Erbschaften sowie Forderun¬ 
gen aus Miet-, Unterhalts- und anderen Ver¬ 
hältnissen 

— Schecks, Wechsel, Wertpapiere aller Art. 
Devisenwert-Besitz in Form von Bargeld an¬ 
derer Währung unterliegt nicht der Anmelde-, 
und Anbietepflicht gegenüber der Bank, wenn das 
Geld aus einer wirksamen Schenkung erworben 


worden ist (§ 9 der 4. DB zum DevG vom 19. 12. 
1973, GBl. IS. 586) und „zur Bezahlung von Wa¬ 
ren und Leistungen bei Einrichtungen der DDR 
verwendet werden kann und soll, die zur An¬ 
nahme dieses Bargeldes von Bürgern der DDR 
berechtigt sind“ (§ 16 Abs. 2 DevG, § 6 Abs. 2 
der 3. DB zum DevG, GBl. I S. 584). 

Die in § 3 der 3. DB näherbezeichneten Devi¬ 
senwerte unterliegen der Anmeldepflicht erst 
beim Übersteigen des Gesamtwertes von 
100 Mark. Keiner besonderen devisenrechtlichen 
Genehmigung oder Anmeldepflicht bedarf der 
persönliche Besitz kursfähiger Münzen anderer 
Währungen bei Deviseninländern bis zum Ge¬ 
genwert von 20 M; diese können zwischen den 
Bürgern — vorwiegend als Sammlermünzen — ge¬ 
tauscht oder verschenkt werden (§ 7 Abs. 3 der 
3. DB). 

Paragraph 17 Abs. 1 Ziff. 2 DevG erfaßt mit 
den Merkmalen des Veranlassens oder der Durch¬ 
führung eines Devisenwertumlaufes die Ausfüh¬ 
rung der im einzelnen im Devisengesetz und sei¬ 
nen Durchführungsbestimmungen definierten 
Handlungen (vgl. § 6 Ziff. 1 bis 6 DevG, § 4 
Abs. 1 der 1. DB zum DevG). 

Illegale Devisenwertumläufe können insbe¬ 
sondere sein: 

- die generell verbotene Ein- und Ausfuhr von 
Zahlungsmitteln der DDR, mit Ausnahme des 
zur Mitnahme und zur Wiedereinfuhr im Rei¬ 
severkehr genehmigten Betrages von 
300 Mark 

- das Nichtdeklarieren von Zahlungsmitteln und 
anderen Devisenwerten bzw. Bargeld anderer 
Währungen, unbeschadet dessen, daß seine 
Einfuhr grundsätzlich in unbegrenzter Höhe 
genehmigt ist (hierbei ist die von der Staats¬ 
bank der DDR jeweils festgelegte gültige 
Höhe in Mark der DDR beim Transferieren 
oder bei der Einfuhr zu beachten) 

- das Umgehen verbindlicher Zahlungsarten 
und -verfahren bei kommerziellen und nicht¬ 
kommerziellen Zahlungen zwischen Devisen¬ 
inländern und -ausländem. 

Zahlungen von Deviseninländern an Devisen¬ 
ausländer sind immer dann entgegen den devisen¬ 
rechtlichen Vorschriften vorgenommen, wenn sie 
nicht über eine Bank der DDR auf ein auf den 
Namen des Zahlungsempfängers lautendes Konto 
(Devisenausländerkonto) geleistet werden. 

In § 2 der 4. DB zum DevG heißt es dazu: 

(1) Zahlungen an Devisenausländer sind auf ein 
Devisenausländerkonto bei der für den Wohnsitz 
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des Schuldners zuständigen Filiale der Industrie- 
und Handelsbank der Deutschen Demokratischen 
Republik zu leisten. Das gilt nicht, wenn die Aus¬ 
zahlung an den sich in der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik aufhaltenden Devisenausländer 
oder die Überweisung in das Devisenausland zuläs¬ 
sig ist. Bei Eingang der Zahlung errichtet die betref¬ 
fende Filiale der Industrie- und Handelsbank der 
Deutschen Demokratischen Republik ein Devisen¬ 
ausländerkonto, das auf den Namen des Devisen¬ 
ausländers zu führen ist. 

(2) Steht die Zahlung auf ein Devisenausländer¬ 
konto mit einem Sachvermögen im Zusammenhang 
(Mieten, Pachten, Zahlungen auf Grund von Hypo¬ 
theken, Grundschulden u. ä.), so ist die Filiale der 
Industrie- und Handelsbank der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik für die Führung des Devisen¬ 
ausländerkontos zuständig, in deren Bereich das 
Sachvermögen belegen ist. Den Präsident der Indu¬ 
strie- und Handelsbank der Deutschen Demokra- 

. tischen Republik kann hinsichtlich der Zuständig¬ 
keit in begründeten Einzelfällen eine abweichende 
Regelung treffen. 

(3) Andere Kreditinstitute als die Staatsbank der 
Deutschen Demokratischen Republik und die zuge¬ 
lassenen Banken sind nicht berechtigt, für Devisen¬ 
ausländer Konten zu führen. 

Vom Begriff der Zahlung werden auch solche 
Handlungen erfaßt wie das Hingeben von Zah¬ 
lungsmitteln jeder Art (Geld, Schecks, Wechsel), 
von Wertbriefen und anderen verbrieften Forde¬ 
rungen, das Abtreten von Forderungen oder die 
Vornahme von Aufrechnungen, die ungeneh- 
migte Verfügung über Guthaben auf Konten im 
Devisenausland zur Bezahlung von Waren und 
Leistungen. 

Das Vorenthalten von Devisenwerten gegen¬ 
über der Devisenkontrolle (§17 Abs. 1 Ziff. 3 
DevG) besteht in der Verletzung der Deklarie- 
rungs- und Vorweisungspflicht bei der Aus- oder 
Einfuhr (sowie im Transitverkehr) über die Zoll- 
und Staatsgrenze der DDR. Werden vorenthal¬ 
tene Devisenwerte in erheblichem Umfang festge¬ 
stellt, so ist die Tat — objektiv - vollendet, weil 
vom Tatbestand keine Vollendung der Aus- oder 
Einfuhr gefordert wird. Ist die Aus- bzw. Einfuhr 
vollendet, so ist tateinheitlich auch ein Devisen¬ 
wertumlauf gemäß Ziff. 2 gegeben (vgl. § 6 Ziff. 1 
DevG). 

Die Nichtanmeldung von Verbindlichkeiten 
(§ 17 Abs. 1 Ziff. 4 DevG) besteht darin, daß 
pflichtwidrig bewußt unterlassen wird (Verlet¬ 
zung des § 16 Abs. 1 DevG), Zahlungsverpflich¬ 
tungen bei der Staatsbank anzumelden. Die Ver¬ 
bindlichkeit gegenüber Devisenausländern kann 


sich aus Unterhalts- oder Schadenersatzverpflich¬ 
tungen, wirksamen Schuldanerkenntnissen und 
auch aus kommerziellen Verpflichtungen im Zu¬ 
sammenhang mit Ex- und Importverträgen über 
Waren oder Leistungen ergeben. Sie muß nach 
dem Recht der DDR rechtswirksam sein (vgl. § 15 
Abs. 2 ZGB). 

Schwere Fälle einer Devisenstraftat sind in 
§ 17 Abs. 2 DevG und fahrlässige Devisenstrafta¬ 
ten in § 17 Abs. 4 DevG geregelt. 

Für nichtkriminelle Devisenverstöße gilt § 18 
DevG. 

In § 19 DevG sind, ähnlich wie bei den Zollde¬ 
likten, die Möglichkeiten der auch selbständig zu¬ 
lässigen Einziehung von Werten und Gegenstän¬ 
den vorgesehen. 

6 . 3 . 

Die Vorbeugung von Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft 

Die Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft bietet günstige Voraussetzungen da¬ 
für, Rechtsverletzungen und Straftaten in der 
Volkswirtschaft nicht erst entstehen zu lassen, ih¬ 
nen wirksam vorzubeugen und sie schrittweise 
einzuschränken. Dabei kommt der aktiven offen¬ 
siven Abwehr der ideologischen Diversion und 
anderer feindlicher Einflüsse sowie der ideologi¬ 
schen Festigung der Bürger der DDR gegen diese 
Einflüsse eine zentrale Bedeutung zu. 

Der Hauptweg zur Überwindung aller Ursa¬ 
chen und Erscheinungsformen kriminellen Ver¬ 
haltens besteht in der weiteren Gestaltung und 
Verwirklichung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft, in der klugen Realisierung der Ein¬ 
heit von Ökonomie , Politik und Ideologie. Die 
weitere Herausbildung sozialistischer Persönlich¬ 
keiten und die Entwicklung der sozialistischen 
zwischenmenschlichen Beziehungen nehmen da¬ 
bei einen bedeutenden Platz ein. Jegliche Krimi¬ 
nalitätsvorbeugung muß in diesen gesellschaftli¬ 
chen Entwicklungsprozeß eingeordnet sein, da sie 
nur dann wirksam und erfolgreich sein kann. 

Die schrittweise Reduzierung der Entstehungs¬ 
bedingungen von Straftaten gegen die Volkswirt¬ 
schaft erfordert in den Betrieben und Kombinaten 
eine komplexe, alle Bereiche des gesellschaftli¬ 
chen Lebens erfassende Leitungstätigkeit , in der 
die Vorbeugung und Bekämpfung von Straftaten 
gegen die Volkswirtschaft ihren festen Platz hat. 

Die strikte Verwirklichung des Grundsatzes 


169 



der Einheit von Rechten, Pflichten und Verant¬ 
wortung sowie die konsequente Ahndung von 
Rechts- und Pflichtverletzungen bilden grundle¬ 
gende Voraussetzungen für einen erfolgreichen 
Kampf gegen die Kriminalität im Bereich der 
Volkswirtschaft. 

Es ist eine Rechtspflicht aller Leiter von 
Staats- und Wirtschaftsorganen, von Betrieben 
und Kombinaten, bei der Feststellung von Verlet¬ 
zungen von Rechtsvorschriften die Wiederherstel¬ 
lung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu gewähr¬ 
leisten. Sie haben diejenigen nachgeordneten Lei¬ 
ter oder Mitarbeiter, die ihre Rechtspflichten ver¬ 
letzt haben, zur Verantwortung zu ziehen. 

Je nach dem Charakter und der Schwere der 
Pflichtverletzung bzw. des Gesetzesverstoßes, der 
Umstände des Falles und der notwendigen Erzie¬ 
hungsmaßnahmen ist 

- die disziplinarische Verantwortlichkeit 

- die arbeitsrechtliche materielle Verantwort¬ 
lichkeit 

- die Verantwortlichkeit für Ordnungswidrig- 
- keiten 

die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
zu prüfen und anzuwenden. 

Wichtig ist dabei, daß die Anwendung der in¬ 
dividuellen Verantwortlichkeit erforderlichenfalls 
unterstützt werden muß durch Formen der kollek¬ 
tiven ’ Verantwortlichkeit für wirtschaftliches 
Fehlverhalten. 

Die Prinzipien der materiellen Verantwort¬ 
lichkeit der Wirtschaftseinheiten sind nicht nur bei 
Vertragsverletzungen konsequent zu verwirkli¬ 
chen, sondern auch in jenen Fällen, in denen Wirt¬ 
schaftsorganisationen und wirtschaftsleitende Or¬ 
gane Rechtsbeziehungen eingehen, die nicht der 
vertragsrechtlichen Regelung unterliegen. Im Zu¬ 
sammenhang mit staatlichen Leitungsentschei¬ 
dungen muß der ökonomische Zwang zur strikten 
Befolgung aller grundlegenden Rechtspflichten 
intensiviert und müssen insbesondere bei Pflicht¬ 
verletzungen durchgängig Sanktionen eingesetzt 
werden, die auf und über die wirtschaftliche 
Rechnungsführung wirken. Die Weiterentwick¬ 
lung d^r wirtschaftsrechtlichen materiellen Ver¬ 
antwortlichkeit durch die Einführung von Wirt¬ 
schaftssanktionen trägt dazu bei, die Verantwort¬ 
lichkeitsformen insgesamt wirksamer zu gestalten. 
Das gilt auch für die individuelle strafrechtliche 
Verantwortlichkeit. 

Bei der Anwendung der strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit sind die Besonderheiten des kon¬ 
kreten Entscheidungsbereichs zu berücksichtigen, 


um eine angemessene rechtliche Reaktion auf die 
Pflichtverletzung zu erreichen. Es sind die Ar¬ 
beitsaufgaben, die konkreten Rechtspflichten, 
das Wesen des pflichtverletzenden Handelns 
exakt zu untersuchen. 

Bei allen Rechtsverletzungen sind die vorge¬ 
sehenen Rechtsfolgen wirksam zu machen, die 
durch spürbare Eingriffe in das kollektive oder in¬ 
dividuelle Vermögen oder durch Eingriffe in die 
persönliche Freiheit der Erziehung und Diszipli¬ 
nierung und dem Ersatz des entstandenen Scha¬ 
dens dienen. Nur auf dem Boden prinzipieller 
Unduldsamkeit gegen jedwede Rechtsverletzun¬ 
gen kann das sozialistische Strafrecht seinen Auf¬ 
gaben voll gerecht werden. Der „Beschluß über 
die Verbesserung der Rechtsarbeit in der Volks¬ 
wirtschaft“ vom 13. 6. 1974 (GBl. I S. 313) ver¬ 
weist darauf, daß, ausgehend von einer allseitigen 
strikten Verwirklichung des sozialistischen 
Rechts, in den „staatlichen und wirtschaftsleiten¬ 
den Organen, Kombinaten, Betrieben und Ein¬ 
richtungen ... in Zusammenarbeit mit den Ge¬ 
werkschaften durch geeignete Kontroll- und Er¬ 
ziehungsmaßnahmen allen Erscheinungen einer 
liberalen Einstellung gegenüber rechtlichen 
Pflichten, der Sorglosigkeit, mangelnder Wach¬ 
samkeit oder Mißachtung von Rechtsvorschriften 
entgegenzutreten“ ist. 

Die Leiter aller Ebenen haben gemäß Ziff. 2 
dieses Beschlusses zu sichern, daß 

— das sozialistische Recht bei der Erfüllung der 
Volkswirtschaftspläne, einschließlich der Auf¬ 
gaben der sozialistischen ökonomischen Inte¬ 
gration, konsequent durchgesetzt wird, 

— das sozialistische Recht mit hoher Effektivität 
dafür genutzt wird, auch durch den Abschluß 
von Wirtschaftsverträgen zuverlässige und sta¬ 
bile Zulieferbeziehungen und das planmäßige 
kooperative Zusammenwirken der Kombinate 
und Betriebe bei der Durchsetzung der staatli¬ 
chen Aufgaben zu organisieren sowie die 
schöpferische Initiative der Werktätigen für 
die vertragsgerechte Planerfüllung zu entfal¬ 
ten, 

— die Voraussetzungen für die Wahrnehmung 
der gesetzlichen Rechte der Werktätigen stän¬ 
dig vervollkommnet werden, 

— die Einhaltung der Rechtsvorschriften im Zu¬ 
sammenhang mit der Berichterstattung über 
die Erfüllung der ökonomischen Kennziffern 
regelmäßig kontrolliert und eingeschätzt und 
in die Rechenschaftslegung der Leiter einbe¬ 
zogen wird. 
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Rechts- und Disziplinverletzungen, ihre Ursa¬ 
chen und begünstigenden Bedingungen aufge¬ 
deckt und überwunden werden, daß Rechts¬ 
verletzer konsequent zur Verantwortung ge¬ 
zogen werden und weiteren Rechtsverletzun¬ 
gen wirksam vorgebeugt wird, 

Rechts- und Disziplinverletzungen und wich¬ 
tige Verfahren vor den staatlichen und gesell¬ 
schaftlichen Gerichten und dem Staatlichen 
Vertragsgericht mit den Werktätigen ausge¬ 
wertet und positive Beispiele der Rechtsver¬ 
wirklichung fortgeschrittener Kollektive ver¬ 
allgemeinert werden, 

die Gewährleistung allseitiger Ordnung und 
Sicherheit in die Durchführung des sozialisti¬ 
schen Wettbewerbs einbezogen und der 
Kampf um die Anerkennung als „Bereich der 
vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“ orga¬ 
nisiert wird. 




7 . 

Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit 


7 . 1 . 

Wesen und Erscheinungsformen 
der Straftaten gegen die 
allgemeine Sicherheit 

7 . 1 . 1 . 

Das soziale Wesen der Straftaten 
gegen die allgemeine Sicherheit 
und die rechtspolitischen Gründe 
für ihre Strafbarkeit 

Es gehört zum Wesen des sozialistischen Staates, 
daß der sozialen Sicherheit und Geborgenheit der 
Bürger, der ständigen Verbesserung ihrer Ar- 
beits- und Lebensbedingungen, dem Schutz vor 
Umweltgefahren, vor Gefahren für Leben, Ge¬ 
sundheit und persönliches Eigentum der Bürger 
große Bedeutung beigemessen wird. Das gilt 
ebenso für den Schutz des sozialistischen Eigen¬ 
tums vor Vernichtung und Beschädigung durch 
Brände, Unfälle, Havarien und Überschwemmun¬ 
gen. Umfassende Maßnahmen werden getroffen, 
um den Arbeits-, Gesundheits- und Brandschutz, 
eine höchstmögliche Verkehrssicherheit, die Kon¬ 
trolle von Lebensmitteln, Arzneimitteln, von 
Trink- und Brauchwasser usw. zu gewährleisten, 
um die Entfesselung von Elementargewalten 
(Feuer, Wasser) oder die Auslösung anderer in ih¬ 
ren Auswirkungen schwer zu begrenzender schäd¬ 
licher Naturprozesse zu verhindern. Der Einsatz 
der modernen Technik wird so überwacht und 
kontrolliert, daß er nicht mit einer zunehmenden 
Lebensgefährdung für den Menschen einhergeht, 
sondern bei ständiger Erhöhung der Arbeitspro¬ 
duktivität die Maßnahmen zur Erhaltung und 
Förderung der Gesundheit, zur Verbesserung der 
materiellen und kulturellen Lebensbedingungen 
jedes einzelnen ständig erweitert werden. Der 
Schutz des Bodens, des Wassers und der Luft vor 
Verunreinigungen mit schädlichen Stoffen und 
Krankheitserregern ist ein weiteres wichtiges An¬ 
liegen auf diesem Gebiet — dem Gebiet der allge¬ 
meinen Sicherheit. 

Mit der weiteren Entwicklung der sozialisti¬ 


schen Gesellschaft vervielfältigen sich — unter 
Ausnutzung der eigenen Erfahrungen und Res¬ 
sourcen sowie der der sozialistischen Bruderlän¬ 
der- die gesellschaftlichen Möglichkeiten, die all¬ 
gemeine Sicherheit durch umfassende, aufeinan¬ 
der abgestimmte und kontrollierte politisch-ideo¬ 
logische, technische, technologische, organisatori¬ 
sche und erzieherische Maßnahmen immer besser 
zu gewährleisten. 

Alle diese gesellschaftlichen Beziehungen und 
Prozesse werden strafrechtlich durch die Strafbe¬ 
stimmungen des 7. Kapitels des Besonderen Teils 
des StGB und weitere Strafbestimmungen außer¬ 
halb des StGB geschützt. 

Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit in straf¬ 
rechtlichen Einzelgesetzen 
Gemeingefährliche Straftaten 
§ 12 und § 13 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Giften - Giftgesetz — vom 7. 4. 1977 (GBL I 
S. 103); 

§ 24 und § 25 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen - Le¬ 
bensmittelgesetz — vom 30. 11. 1962 (GBl. I 
S. 111) i. d. F. des Anpassungsgesetzes; 

§ 35 der Strahlenschutzverordnung vom 10. 6. 
1964 (GBl. II S. 655) i. d. F. des Anpassungsge¬ 
setzes und in Verbindung mit der Strahlenschutz¬ 
verordnung vom 26. 11. 1969 (GBl. II S. 627) in 
Verbindung mit der Bekanntmachung über das In¬ 
krafttreten des Abkommens zwischen der Regie¬ 
rung der DDR und der Internationalen Atomener¬ 
gieorganisation über die Anwendung von Sicher¬ 
heitskontrollen im Zusammenhang mit dem Ver¬ 
trag über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaf¬ 
fen vom 23. 3. 1972 (GBl. I S. 181); 

§§ 47 ^ 48, 49, 50 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim 
Menschen vom 20. 12. 1965 (GBl. I 1966 S. 29) 
i. d. F. der Ziff. 42 der Anlage zum Anpassungsge¬ 
setz; 

Abschnitt XI des Gesetzes über das Veterinärwesen 
vom 20. 6. 1962 (GBL I S. 55) i. d. F. des Anpas¬ 
sungsgesetzes; 

§ 10 und § 11 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Suchtmitteln - Suchtmittelgesetz - vom 19. 12. 
1973 (GBL I S. 572). 
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Verkehrsstraftaten 

§ 62 des Gesetzes über die zivile Luftfahrt vom 
31. 7. 1963 (GBl. IS. 113) i. d. F. des Anpassungs¬ 
gesetzes; 

Gesetz über die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen Entführung von Luftfahrzeugen vom 12. 7. 
1973 (GBl. I S. 337). 

Die allgemeine Sicherheit als Objekt dieser 
Straftaten umfaßt zugleich einige auch durch 
Strafbestimmungen anderer Kapitel geschützte 
Objekte, beispielsweise das Leben und die Ge¬ 
sundheit der Bürger, das persönliche Eigentum, 
das sozialistische Eigentum und die sozialistische 
Volkswirtschaft. 

Die Spezifik eines Angriffs auf die allgemeine 
Sicherheit besteht darin, daß bestimmte, meist 
gemeingefährliche Mittel (Feuer, Wasser, Schuß¬ 
waffen, verdorbene Lebensmittel, Gifte usw.) 
oder gemeingefährliche Methoden eingesetzt wer¬ 
den, durch die eine allgemeine Gefahrensituation 
heraufbeschworen wird und die die Möglichkeit 
außerordentlich schwerer Folgen bis zu solchen 
mit Katastrophencharakter in sich bergen . In der 
Regel wird dabei ganz allgemein das gefahrlose 
Zusammenleben der Bürger angegriffen. Typisch 
für die Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit 
ist, daß schwere Folgen durch relativ einfache 
und wenig intensive Handlungen (brennendes 
Streichholz in der Scheune) oder durch Nachläs¬ 
sigkeiten hervorgerufen werden können. 

Die Gewährleistung der allgemeinen Sicher¬ 
heit dient zugleich dem Schutz von sich in der 
DDR aufhaltenden Besuchern wie auch von Be¬ 
nutzern der Transitwege. Mit der Gewährleistung 
einer hohen Verkehrssicherheit, der energischen, 
auch strafrechtlichen Bekämpfung jeder miß¬ 
bräuchlichen Anwendung, Ein-, Aus- oder 
Durchfuhr von Rauschgiften, Betäubungsmitteln 
und anderen Suchtmitteln sowie dem Schutz vor 
Umweltgefahren erfüllt die DDR zugleich inter¬ 
nationale Verpflichtungen. 

Die Einordnung verschiedener Strafbestim¬ 
mungen in das 7. Kapitel weist - ausgehend von 
der Angriffsrichtung - auf die gesellschaftliche 
Bewertung dieser Straftaten hin. Zugleich erge¬ 
ben sich daraus für den Einzelfall Hinweise zur 
Abgrenzung zu anderen Strafbestimmungen. 

So steht im Vordergrund bei der Bewertung der un¬ 
befugten Benutzung von Kraftfahrzeugen (§ 201 
StGB) die Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit 
und nicht in erster Linie die Beeinträchtigung von 
Eigentümerbefugnissen. 


Die Objektbestimmung ist bedeutungsvoll 
auch für die Abgrenzung zu anderen Straftaten, 
z. B. zu Verbrechen gegen die DDR. 

Wer mit dem Ziel, die Volkswirtschaft der DDR zu 

schädigen, Maschinen, technische Anlagen und 

Ausrüstungen, Gebäude usw. durch Brand zerstört, 

begeht eine Diversion nach § 103 StGB. 

Trotz der ihrem Wesen nach im einzelnen ein- 
heitlichen Angriffsrichtung sind die Straftaten ge¬ 
gen die tfiigemeine Sicherheit sehr verschiedener 
Natur und Gefährlichkeit: Sie reichen von schwe¬ 
ren Verbrechen, z. B. dem Anlegen eines Waffen¬ 
lagers oder der vorsätzlichen Herbeiführung einer' 
Flugzeugkatastrophe, bis zu Vergehen, die nicht 
mit Freiheitsstrafe bedroht werden und einfachen 
Pflichtverletzungen, Ordnungswidrigkeiten und 
Disziplinverstößen nahestehen. 

7.1.2. 

Die Rolle des Strafrechts beim Schutz 
der allgemeinen Sicherheit 

Um Bränden, Verkehrsunfällen, Arbeitsunfällen, 
Havarien und anderen Beeinträchtigungen der 
allgemeinen Sicherheit vorzubeugen, setzt der so¬ 
zialistische Staat die zur Verfügung stehenden 
wissenschaftlichen, materiellen, technischen, 
ökonomischen, rechtlichen, organisatorischen, 
bildungsmäßigen und erzieherischen Mittel ein. 
Ausgehend vom verfassungsmäßig garantierten 
Recht der Bürger auf Schutz ihrer Gesundheit und 
Arbeitskraft gibt es umfassende Maßnahmen, ins¬ 
besondere zum Gesundheits- und Arbeitsschutz 
sowie Brandschutz und zur Gewährleistung einer 
hohen Verkehrssicherheit. Besonders bedeutsam 
sind Maßnahmen, die die Werktätigen zu einem 
Verhalten befähigen und erziehen, das Ordnung 
und Sicherheit garantiert, z. B. Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ausbildung und Qualifizierung, 
eingehende Belehrung über Sicherheitsvorschrif¬ 
ten, ständige Erziehung und Selbsterziehung, 
straffe Kontrolle, regelmäßige Analyse der Ursa¬ 
chen von Unfällen, Bränden, Havarien usw. durch 
alle Verantwortlichen sowie rechtzeitige Lei¬ 
tungsentscheidungen zur Gewährleistung sicherer 
Arbeits- und Lebensbedingungen. 

Große Bedeutung hat die gesetzliche Ver¬ 
pflichtung der staatlichen Leiter, die Erfordernisse 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie des 
Brandschutzes, der Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit zum Bestandteil ihrer Leitungs¬ 
und Planungstätigkeit zu machen. Die besten Er¬ 
folge werden da erzielt, wo die gesellschaftliche 
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Mitarbeit der Kollektive in Betrieben und Wohn¬ 
gebieten ständig erweitert und vervollkommnet 
wird und die Werktätigen mit ihren Wettbewerbs¬ 
verpflichtungen konkrete Ziele zur Erhöhung der 
allgemeinen Sicherheit verwirklichen. Dabei ist 
den ideologischen Fragen des Zusammenhanges 
zwischen der Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
und der Gewährleistung der allgemeinen Sicher¬ 
heit, der Auseinandersetzung mit der in immer 
neuem Gewand auftretenden Meinung, eine hohe 
Arbeitsproduktivität bzw. hohe Verkehrsdichte 
sei mit einer Verringerung von Unfällen und Ha¬ 
varien unvereinbar, größte Aufmerksamkeit zu 
widmen. 

Das sozialistische Strafrecht ordnet sich in die 
vielfältigen staatlichen und gesellschaftlichen Ak¬ 
tivitäten um eine hohe Sicherheit ein. Es richtet 
sich mit Härte und Konsequenz gegen diejenigen, 
die vorsätzlich Brände legen, Straßensperren er¬ 
richten, Verkehrseinrichtungen zerstören, Kata¬ 
strophen oder Katastrophengefahren hervorru- 
fen. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird 
aber auch als „nachdrückliche staatliche und ge¬ 
sellschaftliche Einwirkung“ (Art. 2 Abs. 2 StGB) 
gegenüber solchen Personen wirksam, die durch 
schuldhafte Verletzung von Sicherheitsvorschrif¬ 
ten fahrlässig ernste Gefahren , bedeutende Nach¬ 
teile oder Schäden herbeigeführt haben. Die 
Strafbestimmungen zum Schutz der allgemeinen 
Sicherheit sichern alle Möglichkeiten zur differen¬ 
zierten, der Tatschwere und der Persönlichkeit 
des Täters entsprechenden Strafe, Obwohl das 
Strafrecht nur in einer relativ geringen Zahl von 
Fällen gegenüber den Verursachern von Arbeits¬ 
und Verkehrsunfällen, Bränden, Havarien usw. 
wirksam werden muß, ist die Tätigkeit des Ge¬ 
richts in jedem Fall über die Einwirkung auf den 
Rechtsverletzer hinaus wirksam zu machen, damit 
die verantwortlichen staatlichen und gesellschaft¬ 
lichen Leitungsorgane sowie die einzelnen Bürger 
entsprechende Schlußfolgerungen und Lehren für 
die weitere Zurückdrängung von Unfällen, zur 
Erhöhung der allgemeinen Sicherheit ziehen kön¬ 
nen. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wird in vie¬ 
len Fällen nicht ausschließlich an die Herbeifüh¬ 
rung eines - in seinen Ausmaßen oft mehr oder 
weniger zufälligen, vom Rechtsverletzer nicht 
immer beeinflußbaren — bestimmten Schadens 
geknüpft. Vielfach ist bereits die Herbeiführung 
eines bestimmten Gefahrenzustandes , z. B. der 
Gefahr eines Brandes, einer Katastrophe, eines 
schweren Verkehrsunfalles oder einer erhebli¬ 


chen Gefahr für das Leben oder die Gesundheit 
von Menschen, für die Begründung der strafrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit ausreichend. Der Begriff 
der Gemeingefahr , wie er in § 192 StGB definiert 
wird, spielt deshalb bei den Straftaten gegen die 
allgemeine Sicherheit eine große Rolle (§ 185 
Abs. 2, § 190 Abs. 1 bis 3, § 191a Abs. 1, 2, 
§ 191b Abs. 1, § 198 Abs. 1 und 4 StGB, § 12 
Giftgesetz). 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird 
durch die konkrete Beschreibung des herbeizu¬ 
führenden Gefahrenzustandes eingeschränkt. Im 
allgemeinen (Ausnahme § 200 StGB) werden nur 
unmittelbare Gefahrenzustände erfaßt. Der Kreis 
der Verantwortlichen ist durch die Hervorhebung 
besonderer Subjektanforderungen ebenfalls häu¬ 
fig eingeschränkt (z. B. in den §§ 193, 194, 195, 
202 und 203 StGB). 

Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit 
sind als Vorsatzstraftaten, als Fahrlässigkeitsde¬ 
likte oder als „gemischte“ oder kombinierte 
Schuldformen ausgestaltet. Die Grundstruktur 
der Tatbestände der Vorsatzstraftaten ist dadurch 
gekennzeichnet, daß durch vorsätzliche zerstöre¬ 
risch-destruktive Handlungen (Inbrandsetzen, 
vorsätzliches Zerstören von Talsperren, Schleu¬ 
sen usw.) ein schwerer Schaden oder eine Ge¬ 
meingefahr schuldhaft verursacht wird. Hinsicht¬ 
lich der Gemeingefahr wird in den Tatbeständen 
deutlich unterschieden zwischen vorsätzlicher und 
fahrlässiger Herbeiführung; die stark differenzier¬ 
ten Strafdrohungen ermöglichen eine wirkungs¬ 
volle Individualisierung im Einzelfall (§ 190 
Abs. 1 und 2 StGB). Di e schweren und besonders 
schweren Fälle werden charakterisiert durch 

— die Folgen , z. B. Tod oder schwere Körperver¬ 
letzung (§ 186 Abs. 1 Ziff. 1 StGB oder § 1 
Abs. 2 Ziff. 1 des Gesetzes über die strafrecht¬ 
liche Verantwortlichkeit wegen Entführung 
von Luftfahrzeugen) oder besonders schweren 
Sachschaden (§ 186 Abs. 2 Ziff. 2 StGB) 

— das Ausmaß von Auswirkungen , z. B. das un¬ 
befugte Herstellen von Schußwaffen, Spreng¬ 
mitteln, Munition in bedeutendem Umfang 
(§ 206 Abs. 2 StGB) oder mit hoher Feuer- 
und Sprengkraft (§ 207 Abs. 2 StGB) 

~ die besondere Intensität , z. B. das Erschweren 
des Löschens durch den Brandstifter (§ 186 
Ziff. 3 StGB) 

— Ziele und Motive , z. B. Brandstiftung, um die 
Begehung einer anderen Straftat zu ermögli¬ 
chen (§ 186 Ziff. 3 StGB). 

Bei einigen dieser Straftaten ist die Vorberei- 
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tung strafbar: gemäß § 190 Abs. 2 und 3 StGB 
(vorsätzliche Herbeiführung einer Gemeingefahr 
durch vorsätzliche Zerstörung von Talsperren, 
Rückhaltebecken u. ä.) und gemäß § 198 Abs. 1 
bis 3 StGB (vorsätzliches Bereiten von Hindernis¬ 
sen auf Verkehrswegen, durch das vorsätzlich au¬ 
ßerordentlich schwerwiegende Folgen verursacht 
werden). 

Wegen der besonderen Gefährlichkeit ist in 
einigen Fällen auch die Unterlassung der Anzeige 
gemäß § 225 Abs. 4 und 5 StGB strafbar. 

Wer von dem Vorhaben, der Vorbereitung oder der 
Ausführung eines Verbrechens gemäß § 1 des Ge¬ 
setzes über die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen Entführung von Luftfahrzeugen vor deren 
Beendigung glaubhaft Kenntnis erlangt und dies 
nicht unverzüglich zur Anzeige bringt, wird gemäß 
§ 4 dieses Gesetzes mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder bei einem Verbrechen im Sinne des § 1 
Abs. 3 dieses Gesetzes mit Freiheitsstrafe von zwei 
bis zehn Jahren bestraft. 

Wegen der besonderen Gefährlichkeit und auf 
Grund internationaler Verpflichtungen wird nach 
diesem Gesetz gemäß § 2 und § 3 mit Freiheits- • 
strafe bis zu fünf Jahren auch bestraft, wer nach der 
Begehung eines solchen Verbrechens dem Täter 
oder einem Beteiligten Beistand leistet, um ihn der 
Strafverfolgung zu entziehen oder ihm Vorteile aus 
der Straftat zu sichern, und wer einen anderen zur 
Begehung eines Verbrechens gemäß § 1 dieses Ge¬ 
setzes oder zur Teilnahme auffordert oder sich zu 
einem solchen Verbrechen anbietet , ohne daß die 
Straftat zur Ausführung kommt. 

Damit sind hier Spezialbestimmungen gegenüber 
§§ 225, 233 und 22 StGB mit einem Strafrahmen 
geschaffen worden, der nur Freiheitsstrafen vor¬ 
sieht. 

Die Straftatbestände der Fahrlässigkeitsdelikte 
kennzeichnen das Vorliegen von Pflichtverletzun¬ 
gen bzw . Disziplinverstößen , die entweder einen 
schweren Schaden (z. B. einen Brand, einen 
schweren Verkehrsunfall, den Tod oder einen er- 
erheblichen Gesundheitsschaden) oder einen Ge¬ 
fahrenzustand herbeigeführt haben (§§ 187, 
193, 194, 195, 197, § 199 Abs. 2, § 200 StGB 
und die Strafbestimmungen des Anpassungs¬ 
gesetzes). Der Gefahrenzustand wird jeweils 
charakterisiert als Gemeingefahr im Sinne des 
§ 192 StGB (z. B. in § 195 Abs. 1 StGB und 
im Zusammenhang mit den Strafbestimmungen 
im Gesetz über das Veterinärwesen und im Le¬ 
bensmittelgesetz) oder eingeschränkt als unmit¬ 
telbare Gefahr für Gesundheit oder Leben eines 
Menschen bzw. auch für Sachen (z. B. in § 187, 

§ 193 Abs. 1, §§ 194, 197 StGB). Ausnahms¬ 


weise wird in § 200 Abs. 1 und 2 von der Herbei¬ 
führung einer allgemeinen Gefahr für Leben und. 
Gesundheit anderer Menschen gesprochen. 

Pflichtverstöße, die noch nicht zu einem Schaden 
geführt haben, wohl aber zu einem bestimmten, 
vom Gesetz konkret beschriebenen Gefahrenzu¬ 
stand, ziehen in der Regel strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit vor einem Organ der gesellschaftlichen 
Rechtspflege oder Strafen ohne Freiheitsentzug 
(§§ 187, 193 und § 199 Abs. 2 StGB) nach sich, in 
einigen Fällen auch Freiheitsstrafen bis zu höch¬ 
stens einem Jahr oder bis zu zwei Jahren (§§ 191, 
191a, 194, § 200 Abs. 1 und 2, § 201 StGB). In die¬ 
sen Fällen richtet sich die Strafe auch an die Kollek¬ 
tive und staatlichen Leiter. Sie sollen — ganz abgese¬ 
hen von der Pflicht, auf den Rechtsbrecher erziehe¬ 
risch einzuwirken - aus den gefährlichen Disziplin¬ 
verstößen rechtzeitig die Lehren zur Verhinderung 
von Unfällen, Bränden, Katastrophen ziehen. 

Wurden der Tod eines Menschen oder eine 
schwere Körperverletzung bzw. ein erheblicher 
Gesundheitsschaden oder ein besonders schwerer 
Sachschaden schuldhaft verursacht, wird in der 
Regel Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren (§ 191b 
Abs. 2, § 196 Abs. 2 StGB; anders bei der fahr¬ 
lässigen Verursachung eines Brandes) angedroht. 

Freiheitsstrafen von einem bis zu fünf Jahren 
werden angedroht, wenn 

- mehrere Menschen getötet werden oder 

- die Handlung auf einer rücksichtslosen Verlet¬ 
zung von Bestimmungen zum Schutze von Le¬ 
ben und Gesundheit (oder Eigentum anderer) 
beruht oder der Täter seine Sorgfaltspflicht im 
gesellschaftlichen Zusammenleben in beson- ■ 
ders verantwortungsloser Weise verletzt hat 
(§ 191b Abs. 3, § 196 Abs. 3 StGB). 

Wurden durch die Disziplinverletzung meh¬ 
rere Menschen getötet und liegen zugleich die be¬ 
reits genannten besonders negativen subjektiven 
Momente vor, kann die Freiheitsstrafe gemäß 
§ 188 Abs. 3, § 191b Abs. 3, § 193 Abs. 3, § 196 
Abs. 3 StGB bis auf acht Jahre erhöht werden 
(bei besonders schweren fahrlässigen Vergehen 
im Sinne des § 1 Abs. 2 letzter Satz StGB). 

7 . 1 . 3 . 

Die Arten der Straftaten gegen die 
allgemeine Sicherheit 

Bei den Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit 
sind fünf Arten zu unterscheiden: 

1. Brandstiftung und andere gemeingefährliche 
Straftaten (§§ 185 bis 192 StGB sowie nach ver¬ 
schiedenen Einzelgesetzen in Zusammenhang 
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mit dem Umgang mit Giften, Arzneimitteln, Le¬ 
bensmitteln, im Zusammenhang mit Maßnahmen 
des Strahlenschutzes, Maßnahmen zur Verhütung 
und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen und zur Verhütung und Bekämp¬ 
fung von Tierseuchen sowie im Zusammenhang 
mit dem Mißbrauch von Suchtmitteln). 

Die in Einzelgesetzen enthaltenen Straftatbe¬ 
stände wurden deshalb nicht in das Strafgesetz¬ 
buch aufgenommen, weil derartige Straftaten nur 
von einem begrenzten Kreis von Personen be¬ 
gangen werden können und weil die Strafbestim¬ 
mungen nur im Zusammenhang mit der präzisen 
gesetzlichen Regelung des Umgangs mit Lebens¬ 
mitteln, Suchtmitteln, Arzneimitteln usw. ver¬ 
ständlich sind. 

2. Straftaten gegen den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz . Die §§ 193 bis 195 StGB richten sich ge¬ 
gen gefährliche Pflichtverletzungen durch Ver¬ 
antwortliche für den Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutz (§ 193 StGB), für die Gewährleistung der 
Gebrauchssicherheit (§ 194 StGB), im Bereich 
der Produktion, des Handels, der Reparaturen 
und Dienstleistungen, im Bereich des Bauwesens 
(§ 195 StGB). 

3. Verkehrsstraftaten. In den §§ 196 bis 201 
StGB werden die Herbeiführung eines schweren 
Verkehrsunfalles und bestimmte Pflichtverlet¬ 
zungen, die die Gefahr von Verkehrsunfällen her¬ 
beiführen, mit Strafe bedroht. 

Nach § 62 des Gesetzes über die zivile Luft¬ 
fahrt wird bestraft, wer ein Luftfahrzeug ohne die . 
erforderliche „ Erlaubnis führt. In Übereinstim¬ 
mung mit übernommenen völkerrechtlichen Ver¬ 
pflichtungen und mit dem Ziel, die Sicherheit der 
Flüge auf In- und Auslandslinien und den Schutz 
für Leben und Gesundheit der Passagiere zu er¬ 
höhen, werden im Gesetz über die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit wegen Entführung von Luft¬ 
fahrzeugen schwere Strafen - bis zu lebenslängli¬ 
cher Freiheitsstrafe - angedroht. 

4. Straftaten gegen den Nachrichtenverkehr , In 
den §§ 202 bis 205 StGB sind alle Strafrechts¬ 
normen zusammengefaßt, deren Verletzung die 
Zuverlässigkeit der Nachrichtenbeförderung und 
Nachrichtenübermittlung mit Post- und Fernmel¬ 
deanlagen erheblich beeinträchtigt. 1 ) 

Paragraph 202 StGB gewährleistet von der straf¬ 
rechtlichen Seite her das in Art. 31 der Verfassung 
verbürgte Grundrecht auf Schutz des Post- und 
Fernmeldegeheimnisses. 


Er schützt den Inhalt der der Deutschen Post zur 
Beförderung oder Übermittlung anvertrauten 
Nachrichten vor Unbefugten und Nichtberechtig¬ 
ten. Im Unterschied zur Verletzung des Briefge¬ 
heimnisses nach § 135 StGB kommen als Verant¬ 
wortliche nur Mitarbeiter und Beauftragte der 
Deutschen Post in Frage. 

Paragraph 203 StGB richtet sich gegen die Unter¬ 
drückung von Nachrichten jeder Art, die die Deut¬ 
sche Post vermittelt, und § 204 StGB gegen mecha¬ 
nische Eingriffe, z. B. Kabelschädigungen oder 
elektrische Einwirkungen, die die Funktionsfähig¬ 
keit der Nachrichtenverkehrsmittel beeinträchti¬ 
gen. 

Mit § 205 StGB werden in Übereinstimmung mit 
internationalen Verpflichtungen Sicherheit und 
Ordnung des Nachrichtenverkehrs gewährleistet, 
soweit Funkanlagen, insbesondere Sender, einge¬ 
setzt werden. 

Als Straftaten nach §§ 202 bis 205 StGB werden 
nur vorsätzlich begangene Handlungen erfaßt. 
Fahrlässige Eingriffe sind Ordnungswidrigkeiten 
oder Disziplinarvergehen. 2 ) 

5. Mißbrauch von Waffen und Sprengmitteln . 
Die §§ 206 bis 209 StGB richten sich gegen den 
unkontrollierten Besitz von Schußwaffen, wesent¬ 
lichen Teilen davon, Munition oder Sprengmit¬ 
teln. 

1 . 2 . 

Brandstiftung und andere 
gemeingefährliche Straftaten 

Gemeingefahr 

Der in § 192 StGB gesetzlich definierte Begriff 
der Gemeingefahr gilt für § 185 Abs. 2, §§ 190, 
191 a, 191 b, § 195 Abs. 1, § 198 Abs. 1 und 4 
StGB sowie für die Strafbestimmungen des Le¬ 
bensmittelgesetzes. Eine Gemeingefahr ist eine 
unmittelbare Gefahr für 

— das Leben oder die Gesundheit von Menschen 

— bedeutende Sachwerte oder 

— die lebenswichtige Versorgung der Bevölke¬ 
rung. 

Unabhängig davon, ob in den einzelnen Tat¬ 
beständen ausdrücklich darauf Bezug genommen 
wird, charakterisiert dieser Begriff das Wesen al¬ 
ler im 1. Abschnitt zusammengefaßten Straftaten. 
Eine unmittelbare Gefahr liegt vor, wenn ange- 

1 Vgl. Bäcker, „Der strafrechtliche Schutz des Nach¬ 
richtenverkehrs“, Wissenschaftliche Zeitschrift der 
Hochschule für Verkehrswesen „Friedrich List“ 
Dresden, 4/1965, S. 703 ff, 

2 Vgl. a. a. O. 
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sichts der konkreten Situation der bestehende Ge¬ 
fahrenzustand jeden Augenblick aus der Mög¬ 
lichkeit in die Wirklichkeit schädlicher Folgen 
Umschlagen kann oder - anders ausgedrückt - 
wenn der Eintritt des Schadens akut bevorsteht 
und durch das Verhalten des Verursachers nicht 
mehr begrenzt, beschränkt oder abgewendet wer¬ 
den kann. 3 ) Eine Gemeingefahr liegt auch vor, 
wenn Leben oder Gesundheit nur eines einzelnen 
Menschen betroffen sind. Ob es sich um eine Ge¬ 
fahr für bedeutende Sachwerte handelt, ergibt sich 
nicht nur aus dem Geldwert der Sachen, sondern 
auch aus ihrer Bedeutung für die Volkswirtschaft, 
die Landesverteidigung, die Kulturpflege, den 
Umweltschutz usw. Die Aufzählung der Gegen¬ 
stände in § 185 Abs. 1 StGB gibt gewisse Hin¬ 
weise für die Auslegung. 

Zur lebenswichtigen Versorgung der Bevölke¬ 
rung gehört die Versorgung mit Lebensmitteln, 
Wasser, Gas, Strom, die ärztliche Betreuung so¬ 
wie das Funktionieren des Transport- und Nach¬ 
richtenwesens. Da nur eine erhebliche Beeinträch¬ 
tigung erfaßt wird, reichen Beeinträchtigungen im 
örtlich begrenzten Raum, vorübergehende 
Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten in der 
Regel nicht aus. 

Brandstiftung 

Die Brandstiftung ist meist eine schwerwiegende 
Straftat. Sie trägt oft Verbrechenscharakter. Ob¬ 
wohl Brandstiftungen in der DDR zahlenmäßig 
relativ gering sind, werden durch sie schwerwie¬ 
gende Folgen herbeigeführt. Menschen und mate¬ 
rielle Werte werden in meist nicht mehr zu be¬ 
grenzende Gefahr gebracht. Der Anteil des durch 
Brandstiftungen verursachten Schadens am Ge¬ 
samtbrandschaden in Landwirtschaft, Industrie 
und vor allem im Wohnbereich ist erheblich. Fast 
zwei Drittel aller Brandstifter handeln unter Al¬ 
koholeinwirkung. Einige Brandstifter weisen psy- 
chopathologische Symptome auf. 4 ) 

Inbrandsetzen ist die Verursachung eines 
Schadensfeuers durch Entzünden einer Sache 
oder eines Teils derselben. Es liegt vor, wenn das 
Feuer vom Zündstoff auf einen brennbaren Ge¬ 
genstand übertragen wurde und dieser Gegen¬ 
stand nunmehr selbständig weiterbrennt oder 
ohne Flamme weiterglimmt, auch wenn der Zünd¬ 
stoff entfernt wird oder verlöscht. Die Verbren¬ 
nungsreaktion kann durch Tun oder Unterlassen 
oder dadurch eingeleitet werden, daß ein bereits 
vorhandenes Nutz- oder Schadensfeuer entspre¬ 
chend beeinflußt wird. Die teilweise oder gänzli¬ 


che Zerstörung der in § 185 Abs. 1 bezeichneten 
Gegenstände ist nicht erforderlich. In Brand ge¬ 
setzt ist eine Wohnstätte beispielsweise, wenn 
„ein Gegenstand oder ein Stoff in Brand gesetzt 
wird, der sich in oder unmittelbar an der Wohn¬ 
stätte befindet und geeignet ist, das Feuer auf die 
Wohnstätte selbst zu übermitteln“ 5 ). 

Infolge der fortschreitenden Entwicklung von 
Wissenschaft und Technik ist es möglich, in ge¬ 
meingefährlicher Weise zerstörerische Handlun¬ 
gen durch Feuer zu begehen, die mit dem Begriff 
„Inbrandsetzen“ nicht erfaßbar sind. Deshalb 
wird auch das Vernichten oder Beschädigen der in 
§ 185 Abs. 1 aufgeführten Gegenstände durch 
Feuer oder Explosion in gleicher Weise mit Strafe 
bedroht. Damit werden auch solche Gegenstände 
geschützt, die zwar nicht brennbar sind, aber 
durch Schwelen, Glimmen, Rauch, Funken, ther¬ 
mische Einwirkungen des sich entwickelnden und 
ausbreitenden Feuers vernichtet oder beschädigt 
werden können. 

Unter Explosion im engeren Sinne versteht man ei¬ 
nen plötzlich auftretenden Verbrennungsvorgang 
von Gasen, Dämpfen oder Stäuben mit Luft oder 
Sauerstoff, begleitet von stärkeren Drucksteigerun¬ 
gen und mit der Folge erheblicher Zerstörungen. Es 
werden nicht nur die durch den Gebrauch von 
Sprengmitteln oder von anderen explodierenden 
Stoffen (z. B. Unkrautbekämpfungsmitteln) her¬ 
beigeführten Explosionen erfaßt, sondern auch sol¬ 
che, die bisweilen in der Praxis als „Zerknall“ be¬ 
zeichnet werden, das sind solche, die infolge des 
Ausdehnungsbestrebens gespannter Gase in abge¬ 
schlossenen Gefäßen entstehen. 

Das Gesetz erfaßt also mit dem Begriff „Explosion“ 
als Oberbegriff auch die 

Implosion , d. h. die Zerstörung eines von Luft eva¬ 
kuierten Gefäßes oder Behälters durch den von au¬ 
ßen wirkenden Luftdruck, und die 
Dampfberstung , d. h. die Zerstörung eines Gefäßes 
oder Behälters infolge inneren Überdruckes (z. B. 
sog. Rohrreißer). 


3 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 7. 1970“, Neue Justiz, 
20/1970, S. 619. 

4 Vgl. A. Forker, Zur Untersuchung von Bränden, 
Berlin 1963; H. Kaiser, Die Branstiftungskrimi- 
nalität in der DDR, Halle 1969 (jur. Diss.). 

5 „OG-Urteil vom 20. 2. 1975“, Neue Justiz, 
15/1975, S. 463. 

6 Vgl. R. Schubert, Die systematische Untersuchung 
von Brandgefahren, Berlin 1966; H. Berensmeier, 
Handbuch des Brandschutzes, Berlin 1968; 
H. M. Schreiber/P. Porst, Löschmittel - Che¬ 
misch-physikalische Vorgänge beim Verbrennen 
und beim Löschen, Berlin 1972. 
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Verpuffungen und Detonationen als Grenzerschei¬ 
nungen der Explosion mit geringen bzw. extremen 
Auswirkungen werden ebenfalls durch den gesetzli¬ 
chen Begriff Explosion umschlossen. 6 ) 

Infolge der gesellschaftlichen Bedeutung der 
in § 185 Abs. 1 aufgezählten Gegenstände bedeu¬ 
tet ihr Inbrandsetzen, Zerstören oder Beschädi¬ 
gen durch Feuer oder Explosion in jedem Fall eine 
Gemeingefahr. Paragraph 185 Abs. 1 StGB ist als 
abstraktes Gefährdungsdelikt ausgestaltet. Das 
Vorliegen einer Gemeingefahr im Sinne des § 192 
StGB ist daher nicht ausdrücklich zu begründen. 
Da es sich um ein Delikt gegen die allgemeine Si¬ 
cherheit handelt, kommt es auf die Eigentumsver¬ 
hältnisse nicht an. Wegen Brandstiftung kann 
auch bestraft werden, wer sein eigenes Haus vor¬ 
sätzlich in Brand steckt. 

Wohnstätten sind Räumlichkeiten, die dem ständi¬ 
gen oder vorübergehenden Aufenthalt, der Unter¬ 
bringung, der Erholung von Menschen dienen. Da¬ 
bei ist unerheblich, ob sie zum Zeitpunkt der Brand¬ 
stiftung tatsächlich bewohnt waren. Erfaßt werden 
nur die unmittelbar mit der Wohnstätte verbunde¬ 
nen, brennbaren Teile, z. B. Trennwände, Wand- 
und Deckenbekleidungen, Fußböden, Fenster und 
Türen, nicht aber zur Einrichtung dienende beweg¬ 
liche Gegenstände. 7 ) 

Betriebseinrichtungen sind alle Gegenstände, die für 
den Produktionsprozeß notwendig sind, also auch 
Garagen, Werkstätten, Küchen, Einrichtungen für 
die kulturelle und medizinische Betreuung der 
Werktätigen. 

Zu Verkehrseinrichtungen sind nicht nur die ent¬ 
sprechenden baulichen Anlagen zu zählen, sondern 
nach § 198 Abs. 1 StGB auch Verkehrsmittel, Ver¬ 
kehrswege, Warnanlagen, Signalanlagen der Bahn, 
der Luftfahrt und Schiffahrt sowie des Straßenver¬ 
kehrs (vgl. dazu auch § 2 der VO über die öffentli¬ 
chen Straßen — Straßenverordnung — vom 22. 8. 
1974, GBl. I S. 515). 

Bauwerke sind für die Dauer oder vorübergehend 
errichtete ortsfeste Bauten im festen Verband mit 
dem Erdboden, wie Rohbauten, Brücken, Tragluft¬ 
hallen, Zirkuszelte usw. (vgl. Teil I, Ziff. 5a und 6 
der AO Nr. 2 über verfahrensrechtliche und bau¬ 
technische Bestimmungen im Bauwesen - Deutsche 
Bauordnung (DBO) - vom 2. 10. 1958, GBl.-Sdr. 
Nr. 287). 

Bestraft wird nach § 185 Abs. 1 StGB, wer 
vorsätzlich die aufgezählten Gegenstände in 
Brand setzt oder durch Feuer oder Explosion ver¬ 
nichtet oder beschädigt. 

Paragraph 185 Abs. 2 StGB schützt andere als 
die in Abs. 1 aufgezählten Gegenstände vor 
Brandstiftung, zum Beispiel Kunstwerke. Die er¬ 


schöpfende Aufzählung der Gegenstände in 
Abs. 1 wird in Abs. 2 sehr verallgemeinernd er¬ 
weitert. Um die Tat deutlich abzuheben von einer 
Sachbeschädigung, wurde der Tatbestand als 
konkretes Gefährdungsdelikt ausgestaltet. Eine 
Brandstiftung im Sinne des § 185 Abs. 2 liegt nur 
vor, wenn dadurch fahrlässig eine Gemeingefahr 
im Sinne des § 192 StGB herbeigeführt worden 
ist; die betreffenden Gegenstände müssen also 
selbst einen bedeutenden Sachwert repräsentie¬ 
ren, oder ihre Vernichtung oder Beschädigung 
muß die lebenswichtige Versorgung der Bevölke¬ 
rung erheblich beeinträchtigen oder in sonstiger 
Weise eine Gefahr für Leben oder Gesundheit 
von Menschen hervorrufen. 

Bestraft wird, wer diese anderen Gegenstände 
vorsätzlich in Brand setzt und dadurch zumindest 
fahrlässig eine Gemeingefahr im Sinne des § 192 
StGB herbeiführt. 

Hat der Täter sich bewußt entschieden, einen Ge¬ 
genstand in Brand zu setzen, von dem er weiß, daß 
er einen bedeutenden Sachwert darstellt bzw. daß 
dessen Vernichtung oder Beschädigung die lebens¬ 
wichtige Versorgung der Bevölkerung erheblich be¬ 
einträchtigt oder eine Gefahr für Leben oder Ge¬ 
sundheit eines Menschen bedeutet, handelt er auch 
im Hinblick auf die Gemeingefahr vorsätzlich; er ist 
folglich nach § 185 Abs. 2 zur Verantwortung zu 
ziehen. Ebenso wird er bestraft, wenn er voraus¬ 
sieht, daß er durch das Inbrandsetzen eine Gemein¬ 
gefahr verursachen könnte, aber leichtfertig darauf 
vertraut, daß diese Folgen nicht eintreten werden 
(§ 7 StGB). Die Fahrlässigkeit nach § 8 StGB, die 
im Kern darin besteht, daß der Täter bewußt (oder 
unbewußt) bestimmte Pflichten verletzt, ohne vor¬ 
auszusehen, daß die Folgen (hier die Gemeinge¬ 
fahr) herbeigeführt werden, reicht zu einer Bestra¬ 
fung wegen vorsätzlicher Brandstiftung nicht aus. 
Es kann sich dann um die fahrlässige Verursachung 
eines Brandes nach § 188 StGB handeln oder um 
eine Gefährdung der Brandsicherheit nach § 187 
StGB. Eventuell ist auch zu prüfen, ob der Täter ei¬ 
ner Beschädigung sozialistischen Eigentums (§ 163 
und § 164 StGB) oder einer Sachbeschädigung 
(§ 183 und § 184 StGB) schuldig ist. 

Es ist zu beachten, daß für Handlungen nach 
§ 185 Abs. 2 StGB die gleichen Strafen angedroht 
werden wie für die Brandstiftung gemäß Abs. 1. 

Infolge der Spezifik der Branddelikte kann die 
Unterscheidung zwischen einer versuchten und ei¬ 
ner vollendeten Brandstiftung kompliziert sein. 
Versuchte Brandstiftung liegt beispielsweise vor, 
wenn der Täter den Zündstoff entfacht hat, das 

7 Vgl. „OG-Urteil vom 20. 2. 1975“, a. a. O. 
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Feuer aber noch nicht den im Gesetz bezeichnten 
Gegenstand (z. B. die Tür oder Decke einer Wohn¬ 
stätte) erreicht hat, sei es, weil der Tater gestört 
wurde oder der Gegenstand wegen der Feuchtigkeit 
nicht brannte. 8 ) In dem Augenblick, in dem das 
Feuer auf den Gegenstand übertragen worden ist, 
liegt vollendete Inbrandsetzung vor, auch wenn der 
Brand sofort gelöscht wurde und kein weiterer 
Schaden entstanden ist. Mit Rücksicht auf die ge¬ 
meingefährliche Natur der Branddelikte werden an 
die Vollendung der Tat relativ geringe Anforderun¬ 
gen gestellt. 9 ) 

Versuchte Brandstiftung kann auch vorliegen, 
wenn der Täter es vorsätzlich zuläßt, daß Gase 
ausströmen, die mit Luft ein explosives Gemisch 
ergeben, die Explosion aber verhindert wurde. 
Auch beim Anbringen einer Zeitzünderanlage, 
die vor der Zündung entdeckt wurde, handelt es 
sich um versuchte Brandstiftung. 

Für die Feststellung des Grades der strafrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit ist der Umfang des 
Brandschadens zu berücksichtigen. 

Brandschaden umfaßt die unmittelbar durch 
den Brand entstandenen Auswirkungen, vor al¬ 
lem die Schäden, die 

- auf unmittelbarer Einwirkung durch den 
Brand beruhen 

- unvermeidliche Folgen des Brandes sind 

- durch Lösch- und Rettungsmaßnahmen verur¬ 
sacht wurden sowie 

- aus den Kosten für Schadensminderungs-, 
Aufräumungs- und Abbruchmaßnahmen oder 
ähnlichen Folgen entstanden sind. 10 ) 

Der Umfang des Schadens hängt nicht allein 
vom materiellen Wert ab, sondern entsprechend 
der Legaldefinition der Gemeingefahr z. B. auch 
von den entstandenen Versorgungslücken. Für die 
Strafart und -höhe ist der Umfang des Brandscha¬ 
dens — in analoger Anwendung der Grundsätze 
der § § 11 und 12 StGB - nur insoweit von Bedeu¬ 
tung, als sich das Verschulden des Täters darauf 
erstreckt. 

Die Motive der Tat (z. B. Rache, Haß) und 
Ziele sind sorgfältig zu prüfen. Bei staatsfeindli¬ 
cher Zielsetzung kann Diversion (§ 103 StGB) 
vorliegen. 

Schwere Brandstiftung 

Grundtatbestand der schweren Brandstiftung ge¬ 
mäß § 186 StGB ist der § 185 StGB. In den Zif¬ 
fern 1 bis 3 des § 186 StGB werden die objektiven 
und subjektiven Voraussetzungen einer erhöhten 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit festgelegt. 


Auf welche Weise der Tod gemäß Ziff. 1 ein- 
tritt, ob durch Ersticken, Verbrennen, Erschlagen 
infolge herabstürzender Teile oder z. B. auch 
durch das Verfehlen des Sprungtuches, ist uner¬ 
heblich, soweit der Eintritt des Todes auf den 
Brand zurückzuführen ist. Der schwere Fall kann 
auch vorliegen beim Tod oder bei der schweren 
Körperverletzung löschender oder bergender Per¬ 
sonen, also solcher, die sich ursprünglich nicht im 
Brandobjekt befanden. In bezug auf die Folgen 
muß Fahrlässigkeit (§11 StGB) nachgewiesen 
werden. Hat der Brandstifter einen Menschen 
durch die Brandstiftung vorsätzlich getötet, dann 
steht die Handlung in Tateinheit mit Mord (§ 112 
Abs. 2 Ziff. 2 StGB). 

Unter einer Vielzahl von Menschen (Ziff. 1) 
sind mindestens zehn Personen zu verstehen. 

Ein besonders schwerer Schaden (Ziff. 2) liegt 
vor, wenn erhebliche materielle Werte vernichtet 
wurden (z. B. ein großes Saatgutlager) oder der 
Aufwand zur Bekämpfung des Schadensfeuers 
sehr hoch oder die Bergungsaktionen sehr auf¬ 
wendig und sehr kompliziert sind oder wenn 
wertvolle Kulturgüter (unersetzliche Gemälde, 
wertvolle Bücher, Porzellan oder Goldschmiede¬ 
arbeiten) dem Brand zum Opfer fielen. Vorausge¬ 
setzt ist, daß dem Täter die objektiven Umstände 
bekannt waren, die die besondere Schwere des 
Schadens ausmachen (§11 Abs. 1 StGB), oder 
daß ihm die Umstände bekannt waren, aus denen 
die schweren Folgen entstanden sind, bzw. daß er 
diese auf andere Weise hätte voraussehen können 
(§ 11 Abs. 2 StGB). 

Schwere Brandstiftung liegt auch dann vor, 
wenn der Täter durch die Tat die Begehung einer 
anderen Straftat ermöglichen oder die Aufdeckung 
einer anderen Straftat verhindern wollte (Ziff. 3). 

Begehung umfaßt Vorbereitung, Versuch und Aus¬ 
führung. Unter Aufdeckung ist nicht nur das Be¬ 
kanntwerden der Straftat, sondern auch die umfas¬ 
sende Aufklärung zu verstehen (Brandstifung mit 
dem Ziel, Inventur und Überprüfung der Finanzun¬ 
terlagen, Feststellung des Umfangs eines Eigen¬ 
tumsdelikts zu verhindern). Das Vorliegen einer 


8 Vgl. W. Hennig, „Strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit bei Vorbereitung und Versuch einer Straftat“, 
Neue Justiz, 2/1975, S. 40 ff. 

9 Vgl. „OG-Urteil vom 20. 2. 1975“, a. a. O,, 
S. 462 ff. 

10 Vgl. H. Berensmeier/F. Etzold/S. Wittenbeck, 
Verantwortung und Verantwortlichkeit im Arbeits¬ 
schutz, Brandschutz und Katastrophenschutz, Ber¬ 
lin 1974, S. 22 f. 
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schweren Brandstiftung hängt nicht davon ab, daß 
der Täter sein Ziel erreicht hat. 11 ) 

Wird nach der ersten Brandstiftung eine zweite vor¬ 
genommen, um von seiner Person abzulenken oder 
den Verdacht auf andere Bürger zu richten, dann 
liegt im zweiten Fall eine schwere Brandstiftung 
gemäß § 186 StGB vor. 

Das Erschweren oder Verhindern des Löschens des 
Brandes (Ziff. 3) kann vor , während oder nach der 
Tat durch Tun oder pflichtwidriges Unterlassen ge¬ 
schehen (z. B. durch Entfernen oder Unbrauch¬ 
barmachen der Löschgeräte, Fehlleitung der anrük- 
kenden Feuerwehr, Ablassen des angestauten 
Löschwassers). Das Erschweren oder Verhindern 
des Löschens ist nachzuweisen. Ist es vorsätzlich er¬ 
folgt, liegt eine schwere Brandstiftung vor. 

Fahrlässige Verursachung eines Brandes 
Das fahrlässige Verursachen von Bränden ist häu¬ 
figer als die vorsätzliche Brandstiftung und be- 
•wirkt jährlich ebenfalls große Brandschäden. 
Unachtsamer Umgang mit offenem Feuer, unge¬ 
nügende Mängelbeseitigung an schadhaften Feu¬ 
erstätten, Hervorrufen von Wärmestauungen an 
Öfen oder eingebauten Leuchten, Heißlaufenlas¬ 
sen von Lagern in Maschinen, unsachgemäßes 
Schneiden und Schweißen, unsachgemäßes Er¬ 
richten elektrischer Anlagen, fehlerhafte Lage¬ 
rung entzündlicher Stoffe und andere Nachlässig¬ 
keiten verursachen unserer Gesellschaft und auch 
den Bürgern hohe Verluste. 

Die objektive Seite der fahrlässigen Brandver¬ 
ursachung bezieht sich auf die in § 185 StGB be¬ 
schriebenen Handlungen. Der Brandschaden bzw. 
das Schadensfeuer müssen auf eine Pflichtverlet¬ 
zung zurückzuführen sein (Kausalität). 

Die Rechtspflichten ergeben sich gemäß § 9 StGB 
aus vielfachen Quellen. So ergibt sich aus der Ver¬ 
antwortung eines staatlichen Leiters für den Ge- 
sundheits-, Arbeits- und Brandschutz auch seine 
Verpflichtung, sich das erforderliche Wissen über 
die maßgeblichen brandschutzrechtlichen Bestim¬ 
mungen zu verschaffen und dieses Wissen in Beleh¬ 
rungen zu vermitteln. 12 ) Zu prüfen ist unter Um¬ 
ständen, ob er dazu tatsächlich in der Lage war, z. B. 
wenn bestimmte Standards, TGL usw. nicht allge¬ 
mein zugänglich sind. 

In vielen Fällen ist die mangelhafte Belehrung und 
Unterweisung von Werktätigen durch Leitungs¬ 
kräfte die ausschlaggebende Rechtspflichtverlet¬ 
zung, die zum Entstehen von Bränden führt. Die 
Rechtspflicht eines Leiters, schriftliche Festlegun¬ 
gen zur Verhütung von Brandgefahren zu treffen 
(z. B. im Zusammenhang mit Schweißarbeiten), 
wird nicht dadurch aufgehoben, daß er den mit der 
Ausführung der Arbeiten beauftragten Werktäti¬ 


gen mündliche Hinweise zur Einhaltung des Brand¬ 
schutzes gibt. 13 ) 

Häufig handelt es sich auch um eine Verletzung von 
Berufspflichten. So ist ein Werktätiger, der 
Schweiß- und Schneidearbeiten ausführt und ent¬ 
sprechend ‘ausgebildet worden ist, für die Einhal¬ 
tung der Sicherheitsbestimmungen im Rahmen sei¬ 
ner Arbeitsbefugnisse verantwortlich. 14 ) 

Mitunter ergeben sich die Rechtspflichten im Zu¬ 
sammenhang mit einer Brandverursachung aus § 9 
StGB dadurch, „daß er durch sein Verhalten für an¬ 
dere Personen oder für die Gesellschaft besondere 
Gefahren heraufbeschwört“ 15 ). 

Im Zusammenhang mit § 188 StGB sind häu¬ 
fig komplizierte Kausalverläufe zu untersuchen. 
Bei der Untersuchung der Ursachen einer Explo¬ 
sion sind nachträglich oft nicht mehr alle Einzel¬ 
heiten des Geschehensablaufes exakt festzustel¬ 
len. Hier müssen auf Grund der Vorgefundenen 
Situation unter Berücksichtigung naturwissen¬ 
schaftlicher, technischer Gesetzmäßigkeiten so¬ 
wie der zeitlichen und räumlichen Bedingungen 
zwingende Schlüsse gezogen werden. 16 ) Dabei 
sind alle Bedingungen, die zu einem Brand oder zu 
einer Explosion führten, in die Untersuchung ein¬ 
zubeziehen, ihre Wertigkeit ist zu bestimmen. 

Bei einem Turbinenbrand, der durch unzulässige 
und unsachgemäße Arbeiten am Ölkreislauf ent¬ 
stand, hatten die Angeklagten nicht nur den Ölaus¬ 
tritt, sondern auch die Entzündung des Öls an 
nichtisolierten Frischdampfleitungen zu verantwor¬ 
ten. In einem Betrieb, in dem es noch viele weitere 
Entzündungsmöglichkeiten gibt, ist auch diese Ent¬ 
zündungsmöglichkeit in Rechnung zu stellen. 

Stets sind die Pflichtverletzungen aller in 
Frage kommenden Personen und die von ihnen in 
Gang gesetzten Kausalverläufe im Zusammen¬ 
hang zu prüfen. 

In einer Bürobaracke ließ die Raumpflegerin über 
Nacht entgegen ihren Pflichten und ihrer sonstigen 
Gewissenhaftigkeit den Hauptstromschalter einge¬ 
schaltet. Die Angestellten B. und C. zogen gewohn¬ 
heitsmäßig den Stecker der Heizsonne nicht aus der 
Steckdose, um die Beheizung der Räume zu verlän- 


11 Vgl. „OG-Urteil vom 20. 2. 1975“, a. a. O. 

12 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 9. 1973“, Neue Justiz, 
1/1974, S. 25 ff. 

13 Vgl. ebenda. 

14 Vgl. „OG-Urteil vom 17. 10. 1973“, Neue Justiz, 
4/1974, S. 118 ff. 

15 „OG-Urteil vom 21. 8. 1970“, Neue Justiz, 
23/1970, S. 711. 

16 Vgl. „OG-Urteil vom 6. 5. 1966“ Neue Justiz, 
19/1966, S. 605. 
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gern. Sie vertrauten darauf, daß mit Ausschalten des 
Hauptschalters auch die Heizsonne verlöschen wer¬ 
de. Durch die stundenlange intensive Wärmestrah¬ 
lung entzündeten sich die in einem Regal stehenden 
Akten. Die Zimmereinrichtung verbrannte. Die 
Angestellten hatten sich ebenso wie die Raumpfle¬ 
gerin nach § 188 Abs. 1 StGB zu verantworten. 

In der Küche seines Wochenendhauses stellte S. ei¬ 
nen zweiflammigen Propangaskocher auf. Die 5- 
kg-Flasche für Flüssiggas brachte er vorschriftswid¬ 
rig in einem mit Deckel verdeckten, mit Fliesen 
ganzwandig ausgelegten kleinen Keller ohne Lüf¬ 
tung unter, der sich unterhalb der Küche befand, 
und verlängerte unzulässigerweise den Schlauch. 
Der für die Errichtung der Anlage zuständige K. 
stellte aus Gefälligkeit den Abnahmeschein für In¬ 
dustriegas-Anlagen im Haushalt aus, ohne den Auf¬ 
stellort gesehen zu haben. Obwohl alle Familien¬ 
mitglieder versichern, mit Propangas stets vorsichtig 
umgegangen zu sein, kam es, als der Schwiegervater 
des S. mit einem offenen Licht in das Kellergelaß 
leuchtete, zu einer Explosion, bei der der Schwie¬ 
gervater und die Ehefrau des S. getötet wurden und 
das Wochenendhaus vollständig zertrümmert 
wurde. Das Propangas war in einer solchen Menge 
in das Kellergelaß ausgeströmt, daß die Explosions¬ 
grenze erreicht war. 

Nach der ASAO 873 (GBl.-Sdr. Nr. 176) ist der zu¬ 
ständige Errichter für die Prüfung der Räume ver¬ 
antwortlich, in denen Propangasanlagen aufgestellt 
werden. Es ist verboten, Propangasflaschen im Kel¬ 
ler oder dort aufzustellen, wo tieferliegende, nicht 
belüftbare Räume vorhanden sind. 

K. hat sich wegen fahrlässiger Brandverursachung 
(§ 188 StGB) in Tateinheit mit fahrlässiger Tötung 
(§ 114 StGB) zu verantworten. Aber auch S. hat 
sich nach § 188 StGB in Tateinheit mit § 114 StGB 
strafbar gemacht, da er gegen die ,,Richtlinien bei 
der Verwendung von Propan, Butan oder Dimethyl¬ 
äther in privaten Haushaltungen und Gaststätten 
jeder Art“ verstieß und die Anlage eigenmächtig 
entgegen den technischen Grundsätzen veränderte. 

Der Kausalzusammenhang wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß das schädigende Ereignis 
durch das Aufeinandertreffen von Rechtspflicht¬ 
verletzungen verschiedener Personen — auch un¬ 
abhängig voneinander — bewirkt wird. 

Wenn die den Brand verursachende Rechtspflicht¬ 
verletzung von mehreren Personen begangen sein 
kann, jedoch nicht festzustellen ist, welche der be¬ 
treffenden Personen die das Ereignis auslösende 
Handlung vorgenommen hat, ist eine Verurteilung 
nach § 188 StGB nicht möglich (z. B. wenn festge¬ 
stellt worden ist, daß die Ursache der Brandentste¬ 
hung ein in einer Scheune weggeworfener Zigaret¬ 
tenstummel war, und feststeht, daß mehrere Perso¬ 
nen unabhängig voneinander in der in Frage kom¬ 


menden Zeit den Rest ihrer Zigarette weggeworfen 
haben); eventuell kommt eine Verurteilung wegen 
Gefährdung der Brandsicherheit gemäß § 187 
StGB in Frage. * 

Bei der Feststellung der Fahrlässigkeit gemäß 
§ 188 StGB spielt eine besondere Rolle, ob der 
Täter die Folgen vorausgesehen hatte oder hätte 
voraussehen müssen. 17 ) 

In einem VEB war es beim leichtfertigen Transport 
von einigen Litern Toluol, einer hochbrennbaren 
Flüssigkeit, zu einem Brand gekommen, bei dem 
drei Werktätige schwere Verbrennungen erlitten. 
Das Toluol war in ungesicherten Gasflaschen mit 
einem Fahrradanhänger ins Werkgelände transpor¬ 
tiert worden, war ausgelaufen und durch ein Licht¬ 
gitter in die untere Etage getropft, wo es sich an ei¬ 
ner 200-Watt-Glühlampe entzündete. Einleitender 
Mitarbeiter hatte bewußt seine Rechtspflicht da¬ 
durch verletzt, daß er entgegen einer Auflage keine 
Schutzglocken über den Glühlampen hatte anbrin¬ 
gen lassen. Dennoch wurde er strafrechtlich nicht 
zur Verantwortung gezogen, weil er die Folgen sei¬ 
ner Pflichtverletzung nicht vorausgesehen hat und 
sie auch nicht voraussehen konnte. Ihm war nicht 
bekannt und konnte nicht bekannt sein, daß in dem 
Treppenhaus, das im wesentlichen aus unbrennba¬ 
ren Materialien errichtet ist, in großen Zeitabstän¬ 
den kleinere Mengen hochbrennbarer Flüssigkeit 
transportiert wurden. 18 ) 

In Abs. 2 und 3 des § 188 StGB werden 
schwere und besonders schwere Fälle fahrlässiger 
Brandverursachung beschrieben. Die Folgen 
müssen entsprechend § 12 StGB von der Fahrläs¬ 
sigkeit umfaßt sein. 

Bei einem durch schuldhafte Verletzung von 
Rechtspflichten verursachten Brand wurde auf 
Grund ungenügenden Anti-Havarietrainings die 
rechtzeitige Alarmierung der betrieblichen Lösch¬ 
kräfte bzw. der örtlichen Feuerwehr unterlassen. 
Dadurch entwickelte sich der Brand zu einem 
Großbrand. Hier war zu prüfen, ob das pflichtwid¬ 
rige Unterlassen für das Entstehen des Großbran¬ 
des mit ursächlich gewesen ist und ob der Täter die 
Ausbreitung zu einem Großbrand hätte vorausse¬ 
hen können. 19 ) 

In § 188 Abs. 3 StGB werden Freiheitsstrafen 
von einem bis zu acht Jahren für den Fall ange¬ 
droht, daß durch die Verursachung des Brandes 
mehrere Menschen (d. h. mindestens zwei) den 

17 Vgl. „OG-Urteil vom 1. 7. 1966“, Neue Justiz, 
4/1967, S. 132. 

18 Vgl. „OG-Urteil vom 22. 8. 1973“, Neue Justiz, 
3/1974, S. 90 ff. 

19 Vgl. „OG-Urteil vom 1. 7. 1966“, a. a. O. 
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Tod fanden und die Handlung auf einer rück¬ 
sichtslosen Pflichtverletzung beruht oder der Täter 
seine Sorgfaltspflichten in besonders verantwor¬ 
tungsloser Weise verletzte . 

Hin Student mischte im Keller eines großen Wohn¬ 
hauses Waschbenzin für seinen Motorroller, obwohl 
er von Hausbewohnern mehrfach auf die Gefähr¬ 
lichkeit und Pflichtwidrigkeit seines Tuns hingewie¬ 
sen worden war. Er schloß alle Türen und Fenster. 
Beim Umfüllen kam es zur elektrostatischen Aufla¬ 
dung und zur Entzündung des im Kellerraum ent¬ 
standenen Waschbenzindampf-Luft-Gemisches. 
Durch die Explosion wurden ein Rentnerehepaar 
und ein Kind tödlich verletzt; das Haus wurde durch 
die Explosion und den nachfolgenden Brand schwer 
beschädigt. Das Mischen von Waschbenzin in einem 
geschlossenen Raum stellt eine rücksichtslose Ver¬ 
letzung der einschlägigen Bestimmungen zum Um¬ 
gang mit leicht brennbaren Flüssigkeiten dar. Durch 
diese Pflichtverletzung fanden drei Menschen den 
Tod. 

Tätige Reue 

Paragraph 189 StGB läßt, über § 21 Abs. 5 
StGB hinausgehend, das Absehen von Maßnah¬ 
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit auch 
nach der Vollendung der Straftat zu. Er stimuliert 
den persönlichen Einsatz des Täters zur Abwen¬ 
dung von Schäden aus einer von ihm herbeige¬ 
führten vorsätzlichen Brandstiftung oder fahrläs¬ 
sigen Brandverursachung. Diese Regelung be¬ 
rücksichtigt, daß zwischen versuchter und vollen¬ 
deter Brandstiftung keine große Zeitspanne liegt 
und daß bei der vollendeten Inbrandsetzung durch 
Eingreifen des Täters größere Schäden noch ver¬ 
hindert oder abgewendet werden können. 

Tätige Reue liegt vor, wenn der Täter aus ei¬ 
genem Entschluß den vorsätzlich gelegten oder 
fahrlässig verursachten Brand löscht und der 
Schaden über den der Inbrandsetzung nicht hin¬ 
ausgegangen ist. 

Der Rinderzuchtmeister E. bemerkte bei der 
abendlichen Fütterung nicht, daß einige glimmende 
Tabakfunken (er rauchte gewohnheitsmäßig Pfeife) 
in die Heuballen fielen. Zwei Heuballen waren in 
Brand geraten. Ohne zu zögern, ging er daran, das 
Feuer zu löschen. Der Brand selbst konnte rasch ge¬ 
löscht werden, ohne daß größerer Brandschaden als 
der lediglich durch das Inbrandsetzen der zwei 
Heuballen entstandene eingetreten war. Wegen tä¬ 
tiger Reue konnte von Maßnahmen der strafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit abgesehen werden. 

Aus einem Ehekonflikt heraus hatte sich ein ande¬ 
rer Täter entschlossen, sein Kind zu töten. Er führte 
einen Schwelbrand herbei, besann sich dann aber 


eines anderen und versuchte, sein Kind zu retten. 
Als er in die Wohnung trat, brach er unter der star¬ 
ken Rauchentwicklung zusammen. Er konnte geret¬ 
tet werden, während das Kind an den Folgen der 
Rauchgasvergiftung starb. Die Brandentwicklung 
war so weit fortgeschritten und die Rauchgasent¬ 
wicklung so stark, daß es ihm selbst unmöglich wur¬ 
de, die Folgen abzuwenden. Es ist mit dem Tod des 
Kindes ein weit größerer Schaden entstanden als der 
durch die bloße Inbrandsetzung. Tätige Reue liegt 
folglich nicht vor. 20 ) Das Bemühen des Täters kann 
bei der Strafzumessung berücksichtigt werden. 

Der Brandstifter oder Brandverursacher muß 
aus eigenem Entschluß handeln. Auch wenn der 
Täter aus Angst vor Entdeckung handelte, weil er 
sich beobachtet glaubte oder tatsächlich beobach¬ 
tet wurde, kann das Vorliegen des eigenen Ent¬ 
schlusses bejaht werden. Eine zu enge Auslegung 
in dieser Frage würde den Anreiz zur Abwendung 
von Schäden mindern. Es ist unerheblich, ob der 
Täter beim Löschen fremde Hilfe in Anspruch 
nimmt. 

Wird tätige Reue nach Brandstiftung ange¬ 
nommen, ist zu prüfen, ob der Täter wegen Ge¬ 
fährdung der Brandsicherheit (§ 187 StGB), we¬ 
gen der möglicherweise erfolgten Beschädigung 
sozialistischen Eigentums (§ 163 und § 164 
StGB) oder wegen Sachbeschädigung (§ 183 und 
§ 184 StGB) zur Verantwortung zu ziehen ist. 

Gefährdung der Brandsicherheit 
Paragraph 187 StGB richtet sich gegen Pflichtver¬ 
letzungen, durch die unmittelbare Brand- oder 
Explosionsgefahren hervorgerufen werden. Er 
dient damit in besonderem Maße der Durchset¬ 
zung des Brandschutzes (vgl. § 1 des Gesetzes über 
den Brandschutz in der DDR - Brandschutzgesetz 
-vom 19. 12. 1974, GBl. IS. 575). Der Leiter ei¬ 
nes Betriebes bzw. der Vorsitzende einer Genos¬ 
senschaft hat gemäß § 10 und § 11 des Brand¬ 
schutzgesetzes solche Arbeitsbedingungen zu 
schaffen, die es den Werktätigen gestatten, bei der 
Ausführung der Arbeiten die Arbeits- und Brand¬ 
schutzbestimmungen einzuhalten. Dazu gehört 
die eindeutige Belehrung der Werktätigen wie 
auch die Schaffung der materiellen und techni¬ 
schen Voraussetzungen des Arbeits- und Brand¬ 
schutzes. 21 ) 

Eine Straftat nach § 187 StGB ist ein konkre¬ 
tes Gefährdungsdelikt. Bei der Feststellung der 

20 Vgl. „OG-Urteil vom 25. 8. 1967“, Neue Justiz, 
3/1968, S. 89 ff. 

21 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 9. 1973“, a. a. O. 
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Tatbestandsmäßigkeit sind drei Kriterien zu prü¬ 
fen: Es ist erstens festzustellen, ob der Täter den 
gesetzlichen Bestimmungen oder den Auflagen der 
für den Brandschutz verantwortlichen Organe zur 
Verhütung oder Bekämpfung von Bränden zuwi¬ 
dergehandelt hat (Pflichtverletzung). 

Gesetzliche Bestimmungen sind vor allem die (in der 
Regel von den Fachministern erlassenen) Rechts¬ 
vorschriften und andere allgemeinverbindliche Fest¬ 
legungen, z. B. Durchführungsbestimmungen zum 
Brandschutzgesetz, Arbeitsschutz- und Brand¬ 
schutzanordnungen (ABAO), Arbeitsschutzanord¬ 
nungen (ASAO), Brandschutzanordnungen (BAO), 
staatliche Standards und ähnliche rechtliche Festle¬ 
gungen. 22 ) Besonders wichtig ist z. B. die Erste DB 
zur Arbeitsschutz-VO - Überwachungspflichtige 
Anlagen-vom 25. 10. 1974 (GBl. IS. 556) und die 
Anlage 1 mit der Aufstellung überwachungspflich¬ 
tiger Anlagen und den entsprechenden ASAO so¬ 
wie ABAO. Es handelt sich hierbei um besonders 
wichtige Anlagen im Hinblick auf die Gewährlei¬ 
stung der Sicherheit, und zwar um Dampf- und 
drucktechnische Anlagen, Anlagen für brennbare 
Flüssigkeiten und verflüssigte Gase, Ke^nenergie- 
anlagen, Blitzschutzanlagen, Zentrifugen) Förder¬ 
technische Anlagen. 

Auflagen sind mündliche oder schriftliche Verfü¬ 
gungen oder Forderungen der verantwortlichen Or¬ 
gane (z. B. der freiwilligen Feuerwehr) zur Vorbeu¬ 
gung oder Beseitigung von Brandgefahren und 
Mängeln im Brandschutz. 

Es ist zweitens festzustellen, ob durch die 
Pflichtverletzung eine unmittelbare Lebens- oder 
Gesundheitsgefährdung oder eine unmittelbare 
Brand- oder Explosionsgefahr herbeigeführt 
wurde. Liegt ein solcher unmittelbarer Gefahren¬ 
zustand nicht eindeutig vor oder ist die Brandsi¬ 
cherheit nicht erheblich gefährdet worden, dann 
liegt keine Straftat nach § 187 StGB vor. Die 
Pflichtverletzung kann evtl, als Ordnungswidrig¬ 
keit verfolgt werden (vgl. .Anmerkung zu § 187 
StGB). 

Schließlich ist drittens zu prüfen, ob der Täter 
schuldhaft, d. h. vorsätzlich oder fahrlässig, den 
gesetzlichen Bestimmungen oder Auflagen zuwi¬ 
derhandelte und dadurch ebenfalls schuldhaft, 
d. h. mindestens fahrlässig, die in § 187 StGB be¬ 
schriebene Gefahr herbeigeführt hat. 

Beeinträchtigung der Brand- 
und Katastrophenbekämpfung 
In der DDR existieren umfangreiche Einrichtun¬ 
gen zur Bekämpfung von Bränden und Katastro¬ 
phen . Wegen ihrer Bedeutung werden Warn-, 


Melde- und Alarmanlagen, Einrichtungen-und 
Geräte für die Brand- und Katastrophenbekämp¬ 
fung sowie Not- und Sicherheitszeichen besonders 
geschützt. Handlungen, die den Katastrophen¬ 
warndienst und -meldedienst beeinträchtigen, 
können eine Gefahr für die allgemeine Sicherheit 
darstellen, da sie die Katastrophenkommissionen 
u. U. außerstande setzen, Katastrophen wirksam 
zu begegnen. Solche Handlungen können nach 
§191 StGB strafbar sein. Eine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit tritt ein, wenn durch die in 
Ziff. 1 bis 3 genannten vorsätzlich begangenen 
Handlungen Maßnahmen zur Verhütung oder 
Bekämpfung von Bränden oder Katastrophen tat¬ 
sächlich beeinträchtigt worden sind (Erfolgsde¬ 
likt). 

Eine mißbräuchliche Alarmierung der Feuerwehr, 
die keine Behinderung der Brandbekämpfung zur 
Folge hatte, ist keine Straftat nach § 191 StGB. 

Geringfügige Beeinträchtigungen können als 
Ordnungswidrigkeiten nach § 10 Brandschutzge¬ 
setz oder § 15 OWVO verfolgt werden (vgl. § 57 
der AO über den öffentlichen Fernsprechdienst - 
Fernsprechordnung (FO) - vom 21. 11. 1974, 
GBl. I 1975 S. 254). 

Wer vorsätzlich ein Notgespräch gemäß § 29 Fern¬ 
sprechordnung (Ferngespräch zum Schutze 
menschlichen Lebens oder zur Alarmierung von 
Soforthilfe bei Bränden oder Katastrophen) anmel¬ 
det, obwohl dafür keine Berechtigung vorliegt, 
kann mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe 
von 10 bis 300 Mark belegt werden. Die Ordnungs¬ 
strafe kann in besonderen Fällen neben der bei 
Mißbrauch fälligen Gebühr erhoben werden, die 
das Zehnfache der Gebühr für ein gewöhnliches 
Gespräch beträgt (§ 29 Abs. 3 FO). 


7 . 3 . 

Straftaten gegen den Gesundheits¬ 
und Arbeitsschutz 

Verletzung der Bestimmungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
Ausgehend vom verfassungsmäßig garantierten 
Recht der Bürger sind in den §§ 201 bis 222 AGB 
und in der Arbeitsschutzverordnung - ASVO - 
vom 1. 12. 1977 (GBl. I S. 405) die grundle- 


22 Vgl. „OG-Urteil vom 1.7. 1966“, a. a. O.; 

I. Holtzbecher, „Ein Brand und seine Lehren“, Un¬ 
ser Brandschutz, 10/1966, S. 10. 



genden Pflichten der Betriebe, Betriebsleiter, lei¬ 
tenden Mitarbeiter und Sicherheitsinspektoren 
zum Schutz der Gesundheit und Arbeitskraft der 
Werktätigen vor allem durch die Gestaltung und 
Erhaltung sicherer, erschwernisfreier, die Ge¬ 
sundheit und Leistungsfähigkeit fördernder Ar¬ 
beitsbedingungen verbindlich festgelegt. Die Ver¬ 
antwortungsbereiche und die Pflichten sind exakt 
bestimmt; darin besteht ein wesentlicher Teil des 
wirkungsvollen Arbeits- und Gesundheitsschutzes. 
Auch den Werktätigen sind bestimmte Pflich¬ 
ten auferlegt, so insbesondere nach § 211 AGB 
die Pflicht, die für ihre Tätigkeit erforderlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu er¬ 
werben und die notwendigen Prüfungen abzule¬ 
gen. 

Als Täter nach § 193 StGB kommen nur Ver¬ 
antwortliche für die Durchsetzung und Durchfüh¬ 
rung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes (Ar¬ 
beitsschutzverantwortliche) in Frage, das sind vor 
allem die Betriebsleiter und leitenden Mitarbei¬ 
ter. Ob ein Werktätiger leitender Mitarbeiter im 
Sinne der ASVO ist, ist jeweils nach seiner Stel¬ 
lung und seinen konkreten Aufgaben zu entschei¬ 
den; es ist als gegeben anzunehmen, wenn er wei- 
sungs- und kontrollbefugter Leiter eines Kollek¬ 
tivs ist und als solcher vom Betriebsleiter einge¬ 
setzt wurde. Beschränkt sich die Tätigkeit ledig¬ 
lich auf organisatorische Aufgaben, gehört er 
nicht zum Kreis der Verantwortlichen gemäß 
§ 193 StGB. Die Verantwortung der Sicherheits¬ 
inspektoren ergibt sich aus den §§ 26 und 27 
ASVO. Sie haben den Leiter des Betriebes bzw. 
des Organs bei der Wahrnehmüng seiner Verant¬ 
wortung für den Arbeits- und Gesundheitsschutz 
umfassend zu beraten, sachkundig zu unterstüt¬ 
zen, Entscheidungsvorschläge zu unterbreiten 
und die leitenden Mitarbeiter in bezug auf die 
Verwirklichung des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes anzuleiten und zu kontrollieren. Die per¬ 
sönliche Verantwortung der Betriebsleiter wird 
durch den Einsatz von Sicherheitsinspektoren 
nicht aufgehoben. Bei der Beurteilung der Ver¬ 
antwortlichkeit für Straftaten gegen den Gesund¬ 
heits- und Arbeitsschutz ist davon auszugehen, 
daß in der Regel lediglich der Leiter oder ein lei¬ 
tender Mitarbeiter als Verantwortlicher nach 
§ 193 StGB in Frage kommt. 

Die grundlegenden gesetzlichen und berufli¬ 
chen Pflichten ergeben sich aus den §§ 201 ff. 
AGB, aus der Arbeitsschutzverordnung und wei¬ 
teren speziellen Arbeitsschutz- und Brandschutz¬ 
anordnungen. Der Betriebsleiter hat u. a. die 


Pflicht (gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, d ASVO), be¬ 
triebliche Regelungen auf dem Gebiet des Ge¬ 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brand¬ 
schutzes gemäß § 202 Abs. 2 AGB zu erlassen, 
wenn im Betrieb technische, technologische, or¬ 
ganisatorische oder Verhaltensforderungen not¬ 
wendig werden, die in staatlichen Standards, Ar¬ 
beitsschutzanordnungen oder anderen Rechtsvor¬ 
schriften nicht oder nicht ausreichend geregelt 
sind. 

Rechtspflichten ergeben sich nicht nur aus den 
arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen, sondern 
gemäß § 9 StGB auch aus der konkret ausgeübten 
Tätigkeit. Kraft Berufs entstehen sie vorwiegend 
aus den mit dem Arbeitsvertrag übernommenen 
Aufgaben. Die Pflichten ergeben sich jeweils aus 
der konkreten Situation. 23 ) 

Zur beruflichen Pflicht eines leitenden Mitar¬ 
beiters gehört es z. B., den übergeordneten Leiter 
auf fehlerhafte Entscheidungen hinzuweisen und 
Gegenvorstellungen zu erheben, soweit er nach 
seinen Kenntnissen und Fähigkeiten in der Lage 
ist, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Ent¬ 
scheidung zu beurteilen. Er hat nicht das Recht, 
sich mit der Tatsache abzufinden, daß ein überge¬ 
ordneter Leiter entschieden hat. 24 ) 

Der Betrieb hat die Werktätigen gemäß § 215 
AGB über Rechtsvorschriften, Maßnahmen und 
Methoden zur Abwendung möglicher arbeitsbe¬ 
dingter Gefahren sowie über das zur Vermeidung 
von Schäden erforderliche Verhalten zu belehren 
(§ 13 und § 14 ASVO). Dies hat in regelmäßigen 
Abständen, bei Arbeitsaufnahme, bei vorüberge¬ 
hender Übertragung einer anderen Arbeit, bei 
Veränderung der Arbeitsbedingungen sowie nach 
besonderen Vorkommnissen zu erfolgen. Gemäß 
§211 AGB sind den Werktätigen die zutreffen¬ 
den Bestimmungen zugänglich zu machen und zu 
erläutern. 

Für den Arbeitsschutzverantwortlichen be¬ 
steht eine Rechtspflicht zur besonderen Belehrung , 
wenn ihm bekannt ist, daß die Werktätigen sich 
leichtfertig über bestimmte Vorschriften hinweg¬ 
zusetzen pflegen, oder wenn es sich um ganz be¬ 
sonders gefährliche oder komplizierte Arbeits¬ 
aufgaben handelt. Dagegen kann in der Regel 
nicht verlangt werden, daß der Verantwortliche zu 
jedem Schichtende und an jedem Arbeitsplatz 


23 Vgl. „OG-Urteil vom 17. 5. 1972“, Neue Justiz, 
17/1972, S. 520 ff. 

24 Vgl. „OG-Urteil vom 27. 11. 1969“, Neue Justiz, 
3/1970, S. 85. 
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kontrolliert, ob dieser arbeitsschutzgerecht ver¬ 
lassen wurde. Das OG hat festgestellt, daß ein Ar¬ 
beitsschutzverantwortlicher grundsätzlich darauf 
vertrauen darf, daß die Werktätigen die ihnen 
übertragenen Arbeitsaufgaben entsprechend ih¬ 
ren Kenntnissen und Fähigkeiten und den ihnen 
erteilten Weisungen erfüllen. Kontrollen hätten 
unter Berücksichtigung des Schwierigkeits- und 
Gefährdungsgrades der Arbeit und des Standes 
der Qualifikation der eingesetzten Werktätigen 
regelmäßig in bestimmten Zeitabständen zu erfol¬ 
gen. 25 ) 

Ein Bauarbeiter, der pflichtwidrig eine noch nicht 
fertiggestellte, ungesicherte, unbeleuchtete Treppe 
benutzte, stürzte in den nicht abgedeckten Fahr¬ 
stuhlschacht und zog sich schwere Verletzungen zu. 
Das Gericht sah keine Rechtspflichtverletzung dar¬ 
in, daß der Meister und der Bauleiter nach Beendi¬ 
gung der Schicht nicht kontrolliert hatten, ob der 
Fahrstuhlschacht ordnungsgemäß abgesichert wor¬ 
den war. Es hielt eine solche Pflicht für eine unzuläs¬ 
sige Überforderung. 

Leiter und leitende Mitarbeiter sind verant¬ 
wortlich für Leben und Gesundheit solcher Bür¬ 
ger, die sich befugt innerhalb oder in der Nähe des 
Produktionsbereiches aufhalten und auf Grund 
arbeitsschutzwidriger Produktionsbedingungen 
Schaden erleiden. 26 ) 

Die nachgewiesene Rechtspflichtverletzung 
muß die Herbeiführung einer unmittelbaren Ge¬ 
fahr für das Leben oder einer erheblichen unmit¬ 
telbaren Gefahr für die Gesundheit zur Folge ge¬ 
habt haben (Kausalzusammenhang). 

Ein Arbeiter, der - entgegen den Rechtspflichten - 
vor Aufnahme seiner Arbeit vom Leiter nicht über 
den Arbeitsschutz belehrt worden war, hatte eine 
Gefahrenstelle nicht ordnungsgemäß abgedeckt, 
obwohl er von einem weisungsberechtigten leiten¬ 
den Mitarbeiter einen konkreten Auftrag dazu er¬ 
halten hatte. Die unterlassene Belehrung zu Beginn 
der Aufnahme der Tätigkeit war nicht kausal für das 
folgenschwere Verhalten des Arbeiters. 27 ) 

Eine Straftat nach § 193 Abs. 1 StGB ist ein 
konkretes* Gefährdungsdelikt. Vollendet ist die 
Tat mit dem Eintritt der durch die Rechtspflicht¬ 
verletzung verursachten Gefährdung. Tatsächlich 
beendet ist sie mit dem Aufhören der Gefähr¬ 
dungssituation; das ist für die Frage der Verjäh¬ 
rung der Strafverfolgung bedeutsam. 28 ) Die Er¬ 
heblichkeit der unmittelbaren Gefahr für die Ge¬ 
sundheit muß sich auf die Gesundheitsschädigung 
beziehen. 


Die subjektive Seite des § 193 StGB setzt eine 
schuldhafte , d. h. vorsätzliche oder fahrlässige 
Pflichtverletzung voraus, durch die fahrlässig (§ 7 
bzw. § 8 StGB) die genannte Gefahr verursacht 
wurde. 

Wurde durch die Pflichtverletzung des Ar¬ 
beitsschutzverantwortlichen nicht nur eine unmit¬ 
telbare Gefahr für Leben oder Gesundheit her¬ 
beigeführt, sondern ein erheblicher Gesundheits¬ 
schaden oder der Tod eines Menschen verursacht, 
ist der Schuldige nach § 193 Abs. 2 StGB verant¬ 
wortlich. Ein erheblicher Gesundheitsschaden 
(nicht identisch mit § 16 StGB) liegt z. B. vor bei 
Verlust eines Gliedes, bei Arm- und Beinbrüchen. 
Neben der Art der Verletzung ist die Dauer der 
Erwerbsunfähigkeit zu berücksichtigen. 

Diese Folgen (Tod bzw. erhebliche Gesund¬ 
heitsschädigung) müssen fahrlässig (§11 Abs. 2 
bzw. § 12 StGB) herbeigeführt worden sein. 

Der Angeklagte hatte als staatlich geprüfter Land¬ 
wirt angeordnet, Heu mit einem Gebläse auf den 
Boden eines Stallgebäudes zu transportieren und 
festzutreten. Der Raum der darunter liegenden 
Tenne war durch Holzbohlen abgedeckt. Bodenbe¬ 
lag und Holzbohlen befanden sich seit längerem in 
reparaturbedürftigem Zustand. Die später Verun¬ 
glückte arbeitete mit Duldung des Angeklagten auf 
dem morschen Heuboden. Der Angeklagte hatte 
die auf dem Boden arbeitenden Frauen lediglich an¬ 
gewiesen, besonders vorsichtig zu sein. Die Verun¬ 
glückte brach durch die Holzbohlen, fiel auf die 
Tenne und zog sich eine Fraktur des Beckens und 
des rechten Handgelenks zu. Sie starb einige Wo¬ 
chen danach an einer Lungenembolie als Folge des 
Sturzes. Der Angeklagte war dafür verantwortlich, 
die Sicherheitsmaßnahmen durchzusetzen, und hat 
durch eine Rechtspflichtverletzung den Tod der 
Verunglückten verursacht. 29 ) 

Der schwere Fall des § 193 Abs. 3 StGB ist 
ebenso gestaltet wie in § 114 Abs. 2 StGB und 
ähnlich wie in § 188 Abs. 3 StGB. Paragraph 193 
StGB ist das spezielle Gesetz gegenüber den 
§§ 114 und 118 StGB. 


25 Vgl. „OG-Urteil vom 3. 10. 1974“, Neue Justiz, 
24/1974, S. 750. 

26 Vgl. „OG-Urteil vom 15. 5. 1969“, Neue Justiz, 
17/1969 S. 537. 

27 Vgl, „OG-Urteil vom 3. 10. 1974‘\ a. a. O. 

28 Vgl. „OG-Urteil vom 5. 12. 1973“, Neue Justiz, 
3/1974, S. 89. 

29 Vgl. „BG Schwerin, Urteil vom 11.2. 1969“, Neue 
■ Justiz, 21/1969, S. 679; die Begründung der Schuld 

kann in diesem Urteil jedoch nicht als ausreichend 
angesehen werden. 
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Hat ein Werktätiger in einer Gefahrensituation ei¬ 
nen nicht erheblichen Gesundheitsschaden erlitten, 
ist zu prüfen, ob strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nach § 193 Abs. 1 StGB vorliegt (wenn z. B. durch 
besonders glückliche Umstände oder initiativrei¬ 
ches, mutiges Dazwischentreten anderer größere 
Schäden gerade noch verhindert werden konnten). 
Ist ein solch unmittelbarer Gefahrenzustand nicht 
schuldhaft herbeigeführt worden, ist die Verurtei¬ 
lung des Arbeitsschutzverantwortlichen wegen 
fahrlässiger Körperverletzung nach § 118 StGB zu 
prüfen. 30 ) Dabei ist zu beachten, daß die Strafver¬ 
folgung wegen fahrlässiger Körperverletzung, so¬ 
fern kein öffentliches Interesse bejaht wird, einen 
Antrag des Geschädigten voraussetzt. 

Gefährdung der Gebrauchssicherheit 
Auf Grund des technischen Fortschritts kommen 
in ständig größerem Umfang technische Gegen¬ 
stände und Erzeugnisse auf den Markt. Diese Er¬ 
zeugnisse sind mit absoluter Gebrauchssicherheit 
auszustatten, um die Gefährdung von Leben und 
Gesundheit beim Umgang mit ihnen auszuschlie¬ 
ßen. Paragraph 194 StGB bezieht sich auf solche 
Erzeugnisse, bei deren Gebrauch unmittelbare 
Gefahren für Leben oder Gesundheit verursacht 
werden. Infolge des Verantwortungsbewußtseins 
der Werktätigen und der vielfältigen Kontroll- 
maßnahmen zur Überprüfung der Qualität sind in 
der DDR Fälle der Gefährdung von Leben und 
Gesundheit durch nicht gebrauchssichere Er¬ 
zeugnisse außerordentlich selten. 

Nach § 194 StGB kann strafrechtlich zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden, wer auf Grund sei¬ 
ner Funktion und seiner Aufgaben für die Qualität 
und Gebrauchssicherheit der Erzeugnisse und 
Leistungen zu sorgen hat, jedoch durch Verlet¬ 
zung sich daraus ergebender Pflichten unmittel¬ 
bare Gefahren für Leben oder Gesundheit verur¬ 
sacht. Das betrifft Leiter von Produktions-, Han¬ 
dels-, Reparatur- oder Dienstleistungsbetrieben 
oder Leiter von Bereichen dieser Betriebe, ferner 
Verantwortliche für die Kontrolle und Prüfung 
von Erzeugnissen. 

Ein verantwortlicher Meister in einem Kraft- 
fa^irzeug-Repäraturbetrieb, der einen Wagen mit 
schadhafter Lenkung oder nicht funktionierenden 
Bremsen ausliefert, kommt ebenso als Verant¬ 
wortlicher in Frage wie z. B. ein Verantwortlicher 
aus dem Bereich des ASMW, der ein Erzeugnis 
mit gefahrvollen Mängeln abnimmt. 

Die Tathandlung besteht gemäß § 194 StGB 
im Herstellenlassen , Abnehmen oder Ausliefern 
von nicht gebrauchssicheren Erzeugnissen bzw. 


darin, daß der Verantwortliche Leistungen erbrin¬ 
gen läßt bzw. abnimmt , die keine Gebrauchssi¬ 
cherheit der bearbeiteten Gegenstände gewähr¬ 
leisten. Durch diese Handlung muß eine unmittel¬ 
bare Gefahr für Leben oder Gesundheit verursacht 
worden sein. Ob der Verantwortliche seine Pflich¬ 
ten erfüllt hat und ob die Gebrauchssicherheit ge¬ 
geben ist, wird sich im allgemeinen daraus erge¬ 
ben, ob die geltenden DDR-Fachbereichs- und 
Werkstandards eingehalten worden sind. 

Der technische Direktor eines Betriebes (Ingenieur 
für Wärmeversorgung) hatte den Auftrag erhalten, 
eine Etagenheizanlage zu entwickeln und die Pro¬ 
duktion aufzunehmen. Der Angeklagte G. konstru¬ 
ierte die Anlage als geschlossenes System mit einem 
Betriebsdruck von 1,5 kp/cm 2 Überdruck unter 
Verwendung eines Sicherheitsventils. Die zustän¬ 
dige Technische Überwachung erteilte ihm eine 
Sondergenehmigung, um zu ermöglichen, diese 
Heizanlage ohne besondere Berechtigung betreiben 
zu können. Dem Herstellerbetrieb wurde die Auf¬ 
lage erteilt, die Kesselanlage mit einem typenge¬ 
prüften, anlüftbaren Sicherheitsventil auszurüsten 
und die Käufer der Heizungsanlagen zu registrieren. 
Der Angeklagte G. verwendete Ventile, bei denen 
er davon ausging, daß die durch das ASMW erfolgte 
Prüfung des Sicherheitsventils einer Typenprüfung 
entspricht. Im Laufe der Zeit häuften Sich die Män¬ 
gelrügen wegen undichter Ventile. Es wurde die 
mangelnde Funktionssicherheit des Sicherheitsven¬ 
tils festgestellt. 

Spätestens seitdem bekannt war, daß die undichten 
Ventile die Betriebssicherheit der Heizanlagen be¬ 
einträchtigten, war es Pflicht des G., Sicherheits¬ 
vorkehrungen zu treffen und (trotz der großen 
Nachfrage) die Auslieferung auszusetzen. Durch 
die Rechtspflichtverletzung wurde eine unmittel¬ 
bare Gefahr für Leben und Gesundheit von Men¬ 
schen herbeigeführt, da die Kessel in Wohnüngen, 
Büros, Kindergärten aufgestellt wurden. 31 ) 

Die Schuld der Verantwortlichen bezieht sich 

— als vorsätzliche auf die pflichtwidrige Tathand¬ 
lung und 

— als fahrlässige auf die Herbeiführung von un¬ 
mittelbaren Gefahren für das Leben und die 
Gesundheit von Menschen bei ordnungsgemä¬ 
ßem Umgang mit solchen Gegenständen. 


30 Vgl. „BG Neubrandenburg, Urteil vom 22. 8. 
1968“, Neue Justiz, 24/1968, S. 760, und Anmer¬ 
kung von H. Pompoes in Neue Justiz, 24/1968, 
S. 762. 

31 Vgl. „OG-Urteil vom 1.2. 1974“, Neue Justiz, 
10/1974, S. 309. 
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Gefährdung der Bausicherheit 
Paragraph 195 StGB dient dem Schutz vor Ge- 
meingefahren y die bei Nichteinhaltung von bau¬ 
rechtlichen und bautechnischen Bestimmungen 
entstehen können. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist auf 
Verantwortliche im Bauwesen eingeschränkt. 
Dazu gehören nach § 195 Abs. 2 StGB: 

— Projektanten, die im Auftrag der Bauauftrag¬ 
geber oder Bauauftragnehmer Projekte zur 
Durchführung von Baumaßnahmen und die 
dazugehörigen Bauunterlagen mit der Darstel¬ 
lung der baulichen Anlagen in gestalterischer, 
funktioneller, konstruktiver und bautechni¬ 
scher Hinsicht fertigen. Von § 195 StGB wer¬ 
den aber nur solche Projektanten erfaßt, die 
Projekte oder Teilprojekte unter persönlicher 
Verantwortung hersteilen und entsprechende 
Entscheidungsbefugnis besitzen; 32 ) 

— Bauauftragnehmer, d. h. die Betriebsleiter sol¬ 
cher Betriebe, die die Durchführung von Bau¬ 
maßnahmen im Auftrag von Bauauftragge¬ 
bern übernehmen; 

— Verantwortliche für die Fertigung von Baustof¬ 
fen, Bauelementen oder für den Abbruch eines 
Bauwerkes, d. h, vor allem die Bauleiter oder 
Bauführer. 

Zur Frage, ob Meister oder Brigadiere, die 
nicht als Bauführer eingesetzt sind, Verantwortli¬ 
che sind, gibt es unterschiedliche Auffassun¬ 
gen. 33 ) 

Die objektive Seite des § 195 StGB besteht 
darin, daß der Täter gegen baurechtliche oder 
bautechnische Bestimmungen verstößt (Rechts¬ 
pflichtverletzung) und dadurch eine Gemeinge¬ 
fahr gemäß § 192 StGB verursacht. 

Die wesentlichsten baurechtlichen Bestim¬ 
mungen sind die Deutsche Bauordnung und die 
dazu erlassenen Anordnungen, TGL sowie 
DDR-Standards, Fachbereichs- und Werkstan¬ 
dards, Richtlinien zu bautechnischen und bau¬ 
rechtlichen Fragen, ferner Auflagen der Staatli¬ 
chen Bauaufsicht. 

Paragraph 195 StGB findet auch Anwendung, 
wenn nicht nur eine Gemeingefahr herbeigeführt 
wurde, sondern die schädlichen Folgen tatsächlich 
ein getreten sind. 

Die Verletzung der Rechtspflichten, der bau¬ 
rechtlichen bzw. der bautechnischen Bestimmun¬ 
gen, muß vorsätzlich (bewußt) erfolgt sein. Im 
Hinblick auf die Gemeingefahr muß Fahrlässig¬ 
keit vorliegen. 34 ) 

Paragraph 195 StGB ist gegenüber § 193 


StGB nicht das spezielle Gesetz. In den Fällen, in 
denen die Verantwortlichen auch für die Durch¬ 
setzung und Durchführung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes verantwortlich sind, kann eine 
tateinheitliche Anwendung von § 193 und § 195 
StGB erforderlich werden. 

Dagegen ist gegenüber § 167 StGB § 195 
StGB das spezielle Gesetz. 

Bei Tötung mehrerer Personen infolge rück¬ 
sichtsloser Verletzung von Schutzbestimmungen 
kann neben § 195 StGB die tateinheitliche Her¬ 
anziehung von § 114 Abs. 2 StGB erforderlich 
sein, wodurch eine Freiheitsstrafe bis zu acht Jah¬ 
ren möglich wird. 


7 . 4 . 

Straftaten gegen die Sicherheit 
im Bahn- und Straßenverkehr, 
der Luftfahrt und Schiffahrt 

Das Transportwesen wird entsprechend den Er¬ 
fordernissen und Möglichkeiten planmäßig wei¬ 
terentwickelt mit dem Ziel, den Bedarf der Bevöl¬ 
kerung und der Volkswirtschaft besser zu befrie¬ 
digen und den Anforderungen zu entsprechen, die 
sich aus den internationalen Beziehungen erge¬ 
ben. Gütertransporte und Personenbeförderun¬ 
gen werden planmäßig erheblich gesteigert; die 
Durchlaßfähigkeit der Autobahnen und Fernver¬ 
kehrsstraßen wird ständig erhöht, um die wach¬ 
sende Zahl an Kraftfahrzeugen aufnehmen zu 
können. Daraus ergeben sich hohe Anforderun¬ 
gen auch an die Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Sicherheit im Verkehr. 

Dank der verstärkten Anstrengungen aller be¬ 
teiligten staatlichen Organe und vieler gesell¬ 
schaftlicher Kräfte sowie der Disziplin der Ver¬ 
kehrsteilnehmer ist es gelungen, trotz ständig stei¬ 
gender Verkehrsdichte ein Ansteigen der Zahl der 
Verkehrsunfälle zu verhindern. Obwohl sich bei¬ 
spielsweise der Kraftfahrzeugbestand seit 1964 


32 Vgl. W. Heinig, „Gefährdung der Bausicherheit 
(§ 195 StGB)“, Neue Jusitz, 5/1971, S. 134. 

33 Vgl. a. a. O., S. 135; D. Seidel, „Strafrechtliche 
Verantwortlichkeit bei fehlerhafter Errichtung von 
Bauwerken“, Neue Justiz, 16/1969, S. 493. 

34 Zur Unterscheidung zwischen vorsätzlicher und 
fahrlässiger Pflichtverletzung vgl. „OG-Urteil vom 
27. 11. 1969“, Neue Justiz, 3/1970, S. 85 ff.; dort 
werden auch grundsätzliche Aussagen zur Schuld 
bei § 195 StGB gemacht. 
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verdoppelt hat, erhöhte sich die Zahl der Straßen¬ 
verkehrsunfälle von etwa 52 500 im Jahre 1964 bis 
zum Jahre 1976 nur auf etwa 60 000. 

Verkehrsunfälle bringen jedoch zu einem gro¬ 
ßen Teil unersetzliche Verluste, schwere Schäden 
und Störungen mit sich; sie zu verhüten bzw. ihre 
Zahl zu senken ist eine staatliche und gesellschaft¬ 
liche Aufgabe von hohem Rang. Hohe Ordnung, 
Sicherheit und Disziplin im Verkehr entsprechen 
der sozialistischen Lebensweise und dienen dem 
Wohl und der Geborgenheit der Bürger. Sie hel¬ 
fen, menschliches Leid zu ersparen und die 
Volkswirtschaft sowie den einzelnen Bürger vor 
materiellen und finanziellen Verlusten zu schüt¬ 
zen. 

Die Unfallstatistiken weisen aus, daß die Stra¬ 
ßenverkehrsunfälle am häufigsten sind. Die Ursa¬ 
chen im einzelnen sind sehr vielschichtig. Neben 
solchen Faktoren wie den Straßen-, Verkehrs- und 
Witterungsbedingungen, dem technischen Ent¬ 
wicklungsstand sowie dem Zustand der Kraftfahr¬ 
zeuge zählen vor allem die Persönlichkeitsent¬ 
wicklung des Menschen, seine Fähigkeiten, Fer¬ 
tigkeiten und Erfahrungen, seine Konstitution, 
die Fähigkeit zur raschen Aufnahme und Verar¬ 
beitung bestimmter Impulse, vor allem aber seine 
Einstellungen, sein Verantwortungs- und Pflicht¬ 
bewußtsein. Es handelt sich stets um einen kom¬ 
plizierten Determinationsprozeß, der sowohl bei 
der Untersuchung des einzelnen Falles als auch 
bei der Gesamtanalyse des Unfallgeschehens als 
Voraussetzung für weitere Maßnahmen zur Ver¬ 
hütung von Verkehrsunfällen berücksichtig wer¬ 
den muß. Seit Jahren sind es folgende Verletzun¬ 
gen von Rechtspflichten, die zu Straßenverkehrs¬ 
unfällen führen: 

- überhöhte bzw. unangemessene Geschwindig¬ 
keit 

- Nichtbeachten der Vorfahrt 

- vorschriftswidriges Überqueren der Fahrbahn 

durch Fußgänger 

- Alkoholeinfluß 

- falsches Verhalten beim Überholvorgang 

- Nichteinhalten der Fahrspur. 

Maßnahmen zur komplexen Verkehrsunfall¬ 
verhütung werden daher in allen Verkehrsberei¬ 
chen ständig weiter ausgebaut, und zwar durch 
Konzentration auf die Schwerpunktaufgaben zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit, die breite Ein¬ 
beziehung der Bürger und der Kollektive zur akti¬ 
ven Mitarbeit bei der Verkehrsunfallverhütung, 
die Verbesserung der Wirksamkeit der Verkehrs¬ 
erziehung und Verkehrsschulung ebenso wie 


durch Vervollkommnung der objektiven Ver¬ 
kehrsbedingungen. 

Das Strafrecht ordnet sich in die Gesamtheit 
der organisatorischen, technischen und erzieheri¬ 
schen Maßnahmen zur Verringerung der Ver¬ 
kehrsunfälle ein. In den §§ 196 bis 201 StGB wer¬ 
den die Herbeiführung schwerer Verkehrsunfälle 
sowie bestimmte Pflichtverletzungen, die die Ge¬ 
fahr von Verkehrsunfällen herbeiführen, in Tatbe¬ 
ständen erfaßt und mit gerichtlicher Straße be¬ 
droht. 

Die Herbeiführung 
eines schweren Verkehrsunfalles 
Ein Verkehrsunfall ist ein im Zusammenhang mit 
dem Betrieb eines Fahrzeuges plötzlich auftreten¬ 
des Ereignis, bei dem in der Regel durch die Über¬ 
tragung mechanischer Bewegungsenergie Perso¬ 
nenschaden oder mehr als nur geringfügiger Sach¬ 
schaden entsteht. Ein Fahrzeug ist in Betrieb, 
wenn es auf Ortsveränderung abzielt. 35 ) Ein Ver¬ 
kehrsunfall ist danach sowohl die Kollision eines 
Fahrzeuges mit anderen Fahrzeugen oder mit 
Baulichkeiten als auch das Überschlagen des 
Fahrzeuges selbst oder ein schädigendes Ereignis, 
das durch eine Gefahrenbremsung eingetreten ist. 
Unfälle im Verkehrsbereich, die nicht mit einem 
in Betrieb befindlichen Fahrzeug in Beziehung 
stehen, zählen nicht dazu. Erfaßt werden Ver¬ 
kehrsunfälle im Bahn- oder Straßenverkehr, in 
der Luftfahrt oder Schiffahrt, also Unfälle in allen 
Verkehrsbereichen, auch auf Sportplätzen oder 
im Betriebsgelände, auf Zufahrtsstraßen, Land¬ 
wirtschaftswegen sowie Ladestraßen der Deut¬ 
schen Reichsbahn. 

Ein Verkehrsunfall ist schwer wenn 

— der Tod eines Menschen verursacht wurde 

Ein Kausalzusammenhang zwischen Unfall und Tod 
liegt vor, wenn die Art und das Ausmaß der Verlet¬ 
zungen entweder sofort zum Tode geführt haben 
oder wenn sich diese Verletzungen im Gesamtkom¬ 
plex der Bedingungen als wesentlich erweisen. Beim 
Hinzutreten z. B. einer Lungenentzündung oder 
Fettembolie kann nicht von einem Abbruch des 
Kausalverlaufes gesprochen werden. 

— eine erhebliche Schädigung der Gesundheit ei¬ 
nes anderen Menschen verursacht wurde. 


35 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 11. 1968“, Neue Justiz, 
2/1969, S. 57. Für den Geltungsbereich der Stra¬ 
ßenverkehrsordnung ist die Begriffsbestimmung 
Anlage 3 Ziff. 26 maßgeblich. 
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Hierunter fallen nicht nur die in § 116 Abs. 1 StGB 
gekennzeichneten Folgen, sondern auch Knochen¬ 
brüche, Verstauchungen, Rückenmarkverletzun¬ 
gen oder die Schädigung von Sinnesorganen. 36 ) Ob 
eine erhebliche Gesundheitsschädigung vorliegt, 
wird in der Regel an Hand eines entsprechenden 
ärztlichen Gutachtens geprüft. Hierzu wurden 
„Formulargutachten“ entwickelt, die sich gut be¬ 
währt haben. 37 ) 

~ eine Vielzahl von Menschen verletzt wurde 

Hin solcher Fall liegt vor, wenn etwa zehn Menschen 
oder mehr betroffen wurden. Ob der einzelne er¬ 
heblich oder nur relativ leicht verletzt wurde, ist 
ohne Bedeutung. 

— bedeutende Sachwerte beschädigt oder vernich¬ 
tet wurden. 

Dieses Merkmal liegt noch nicht vor, wenn ein To¬ 
talschaden an einem Pkw herbeigeführt wurde, 
wohl aber, wenn z. B. ein Flugzeug vernichtet wurde 
oder infolge der Beschädigung eines Wirtschafts¬ 
flugzeuges sehr hohe Reparaturkosten entstehen 
oder das Flugzeug für längere Zeit nicht eingesetzt 
werden kann. 38 ) 

s 

Strafrechtliche Sanktionen werden nur ange¬ 
wandt, wenn ein schwerer Verkehrsunfall im hier 
beschriebenen Sinne herbeigeführt wurde. Bei 
leichteren Verkehrsunfällen wird geprüft, ob au¬ 
ßerstrafrechtliche erzieherische Maßnahmen der 
Volkspolizei notwendig und geboten sind. Wurde 
Strafantrag gemäß § 2 StGB gestellt, kann unter 
Umständen eine Strafverfolgung wegen fahrlässi¬ 
ger Körperverletzung nach § 118 StGB erfolgen. 
Eventuell ist die Anwendbarkeit des § 197 StGB 
zu prüfen. 

Die Herbeiführung eines schweren Verkehrs¬ 
unfalles gemäß § 196 Abs. 2 StGB setzt in objek¬ 
tiver Hinsicht die Verletzung von Rechtspflichten 
(§ 9 StGB) voraus. 

Die Prüfung der strafrechtlich relevanten 
Rechtspflichtverletzungen darf nicht nur auf 
Fahrzeugführer begrenzt werden. 

Bei Eisenbahnunfällen spielen z. B. Pflichtverlet¬ 
zungen des Stellwerkpersonals oder der Rangierer 
eine große Rolle, bei Flugzeugunfällen solche des 
Bodenpersonals. Eine Rechtspflichtverletzung 
kann auch darin liegen, daß ein Kraftfahrzeugführer 
sein Fahrzeug Fahrunkundigen oder Angetrunke¬ 
nen überläßt, ein Fahrzeughalter ein Kraftfahrzeug 
weiter im Einsatz läßt, obwohl es nicht verkehrssi¬ 
cher ist, oder darin, daß ein Verantwortlicher des 
Kraftfahrzeughandwerks entgegen der eindeutigen 
Anweisung nicht zuverlässig die Hand- oder Fuß¬ 
bremse geprüft hat. 39 ) 


Verkehrsunfälle resultieren häufig aus dem 
Zusammentreffen mehrerer von verschiedenen 
Personen unabhängig voneinander begangener 
Pflichtverletzungen. 

Die Rechtspflichten im Verkehr beziehen sich 
auf die durch Ort, Zeit und viele andere konkrete 
Bedingungen bestimmte Verkehrssituation. Die 
Pflichtverletzungen sind von ihrer Art her oft sehr 
unterschiedlich. Es ist erforderlich, jede einzelne 
Pflichtverletzung im Zusammenhang mit den son¬ 
stigen Bedingungen zu prüfen. 40 ) 

Die Gerichte haben eine Reihe wesentlicher 
Rechtsgrundsätze aufgestellt, die die gesellschaft¬ 
lichen Anforderungen in typischen Verkehrssi¬ 
tuationen konkretisieren. 41 ) Ein wichtiger Grund¬ 
satz besteht darin, daß nicht rückschauend aus der 
Sicht des Unfalls geurteilt und dieser nicht als Be¬ 
weis für pflichtwidriges Verhalten gewertet wer¬ 
den darf. 

In immer neuer Form tritt die Frage auf, ob und in 
welchem Umfang das grundsätzliche Gebot zu 
Aufmerksamkeit, Vorsicht und gegenseitiger Rück¬ 
sichtnahme einen Verkehrsteilnehmer verpflichtet, 
mit verkehrswidrigem, unangemessenem, pflicht¬ 
widrigem Verhalten eines anderen zu rechnen, und 
sich darauf einzustellen. Dabei ist unumstritten, daß 


36 Vgl, F. Wolff, „Zum Begriff der schweren bzw. er¬ 
heblichen Gesundheitsschädigung“, Neue Justiz, 
19/1968, S. 595 ff. und H. Neumann, „Nochmals: 
Zum Begriff der schweren bzw. erheblichen Ge¬ 
sundheitsschädigung“, Neue Justiz, 20/1968, 
S. 621. 

37 Vgl. F. Wolff/M. Schellenberger, „Formulargut¬ 
achten zur Beurteilung der erheblichen Schädigung 
der Gesundheit gemäß § 196 Abs. 1 StGB“, Neue 
Justiz, 23/1971, S. 706. 

38 Vgl. „KG Döbeln, Urteil vom 5. 10. 1970“, Neue 
Justiz, 6/1971, S. 181. 

39 Vgl. „OG-Urteil vom 23. 10. 1968“, Neue Justiz, 
1/1969, S. 25, und Anmerkung von H. Neumann in 
Neue Justiz, 1/1969, S. 29; „OG-Urteil vom 21. 10. 
1966“, Neue Justiz, 24/1966, S. 760. 

40 Vgl. „OG-Urteil vom 20. 1. 1972“, Neue Justiz, 
7/1972, S. 211. 

41 Vgl. Entscheidungen des Obersten Gerichts und der 
Bezirksgerichte: Neue Justiz, 12/1961, S. 375; 
Neue Justiz, 9/1963, S. 283; Neue Justiz, 24/1966, 
S. 760; Neue Justiz, 1/1969, S. 25; 12/1969, 
S. 377; 18/1969, S. 569 u. 570; Neue Justiz, 
1/1971, S. 27; 6/1971, S. 181; 19/1971, S. 401; 
Neue Justiz, 7/1972, S. 211; 18/1972, S. 557; Neue 
Justiz, 3/1973, S. 90; Neue Justiz, 16/1974, S. 505; 
Neue Justiz, 1/1975, S. 22. (Alle Urteile beziehen 
sich auf die aufgehobene Straßenverkehrsordnung 
von 1964, haben aber gleichwohl noch Bedeutung.) 
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der Grundsatz, jeder habe nur für seine eigene Si¬ 
cherheit einzustehen, oder man könne sein Recht, 
z. B. auf Vorfahrt, jederzeit durchsetzen, der sozia¬ 
listischen Moral widerspricht. Andererseits wäre die 
Flüssigkeit des Verkehrs gefährdet, würde man alle 
Verkehrsteilnehmer rechtlich verpflichten, jeder¬ 
zeit und in jeder Situation ihr Verhalten auf alle er¬ 
denklichen möglichen Pflichtverletzungen anderer 
einzustellen. 

Das OG hat folgenden Grundsatz aufgestellt, 
der als sogenannter Vertrauensgrundsatz in die 
Rechtsprechung eingegangen ist: Jeder Teilneh¬ 
mer im Straßenverkehr darf darauf vertrauen, daß 
auch die anderen Verkehrsteilnehmer sich ihrer 
Pflichten bewußt sind und sich entsprechend ver¬ 
halten. 42 ) 

So darf ein Fahrzeugführer bei einem fabrikneuen 
Fahrzeug oder einem von Fachleuten auf Sicherheit 
durchgesehenen Fahrzeug darauf vertrauen, daß die 
Bremsen funktionieren und daß es verkehrssicher 
ist, es sei denn, es besteht ganz konkreter Anlaß zu 
ernsten Zweifeln. 

Bei Benutzung der Autobahn darf der Fahrzeugfüh¬ 
rer, unter Beachtung der aus der Verkehrslage er¬ 
wachsenden Pflichten und evtl, wetterbedingter 
Sichtbehinderung, darauf vertrauen, daß die vor 
ihm liegende Fahrstrecke frei ist, soweit nicht 
Rückbeleuchtung, Sicherungsgeräte u. ä. vor ihm 
fahrender oder haltender Fahrzeuge die völlige oder 
teilweise Sperrung der Strecke durch ein oder meh¬ 
rere Fahrzeuge (Uberholvorgang) anzeigen. 

Dieser Vertrauensgrundsatz gilt jedoch, wie 
§ 1 Abs. 2 StVO festlegt, nicht uneingeschränkt . 
In Verkehrssituationen, die nach allgemeiner Er¬ 
fahrung immer wieder verkehrswidriges Verhalten 
anderer mit sich bringen, hat der Fahrzeugführer 
die Pflicht, sich darauf einzustellen und sich ent¬ 
sprechend zu verhalten. Er hat insbesondere in 
der Nähe von Schulen, Theatern, Omnibus- und 
Straßenbahnhaltestellen, Marktausgängen usw. 
die Pflicht, sich so zu verhalten, daß er jederzeit in 
der Lage ist, möglicherweise über den Fahrdamm 
strömenden Menschen auszuweichen. Auch an 
Eisenbahnübergängen, an Übergängen von 
Werk-, Anschluß- und Straßenbahnen darf wegen 
der dort bestehenden großen Gefahren und der 
Möglichkeit des Ausfalls technischer Sicherheits¬ 
einrichtungen oder menschlichen Versagens nicht 
im blinden Vertrauen auf das verkehrsgerechte 
Verhalten anderer gefahren werden. 43 ) Ebenso ist 
bei Anfängern, die dies durch ein großes A am 
Wagen kenntlich machen, oder bei offensichtlich 
Qrtsunkundigen mit Ungeschicklichkeiten, dem 


plötzlichen Ändern der Spur und anderem nicht 
verkehrsgerechtem Verhalten zu rechnen. 

Gegenüber Kindern, 44 ) hilfsbedürftigen und 
älteren Bürgern ist jeder Verkehrsteilnehmer zu 
besonderer Vorsicht und Rücksichtnahme ver¬ 
pflichtet. Er braucht jedoch bei Fußgängern, die in 
ausreichender Entfernung vor ihm die Fahrbahn 
überqueren, nicht damit zu rechnen, daß sie plötz¬ 
lich zurücklaufen. 45 ) 

Kraftfahrzeugführer, Flugzeugführer, Loko¬ 
motivführer usw. können ausnahmsweise in Situa¬ 
tionen geraten, in denen sie sich nach verantwor¬ 
tungsbewußter Prüfung der Verkehrssituation zur 
Begehung einer Pflichtverletzung entscheiden, um 
den Eintritt eines größeren, anders nicht abwend¬ 
baren Schadens für andere Personen oder die Ge¬ 
sellschaft zu verhindern (Widerstreit der Pflichten 
gemäß § 20 StGB). In derartigen Fällen sind die 
konkreten Bedingungen gründlich zu prüfen. 

Entschließt sich beispielsweise ein Fahrzeug¬ 
führer in angetrunkenem Zustand, ein lebensge¬ 
fährlich erkranktes Kind mit seinem Pkw in das 
Krankenhaus zu fahren, und führt er infolge der 
beeinträchtigten Fahrtüchtigkeit einen schweren 
Verkehrsunfall herbei, ist unter Berücksichtigung 
aller Umstände zu prüfen, ob gemäß § 20 StGB 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit ausge¬ 
schlossen werden kann. Solche Umstände sind vor 
allem: Grad der Fahrtüchtigkeit, Größe der ab¬ 
zuwendenden Gefahr, vom Fahrer ergriffene Si¬ 
cherheitsmaßnahmen, um die Beeinträchtigung 
der Fahrtüchtigkeit zu kompensieren, Fahrstrek- 
ke, Tageszeit, Verkehrsdichte, Geschwindigkeit 


42 Vgl. ,,OG-Urteil vom 8. 2. 1963“, Neue Justiz, 
9/1963, S. 283 ff.; „OG-Urteil vom 24. 6. 1958“, 
Neue Justiz, 19/1958, S. 679;,,OG-Urteil vom 3. 3. 
1959“, Neue Justiz, 8/1959, S. 280; „OG-Urteil 
vom 16. 4. 1968“, Neue Justiz, 12/1968, S. 375; 
„OG-Urteil vom 16. 11.1960“, in: Entscheidungen 
des Obersten Gerichts der DDR in Strafsachen, 
Bd. 5, Berlin 1962, S. 255; „BG Dresden, Urteil 
vom 2. 6. 1969“, Neue Justiz, 5/1971, S. 149. 

43 Vgl. „OG-Urteil vom 25. 11. 1969“, Neue Justiz, 
2/1970, S. 56, und Anmerkung von H. Neumann in 
Neue Justiz, 2/1970, S. 58. 

44 Vgl. „OG-Urteil vom 25. 3. 1969“, Neue Justiz, 
10/1969, S. 313; I. Holtzbecher, „Anforderungen 
an das Verhalten von Fahrzeugführern gegenüber 
Kindern im Straßenverkehr. Bemerkungen zum Ur¬ 
teil des OG vom 25. 3. 1969“, Neue Justiz, 
21/1969, S. 666 ff. 

45 Vgl. „OG-Urteil vom 16. 4. 1968“, a. a. O., und 
Anmerkung von H. Neumann in Neue Justiz, 
12/1968, S. 377. 
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usw. Die Einlieferung eines lebensgefährlich Er¬ 
krankten in ein Krankenhaus rechtfertigt nicht 
allgemein die Nichtbeachtung von Verkehrsvor¬ 
schriften. Auch die Rettungsfahrzeuge des Ge¬ 
sundheitswesens haben grundsätzlich die Ver¬ 
kehrsbestimmungen einzuhalten. 

Ist festgestellt worden, daß eine Rechtspflicht¬ 
verletzung (bzw. mehrere, u. U. auch von mehre¬ 
ren Personen begangen) vorliegt, muß geprüft 
werden, ob zwischen ihr und dem schweren Ver¬ 
kehrsunfall Kausalzusammenhang besteht. Bei 
Verkehrsstraftaten besteht die Ursache häufig im 
pflichtwidrigen Unterlassen gebotener oder vor¬ 
geschriebener Handlungen, z. B. wenn ein 
Schrankenwärter nicht rechtzeitig die Schranken 
herunterläßt. Kausalität ist immer dann nicht ge¬ 
geben, wenn der Verkehrsunfall trotz pflichtge¬ 
mäßen Verhaltens eingetreten ist. 

Verläßt z. B. ein Kind plötzlich und unvorhergese¬ 
hen den Gehweg und läuft gegen einen Pkw, dessen 
Bremsen und Reifen nicht den vorgeschriebenen 
technischen Werten entsprechen, ist zu prüfen, ob 
der Unfall bei ordnungsgemäß funktionierenden 
Bremsen und bei einwandfreien Reifen hätte ver¬ 
mieden werden können. Wird das verneint, besteht 
kein kausaler Zusammenhang zwischen dem kon¬ 
kreten rechtsverletzenden Verhalten und der Her¬ 
beiführung des Unfalls. 46 ) 

Eine Kausalkette liegt vor, wenn von einer 
Pflichtverletzung bis hin zu dem später eintreten¬ 
den Verkehrsunfall eine lückenlose Aufeinander¬ 
folge von Ursache-Wirkung-Beziehungen vor¬ 
handen ist. 

Der Meister in einer PGH des Kraftfahrzeughand¬ 
werks hatte im Rahmen der ersten Garantiedurch¬ 
sicht an einem schweren Spezialfahrzeug entgegen 
den verbindlichen Anweisungen die Funktion der 
Hand- und Fußbremsen nicht geprüft. Ein Kraftfah¬ 
rer, der das erste Mal mit dem Fahrzeug fuhr, stellte 
zwar fest, daß die Fußbremse schon bei einer schwa¬ 
chen Betätigung stark ansprach, überprüfte aber die 
Bremsanlagen nicht besonders. Als er nach wenigen 
Fahrkilometern in einer komplizierten Situation 
plötzlich bremsen mußte, tippte er kurz auf das 
Bremspedal. Dabei brach der LKW nach rechts aus 
der Fahrspur aus. Beim Gegenlenken geriet dann 
das Vorderteil des Wagens auf die linke Fahrbahn. 
Dadurch kam es zu einem frontalen Zusammenstoß 
mit einem Pkw, bei dem die vier Insassen getötet 
wurden. Die technische Überprüfung ergab bei dem 
Spezial-Lkw, daß die ungenügende Bremswirkung 
durch einen Fehler an der Bremsanlage hervorgeru¬ 
fen worden war, der bei einer pflichtgemäßen Ga¬ 
rantiedurchsicht hätte bemerkt werden müssen. 47 ) 


Schließlich gibt es relativ viele Fälle der Mit¬ 
verursachung. Eine solche liegt vor, wenn ver¬ 
schiedene Personen nebeneinander oder nachein¬ 
ander Pflichtverletzungen begehen, die in ihrem 
Zusammenwirken zu einem schweren Verkehrs¬ 
unfall führten. 

Die Prüfung der Schuld erfolgt im Fall des 
§ 196 StGB in zwei Etappen: zunächst im Hin¬ 
blick auf die Pflichtverletzung und anschließend 
im Hinblick auf die Folgen, d. h. den schweren 
Verkehrsunfall. 

Pflichtverletzungen können bewußt und un¬ 
bewußt begangen werden. 

Eine bewußte Pflichtverletzung gemäß § 8- 
StGB liegt vor, wenn der Verkehrsteilnehmer 
trotz Erkenntnis der Pflichtwidrigkeit seines Han¬ 
delns sich zu diesem Handeln entscheidet. Er 
weiß, daß er verschiedene Verhaltensvarianten in 
der betreffenden Situation hat, und wählt (aus 
mehr oder weniger faßbaren Gründen) die 
pflichtwidrige und führt sie aus. 48 ) Diese Ent¬ 
scheidung wird im Verkehr in der Regel in einem 
winzigen Augenblick getroffen, oft gehen Ent¬ 
scheidung und Ausführung ineinander über. 

Für die Abgrenzung der bewußten von der unbe¬ 
wußten Pflichtverletzung im Verkehr wurden fol¬ 
gende Kriterien vorgeschlagen 49 ): 

- War die Pflichtverletzung motiviert? Wird dies 
bejaht, dann liegt eine bewußte Pflichtverlet¬ 
zung vor. Ist sie nicht speziell motiviert, so kann 
sie sowohl bewußt als auch unbewußt sein. 

- Welche zeitliche Dauer hatte die Pflichtverlet¬ 
zung? Eine über längere Zeit hinweg erfolgende 
pflichtwidrige Handlung, z. B. eine Fahrt mit 
dem Pkw über eine längere Wegstrecke trotz to¬ 
tal abgefahrener Reifen, 50 ) vermag eher bewußt 
zu werden als ein sehr kurzzeitiger Pflichtver¬ 
stoß. 

— Wie stark wurde vom normgerechten Verhalten 
abgewichen? Je krasser der Pflicht verstoß ist, 
desto eher kann er bewußt erlebt sein. Das liegt 
zum Beispiel vor bei einem eindeutig riskanten 


46 Vgl. „OG-Urteil vom 21. 10. 1966“, Neue Justiz, 
24/1966, S. 760; „OG-Urteil vom 24. 2. 1967“, 
Neue Justiz, 9/1967, S. 289; „OG-Urteil vom 12. 5.* 
1967“, Neue Justiz, 8/1968, S. 249. 

47 Vgl. „OG-Urteil vom 23. 10. 1968“, a. a. O. 

48 Vgl. H. Gabler, „Probleme der bewußten und un¬ 
bewußten Pflichtverletzung“, in: Studien zur 
Schuld, Berlin 1975, S. 75 ff. 

49 Vgl. H. Gäbler/R. Schröder, Strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit im Straßenverkehr, Berlin 1972. 

50 Vgl. „OG-Urteil vom 1. 4. 1969“, Neue Justiz, 
12/1969, S. 375. 
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Überholmanöver, bei der Benutzung eines Lkw 
trotz Wissens um den mangelhaften Zustand der 
Bremsen usw., 51 ) beim Rückwärtsfahren ohne 
Hinweisung trotz Sichtbehinderung. 52 ) 

- Waren die objektiven Situationsbedingungen 
bzw. Pflichten eindeutig? Je eindeutiger die 
verhaltensfordernde Situation, j^desto höher ist 
die Wahrscheinlichkeit bewußten Fehlverhal¬ 
tens. 

Liegen mehrere Kriterien gleichzeitig vor, dann ist 
in aller Regel eine bewußte Pflichtverletzung gege¬ 
ben. 

Die Bewußtheit der Pflichtverletzungen im 
Verkehr ist durch konkrete Ausführungen dar¬ 
über nachzuweisen, daß der Unfallverursacher 

- sich der Verkehrssituation zugewendet 

- bestimmte verhaltensfordernde Bedingungen 
wahrgenommen, diese hinsichtlich ihrer funk¬ 
tioneilen und situationsbezogenen Bedeutung 
beurteilt und 

- seinem eigenen Verhalten unter dem Ge¬ 
sichtspunkt der rechtlichen Bestimmungen zu¬ 
grunde gelegt hat. 

Nach § 8 Abs. 2 StGB werden in bestimmten 
eingeschränkten Fällen auch unbewußte folgen¬ 
schwere Pflichtverletzungen als strafrechtlich rele¬ 
vante Handlungen erfaßt, und zwar dann, wenn 
sich der Rechtsverletzer entweder seine Pflicht in¬ 
folge verantwortungsloser Gleichgültigkeit nicht 
bewußt gemacht oder auf Grund einer disziplinlo¬ 
sen Einstellung an das pflichtwidrige Verhalten 
gewöhnt hat. 

Ob das Nichtbewußtmachen der Pflichten als 
verantwortungslos gleichgültig zu bezeichnen ist, 
ist nach den objektiven Umständen, die sich auf die 
konkrete Situation und die zu erfüllenden Pflich¬ 
ten beziehen, und nach den subjektiven Umstän¬ 
den , die sich auf die Fähigkeiten, Kenntnisse und 
subjektiven Möglichkeiten des jeweiligen Täters 
beziehen, zu entscheiden. 53 ) 

Die Gewöhnung an ein pflichtwidriges Verhal¬ 
ten ist dann das Ergebnis einer disziplinlosen Ein¬ 
stellung, wenn es der Verkehrsteilnehmer bewußt 
an einer dauernden Bereitschaft zur vollen Ein¬ 
ordnung in die Verkehrsgemeinschaft, zur Einhal¬ 
tung der vorgeschriebenen Ordnung und zur ge¬ 
wissenhaften Erfüllung seiner Pflichten fehlen 
läßt, so daß sich verkehrswidrige Gewohnheiten 
herausgebildet haben. 

Eine solche Gewöhnung kann z. B. vorliegen, wenn 
ein Rangierer jahrelang, statt wie vorgeschrieben, 
beim Rangieren zwei Hemmschuhe vorzulegen, 
stets nur einen nimmt und ständig die höchstzuläs¬ 
sige Geschwindigkeit überschreitet. Der auf solche 


Weise an Pflichtverstöße Gewöhnte ist sich mögli¬ 
cherweise im Einzelfall seiner Pflichtverletzung 
nicht mehr bewußt, handelt indessen nicht weniger 
verantwortungslos als derjenige, der sich in einem 
einzigen Fall bewußt zum Fahren mit überhöhter 
Geschwindigkeit entscheidet. 54 ) 

Liegt eine bewußte oder eine strafrechtlich re¬ 
levante unbewußte Pflichtverletzung vor, ist zu 
prüfen, ob hinsichtlich des schweren Verkehrsun¬ 
falls Fahrlässigkeit gegeben ist. Gemäß § 7 StGB 
handelt fahrlässig, wer voraussieht, daß er die im 
gesetzlichen Tatbestand bezeichneten Folgen 
(hier: einen schweren Verkehrsunfall) verursa¬ 
chen könnte und diese ungewollt herbeiführt, weil 
er bei seiner Entscheidung zum Handeln leichtfer¬ 
tig darauf vertraut, daß diese Folgen nicht eintre- 
ten werden. Zur Charakterisierung und zur Prü¬ 
fung eines leichtfertigen Vertrauens auf den Nicht¬ 
eintritt von Folgen sind folgende Merkmale be¬ 
deutsam: 

a) Der Verkehrsteilnehmer erkennt unsichere 
Verkehrsbedingungen und damit die Möglich¬ 
keit eines unsicheren Verkehrsablaufes. Es sind 
objektive oder subjektive Umstände entstanden 
bzw. es wurden solche Umstände geschaffen, die 
eine positive Verhaltensanpassung verlangen. 

b) Der Verkehrsteilnehmer verläßt sich bei seiner 
Entscheidung zur kritischen Handlungsvariante 
auf die Wirksamkeit bestimmter folgenverhü¬ 
tender Umstände bzw. Entwicklungsverläufe. 
Er erwartet, daß sein Verhalten den sich objek¬ 
tiv nicht verändernden Bedingungen noch ent¬ 
spricht oder daß trotz einer möglicherweise sich 
verändernden Situation das gleiche Verhalten 
sicher ist oder daß sich eine als kritisch erkannte 
Bedingung noch in günstiger Weise wandeln 
wird, ohne daß die sich anbahnende kritische 


51 Vgl. „OG-Urteil vom 23.10. 1968“, a. a. O.; 
„OG-Urteil vom 10. 9. 1970“, Neue Justiz, 
21/1970, S. 653. 

52 Vgl. „OG-Urteil vom 6.4. 1971“, Neue Justiz, 
13/1971, S. 401. 

53 Vgl. R. Schröder, „Hinweise zur Prüfung der 
Pflichtverletzung und der verantwortungslosen 
Gleichgültigkeit bei fahrlässiger Schuld“, Neue Ju¬ 
stiz, 3/1973, S. 362; R. Schröder/H. Gäbler, „Zum 
Problem der verantwortungslosen Gleichgültigkeit 
im Sinne des § 8 Abs. 2 StGB und ihre Kriterien“, 
in: Studien zur Schuld, a. a. O., S. 93 ff.; zu Wahr¬ 
nehmungsmängeln vgl. im einzelnen H. Gäbler/ 

R. Schröder, Strafrechtliche Verantwortlichkeit . . ., 

a. a. O., S. 13-20. 

54 Vgl. H. Gäbler/R. Schröder, „Zur Prüfung der 
Voraussetzungen fahrlässiger Schuld bei Verkehrs¬ 
delikten“, Neue Justiz, 12/1969, S. 362 ff. 
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Entwicklung durch seine eigene Aktivität und 
Geschicklichkeit noch ausreichend beherrscht 
wird. 

c) Der Verkehrsteilnehmer überprüft ungenü¬ 
gend, ob sein Vertrauen auf die folgenverhüten¬ 
den Umstände objektiv gerechtfertigt ist. Er 
setzt sich nur oberflächlich mit den kritischen 
Erscheinungen im Verkehrsgeschehen oder in 
seinem Verhalten auseinander; er mißt ihnen 
eine geringere Bedeutung und Wirkungsmög¬ 
lichkeit bei, als der Realität entspricht, obwohl 
objektiv wie subjektiv die Möglichkeit zu einer 
realen Beurteilung gegeben ist. Obwohl er zu¬ 
mindest das Gefühl einer nicht ganz sicheren Si¬ 
tuation hat, orientiert er sich nicht daran, son¬ 
dern gibt dem Handlungsimpuls für eine gefähr¬ 
liche Handlungsvariante nach, weil keine genü¬ 
gende Einstellung zu kritischer Auseinander¬ 
setzung und beherrschter Zurückhaltung be¬ 
steht. 

d) Der Täter sucht die unsicheren Situationsbedin¬ 
gungen und -abläufe durch kompensierende 
Bemühungen zu entschärfen, indem er sich be¬ 
wußt darum bemüht, daß die als kritisch erkann¬ 
ten Bedingungen nicht wirksam werden. Der 
Verkehrsteilnehmer versucht, das erkannte Ri¬ 
siko durch konzentrierte Aufmerksamkeit, grö¬ 
ßere Geschicklichkeit, besonders niedrige Ge¬ 
schwindigkeit zu kompensieren, allerdings ohne 
von dem als riskant erkannten Verhalten abzu¬ 
lassen, so daß der schwere Verkehrsunfall 
schließlich doch eintritt. 55 ) 

Hat ein Verkehrsteilnehmer in bewußter Ver¬ 
letzung seiner Pflichten einen schweren Verkehrs¬ 
unfall herbeigeführt, ohne dies vorauszusehen , ist 
gemäß § 8 StGB zu prüfen, ob er den Unfall bei 
verantwortungsbewußter Prüfung der Sachlage 
hätte voraussehen und bei pflichtgemäßem Ver¬ 
halten vermeiden können. Die Voraussehbarkeit 
(ebenso wie die Voraussicht im Falle der Fahrläs¬ 
sigkeit nach § 7 StGB) muß sich nicht auf alle Ein¬ 
zelheiten und Modalitäten der im konkreten Fall 
eingetretenen Folgen des § 196 StGB beziehen. 
Im Verkehr ist angesichts der sich schnell wan¬ 
delnden Situationsbedingungen und der wech¬ 
selnden Anforderungen keine Zeit für tiefgrün¬ 
dige Situationsanalysen, und die in der konkreten 
Situation möglichen Kausalverläufe können daher 
regelmäßig nicht in allen Einzelheiten bis zum 
tatsächlichen Ende durchdacht werden. Die kon¬ 
kret eingetretene Folge, z. B. den Tod eines Men¬ 
schen oder die Verletzung einer größeren Anzahl, 
muß der Unfallverursacher nicht vorausgesehen 
haben. Zur Beschreibung der tatbestandsmäßigen 
Folgen wird in § 196 StGB der allgemeineTJegriff 


„schwerer Verkehrsunfall“ verwandt. Die Vor¬ 
aussehbarkeit der Folgen ist zu bejahren, wenn der 
Täter hätte voraussehen können, daß er durch die¬ 
sen Pflichtverstoß einen irgendwie gearteten 
schweren Verkehrsunfall herbeiführen kann. Da¬ 
bei ist davon auszugehen, daß die sich aus Rechts¬ 
pflichtverletzungen im Verkehr ergebenden typi¬ 
schen Gefahren allgemein bekannt sind. 

Ein schwerer Fall des § 196 Abs. 3 StGB liegt 
gemäß Ziff. 1 vor, wenn mehrere Menschen , d. h. 
mindestens zwei, durch den Verkehrsunfall getö¬ 
tet wurden. 

Ein schwerer Fall liegt ferner dann vor, wenn 
die Tat Ausdruck der in § 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB 
beschriebenen besonders gesellschaftswidrigen 
Einstellung ist; diese Einstellung ist tatbezogen zu 
prüfen und läßt sich nicht aus einer allgemein ne¬ 
gativen Verhaltensweise ableiten. 

Eine rücksichtslose Verletzung von Bestim¬ 
mungen zum Schutz von Leben und Gesundheit 
oder Eigentum anderer liegt in der Regel beim 
Fahren unter Alkoholeinfluß, bei ungewöhnlich 
hohen Geschwindigkeiten, beim Lückenspringen 
während des Überholens usw. vor. 56 ) Eine beson¬ 
ders verantwortungslose Verletzung von Sorgfalts¬ 
pflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben 
liegt vor, wenn der Täter in krasser Weise Pflich¬ 
ten verletzte, die sich aus einer außergewöhnlich 
großen Verantwortung für die Gewährleistung der 
Sicherheit ergeben. 

Die Gefährdung der Sicherheit im Verkehr der 
Bahn , Luftfahrt und Schiffahrt (§197 StGB) 
Angesichts der außerordentlichen volkswirt¬ 
schaftlichen Bedeutung der Bahn, Luftfahrt und 
Schiffahrt, angesichts der Tatsache, daß es sich um 
Massenbeförderungsmittel handelt, bei denen ein 
Unfall besonders schwere Folgen nach sich ziehen 
kann, sowie in Anbetracht der Besonderheiten 
der straffen Organisation und Leitung dieser Ver¬ 
kehrsbereiche wird hier bereits die Herbeiführung 
der unmittelbaren Gefahr eines schweren Ver¬ 
kehrsunfalls unter Strafe gestellt. Als Täter kom¬ 
men u. U. auch Teilnehmer am Straßenverkehr in 


55 Vgl. „OG-Urteil vom 11.9. 1970“, Neue Justiz, 
1/1971, S. 27; H. Gäbler/R. Schröder, a. a. O.; 
dies., „Zur Prüfung der Voraussetzungen . . ., 
a. a. O., S. 362 ff. 

56 Vgl. Entscheidungen des Obersten Gerichts und der 
Bezirksgerichte: Neue Justiz, 5/1972, S. 147; 
15/1972, S. 459; 19/1972, S. 568; Neue Justiz, 
13/1973, S. 399; 20/1973, S. 614; Neue Justiz, 
16/1975, S. 492. 
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Frage, z. B. dann, wenn sie durch, Rechtspflicht¬ 
verletzungen an Bahnübergängen die akute Ge¬ 
fahr einer Kollision mit einem sich nähernden Zug 
heraufbeschwören. 

Die Erfassung und Aufklärung dieser soge¬ 
nannten Beinaheunfälle ist für die Verhütung be¬ 
sonders folgenschwerer Verkehrsunfälle von gro¬ 
ßer Bedeutung, weil rechtzeitig Veränderungen 
eingeleitet werden können, die sonst möglicher¬ 
weise erst als Lehren aus einer Katastrophe zu 
ziehen sind. Im Vordergrund steht die Notwen¬ 
digkeit des rechtzeitigen Beseitigens von unfall- 
trächtigen Verkehrssituationen. 

Angriffe auf das Verkehrswesen 
Paragraph 198 StGB stellt schwerwiegende An¬ 
griffe auf die Verkehrssicherheit unter Strafe, die 
in ihrer Gefährlichkeit der Brandstiftung (§ 185 
und § 186 StGB) oder der Verursachung einer 
Katastrophengefahr (§ 190 StGB) vergleichbar 
sind und Verbrechenscharakter annehmen kön¬ 
nen. 

Freude am Zerstören, an der Sensation, fehlgeleite¬ 
ter Erlebnisdrang, Haß und Rache lassen (in der 
Regel jüngere) Täter — oft unter dem Einfluß von 
Alkohol - solche extrem gefährlichen Ausschrei¬ 
tungen begehen. Jedoch sind derartige Straftaten 
selten. 

Bestraft wird, wer auf Verkehrswegen vorsätz¬ 
lich Hindernisse bereitet (§ 198 Abs. 1 StGB). 

Verkehrswege sind für den Verkehr bestimmte 
Wege, also Straßen, Autobahnen, Eisenbahnlini¬ 
en, Schiffahrtswege oder Flugstrecken. 

Ein Bereiten von Hindernissen liegt vor , wenn 
die gefahrlose Benutzung der Verkehrswege be¬ 
einträchtigt wird, z. B. durch Straßensperren (in¬ 
dem große Steine, Schneezäune, Holzstapel usw. 
auf die Straße bzw. Schienen geworfen, unbe¬ 
leuchtete Fahrzeuge nachts mitten auf die Straße 
geschoben, Seile über die Fahrbahn gespannt oder 
sogenannte Reifentöter ausgelegt werden). 

Bestraft wird auch, wer vorsätzlich Verkehrs¬ 
mittel , Verkehrswege, Warn- oder Signalanlagen 
oder -mittel oder andere Verkehrseinrichtungen 
zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder miß¬ 
bräuchlich benutzt . 

Warn - oder Signafanlagen oder -mittel sind 
Einrichtungen, die der Orientierung und Verstän¬ 
digung von Benutzern der Verkehrsmittel dienen, 
insbesondere zur gefahrlosen Benutzung von 
Verkehrswegen oder zur Warnung vor Gefahren 
(Verkehrszeichen nach der StVO sowie Warnba¬ 
ken vor Eisenbahnübergängen, Haltesignale, 


ebenso Schrankenanlagen im Bahnverkehr, 
Leuchttürme, Blinkanlagen im Flugverkehr oder 
Funkeinrichtungen auf Schiffen und in Flugzeu¬ 
gen). Mißbräuchliche Benutzung ist die zweck¬ 
widrige, die Verkehrssicherheit gefährdende Be¬ 
nutzung. Sie ist nicht identisch mit unbefugter Be¬ 
nutzung, da auch ein Befugter solche Anlagen 
mißbräuchlich benutzen kann. Eine mißbräuchli¬ 
che Benutzung liegt z. B. auch vor, wenn ein zum 
Setzen von Signalen Befugter diese Signale be¬ 
wußt falsch setzt. Der Tatbestand des § 198 StGB 
ist in objektiver Hinsicht erfüllt, wenn durch die 
genannten Handlungen 

— eine Gemeingefahr (Abs. I) 

— eine Gemeingefahr bei der Bahn, Luftfahrt 
oder Schiffahrt (Abs. 4) 

— ein schwerer Verkehrsunfall gemäß § 196 
Abs. 1 StGB (Abs. 2) oder 

— außerordentlich schwerwiegende Folgen 
(Abs. 3) 

verursacht worden sind. 

Hinsichtlich der subjektiven Seite bestehen 
Unterschiede zwischen den Abs. 1 bis 3 einerseits 
und dem Abs. 4 andererseits. Strafrechtlich ver¬ 
antwortlich gemäß § 198 Abs. 1 bis 3 StGB ist, 
wer durch die genannten vorsätzlichen Tathand¬ 
lungen auch die in Abs. 1 bis 3 beschriebenen Fol¬ 
gen vorsätzlich herbeiführt. Im Fall des Abs. 4 ge¬ 
nügt Fahrlässigkeit für die Herbeiführung der Fol¬ 
gen, während die beschriebenen Tathandlungen 
ebenfalls vorsätzlich begangen sein müssen. 

Der Lokheizer A. ging in angetrunkenem Zustand 
zum Bahnhof, um einen Unfall zu verursachen und 
dadurch dem Dienststellenleiter Schwierigkeiten zu 
bereiten. Zu diesem Zweck wollte er eine abge¬ 
stellte Lok an einer Gleissperre zum Entgleisen 
bringen. Er setzte die Lokomotive in Bewegung, 
sprang von ihr ab und versteckte sich im Gebüsch, 
um das^ Entgleisen zu beobachten. Da Aufsichter 
und Stellwerksmeister annahmen, es befände sich 
Personal auf der Lok und könne diese nicht sofort 
zum Stehen bringen, gab der Stellwerksmeister der 
Lokomotive freie Fahrt. Die Schranken am Bahn¬ 
übergang konnten nicht mehr geschlossen werden. 
Kurz vor dem Herankommen der Lokomotive 
überfuhr ein Mopedfahrer den Bahnübergang. Die 
führerlose Lok passierte außerdem weitere 14 un¬ 
beschrankte Bahnübergänge. Damit war eine Ge¬ 
meingefahr nicht nur für Menschen und Sachwerte 
innerhalb des Bahnbetriebswerkes, sondern dar¬ 
über hinaus auch für die die Bahnübergänge benut¬ 
zenden Menschen entstanden. Der Angeklagte, der 
den Betrieb der Deutschen Reichsbahn kannte, 
wußte, daß der Rangierbetrieb lief und sich Perso- 
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nal im Schienenbereich aufhielt. Er hatte zwar da¬ 
mit gerechnet, daß an der von ihm erwarteten Stelle 
eine Gleissperre angebracht wäre, wußte aber auch, 
daß diese vom Stellwerk aus eventuell geöffnet wer¬ 
den konnte. Er kannte den durch genaue Dienstvor¬ 
schriften geregelten Betrieb der Deutschen Reichs¬ 
bahn und wußte, daß er nach Abspringen von der 
Lok die Folgen seiner Handlung nicht mehr auf eine 
Entgleisung beschränken konnte. Er vertraute 
leichtfertig darauf, daß keine Gefahren für das Le¬ 
ben und die Gesundheit von Menschen heraufbe¬ 
schworen würden. 57 ) 

Pflieh twidriges Verhalten 
nach einem Verkehrsunfall 
Paragraph 199 Abs. 1 regelt den Sonderfall straf¬ 
rechtlicher Verantwortlichkeit für Verletzung 
der Pflicht zur Hilfeleistung nach einem Ver¬ 
kehrsunfall. Er ist im Verhältnis zu § 119 StGB 
das spezielle Gesetz . Die Pflicht für die an einem 
Straßenverkehrsunfall Beteiligten ergeben sich 
aus § 42 StVO. Mit dem Tatbestand des § 199 
Abs. 1 StGB soll deutlich gemacht werden, daß in 
erster Linie derjenige an einem Unfall Beteiligte 
zur Hilfeleistung rechtlich verpflichtet ist, der den 
Umständen nach den Unfall verursacht oder gar 
fahrlässig verschuldet hat. 58 ) Angst vor der Auf¬ 
deckung und Aufklärung des Unfallherganges, 
vor der Entdeckung als Täter oder vor Bestrafung 
ist kein Rechtfertigungs- und auch kein Entschul¬ 
digungsgrund für die Verletzung der elementaren 
Pflicht zur Hilfeleistung. 

Im Interesse der Verhütung weiterer Unfälle 
verpflichtet § 199 Abs. 2 StGB den an einem 
Verkehrsunfall Beteiligten, also denjenigen, von 
dem nach den Umständen in Frage kommt, daß 
sein Verhalten zur Verursachung des Unfalles 
beigetragen hat, zur Beseitigung eines durch den 
Unfall hervorgerufenen Gefahrenzustandes für 
den Verkehr (unbeleuchtetes, beschädigtes Kraft¬ 
fahrzeug auf dem Fahrweg, Ölverschmutzung der 
Straße, Zerstörung von Warnschildern) beizutra¬ 
gen. Der Unfallbeteiligte hat die Pflicht, diejeni¬ 
gen Maßnahmen einzuleiten, die zur Beseitigung 
des Gefahrenzustandes geboten und ihm möglich 
sind. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit nach 
§ 199 Abs. 1 und 2 StGB setzt Vorsatz voraus. 

Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit 
Das Führen eines Fahrzeugs erfordert ein 
Höchstmaß an ständiger gespannter Aufmerk¬ 
samkeit und Konzentration sowie ein rasches 
Reagieren; es stellt an das physische und psychi¬ 


sche Leistungsvermögen des Fahrzeugführers 
hohe Anforderungen. 

Der durchschnittliche Anteil der unter Alkoholein¬ 
fluß verursachten Straßenverkehrsunfälle lag in der 
DDR in den letzten Jahren zwischen 7 und 8 Pro¬ 
zent. Unter Einfluß von Alkohol herbeigeführte 
Verkehrsunfälle haben meist schwere Schäden, 
vielfach den Tod von Menschen zur Folge. Etwa 
25 Prozent aller bei Verkehrsunfällen ums Leben 
gekommenen Personen standen zur Unfallzeit unter 
Alkoholeinfluß. 59 ) 

Da jede Einwirkung alkoholischer Getränke 
oder anderer berauschender Mittel zur Beein¬ 
trächtigung des Fahrzeugführers auf der Straße, in 
der Luft, auf Schienen und Wasserstraßen führt, 
dürfen Fahrzeugführer bei Antritt und während 
der Fahrt nicht unter Einwirkung von Alkohol 
stehen (für den Straßenverkehr geregelt in § 7 
StVO). Strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
Fahren unter Alkoholeinfluß tritt nach § 200 
StGB - in Abgrenzung von den Ordnungswidrig¬ 
keiten oder Disziplinverletzungen - dann ein, 
wenn der Alkoholeinfluß schuldhaft zu einer er¬ 
heblichen Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit 
und dadurch zu einer allgemeinen Gefahr für Le¬ 
ben und Gesundheit anderer Menschen geführt 
hat. 60 ) 

Paragraph 200 Abs. 1 StGB sieht auf der ob¬ 
jektiven Seite vor: 

— das Führen eines Fahrzeugs im Verkehr 

— die erhebliche Beeinträchtigung der Fahrtüch¬ 
tigkeit infolge des Genusses alkoholischer Ge¬ 
tränke oder anderer berauschender oder son¬ 
stiger die Reaktionsfähigkeit wesentlich ver¬ 
mindernder Mittel und 

— die dadurch bewirkte Herbeiführung eines all¬ 
gemeinen Gefahrenzustandes für Leben oder 
Gesundheit anderer Menschen (Kausalität). 


57 Vgl. „OG-Urteil vom 14. 7. 1970“, a. a. O. 

58 Vgl. „OG-Urteil vom 19. 11. 1968“, a. a. O. 

59 Vgl. Baatz, Die objektiven Kriterien der strafrecht¬ 
lichen Verantwortlichkeit der Kraftfahrzeugführer, 
die unter alkoholischer Beeinflussung mit einem 
Kraftfahrzeug am öffentlichen Straßenverkehr teil¬ 
nehmen - zugleich ein Beitrag zur Rechtsprechung 
und Strafgesetzgebung, Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg 1969, S. 17 f. (jur. Diss.). 

60 Vgl. „OG-Urteil vom 22. 4. 1969“, Neue Justiz, 
13/1969, S. 407 ff.; R. Kürzinger, „Blutalkohol¬ 
konzentration und Fahrtüchtigkeit“, Neue Justiz, 
12/1962, S. 386 ff.; ders., „Alkohol und Verkehrs¬ 
unfall“, Neue Justiz, 11/1965, S. 353 ff. 
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Das Führen eines Fahrzeuges im Verkehr er¬ 
faßt die Fahrzeugführer in allen Verkehrsberei¬ 
chen, also Kraftfahrzeugführer ebenso wie Flug¬ 
zeugführer, Lokomotivführer, Schiffsführer usw. 
Es ist nicht erforderlich, daß es sich um öffentliche 
Straßen handelt. Fahrzeugführer ist jeder, der sich 
ganz oder teilweise der Einrichtungen eines Fahr¬ 
zeugs zum Zweck der Fortbewegung bedient. Als 
Täter kommen auch Radfahrer, Benutzer von 
Sportbooten, Elektrokarrenfahrer, Fuhrwerks¬ 
lenker in Frage. Die Tathandlung beginnt erst mit 
dem In-Bewegung-Setzen, also z. B. noch nicht 
mit dem Einstecken des Zündschlüssels oder dem 
Einlegen des Ganges. 

Die erhebliche Beeinträchtigung der Fahrtüch¬ 
tigkeit tritt vor allem infolge des Genusses be¬ 
stimmter Mengen alkoholischer Getränke ein. Die 
volle Fahrtüchtigkeit schließt nicht nur die Fahr¬ 
tauglichkeit (körperliche Fähigkeit) und Fahrfer¬ 
tigkeit (technische Fähigkeit), sondern auch die 
Verkehrszuverlässigkeit ein. Zur Fahrtüchtigkeit 
gehört auch der soziale Aspekt, der durch Ver¬ 
antwortungsbewußtsein, Selbstkritik, Rücksicht¬ 
nahme und Vermeidung riskanter Verhaltenswei¬ 
sen, also durch soziale Einordnungsbereitschaft, 
gekennzeichnet ist. 

Alkohol beeinflußt 

a) die Fähigkeit zum gesellschaftsgemäßen Verhal¬ 
ten durch seine euphorisierende und enthem¬ 
mende Wirkung, die sich in Überheblichkeit, 
Selbstüberschätzung, Beeinflußbarkeit, Spon¬ 
tanität, Kritikschwäche, Verlust der Selbstkon¬ 
trolle äußert. Die Diskrepanz zwischen realer 
und vorgestellter Leistungsfähigkeit nimmt zu; 

b) die Reaktionsfähigkeit , die Aufmerksamkeit, 
Auffassung- und Konzentrationsfähigkeit sowie 
die Fähigkeit, sich rasch auf wechselnde Situa¬ 
tionen ein- bzw. umstellen zu können (Apper¬ 
zeption), ferner die Geschicklichkeit, Treff¬ 
sicherheit und das anforderungsgerechte Zu¬ 
sammenspiel des muskulären Bewegungsappa¬ 
rates (Psychomotorik); 

c) die Sinnesorgane. Insbesondere sind die Hör¬ 
schwelle und die Wahrnehmungsfähigkeit für 
Gehörunterschiede herabgesetzt; es kann zu 
Doppelsehen, falschem Einschätzen von Ent¬ 
fernungen, zu Augenzittern, zur Unfähigkeit, 
schnell nacheinander wirkende Reize aufzuneh¬ 
men, und zu einer stark erhöhten Blendemp¬ 
findlichkeit (was besonders bei Dämmerung 
und nachts für den Fahrzeugführer bedeutungs¬ 
voll ist) führen. 61 ) 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Fahr¬ 
tüchtigkeit infolge des Genusses alkoholischer 
Getränke im Sinne des § 200 Abs. 1 StGB ist ge¬ 


geben, wenn das Leistungsvermögen eines Fahr¬ 
zeugführers so stark eingeschränkt wurde, daß er 
außerstande ist, sich in der jeweiligen Verkehrssi¬ 
tuation verkehrsgerecht zu verhalten. 

Bei einer Blutalkoholkonzentration ab 
1 Promille ist das - unabhängig von der Persön¬ 
lichkeit und individuellen Eigenheiten des Men¬ 
schen sowie von der Art des geführten Fahrzeugs 
- stets der Fall, so daß es keiner weiteren Beweis¬ 
erhebung zur Frage der erheblichen Beeinträch¬ 
tigung der Fahrtüchtigkeit bedarf, sofern ein Blut¬ 
alkoholwert in dieser Höhe nachgewiesen ist. 

Das Vorliegen einer erheblichen Beeinträchtigung 
der Fahrtüchtigkeit kann weder durch den Hinweis 
auf die unterschiedliche Alkoholwirkung innerhalb 
der auf- und absteigenden Phase widerlegt werden 
noch durch die Behauptung, daß der Täter jahr¬ 
zehntelang ein Fahrzeug führt und demzufolge die 
Reflexe und Automatismen so eingeschliffen seien, 
daß die Wirkung des Alkohols ausgeschlossen wer¬ 
den könne. Auch das Fehlen äußerer Auffälligkei¬ 
ten (z. B. unsicherer Gang, Lallen) oder die Be¬ 
hauptung einer abnorm hohen Alkoholverträglich- 
keit sind nicht geeignet, das Vorliegen einer erhebli¬ 
chen Beeinträchtigung in Frage zu stellen. 

Die Feststellung der Blutalkoholkonzentration 
durch einen Sachverständigen ist folglich zuverläs¬ 
sigstes und wichtigstes Beweismittel. Das Unterlas¬ 
sen einer Blutentnahme stellt daher den Verlust ei¬ 
nes kaum zu ersetzenden Beweismittels dar. 62 ) 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Fahr¬ 
tüchtigkeit kann auch durch andere berauschende 
oder sonstige die Reaktionsfähigkeit wesentlich 
beeinflussende Mittel herbeigeführt werden. 

Unter sonstigen die Reaktionsfähigkeit wesentlich 
beeinflussenden Mitteln sind zu verstehen: Arznei¬ 
mittel wie Faustan, Radepur sowie bestimmte 
Schmerz- und Schlafmittel, die entweder für sich 
allein oder aber in der Summierung oder Potenzie¬ 
rung mit dem Genuß alkoholischer Getränke die 
Fahrtüchtigkeit erheblich beeinträchtigen. Derar¬ 
tige Arzneimittel sind auf der Verpackung aus- 


61 Vgl. R. Kürzinger/H. Neumann, „Die Auswirkun¬ 
gen des Alkohols auf die Fahrtüchtigkeit“, Neue Ju¬ 
stiz, 15/1969, S. 469 ff. 

62 Vgl. a. a. O.; Vämösi/O. Prokop/R. Kürzinger, 
„Hinweise zur Durchführung einer einheitlichen fo¬ 
rensischen Blutalkoholuntersuchung“, Sonder¬ 
druck der Wissenschaftlichen Zeitschrift der Mar- 
tin-Luther-Universität, Mathem.-naturwiss. Reihe, 
2/1964; R. Kürzinger, „Ist eine alkoholische Beein¬ 
flussung an dem äußeren Verhalten zu erken¬ 
nen?“, Das deutsche Gesundheitswesen, 47/1958, 
S. 1522. 
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drücklich als die Fahrtüchtigkeit beeinträchtigende 
Mittel gekennzeichnet. 

Paragraph 200 StGB begründet strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit nur, wenn durch das Füh¬ 
ren eines Fahrzeugs bei erheblicher Beeinträchti¬ 
gung der Fahrtüchtigkeit eine allgemeine Gefahr 
für das Leben und die Gesundheit mindestens ei¬ 
nes anderen Menschen herbeigeführt wurde. 

Eine allgemeine Gefahr für Leben oder Ge¬ 
sundheit anderer Menschen liegt vor, wenn die 
reale Möglichkeit des Eintritts von Personenschä¬ 
den besteht. Das ist anhand der jeweiligen Ver¬ 
kehrssituation unter Beachtung insbesondere von 
Ort und Zeit, der Art des gefahrenen Fahrzeuges, 
der Geschwindigkeit und der Dauer der Fahrt 
festzustellen. Befanden sich zur Zeit der Tat an¬ 
dere Verkehrsteilnehmer unmittelbar im Ver¬ 
kehrsbereich des Täters oder wurden von diesem 
andere Personen in seinem Fahrzeug befördert, so 
liegt in der Regel eine allgemeine Gefahr vor. Sie 
kann jedoch ausgeschlossen werden, wenn aus 
den konkreten Tatumständen (z. B. Nachtzeit, 
ruhige Verkehrslage, geringe Geschwindigkeit, 
kurze Fahrstrecke) angenommen werden kann, 
daß eine reale Möglichkeit des Eintritts von Per¬ 
sonenschäden nicht bestand. 

Die bloße Feststellung, daß sich andere Verkehrs¬ 
teilnehmer im Verkehrsbereich befanden, reicht 
nicht aus. Eine allgemeine Gefahr ist noch nicht aus¬ 
reichend mit dem Hinweis darauf begründet, daß 
sich Kinder in der Nähe aufhielten, wenn z. B. ein 
Lkw mit langsamer Geschwindigkeit nur 50 m weit 
auf einen geeigneten Abstellplatz gefahren wurde 
und eine geeignete Person für die Sicherheit der hin¬ 
ter dem Fahrzeug stehenden Kinder sorgte. 63 ) 

Der Eintritt eines Verkehrsunfalles mit Sach¬ 
schaden beweist in der Regel die Herbeiführung 
der allgemeinen Gefahr für Leben oder Gesund¬ 
heit anderer Bürger. 

Die Tatsache, daß im Bereich der Bahn, Luft- 
und Schiffahrt mit doppelter Sicherheit gearbeitet 
wird, damit trotz technischen Versagens oder trotz 
einer Fehlhandlung Gefährdungen und Unfälle 
verhindert werden, hebt nicht generell eine allge¬ 
meine Gefahr auf. Daß durch Trunkenheit her¬ 
aufbeschworene Gefahrenzustände durch das 
Funktionieren des Sicherungssystems kompen¬ 
siert worden sind, ist für das Vorliegen einer all¬ 
gemeinen Gefahr ohne Belang, weil andere Per¬ 
sonen ebenfalls unaufmerksam handeln oder 
technische Sicherungseinrichtungen versagen 
können. 64 ) 


Die Anforderungen an die subjektive Seite 
werden in § 200 Abs. 1 StGB im Hinblick auf die 
Besonderheiten dieser Straftat, namentlich das 
Entstehen der erheblichen Beeinträchtigung der 
Fahrtüchtigkeit entsprechend der psychischen Si¬ 
tuation des Rechtsverletzers, ähnlich wie in § 234 
StGB mit den Worten umschrieben: „obwohl er 
nach den ihm bekannten Umständen annehmen 
muß , daß seine Fahrtüchtigkeit infolge des Genus¬ 
ses alkoholischer Getränke oder . . . erheblich be¬ 
einträchtigt ist“. Der Vorsatz umfaßt die Kenntnis 
vom Genuß alkoholischer Getränke oder anderer 
berauschender oder sonstiger die Reaktionsfähig¬ 
keit wesentlich vermindernder Mittel sowie über 
dessen etwaigen Umfang. Ferner muß zumindest 
eine allgemeine Kenntnis über die Wirkunsgweise 
des Alkohols und anderer Mittel gegeben sein. 
Die Kenntnis der konkreten Blutalkoholkonzen¬ 
tration, der spezifischen Wirkung des Alkohols, 
der Gesetze des Abbaus im Körper ist nicht erfor¬ 
derlich. Auf Grund der umfassenden publizisti¬ 
schen Arbeit der Massenmedien und der in der 
Ausbildung zu diesen Fragen vermittelten Kennt¬ 
nisse kann in der Regel von einer allgemeinen 
Kenntnis der Wirkung von Alkohol ausgegangen 
werden. Auch die Wirkung des sogenannten Rest¬ 
alkohols darf in der Regel als allgemein bekannt 
gelten. 

Behauptungen, daß die Blutalkoholkonzentration 
entscheidend durch andere Umstände beeinflußt 
wurde, z. B. durch Umgang mit bestimmten Lö¬ 
sungsmitteln beim Lackieren oder durch den Ver¬ 
zehr von Weinbrandbohnen oder die Einnahme von 
Medikamenten mit Alkoholgehalt, 65 ) sind, falls ge¬ 
sicherte Erkenntnisse noch nicht vorliegen, durch 
experimentelle Nachprüfung konkret zu widerle¬ 
gen. 

Ist die Fahrtüchtigkeit durch Medikamente oder 
andere Mittel oder im Zusammenwirken von Alko¬ 
hol und Medikamenten erheblich beeinträchtigt 
worden, muß geprüft werden, welche Kenntnis der 
Verkehrsteilnehmer von deren Wirkungen hatte 
und ob er nach den ihm bekannten Umständen an- 


63 Vgl. „OG-Urteil vom 22. 6. 1972“, Neue Justiz, 
7/1973, S. 207. 

64 Vgl. „OG-Urteil vom 29. 10. 1974“, Neue Justiz, 
2/1975, S. 55 f., und Anmerkung von R. Schröder 
in Neue Justiz, 2/1975, S. 56 f. 

65 Vgl. „Anmerkung zum Urteil vom 6. 5. 1971 von 

R. Kürzinger und H. Gildemeister“, Neue Justiz, 
16/1972, S. 490 f.; R. Kürzinger, „Welchen Ein¬ 
fluß hat der Verzehr von Weinbrandbohnen auf den 
Grad der Trunkenheit?“, Neue Justiz, 8/1972, 

S. 235. 
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nehmen mußte, daß seine Fahrtüchtigkeit infolge¬ 
dessen erheblich beeinträchtigt wird. 

Der Fahrzeugführer muß sich in Kenntnis der 
bedeutsamen Umstände dazu entschlossen haben, 
ein Fahrzeug im Verkehr zu führen (Vorsatz). 
Auch wenn er sich hierzu erst in einem schuldhaft 
herbeigeführten Zustand der Volltrunkenheit 
entschließt, bleibt gemäß § 15 Abs. 3 StGB die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 200 
StGB bestehen. 

Hinsichtlich der Herbeiführung einer allge¬ 
meinen Gefahr muß mindestens Fahrlässigkeit 
vorliegen. Sie wird in aller Regel gegeben sein, 
wenn der Täter für das Führen des Fahrzeugs bei 
erheblicher Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit 
verantwortlich ist. 

Paragraph 200 Abs. 2 StGB begründet straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit auch für Personen, 
die zwar nicht selbst ein Fahrzeug führen, jedoch 
im Rahmen des Arbeitsprozesses oder infolge ih¬ 
rer beruflichen Tätigkeit in bestimmtem Umfang 
unmittelbar für die Gewährleistung der Verkehrs¬ 
sicherheit Verantwortung tragen, z. B. Stell¬ 
werksmeister, Fahrdienstleiter und Kopiloten. 
Berufspflichten zur unmittelbaren Gewährlei¬ 
stung der Sicherheit des Verkehrs im Sinne des 
§ 200 Abs. 2 StGB sind nicht mit der allen Werk¬ 
tätigen obliegenden allgemeinen Pflicht zur Ar¬ 
beitsdisziplin und Befolgung aller Dienstvor¬ 
schriften identisch. Der betreffende Werktätige 
muß durch eigenverantwortliche Entscheidung 
auf die Einhaltung und Erhöhung der Verkehrssi¬ 
cherheit Einfluß zu nehmen haben. Dies wird zu 
bejahen sein, wenn die berufliche Tätigkeit für die 
sichere Bewältigung eines konkreten Verkehrsab¬ 
laufs notwendig ist, vor allem, wenn dem Fahr¬ 
zeugführer damit Voraussetzungen für eine si¬ 
chere Fahrt geschaffen werden. 

Das liegt z. B. bei einem Fahrdienstleiter der 
Reichsbahn vor, aber nicht beim Wärter einer Lo- 
komotivdrehscheibe, dessen Aufgabe darin besteht, 
auf Weisung des Lokieiters die Ein- und Ausfahrt 
von Lokomotiven in den Lokschuppen zu bewälti¬ 
gen. 66 ) 

Da Sicherheit im Verkehr, besonders im Ei¬ 
senbahn-, Luft- und Schiffsverkehr, nicht nur von 
der Fahrtauglichkeit des Fahrzeugführers ab¬ 
hängt, sondern in gleichem Maße auch vom Be¬ 
triebsdienst, vom Bodenpersonal, von den Fun¬ 
kern u. a., muß - erforderlichenfalls auch mit straf¬ 
rechtlichen Mitteln - darauf eingewirkt werden, 
daß die Fähigkeit auch dieser Personen zur Erfül¬ 


lung ihrer Rechtspflichten nicht infolge des Ge-, 
nusses alkoholischer Getränke, anderer be¬ 
rauschender oder sonstiger die Reaktionsfähig¬ 
keit wesentlich vermindernder Mittel erheblich 
beeinträchtigt ist. 

Auch gemäß § 200 Abs. 2 StGB muß infolge 
der vorsätzlich herbeigeführten erheblichen Beein¬ 
trächtigung der Fähigkeit zur Erfüllung der ge¬ 
nannten Berufspflichten fahrlässig eine allge¬ 
meine Gefahr für Leben oder Gesundheit anderer 
Menschen verursacht worden sein. 

Ein Fahrdienstleiter der Bahn hatte zusätzlich einen 
Nachtdienst übernommen. Obwohl die Freizeit zwi¬ 
schen zwei Diensten nur kurz war, trank er mehrere 
Flaschen Bier und einen doppelten Wodka. Er 
schlief zweieinhalb Stunden und trank eine halbe 
Stunde nach Beginn seines Dienstes im Befehls¬ 
stellwerk eine 0,35-1-Flasche Wodka aus. Später 
wurde festgestellt, daß der Angeklagte zu dieser 
Zeit 2,7 bis 2,9 Promille Blutalkoholkonzentration 
hatte. Infolge des Alkoholeinflusses ließ er zwei 
Züge auf einer eingleisigen Strecke fahren. Nur da¬ 
durch, daß der Stellwerkswärter einen entsprechen¬ 
den Befehl nicht ausführte, konnte ein schwerer 
Verkehrsunfall verhindert werden. 

Die Tatsache, daß wegen der hohen Anforde¬ 
rungen an die Sicherheit im Bahnverkehr dort Si¬ 
cherheitsanlagen installiert sind, die teils mit 
Rücksicherungen bei technischem Versagen oder 
Fehlhandlungen Unfälle verhindern sollen, und 
daß in der Regel durch einen Eisenbahner herbei¬ 
geführte Gefahrensituationen von anderen Ei¬ 
senbahnern durch erhöhte Konzentration und 
Aufmerksamkeit beherrscht wurden, kann nicht 
zum Verneinen des Vorliegens einer allgemeinen 
Gefahr führen. 67 ) 

Daher ist der Fahrdienstleiter nach § 200 
Abs. 2 StGB strafrechtlich verantwortlich. 

Problematisch ist die strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit gemäß § 200 StGB wegen Teilnahme 
(Anstiftung oder Beihilfe). 68 ) Im Interesse eines 
wirksamen Kampfes gegen die alkoholbedingten 
Verkehrsstraftaten wird bei Verkehrsunfällen 
gemäß § 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB, die unter Alko- 


66 Vgl. „BG Frankfurt/Oder, Urteil vom 19. 12. 
1972“, Neue Justiz, 14/1973, S. 426. 

67 Vgl. „OG-Urteil vom 29. 10. 1974“, a. a. O. 

68 Vgl. „Beschluß des Präsidiums des Obersten Ge¬ 
richts vom 15.3. 1978“, Neue Justiz, 15/1978, 
S. 229; „OG-Urteil vom 31. 5. 1978“, Neue Justiz, 
9/1978, S. 410; H. Bein/D. Seidpl, „Zur Beteili¬ 
gung an Straftaten mit Fahrlässigkeitselementen“, 
Neue Justiz, 17/1970, S. 516. 
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holeinfluß verursacht wurden, stets auch § 200 
StGB tateinheitlich anzuwenden sein. In solchen 
Fällen ist gegen den Kraftfahrzeugführer in der 
Regel der Entzug der Fahrerlaubnis gemäß § 54 
StGB auszusprechen. 69 ) 

Unbefugte Benutzung von Fahrzeugen 
Paragraph 201 StGB dient vornehmlich dem 
Schutz der Verkehrssicherheit, aber auch dem 
Schutz des Eigentums an bestimmten Fahrzeugen 
vor ungefugtem Gebrauch. 70 ) 

Während der unbefugte Gebrauch von anderen In¬ 
dustriegütern keine Straftat ist und ausreichend mit 
nichtstrafrechtlichen, vor allem zivilrechtlichen 
oder disziplinarischen Mitteln bekämpft wird, ist 
die unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen und 
anderen in § 201 StGB genannten Fahrzeugen 
strafbar, weil sie die Verkehrssicherheit gefährdet, 
zumal sie oft mit gefährlicher Disziplinverletzung, 
mit vorangegangenem Alkoholgenuß, mangelnden 
Fahrkenntnissen und mangelnder Fahrpraxis ver¬ 
bunden ist. Aus Angst vor Entdeckung werden mit¬ 
unter außerordentlich riskante Pflichtverletzungen 
begangen. 

Gegenstand der Straftat nach § 201 StGB 
können sein: 

- Kraftfahrzeuge, für die eine Erlaubnispflicht 
besteht 

- Luftfahrzeuge im Sinne des § 25 des Gesetzes 
über die zivile Luftfahrt, z. B. Flugzeuge mit 
Antrieb, Segelflugzeuge, Ballons und Sprung¬ 
fallschirme 

- Wasserfahrzeuge, für die nach der AO über 
Befähigungszeugnisse in der Binnenschiffahrt 
vom 17. 9. 1966 (GBl. II S. 687) oder der AO 
über den Verkehr mit Sportbooten — Sport- 
boot-AO (SBAO) — vom 2. 7.1974 (GBl.-Sdr. 
Nr. 730) ein Befähigungsnachweis erteilt sein 
muß. 

Die unbefugte Benutzung besteht in dem zeih 
weiligen Entzug der Verfügungs- und Gebrauchs¬ 
möglichkeit des Berechtigten. Ist der Entzug von 
dauernder Natur, liegt möglicherweise ein Dieb¬ 
stahl gemäß § 158 bzw. § 177 StGB vor. 

Berechtigter, gegen dessen Willen ein Fahrzeug 
benutzt wird, ist nicht nur der Eigentümer, son¬ 
dern jeder andere, der im Auftrag des Eigentü¬ 
mers oder mit seinem Einverständnis über den 
Einsatz des Fahrzeuges zu bestimmen hat oder zu 
dessen Gebrauch befugt ist. 

Täter nach § 201 StGB ist nicht nur, wer das 
Fahrzeug unmittelbar lenkt. Täter kann auch sein, 
wer ein Interesse an dem unbefugten vorüberge¬ 


henden Gebrauch eines Fahrzeugs hat, aber nicht 
selbst in der Lage ist, ein solches zu führen, und 
sich deshalb der Hilfe eines Fahrzeugführers be¬ 
dient. Die unbefugte Benutzung erfaßt folglich 
nicht nur das Führen des Fahrzeugs, sondern auch 
das unberechtigte Ausnutzen seiner Eigenschaf¬ 
ten zur Fortbewegung. 71 ) 

Derjenige, der einen zur Führung eines Fahrzeugs 
Berechtigten zum unberechtigten Gebrauch des 
Kraftfahrzeugs, z. B. zum Gebrauch ohne die Zu¬ 
stimmung des Betriebes veranlaßt, ist wegen Anstif¬ 
tung zur unbefugten Benutzung eines Kraftfahrzeu¬ 
ges verantwortlich, wenn er sich darüber im klaren 
war, daß der Fahrzeugführer das Fahrzeug gegen 
den Willen des Berechtigten benutzt. 

Wenn ein Verfügungsberechtigter (z. B. ein Fahr¬ 
meister) oder der zur Führung des Kraftfahrzeuges 
berechtigte Kraftfahrer das Fahrzeug Dritten unbe¬ 
fugt zur Verfügung stellt, kann sich sein Verhalten 
als Beihilfe zu einem Vergehen nach § 201 StGB 
darstellen. 

Wird ein Fahrzeug zwar an sich mit dem Wil¬ 
len des Berechtigten, aber über den Rahmen der 
erteilten Befugnis hinaus benutzt (z. B. anläßlich 
einer Dienstfahrt für größere private Fahrten), 
liegt grundsätzlich keine Straftat nach § 201 StGB 
vor, weil die Benutzung des Fahrzeuges überhaupt 
dem Willen des Berechtigten entsprach. 

Die Strafverfolgung wegen einer Straftat nach 
§ 201 StGB erfolgt bei unbefugter Benutzung ei¬ 
nes Kraftfahrzeugs nur auf Antrag des Geschädig¬ 
ten, sofern kein öffentliches Interesse besteht (§ 2 
StGB). Bei unbefugter Benutzung von Wasser-, 
Luft- und Schienenfahrzeugen, zu deren Führung 
eine Erlaubnis erforderlich ist, bedarf es keines 
Antrages. 

Die unbefugte Benutzung von Fahrrädern 
oder Wasserfahrzeugen, für deren Führung keine 
Erlaubnis erforderlich ist, kann als Ordnungswid¬ 
rigkeit gemäß § 13 OWVO verfolgt werden. 


69 Vgl. K. Osmenda/H. Kuntze, „Gesetzliche Grund¬ 
lagen und Zuständigkeitsabgrenzungen bei Entzug 
der Fahrerlaubnis“, Neue Justiz, 10/1969, 
S. 301 ff.; „OG-Urteil vom 28. 6. 1973“, Neue Ju¬ 
stiz, 16/1973, S. 487. 

70 Vgl. R. Biebl/R. Schröder, „Erscheinungsformen 
der unbefugten Benutzung von Kraftfahrzeugen, 
rechtliche Beurteilung und wirksame Bekämpfung 
dieser Straftaten“, Neue Justiz, 19/1973, S. 563 ff.; 
A. Forker, Kraftfahrzeugdelikte, Berlin 1965. 

71 Vgl. „BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 26.7. 
1976“, Neue Justiz, 24/1976, S. 751. 
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7 . 5 . 

Mißbrauch von Waffen 
und Sprengmitteln 

Der Mißbrauch von Waffen und Sprengmitteln 
(§§ 206 bis 209 StGB) bedeutet eine Gefährdung 
sowohl für Leben und Gesundheit der Bürger als 
auch für die Ordnung und Sicherheit des sozialisti¬ 
schen Staates. Deshalb mißt der sozialistische 
Staat der Kontrolle über die Herstellung, die si¬ 
chere Lagerung, die Verwaltung, den Besitz sowie 
die Führung und den Gebrauch von Waffen und 
Sprengmitteln große Bedeutung bei. 

Gegenstand der Straftaten nach §§ 206 bis 208 
StGB sind Schuß waffen, Munition und Sprengmit¬ 
tel, nach § 206 StGB auch wesentliche Teile von 
Schußwaffen. 

Schußwaffen sind nach der VO über den Verkehr 
mit Schußwaffen und patronierter Munition — 
Schußwaffen-VO - vom 8. 8. 1968 (GBl. II S. 699) 
solche Geräte, aus denen patronierte Munition ver¬ 
schossen werden kann, sowie solche Geräte, bei de¬ 
nen man Kartuschen und Geschosse getrennt laden 
kann, also Geräte, mittels derer feste Körper durch 
einen Lauf in eine bestimmte Richtung gebracht 
werden können. Es ist unerheblich, ob die Schuß¬ 
waffe fabrikmäßiger Herstellung entstammt oder 
selbst gefertigt wurde. Schußgeräte , die im Produk¬ 
tionsprozeß als Arbeitsmittel in vielfältiger Weise 
Verwendung finden, wie z. B. Bolzenschlaggeräte, 
fallen nicht darunter (vgl. AO über den Verkehr mit 
Schußgeräten und Kartuschen - Schußgeräte-AO - 
vom 14. 8. 1968, GBl. II S. 704). Bei in der DDR 
frei verkäuflichen und aus sozialistischen Ländern 
eingeführten Luftdruckwaffen handelt es sich 
ebenso wie bei historischen Vorderladern usw. um 
Schußgeräte, nicht um Schußwaffen. Von einer 
Schußwaffe im strafrechtlichen Sinne kann man 
nicht mehr sprechen, wenn alle wesentlichen Teile 
so verändert worden sind, daß sie mit gebräuchli¬ 
chen Werkzeugen nicht wieder in einen funktions¬ 
fähigen Zustand zurückversetzt werden können. 
Wesentliche Teile einer Schußwaffe sind vor allem 
der Lauf, der Verschluß und bei Revolvern das Pa¬ 
tronenlager. 

Zur Munition gehören alle geeigneten festen Kör¬ 
per, die in einer Schußwaffe Verwendung finden 
können. 

Sprengmittel sind gemäß § 1 des Gesetzes über den 
Verkehr mit Sprengmitteln (Sprengmittelgesetz) 
vom 30. 8. 1956 (GBl. I S. 709) Sprengstoffe und 
sprengkräftige Zündmittel sowie pyrotechnische 
Erzeugnisse, die Gemische (Sätze) mit Eigenschaf¬ 
ten von Sprengstoffen enthalten. Die amtliche 
Sprengmittelliste erfaßt die in der DDR zugelasse¬ 
nen Sprengmittel. Von §§ 206 ff. werden auch an¬ 


dere Stoffe erfaßt, die Eigenschaften von Spreng¬ 
mitteln besitzen. Alle Sprengmittel, die in der DDR 
verwendet werden sollen, bedürfen der Zustim¬ 
mung durch die Oberste Bergbehörde (vgl. AO 
über die amtliche Sprengmittelliste vom 14. 6. 
1974, GBl.-Sdr. Nr. 776). 

Nicht erfaßt wird Sprengzubehör, z. B. Detona¬ 
tionsverzögerer, elektrische Zünder, Zündmaschi¬ 
nen u. ä. 

Einer besonderen Regelung unterliegen die Her¬ 
stellung, der Erwerb und die Verwendung pyro¬ 
technischer Erzeugnisse (vgl. AO Nr. 2 zum 
Sprengmittelgesetz vom 11.11. 1966, GBl. II 
S. 868; AO über die Prüfung von Schußwaffen, 
Schußgeräten, patronierter Munition und Kartu¬ 
schen - Beschuß-AO - vom 14. 6. 1974, GBl.-Sdr. 
Nr. 725). 

Werden die in der amtlichen Vertriebsliste aufge¬ 
führten pyrotechnischen Erzeugnisse so verändert, 
daß ihre Explosionswirkung erhöht wird, kann es 
sich um Sprengmittel handeln. 

Gemäß § 206 StGB wird strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen, wer ohne staatliche Er¬ 
laubnis die hier näher bezeichneten Gegenstände 
herstellt , im Besitz hat , sich oder einem anderen 
verschafft. 

Unter Herstellen ist das Anfertigen einer neuen oder 
das Ingangsetzen oder Brauchbarmachen einer 
nicht verwendungsfähigen (z. B. verrotteten) 
Schußwaffe zu verstehen. Wer ohne staatliche Er¬ 
laubnis die tatsächliche Gewalt ausübt, besitzt den 
Gegenstand unbefugt . 

Das Tatbestandsmerkmal „sich oder einem anderen 
verschaffen“ wird insbesondere durch Einschleusen 
von Schußwaffen erfüllt oder dadurch, daß ein zur 
Führung von Waffen Berechtigter einem anderen, 
nicht Berechtigten, die Waffe überläßt. Liegt im 
Einzelfall keine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
vor, ist diese Handlung mit einer Ordnungsstrafe 
gemäß § 16 Abs. Id der AO über die technische 
Überprüfung und Aufbewahrung von Jagdwaffen, 
den Erwerb und Besitz von Jagdmunition und die 
Durchführung von Kontrollen vom 10. 8. 1971 
(GBl.-Sdr. Nr. 712) zu ahnden. Die Waffe ist nach 
§ 209 StGB einzuziehen. 

Paragraph 206 Abs. 2 erfaßt den schweren 
Fall. Ob es sich um einen bedeutenden Umfang 
handelt, hängt nicht nur von der Anzahl der 
Schußwaffen usw. ab, sondern auch von ihrer Lei¬ 
stungsfähigkeit, ihrem Zustand und ihrer Art. Ein 
schwerer Fall liegt auch bei folgendem Sachver¬ 
halt vor: 

Der Baggerführer L. stieß beim Ausbaggern in ei¬ 
nem Ruinengelände auf eine Stahlblechkiste, in der 
sich - sorgfältig verpackt - fünf Pistolen vom Typ 08 
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in mechanisch einwandfreiem Zustand sowie etwa 
200 Patronen, Kaliber 9 mm, und Reinigungsgeräte 
befanden. Statt diesen Fund sofort der Volkspolizei 
zu melden, beschloß L., diese Waffen zu behalten. 
Er lagerte sie zwei Jahre in einem Versteck seiner 
Wohnlaube, prüfte in Abständen ihren mechani¬ 
schen Zustand und fettete sie mit Maschinenöl ein. 
Schließlich beschloß er, an S., P. und M. je eine Pi¬ 
stole mit je 30 Schuß Munition zu verkaufen. In ei¬ 
ner stillgelegten Sandgrube haben diese 4 Personen 
Schießübungen durchgeführt. 

Vernichtung und Beiseiteschaffen 
von Waffen und Sprengmitteln 
Paragraph 207 und § 208 StGB tragen der beson¬ 
deren Verantwortung Rechnung, die den zur Füh¬ 
rung von Schußwaffen usw. berechtigten Personen 
obliegt. Ob eine Person nach § 207 StGB berech¬ 
tigt ist, Schußwaffen, Munition oder Sprengmittel 
zu führen, zu gebrauchen oder zu verwalten, muß 
der staatlichen Erlaubnis entnommen werden. 

Hinsichtlich der Jagdwaffen ergibt sich dies 
aus den §§ 29 bis 43 der 8. DB zum Gesetz zur 
Regelung des Jagdwesens vom 14.4. 1962 

(GBl. II S. 225). In den bewaffneten Organen gel¬ 
ten besondere Regelungen über die Verantwor¬ 
tungsbereiche für Schußwaffen und Munition. 

Für Sprengmittel wird die Berechtigung durch 
den Besitz eines für die auszuführende Tätigkeit 
gültigen Sprengmittelerlaubnisscheines nach § 7 
derAONr. 1 zum Sprengmittelgesetz vom 11. 11. 
1966 (GBl. II S. 857) nachgewiesen. 

Die Tatbestandsmerkmale „ vernichtet“ und 
„unbrauchbar gemacht“ haben den gleichen In¬ 
halt wie die gleichlautenden Tatbestandsmerk¬ 
male in § 163 StGB. Das Tatbestandsmerkmal 
„einem anderen überläßt“ ist erfüllt, wenn der Tä¬ 
ter einem Nichtberechtigten (auch zeitweise) den 
Besitz der Schußwaffe usw. ermöglicht. „Auf an¬ 
dere Weise beseite geschafft“ sind Schußwaffen, 
Munition oder Sprengmittel, wenn sie ihrem be¬ 
stimmungsgemäßen Gebrauch entzogen sind. 

Waffen- und Sprengmittelverlust 
Während die Tat nach den §§ 206 und 207 StGB 
nur vorsätzlich begangen werden kann, ist in 
§ 208 StGB fahrlässige Abhandenkommenlas¬ 
sen von Schußwaffen, Munition oder Sprengmit¬ 
teln unter Strafe gestellt. Mit dieser Bestimmung 
soll jeder ständige oder nichtständige Schußwaf¬ 
fenträger und jeder, der beruflich mit Schußwaf¬ 
fen, Munition oder Sprengmitteln zu tun hat, zu 
besonderer Sorgfalt im Umgang mit ihnen hin¬ 
sichtlich ihrer Verwahrung angehalten werden. 


Die Gefährlichkeit des Abhandenkommens 
von Schußwaffen, Munition und Sprengmitteln 
besteht darin, daß diese aus dem Bereich der 
staatlichen Kontrolle geraten und dadurch das 
Leben und die Gesundheit der Bürger sowie die 
staatliche Sicherheit gefährdet werden (z. B. in¬ 
dem Kinder mit abhanden gekommenen Schuß¬ 
waffen usw. überaus gefahrvolle Spiele treiben, 
aber auch indem mit diesen gefährlichen Gegen¬ 
ständen Straftaten vorbereitet oder verübt wer¬ 
den). 

Als Täter kann nur zur Verantwortung gezo¬ 
gen werden, wer zur Führung, zum Gebrauch oder 
zur Verwahrung von Schußwaffen, Munition oder 
Sprengmitteln berechtigt und nicht genügend sorg¬ 
sam mit diesen umgegangen ist. 

Der Berechtigte läßt die Schußwaffe usw. ab¬ 
handen kommen , wenn er sie verliert, unbeaufsich¬ 
tigt liegen läßt oder nicht unter Verschluß hält , sie 
damit dem Zugriff unberechtigter Personen preis¬ 
gibt und ihm selbst dadurch die tatsächliche Ver¬ 
fügung über die Schußwaffe nicht mehr möglich 
ist. Dabei ist unerheblich, ob ein anderer die 
Schußwaffe usw. nunmehr im Besitz hat oder 
nicht. 

Paragraph 208 Abs. 2 StGB regelt die straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit für schwere Fälle. 

Wer eine Schußwaffe unbefugt besitzt und 
diese unbeaufsichtigt liegen läßt, kann nicht nach 
§ 208 StGB bestraft werden. Bei ihm kommt 
§ 206 StGB zur Anwendung. 

Bei Militärpersonen ist die Anwendung der 
speziellen Vorschriften (§ 273 und § 274 StGB) 
zu prüfen; Paragraph 208 StGB betrifft andere 
Berechtigte wie Angehörige der DVP, Mitglie¬ 
der von Jagdgemeinschaften, Angehörige der 
Kampfgruppen u. a. 

Die Einziehung von Schußwaffen, Munition und 
Sprengmitteln 

Schußwaffen, wesentliche Teile dieser, Munition 
und Sprengmittel sind gemäß § 209 StGB bei Un¬ 
berechtigten unverzüglich einzuziehen, um das 
Leben und die Gesundheit der Bürger zu schützen 
und Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. 
Diese Einziehung ist keine Zusatzstrafe (anders 
als die Einziehung nach § 56 StGB), sondern eine 
verwaltungsrechtliche Sicherungsmaßnahme, die 
weder ein Strafverfahren noch eine Bestrafung 
voraussetzt. Für die Einziehung sind nicht die Ge¬ 
richte, sondern ausschließlich die Untersuchungs¬ 
organe des Ministeriums des Innern, des Ministe¬ 
riums für Staatssicherheit, der Zollverwaltung 
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(§ 88 Abs. 2 StPO) sowie die Untersuchungsfüh¬ 
rer der Militärstaatsanwaltschaft (§7 Abs. 3 
EGStGB/StPO) zuständig. 

Die Einziehung außerhalb eines Strafverfah¬ 
rens ist nach § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Volks¬ 
polizei vom 11. 6. 1968 (GBl. I S. 232) vorzu¬ 
nehmen. Die Einziehung geschieht ohne Rück¬ 
sicht auf die Rechte Dritter. 
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8 . 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung 


8 . 1 . 

Das Wesen der Straftaten 

gegen die staatliche und öffentliche Ordnung 

und ihre Abgrenzung 

von anderen Straftaten 

Die Bestimmungen über Straftaten gegen -die 
staatliche Ordnung schützen den sozialistischen 
Staatsapparat und die staatliche und öffentliche 
Ordnung der sozialistischen Gesellschaft vor kri¬ 
minellen Angriffen. Sie tragen auf diese Weise 
dazu bei, die sozialistische Demokratie zu fördern 
und die sich aus der Staatsbürgerschaft ergeben¬ 
den Verhaltensanforderungen an die Bürger der 
DDR im Inland und im Ausland durchzusetzen. 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung rich¬ 
ten sich gegen bestimmte Tätigkeitsformen des 
sozialistischen Staates und seiner Organe sowie 
der gesellschaftlichen Organisationen und somit 
zugleich gegen Personen, die eine bestimmte 
staatliche oder gesellschaftliche Tätigkeit aus¬ 
üben, sowie gegen deren persönliche Sicherheit 
und Integrität. Es sind Handlungen von Tätern, 
die unter dem Einfluß der politisch-ideologischen 
Diversion des Klassengegners aus bestimmten Si¬ 
tuationen heraus, nicht selten unter Alkoholein¬ 
fluß, die Staatsgrenze verletzen, das Ansehen des 
sozialistischen Staates und seiner Einrichtungen 
herabwürdigen, ungesetzliche Verbindungen zu 
feindlichen Kräften im Ausland aufnehmen, sich 
in ordnungsstörender Weise zusammenrotten und 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie das 
sozialistische Zusammenleben der Bürger beein¬ 
trächtigen. 

Die in Kapitel 8 des StGB zusammengefaßten 
Vergehen und Verbrechen greifen nicht die sozia¬ 
listische Staats- oder Gesellschaftsordnung in ih¬ 
rer Gesamtheit an. Dadurch unterscheiden sie sich 
in ihrer Angriffsrichtung und sozialen Qualität 
prinzipiell von den Staatsverbrechen (Kap. 2 
StGB). Straftaten gegen die staatliche Ordnung 
richten sich gegen bestimmte Teilbereiche der so¬ 
zialistischen Staatlichkeit; mit den Straftaten ge¬ 


gen die Rechtspflege (§§ 225 ff. StGB) beispiels¬ 
weise wird das zuverlässige Wirksamwerden von 
Rechtspflegeorganen beeinträchtigt, ohne daß die 
Straftat auf Desorganisation und Destruktion des 
Funktionierens der Rechtspflegeorgane in ihrer 
Gesamtheit gerichtet ist. 

Mit einer falschen Aussage vor Gericht beispiels¬ 
weise wird zumeist das Ziel verfolgt, ausschließlich 
in diesem konkreten Verfahren den wahren Sach¬ 
verhalt des strafbaren Geschehens zu verschleiern 
und so eine fehlerhafte Entscheidung zu erwirken. 

In ähnlicher Weise sind Straftaten unter Ver¬ 
letzung dienstlicher Pflichten, beispielsweise Ge¬ 
heimnisverrat oder Bestechung (§§ 245 bis 248 
StGB), unmittelbar auf begrenzte Störungen der 
Tätigkeit bestimmter Staats- oder Wirtschaftsor¬ 
gane gerichtet. Anschläge mit staatsfeindlicher 
Zielstellung könnten Staatsverbrechen, z. B. 
Spionage (§ 97 StGB) oder Sabotage (§ 104 
StGB) sein. 

Der Widerstand gegen staatliche Maßnahmen 
(§ 212 StGB) richtet sich gegen konkrete Maß¬ 
nahmen, die zur Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit ergriffen werden (z. B. von Ange¬ 
hörigen der DVP). 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung sind 
von den Verbrechen gegen die DDR insbesondere 
hinsichtlich der objektiven Tatschwere, der An¬ 
griffsrichtung und der subjektiven Voraussetzun¬ 
gen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit sorg¬ 
fältig abzugrenzen. Bei der Einschätzung und juri¬ 
stischen Qualifizierung dieser Straftaten sind auch 
die möglichen Übergänge in Betracht zu ziehen. 
Die juristische Beurteilung einer Straftat als Ver¬ 
brechen gegen die DDR oder als eine Straftat ge¬ 
gen die staatliche Ordnung ist stets eine politische 
Einschätzung und Bewertung der Straftat von 
prinzipiellem Charakter. Daraus ergeben sich 
auch schwerwiegende Konsequenzen für die Be¬ 
strafung. 

Die in Kapitel 8 des StGB als Straftaten gegen 
die staatliche Ordnung erfaßten Vergehen und 
Verbrechen sind sehr verschiedenartig. Ihre kon- 
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kreten Erscheinungsformen sind vielgestaltig und 
unterliegen bestimmten Veränderungen im Tat¬ 
ziel und in der Begehungsweise. Die Tatbestände 
entsprechen den Erfordernissen und aktuellen Er¬ 
fahrungen des Kampfes gegen Angriffe auf die 
staatliche und öffentliche Ordnung — darunter den 
jeweilig neuen Formen der gegen die Entspan¬ 
nungspolitik gerichteten Umtriebe reaktionärer 
und entspannungsfeindlicher Kräfte. Sie sind auf 
die Erhöhung des Verantwortungsbewußtseins 
jedes Bürgers zur Achtung der Normen des sozia¬ 
listischen Rechts und die Wahrung der staatsbür¬ 
gerlichen Treuepflichten im In- und Ausland ge¬ 
richtet. Sie gewährleisten den strafrechtlichen 
Schutz von Bürgern, die aktiv gegen Gesetzesver¬ 
letzungen und für den Schutz der staatlichen und 
öffentlichen Ordnung und das sozialistische Zu¬ 
sammenleben eintreten. Die Straftatbestände des 
8. Kapitels enthalten alle Möglichkeiten, um 
Straftaten gegen die staatliche und öffentliche 
Ordnung wirksam mit den spezifischen strafrecht¬ 
lichen Mitteln zu bekämpfen; die angedrohten 
Strafrahmen und Strafarten geben alle rechtlichen 
Voraussetzungen für eine differenzierte und indi¬ 
vidualisierte Anwendung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit. 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung un¬ 
terscheiden sich nach der Art und Schwere der 
Delikte, nach den bewirkten Schäden und Gefah¬ 
ren, nach den persönlichen Umständen der Täter 
und nach den Ursachen, Bedingungen und Anläs¬ 
sen. Unmittelbar Geschädigte sind oft Personen, 
die bei der Ausübung ihrer staatlichen oder gesell¬ 
schaftlichen Tätigkeit auch persönlich angegriffen 
worden sind. Solche Angriffe erfolgen zum Teil 
mit besonderer Rücksichtslosigkeit. Der Kampf 
gegen diese Straftaten wird - wie generell - nicht 
nur mit strafrechtlichen Mitteln geführt. Die viel¬ 
fältigen Aktivitäten der Bürger, der staatlichen 
und gesellschaftlichen Organe und der Kollektive 
zur strikten Wahrung der sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit und zur Gewährleistung einer vorbildli¬ 
chen Ordnung, Disziplin und Sicherheit sind auch 
für die wirksame Vorbeugung und Verhütung von 
Angriffen auf die staatliche Ordnung sowie für 
ihre konsequente Bekämpfung die grundlegende 
Garantie. 

Sehr wichtig ist hierfür die weitere Propagie¬ 
rung und Erläuterung des sozialistischen Rechts. 
Die Kenntnis des sozialistischen Rechts und ein 
hohes sozialistisches Rechtsbewußtsein können 
zur Verhütung gerade auch von Straftaten gegen 
die staatliche Ordnung beitragen. 


An erster Stelle bei der vorbeugenden Be¬ 
kämpfung dieser Straftaten steht jedoch die poli¬ 
tisch-ideologische Erziehung zu hohem Staatsbe¬ 
wußtsein. Einerseits zeigt die Analyse, daß die 
Mehrzahl der Täter spontan, aus einer bestimm¬ 
ten Situation heraus und häufig unter dem Einfluß 
von Alkohol derartige Handlungen begeht, die in 
ihrer übergroßen Anzahl auch weniger schwer¬ 
wiegend sind. Andererseits wirken bei vielen die¬ 
ser Straftaten noch die aus der kapitalistischen 
Vergangenheit überkommenen Vorstellungen 
vom Staat, seinen Organen, insbesondere seiner 
Polizei, als etwas Fremdem, dem Bürger feindlich 
Gegenüberstehendem. Derartige Vorstellungen 
werden durch intensive ideologische Diversion 
des Klassenfeindes ständig genährt. Deshalb ist 
die Erziehung der Bürger zu hoher Wachsamkeit 
gegenüber feindlichen Anschlägen und feindli¬ 
chen ideologischen Einflüssen (Art. 3 Abs. 1 
StGB) von entscheidender Bedeutung für die 
Verhütung auch von Straftaten gegen die staatli¬ 
che Ordnung. 

Den Straftaten gegen die staatliche Ordnung 
wird wirksam vorgebeugt, wenn die staatlichen 
Leiter ihre Verantwortung konsequent wahrneh- 
.men. Jeder Leiter ist in seinem Bereich dafür ver¬ 
antwortlich und rechenschaftspflichtig, daß Ge¬ 
setzlichkeit und Disziplin gefestigt und Sicherheit 
und Ordnung gewährleistet werden (Art. 3 Abs. 2 
StGB). Dazu gehört u. a. auch der Schutz der 
Staatsgeheimnisse und die Durchsetzung der 
hierzu festgelegten Ordnung. Jedem Leiter ob¬ 
liegt die Anleitung der betreffenden Personen und 
ihre ständige Kontrolle. 

Auch die aktive Wahrnehmung der persönli¬ 
chen Verantwortung jedes Bürgers zum Schutz 
der sozialistischen Demokratie und der staatli¬ 
chen Ordnung, gegebenenfalls unter Nutzung des 
persönlichen Rechts auf Notwehr nach § 17 
StGB, hat bei der Verhütung derartiger Straftaten 
große Bedeutung. Eine selbstverständliche politi¬ 
sche, moralische und auch rechtliche Pflicht der 
Bürger der DDR ist es, zur Aufdeckung und Auf¬ 
klärung von Straftaten beizutragen und erforder¬ 
lichenfalls als Zeuge über das Entstehen, den An¬ 
laß und den Hergang einer Straftat Aussagen zu 
machen. 

Straftaten gegen die staatliche Ordnung sind 
schließlich von nichtkriminellen Rechtsverletzun¬ 
gen abzugrenzen. Insbesondere ist im Einzelfall 
die Anwendbarkeit einer Ordnungsstrafbestim¬ 
mung zu prüfen. Darauf wird im StGB an ver¬ 
schiedenen Stellen ausdrücklich hingewiesen (vgl. 
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die Anmerkungen zu den §§ 213, 215, 218, 223, 
238, 239, 250 StGB). Solche Ordnungsstrafbe¬ 
stimmungen ermöglichen eine differenzierte Ent¬ 
scheidung über die Verantwortlichkeit und dienen 
zugleich der Begrenzung der strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit. Es kann nur entweder die Straf¬ 
bestimmung oder die entsprechende Ordnungs¬ 
strafbestimmung Anwendung finden. 

Mit den im 8. Kapitel des StGB beschriebenen 
Vergehen und Verbrechen können gleichzeitig 
(tateinheitlich) Vorschriften aus anderen Kapiteln 
des Besonderen Teils des StGB verletzt werden, 
so kann beispielsweise Widerstand gegen staatli¬ 
che Maßnahmen gleichzeitig die Voraussetzungen 
einer Körperverletzung nach § 115 und § 116 
StGB erfüllen. Die tateinheitliche Anwendung 
beider Vorschriften ist sowohl zur richtigen gesell¬ 
schaftspolitischen Charakterisierung der Straftat 
(§ 63 StGB) als auch zur Durchsetzung persönli¬ 
cher Ansprüche des Geschädigten gegen den Tä¬ 
ter erforderlich. Die dient der gerechten Anwen¬ 
dung der Maßnahmen der strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit. 

Zur wirksamen Bekämpfung der im 8. Kapitel 
erfaßten Kriminalität gehört außer der Einleitung 
und Durchführung eines Strafverfahrens die Wie¬ 
derherstellung der durch die Straftat gestörten 
Ordnung mit den erforderlichen Maßnahmen, 
darunter auch Zwangsmaßnahmen (vgl. §§ 7 bis 
17 des Gesetzes über die Aufgaben und Befug¬ 
nisse der Deutschen Volkspolizei vom 
11. 6. 1968, GBl. I S. 232). 


8 . 2 . 

Straftaten gegen die 
Durchführung von Wahlen 

Dem demokratischen Charakter des sozialisti¬ 
schen Staates entspricht das Grundrecht jedes 
Bürgers auf umfassende Mitgestaltung des politi¬ 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens der sozialistischen Gesellschaft (Art. 21 
Verfassung). Grundlegende Formen dieser Mit¬ 
gestaltung sind die demokratische Wahl der 
Machtorgane, der Volksvertretungen (Art. 21, 54 
und 83 Verfassung), sowie die Volksabstimmung 
als Volksbefragung, Volksentscheid oder in ande¬ 
ren Formen (Art. 21 und 53 Verfassung). 1 ) Die 
große politische Bedeutung dieser Formen der 
Verwirklichung der Volkssouveränität erfordert 
ihren wirksamen, auch strafrechtlichen Schutz. 

Straftaten gegen die Durchführung von Wah¬ 


len können als Wahlbehinderung (§ 210 StGB) 
oder als Wahlfälschung (§211 StGB) auftreten. 

Die Wahlbehinderung besteht darin, daß ein 
Bürger der DDR durch Gewalt, Drohung mit Ge¬ 
walt, Täuschung oder durch andere, die Entschei¬ 
dungsfreiheit beeinträchtigende Mittel von der 
Ausübung seines verfassungsmäßigen Wahlrechts 
zur Wahl der Volkskammer oder zu den örtlichen 
Volksvertretungen oder seines Rechts auf Teil¬ 
nahme an einer Volksbefragung oder einem 
Volksentscheid abgehalten wird. Paragraph 210 
StGB schützt somit die von der Verfassung beson¬ 
ders hervorgehobenen demokratischen Entschei¬ 
dungen des Volkes der DDR. 

Wird bei anderen Wahlen (z. B. zu den Leitungen 
gesellschaftlicher Organisationen, Wahl der Rich¬ 
ter, Schöffen oder Mitglieder gesellschaftlicher Ge¬ 
richte oder der Leitungsorgane einer Universität) 
die Entscheidungsfreiheit eines Wählers in den in 
§210 StGB genannten Formen beeinträchtigt, 
können die allgemeinen Bestimmungen über Kör¬ 
perverletzung (§ 115 und § 116 StGB) oder über 
Nötigung (§ 129 StGB) zur Anwendung kommen. 

Die Strafbestimmung über Wahlfälschung 
dient ebenso wie die Strafbestimmung über die 
Wahlbehinderung dem Schutz der verfassungs¬ 
mäßigen Wahlen. Die Wahlfälschung stellt einen 
besonderen Fall der Verfälschung von Urkunden 
dar. Als Täter kommen nur solche Personen in 
Betracht, die bei der Durchführung der geschütz¬ 
ten Wahlen eine besondere Verantwortung tra¬ 
gen, also Mitglieder einer Wahlkommission oder 
im Auftrag einer Wahlkommission Handelnde. 

Aus der gesellschaftspolitischen Bedeutung 
dieser Straftaten resultiert ihre Bestrafung mit 
Freiheitsstrafe. 


1 Vgl. Gesetz über die Wahlen zu den Volksvertre¬ 
tungen der DDR - Wahlgesetz - vom 24. 6. 1976 
(GBl. I S. 301) und Beschluß des Staatsrates der 
DDR zur Verwirklichung der Rechte der Abgeord¬ 
neten und Nachfolgekandidaten der örtlichen 
Volksvertretungen sowie von Bürgern, die in 
Kommissionen berufen werden vom 25. 2. 1974 
(GBl. I S. 102); nicht erfaßt werden dagegen die 
Wahlen nach dem Beschluß des Staatsrates der 
DDR über die Wahl der Direktoren, Richter und 
Schöffen der Kreisgerichte und der Mitglieder der 
Schiedskommissionen im Jahre 1974 vom 25. 2. 
1974 (GBl. I S. 101) bzw. nach dem Beschluß des 
Staatsrates der DDR über die Durchführung der 
Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen der 
Bezirksgerichte im Jahre 1976 vom 18. 8. 1976 
(GBl. I S. 400). 
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8 . 3 . 

Straftaten gegen die 

staatliche und öffentliche Ordnung 

8 . 3 . 1 . 

Widerstand gegen staatliche Maßnahmen 

Die Strafbestimmung über Widerstand gegen 
staatliche Maßnahmen (§ 212 StGB) dient dem 
konsequenten strafrechtlichen Schutz der zur 
Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit 
notwendigen staatlichen Maßnahmen, der Ge¬ 
währleistung der Staatsautorität, der allseitigen 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und der Durchsetzung gesetzlich begründeter 
Entscheidungen sowie dem Schutz derjenigen 
Personen, die pflichtgemäß ständig oder zeitweise 
Aufgaben zur Aufrechterhaltung von Ordnung 
und Sicherheit erfüllen. 2 ) 

Die Straftat richtet sich gegen Personen, die 
entweder als Angehörige eines staatlichen Organs 
mit staatlichen Aufgaben zur Aufrechterhaltung 
von Ordnung und Sicherheit betraut sind oder als 
Bürger in staatlichem Auftrag bei der Durchfüh¬ 
rung von Aufgaben zur Gewährleistung von Ord¬ 
nung und Sicherheit mitwirken. 

Die Durchführung solcher Aufgaben, die aus¬ 
schließlich von gesellschaftlichen Organen und 
Organisationen zu erfüllen sind, wird von § 212 
StGB nicht geschützt, ebensowenig die auf der 
Grundlage gesetzlicher Regelungen entwickelten 
Initiativen der Werktätigen, z. B. im Kampf gegen 
die Kriminalität gemäß Art. 90 Verfassung und 
Art. 3 StGB. Wer sich einer vorläufigen Fest¬ 
nahme durch einen Bürger (§ 125 Abs. 1 StPO) 
widersetzt, kann nicht nach § 212 StGB bestraft 
werden. In Frage kommen hier nur § 214 bzw. — 
bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen — 
die §§ 115 ff. Richtet sich dagegen ein solches 
Sich-Widersetzen gegen einen Bürger, der von 
einem Staatsanwalt oder einem Angehörigen ei¬ 
nes Untersuchungsorgans zur Unterstützung bei 
der vorläufigen Festnahme hinzugezogen wurde, 
liegt eine Straftat nach § 212 StGB vor. 

Der Widerstand gegen eine Notwehrhandlung 
ist rechtswidrig und kann u. a. als Körperverlet¬ 
zung strafbar sein, er ist aber kein Widerstand ge¬ 
gen staatliche Maßnahmen. Ziehen dagegen An¬ 
gehörige des Untersuchungsorgans bei der Durch¬ 
suchung einer Wohnung gemäß § 113 StPO an¬ 
dere Personen hinzu, so ist auch deren Mitwirkung 
nach § 212 Abs. 2 StGB geschützt. 

Der von § 212 StGB in seiner Tätigkeit ge¬ 
schützte Personenkreis wird im gesetzlichen Tat¬ 
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bestand durch die Hervorhebung allgemeiner Kri¬ 
terien speziell beschrieben. 3 ) 

Zu den von § 212 Abs. 1 StGB geschützten Perso¬ 
nen gehören u. a. Angehörige der Deutschen Volks¬ 
polizei (DVP), insbesondere der Dienstzweige 
Kriminalpolizei, Verkehrspolizei, Schutzpolizei; 
Angehörige der Feuerwehr; Mitarbeiter der Straf¬ 
vollzugseinrichtungen; Mitarbeiter des Ministeriums 
für Staatssicherheit; Mitarbeiter der Dienststellen 
der Zollverwaltung; Angehörige der Nationalen 
Volksarmee (NVA), soweit sie ordnungsdienstliche 
Aufgaben verwirklichen (Streifen- und Verkehrs¬ 
regler); der Staatsanwalt, soweit er unmittelbar an 
der Verwirklichung von Sicherheitsaufgaben betei¬ 
ligt ist (§ 107 StPO — Festnahmerecht bei Ermitt¬ 
lungshandlungen); Kapitäne von Seeschiffen wäh¬ 
rend der Ausübung ihrer Rechte und Pflichten, z. B. 
zur Aufklärung von strafbaren Handlungen an Bord 
(§11 EGStGB/StPO); Kommandanten und Mit¬ 
glieder der Besatzung ziviler Luftfahrzeuge bei der 
Ausübung ihrer Rechte und Pflichten zur Gewähr¬ 
leistung der Sicherheit an Bord (§11 
EGStGB/StPO); in staatlichem Auftrag tätige Be¬ 
wachungskräfte in Objekten der staatlichen Orga¬ 
ne, der volkseigenen Betriebe und anderer Ein¬ 
richtungen. 

Zu den von § 212 Abs. 2 StGB geschützten Perso¬ 
nen gehören freiwillige Helfer der Grenztruppen; 
freiwillige Helfer der DVP; ehrenamtliche Helfer 
des Forstschutzes; Mitglieder der Kampfgruppen, 
die in staatlichem Auftrag bei der Gewährleistung 
von Ordnung und Sicherheit mitwirken; Angehö¬ 
rige der freiwilligen Feuerwehren, wenn sie sich zur 
Brandbekämpfung im Einsatz befinden. 

Da sich die Straftaten nach § 212 StGB gegen 
die ordnungsgemäße Durchführung von Siche¬ 
rungsaufgaben, also gegen eine konkrete Tätig¬ 
keit richten, muß geprüft werden, ob die Persön, 
gegen die sich der Widerstand richtete, als Ange¬ 
höriger eines staatlichen Organs oder aber in 
staatlichem Auftrag Aufgaben durchführte, die 
ihr zur Aufrechterhaltung von Ordnung und Si¬ 
cherheit generell oder im Einzelfall übertragen 
wurden. 

Die Kontrollposten der FDJ sind Bestandteil der 
gesellschaftlichen Kontrolle in der DDR (§ 54 
Abs. 2 des Gesetzes über die Teilnahme der Jugend 
an der Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft und über ihre allseitige Förderung in 

2 Vgl. H. Lischke/H. Keil, „Widerstand gegen staat¬ 
liche Maßnahmen“, Forum der Kriminalistik, 
5/1969, S. 229. 

3 Vgl. H. Heilborn/J. Schlegel, „Einige Fragen der 
Rechtsanwendung nach dem neuen StGB“, Neue 
Justiz, 15/1968, S. 456 ff. 


der DDR - Jugendgesetz der DDR - vom 28. 1. 

1974, GBl. I S. 45); ihre Tätigkeit wird nicht durch 

§ 212 StGB strafrechtlich geschützt. 

Die Straftat besteht darin, daß der Täter den 
Angehörigen eines staatlichen Organs an der 
pflichtgemäßen Durchführung der ihm übertrage¬ 
nen staatlichen Aufgaben zur Aufrechterhaltung 
von Ordnung und Sicherheit hindert . Diese Vor¬ 
aussetzung ist dann erfüllt, wenn als Folge des 
Verhaltens des Täters die Maßnahme nicht oder 
nur erschwert ausführbar ist oder wenn sie zeitlich 
verzögert wird. Ein tatsächliches Verhindern ist 
nicht Voraussetzung für die Vollendung des De¬ 
likts. 

Die Handlungen werden dadurch begangen, 
daß der Täter gegen Angehörige eines staatlichen 
Organs Gewalt anwendet oder ihnen mit Gewalt 
oder einem anderen erheblichen Nachteil droht . 
Die Gewaltanwendung oder -androhung muß sich 
unmittelbar oder mittelbar gegen die Personen 
richten, die mit der Durchführung der Sicherungs¬ 
aufgabe befaßt sind. Richtet sich die Gewaltan¬ 
wendung bzw. die Drohung gegen unbeteiligte 
Personen, um allein damit die staatliche Tätigkeit 
zu beeinflussen, ist bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen ebenfalls § 212 StGB anzuwen¬ 
den. Soweit sich der Angriff unmittelbar gegen 
Sachen richtet, kann die Handlung nach § 212 
StGB nur strafbar sein, wenn mittelbar der Ange¬ 
hörige des Staatsorgans bei der pflichtgemäßen 
Ausübung seiner Aufgaben zur Aufrechterhal¬ 
tung von Ordnung und Sicherheit behindert wur¬ 
de. 

Der lediglich passive Widerstand durch Ste¬ 
henbleiben, Sitzenbleiben und Weitergehen ist 
kein Widerstand gegen staatliche Maßnahmen. 
Dagegen kann das Festhalten an einem Gegen¬ 
stand, z. B. an einer Straßenlaterne, eine Form der 
Gewaltanwendung nach § 212 StGB sein. „Eine 
mit geringfügiger physischer Kraft vorgenom¬ 
mene Einwirkung auf einen in rechtmäßiger 
Dienstausübung begriffenen Staatsfunktionär 
oder dessen Helfer bzw. Beauftragten ist weder 
ein tätlicher Angriff noch gewaltsamer Wider¬ 
stand gegen die Staatsgewalt.“ 4 

Der gesetzliche Tatbestand des § 212 StGB 
fordert als objektive Strafbarkeitsvoraussetzung 
ferner, daß die Aufgabe zur Aufrechterhaltung 
von Ordnung und Sicherheit pflichtgemäß durch¬ 
geführt wurde (z. B. bei einer vorläufigen Fest¬ 
nahme oder Verhaftung in Übereinstimmung mit 
§ 125 bzw § 124 StPO). 

Der Vorsatz bezieht sich auch auf die Art der 


Tätigkeit, gegen die Widerstand geleistet wird. Da 
die Pflichtgemäßheit der Ausführung der staatli¬ 
chen Maßnahme eine objektive Bedingung der 
Strafbarkeit und kein Tatbestandsmerkmal ist,' 
wird sie nicht vom Vorsatz umfaßt. Es ist unerheb¬ 
lich, ob der Täter wußte, daß die Maßnahme 
pflichtgemäß ausgeübt wurde, oder ob er annahm, 
der Ausführende handele pflichtwidrig; ein Irr¬ 
tum über die Pflichtgemäßheit befreit nicht von 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nach 
§ 212 StGB. Jedoch muß der Angehörige des 
staatlichen Organs als solcher erkannt worden 
sein, z. B. an der Uniform der betreffenden 
Dienststelle, an einer entsprechend gekennzeich¬ 
neten Armbinde oder durch die persönliche Legi¬ 
timation vor der Ausführung der beabsichtigten 
Maßnahme. 

Paragraph 212 Abs. 3 StGB sieht vor, daß 
der, der die Tat zusammen mit anderen begeht, 
mit einer Freiheitsstrafe bis zu 8 Jahren bestraft 
werden kann. Mit diesem qualifizierenden Tatbe¬ 
stand wird die spezielle Gefährlichkeit eines zufäl¬ 
ligen oder vorher schon geplanten Zusammen¬ 
schlusses bei der Begehung eines Widerstandes 
gegen staatliche Maßnahmen berücksichtigt. 
Nach § 212 Abs. 4 StGB kann bei einer zusam¬ 
men mit anderen begangenen Tat, wenn die Tat¬ 
beteiligung von untergeordneter Bedeutung ist, 
eine mildere Strafe als nach Abs. 3 ausgespro¬ 
chen werden. 

Zur vollständigen Charakterisierung des gesamten 
strafbaren Handelns kann es erforderlich sein, 

§ 212 StGB und § 115 bzw. § 116 StGB tateinheit¬ 
lich anzuwenden, wenn der Täter bei der Wider¬ 
standshandlung dem die Sicherungsmaßnahmen 
Durchführenden eine ernsthafte Gesundheitsschä¬ 
digung (im Sinne von § 115 bzw. § 116 StGB) zu¬ 
fügt. Wird die Tat von mehreren Personen began¬ 
gen, so liegt Mittäterschaft vor. Art und Maß der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit der einzelnen 
Mittäter sind nach ihrem konkreten Tatbeitrag zu 
differenzieren. 

8 . 3 . 2 . 

Beeinträchtigung staatlicher oder 
gesellschaftlicher Tätigkeit 
Der Tatbestand des § 214 StGB betrifft nicht nur 
Angriffe auf das verfassungsmäßig garantierte 
Grundrecht der Bürger auf Mitgestaltung bei der 
Lösung staatlicher oder gesellschaftlicher Aufga¬ 
ben der sozialistischen Gesellschaft (Art. 21 Ver- 


4 ,,OG-Urteil vom 24. 11. 1967“, Neue Justiz, 
9/1968, S. 286. 
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fassung), sondern auch den strafrechtlichen 
Schutz jener Bürger, die sich - ohne eine beson¬ 
dere staatliche oder gesellschaftliche Tätigkeit 
auszuüben — für Ordnung und Sicherheit in der 
Öffentlichkeit einsetzen. Erfaßt werden vom Tat¬ 
bestand weiterhin Angriffe auf die verfassungs¬ 
mäßige und die auf anderen staatsrechtlichen 
Normen beruhende Tätigkeit der staatlichen Or¬ 
gane sowie Angriffe auf die den Interessen der 
Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten dienende 
sozialistische Rechtsordnung sowie auf die Durch¬ 
setzung der sozialistischen Gesetzlichkeit. 

Der Vielzahl von Angriffsmöglichkeiten auf 
den Kreis der Schutzobjekte des Gesetzes ent¬ 
spricht auch die Vielgestaltigkeit der im Tatbe¬ 
stand alternativ aufgeführten Begehungsweisen. 
Das rechtspolitische Anliegen der ersten Alterna¬ 
tive des Abs. 1 besteht im Schutz der Tätigkeit 
staatlicher Organe vor jeder Beeinträchtigung 
durch Gewalt oder Drohungen. Dabei ist es uner¬ 
heblich, ob die Gewalteinwirkung - typisch sind 
körperliche Angriffe, Einschlagen von Fenster¬ 
scheiben, Umwerfen von Möbeln und sonstigen 
Gegenständen usw. - .gegen Personen oder Sa¬ 
chen gerichtet ist. Drohung ist die Ankündigung 
eines durch den Täter herbeizuführenden Nach¬ 
teils. Dabei kann es sich um Nachteile aller Art 
handeln, die geeignet sind, unter den Umständen 
des konkreten Falles die geordnete staatliche Tä¬ 
tigkeit - und sei es allein die eines einzelnen Mit¬ 
arbeiters des Staatsapparates - zu beeinträchti¬ 
gen. Typisch ist auch hier die Ankündigung von 
Gewalthandlungen oder Tätlichkeiten; der Tatbe¬ 
stand des § 214 Abs. 1 StGB ist jedoch nicht wie 
der Tatbestand des Abs. 2 auf Tätlichkeiten und 
deren Androhung eingegrenzt. 

Die jeweilige Drohung muß ernst zu nehmen 
sein, d. h. objektiv den Eindruck der Ernsthaftig¬ 
keit erwecken. Der Täter muß diesen Eindruck 
herbeiführen wollen. Unerheblich bleibt aller¬ 
dings, ob er die Drohung auch verwirklichen will. 

Die Strafbarkeit nach dieser Tatbestandsalter¬ 
native liegt vor, wenn das Vorgehen des Täters auf 
eine Beeinträchtigung des ordnungsgemäßen Tä¬ 
tigkeitsablaufes innerhalb des angegriffenen 
staatlichen Organs gerichtet und objektiv dazu 
geeignet ist, ein solches Ergebnis herbeizuführen, 
z. B. die Tätigkeit zu unterbrechen oder Siche¬ 
rungsmaßnahmen einzuleiten. Da § 214 Abs. 1 
Begehungsdelikt ist, muß eine solche Entschei¬ 
dung jedoch noch nicht veranlaßt worden sein. 
Geschützt ist die geordnete staatliche Tätigkeit 
schlechthin, so daß es fehlerhaft wäre, als Beein¬ 


trächtigung im genannten Sinne nur schwerwie¬ 
gende Störungen anzuerkennen. 

Die zweite Tatbestandsalternative des Abs. 1 
dient dem Schutz der sozialistischen Rechtsord¬ 
nung vor Handlungen, die sowohl ihrem Inhalt als 
auch ihrer Begehungsweise nach eine die öffentli¬ 
che Ordnung gefährdende Mißachtung der Ge¬ 
setzlichkeit oder eine Aufforderung hierzu dar¬ 
stellen. Sie betrifft vor allem solche Fälle, in denen 
der Täter in der Öffentlichkeit oder gegenüber 
staatlichen Organen und deren Vertretern in de¬ 
monstrativer Weise, kategorisch und provokato¬ 
risch eine die Gesamtheit oder einzelne Gesetze 
der DDR herabwürdigende Haltung und Einstel¬ 
lung zum Ausdruck bringt. 

Die Aufforderung zur Mißachtung der Ge¬ 
setze kann in gleicher Weise mündlich oder 
schriftlich erfolgen. Hier ist zu beachten, daß der 
Täter auch ohne mündliche oder schriftliche Er¬ 
klärung allein durch die Art und Weise der Hand¬ 
lungsdurchführung „schlüssig“ andere dazu auf¬ 
fordern kann, das gleiche zu tun. 

Die Vorschrift des § 214 Abs. 2 StGB schützt 
Bürger vor tätlichen Angriffen und vor der An¬ 
drohung von Tätlichkeiten wegen ihrer staatlichen 
oder gesellschaftlichen Tätigkeit, z. B. wegen der 
Mitwirkung an der Strafrechtspflege - der Tätig¬ 
keit als Schöffe, als Vertreter von Kollektiven und 
gesellschaftlichen Organisationen sowie als Mit¬ 
glied einer Konflikt- oder Schiedskommission 
(vgl. Art. 6 und 7 StGB, § 9und§ 10, §§ 52 bis57 
StPO, Gesetz über die Verfassung der Gerichte 
der Deutschen Demokratischen Republik - Ge¬ 
richtsverfassungsgesetz — vom 27. 9. 1974, GBL I 
S. 457). 

Entsprechend der Erfahrung, daß in zuneh¬ 
mendem Maße Bürger der DDR von sich aus aktiv 
gegen Verletzungen von Ordnung und Sicherheit 
in der Öffentlichkeit auftreten, erstreckt sich der 
strafrechtliche Schutz auch auf solche Bürger, die - 
ohne eine spezielle staatliche oder gesellschaftli¬ 
che Tätigkeit auszuüben — für die öffentliche Ord¬ 
nung und Sicherheit eintreten. Sie sollen in diesem 
gesellschaftlich positiven Auftreten durch das 
Bewußtsein des vollen strafrechtlichen Schutzes 
sowie der Sicherung gegen materielle Nachteile 
unterstützt und gefördert werden. 

Der Schutz nach § 214 StGB ist umfassender 
als der nach § 212 StGB; es werden alle Bürger in 
all ihren gesellschaftlichen Aktivitäten im Dienste 
der sozialistischen Gesellschaft geschützt - bei 
Aktivitäten als Volksvertreter, in den Kampf¬ 
gruppen der Arbeiterklasse, im „Mach mit!“- 
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Wettbewerb, in der Bewegung für vorbildliche 
Ordnung und Sicherheit, bei der vorläufigen Fest¬ 
nahme gemäß § 125 Abs. 1 StPO durch jeder¬ 
mann, als Elternaktivmitglied und in sämtlichen 
anderen Formen der verantwortungsbewußten 
Mitgestaltung der sozialistischen Demokratie, 
insbesondere bei der Gewährleistung der öffentli¬ 
chen Ordnung und Sicherheit. 

Strafbar ist, daß der Täter Tätlichkeiten der 
verschiedensten Art begeht oder solche androht. 
Unter Tätlichkeiten sind auch geringfügige An¬ 
griffe gegen den betreffenden Bürger zu verste¬ 
hen, die noch nicht die Schwere einer Körperver¬ 
letzung (§ 115 StGB) aufweisen, z. B. Ohrfeigen 
oder das An- bzw. Wegstoßen. Beleidigende Äu¬ 
ßerungen erfüllen den Tatbestand nicht, es sei 
denn, daß mit ihnen Tätlichkeiten verbunden sind. 
Wird im Einzelfall der Angegriffene mit der An¬ 
drohung von Tätlichkeiten ernsthaft mit der Bege¬ 
hung von Verbrechen gegen seine Person bedroht, 
kann eine Heranziehung des § 130 StGB in Be¬ 
tracht kommen. 

Die vorsätzliche Tatausführung muß wegen 
der staatlichen oder gesellschaftlichen Tätigkeit 
des Angegriffenen oder wegen seines Eintretens 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit vorge¬ 
nommen worden sein. Diese staatliche oder ge¬ 
sellschaftliche Tätigkeit des Bürgers muß folglich 
nicht nur vom Vorsatz umfaßt, sondern muß Mo¬ 
tiv des strafbaren Handelns sein. Dadurch unter¬ 
scheidet sich die Straftat nach § 214 StGB von tät¬ 
lichen Auseinandersetzungen aus persönlichen 
Motiven (die je nach den Umständen der Tat Be¬ 
leidigung gemäß § 137 StGB oder Körperverlet¬ 
zung gemäß § 115 StGB sein können) und erlangt 
den Charakter einer gegen die staatliche oder ge¬ 
sellschaftliche Ordnung gerichteten Straftat. Der 
Täter muß folglich Vorstellungen über die staatli¬ 
che oder gesellschaftliche Tätigkeit des Angegrif¬ 
fenen haben; ob diese in all ihren Einzelheiten, 
z. B. hinsichtlich der Zugehörigkeit zu dieser oder 
jener Organisation, zutreffend waren, ist uner¬ 
heblich. Auch muß ein unmittelbarer zeitlicher 
Zusammenhang zur ausgeübten staatlichen oder 
gesellschaftlichen Tätigkeit nicht Vorgelegen ha¬ 
ben. Es ist also durchaus möglich, daß eine solche 
Straftat vor, während oder erst nach der Aus¬ 
übung der staatlichen oder gesellschaftlichen Tä¬ 
tigkeit begangen wird. 

Ein schwerer Fall der Beeinträchtigung staat¬ 
licher oder gesellschaftlicher Tätigkeit nach § 214 
Abs. 3 StGB - für den grundsätzlich Freiheits¬ 
strafe bis zu fünf Jahren angedroht ist - liegt vor, 


wenn die Tat von mehreren Personen in Mittäter¬ 
schaft ausgeführt wird. Einer besonderen Planung 
oder Organisation der Tatbegehung bedarf es 
nicht. 

Jeder an der Tat Beteiligte wird nach der 
Schwere des gesamten kriminellen Angriffs und 
seines persönlichen Tatbeitrags zur Verantwor¬ 
tung gezogen (vgl. § 22 Abs. 3 StGB). Ist im Ein¬ 
zelfall eine Tatbeteiligung von untergeordneter 
Bedeutung, kann gemäß § 214 Abs. 4 StGB eine 
mildere Strafart, darunter auch Haftstrafe, ange¬ 
wendet werden. 

8 . 3 . 3 . 

Rowdytum 

Die Strafbestimmung des § 215 StGB schützt die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit und die Regeln 
des sozialistischen Zusammenlebens der Bürger. 5 ) 
Mit dieser Strafrechtsnorm werden bestimmte 
Verhaltensweisen als Vergehen oder Verbrechen 
unter Strafe gestellt, die die öffentliche Ordnung 
des Arbeiter-und-Bauern-Staates in schwerwie¬ 
gender Weise beeinträchtigen. 

Den ideologischen Boden des Rowdytums so¬ 
wie die grundlegenden Erfordernisse zur Be¬ 
kämpfung dieser Erscheinung hat bereits Lenin 
herausgearbeitet. ,,Die Diktatur ist eine eiserne 
Macht, die mit revolutionärer Kühnheit und 
Schnelligkeit handelt, die schonungslos ist bei der 
Unterdrückung sowohl der Ausbeuter als auch 
der Rowdys... Man darf keinen Augenblick ver¬ 
gessen, daß das bürgerliche und kleinbürgerliche 
Element in doppelter Weise gegen die Sowjet¬ 
macht kämpft: Einerseits wirkt es von außen,... 
anderseits wirkt diese Anarchie von innen und 
nutzt jedes Element der Zersetzung, jede Schwä¬ 
che aus, um zu bestechen, um die Undiszipliniert¬ 
heit, die Verlotterung, das Chaos zu verschlim¬ 
mern.“ 6 ) An anderer Stelle charakterisiert Lenin 
es als „rowdyhaft“, wenn an „üble Instinkte“ ap¬ 
pelliert und in kleinbürgerlich-anarchistischer 
Weise gegen die proletarische Disziplin verstoßen 
wird. 7 ) 

Lenin macht darauf aufmerksam, daß die 
Wurzeln des Rowdytums in kleinbürgerlichem 
Anarchismus und in brutalem Egoismus zu suchen 

5 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämpfung 
von vorsätzlichen Körperverletzungen, Rowdytum 
und gewaltsamen Sexualdelikten. Bericht des Präsi¬ 
diums des Obersten Gerichts an die 4. Plenartagung 
am 18. 10. 1972“, Neue Justiz, 22/1972, S. 663 ff. 

6 W. I. Lenin, Werke, Bd. 27, Berlin 1960, S. 256. 

7 Vgl. a. a. O., S. 258. 


14 Strafrecht besond. Teil 
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sind, daß die ideologischen Ursachen des Rowdy¬ 
tums auf das engste mit der bewußten Ablehnung 
der gesellschaftlichen Disziplin verbunden sind 
und die politisch-ideologischen Angriffe des Klas¬ 
sengegners von außen eng mit dem Rowdytum im 
Innern des Landes Zusammenhängen. Auch heute 
noch darf bei der Bestimmung der Ursachen und 
Bedingungen des Rowdytums und damit bei der 
Festlegung der Strategie und Taktik der Vorbeu¬ 
gung und Bekämpfung dieser kleinbürgerlich¬ 
anarchistischen kriminellen Erscheinung der 
stabsmäßig geführte politisch-ideologische Kampf 
des Imperialismus nicht außer Betracht bleiben. 

Rowdytum erweist sich als Negierung insbe¬ 
sondere derjenigen Seite der sozialistischen Le¬ 
bensweise, die die zwischenmenschlichen Bezie¬ 
hungen durch gegenseitige Achtung und Rück¬ 
sichtnahme sowie kameradschaftliche Hilfe kenn¬ 
zeichnet. Deshalb ist der entschiedene Kampf der 
ganzen Gesellschaft gegen das Rowdytum, und 
zwar bereits in seinen Anfängen, Bestandteil der 
Ausprägung und Durchsetzung der sozialistischen 
Lebensweise. 

Charakterisches Merkmal des Rowdytums ist 
die Begehung von Gewalttätigkeiten, Drohungen 
usw. aus Mißachtung der öffentlichen Ordnung 
oder der Regeln des sozialistischen Gemeinschafts¬ 
lebens . A llen Begehungsvarianten des Rowdy¬ 
tums liegt eine bewußte Negierung der öffentlichen 
Ordnung oder der Regeln des sozialistischen.Zu--. 
sammenlebens zugrunde. Diese Negierung grund¬ 
legender Verhaltensforderungen der Gesellschaft 
und damit sein Verhältnis zur Gesellschaft bringt 
der Täter durch die Art und Weise der Begehung 
seiner Tat in herausfordernder Weise odtt demon¬ 
strativ zum Ausdruck. Handeln aus Mißachtung 
der öffentlichen Ordnung oder der Regeln des so¬ 
zialistischen Gemeinschaftlebens ist das ent¬ 
scheidende Abgrenzungskriterium zu anderen 
Straftaten bzw. zu Ordnungswidrigkeiten. 

Paragraph 215 Abs. 1 StGB trägt als Grund¬ 
tatbestand des Rowdytums der Tatsache Rech¬ 
nung, daß für Rowdydelikte das Zusammenwir¬ 
ken mehrerer Personen typisch ist. Unter Zusam¬ 
menrottung von Personen ist der Zusammen¬ 
schluß von mehreren Tätern zu verstehen, die sich 
in gegenseitiger Übereinstimmung zu derartigen, 
im Gesetz beschriebenen Handlungen zusammen¬ 
geschlossen haben, ohne daß es dabei auf eine 
Differenzierung der Beteiligungsformen im Sinne 
des § 22 StGB ankäme. 

Dieser Zusammenschluß kann auch erst im Augen¬ 
blick der Tatbegehung entstanden sein. Das ent¬ 


spricht der Eigenart des Entstehens derartiger 
Gruppen: Oft ist eine zufällige Begebenheit dafür 
ausschlaggebend, daß sich die Täter'spontan for¬ 
mieren, ohne daß die Tat besonders geplant wird. 

Die Beteiligung an einer Zusammenrottung 
von Personen ist nach § 215 Abs. 1 StGB straße¬ 
gründend; sie vollzieht sich durch Verwirklichung 
einer tatbestandsmäßigen Handlung im Zusam¬ 
menwirken mit anderen Personen. 

Rowdyhandlungen bestehen in Gewalttätigke i¬ 
ten , Drohungen oder groben Belästigungen gegen¬ 
über Personen, aber auch in böswilligen Beschä¬ 
digungen von Sachen und Einrichtungen durch 
Mitglieder von Gruppen oder auch durch Einzel¬ 
personen mit dem Ziel, die öffentliche Ordnung 
oder die Regeln des Gemeinschaftslebens zu ver¬ 
letzen. 

Gewalttätigkeiten im Sinne des § 215 Abs. 1 
StGB sind körperliche Einwirkungen auf andere 
Personen, die mit einer erheblichen Beeinträchti¬ 
gung des Angegriffenen verbunden sind. Gering¬ 
fügige Einwirkungen, z. B. leichtes Anrempeln 
oder Beiseiteschieben, fallen nicht unter den Be¬ 
griff der Gewalttätigkeiten. Die erhebliche Beein¬ 
trächtigung kann auch unter Ausnutzung von 
Hilfsmitteln herbeigeführt werden. Auch die Ein¬ 
schränkung beispielsweise der Bewegungsfreiheit 
durch gewaltsames Festhalten, Niederdrücken 
oder Zurückdrängen ist Gewalttätigkeit im Sinne 
des Tatbestandes. Soweit die Gewalttätigkeiten in 
der Mißhandlung anderer bestehen, muß die kör¬ 
perliche Einwirkung noch nicht die Qualität einer 
Körperverletzung im Sinne des § 115 StGB er¬ 
reicht haben. 

Drohungen s ind ernst zu nehmende Ankündi¬ 
gungen eines vom Täter herbeizuführenden er¬ 
heblichen Nachteils. Sie können sowohl in der 
Androhung von Gewalttätigkeiten gegenüber 
dem Bedrohten oder einer diesem nahestehenden 
Person als auch in der Androhung der Zerstörung 
oder Beschädigung seines Eigentums bestehen. 

Die Drohung muß ernst zu nehmen sein, d. h. 
objektiv den Eindruck der Ernsthaftigkeit erwek- 
ken. Der Täter muß diesen Eindruck auch herbei¬ 
führen wollen, wobei es rechtlich unerheblich ist, 
ob er die Drohung auch verwirklichen will. 

Das Tatbestandsmerkmal der groben Belästi¬ 
gung von Personen erfaßt alle schwerwiegenden 
Angriffe, die keine Gewalttätigkeit oder Drohung 
beinhalten; dieser Angriff kann in vielfältigen 
Formen begangen werden, z. B. durch Anrem¬ 
peln, Anspucken oder auch durch ständiges Nach¬ 
rufen, Hinterherlaufen, durch Versperren des 
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Eingangs in ein Haus oder in eine Dienststelle, 
wobei sich die Grobheit der Belästigung in ihrer 
Intensität, in ihrer Hartnäckigkeit, in der Art und 
Weise der Durchführung und in dem Ausmaß der 
Lästigkeit für den einzelnen äußert. 

Die böswillige Beschädigung von Sachen und 
Einrichtungen im Sinne des § 215 Abs. 1 StGB 
besteht im Beschädigen oder Zerstören der ge- 
nannten Gegenstände oder darin, daß der be¬ 
stimmungsgemäße Gebrauch der Sachen und Ein¬ 
richtungen beeinträchtigt wird, z. B. Auseinan¬ 
dernehmen eines Fahrzeuges. Auch das Be¬ 
schmieren von Bildwerken oder Kunstwerken 
kann eine solche Beschädigung gemäß § 215 
Abs. 1 StGB darstellen. 8 ) 

Rowdyhaftes Verhalten wird vorsätzlich be¬ 
gangen. Die Beteiligten an der Zusammenrottung 
handeln aus dem Motiv , die öffentliche Ordnung 
oder die Regeln des sozialistischen Zusammenle¬ 
bens zu mißachten. Aus Mißachtung der öffentli¬ 
chen Ordnung handelt beispielsweise ein Täter, 
der neben dem unmittelbaren Angriff gegen Per¬ 
sonen und Sachen zugleich eine demonstrative 
und destruktive Einwirkung auf die öffentliche 
Ordnung anstrebt. Demzufolge ist es nicht ausrei¬ 
chend, wenn der Vorsatz ausschließlich z. B. auf 
die Gewaltanwendung gegen eine Person gerich¬ 
tet ist; es muß vielmehr auch eine Beeinträchti¬ 
gung der öffentlichen Ordnung oder der Regeln 
des sozialistischen Gemeinschaftslebens beab¬ 
sichtigt sein (Motiv). Ob das der Fall ist, ergibt sich 
aus der Tatsituation, ihrem Zustandekommen, 
dem äußeren Tatablauf (z. B. Nichtbeachten be¬ 
rechtigter Hinweise anderer Personen), aus be¬ 
sonderer Hartnäckigkeit oder Roheit sowie aus 
der Persönlichkeit des Täters. 

In einer Entscheidung hat das Oberste Gericht 
hierzu festgestellt: „1. Erstes Erfordernis für die 
Herausarbeitung der subjektiven Tatseite des § 215 
StGB (Rowdytum) ist die exakte Feststellung des 
äußeren Tatablaufs, der Tatsituation und ihres Zu¬ 
standekommens. Dabei sind die sich daraus erge¬ 
benden Gesichtspunkte für die Beantwortung der 
Frage, ob der Täter mit der in § 215 StGB vorausge¬ 
setzten ,Mißachtung 4 gehandelt hat, an Hand der 
Ergebnisse einer Analyse seiner Persönlichkeit und 
unter Berücksichtigung der wechselseitigen Durch¬ 
dringung dieser Faktoren zu überprüfen. 

2. Wer eine zur Aufrechterhaltung oder Wieder¬ 
herstellung der Öffentlichen Ordnung oder zur 
Durchsetzung der Regeln des sozialistischen Ge¬ 
meinschaftslebens notwendige Handlung eines an¬ 
deren Bürgers zum Anlaß nimmt, gegen diesen mit 
Gewalttätigkeiten, Drohungen oder groben Belä¬ 


stigungen i. S. des § 215 StGB vorzugehen, handelt 
aus Mißachtung der öffentlichen Ordnung oder der 
Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens 
und ist somit des Rowdytums schuldig.“ 9 ) 

Die in § 215 Abs. 1 StGB charakterisierte 
Schwere der Straftat kommt in der gesetzlichen 
Strafandrohung zum Ausdruck. Für das Grundde¬ 
likt sind Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren, Verurtei¬ 
lung auf Bewährung und Haftstrafe angedroht. 

Nach § 215 Abs. 2 StGB kann eine mildere 
Strafe gegenüber dem Täter ausgesprochen wer¬ 
den, dessen Tatbeteiligung von untergeordneter 
Bedeutung ist. Die Anwendung dieses persönli¬ 
chen Strafmilderungsgrundes — hier in der Form 
einer privilegierten Strafbestimmung - ist auch 
möglich, wenn die in Abs. 1 genannten Tatbe¬ 
standsmerkmale ohne Beteiligung an einer Zu¬ 
sammenrottung erfüllt wurden. Daraus folgt, daß 
nicht bei sämtlichen Beteiligten der § 215 Abs. 2 
(1. Alternative) StGB angewandt werden kann. 
Ist im Einzelfall das Handeln der Beteiligten ins¬ 
gesamt undbedeutend im Sinne des § 3 StGB, 
liegt kein Rowdytum vor. 

Außerdem enthält die Vorschrift des § 215 
Abs. 2 StGB die Regelung über die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Einzeltäters. Der für den 
Einzeltäter angedrohte Strafrahmen ist mit dem 
Strafrahmen identisch, der im Fall einer Tatbetei¬ 
ligung von untergeordneter Bedeutung zur An¬ 
wendung kommt. Der Einzeltäter muß eine der in 
Abs. 1 bezeichneten Handlungen selbst begehen 
oder - bei mittelbarer Täterschaft - von einem 
anderen begehen lassen (§ 22 Abs. 1 StGB). Au¬ 
ßerdem muß neben dem Vorsatz das in Abs. 1 
StGB beschriebene Tatmotiv seiner Handlung zu¬ 
grunde liegen. 

Eine gemeinschaftlich von zwei Beteiligten began¬ 
gene körperliche Mißhandlung könnte rechtlich bei 
dem einen Täter als einfache Körperverletzung und 
bei dem anderen auch oder nur als Rowdytum be¬ 
wertet werden, selbst wenn beide sich, allerdings in 
Unkenntnis der individuellen Motivation, zur Be¬ 
gehung der Tat gemeinschaftlich entschlossen hat¬ 
ten. Dieses Ergebnis läßt die Beurteilung der Kör¬ 
perverletzung als in Mittäterschaft begangen zu. 

Der Versuch ist in allen Fällen des Rowdytums 
strafbar (§ 215 Abs. 3 StGB). 


8 Vgl. H. Lischke/H. Keil, „Zum Tatbestand des 
Rowdytums“, Neue Justiz, 24/1969, S. 757. Auf 
diesen Aufsatz stützen sich wesentliche Aussagen. 

9 ,,OG-Urteil vom 9. 12.1970“, Neue Justiz, 4/1971, 
S. 117. 
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V 


Im Zusammenhang mit der Anwendung des 
§ 215 StGB spielt die Frage nach der Anwendung 
anderer Strafgesetze eine entscheidende Rolle, 
weil es bei der Breite der mit dem Tatbestand des 
Rowdytums beschriebenen Begehungsweisen 
vielfache Berührungspunkte zu anderen Tatbe¬ 
ständen gibt. Es gelten in diesem Zusammenhang 
folgende Orientierungen: 10 ) 

a) Zwischen Rowdytum und einfacher Körper¬ 
verletzung (§115 StGB), Sachbeschädigung 
(§§ 163, 164 bzw. §§ 183, 184 StGB) und 
Hausfriedensbruch (§ 134 StGB) besteht in 
der Regel Gesetzeseinheit. Zu beachten ist je¬ 
doch in diesem Zusammenhang, daß Geset¬ 
zeseinheit von § 215 StGB mit § 115 StGB 
nur im Hinblick auf das in beiden Bestimmun¬ 
gen enthaltene Tatbestandsmerkmal der kör¬ 
perlichen Mißhandlung vorliegt. Im Rahmen 
von Rowdyhandlungen verübte Gesundheits¬ 
schädigungen werden nicht von § 215 StGB 
erfaßt; deshalb sind in diesen Fällen beide Be¬ 
stimmungen tateinheitlich anzuwenden. 

b) Hat die rowdyhafte Gewaltanwendung zu Fol¬ 
gen geführt, die in den §§ 116 und 117 StGB 
erfaßt sind, so sind diese Tatbestände in Tat¬ 
einheit verletzt und demzufolge mit anzuwen¬ 
den. 

c) Werden andere Straftaten mit rowdyhafter 
Gewalt begangen, z. B. vorsätzliche Tötungs¬ 
handlungen, Raub oder Vergewaltigung, oder 
gehen sie in solche über, so ist neben diesen 
Tatbeständen auch § 215 StGB anzuwenden, 
da in diesen Fällen Charakter und Schwere der 
Tat durch die in § 215 StGB vorausgesetzten 
Besonderheiten wesentlich mit gekennzeich¬ 
net werden. 

Liegt den in § 101 und § 102 StGB angeführ¬ 
ten objektiven Gewalthandlungen eine staats¬ 
feindliche Zielstellung zugrunde, so ist nicht 
§ 215, sondern § 101 bzw. § 102 StGB anzuwen¬ 
den, da Terror sich von der Straftat des Rowdy¬ 
tums hinsichtlich der Angriffsrichtung prinzipiell 
unterscheidet. ll ) 

In schweren Fällen des Widerstandes gegen 
staatliche Maßnahmen , der Beeinträchtigung staat¬ 
licher oder gesellschaftlicher Tätigkeit oder des 
Rowdytums wird der Täter nach § 216 StGB mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
bestraft. Die schweren Fälle beziehen sich auf die 
Grundtatbestände der §§ 212, 214 und 215 StGB. 
Sie werden in einer geschlossenen, nicht erweite¬ 
rungsfähigen Aufzählung beschrieben. 

Im ersten Fall (Ziff. 1) sind die Folgen Grund 


für das Vorliegen eines schweren Falles: Der Tä¬ 
ter gefährdet mit seiner Tat in besonderem Maße 
die öffentliche Ordnung oder das sozialistische 
Gemeinschaftsleben, indem er Unruhe unter der 
Bevölkerung verbreitet. Unruhe unter der Bevöl¬ 
kerung bedeutet, daß bei ihr, z. B. bei den Ein¬ 
wohnern einer Gemeinde, einer Stadt oder eines 
Stadtteils, Verängstigung oder Befürchtungen 
hervorgerufen werden. Dabei muß es sich um 
erkennbare Auswirkungen handeln. Die mit dem 
Rowdytum oder mit der Beeinträchtigung staatli¬ 
cher oder gesellschaftlicher Tätigkeit hervorgeru¬ 
fene Störung im Zusammenleben der Bürger muß 
besonders intensiv sein. Diese schwerwiegenden 
Folgen müssen nach § 11 Abs. 1 StGB vom Vor¬ 
satz des Täters umfaßt sein. 

Ein schwerer Fall (Ziff. 2) liegt ferner dann 
vor, wenn die Tat von mehreren begangen wird, die 
sich zur wiederholten Begehung von Straftaten 
nach den §§ 212, 214 oder 215 StGB zusammen¬ 
geschlossen haben. Dieser Zusammenschluß er¬ 
folgt von vornherein oder erst später mit der Ab¬ 
sicht, derartige Delikte zu wiederholen. Im Unter¬ 
schied zu den Tatbestandsmerkmalen „zusammen 
mit anderen“ in § 212 und in § 214 StGB sowie 
„Zusammenrottung von Personen“ in § 215 
StGB ist ein Zusammenschluß nach § 216 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB nur bei einer entsprechenden Orga- 
nisiertheit und einer angestrebten wiederholten 
Tatbegehung gegeben. 

Ein schwerer Fall (Ziff. 3) liegt schließlich vor, 
wenn der Täter Rädelsführer ist. Rädelsführer ist, 
wer einen Zusammenschluß organisiert oder/und 
anführt (§ 217 Abs. 2 StGB); eine solche Grup¬ 
pierung kann mehrere Rädelsführer haben. Da es 
sich um eine Strafverschärfung handelt, muß dem 
Täter zum Zeitpunkt der Straftat seine Rolle als 
Rädelsführer bewußt gewesen sein (§ 11 Abs. 2 
StGB). Die Rädelsführerschaft ist ein persönlicher 
Strafverschärfungsgrund imSinnedes§ 22 Abs. 5 
StGB. 

Ein weiterer persönlicher Strafverschärfungs¬ 
grund liegt dann vor, wenn der Täter wegen einer 
Straftat nach den §§ 212, 214 und 215 sowie nach 
§ 217 Abs. 2 StGB mit einer Freiheitsstrafe (nicht 
mit einer Haftstrafe) vorbestraft ist (Ziff. 4). 

War die Tatbeteiligung von untergeordneter 
Bedeutung oder war die Tat weniger schwerwie- 

10 Vgl. H. Lischke, „Gruppenhandlungen und mehr¬ 
fache Gesetzesverletzungen bei Rowdytum“, Neue 

Justiz, 22/1972, S. 675. 

11 Vgl. „Zu Problemen der wirksamen Bekämp¬ 
fung . .a. a. O., S. 666. 
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gend (Abs. 3), kann der Täter mit Freiheitsstrafe 
bis zu 2 Jahren oder Verurteilung auf Bewährung, 
mit Haft- oder Geldstrafe bestraft werden. 

Bei den schweren Fällen sind Vorbereitung 
und Versuch strafbar (Abs. 2). Der Rädelsführer, 
der eine Straftat des Rowdytums bisher ohne Er¬ 
folg zu organisieren versuchte, ist wegen Vorbe¬ 
reitung nach § 216 Abs. 1 Ziff. 3 und Abs. 2 
StGB strafrechtlich verantwortlich. Ebenso liegt 
eine strafbare Vorbereitung dieses Delikts vor, 
wenn jemand Vorkehrungen dafür getroffen hat, 
einen Zusammenschluß zur wiederholten Bege¬ 
hung dieser Delikte zu bilden. In einem solchen 
Fall genügt es für die Strafbarkeit, daß sich ein 
einzelner Täter in dieser Richtung betätigt hat. 

Zur Abgrenzung des Rowdytums von Störun¬ 
gen des-sozialistischen Zusammenlebens vgl. § 4 
und § 12 OWVO. 

8 . 3 . 4 . 

Zusammenrottung 

Die Strafbestimmung über Zusammenrottung 
dient der Gewährleistung der öffentlichen Sicher¬ 
heit und Ordnung vor Ansammlungen von Perso¬ 
nen, mit denen die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung beeinträchtigt wird. Sie gewährleistet 
damit das verfassungsmäßige Recht aller Bürger, 
sich im Rahmen der Grundsätze und Ziele der 
Verfassung/Wed//c7i zu versammeln (Art. 28 Ver¬ 
fassung, vgl. auch Art. 21 der Internationalen 
Konvention über zivile und politische Rechte vom 
16. 12. 1966, GBl. II 1974 S. 57). 

Strafrechtlich verantwortlich ist, wer sich an 
einer die öffentliche Sicherheit und Ordnung be¬ 
einträchtigenden Ansammlung beteiligt und diese 
Ansammlung nach Aufforderung der Sicherheits¬ 
organe oder anderer zuständiger Staatsorgane 
nicht unverzüglich verläßt . Unter dem Begriff 
„andere zuständige Staatsorgane“ sind z. B. zu 
verstehen der Bürgermeister, Beauftragte der 
Räte, NVA-Streifen usw. 

Ob ein Staatsorgan im konkreten Fall für die Auf¬ 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Si¬ 
cherheit zuständig ist, hängt davon ab, ob es inso¬ 
weit konkrete Befugnis zur Aufrechterhaltung von 
Qrdnung und Sicherheit hat. Im Einzelfall könnte 
z. B. auch ein verantwortlicher Mitarbeiter der Ab¬ 
teilung Kultur eines örtlichen Rates, der zur Ge¬ 
währleistung von Ordnung und Sicherheit auf einer 
öffentlichen Veranstaltung Ordnungsbefugnis hat, 
zuständig sein. 

Unter einer Ansammlung von Personen kön¬ 
nen auch kleinere Personengruppen verstanden 


werden, sofern sie nach ihrem Verhalten unter 
den gegebenen Umständen die öffentliche Sicher¬ 
heit und Ordnung beeinträchtigen und daher ein 
Eingreifen der Sicherheitsorgane, insbesondere 
der DVP, erforderlich wird. Jeder, der durch seine 
Anwesenheit an der Ansammlung beteiligt ist, ist 
bei Aufforderung durch die Sicherheitsorgane 
verpflichtet, dazu beizutragen, daß die störende 
Ansammlung aufgelöst wird, insbesondere indem 
er sich selbst unverzüglich von der Ansammlung 
entfernt. 

Der vom Tatbestand verlangte Vorsatz des Tä¬ 
ters muß sich sowohl auf die Beteiligung an der 
Ansammlung als auch darauf beziehen, daß er N 
diese entgegen der Aufforderung der entspre¬ 
chenden Organe nicht unverzüglich verläßt. Die 
Verwirklichung des Tatbestandes Setzt jedoch 
voraus, daß die an einer die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit beeinträchtigenden Zusammen¬ 
rottung Beteiligten die Aufforderung als eine von 
einem zuständigen Staatsorgan ausgesprochene 
erkennen. Es muß sich um eine eindeutige Auf¬ 
forderung handeln, bei der die Verkörperung der 
Staatsautorität erkennbar ist. Werden gegen An¬ 
gehörige der Sicherheitsorgane oder anderer zu¬ 
ständiger Organe Tätlichkeiten begangen, sind die 
§§ 212, 214, 215 und 216 StGB zu prüfen. 

In § 217 Abs. 2 StGB wird dem Rädelsführer 
einer solchen Zusammenrottung eine Freiheits¬ 
strafe von einem Jahr bis zu acht Jahren ange¬ 
droht. Ein Anführen der Zusammenrottung liegt 
dann vor, wenn ein beliebiger Beteiligter nach der 
unmißverständlich ausgesprochenen Aufforde¬ 
rung der Sicherheitsorgane bzw. anderer zustän¬ 
diger Staatsorgane die anderen dazu aufruft, diese 
Weisung nicht zu befolgen. Das Organisieren ei¬ 
ner Zusammenrottung ist auch dann gegeben, 
wenn es trotz organisatorischer Aktivitäten des 
Rädelsführers noch nicht zu einer Ansammlung 
nach Abs. 1 gekommen ist; zumindest ist straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit wegen Versuchs 
begründet. 

Der Charakter der Zusammenrottung kann 
über die in § 217 StGB genannten Strafarten hin¬ 
aus auch den Ausspruch staatlicher Kontrollmaß- 
nahmen gemäß § 48 StGB notwendig machen. 

8 . 3 . 5 . 

Androhung von Gewaltakten 

und Vortäuschung einer Gemeingefahr 

Diese Strafbestimmung dient dem strafrechtli¬ 
chen Schutz vor Handlungen, die in der Regel 
aufwendige Kontroll- und Sicherheitsmaßnahmen 
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nach sich ziehen, vielfach weitreichende, im Er¬ 
gebnis hemmende und störende Eingriffe in ge¬ 
ordnete Lebens- und Sachabläufe unumgänglich 
machen und dadurch zu schwerwiegenden Beein¬ 
trächtigungen der öffentlichen Ordnung und Si¬ 
cherheit sowie zu großen Schäden führen können. 
So zwingt beispielsweise die anonyme telefonische 
oder schriftliche Ankündigung eines Spreng§toff- 
anschlages auf ein Warenhaus während der Ge¬ 
schäftszeit oder auf einen produzierenden Groß¬ 
betrieb u. U. zu so einschneidenden Maßnahmen 
wie zeitweiliger Räumung, Betriebsstillegung 
usw., die wiederum Umsatz- bzw. Produktions¬ 
ausfall und eventuelle Versorgungsstörungen zur 
Folge haben und außerdem erhebliche Unruhe 
unter der.Bevölkerung hervorrufen. 

Darüber hinaus binden solche Handlungen 
erhebliche Sicherungskräfte und halten sie von 
der Erfüllung ihrer eigentlichen Aufgaben ab. 

Unter Strafe gestellt ist die Androhung von 
Sprengungen, Brandlegungen oder anderen Ge¬ 
waltakten, die in ihrer Bedeutung den beiden erst¬ 
genannten Handlungen entsprechen müssen. Un¬ 
ter Androhung ist die ernst zu nehmende Ankün¬ 
digung einer der im Gesetz aufgeführten Hand¬ 
lungen zu verstehen. Das gilt mit Rücksicht auf die 
dargelegten Folgen auch dann, wenn der Täter 
seine Androhung nicht verwirklichen will. 

Die zweite Tatbestandsalternative erfaßt die 
Vortäuschung einer Gemeingefahr; diese besteht 
in der Vorspiegelung von Tatsachen, welche die 
Befürchtung einer Gemeingefahr im Sinne von 
§ 192 StGB zu begründen geeignet sind. Die im 
Gesetz beschriebenen Handlungen müssen, um 
strafbar zu sein, zu einer Gefährdung der öffentli¬ 
chen Ordnung geführt haben. Das ist in der Regel 
bereits zu bejahen, wenn die „Androhung . . 
oder „Vortäuschung . . zu Maßnahmen oder 
Vorkehrungen von Verantwortlichen für Ord¬ 
nung und Sicherheit geführt hat. 

In Anbetracht dessen, daß sich aus dem Cha¬ 
rakter der angedrohten Handlungen bzw. der vor¬ 
getäuschten Tatsachen für jedermann die Not¬ 
wendigkeit ergibt, Sicherheitsorgane in Anspruch 
zu nehmen, setzt der Tatbestand nicht zwingend 
voraus, daß die Handlung gegenüber den Sicher¬ 
heitsorganen erfolgt; in der Regel wird dies aller¬ 
dings der Fall sein. 

Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist 
Vorsatz erforderlich. 

Werden Terrorakte wie Sprengungen, Brand¬ 
legungen, Gewaltakte im Sinne von § 101 oder 
Terrorakte gegen Personen gemäß § 102 StGB 


mit dem Ziel angedroht, die sozialistische Staats¬ 
und Gesellschaftsordnung zu schädigen oder ge¬ 
gen sie aufzuwiegeln, liegt staatsfeindliche Hetze 
gemäß § 106 Abs. 1 Ziff. 4 StGB vor; diese Be¬ 
stimmung ist gegenüber § 217a StGB die spezielle 
Vorschrift und schließt dessen Anwendung aus. 

Die in § 217a StGB beschriebenen Handlun¬ 
gen können aber auch vom Täter mit dem Ziel 
vorgenommen werden, 

— die planmäßige Entwicklung der Volkswirt¬ 
schaft oder einzelner ihrer Zweige oder Be¬ 
triebe oder die Erfüllung der Volkswirt¬ 
schaftspläne 

— die Tätigkeit der Organe des Staates oder ge¬ 
sellschaftlicher Organisationen 

— die Verteidigungskraft oder die Verteidi¬ 
gungsmaßnahmen der DDR 

— die Außenwirtschaftsmaßnahmen des soziali¬ 
stischen Staates 

zu durchkreuzen bzw. zu desorganisieren und da¬ 
durch die sozialistische Staats- und Gesellschafts¬ 
ordnung zu schädigen. 

Ist eine derartige Handlung ihrem objektiven 
Inhalt nach geeignet, die vom Gesetz vorausge¬ 
setzte Wirkung des Durchkreuzens oder Desor- 
ganisierens herbeizuführen, so ist § 104 StGB 
(Sabotage) als spezielle Regelung anzuwenden. 

8 . 3 . 6 . 

Zusammenschluß zur Verfolgung 
gesetzwidriger Ziele 

Paragraph 218 schützt das in Art. 29 Verfassung 
gewährleistete Recht auf Vereinigung (vgl. VO 
über die Gründung und Tätigkeit von Vereinigun¬ 
gen vom 6. 11. 1975, GBl. I S. 723). Dieses ver¬ 
fassungsmäßige Recht darf nicht zu verfassungs¬ 
widrigen Zielen mißbraucht werden. Diese Straf¬ 
bestimmung ermöglicht ein wirksames Vorgehen 
gegen Aktivitäten, die mit Versuchen verbunden 
sind, Personenzusammenschlüsse mit gesetzwi¬ 
drigen Zielen herbeizuführen. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wird be¬ 
gründet, wenn eine Person zur Verfolgung gesetz¬ 
widriger Ziele eine Vereinigung oder Organisa¬ 
tion bildet oder gründet oder einen sonstigen Zu¬ 
sammenschluß von Personen herbeiführt, fördert 
oder in sonstiger Weise unterstützt oder darin tä¬ 
tig wird. Auf das Erreichen eines bestimmten Er¬ 
gebnisses kommt es nicht an. Es ist auch nicht er¬ 
forderlich, daß die Mitglieder der Vereinigung, 
Organisation oder des Zusammenschlusses das 
gleiche gesetzwidrige Ziel verfolgen. 

Die Straftat nach § 218 StGB ist ein Dauerde- 
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likt und und endet erst mit der Beendigung der Tä¬ 
tigkeit in dem Zusammenschluß; erst zu diesem 
Zeitpunkt beginnt die Strafverfolgungsverjährung 
gemäß § 82 und § 83 StGB. 

Die Abgrenzung zu § 107 StGB - verfassungs¬ 
feindlicher Zusammenschluß — ergibt sich aus der 
Zielstellung der Täter. Daher ist es möglich, daß 
verschiedene Beteiligte eines Zusammenschlusses 
infolge einer unterschiedlichen Zielstellung nach 
§ 107 StGB oder nach § 218 StGB strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen werden. Leichte Ver¬ 
stöße können als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden. 

Paragraph 218 StGB findet grundsätzlich 
subsidiär Anwendung gegenüber solchen Strafbe¬ 
stimmungen über die Planung und Durchführung 
von Straftaten wie § 215 und § 162 StGB und er¬ 
faßt auch bestimmte Vorbereitungshandlungen zu 
solchen Straftaten, die weder nach § 22 StGB 
noch nach § 227 StGB strafbar sind. 

8 . 3 . 7 . 

Ungesetzliche Verbindungsaufnahme 

Paragraph 219 StGB dient dem Schutz der Bürger 
der DDR vor der Anwerbung durch Organisatio¬ 
nen, Einrichtungen oder Personen, die sich eine 
gegen die staatliche Ordnung der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik gerichtete Tätigkeit zum 
Ziel setzen. Die vorbeugende Rolle dieser Be¬ 
stimmung besteht vor allem darin, daß an die Bür¬ 
ger der DDR klare und eindeutige Verhaltensan¬ 
forderungen gestellt werden, wie sie ihre staats¬ 
bürgerliche Verantwortung wahrzunehmen und 
die Interessen ihres sozialistischen Staates im In- 
und Ausland zu wahren haben. 

Paragraph 219 StGB schützt den sozialisti¬ 
schen Staat vor Herabwürdigungen, Verfälschun¬ 
gen und sonstiger Interessenschädigung im Aus¬ 
land. 

Unter Strafe gestellt ist gemäß Abs. 1 die Ver- 
bindungsaufnahme zu den genannten Stellen und 
Personen, wenn der Handelnde Kenntnis von ih¬ 
ren gegen die staatliche Ordnung der DDR ge¬ 
richteten Zielen und Tätigkeiten hat. Erfährt er 
erst später, nach der Aufnahme der Verbindung, 
von den im Tatbestand beschriebenen Zielen, 
macht er sich von diesem Zeitpunkt an strafbar, 
sofern er nicht die Verbindung sofort abbricht 
und, soweit eine Anzeigepflicht nach § 225 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB besteht, diese nicht erfüllt. 

Nach Abs. 2 Ziff. 1 des § 219 StGB ist das 
Verbreiten bzw. Verbreitenlassen, solcher Nach¬ 
richten im Ausland unter Strafe gestellt, die ge¬ 


eignet sind, den Interessen der DDR zu schaden. 
Strafbar ist auch die zu diesem Zweck vorgenom¬ 
mene oder veranlaßte Herstellung von Aufzeich¬ 
nungen. Dabei ist nicht erforderlich, daß diese be¬ 
reits verbreitet wurden. 

Nachrichten sind jede Art von Informationen, 
die auch teilweise falsch oder entstellt sein können 
oder aus bewußten Falschmeldungen bestehen. 
Sie können sich auf alle Bereiche der staatlichen 
und gesellschaftlichen Ordnung beziehen oder in 
Meinungsäußerungen zu bestimmten Maßnah¬ 
men oder Ereignissen bestehen. 

Nachrichten sind dann geeignet, den Interes¬ 
sen der DDR zu schaden, wenn sie infolge ihres 
Inhalts, ihrer Aussage, der Art der Zusammen¬ 
stellung und Auswahl oder ihrer tendenziösen 
Darstellung zuungunsten der DDR benutzt wer¬ 
den können, insbesondere deren Ansehen im 
Ausland zu schädigen. Es ist nicht erforderlich, 
daß ein solcher Schaden bereits eingetreten ist. 
Die Tauglichkeit zur Herbeiführung eines Interes¬ 
senschadens genügt. 

Verbreitung im Ausland liegt vor, wenn die 
Nachrichten einem unbestimmten Personenkreis 
im Ausland zugänglich gemacht werden. Auch die 
Übermittlung von Nachrichten an einen bestimm¬ 
ten Personenkreis oder an eine einzelne Person im 
Ausland stellt ein Verbreiten dar, wenn die Mög¬ 
lichkeit besteht, daß über diese Person die Kennt¬ 
nisnahme durch einen unbestimmten Personen¬ 
kreis bezweckt ist. 

Ein Verbreiten liegt nicht vor, wenn Nachrich¬ 
ten nahen Angehörigen im Ausland mündlich 
oder schriftlich übermittelt werden und durch den 
Charakter der familiären Bindung und die 
Zweckbestimmung der Information eine Weiter¬ 
verbreitung auszuschließen ist. 

Der Vorsatz muß auf das Verbreiten im Aus¬ 
land gerichtet sein. Der Täter muß die Geeignet¬ 
heit seiner Nachrichten, den Interessen der DDR 
Schaden zuzufügen, kennen. 

Mit Abs. 2 Ziff. 2 werden tatbestandsmäßig 
auch Handlungen erfaßt, durch die Schriften, Ma¬ 
nuskripte, Ton- oder Bildaufzeichnungen und an¬ 
dere Materialien illegal ausländischen Organisa¬ 
tionen, Einrichtungen oder Personen zugeleitet 
werden, wenn diese Materialien die Geeignetheit 
zur Interessenschädigung der DDR aufweisen. In 
diesen Fällen ist auch der Versuch strafbar. 

Die Abgrenzung der ungesetzlichen Verbin¬ 
dungsaufnahme in der Alternative des Abs. 2 zur 
landesverräterischen N achrichtenübermittlung 
(§ 99) ergibt sich vorrangig aus den Adressaten, 







denen die Nachrichten zugeleitet werden. Der 
§ 219 StGB erfaßt die Verbreitung schlechthin, 
während § 99 StGB die Übermittlung zum Nach¬ 
teil der Interessen der DDR an die in § 97 StGB 
genannten speziellen Stellen oder Personen um¬ 
faßt. 

Im Unterschied zu § 219 StGB setzt die landesver¬ 
räterische Agententätigkeit nach § 100 StGB vor¬ 
aus, daß der Täter Verbindung zu den in § 97 StGB 
genannten Stellen mit dem Ziel aufnimmt, die In¬ 
teressen der Deutschen Demokratischen Republik 
zu schädigen, so daß er durch diese Motivierung sei¬ 
ner Tat staatsfeindlich tätig wird (vgl. VO über die 
Tätigkeit von Publikationsorganen anderer Staaten 
und deren Korrespondenten in der DDR vom 21. 2. 
1973, GBl. I S. 99 mit der 1. DB vom 21. 2. 1973, 
GBL I S. 100). 

Wenn der Inhalt der Schriften, Manuskripte oder 
sonstiger Materialien darauf gerichtet ist, die verfas¬ 
sungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR anzu¬ 
greifen oder gegen sie aufzuwiegeln, liegt staats¬ 
feindliche Hetze im Sinne des § 106 StGB vor. 

Ist ihr Inhalt geeignet, die staatliche oder gesell¬ 
schaftliche Ordnung der DDR verächtlich zu ma¬ 
chen, findet § 220 Anwendung. 

8 . 3 . 8 . 

öffentliche Herabwürdigung 

Paragraph 220 StGB schützt die staatliche Ord¬ 
nung, staatliche Organe und Einrichtungen sowie 
gesellschaftliche Organisationen und deren Tätig¬ 
keit vor Verleumdungen und Beleidigungen und 
ähnlichen herabwürdigenden Handlungen, die 
das Wirken dieser Institutionen und damit die 
staatliche und öffentliche Ordnung der DDR be¬ 
einträchtigen. 

Öffentliche Herabwürdigung besteht im Dar¬ 
legen von Unwahrheiten oder unbeweisbaren Be¬ 
hauptungen, die geeignet sindj'cias AnseKen 3eT 
Staates, seiner Ordnung oder der anderen mit 
§ 220 StGB geschützten Institutionen, deren Tä¬ 
tigkeit und Maßnahmen in Mißkredit zu bringen. 
Das Darlegen kann in Wort oder Schrift oder in 
sonstiger Weise, z. B. mittels Bildern oder Gesten, 
erfolgen. 

Die Herabwürdigung ist nur strafbar, wenn sie 
in der Öffentlichkeit erfolgte. Das ist der Fall, 
wenn die Äußerungen einem nicht begrenzten 
Personenkreis bekannt geworden sind oder be¬ 
kannt werden können. Öffentlichkeit ist auch 
dann gegeben, wenn derartige Darlegungen in ei¬ 
ner Mitteilung an Dienststellen enthalten sind 
oder in einem Dienstraum vorgetragen werden, 


wobei es auf die Zahl der anwesenden Personen 
nicht ankommt. Die Tat ist nicht öffentlich began¬ 
gen, wenn die Äußerung ausschließlich gegenüber 
nächsten Angehörigen des Handelnden (im Sinne 
des § 26 Abs. 1 StPO bzw. des § 47 FGB) erfolg¬ 
te. 

Der Vorsatz muß sich darauf beziehen, daß die 
betreffende Maßnahme, Einrichtung oder Tätig¬ 
keit herabgewürdigt wird bzw. daß Tatsachen ent¬ 
stellt oder verzerrt wiedergegeben werden. 

Herabwürdigung und Kritik sind in ihrem ge¬ 
sellschaftlichen Inhalt grundverschieden . Die 
Rechtsprechung hat wiederholt betont, daß eine 
berechtigte Kritik, z. B. in der Form einer Eingabe 
(Art. 103 Abs. 1 Verfassung, Gesetz über die Be¬ 
arbeitung von Eingaben der Bürger - Eingaben¬ 
gesetz - vom 19. 6. 1975, GBl. I S. 461), niemals 
die Voraussetzungen einer strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit gemäß § 220 StGB erfüllt, selbst 
wenn der Beschwerdeführer dabei irrtümlich 
Voraussetzungen behauptet, die nicht vorliegen, 
oder in der Form die Grenzen gebotener Sach¬ 
lichkeit überschreitet. Wird z. B. im Fall berech¬ 
tigter Kritik in einer nach außen hin als Herab¬ 
würdigung erscheinenden Weise auf kritikwür¬ 
dige Zustände reagiert, ist davon auszugehen, daß 
dem Handeln berechtigter Unmut, nicht aber der 
Wille zur Herabwürdigung der angegriffenen In¬ 
stitution zugrunde liegt. Derartige Äußerungen 
sind kein Verächtlichmachen oder Verleumden. 

Bei der Prüfung der strafrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit sind die Umstände zu prüfen und zu 
berücksichtigen, unter denen es zu der Tat kam, 
und es ist die Persönlichkeit des Täters zu würdi¬ 
gen. Herabwürdigungen werden z. T. in emotio¬ 
naler Erregung aus Verärgerung über bestimmte 
Maßnahmen begangen. Daher ist es wichtig, auch 
dem vorhergehenden Geschehen Aufmerksam¬ 
keit zu widmen. 

Durch Abs. 2 wird die Verbreitung von Schrif¬ 
ten, Gegenständen und Symbolen unter Strafe ge¬ 
stellt, die geeignet sind, die staatliche oder öffent¬ 
liche Ordnung zu beeinträchtigen, das sozialisti¬ 
sche Zusammenleben zu stören oder die staatliche 
oder gesellschaftliche Ordnung verächtlich zu ma¬ 
chen. Das bezieht sich sowohl auf vom Täter selbst 
hergestellte als auch auf z. B. aus dem Ausland 
eingeführte Schriften, Gegenstände oder Sym¬ 
bole. 

Gemäß Abs. 3 werden Äußerungen faschisti¬ 
schen, militaristischen, rassistischen oder revan¬ 
chistischen Inhalts strafrechtlich verfolgt. Auch 
das Verwenden, Verbreiten und Anbringen ent- 
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sprechender Symbole wird strafrechtlich erfaßt. 
Das entspricht dem Erfordernis, jeder Art der 
Verbreitung faschistischer, rassistischer, militari¬ 
stischer und revanchistischer Gedankeninhalte 
strafrechtlich Einhalt zu gebieten. 

Nicht nach § 220 Abs. 3 StGB, sondern nach 
§ 106 Abs. 1 Ziff. 5 (staatsfeindliche Hetze) wird 
bestraft, wer mit dem Ziel, die sozialistische Ge¬ 
sellschaftsordnung der DDR zu schädigen oder 
gegen sie aufzuwiegeln, den Faschismus oder Mili¬ 
tarismus verherrlicht. 

Der Strafrahmen hat eine Strafobergrenze von 
3 Jahren Freiheitsstrafe, so daß auch Straftaten 
nach § 220 Verbrechenscharakter haben können. 
Andererseits sind auch Verurteilung auf Bewäh¬ 
rung, Haftstrafe, Geldstrafe und der öffentliche 
Tadel angedroht, um breite Differenzierungsmög¬ 
lichkeiten entsprechend konkreter Tatbegehung 
und Täterpersönlichkeit zu ermöglichen. 

Als qualifizierte Begehungsweise mit einem 
Strafrahmen bis zu 5 Jahren Freiheitsstrafe sieht 
der Tatbestand die Tatbegehung durch einen 
DDR-Bürger im Ausland vor. Dies dient der Er¬ 
höhung des Ansehens der DDR außerhalb ihres 
Staatsgebietes und enthält zugleich die klare For¬ 
derung nach staatsbewußtem Auftreten von 
DDR-Bürgern im Ausland. Auch hier wird durch 
den weiten Strafrahmen, der von der Freiheits¬ 
strafe bis zur Geldstrafe reicht, die Anwendung 
differenzierter individualisierter Maßnahmen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit im Einzelfall 
ermöglicht. 

8.3.9. 

Herabwürdigung 
ausländischer Persönlichkeiten 

Der Straftatbestand des § 221 StGB schützt die 
Auslandsbeziehungen der DDR, insbesondere 
ihre friedliche Zusammenarbeit mit anderen Völ¬ 
kern, das internationale Ansehen der DDR und 
das Ansehen von in der DDR weilenden Reprä¬ 
sentanten anderer Staaten oder ausländischer 
oder internationaler Organisationen vor verleum¬ 
derischen Angriffen. 

Diese Bestimmung ist Ausdruck der aus der 
Gewährung des Gastrechts resultierenden Ver¬ 
pflichtung, das Ansehen der genannten Repräsen¬ 
tanten wirksam zu schützen. Voraussetzung für 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit nach dieser 
Bestimmung ist, daß die genannten Persönlichkei¬ 
ten in der DDR weilen; der spezielle Schutz des 
§221 StGB gilt ausschließlich für die Zeit ihres 
Aufenthaltes in der DDR. 


Führende Repräsentanten anderer Staaten sind vor 
allem Staatsoberhäupter, Regierungsmitglieder, 
akkreditierte Diplomaten und konsularische Ver¬ 
treter. Diese Vertreter anderer Staaten werden vor 
Herabwürdigungen geschützt, die sich gegen sie 
persönlich oder gegen den von ihnen vertretenen 
oder repräsentierten Staat richten. 

Geschützt werden darüber hinaus die Vertreter aus¬ 
ländischer oder internationaler Organisationen. 
Dabei kann es sich um staatliche oder gesellschaftli¬ 
che Organisationen handeln. Auf die Mitgliedschaft 
der DDR in den betreffenden internationalen Or¬ 
ganisationen bzw. auf den Klassencharakter der 
ausländischen Organisationen kommt es nicht an. 
Angriffe gegen führende Repräsentanten anderer 
Staaten, die sich nicht in der DDR aufhalten, oder 
gegen andere Ausländer (z. B. Sportler, Studenten, 
Touristen usw.) können nach § 140 StGB strafbar 
sein. 

Die strafbare Handlung besteht darin, daß der 
Täter in der Öffentlichkeit (§ 220 StGB) das An¬ 
sehen dieser Personen in einer Weise herabwür¬ 
digt , die geeignet ist, die friedliche Zusammenar¬ 
beit zwischen den Völkern zu beeinträchtigen und 
das Ansehen der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik zu schädigen. Unter Herabwürdigung sind 
alle Handlungen zu verstehen, die, durch wörtli¬ 
che Äußerungen oder durch Tätlichkeiten und in 
öffentlicher Form begangen, beleidigenden Cha¬ 
rakter tragen. 

Der Vorsatz muß sich auch darauf erstrecken, 
daß die Handlung geeignet ist, die Zusammenar¬ 
beit zu beeinträchtigen und das Ansehen der 
DDR zu schädigen. 

8 . 3 . 10 . 

Mißachtung staatlicher 
und gesellschaftlicher Symbole 

Paragraph 222 StGB schützt die staatlichen oder 
staatlich anerkannten Symbole der DDR, Symbole 
der gesellschaftlichen Organisationen oder Sym¬ 
bole anderer Staaten vor böswilliger Mißachtung. 

Staatliche Symbole der DDR sind in erster Li¬ 
nie die Staatsflagge und des Staatswappen der 
DDR, die Flagge des Vorsitzenden des Staatsrates 
der DDR, die Flaggen und Dienstwimpel der Na¬ 
tionalen Volksarmee, der Deutschen Volkspolizei 
sowie anderer zentral geleiteter staatlicher Or¬ 
gane (vgl. VO über Flaggen, Fahnen und Dienst¬ 
wimpel der DDR-Flaggen-VO- vom 3. 1.1973, 
GBl.-Sdr. Nr. 751 S. 3; AO über das Führen von 
Flaggen und Fahnen in der Nationalen Volksar¬ 
mee - Flaggen-AO - vom 9. 2. 1973, GBl.-Sdr. 
Nr. 751; Schiffsregisterverordnung vom 27. 5. 
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1976, GBl. I S. 285). Auch Grenzmarkierungs¬ 
steine der DDR gelten als staatliche Symbole. Die 
Fahne der Arbeiterklasse ist als Ausdruck des so¬ 
zialistischen Internationalismus und wegen ihrer 
grundlegenden Bedeutung für die Bekundung der 
führenden Rolle der Arbeiterklasse ein staatlich 
anerkanntes Symbol der DDR. Die von der Partei 
der Arbeiterklasse oder von den zentralen Lei¬ 
tungen der Parteien und Massenorganisationen 
gestifteten Banner bzw. ihre Flaggen zahlen eben¬ 
falls zu den staatlich anerkannten Symbolen der 
DDR. 

In gleicher Weise werden auch die Symbole 
anderer Staaten geschützt, z. B. die Flagge der 
UdSSR. Zu den Symbolen anderer Staaten sind 
auch solche zu rechnen, die von einer internatio¬ 
nalen Gemeinschaft nach einem anerkannten Sta¬ 
tut gestiftet wurden, z. B. die Flagge des Interna¬ 
tionalen Roten Kreuzes (vgl. § 7 der 2. VO über 
das Deutsche Rote Kreuz vom 20. 8. 1959, GBl. I 
S. 667 i. d. F. der Ziffer. 23 des Anpassungsge¬ 
setzes und unter Berücksichtigung der 3. VO über 
das Deutsche Rote Kreuz vom 21. 10. 1966, 
GBL II S. 789). 

Als Symbole kommen nicht nur vergegen¬ 
ständlichte Zeichen (z. B. Flaggen) in Betracht, 
sondern auch Staats- bzw. Nationalhymnen sowie 
die Internationale. 

Die Straftat besteht in einem böswilligen, in 
der Öffentlichkeit vorgenommenen Zerstören, 
Beschädigen, Wegnehmen oder einem in anderer 
Weise begangenen Verächtlichmachen . Der Vor¬ 
satz muß inhaltlich durch die Böswilligkeit der 
Tatausführung gekennzeichnet sein. 

8 . 3 . 11 . 

Beschädigung 

öffentlicher Bekanntmachungen 

Paragraph 223 StGB schützt öffentliche Be¬ 
kanntmachungen staatlicher oder gesellschaftlicher 
Organe oder gesellschaftlicher Organisationen. 
Bekanntmachungen sind schriftliche Informatio¬ 
nen für die Öffentlichkeit oder bestimmte Bevöl¬ 
kerungsteile. 

Dazu zählen beispielsweise die Mitteilungen des 
Ministeriums für Nationale Verteidigung über die 
Termine und den Ort der Musterung der Wehr¬ 
pflichtigen, die öffentliche Bekanntmachung der 
Entscheidung eines gesellschaftlichen Gerichts 
(§21 Abs. 2 SchKO), die öffentliche Einladung zu 
einer Veranstaltung der Nationalen Front der DDR 
(Art. 3 Verfassung). 


Die Straftat wird dadurch begangen, daß der 
Täter die geschützten Gegenstände entfernt, be¬ 
schädigt oder verunstaltet. Eine Verunstaltung im 
Sinne dieses Tatbestandes liegt dann vor, wenn 
durch Zusätze oder Beschmieren der Inhalt der 
Information ins Lächerliche gezogen oder der 
Text ganz oder teilweise unlesbar gemacht wird. 

Strafbar ist eine Beschädigung nach § 223 
StGB, wenn dadurch die Durchführung der staat¬ 
lichen oder gesellschaftlichen Tätigkeit oder die 
Aufrechterhaltung der Öffentlichen Ordnung be¬ 
einträchtigt worden ist (Erfolgsdelikt). 

Der vom Tatbestand geforderte Vorsatz muß 
diese Auswirkungen umfassen und inhaltlich 
durch Böswilligkeit charakterisiert sein. 

Weniger schwerwiegende Beschädigungen öf¬ 
fentlicher Bekanntmachungen, insbesondere sol¬ 
che, die ohne die in § 223 StGB beschriebenen 
Folgen bleiben, können gemäß § 2 OWVO ver¬ 
folgt werden. 

8 . 3 . 12 . 

Anmaßung staatlicher Befugnisse 

Die Anmaßung staatlicher Befugnisse (§ 224 
StGB) beeinträchtigt die geordnete und gesetzli¬ 
che Tätigkeit staatlicher Organe oder die Rechte 
der Bürger. Sie kann darin bestehen, daß der Tä¬ 
ter erklärt oder vortäuscht, er sei Angehöriger 
oder Beauftragter eines staatlichen Organs, und 
Handlungen vornimmt, die nach dem Gesetz nur 
solchen Personen Vorbehalten sind (z. B. Durch¬ 
führung einer Beschlagnahme oder Durchsu¬ 
chung; §§ 110 ff. StPO). Diese tatbestandsmäßi¬ 
gen Voraussetzungen sind objektiv auch dann er¬ 
füllt, wenn jemand die nur staatlichen Organen 
vorbehaltenen Maßnahmen durchführt, ohne 
über seine Person zu täuschen. 

Für das Sich-Anmaßen staatlicher Befugnisse 
ist wesentlich, daß unbefugt staatliche Tätigkeit 
aus geübt wird, daß Handlungen staatlichen Cha¬ 
rakters vorgenommen werden. 

Die Ausübung medizinischer Tätigkeit zur gesund¬ 
heitlichen Betreuung der Bevölkerung ist, obwohl 
sie eine staatlich erteilte Befugnis voraussetzt, nicht 
selbst staatliche Tätigkeit. Deshalb verwirklicht 
derjenige, der sich als Arzt ausgibt und Rezepte aus¬ 
schreibt, nicht den Tatbestand der Anmaßung staat¬ 
licher Befugnisse, sondern den der Urkundenfäl^ 
sqhung (§ 240 StGB). 12 ) 

Ähnlich ist der Mißbrauch auf dem Gebiet der 
Rechtsberatung zu beurteilen, der ebenso wie die 

12 Vgl. „BG Leipzig, Urteil vom 17. 4. 1970“, Neue • 
Justiz, 18/1970, S. 558. 
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Täuschung über eine staatliche Auszeichnung durch 
spezielle Ordnungsstrafbestimmungen (§11 
OWVO, § 10 Gesetz über die Stiftung und Verlei¬ 
hung staatlicher Auszeichnungen vom 7. 1. 1977, 
GBl. I S. 106) geahndet wird. 13 ) 

Auch die unberechtigte Führung eines akademi¬ 
schen Grades führt nicht zur strafrechtlichen Ver¬ 
antwortlichkeit gemäß § 224 StGB (vgl. § 15 der 
AO über die Verleihung akademischer Grade vom 
6. 9. 1956, GBl. I S. 745 i. d. F. der Ziff. 18 des 
Anpassungsgesetzes — weiter in Kraft gemäß § 17 
Abs. 2 Buchst, a der VO über die akademischen 
Grade vom 6. 11. 1968 GBl. II S. 1026). 

Durch die Anmaßung staatlicher Befugnisse 
muß es objektiv zu einer Beeinträchtigung der 
ordnungsgemäßen Tätigkeit der staatlichen Or¬ 
gane oder der Rechte der Bürger gekommen sein, 
z. B. bei einer rechtswidrigen Durchsuchung. Eine 
Beeinträchtigung persönlicher Rechte liegt bei¬ 
spielsweise auch dann vor, wenn der Täter unter 
Überschreitung der Grenzen des § 125 Abs. 1 
StPO einen anderen vorläufig festnimmt. (Es 
kann in Tateinheit mit § 224 StGB auch Frei¬ 
heitsberaubung gegeben sein.) 

Die gleichen strafrechtlichen Konsequenzen 
zieht das unbefugte Tragen einer Uniform eines 
Staatsorgans (NVA, DVP) oder einer staatlichen 
Einrichtung (Interflug) nach sich, wenn dadurch 
die gleichen Folgen eingetreten sind (§ 224 Abs. 2 
StGB). 

Eine völlige Übereinstimmung mit der vorgeschrie¬ 
benen Uniform wird nicht vorausgesetzt; es genügt 
eine täuschende Ähnlichkeit. Nicht jede Dienst¬ 
kleidung (Schaffner, Krankenschwester) ist eine 
Uniform im Sinne dieses gesetzlichen Tatbestandes 
(vgl. AO Nr. Pr. 111 über die Inkraftsetzung von 
Katalogen der Industrieabgabepreise für Dienstbe¬ 
kleidung-übrige Bedarfsträger-vom 15. 9. 1974, 
GBl. I S. 493). Bei einer nach Zeit und Ort allge¬ 
mein üblichen Kostümierung sind die Vorausset¬ 
zungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
* selbstverständlich nicht erfüllt, sofern nicht gerade 
diese Gelegenheit mißbraucht wird. 

Strafbar ist das öffentliche unbefugte Tragen 
der Uniform, nicht ihr bloßer Besitz. 

Eine Straftat nach § 224 StGB ist ein Erfolgs¬ 
delikt. Ist der beabsichtigte tatbestandsmäßige Er¬ 
folg nicht eingetreten, bleibt der Täter straflos, 
weil der Versuch nicht unter Strafe gestellt ist. 

Der Vorsatz muß insbesondere das Wissen um 
die unbefugte Ausübung staatlicher Tätigkeit 
bzw. um das unbefugte Tragen einer staatlichen 
Uniform umfassen. 


8 . 3 . 13 . 

Ungesetzlicher Grenzübertritt 

Paragraph 213 StGB ist Ausdruck der staatlichen 
Souveränität der DDR und steht in Übereinstim¬ 
mung mit dem Völkerrecht . Die Strafbestimmung 
dient dem Schutz der Staatsgrenze und des gesam¬ 
ten Territoriums der DDR vor unkontrolliertem, 
ungesetzlichem Eindringen, Aufenthalt und Ver¬ 
lassen sowie der Durchsetzung von staatlichen 
Genehmigungen bzw. Festlegungen über Rück¬ 
kehr und Aufenthalt von Bürgern der DDR im 
Ausland. Sie entspricht den Erfordernissen zur 
Gewährleistung eines reibungslosen grenzüber¬ 
schreitenden Reiseverkehrs und berücksichtigt 
die Notwendigkeit, die Einhaltung des Transitab¬ 
kommens zwischen der DDR und der BRD und 
der Vereinbarungen über den zwischenstaatlichen 
Reise-, Besucher- und Touristenverkehr mit der 
BRD und Berlin (West) durchzusetzen und Miß¬ 
bräuche zu verhindern. 

An den Seegrenzen gelten die allgemeinen Bestim¬ 
mungen zum Schutze der Grenze. Eine besondere 
Vorschrift gibt es für den Fall, daß Schiffe im Not¬ 
fall Häfen der DDR anlaufen müssen. Der verant¬ 
wortliche Kapitän hat ein speziell geregeltes Ge¬ 
nehmigungsverfahren zu beachten; widrigenfalls 
liegt ein unberechtigtes Eindringen in das Gebiet 
der DDR vor. (Vgl. VO über den Notaufenthalt 
von Fahrzeugen in den Gewässern der DDR vom 
2. 6. 1972, GBl. II S. 419; AO über den Aufent¬ 
halt ausländischer Kriegsschiffe in den Gewäs¬ 
sern der DDR vom 11. 8. 1965, GBl. IIS. 638; AO 
über den grenzüberschreitenden Verkehr mit Bin¬ 
nenschiffen vom 17. 10. 1972, GBl. II S. 657). 

Aus Sicherheitsgründen wurde das Verhalten 
an der Staatsgrenze West und zum Territorium 
nach Westberlin für die Bewohner und Besucher 
dieses Gebietes verbindlich geregelt (vgl. AO 
über die Ordnung in den Grenzgebieten und den 
Territorialgewässern der DDR - Grenzordnung — 
vom 15. 6. 1972, GBl. II S. 483 i. d. F. der AO 
Nr. 2 vom 24. 7. 1974, GBl. I S. 367. Bezüglich 
des Transitverkehrs vgl. Bekanntmachung über 
das Inkrafttreten des Abkommens vom 17. 12. 
1971 zwischen der Regierung der DDR und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland über 
den Transitverkehr von zivilen Personen und Gü¬ 
tern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) vom 3. 6. 1972, GBl. II 
S. 349). Diese Vorschriften dienen zugleich der 
Vorbeugung des ungesetzlichen Grenzübertritts. 

13 Vgl. ,,BG Suhl, Urteil vom 19. 1. 1973“, Neue Ju¬ 
stiz, 15/1973, S. 457. 
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Nach den getroffenen Vereinbarungen und 
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Regelung 
über die Staatsbürgerschaft der DDR sind vor 
dem 31. 12. 1971 vorgenommene Handlungen 
nicht mehr nach der Bestimmung über den unge¬ 
setzlichen Grenzübertritt strafbar (vgl. § 2 des 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsbür¬ 
gerschaft vom 16. 10. 1972, GBl. I S. 265). 

Die Begehungsweisen des ungesetzlichen 
Grenzübertritts werden in den Abs. 1 und 2 klar 
und übersichtlich bezeichnet. Damit werden zu¬ 
gleich die Verhaltensanforderungen deutlich for¬ 
muliert. Die in Abs. 1 bezeichnete Begehungs¬ 
weise „widerrechtlich die Staatsgrenze passieren“ 
umfaßt jedes Überschreiten, Überqueren, Über¬ 
winden der Staatsgrenze der DDR ohne staatliche 
Genehmigung, und zwar sowohl vom Ausland in 
die DDR als auch in umgekehrter Richtung. Die¬ 
ses widerrechtliche Passieren der Staatsgrenze 
kann sich auf jeden Bereich der Staatsgrenze der 
DDR beziehen. Es kann auf dem Land-, dem 
Luft- oder dem Wasserwege erfolgen. Diese Tat¬ 
bestandsalternative kann sowohl von Ausländern 
als auch von DDR-Bürgern erfüllt werden. 

Verletzungen von Bestimmungen über den 
zeitweiligen Aufenthalt können sich sowohl auf 
Reisefristen als auch auf Reisewege beziehen. Be¬ 
stimmungen des Transitverkehrs werden speziell 
bei widerrechtlichem Abweichen von den festge¬ 
legten Transitstrecken verletzt. 

Sowohl Verletzungen der Bestimmungen über 
den zeitweiligen Aufenthalt in der DDR als auch 
der Bestimmungen über den Transit durch die 
DDR sind nur durch Ausländer (im Sinne des 
§ 80 Abs. 5) möglich. 

In Abs. 2 werden die Begehungsweisen der 
Nichtrückkehr bzw. der nicht fristgemäßen Rück¬ 
kehr von DDR-Bürgern sowie die Verletzung 
staatlicher Festlegungen über den Auslandsauf¬ 
enthalt von DDR-Bürgern geregelt. 

Diese Tatbestandsalternativen umfassen straf¬ 
rechtliche Pflichtverletzungen von DDR-Bür¬ 
gern nach staatlich genehmigter Ausreise aus der 
DDR. 

Nichtrückkehr liegt vor, wenn DDR-Bürger 
von einer staatlich genehmigten Reise in andere 
Staaten nicht bzw. für eine unbestimmte Zeit nicht 
zurückkehren. Sie liegt auch vor, wenn DDR- 
Bürger nach legaler Ausreise sich ungenehmigt in 
Drittstaaten begeben, um nicht bzw. für unbe¬ 
stimmte Zeit/nicht in die DDR zurückzukehren. 

Nicht fristgemäße Rückkehr liegt vor, wenn 
DDR-Bürger die mit einer staatlichen Genehmi¬ 


gung zur Ausreise verbundene Frist nicht einhal- 
ten und erst nach Ablauf dieser Frist in die DDR 
zurückkehren. Bei geringfügiger oder begründe¬ 
ter Fristverletzung liegt gemäß § 3 Abs. 1 StGB 
eine Straftat nicht vor. Es ist § 3 Abs. 2 StGB zu 
beachten. 

Verletzungen staatlicher Festlegungen über den 
Auslandsaufenthalt von DDR-Bürgern beziehen 
sich vor allem auf die Verletzung territorialer 
Festlegungen. Sie liegen vor, wenn DDR-Bürger 
entgegen der Genehmigung zur Ausreise aus der 
DDR und zum Aufenthalt in bestimmten Staaten 
oder Gebieten in weitere Staaten oder Gebiete 
reisen, die von der Genehmigung nicht umfaßt 
sind. Sofern das mit dem Ziel erfolgt, nicht oder 
nicht fristgerecht in die DDR zurückzukehren, 
liegt nicht die Alternative der Verletzung staatli¬ 
cher Festlegungen über den Auslandsaufenthalt, 
sondern Nichtrückkehr bzw. nicht fristgerechte 
Rückkehr vor. 

In Abs. 3 werden besonders qualifizierte Be¬ 
gehungsweisen nach den Absätzen 1 und 2, durch 
welche sich die Gefährlichkeit des ungesetzlichen 
Grenzübertritts erhöht, als schwere Fälle mit ei¬ 
nem erweiterten Strafrahmen (Freiheitsstrafe von 
1 Jahr bis zu 8 Jahren) unter Strafe gestellt. 

Diese Begehungsweisen werden in beispiel¬ 
hafter Aufzählung („insbesondere“) entspre¬ 
chend ihrer konkreten Angriffsrichtung und 
Schwere inhaltlich bestimmt. Speziell die in den 
Ziffern 1 und 3 bezeichneten Begehungsweisen 
der Tatbegehung unter Gefährdung des Lebens 
und der Gesundheit von Menschen und der Tat¬ 
begehung mit besonderer Intensität charakterisie¬ 
ren die besondere Schwere derartiger Angriffe 
gegen die Staatsgrenze. 

„Waffen“ im Sinne des § 213 Abs. 3 Ziff. 2 
sind nicht nur Schußwaffen (gemäß § 206 ff. 
StGB), sondern auch Hieb- und Stichwaffen. 
Durch die Bezugnahme auf § 240 (Urkundenfäl¬ 
schung) und § 242 (Falschbeurkundung) in der 
Ziffer 4 wird der kriminelle Charakter der Bege¬ 
hungsweisen deutlich gemacht. Eine tateinheitli¬ 
che Anwendung des § 213 mit diesen Tatbestän¬ 
den ist daher ausgeschlossen. 

Tatbegehung „zusammen mit anderen“ im 
Sinne der Ziffer 5 umfaßt jedes gemeinschaftliche 
Handeln von mindestens zwei Tätern, die zur Er¬ 
reichung des angestrebten Erfolges bewußt Zu¬ 
sammenwirken. Zusammen mit anderen handelt 
auch, wer mit Menschenhändlern gemäß § 105 
oder § 132 zusammenwirkt. 

Die mehrfache Tatbegehung und der im 
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Grenzgebiet erfolgte mehrfache Versuch der Tat 
sind kein gesondertes Erschwernismoment. Sie 
können aber im konkreten Fall unter Ziffer 3 er¬ 
faßt werden, wenn sie Ausdruck besonderer Tat¬ 
intensität sind. 

Das rechtswidrige Verbringen von DDR-Bür¬ 
gern ins Ausland, z. B. in einem Fahrzeug ver¬ 
steckt, ist nicht Beihilfe zum schweren Fall des un¬ 
gesetzlichen Grenzübertritts, sondern Menschen¬ 
handel nach § 132 StGB, sofern nicht staatsfeind¬ 
licher Menschenhandel vorliegt. Für eine tatein¬ 
heitliche Anwendung von § 132 und § 213, § 22 
Abs. 2 Ziff. 3 ist in solchen Fällen kein Raum. 

Leichte Fälle des Zuwiderhandelns gegen die 
gesetzlichen Bestimmungen oder auferlegte Be¬ 
schränkungen über Einreise und Ausreise oder 
Aufenthalt können als Ordnungswidrigkeiten ver¬ 
folgt werden (vgl. § 23 der AO über Paß- und Vi¬ 
saangelegenheiten - Paß- und Visaordnung - 
PVAO — vom 28. 6. 1979, GBl. II S. 151). Aus¬ 
länder ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung 
können nach § 7 des Gesetzes über die Gewäh¬ 
rung des Aufenthaltes für Ausländer in der DDR 
- Ausländergesetz — vom 28. 6. 1979 (GBl. I 
S. 149) ausgewiesen werden. 

8 . 4 . 

Straftaten gegen die 
Rechtspflege 

In Abschnitt 3 des 8. Kapitels werden Handlun¬ 
gen zusammengefaßt, die Angriffe gegen die so¬ 
zialistische Rechtspflege darstellen (§§ 225 ff. 
StGB). Um ein zuverlässiges Funktionieren der 
sozialistischen Rechtspflege und die ungestörte 
Tätigkeit der dafür zuständigen Organe im Inter¬ 
esse der Gesellschaft und jedes ihrer Bürger zu 
gewährleisten, ist es erforderlich, solchen krimi¬ 
nellen Störungen wie der Nichtanzeige gefährli¬ 
cher Straftaten (§ 225 StGB), der Begünstigung 
von Straftaten (§ 233 StGB), der vorsätzlich fal¬ 
schen Aussage (§ 230 StGB) und der Rechtsbeu¬ 
gung (§ 244 StGB) auch mit strafrechtlichen Mit¬ 
teln wirksam zu begegnen. 

8 . 4 . 1 . 

Unterlassung der Anzeige 

Die Strafbestimmung über Unterlassung der An¬ 
zeige bezweckt vor allem die Verhütung von Straf¬ 
taten. „Der Tatbestand der Unterlassung der An¬ 
zeige (§ 225 StGB) dient der Verhinderung be¬ 
stimmter Verbrechen und Vergehen, dem Schutze 


des sozialistischen Staates und der durch die Straf¬ 
tat bedrohten Bürger und soll bei Erfüllung der 
Rechtspflicht zur Anzeige zu einer alsbaldigen 
staatlichen Maßnahme zur Verhinderung der im 
Gesetz bezeichneten Straftaten führen.“ 14 ) 

Paragraph 225 StGB begründet die Verpflich¬ 
tung, die im Tatbestand genannten Verbrechen 
und Vergehen, wenn sie sich im Stadium der Ent¬ 
schlußfassung, der Vorbereitung oder der Aus¬ 
führung befinden, bei den in Abs. 4 genannten 
staatlichen Organen anzuzeigen. Diese besondere 
Anzeigepflicht erlischt erst mit der tatsächlichen 
Beendigung (nicht bereits mit der Vollendung) des 
Vergehens oder Verbrechens; das ist bei Dauer¬ 
delikten zu beachten. 

„§ 225 StGB begründet jedoch keine Rechts¬ 
pflicht zur Anzeige, wenn die betreffende Straftat 
bereits beendet ist, denn der anzeigepflichtige 
Bürger muß vor Beendigung der Straftat von ih¬ 
rem Vorhaben, ihrer Vorbereitung oder ihrer 
Ausführung glaubhaft Kenntnis erlangen . . . 
Straftaten sind solange nicht beendet, bis das kri¬ 
minelle Geschehen nicht tatsächlich abgeschlos¬ 
sen ist. Damit wird die gesamte Phase vom Vorha¬ 
ben bis zur Beendigung der Straftat erfaßt, folglich 
auch die Vorbereitung, der Versuch und die Voll¬ 
endung. Das trifft auch zu, wenn die Straftat fort¬ 
gesetzt oder der Versuch wiederholt wird, wenn 
Dauerdelikte oder Verbrechen mit Unterneh¬ 
menscharakter begangen werden.“ 15 ) 

Die Pflicht zur Anzeige wird dadurch begrün¬ 
det, daß jemand von dem Vorhaben, der Vorbe¬ 
reitung oder der Ausführung eines der in § 225 
StGB aufgezählten Verbrechen oder Vergehen 
vor dessen Beendigung Kenntnis erhält. Die 
Rechtspflicht zur Anzeige besteht somit u. U. be¬ 
reits, bevor die Person, die das anzeigepflichtige 
Delikt zu begehen beabsichtigt, sich selbst strafbar 
gemacht hat. Auch auf die Regelung der Strafbar¬ 
keit von Vorbereitung und Versuch der anzeige¬ 
pflichtigen Straftat kommt es nicht an. , 

Die Anzeigepflicht entsteht im Zeitpunkt der 
glaubwürdigen Kenntnisnahme. Die Anzeige ist 
unverzüglich, also ohne Verzögerung, zu erstatten 
— je nach den Umständen und der Dringlichkeit 
telefonisch, persönlich oder auch in schriftlicher 
Form. Es ist zulässig, die Anzeige anonym zu er¬ 
statten oder von einer anderen Person erstatten zu 
lassen. 


14 „OG-Urteil vom 2. 12.1970“, Neue Justiz, 8/1971, 
S. 247. 

15 a. a. O., S. 247 f. 
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Mit dem Unterlassen der Anzeige ist die Straf¬ 
tat nach § 225 StGB vollendet; sie ist ein soge¬ 
nanntes echtes Unterlassungsdelikt. 

Anzeigepflichten und strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit für deren Verletzung ergeben sich 
auch aus strafrechtlichen Einzelgesetzen, z. B. § 4 
des Gesetzes über die strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit wegen Entführung von Luftfahrzeugen 
vom 12. 7. 1973 (GBl. I S. 337). Andere gesetz- 
che Vorschriften verweisen auf bestehende An¬ 
zeigepflichten. 

Vgl. z. B. § 16 und § 17 der AO über den Amateur¬ 
funkdienst - Amateurfunkordnung — vom 1. 8. 
1977 (GBl. I S. 325); § 18 der AO über den See¬ 
funkdienst - Seefunkordnung — vom 1. 4. 1977 
(GBl. I S. 148). 

Die strafrechtliche Anzeigepflicht ist von Mel¬ 
depflichten zu unterscheiden. 

Vgl. z. B. § 1 und § 2 der AO über die Meldepflicht 
bei Verdacht auf strafbare Handlungen gegen Le¬ 
ben oder Gesundheit vom 30. 5. 1967 (GBl. II 
S. 360); §§ 3 ff. der VO über die Rettung von Men¬ 
schenleben und Fahrzeugen aus Seenot und die Be¬ 
handlung von Strandgut - Strandungsordnung - 
vom 29. 8. 1972 (GBl. IIS. 633);§ 51 des Gesetzes 
über das Personenstandswesen (Personenstandsge¬ 
setz) vom 16. 1. 1956 (GBl. I S. 1283) i. d. Neufas¬ 
sung vom 13. 10. 1966 (GBl. I S. 87) und des An¬ 
passungsgesetzes; § 19 der VO über die Pflichten, 
die Rechte und die Verantwortlichkeit der Mitar¬ 
beiter in den Staatsorganen vom 19.2. 1969 
(GBl. II S. 163); § 7 der VO über die Pflichten und 
Rechte der Mitarbeiter der Deutschen Post - 
Post-Dienst-Verordnung (PDVO) - vom 28. 3. 
1973 (GBl. I S. 222); VO über die Stellung, Aufga¬ 
ben, Rechte und Pflichten des Hauptbuchhalters im 
ökonomischen System des Sozialismus - Haupt- 
buchhalter-VO - vom 20. 1. 1971 (GBl II S. 137); 
§ 8 Abs. 1 der VO über die volkseigenen Kombi¬ 
nate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Be¬ 
triebe vom 8. 11. 1979, GBl. I. S. 355; § 19 der 
AO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
Leiter von Verkaufseinrichtungen des sozialisti¬ 
schen Einzelhandels und des Gaststätten- und Ho¬ 
telwesens vom 3. 7. 1973 (GBl. I S. 354) sowie § 5 
und § 6 der Verfehlungs-VO. 

Der Anzeigepflichtige muß von dem geplan¬ 
ten, vorbereiteten oder ausgeführten Delikt 
glaubwürdig Kenntnis erlangt haben. Diese Vor¬ 
aussetzung ist dann erfüllt, wenn ihm Tatsachen 
mitgeteilt bzw. Verhaltensweisen oder andere 
Umstände bekannt werden, die begründet darauf 
schließen lassen, daß solches Delikt ausgeführt 
bzw. beendet werden soll. 


Leichtfertige Bemerkungen, z. B. über eine beab¬ 
sichtigte Tötung, begründen keine Anzeigepflicht; 
ein verantwortungsloses Desinteresse gegenüber 
ernst zu nehmenden Anzeichen rechtfertigt jedoch 
nicht eine unterlassene Anzeige. Dabei kommt es 
nicht auf die subjektive Auffassung des Anzeige¬ 
pflichtigen, sondern auf die Art und Weise der In¬ 
formation und deren Glaubwürdigkeit an. An das 
Wissen um das Vorliegen der tatbestandsmäßigen 
Voraussetzungen der anzeigepflichtigen Straftat 
sind keine überhöhten Anforderungen zu stellen. 
Beispielsweise kann vom Anzeigepflichtigen nicht 
erwartet werden, daß er sich hinsichtlich der anzei¬ 
gepflichtigen Straftat mit Fragen der Schuld ausein¬ 
andersetzt; ein Irrtum über die Zurechnungsfähig¬ 
keit oder das Alter des Täters kann ihm allerdings 
nicht zugute gehalten werden. Auch bei Kindern 
oder bei zurechnungsunfähigen Personen ist die 
Pflicht zur Anzeige begründet, da gemäß § 99 StPO 
die Deutsche Volkspolizei auch für die Aufklärung 
solcher mit Strafe bedrohten Handlungen verant¬ 
wortlich ist, die von Strafunmündigen oder zurech¬ 
nungsunfähigen Personen begangen worden sind. 

Die Pflicht des gemäß § 225 StGB zur Anzeige 
Verpflichteten besteht darin, die ihrp glaubhaft 
zur Kenntnis gebrachten Tatsachen über Vorha¬ 
ben, Vorbereitung oder Ausführung von anzeige¬ 
pflichtigen Straftaten den zuständigen staatlichen 
Organen mitzuteilen . 

Eine spezielle Regelung der Unterlassung der An¬ 
zeige enthält § 225 Abs. 2 StGB. Danach ist zur un¬ 
verzüglichen Anzeige verpflichtet, wer glaubwürdig 
Kenntnis von einem Waffenversteck erlangt. Um ein 
Waffendelikt gemäß §§ 206 ff. StGB muß es sich 
nicht handeln. Ein Waffenversteck im Sinne dieses 
Tatbestandes liegt vor, wenn Schußwaffen, Muni¬ 
tion oder Sprengmittel in einer Weise gelagert, ver¬ 
wahrt oder vorgefunden werden, die darauf schlie¬ 
ßen läßt, daß die gesetzlich gebotene Kontrolle 
nicht besteht (z. B. bei einer im Wald gefundenen 
Schußwaffe). 

In § 226 StGB werden mehrere Vorausset¬ 
zungen genannt, bei deren Vorliegen von Maß¬ 
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
wegen Verletzung strafrechtlich begründeter An¬ 
zeigepflicht abgesehen werden kann. Das ist der 
Fall, 

— wenn der anzeigepflichtige Täter die Begehung 
der Straftat auf andere Weise als durch die An¬ 
zeige verhindert hat, indem er z. B. den zur Be¬ 
gehung eines Mordes Entschlossenen mit Er¬ 
folg überredet, seinen Entschluß aufzugeben, 

— wenn die Straftat, die anzuzeigen ist, unabhän¬ 
gig vom Verhalten des Anzeigepflichtigen we¬ 
der vorbereitet noch versucht wird, 
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- wenn sich der anzeigepflichtige Täter ernsthaft 
bemüht hat, die Begehung der Straftat zu ver¬ 
hindern; hier findet das ernsthafte Bemühen 
des Anzeigepflichtigen, unabhängig vom Er¬ 
folg, als tätige Wiedergutmachung Anerken¬ 
nung, 

- wenn (bei Verbrechen gegen das Leben) der 
Bedrohte rechtzeitig von dem Anzeigepflichti¬ 
gen gewarnt wurde. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit kann auch 
dann ausgeschlossen werden, wenn die Anzeige 
gegen einen nahen Angehörigen im Sinne des 
§ 226 Abs. 2 StGB erstattet werden müßte, bei¬ 
spielsweise gegen den Ehepartner. 

Letztgenannter Umstand hebt nicht die Pflicht zur 
Anzeige auf, jedoch werden die engen persönlichen 
Bindungen naher Angehöriger und die persönliche 
Konfliktsituation berücksichtigt. Hiervon ist die 
strafprozeßrechtlich geregelte Berechtigung der 
Aussageverweigerung gemäß § 26 StPO streng zu 
trennen. Bei Vorliegen einer Anzeigepflicht nach 
§ 225 StGB besteht auch im Fall des § 226 Abs. 1 
Ziff. 3 kein Aussageverweigerungsrecht. 16 ) 

Die Definition des nahen Angehörigen in § 226 
Abs. 2 StGB gilt auch für andere strafrechtliche Be¬ 
stimmungen, z. B. § 232 und § 233 StGB. 

8 . 4 . 2 . 

Erfolglose Aufforderung zur Begehung einer 
Straftat 

Paragraph 227 StGB ergänzt § 22 StGB, der die 
Verantwortlichkeit wegen Anstiftung regelt. Nach 
§ 227 StGB wird die erfolglos gebliebene Auffor¬ 
derung zu den in § 225 Abs. 1 Ziff. 1 bis 8 StGB 
genannten Straftaten als Vergehen unter Strafe 
gestellt (ein weiterer Spezialfall der Strafbarkeit 
einer erfolglosen Aufforderung zur Begehung ei¬ 
ner mit Strafe bedrohten Handlung ist in § 145 
StGB geregelt). 

Die Aufforderung oder das Sich-Anbieten 
nach § 227 müssen vorsätzlich vorgenommen 
worden sein. Der Vorsatz des Auffordernden bzw. 
Sich-Anbietenden muß auf die Vollendung des in 
§ 225 StGB erfaßten Delikts gerichtet sein. Die 
Nichtverwirklichung der Straftat des anderen, also 
die Erfolglosigkeit der Aufforderung führt dazu, 
daß der Auffordernde nicht gemäß § 22 StGB, 
sondern nach § 227 StGB zur Verantwortung ge¬ 
zogen wird. 

Eine Anstiftung zum Mord liegt also dann vor, wenn 
der Mord vollendet wurde, eine Anstiftung zum ver¬ 
suchten Mord dann, wenn nur ein Versuch des Mor¬ 
des ausgeführt wurde, und eine erfolglos gebliebene 


Aufforderung zum Mord dann, wenn der zur Tat 
Angesprochene überhaupt nicht oder strafrechtlich 
nicht relevant reagiert hat. In letzterem Fall kommt 
§ 227 StGB für den Auffordernden zur Anwen¬ 
dung. 

Ist der Täter strafbefreiend im Versuchsstadium zu¬ 
rückgetreten, so bleibt der Anstifter wegen Anstif¬ 
tung zum Versuch des Vergehens bzw. Verbrechens 
strafrechtlich verantwortlich, weil der Rücktritt als 
persönlicher Strafaufhebungsgrund gemäß §21 
Abs. 5 StGB nur für den Zurücktretenden wirkt. 

In § 227 Abs. 2 StGB wird eine der tätigen 
Reue entsprechende Verhaltensweise des Auf¬ 
fordernden als obligatorischer Strafaufhebungs¬ 
grund besonders geregelt. Mit der in § 227 Abs. 1 
StGB bezeichneten Handlung ist die Straftat der 
erfolglosen Aufforderung bereits vollendet. 
Konnte aber der Auffordernde die Wirkungen 
seines Tuns verhindern, soll er straffrei bleiben. 

Eine spezielle Regelung über die erfolglose 
Aufforderung zur Begehung enthält § 3 des Ge¬ 
setzes über die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wegen Entführung von Luftfahrzeugen. 

8 . 4 . 3 . 

Falsche Anschuldigung 

Paragraph 228 StGB dient dem Schutz der Tätig¬ 
keit der staatlichen Organe und schützt gleichzei¬ 
tig die Bürger davor, ungerechtfertigt einer Straf¬ 
tat beschuldigt zu werden. Strafbar macht sich, 
wer einen anderen wider besseres Wissen der Be¬ 
gehung einer Straftat beschuldigt. Die falsche An¬ 
schuldigung, eine Verfehlung, eine Ordnungswi¬ 
drigkeit oder eine andere Rechtsverletzung be¬ 
gangen zu haben, ist nicht nach dieser Vorschrift 
zu verfolgen; hier ist das Vorliegen der Vorausset¬ 
zungen des § 138 StGB zu prüfen. 

Die Beschuldigung muß gegenüber einem 
staatlichen Organ abgegeben worden sein. Dabei 
muß es sich nicht unbedingt um das für die Straf¬ 
verfolgung zuständige staatliche Organ handeln, 
da jedes staatliche Organ verpflichtet ist, derartige 
ihm zugegangene Informationen unverzüglich an 
die zuständigen Strafverfolgungsorgane weiterzu¬ 
leiten. 


16 Vgl. „OG-Urteil vom 2. 12. 1970“, Neue Justiz, 
8/1971, S. 247; U. Roehl, „Aussageverweige¬ 
rungsrecht bei anzeigepflichtigen Straftaten“, Neue 
Justiz, 2/1971, S. 46; H. Hinderer, „Voraussetzun¬ 
gen und Grenzen der Pflicht des Arztes, festgestellte 
oder vermutete Straftaten anzuzeigen und darüber 
vor Gericht auszusagen“, Kriminalstatistik und fo¬ 
rensische Wissenschaften, 4/1971, S. 75. 
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Mit dem Begriff „Begehung einer Straftat“ 
wird auch ein strafbarer Versuch, eine strafbare 
Beteiligung oder Vorbereitung erfaßt. Auch wer 
strafunmündige und zurechnungsunfähige Perso¬ 
nen unbegündet und wider besseres Wissen wegen 
der Begehung einer mit Strafe bedrohten Hand¬ 
lung anzeigt (§ 99 StPO), macht sich nach § 228 
StGB strafbar. 

Vollendet ist die Straftat, wenn der Vertreter ei¬ 
nes staatlichen Organs von der Anschuldigung 
Kenntnis genommen hat. Geht beispielsweise ein 
Brief mit einer solchen Beschuldigung auf dem 
Postweg verloren, dann ist der Handelnde nicht 
nach § 228 StGB strafrechtlich verantwortlich, 
weil der Versuch der falschen Anschuldigung 
nicht strafbar ist. 

Die Straftat nach § 228 StGB ist ein spezifi¬ 
sches Dauerdelikt; sie ist erst beendet, wenn sämt¬ 
liche sich aus der falschen Anschuldigung erge¬ 
benden Folgen (z. B. Strafverfolgung) aufgeho¬ 
ben worden sind. Erst danach beginnt die Frist der 
Strafverfolgungsverjährung gemäß § 82 StGB zu 
laufen. 

Eine unrichtige Selbstbezichtigung begründet 
keine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach die¬ 
ser Vorschrift. 

Der Täter muß wider besseres Wissen gehan¬ 
delt haben; bedingter Vorsatz hinsichtlich der Be¬ 
schuldigung ist ausgeschlossen. Er muß die Un¬ 
richtigkeit seiner Beschuldigung genau kennen. 
Eine objektiv ungerechtfertigte Beschuldigung ist 
nicht strafbar, wenn der Beschuldigende — zu Un¬ 
recht - glaubte, der Beschuldigte habe die Straftat 
begangen. 

Tateinheit mit Freiheitsberaubung (§ 131 
StGB) ist möglich. Der unbegründet einer Straftat 
Beschuldigte kann gegebenenfalls als Geschädig¬ 
ter gegen den Beschuldiger Schadenersatzansprü¬ 
che gemäß §§ 330 ff. ZGB geltend machen. 

8.4.4. 

Vortäuschung einer Straftat 

Durch die Vortäuschung einer Straftat (§ 229 
StGB) wird die ordnungsgemäße Tätigkeit der 
staatlichen Organe der Rechtspflege oder der Si¬ 
cherheitsorgane gefährdet bzw. beeinträchtigt. 
Strafbare Vortäuschung einer Straftat liegt vor, 
wenn den in § 229 StGB genannten staatlichen 
Organen (§§ 88 ff. StPO) Tatsachen mitgeteilt 
oder vorgespiegelt werden, aus denen sich der 
Verdacht ergibt, daß ein bekannter oder unbe¬ 
kannter Täter eine bestimmte Straftat begangen 
hat, in Wirklichkeit jedoch das vorgetäuschte De¬ 


likt nicht begangen wurde. Das Vortäuschen kann 
darin bestehen, daß tatsächliche Begebenheiten in 
einer Weise berichtet werden, die für die zustän¬ 
digen Staatsorgane die Annahme einer Straftat 
gerechtfertigt erscheinen läßt. Diese Annahme 
kann auch dadurch hervorgerufen werden, daß 
mit dem gleichen Ziel an Gegenständen, Gebäu¬ 
den usw. bestimmte äußere Veränderungen vor¬ 
genommen werden. Auch eine falsche Selbstbe¬ 
zichtigung - z. B. ein „freiwilliges Geständnis“ 
vor der Kriminalpolizei — erfüllt unter Umständen 
den Tatbestand des § 229 StGB. 

Will ein Täter einen eigenen Diebstahl dadurch ver¬ 
tuschen, daß er durch Beschädigung der Türschlös¬ 
ser einen Einbruchdiebstahl durch Dritte vor¬ 
täuscht, so ist er - auch ohne weitere Anzeige oder 
Mitteilung — allein auf Grund dieser Beschädigung 
wegen eines Vergehens nach § 229 StGB zur Ver¬ 
antwortung zu ziehen. 

Die Selbstbezichtigung wegen einer von einem 
anderen begangenen Straftat ist nicht nach § 229 
StGB strafbar, weil tatsächlich eine Straftat be¬ 
gangen worden ist. Gegebenenfalls ist der Täter 
wegen der Ablenkung der staatlichen Organe von 
dem eigentlichen Täter einer Begünstigung schul¬ 
dig. 

8.4.5. 

Vorsätzlich falsche Aussage, 
falsche Versicherung 
zum Zwecke des Beweises 

Die Strafbestimmung für vorsätzlich falsche Aus¬ 
sage (§ 230 StGB) geht von der gesetzlichen Ver¬ 
pflichtung der Bürger aus, vor Gericht als Zeuge 
oder Sachverständiger oder als Prozeßpartei im 
Zivilverfahren vollständige und wahre Angaben zu 
machen bzw. als Dolmetscher richtig zu über¬ 
setzen. 

Der Beschuldigte oder Angeklagte ist für vorsätzli¬ 
che falsche Aussagen strafrechtlich nicht verant¬ 
wortlich , sofern er nicht, z. B. gleichzeitig mit dem 
Beschreiben der eigenen Tat, ungerechtfertigt eine 
andere Person beschuldigt (§ 228 StGB). Nach § 22 
StPO obliegt die Beweisführungspflicht dem Ge¬ 
richt, dem Staatsanwalt und dem Untersuchungsor¬ 
gan. Der Beschuldigte bzw. Angeklagte ist berech¬ 
tigt, alles seiner Verteidigung und Entlastung Dien¬ 
liche vorzubringen. Er ist aber weder zur wahrheits¬ 
gemäßen Aussage noch zur Aussage überhaupt ge¬ 
setzlich verpflichtet. Daher kann eine falsche Aus¬ 
sage des Beschuldigten oder Angeklagten keine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach sich ziehen. 
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Auf Grund der falschen oder unvollständigen 
Aussage des Zeugen oder der anderen im Gesetz 
genannten Personen ergibt sich ein unrichtiges 
oder einseitiges Bild über den Sachverhalt. Aus¬ 
sagen sind dann falsch, wenn sie nicht mit der ob¬ 
jektiven Realität übereinstimmen. Eine unvoll¬ 
ständige Aussage liegt vor, wenn der Täter nicht 
alles ihm Bekannte aussagt, ohne jedoch die Aus¬ 
sage überhaupt zu verweigern. Die Aussagever¬ 
weigerung durch einen Zeugen ist nicht strafbar; 
die Zeugenaussage ist nicht erzwingbar. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 230 
Abs. 1 StGB begründen lediglich falsche Aussa¬ 
gen vor Gericht. Dies entspricht der besonderen 
Bedeutung der gerichtlichen Verhandlung für die 
Ermittlung der Wahrheit eines Sachverhalts und 
der Rolle des Gerichts bei der Durchsetzung der 
Gesetzlichkeit. 

Falsche Aussagen vor dem Staatlichen Vertragsge¬ 
richt, den gesellschaftlichen Gerichten, der DVP 
und der Staatsanwaltschaft werden nicht erfaßt. 
Damit wird vom Gesetz die besondere Stellung des 
Gerichts hervorgehoben. Darüber hinaus unter¬ 
stützt diese Regelung die Erforschung der Wahr¬ 
heit, indem sie es dem Aussagenden ermöglicht, fal¬ 
sche Aussagen vor der DVP oder der Staatsanwalt¬ 
schaft ohne Furcht vor entsprechender Bestrafung 
noch rechtzeitig im gerichtlichen Verfahren zu be¬ 
richtigen. 

Den Gerichten sind nach Abs. 2 der Notar , die 
Seekammer in einer Havarieverhandlung und das 
Patentamt gleichgestellt. Das entspricht der Be¬ 
deutung dieser Organe und der von ihnen auf der 
Grundlage derartiger Aussagen getroffenen Ent¬ 
scheidungen. Die Strafbestimmung des § 230 
Abs. 1 StGB enthält eine besondere Regelung für 
die Strafbarkeit der mittelbaren Täterschaft: We¬ 
gen vorsätzlich falscher Aussage macht sich 
gleichfalls strafbar, wer einen anderen zu einer un¬ 
bewußt falschen Aussage verleitet. 

Ein Beschuldigter wiederholt dem Tatzeugen eine 
unrichtige Schilderung des Tathergangs, bis der 
Zeuge von der Richtigkeit dieser ihm gegebenen In¬ 
formation überzeugt ist und dann eine entspre¬ 
chende Zeugenaussage macht. Diese zieht für den 
Zeugen keine strafrechtlichen Konsequenzen nach 
sich, weil er - von der Richtigkeit seiner Aussage 
überzeugt — nicht vorsätzlich handelt und keine be¬ 
wußt falsche Aussage macht. In diesem Fall macht 
sich nur der Beschuldigte nach § 230 Abs. 1 StGB 
strafbar; seine Einwirkung auf eine andere Person 
überschreitet das ihm zugebilligte Verteidigungs¬ 
recht. 


Weg en Anstiftung oder wegen Beihilfe zu einer 
vorsätzlich falschen Aussage ist dagegen straf¬ 
rechtlich verantwortlich (§ 22 und § 230 StGB), 
wer einen anderen (z. B. einen Zeugen oder Sach¬ 
verständigen) zu einer bewußt falschen oder un¬ 
vollständigen Aussage anstiftet oder dabei unter¬ 
stützt. Der Zeuge bzw. der Sachverständige hätte 
sich in diesem Fall nach § 230 StGB zu verantwor¬ 
ten. Eine erfolglose Aufforderung zu einer vor¬ 
sätzlich falschen Aussage ist ebenso wie eine ver¬ 
suchte mittelbare Täterschaft nicht strafbar (§ 22 
und § 227 StGB), sofern nicht die besonderen 
Voraussetzungen des § 145 StGB erfüllt sind. 

Bei einer nach §§ 26 ff. StPO berechtigten 
Verweigerung der Aussage ist das Tatbestands¬ 
merkmal einer unvollständigen Aussage nicht er¬ 
füllt. Das Zeugnisverweigerungsrecht berechtigt 
zu Verweigerungen, nicht jedoch zu falschen Aus¬ 
sagen. Wird vom Aussageverweigerungsrecht 
kein Gebrauch gemacht, so ist ein Zeuge für eine 
falsche Aussage auch dann strafrechtlich verant¬ 
wortlich, wenn er in bezug auf diese Aussage von 
seinem Zeugnisverweigerungsrecht hätte Ge¬ 
brauch machen können. 

Die falsche Aussage begründet eine straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit nur dann, wenn der 
Täter vorsätzlich gehandelt hat. Der Vorsatz be¬ 
zieht sich auf das staatliche Organ, vor dem die 
Aussage erstattet wird, auf die eigene prozessuale 
Stellung als Zeuge usw. und auf die Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit der Aussage. 

Bei der Beurteilung von Straftaten nach § 230 StGB 
ist zu berücksichtigen, daß es oft schwierig ist, das 
objektive Geschehen richtig wahrzunehmen, im 
Gedächtnis zu speichern und in einer Aussage rich¬ 
tig wiederzugeben. Wenn beispielsweise ein Unfall¬ 
geschehen wahrgenommen wird, ist der Beobach¬ 
tende und spätere Zeuge oft emotional stark bela¬ 
stet ; das hat nicht selten zur Folge, daß er den Sach¬ 
verhalt überhaupt nicht, unrichtig oder einseitig 
wahrnimmt, ohne sich jedoch dieses Mangels be¬ 
wußt zu sein. Er sagt dann vor dem Straf- oder Zivil¬ 
gericht aus, wie er den Vorgang wahrgenommen hat 
bzw. wie sich dieser ihm jetzt, nach Zeitablauf, dar¬ 
stellt. Es können sich auch psychopathologische Be¬ 
einträchtigungen der Gedächtnisleistungen auswir¬ 
ken. Das Gericht muß diese Möglichkeit einer Dis¬ 
krepanz zwischen objektivem und subjektivem 
Vorgang in Betracht ziehen, ohne daß vorsätzlich 
falsch ausgesagt wird. 

Bei vorsätzlich falscher Aussage und bei vor¬ 
sätzlich falscher Versicherung zum Zwecke des 
Beweises (§ 231) kann gemäß § 232 StGB aus 
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zwei Gründen von Maßnahmen der strafrechtli¬ 
chen Verantwortlichkeit abgesehen werden: 

— wenn die falsche Versicherung so rechtzeitig 
berichtigt wird, daß schädliche Auswirkungen 
auf die Rechte und Interessen des Betroffenen 
noch nicht eingetreten sind (Ziff. 1) 

— wenn eine wahrheitsgemäße Aussage oder 
Versicherung für den Aussagenden selbst oder 
für einen nahen Angehörigen im Sinne des 
§ 226 Abs. 2 StGB eine Strafverfolgung hätte 
zur Folge haben können. 

8 . 4 . 6 . 

Begünstigung 

Die Begünstigung gemäß § 233 StGB ist eine spe¬ 
zielle Form der Unterstützung einer Straftat nach 
deren Begehung. Begünstigung kann nur von ei¬ 
nem an der Straftat nicht Beteiligten (§ 22 StGB) 
geleistet werden; eine Selbstbegünstigung löst 
folglich keine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
aus. 

Die Begünstigung besteht objektiv im Bei¬ 
standleisten nach Beendigung einer Straftat. Eine 
vorher bereits zugesagte Begünstigung ist gemäß 
§ 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB als Beihilfe strafbar, weil 
die vorher gegebene Zusicherung sich kausal auf 
den Tatentschluß des Täters zur Durchführung 
der Straftat auswirkt. Eine Begünstigung kann 
auch in bezug auf abgeschlossene strafbare Ver¬ 
suchs- oder Vorbereitungshandlungen begangen 
werden. 

Das Beistandleisten kann dadurch begangen wer¬ 
den, daß der Begünstigende aus der Vortat stam¬ 
mende Gegenstände versteckt, um dem Vortäter 
die Vorteile aus dessen Straftat zu sichern. Die Be¬ 
günstigung kann auch durch Unterlassen begangen 
werden; in diesem Fall muß allerdings eine Erfolgs- 
abwendungspflicht, z. B. auf Grund beruflicher 
Pflichten, bestehen (§ 9 StGB). 

Eine Begünstigung kann auch darin bestehen, daß 
der bereits rechtskräftig verurteilte Tater nach der 
Ladung zum Strafantritt verborgen gehalten wird. 

Begünstigung ist nach § 233 StGB nur in be¬ 
zug auf eine Straftat, nicht jedoch in bezug auf eine 
Verfehlung oder eine Ordnungswidrigkeit straf¬ 
bar. 

Die Begünstigung muß vorsätzlich begangen 
sein. Der Vorsatz wird durch eine besondere Ab¬ 
sicht in zwei Alternativen konkretisiert: 

— den anderen der Strafverfolgung zu entziehen 
(persönliche Begünstigung), 

— dem anderen Vorteile aus der Straftat zu si¬ 
chern (sachliche Begünstigung). 


Wenn der Vortäter ein Verbrechen begangen 
hat und dem Begünstigenden die tatsächlichen 
Umstände bekannt sind, nach denen die Vortat als 
Verbrechen zu beurteilen ist, so ist diese Kenntnis 
ein Qualifizierungsgrund (§ 233 Abs. 2 StGB). 
Strafverschärfend wirkt gemäß § 233 Abs. 2 
StGB auch, wenn der Begünstigende seines Vor¬ 
teils wegen (Motiv) handelt. 

Ein obligatorischer persönlicher Strafaus¬ 
schließungsgrund liegt vor, wenn die Begünsti¬ 
gung einem nahen Angehörigen im Sinne des 
§ 226 Abs. 2 StGB gewährt wird, um ihn der 
Strafverfolgung zu entziehen (also lediglich bei ei¬ 
ner persönlichen Begünstigung). Demgegenüber 
handelt es sich bei § 226 Abs. 1 Ziff. 3 StGB um 
einen fakultativen persönlichen Strafausschlie¬ 
ßungsgrund. 

Eine selbständige Regelung über die Strafbarkeit 
der Begünstigung enthält § 2 des Gesetzes über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Entfüh¬ 
rung von Luftfahrzeugen. 

8 . 4 . 7 . 

Hehlerei 

Die Hehlerei hat verschiedene Gemeinsamkeiten 
mit der Begünstigung. Sie ist gleichfalls ein Angriff 
gegen die Tätigkeit der Justiz- und Untersuchungs¬ 
organe. „Der Tatbestand der Hehlerei schützt 
ausschließlich die Tätigkeit der Strafverfolgungs¬ 
organe und nicht die verschiedenen in der soziali¬ 
stischen Gesellschaft bestehenden Eigentums¬ 
formen.“ 17 ) 

Die Hehlerei beeinträchtigt eine wirksame 
Bekämpfung der Kriminalität, weil sie die Nut¬ 
zung und Verwertung der aus einer mit Strafe be¬ 
drohten Handlung erlangten Vorteile ermöglicht. 
Das Grundmotiv des Hehlers ist Eigennutz. 

Gegenstand der Hehlerei können nur Sachen 
sein, die unmittelbar durch eine mit Strafe be¬ 
drohte Handlung erlangt sind. Als derartige Vor¬ 
taten kommen neben den Eigentumsdelikten auch 
andere Straftaten, die zur Vorteilserlangung be¬ 
gangen werden, in Betracht, z. B. Raub oder be¬ 
stimmte Wirtschaftsdelikte. 


17 ,,OG-Urteil vom 31. 3. 1970“, Neue Justiz, 
19/1970, S. 590. 

18 Vgl. „OG-Urteil vom 12. 3. 1971“, Neue Justiz, 
14/1971, S. 430 ff.; zur Regelung in der Gesetzge¬ 
bung der UdSSR vgl. Rezension zum Lehrbuch des 
sowjetischen Strafrechts in 6 Bänden, Bd. VI, Mos¬ 
kau 1971 (russ.), in: Staat und Recht, 7/1974, 
S. 1 220. 
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Straflos ist die sogenannte Ersatzhehlerei. 18 ) Eine 
solche liegt z. B. vor, wenn ein Dieb die gestohlenen 
Gegenstände veräußert und für den Erlös Ge¬ 
schenke für andere Personen erwirbt. Diese Perso¬ 
nen sind auch dann keiner Hehlerei schuldig, wenn 
sie diese Umstände gekannt haben. 

Die Vortat muß eine objektiv mit Strafe be¬ 
drohte Handlung sein; auch Kinder, zurechnungs¬ 
unfähige Personen und schuldunfähige Jugendli¬ 
che können Täter der Vortat sein, wenn sie durch 
ihr Verhalten die objektiven Voraussetzungen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit erfüllen. Eine 
Verfehlung dagegen ist ebensowenig eine mit 
Strafe bedrohte Handlung wie eine Ordnungswi¬ 
drigkeit. Bei einer strafbaren Mitwirkung an der 
Vortat sind die in § 234 StGB beschriebenen 
Handlungen als sogenannte mitbestrafte Nachtat 
zu beurteilen. 

Die Hehlerei wird begangen, indem der Heh¬ 
ler die widerrechtlich erlangten Gegenstände er¬ 
wirbt, in sonstiger Weise an sich bringt oder bei ih¬ 
rem Absatz mitwirkt. „Das Tatbestandsmerkmal 
, Ansichbringen 4 im Sinne des § 234 StGB (Hehle¬ 
rei) erfordert die Erlangung der tatsächlichen 
Verfügungs- bzw. Mitverfügungsgewalt über eine 
Sache. Allein das Wissen über die Aufbewahrung 
gestohlener Sachen in der gemeinsamen Woh¬ 
nung genügt nicht.“ 19 ) 

Der Hehler muß vorsätzlich in der Absicht ge¬ 
handelt haben, einen Vorteil zu erzielen. Dabei 
genügt es, daß er nach den ihm bekannten Um¬ 
ständen annehmen muß, daß die betreffenden 
Gegenstände durch eine mit Strafe bedrohte 
Handlung erlangt sind (solche Umstände sind 
z. B. der Ort, der Zeitpunkt und die Art des Ver¬ 
kaufs oder der Abgabe sowie die Preisforderun¬ 
gen). Seines Vorteils wegen (Motiv) handelt der 
Hehler, wenn er beabsichtigt, aus dem Erwerb, 
Ansichbringen oder Mitwirken am Absatz per¬ 
sönlichen Nutzen zu ziehen. Dieser kann in einem 
Vermögensvorteil bestehen (z. B. im preisgünsti¬ 
gen Erwerb von Sachen, Erwerb von sonst nicht 
zugänglichen Gegenständen), aber auch in einem 
beliebigen anderen Vorteil (z. B. Nichtanzeige ei¬ 
ner Straftat). Ohne diese Zielstellung kann unter 
Umständen Sachbegünstigung gemäß § 233 StGB 
vorliegen. 

Nach § 234 Abs. 2 StGB führen zur Straf¬ 
verschärfung: . 

- die wiederholte oder die gemeinschaftliche Be¬ 
gehung der Hehlerei oder 

— die Kenntnis der Umstände, nach denen die 
Vortat als' Verbrechen zu beurteilen ist. 


Wiederholte Begehung der Hehlerei bedeutet 
nicht wiederholte Bestrafung wegen Hehlerei; je¬ 
doch darf eine frühere Hehlerei nur berücksichtigt 
werden, soweit die Strafverfolgungsverjährung 
noch nicht eingetreten ist. 

Bei der Bestrafung ist die Anwendung der 
Geldstrafe als Zusatzstrafe sowie die Anordnung 
eines Tätigkeitsverbots (§ 53 StGB) zu prüfen. 
Die gehehlten Sachen können — soweit sie nicht in 
sozialistischem Eigentum stehen - nach § 56 
StGB eingezogen werden; die Einziehung kann 
auch als selbständige Maßnahme angeordnet wer¬ 
den. 

8.4.8. 

Gefangenenbefreiung, Gefangenenmeuterei 
und Entweichen aus gerichtlich 
angeordnetem Freiheitsentzug 

Mit den §§ 235 bis 237 StGB wird die ordnungs¬ 
gemäße Verwirklichung gesetzlich festgelegter 
freiheitsentziehender Maßnahmen geschützt. Sie 
tragen vor allem zur uneingeschränkten Durch¬ 
setzung des StVG bei, dessen Anliegen insbeson¬ 
dere darin besteht, den mit dem Gesetz in Konflikt 
geratenen Bürger durch vielfältige erzieherische 
Maßnahmen während des Strafvollzuges wieder in 
die sozialistische Gesellschaft einzugliedern. 20 ) 
Die planmäßige Verwirklichung der dazu erfor¬ 
derlichen Aktivitäten wird durch die in den 
§§ 235 bis 237 StGB beschriebenen Handlungen 
gefährdet bzw. unmöglich gemacht. 

Paragraph 235 StGB stellt Handlungen unter 
Strafe, die sich gegen eine vorläufige Festnahme 
(§ 125 StPO) oder jede Form eines gerichtlich an¬ 
geordneten staatlichen Gewahrsams richten. Die 
Straftat besteht darin, daß der Täter die in staatli¬ 
chem Gewahrsam befindliche Person aus einer 
entsprechenden staatlichen Einrichtung oder Be¬ 
wachung bzw. Beaufsichtigung befreit oder ihr 
beim Entweichen daraus behilflich ist. Die Befrei¬ 
ung aus einer Festnahme, die nach § 125 Abs. 1 
StPO von Bürgern ohne staatlichen Auftrag vor¬ 
genommen wurde, ist keine Gefangenenbefreiung 
im Sinne des § 235 StGB. 


19 ,,OG-Urteil vom 13. 9. 1968“, Neue Justiz, 
23/1968, S. 729. 

20 Vgl. F. Dickel, „Weitere Erhöhung der Wirksam¬ 
keit des Strafvollzugs und der Wiedereingliederung 
Strafentlassener Bürger“, Neue Justiz, 9/1977, 
S. 256. 
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Auf Grund einer gerichtlichem- Entscheidung be¬ 
finden sich Personen in staatlichem Gewahrsam, 

wenn 

- gegen sie Untersuchungshaft (§ 122 StPO) an¬ 
geordnet wurde und vollzogen wird 

- sie sich in Strafhaft in einer Strafvollzugseinrich¬ 
tung oder einem Jugendhaus befinden (hierzu 
gehören auch die Fälle des Widerrufs gemäß 
§ 35 Abs. 3 und § 45 Abs. 5 StGB) 

- sie gemäß §§ 11, 15 und 16 des Gesetzes über 
die Einweisung in stationäre Einrichtungen für 
psychisch Kranke vom 11.6.1968 (GBl. I 
S. 273) durch eine gerichtliche Entscheidung 
eingewiesen worden sind, nicht dagegen bei ei¬ 
ner befristeten ärztlichen Einweisung durch An¬ 
ordnung des Kreisarztes (§ 6 des genannten Ge¬ 
setzes). 

Die Hilfeleistung beim Entweichen aus dem 
Gewahrsam wird durch § 235 StGB selbständig 
unter Strafe gestellt. (Eine Beihilfe gemäß § 22 
StGB in Verbindung mit § 237 StGB wäre nicht in 
allen von § 235 StGB erfaßten Fällen strafbar, 
sondern nur in den Fällen der Beihilfe zum Ent¬ 
weichen aus der Strafhaft.) 

Paragraph 235 Abs. 2 StGB regelt die Bestra¬ 
fung des schweren Falles der Gefangenenbefrei¬ 
ung. Eine erhöhte Strafandrohung ermöglicht 
konsequente strafrechtliche Verfolgung der Tat¬ 
begehung unter Anwendung oder Androhung von 
Gewalt. Das ist erforderlich, weil derartigen An¬ 
griffen ein hoher Grad an Gefährlichkeit inne¬ 
wohnt. 

Die Gefangenenmeuterei stellt eine schwere 
Gefährdung der inneren Ordnung und Sicherheit 
der Haft- oder Strafvollzugseinrichtungen dar. Sie 
ist gemäß § 236 StGB eine Straftat von Personen, 
die sich in Untersuchungshaft oder in Strafhaft be¬ 
finden. Vorläufig Festgenommene oder in einer 
psychiatrischen Einrichtung Untergebrachte ge¬ 
hören nicht zu dem hier bezeichneten Täterkreis. 

Das Delikt kann nur von zwei oder mehreren 
Inhaftierten begangen werden. Die Straftat ist 
schon dann vollendet, wenn der Inhaftierte sich 
mit einem oder mehreren Inhaftierten zusammen¬ 
geschlossen hat, sofern dieser Zusammenschluß 
mit der Zielsetzung erfolgt, den mit der Bewa¬ 
chung oder Beaufsichtigung Beauftragten Wider¬ 
stand zu leisten , sie tätlich anzugreifen oder zu nö¬ 
tigen oder gegen gesetzlich festgelegte Vollzugs¬ 
maßnahmen Widerstand zu leisten. Die Gefange¬ 
nenmeuterei muß also nicht auf eine widerrechtli¬ 
che Befreiung der Inhaftierten gerichtet gewesen 
sein; es genügt, wenn sich die Inhaftierten bei¬ 
spielsweise das Ziel stellen, eine Anordnung des 


Bewachungspersonals nicht zu befolgen, sich des¬ 
sen Anordnungen durch Tätlichkeiten zu wider¬ 
setzen oder Angehörige des Bewachungsperso¬ 
nals tätlich anzugreifen oder sie zu einem be¬ 
stimmten Verhalten zu nötigen. 

In Abs. 2 werden für die Tatbegehung von un¬ 
tergeordneter Bedeutung niedrigere Strafen 
(Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Haftstra¬ 
fe) angedroht. Zugleich wird die Tatbegehung 
durch einen Einzeltäter erfaßt. Damit sollen hart¬ 
näckige Einzeltäter, die renitent Widerstand lei¬ 
sten, negative Beispiele für andere Inhaftierte ge¬ 
ben und dadurch Sicherheit und Ordnung in Un¬ 
tersuchungshaftanstalten oder Strafvollzugsein¬ 
richtungen erheblich beeinträchtigen, strafrecht¬ 
lich belangt werden können, sofern disziplinie¬ 
rende Maßnahmen der Strafvollzugseinrichtung 
nicht den erforderlichen Erfolg haben. 

Der Versuch der Gefangenenmeuterei ist ge¬ 
mäß § 236 Abs. 3 StGB strafbar. 

Der für Rädelsführer (§ 217 Abs. 2 StGB) 
vorgesehene höhere Strafrahmen (Freiheitsstrafe 
von zwei bis zu zehn Jahren) kommt auch dann in 
Betracht, wenn der von ihnen organisierte Zu¬ 
sammenschluß nicht zustande kommt (§ 236 
Abs. 3 und 4). 

Paragraph 237 StGB stellt das Entweichen aus 
gerichtlich angeordnetem Freiheitsentzug , die so¬ 
genannte Gefangenenselbstbefreiung, unter Stra¬ 
fe, um eine ordnungsgemäße Durchführung des 
Freiheitsentzugs zu gewährleisten. 

Täter kann nur sein, wer rechtskräftig zu einer 
Strafe mit Freiheitsentzug verurteilt worden ist 
und sich in einer Strafvollzugseinrichtung oder in 
einem Jugendhaus bzw. unter Bewachung oder 
Beaufsichtigung befindet (z. B. beim Arbeitsein¬ 
satz außerhalb der Strafvollzugseinrichtung oder 
auf dem Transport). Die Straftat besteht darin, 
daß der Täter aus der Strafvollzugseinrichtung 
oder aus der Bewachung oder Beaufsichtigung der 
mit Aufgaben des Strafvollzuges Beauftragten 
flieht und damit die Durchführung des Strafvoll¬ 
zuges, also des Vollzuges eines gerichtlich ange¬ 
ordneten Freiheitsentzuges (Freiheitsstrafe, 
Haftstrafe, Jugendhaft, Strafarrest gemäß § 252 
StGB) verhindert. 

Der Versuch ist nicht unter Strafe gestellt. 

Von einer Bestrafung kann abgesehen wer¬ 
den, wenn sich der Täter den Sicherheitsorganen 
freiwillig stellt . 


228 


8 . 4 . 9 . 

Verletzung von gerichtlichen Maßnahmen 
und von Zusatzstrafen 

Im Interesse der Durchsetzung gerichtlicher Ent¬ 
scheidungen wird von § 238 StGB auch die vor¬ 
sätzliche Verletzung einer gerichtlich als Zus^tz- 
strafe angeordneten Aufenthaltsbeschränkung 
(§51 und § 52 StGB) oder einer Erziehungs¬ 
oder Kontrollmaßnahme nach den §§ 47 und 
48 StGB unter Strafe gestellt. Ebenso wird gemäß 
§ 238 Abs. 2 StGB eine schwerwiegende Mißach¬ 
tung des gerichtlich angeordneten Tätigkeitsver¬ 
bots (§ 53 StGB) bestraft. 

Eine Anwendung des § 238 StGB kommt nur 
in Betracht, wenn eine Aufenthaltsbeschränkung 
oder ein Tätigkeitsverbot als Zusatzstrafen zu ei¬ 
ner Freiheitsstrafe ausgesprochen wurden. Wur¬ 
den sie neben einer Verurteilung auf Bewährung 
angeordnet, so ist gemäß § 52 Abs. 3 Satz 2 bzw. 
§ 53 Abs. 4 Satz 2 und § 35 Abs. 4 Ziff. 4 StGB 
über den Vollzug der angedrohten Freiheitsstrafe 
zu entscheiden. Wird auf Grund des § 238 StGB 
verurteilt, so hat das Gericht gleichzeitig über das 
Fortbestehen der Zusatzstrafen bzw. Maßnahmen 
nach §§ 47 und 48 StGB zu entscheiden (§ 238 
Abs. 3 StGB). 

Leichtere Zuwiderhandlungen gegen ein Tä¬ 
tigkeitsverbot werden als Ordnungswidrigkeit er¬ 
faßt (§ 10 OWVO). 

8 . 4 . 10 . 

Schwerer Gewahrsamsbruch 

Durch die Strafbestimmung über den schweren 
Gewahrsamsbruch (§ 239 Ziff. 1 StGB) werden 
beschlagnahmte , gepfändete oder in staatlichem 
Gewahrsam befindliche Sachen vor unbefugter 
Vernichtung oder Beschädigung sowie vor unbe¬ 
fugtem Beiseiteschaffen geschützt (vgl § 10 der 
VO über die Führung des Dienstsiegels der staat¬ 
lichen Organe - Siegelordnung — vom 29. 11. 
1966, GBl. II 1967 S. 49, i. d. F. des Anpassungs¬ 
gesetzes, ergänzt durch § 10a gemäß VO vom 
13. 6. 1968, GBl. II S. 389; 2. VO über die Füh¬ 
rung des Dienstsiegels der staatlichen Organe — 
Siegelordnung - vom 9. 10. 1969, GBl. II S. 523 
mit der 1. DB vom 20. 10. 1969, GBl. II S. 524). 

Der Vorsatz wird durch die Absicht konkreti¬ 
siert, einen erheblichen Nachteil zu verursachen 
(z. B. dadurch, daß der Rückgabeanspruch eines 
Geschädigten nicht befriedigt werden kann). 
Wenn diese Folgen nicht beabsichtigt sind, kann 
der Gewahrsamsbruch als Ordnungswidrigkeit 
verfolgt werden (§ 3 OWVO). 


8 . 4 . 11 . 

Urkundenfälschung 
und Urkundenvernichtung 

Urkundenfälschung und Urkundenvernichtung 
richten sich gegen die Sicherheit und Zuverlässig¬ 
keit des Rechtsverkehrs. Sie werden vielfach zur 
Begehung von Straftaten gegen das Eigentum in 
Form des Betruges vorgenommen. Wird eine fal¬ 
sche Urkunde in einem Zivil- oder Strafverfahren 
zum Beweis von Tatsachen vorgelegt, richtet sich 
die Straftat unmittelbar gegen die Tätigkeit der 
Justizorgane. Durch solche Angriffe gegen den 
Rechtsverkehr werden auch die persönlichen Be¬ 
ziehungen der Bürger untereinander gestört. 
Auch andere Schädigungen können durch Ur¬ 
kundenfälschung oder -Vernichtung verursacht 
werden. 

Bei der Urkundenfälschung gemäß § 240 
StGB geht es vor allem um die Echtheit oder Un¬ 
echtheit der Urkunde. Der Wahrheitsgehalt der in 
der Urkunde enthaltenen Erklärung ist nicht ent¬ 
scheidend. Bei anderen Straftaten dagegen, z. B. 
beim Betrug, liegt ein wesentliches Moment der 
Strafbarkeit gerade im Kundtun der Unwahrheit. 
Die sogenannte schriftliche Lüge ist folglich nicht 
nach § 240 StGB strafbar. 

Der Begriff der echten Urkunde wird in § 240 
Abs. 3 StGB verbindlich definiert. Nach dieser 
Definition ist eine echte Urkunde zunächst eine in 
schriftlicher oder anderer Form auf gezeichnete 
Erklärung. 

Der Erklärungsinhalt muß materialisiert, d. h. von 
der erklärenden Person unabhängig geworden, ver¬ 
selbständigt sein. Eine Urkunde ist zwar hauptsäch¬ 
lich, aber nicht ausschließlich an die Schriftform ge¬ 
bunden (z. B. eine Quittung, eine Empfangsbe¬ 
scheinigung, ein Scheck usw.). Es sind auch andere 
Formen von Aufzeichnungen möglich, z. B. Ton¬ 
bandaufzeichnungen. 

Die Erklärung muß ferner in Ausübung 
dienstlicher oder sonstiger beruflicher Befugnisse 
oder in Wahrnehmung persönlicher Rechte und 
Pflichten ausgestellt worden sein, und zwar zu dem 
Zweck, Rechte oder Pflichten zu begründen , zu 
ändern oder aufzuheben oder rechtserhebliche Tat¬ 
sachen zu beweisen. 

Die Urkunde hat im wesentlichen eine für den 
Rechtsverkehr bedeutsame Beweisfunktion hin¬ 
sichtlich des Entstehens und der Gestaltung von 
Rechtsbeziehungen. Sie tritt gewissermaßen an die 
Stelle von personalen Beweismitteln (z. B. von 
Zeugen). Der Erklärungsinhalt muß sich also auf 
rechtserhebliche Tatsachen oder Vorgänge bezie¬ 
hen. 
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Die Erklärung muß so hergestellt sein, daß sie 
ihren wirklichen Aussteller erkennen läßt. Dieses 
Merkmal ist für die Echtheit der Urkunde ent¬ 
scheidend. Echt ist eine Urkunde dann, wenn sie 
tatsächlich von dem ausgestellt wurde , der als Aus¬ 
steller in Erscheinung tritt. Sie ist unecht, wenn sie 
nicht den tatsächlichen Aussteller, sondern einen 
anderen erkennen läßt. 

Eine echte Urkunde liegt z. B. vor, wenn A einen 
Scheck mit seiner eigenen Unterschrift ausstellt; der 
tatsächliche Aussteller ist mit dem Unterzeichneten 
identisch. Eine unechte Urkunde liegt vor, wenn A 
auf dem von ihm ausgestellten Scheck mit dem Na¬ 
menszug von B unterzeichnet; tatsächlicher Aus¬ 
steller und erkennbar werdender Aussteller sind 
nicht identisch. 

Ohne erkennbaren Aussteller hat die Erklä¬ 
rung keinen Urkundencharakter (z. B. der nicht 
Unterzeichnete Brief eines staatlichen Organs). 

Von einer Urkunde spricht man auch dann, wenn 
mehrere Unterlagen in ihrer Gesamtheit eine Er¬ 
klärung fixieren (Gesamturkunde). „Eine Gesamt¬ 
urkunde liegt dann vor, wenn die rechtserhebliche 
Tatsache durch die Urkundengesamtheit bewiesen 
wird.“ 21 ) 

Die Urkundenfälschung besteht erstens im 
Herstellen einer unechten Urkunde; hier ist die Ur¬ 
kunde von Anfang an unecht. 

Eine solche Urkundenfälschung liegt z. B. dann vor, 
wenn nach dem Tod eines anderen ein „Testament“ 
aufgesetzt wird. Auch wenn der ursprüngliche Emp¬ 
fänger einer inzwischen verlorengegangenen Quit¬ 
tung sich selbst ohne Einverständnis des ursprüngli¬ 
chen Ausstellers eine „neue“ Quittung anfertigt, ist 
diese von Anfang an unecht. Daß der ursprüngliche 
Aussteller sich seinerzeit selbst zum Inhalt der Er¬ 
klärung (zum Empfang des quittierten Betrages) 
bekannt hat, spielt dabei keine Rolle. 

Die zweite Begehungsweise der Urkundenfäl¬ 
schung besteht im Verfälschen einer echten Ur¬ 
kunde; bei diesem Vergehen verändert der Täter 
eine bereits bestehende echte Urkunde. 

Diese Begehungsweise liegt z. B. vor, wenn der Tä¬ 
ter eine Urkunde ohne Wissen bzw. Einverständnis 
des Ausstellers dahingehend verändert, daß ange¬ 
nommen werden soll, der Aussteller habe die Erklä¬ 
rung von vornherein so abgegeben oder selbst geän¬ 
dert. Auch wenn der Aussteller einer Urkunde 
nachträglich Veränderungen an ihr vornimmt, ver¬ 
fälscht er sie (wenn er z. B. bei einer Quittung den 
Betrag, über den er quittiert hat, später verändert). 


Weitere Begehungsweisen sind das Gebrau¬ 
chen einer unechten oder einer verfälschten Ur¬ 
kunde. Strafrechtliche Verantwortlichkeit hierfür 
kommt nur in Betracht, wenn der Täter nicht be¬ 
reits eine der beiden ersten Handlungsalternati¬ 
ven verwirklicht hat. 

Der Vorsatz ist durch die Absicht konkreti¬ 
siert, im Rechtsverkehr zu täuschen. Wird erst 
nach der Herstellung einer unechten Urkunde das 
Gebrauchen in Täuschungsabsicht begangen, 
dann ist dieses Gebrauchen die Urkundenfäl¬ 
schung. 22 ) 

Das Delikt wird oft in Tateinheit mit Betrug 
(z. B. Scheckfälschung) begangen. 

Die Urkundenvernichtung (§ 241 StGB) um¬ 
faßt außer dem Vernichten auch das Beschädigen, 
Zurückhalten oder Beiseiteschaffen von Urkun¬ 
den. 

Vernichten liegt dann vor, wenn der Erklä¬ 
rungsinhalt und der Aussteller auch durch die Zu¬ 
hilfenahme technischer Mittel nicht mehr erkenn¬ 
bar gemacht werden können. Dazu gehört auch 
das Löschen einer Tonbandaufzeichnung. Eine 
stoffliche Vernichtung ist nicht notwendig. Be¬ 
schädigen ist gegeben, wenn ein Teil der Erklä¬ 
rung oder der Aussteller nicht mehr erkennbar 
sind bzw. gemacht werden können. Beiseiteschaf¬ 
fen ist die endgültige und Zurückhalten die vor¬ 
übergehende widerrechtliche Herausnahme aus 
dem Rechtsverkehr. Insofern ist zu prüfen, ob ge¬ 
setzliche Pflichten, z. B. zur Aufbewahrung oder 
zur Vorlage der Urkunde, bestehen (vgl. § 73 der 
AO über das einheitliche System von Rechnungs¬ 
führung und Statistik in den Versicherungsein¬ 
richtungen vom 4. 12. 1969, GBl. II S. 714; § 9 

21 „OG-Urteil vom 29.4. 1971“, Neue Justiz, 
13/1971, S. 401. 

22 Vgl. „BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 18. 6. 
1971“, Neue Justiz, 1/1972, S. 26; „OG-Urteil vom 
3. 5. 1972“, Neue Justiz, 15/1972, S. 457; „OG- 
Urteil vom 15.2. 1973“, Neue Justiz, 10/1973, 
S. 295; „OG-Urteil vom 7. 3. 1974“, Neue Justiz, 
10/1974, S. 306; „OG-Urteil vom 7.3. 1974“, 
Neue Justiz, 10/1974, S. 308; R. Kudernatsch, 
„Scheckrecht und Scheckbetrug“, Neue Justiz, 
17/1971, S. 514; E. Andrzejewski/R. Kudernatsch, 
„Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen 
der Kreditinstitute und der Deutschen Post bei 
Scheckbetrügereien“, Neue Justiz, 8/1972, S. 224; 
W. England, „Nochmals: Zum Eigentumserwerb 
durch Kauf ungedecktem Scheck“, Neue Justiz, 
14/1972, S. 421; I. Tauchnitz, „Nochmals: Zu den 
Rechten des Verkäufers beim Kauf mit ungedeck¬ 
tem Scheck“, Neue Justiz, 15/1973, S. 452. 
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Abs. 3 der AO über die Durchführung von Inven¬ 
turen im Bereich der staatlichen Organe und 
staatlichen Einrichtungen vom 8. 2. 1974, GBl. I 
S. 81). 23 ) 

Auf die Echtheit der Urkunde und die Eigen¬ 
tumsverhältnisse kommt es nicht an. Auch die - 
rechtswidrige - Vernichtung einer Urkunde durch 
den Aussteller selbst kann nach § 241 StGB straf¬ 
bar sein. 

Auch hier wird der Vorsatz durch die Absicht 
konkretisiert, im Rechtsverkehr zu täuschen. 

Eine solche Taüschungsabsicht kann z. B. vorlie¬ 
gen, wenn das Gericht in einem Zivilverfahren an¬ 
geordnet hat, eine bestimmte Urkunde vorzulegen, 
und der Besitzer der Urkunde diese in Kenntnis der 
Verpflichtung zur Vorlage vernichtet, um dadurch 
die Beweisaufnahme zu stören. 

Die Handlung des Täters ist in unterschiedli¬ 
chen Formen darauf gerichtet, die Urkunde ent¬ 
gegen ihrer Bestimmung oder Verwendungsmög¬ 
lichkeit dem Rechtsverkehr vorzuenthalten. Der 
Täter gefährdet auf diese Weise die Rechtssicher¬ 
heit und die Rechte der Bürger. Der Versuch ist 
strafbar. 

8 . 4 . 12 . 

Falschbeurkundung 

Die Falschbeurkundung richtet sich ebenso wie 
die Urkundenfälschung und die Urkundenver¬ 
nichtung gegen den Rechtsverkehr und damit ge¬ 
gen die öffentliche Sicherheit und Ordnung . 

Gegenstand der Straftat ist eine öffentliche Ur¬ 
kunde , d. h. eine Urkunde eines Staats- oder Wirt¬ 
schaftsorgans, einer gesellschaftlichen Institution, 
eines Notars oder einer gesellschaftlichen Organi¬ 
sation. Derartige Urkunden besitzen allgemeinen 
Beweiswert, ihr Inhalt bedarf keiner Nachprüfung 
durch die Stellen, denen sie vorgelegt werden. Bei 
Vorlage solcher öffentlichen Urkunde kann davon 
ausgegangen werden, daß sie ordnungsgemäß zu¬ 
stande gekommen ist und daß die in ihr enthalte¬ 
nen Angaben vor ihrer Beurkundung zuverlässig 
überprüft und korrekt eingetragen wurden, also 
inhaltlich richtig sind. Hier kommt es folglich - im 
Unterschied zu § 240 StGB - auch auf die inhaltli¬ 
che Richtigkeit der öffentlichen Urkunde an. Im 
internationalen Rechtsverkehr werden in Rechts¬ 
hilfeabkommen Vereinbarungen über die gegen¬ 
seitige Anerkennung öffentlicher Urkunden ge¬ 
troffen. 

„Öffentliche Urkunden, die auf dem Territorium 
des einen Vertragspartners errichtet worden sind, 
haben auf dem Territorium des anderen Vertrags¬ 


partners die gleiche Beweiskraft wie eigene Ur¬ 
kunden“ (Art. 21 des Vertrages zwischen der DDR 
und der Volksdemokratischen Republik Jemen 
über den Rechtsverkehr in Zivil-, Familien- und 
Strafsachen vom 1. 4. 1971, GBl. I S. 60). 

Unter Berücksichtigung dieser wichtigen 
Funktion öffentlicher Urkunden im Rechtsver¬ 
kehr ist es erforderlich, auch an ihre äußere Form 
besondere Anforderungen zu stellen, z. B. an den 
Personalausweis, den Reisepaß, das Diplom einer 
wissenschaftlichen Ausbildungsstätte oder das 
zum Freizügigkeitsverkehr zugelassene Sparkas¬ 
senbuch. 24 ) 

Die öffentliche Urkunde kann nur in Schriftform 
hergestellt werden, andere Informationsträger sind 
nicht zulässig. Insoweit unterscheidet sich dieser 
Urkundenbegriff von dem in § 240 Abs. 3 StGB de¬ 
finierten Begriff der echten Urkunde. Auch das 
Problem der Gesamturkunde spielt hier grundsätz¬ 
lich keine Rolle, weil die öffentliche Urkunde in sich 
verständlich sein muß. Eine Ausnahme besteht nur 
dann, wenn jedes der verbundenen Schriftstücke die 
Qualität einer öffentlichen Urkunde besitzt und 
durch ausdrückliche, nicht mißzuverstehende Be¬ 
zugnahme ihre Einheit dokumentiert wird. 

Keine öffentlichen Urkunden sind beispielsweise 
Mitteilungen, die zum allgemeinen Schriftverkehr 
gerechnet werden müssen, weil derartige Schrift¬ 
stücke nicht zum Beweis rechtserheblicher Tatsa¬ 
chen mit der Wirkung einer öffentlichen Urkunde 
hergestellt werden. Eine unkorrekte Zusammenfas¬ 
sung von statistischen Angaben für das übergeord¬ 
nete Organ kann somit keine Falschbeurkundung 
im Sinne des § 242 StGB sein, weil diese Mitteilung 
keine allgemeine Beweiskraft besitzt, sondern nur 
eine Information für den Empfänger darstellt. 

Der Täter begeht die Straftat, indem er die öf¬ 
fentliche Urkunde inhaltlich falsch herstellt, also in 
der öffentlichen Urkunde Angaben einträgt, die 
der Wirklichkeit nicht entsprechen. Subjekt der 
Falschbeurkundung in dieser Handlungsalterna¬ 
tive kann nur der zuständige Mitarbeiter einer der 
im Gesetz genannten Institutionen im Rahmen 
seines Verantwortungsbereiches sein. 

Stellt eine andere Person eine solche Urkunde her, 
kann sie wegen Urkundenfälschung (§ 240 StGB) 
strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen sein, 
z. B. dann, wenn das entsprechende Formular und 


23 Vgl. H. Keune, „Uber die Aufbewahrung von 
Arztunterlagen“, Das deutsche Gesundheitswesen, 
11/1969, S. 525 f. 

24 Vgl. „OG-Urteil vom 28. 6. 1972“, Neue Justiz, 
2/1972, S. 650. 
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die benutzten Dienstsiegel aus der betreffenden 
Dienststelle entwendet wurden, um unter ihrer 
Verwendung der Fälschung den Anschein der Echt¬ 
heit zu geben. 

Das Gesetz nennt als weitere Begehungsweise 
das Bewirken der Herstellung einer inhaltlich fal¬ 
schen öffentlichen Urkunde . Dabei handelt es sich 
um einen besonderen Fall der mittelbaren Täter¬ 
schaft. Der befugte Angestellte wird über den 
wahren Sachverhalt getäuscht und beurkundet 
etwas Unrichtiges, ohne es selbst zu wissen. Da 
hier der mittelbare Täter nicht die nach dem 
Grundtatbestand der Falschbeurkundung (§ 242 
StGB, erste Handlungsalternative) an den unmit¬ 
telbaren Täter gestellten Voraussetzungen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit (Täterquali¬ 
fikation bzw. Subjektseigenschaft) erfüllt, kann er 
nicht nach den allgemeinen Regeln über die mit¬ 
telbare Täterschaft (§ 22 Abs. 1 StGB) zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden. Deshalb wurde - 
ähnlich wie in § 230 StGB — dieser Fall der mittel¬ 
baren Täterschaft (§ 242 StGB, zweite Hand¬ 
lungsalternative) selbständig unter Strafe gestellt. 
Der getäuschte Aussteller der Urkunde muß für 
diesen Vorgang sachlich zuständig gewesen sein. 
Wußte der Aussteller (verantwortliche Mitarbei¬ 
ter), daß er eine öffentliche Urkunde inhaltlich 
falsch herstellt, so ist er wegen Falschbeurkun¬ 
dung in der ersten Alternative und der andere we¬ 
gen Anstiftung hierzu strafbar. 

Die dritte Handlungsalternative des § 242 
StGB ist‘das Gebrauchen einer Öffentlichen Ur¬ 
kunde mitfalschem Inhalt . Sie kann von jedem Tä¬ 
ter verwirklicht werden, jedoch muß der Herstel¬ 
ler der öffentlichen Urkunde im Rahmen seiner 
Zuständigkeit gehandelt haben. 

Der Vorsatz ist auch bei diesem Urkundsdelikt 
durch die, Absicht der Täuschung im Rechtsverkehr 
inhaltlich bestimmt. D-er Vorsatz muß sich insbe¬ 
sondere auch auf den falschen Inhalt der herge¬ 
stellten oder gebrauchten Urkunde beziehen. Der 
Versuch ist strafbar. Strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit wegen Versuchs kann insbesondere bei 
der zweiten Handlungsalternative eintreten. 

Erkennt z. B. der um die Herstellung einer öffentli¬ 
chen Urkunde ersuchte verantwortliche Mitarbeiter 
rechtzeitig vor oder bei der Ausstellung der Urkun¬ 
de, daß er getäuscht wurde und die Urkunde inhalt¬ 
lich falsch wäre, und unterläßt er demzufolge die 
Ausstellung, so ist der Täter wegen versuchter 
• mittelbarer Falschbeurkundung - zweite Hand¬ 
lungsalternative - verantwortlich, weil die Einwir¬ 


kung auf den zuständigen Mitarbeiter bereits den 
Beginn der Ausführung dieser Straftat darstellt. 

8 . 4 . 13 . 

Nötigung zu einer Aussage 
und Rechtsbeugung 

Besonders gefährliche und dem sozialistischen 
Staat wesensfremde Angriffe auf die Rechtspflege 
werden durch die §§ 243 und 244 StGB unter 
Strafe gestellt. Die Werktätigen erwarten von den 
Mitarbeitern der sozialistischen Rechtspflege zu 
Recht eine gewissenhafte und strikte Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und vorbildliche 
Wahrung der Würde des Menschen (Art. 4 
StGB). Nötigung zu einer Aussage und Rechts¬ 
beugung sind mit der hohen Verantwortung eines 
Mitarbeiters und Funktionärs der sozialistischen 
Rechtspflege unvereinbar. 

Die Aufnahme dieser beiden Strafbestim¬ 
mungen in das StGB bringt den hohen Rang und 
die prinzipielle Bedeutung zum Ausdruck, die in 
der sozialistischen Gesellschaft der Wahrung der 
Gesetzlichkeit und der Würde des Menschen zu¬ 
kommen. 

Wegen Nötigung zu einer Aussage (§ 243 
StGB) macht sich strafbar, wer als Richter , Staats¬ 
anwalt oder verantwortlicher Mitarbeiter eines Un¬ 
tersuchungsorgans in einem Strafverfahren 
Zwangsmittel anwendet oder anwenden läßt, um 
Geständnisse oder Aussagen zu erpressen. 

Wegen Rechtsbeugung (§ 244 StGB) wird be¬ 
straft, wer wissentlich , also mit unbedingtem Vor¬ 
satz, bei der Durchführung eines gerichtlichen 
Verfahrens (nicht nur eines Strafverfahrens) oder 
eines Ermittlungsverfahrens als Richter , Staats¬ 
anwalt oder verantwortlicher Mitarbeiter eines Un¬ 
tersuchungsorgans gesetzwidrig zugunsten oder 
zuungunsten eines Beteiligten entscheidet. 

Beteiligte im Sinne dieser Bestimmung sind Perso¬ 
nen, die am Ausgang des Verfahrens oder am Inhalt 
der Entscheidung unmittelbar persönlich interes¬ 
siert sind: der Beschuldigte, der Angeklagte, in ei¬ 
nem Wiederaufnahmeverfahren auch der Verurteil¬ 
te, der durch die Straftat Geschädigte, der vorläufig 
Festgenommene, der Untersuchungsgefangene, die 
Prozeßpartei, nicht aber der Zeuge, der Sachver¬ 
ständige oder der Dolmetscher. Beteiligte in diesem 
Sinne sind ferner auch solche Personen, gegen die 
sich spezielle Zwangsmaßnahmen richten (z. B. die 
Festnahme bei Ermittlungshandlungen gemäß 
§ 107 StPO). 
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8 . 5 . 

Straftaten unter Verletzung 
dienstlicher Pflichten 

Die Mitarbeiter in den Staatsorganen tragen eine 
kohe Verantwortung für die Verwirklichung der 
Aufgaben des sozialistischen Staates (Verordnung 
über die Pflichten, die Rechte und die Verant¬ 
wortlichkeit der Mitarbeiter in den Staatsorganen 
vom 19. 2. 1969, GBl. II S. 163). Sie haben in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen des de¬ 
mokratischen Zentralismus die Gesetze und die 
ihnen zugrunde liegenden Beschlüsse der Partei 
der Arbeiterklasse konsequent, parteilich, wissen¬ 
schaftlich und überzeugend durchzusetzen. Jede 
Verletzung dieser grundlegenden Anforderungen 
gefährdet das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Staatsapparates. 

Nachlässigkeiten, Oberflächlichkeiten, Inter¬ 
esselosigkeit, herzloses Verhalten gegenüber den 
Bürgern und andere Pflichtverletzungen sind mit 
aller Entschiedenheit zu bekämpfen, unter ande¬ 
rem auch durch Anwendung der disziplinarischen 
und materiellen Verantwortlichkeit. Besonders 
schwerwiegende Fälle der Verletzung dienstlicher 
Pflichten können strafrechtliche Verantwortlich - 
keit nach sich ziehen. 

Als besondere Strafbestimmungen für die 
Verletzung dienstlicher Pflichten im Zusammen¬ 
hang mit der Ausübung staatlicher Tätigkeit kennt 
das Strafgesetzbuch der DDR den Geheimnisver¬ 
rat und die Bestechung. Eine Verletzung der 
dienstlichen Tätigkeit durch andere Straftaten 
(z. B. Diebstahl von sozialistischem Eigentum 
nach § 158 StGB, Freiheitsberaubung nach § 131 
StGB, Körperverletzung nach § 115 StGB) kann 
dazu führen, daß dieser Umstand im Rahmen der 
Strafzumessung als erschwerend berücksichtigt 
wird. 

8 . 5 . 1 . 

Geheimnisverrat 

Die Wahrung staatlicher, wirtschaftlicher und mi¬ 
litärischer Geheimnisse in Übereinstimmung mit 
den festgelegten Ordnungen ist ein wichtiges An¬ 
liegen des’sozialistischen Staates (Art. 1 StGB). 
Das Offenbaren derartiger Geheimnisse dient 
denjenigen Kräften, die die Stärkung des soziali¬ 
stischen Staates zu stören und zu behindern su¬ 
chen. 

Der Schutz der Geheimnisse ist eine wichtige 
Leitungsaufgabe. 25 ) Die Pflicht zur Geheimhal¬ 
tung, einschließlich der Vermeidung von Ge¬ 


heimnisverlusten, obliegt allen Mitarbeitern in 
den Staats- und Wirtschaftsorganen und ist in ent¬ 
sprechenden gesetzlichen Regelungen konkret 
festgelegt (vgl. § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
der Volkskammer der DDR vom 7. 10. 1974, 
GBL I S. 570). 

Die Paragraphen 245 und 246 StGB stellen 
den pflichtwidrigen Umgang mit geheimzuhalten¬ 
den Dokumenten und Gegenständen sowie das 
pflichtwidrige Offenbaren geheimzuhaltender 
Tatsachen unter Strafe. Bei den ersten beiden 
Handlungsalternativen des § 245 Abs. 1 StGB 
kommen als Gegenstand der Straftat geheimzuhal¬ 
tende Dokumente oder andere Gegenstände in Be¬ 
tracht, während es bei der dritten Handlungsal¬ 
ternative um geheimzuhaltende Tatsachen geht. 
(Der Begriff des Geheimnisses, der bereits in Ka¬ 
pitel 2 erläutert wurde, ist auch hier zugrunde zu 
legen. Er bezieht sich auf alle staatlichen, wirt¬ 
schaftlichen und sonst bedeutsamen gesellschaft¬ 
lichen Bereiche.) Das spezielle staatliche Dienst¬ 
geheimnis wird in § 4 der Anordnung zum Schutz 
der Dienstgeheimnisse vom 6. 12. 1971 

(GBl.-Sdr. Nr. 717) wie folgt definiert: 

„(1) Dienstgeheimnisse sind eine Geheimnisart. Sie 
beinhalten nichtoffenkundige Tatsachen, Gegen¬ 
stände oder Nachrichten, die für die Sicherheit und 
Stärkung der Deutschen Demokratischen Republik 
und die Tätigkeit der Organe und Betriebe sowie 
der gesellschaftlichen Organisationen bedeutsam 
sind und deren unbefugte Offenbarung zu politi¬ 
schen und ökonomischen Nachteilen bzw. Schäden 
führen kann. 

(2) Dienstgeheimnisse können mündlich übermit¬ 
telt werden oder in vergegenständlichter Form als 
Schriftstücke, Maschinen, Geräte, Anlagen, Mo¬ 
delle und Muster, Tonträger, Bilder, Filme, Karten, 
Zeichnungen, Symbole, Zeichen usw. existieren.“ 

Die Pflicht zur Wahrung dieser Geheimnisse 
muß der Person durch Gesetz, Arbeitsvertrag 
oder von dem betreffenden Staats- oder Wirt¬ 
schaftsorgan ausdrücklich auf er legt worden sein; 
das geschieht in der Regel durch schriftliche oder 
mündliche, möglichst aktenkundig zu machende 
bzw. unterschriftlich zu bestätigende Belehrung, 
die allgemein gehalten oder auf konkrete Zusam¬ 
menhänge bezogen sein kann. Diese subjektbezo¬ 
gene Voraussetzung der strafrechtlichen Verant¬ 
wortlichkeit nach § 245 Abs. 1 StGB kann sowohl 
bei Mitarbeitern von Organen oder Einrichtungen 

25 Vgl. G. Feige/W. Schönrath, „Geheimnisschutz als 
staatliche Leitungsaufgabe“, Staat und Recht, 
6/1972, S. 896. 
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als auch bei solchen Personen vorliegen, die durch 
ihre Zusammenarbeit mit diesen (z. B. als Über¬ 
setzer, Experten) Geheimnisträger werden. Sie 
trifft auch für die Teilnehmer an einer nichtöffent¬ 
lichen Gerichtsverhandlung zu, die vom Gericht 
zur Geheimhaltung bestimmter Tatsachen und 
Umstände verpflichtet werden (§ 212 Abs. 2 
StPO). 

Als pflichtverletzende HandlttngSvarianten 
unterscheidet § 245 Abs. 1 StGB, daß 

— die genannten Gegenstände für Unbefugte zu¬ 
gänglich aufbewahrt werden 

Unbefugt ist jeder, der nicht berechtigt ist, Kenntnis 
von dem konkreten Geheimnis zu erlangen. Es ge¬ 
nügt, wenn unbefugte Personen die Möglichkeit ha¬ 
ben, die Dokumente oder Gegenstände einzusehen 
oder zu entwenden, z. B. wenn der Täter sein 
Dienstzimmer verläßt, ohne es abzuschließen, und 
auf seinem Schreibtisch geheimzuhaltende Doku¬ 
mente liegenläßt, so daß auch unbefugte Personen 
Zugang zu diesen haben können. Es muß nicht zu 
einem Verlust der geheimzuhaltenden Dokumente 
oder Gegenstände gekommen sein. 

— der Täter die geheimzuhaltenden Gegenstände 
abhanden kommen läßt — endgültiger Verlust 
wie auch zeitweiliges Abhandenkommen, 
durch das der betreffende Gegenstand außer 
Kontrolle gerät 

— geheimzuhaltende Tatsachen in anderer Weise 
offenbart werden, also an Unbefugte mitge- 
teilt, z. B. ausgeplaudert werden. 

Für die Vollendung der Straftat in den ersten 
beiden Handlungsvarianten des § 245 Abs. 1 
StGB ist es nicht erforderlich, daß ein Unbefugter 
tatsächlich Kenntnis von geheimzuhaltenden Tat¬ 
sachen erlangt hat. Bei der dritten Handlungsva¬ 
riante dagegen ist die Straftat erst dann vollendet, 
wenn ein Unbefugter Kenntnis erlangt hat. Es ist 
nicht erforderlich, daß dieser den Geheimnischa¬ 
rakter der Information oder ihre Bedeutung er¬ 
kannt hat. Des Nachweises besonderer Folgen be¬ 
darf es für die Tatbestandsmäßigkeit nicht. 

Der Vorsatz muß sich insbesondere beziehen 

— auf die Verpflichtung zur Geheimhaltung 
(diese muß dem Täter, zumindest bedingt, be¬ 
wußt gewesen sein) 

— auf den Geheimnischarakter der Gegenstände 
bzw. Tatsachen (auch hier genügt die bedingte 
Kenntnis) 

— auf die Tathandlung in Form des Zugänglich- 
machens, Abhandenkommenlassens bzw. Of- 
fenbarens in anderer Weise. 

Der Versuch ist strafbar (vgl. Abs. 4). 


Paragraph 245 Abs. 2 StGB richtet sich gegen 
nicht selbst zur Geheimhaltung verpflichtete - au¬ 
ßenstehende - Personen, die sich unbefugt und 
mit unlauteren Niethoden Zugang zu Geheimnis¬ 
sen verschaffen. Die Tathandlung besteht im Er¬ 
schleichen der Geheimnisoffenbarung , also darin, 
daß der Täter auf zur Geheimhaltung verpflich¬ 
tete Geheimnisträger (Personenkreis des Abs. 1) 
mit unlauteren Methoden (z. B. Versprechungen, 
Täuschung) so einwirkt, daß diese - schuldhaft 
oder auch nicht schuldhaft — geheimzuhaltende 
Tatsachen offenbaren. 

Vollendet ist die Straftat nach § 245 Abs. 2 
StGB, wenn infolge dieser erschlichenen. Ge¬ 
heimnisoffenbarung staatliche oder gesellschaftli¬ 
che Interessen gefährdet wurden (konkretes Ge¬ 
fährdungsdelikt, Erfolgsdelikt). 

Die in Abs. 2 festgelegte Strafobergrenze von 
fünf Jahren entspricht der Notwendigkeit, den 
Geheimnisschutz konsequent zu gewährleisten 
und solche Personen, die durch unlautere Metho¬ 
den die Offenbarung geheimzuhaltender Tatsa¬ 
chen erschleichen bzw. abschöpfen und dadurch 
staatliche oder gesellschaftliche Interessen vor¬ 
sätzlich gefährden, konsequenter zu verfolgen. 

Der Vorsatz muß sich auf die Gefährdung be¬ 
ziehen. Der Versuch ist strafbar (vgl. Abs. 4). 

Bei einer erheblichen Gefährdung staatlicher 
oder wirtschaftlicher Interessen oder der Sicher¬ 
heit der DDR infolge der in Abs. 1 und Abs. 2 be¬ 
schriebenen Handlungen sieht Abs. 3 höhere 
Strafen vor. Die Erheblichkeit der Gefährdung 
muß dem Täter gemäß § 11 Abs. 1 StGB bekannt 
gewesen sein; es genügt nicht, daß er die Erheb¬ 
lichkeit aus Fahrlässigkeit nicht vorausgesehen 
hat. 

In § 246 StGB wird die fahrlässige Geheim¬ 
nisoffenbarung durch einen im Sinne des § 245 
Abs. 1 StGB zur Geheimhaltung Verpflichteten 
mit Strafe bedroht. Eine strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit wegen fahrlässiger Geheimnisoffen¬ 
barung besteht nur, wenn durch das pflichtwidrige 
Verhalten des Täters staatliche oder wirtschaftli¬ 
che Interessen oder die Sicherheit der Deutschen 
Demokratischen Republik erheblich gefährdet 
worden sind. Die Fahrlässigkeit (§ 7 und § 8 
Abs. 1 und 2 StGB) muß sich auf die Pflichtver¬ 
letzung, die Tathandlung und die erhebliche Ge¬ 
fährdung beziehen. 

Die Straftaten des Geheimnisverrats unter¬ 
scheiden sich infolge ihrer Angriffsrichtung und 
ihres politischen Inhalts prinzipiell von de n Staats¬ 
verbrechen des Landesverrats (§§ 97 ff. StGB). 
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Gegenüber den §§ 245 und 246 StGB haben 
als spezielle Bestimmungen über die Wahrung von 
Geheimnissen solche Vorschriften wie die §§ 172 
und 272 StGB den Vorrang. Die §§ 135, 136 und 
202 StGB sind gegenüber den §§ 245 und 246 
StGB nicht spezielle Gesetze. Sie dienen nicht 
dem Schutz von Staats- und Dienstgeheimnissen, 
sondern schützen das Briefgeheimnis, persönliche 
Geheimhaltungsinteressen der Bürger bzw. das 
Post- und Fernmeldegeheimnis. 

Erreicht die Verletzung der Pflicht zur Ge¬ 
heimhaltung und zur Gewährleistung des Ge¬ 
heimnisschutzes — insbesondere mangels Folgen 
oder Gefahren oder bei Fahrlässigkeit - nicht die 
Qualität einer Straftat (§ 3 Abs. 1 StGB), so 
kommt gemäß § 3 Abs. 2 StGB die Prüfung diszi¬ 
plinarischer Verantwortlichkeit nach arbeitsrecht¬ 
lichen oder besonderen staatsrechtlichen Be¬ 
stimmungen in Betracht. Auch neben einer straf¬ 
rechtlichen Verfolgung ist eine disziplinarische 
oder auch materielle Verantwortlichkeit zulässig 
und unter Umständen sogar geboten. 

Bei Verfahren wegen Geheimnisverrat sind die Er¬ 
fordernisse der Geheimhaltung (z. B. durch Aus¬ 
schluß der Öffentlichkeit gemäß § 10 Abs. 3, 
§§ 211 und 212 StPO) zu beachten. 

8 . 5 . 2 . 

Bestechung 

Die Bestechung ist ein besonders gefährlicher 
Angriff auf die ordnungsgemäße Tätigkeit der 
staatlichen Organe. 26 ) Sie ist darauf gerichtet, den 
verantwortlichen Funktionär von der Wahrneh¬ 
mung der Staatsinteressen abzubringen und ihn zu 
veranlassen, dienstliche Handlungen oder Ent¬ 
scheidungen im ungerechtfertigten Interesse ein¬ 
zelner vorzunehmen. 

Um die Integrität der verantwortlichen Mitar¬ 
beiter und eine pflichtgemäße Diensterfüllung zu 
gewährleisten, ist es ihnen zur Pflicht gemacht 
worden, keine Geschenke oder andere Vorteile 
entgegenzunehmen (vgl. § 7 Abs. 3 VO über die 
Pflichten, die Rechte und die Verantwortlichkeit 
der Mitarbeiter in den Staatsorganen). Werden 
Geschenke oder Vorteile entgegengenommen 
und ist damit eine Verletzung von Dienstpflichten 
verbunden, kommt strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit nach §§ 247 und 248 StGB in Betracht. 
Andere Pflichtverletzungen dieser Art können 
disziplinarische Verantwortlichkeit nach sich zie¬ 
hen. 

Paragraph 247 StGB erfaßt die sogenannte 
passive , § 248 StGB die sogenannte aktive Beste¬ 


chung. Täter der passiven Bestechung kann nur 
sein, wer in Ausübung oder unter Mißbrauch ihm 
ausdrücklich übertragener staatlicher oder wirt¬ 
schaftsleitender Befugnisse handelt. Die Tathand¬ 
lung besteht objektiv darin, daß der Verantwortli¬ 
che Geschenke oder andere Vorteile fordert , sich 
versprechen läßt oder annimmt (vgl. auch § 19 
OWVO). Der Vorteil braucht nicht materieller 
Art zu sein; es reicht jeder persönliche Vorteil für 
den Täter aus, z. B. auch das Nichtmelden einer 
Dienstpflichtverletzung. 

Diese Handlungen nimmt der Täter der passi¬ 
ven Bestechung vorsätzlich vor, und zwar „für die 
pflichtwidrige Bevorzugung eines anderen oder 
für eine sonstige Verletzung seiner Dienstpflich¬ 
ten“. 

Es ist dabei gleichgültig, ob die Verletzung der 
Dienstpflicht bereits vorgenommen oder ob sie erst 
in Aussicht gestellt wurde. Eine pflichtwidrige Be¬ 
vorzugung kann z. B. vorliegen, wenn jemand ohne 
einen berechtigten Grund in der Warteliste der 
Wohnungssuchenden an eine günstigere und aus¬ 
sichtsreichere Stelle gesetzt wird. 

In § 248 StGB wird die aktive Bestechung be¬ 
schrieben. Danach ist strafrechtlich verantwort¬ 
lich, wer Geschenke oder andere Vorteile einer im 
Sinne des § 247 StGB verantwortlichen Person 
anbietet, verspricht oder gewährt, um.diese zu ei¬ 
ner pflichtwidrigen Handlung nach § 247 StGB zu 
bestimmen (Absicht). 

Bei der Bestechung ist jede Etappe des Hand¬ 
lungsablaufes selbständig als vollendetes Delikt 
strafbar, das Fordern bzw. das Anbieten der Ge¬ 
schenke ebenso wie das Annehmen bzw. Gewäh¬ 
ren. 


8 . 6 . 

Beeinträchtigung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
durch asoziales Verhalten 

Asoziales Verhalten stellt eine Gefährdung des ge¬ 
sellschaftlichen Zusammenlebens der Bürger und 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit dar. 
Asozialität ist in der sozialistischen Gesellschaft 
eine spezifische Ausdrucksform überkommener 
bzw. neü infiltrierter Denk- und Lebensweisen 
der Ausbeuterordnung. 

Erscheinungsformen und Methoden der Aso- 


26 Vgl. L. A. Fotijewa, „Über den Leninschen Stil der 
Staatsarbeit“, Staat und Recht, 8/1967, S. 1 267. 
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zialität sowie ihre Motivation sind vielgestaltig wirksamer für die Erziehung kriminell gefährde- 
und bestimmten Veränderungen unterworfen. ter Bürger und die Verhütung von Kriminalität 
Neben solchen typischen Begehungsweisen aso- einzusetzen. 

zialen Verhaltens wie Arbeitsbummelei aus Ar- Ohne ein starres Schema oder eine obligatori- 

beitsscheu, Prostitution, Landstreicherei, Bettelei sehe Reihenfolge vorgeben zu wollen, sind fol- 
tritt Asozialität auch in Formen und Methoden gende gesetzlich geregelte, in der sachlichen Un- 
auf, mit denen die öffentliche Ordnung und Si- terschiedlichkeit der Fälle begründete Formen 
cherheit gefährdet wird. Der Asozialität liegen staatlicher bzw. gesellschaftlicher Einwirkung zu 
Einstellungen zugrunde, die grundlegende per- unterscheiden: 

sönliche und gesellschaftliche Interessen negie- a) Erziehungs -, Betreuungs- und Unterstüt- 

ren, relativ beständig sind und sich zur Gewöhn- zungsmaßnahmen bei Bürgern, bei denen 

heit verdichtet haben. Sie besteht in einer ausge- A noch keine kriminelle Gefährdung im Sinne 

prägten Deformierung, grundlegender gesell- ' des § 2 der VO vorliegt, ein solches Einwirken 

schaftlicher Beziehungen und - in Verbindung aber vorbeugend erforderlich ist (§ 3 Abs. 4 

damit — in einer permanenten Verletzung grund- der VO). 

legender Normen des gesellschaftlichen Zusam- b) Erfassung als kriminell gefährdete Bürger ge- 

menlebens, in einer hochgradigen Isolierung und x mäß § 3 Abs. 1 der VO und ihre Erziehung 

Desintegration von der Gesellschaft. gemäß §4 Abs. 1 der VO ohne besondere 

Asoziale Verhaltensweisen sind relativ verfe - Auflagen. 

stigt und ausgeprägt; sie sind für die betreffenden c) Erteilung von Auflagen an als kriminell ge- 

Individuen normal und selbstverständlich; sie fährdet erfaßte Bürger gemäß § 4 Abs. 3 der 

werden vielfach von ihnen nicht als unangenehm VO, deren Erfüllung kontrolliert werden muß. 

empfunden. Hieraus ist ersichtlich, daß Asoziali- d) Anwendung von Sanktionen (Verweis, Ord- 

tät nicht nur einzelne asoziale Verhaltensweisen nungsstrafe, gemeinnützige Arbeit) seitens 

erfaßt, einzelne gesellschaftwidrige oder gesell- der zuständigen örtlichen Organe für Nichter- 

schaftsgefährliche Handlungen, sondern einen füllung bzw. Nichteinhaltung erteilter Aufla- 

ganzen Komplex verschiedenartiger Verhaltens- gen (gemäß § 12 der VO). 

weisen. Die in asozialen Verhaltensweisen zum e) Staatliche Kontroll- und Erziehungsaufsicht in 

Ausdruck kommende weitreichende Persönlich- leichten Fällen der Gefährdung der öffentli- 

keitsdeformation ist vielfach mit psychischen De- chen Ordnung durch asoziales Verhalten ge- 

formationen und Anomalien (Labilität, Debilität, mäß § 249 Abs. 3 StGB, 

süchtigem Alkoholismus u. a.) - z. T. selbst mit f) Anwendung strafrechtlicher Maßnahmen we- 

Krankheitswert - verbunden. Dieser Umstand er- gen Beeinträchtigung der öffentlichen Ord- 

fordert in solchen Fällen die Einbeziehung von nung und Sicherheit durch asoziales Verhalten 

speziellen Fachkräften (Medizinern, Psychologen, mit Vergehenscharakter im Rahmen des § 249 

Pädagogen u. a.), die insbesondere in den söge- Abs. 1 und 2 StGB. 

nannten Expertenkommissionen (vgl. § 7 Abs. 2 g) Anwendung strafrechtlicher Maßnahmen im 

der Gefährdetenverordnung) bei der Beratung Rückfall (§ 249 Abs. 4 StGB), 

komplizierter Betreuungsfälle wertvolle Arbeit Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 

leisten. Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung und 

In der DDR unternehmen Staat und Gesell- Sicherheit durch asoziales Verhalten tritt - in der 
schaft bereits i m Vorfeld der Asozialität g roße An- ersten Handlungsalternative (§ 249 Abs. 1 StGB) 
strengungen, um ihr wirksam vorzubeugen. Die - dann ein, wenn sich der Täter aus Arbeitsscheu 
differenzierten und vielfältigen Formen einer um- einer geregelten Arbeit entzieht, obwohl er arbeits- 
fassenden staatlich geleiteten Vorbeugung und fähig ist, und wenn er dadurch da s gesellschaftliche 
Bekämpfung von Erscheinungen der Asozialität Zusammenleben der Bürger oder die öffentliche 
bzw. kriminellen Gefährdung werden in der VO Ordnung und Sicherheit beeinträchtigt. 

’ über die Aufgaben der örtlichen Räte und der Be- Der Täter entzieht sich einer geregelten Arbeit , 

triebe bei der Erziehung kriminell gefährdeter wenn er die ihm gebotenen und f ür ihn zumutba- 
Bürger vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 1975 ren Möglichkeiten einer Arbeitsaufnahme nicht 
S. 130 i. d. F. der 2. VO vom 6. 7. 1979 - GBl. I ^)der völlig unzureichend nutzt oder sich durch 
S. 195) sichtbar, deren Anliegen darin besteht, die 
gesellschaftlichen Potenzen des Sozialismus noch 


..Untertauchen“ oder ständigen Wechsel des 
Aufenthaltsortes von vornherein jeglicher Ein- 
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kämpfung der sich verändernden Formen und 
Methoden der Asozialität. 


aus eine geregelte Arbeit ablehnt. Voraussetzung * 
einer Bestrafung ist die Arbeitsfähigkeit, die evtl. 
durch eine medizinische Untersuchung nachzu¬ 
weisen i st. Arbeitsfähigkeit im Sinne des Gesetzes 
besteht auch, wenn sie eingeschränkt ist . 

Die gesetzliche Beschreibung dieser asozialen 
Verhaltensweise läßt erkennen, daß an den 
Nachweis der Strafbarkeit hohe Anforderungen 
gestellt werden. Nicht jede Form von Arbeits ¬ 
bummelei und jede Unregelmäßigkeit sind als 
asoziales Verhalten zu beurteilen. In solchen Fäl¬ 
len müssen vielmehr vor allem die arbeitsrechtli¬ 
chen Bestimmungen Anwendung finden, um auf 
Pflichtverletzungen angemessen zu reagieren. 

Absatz 2 umfaßt neben der Begehungsweise 
der Prostitution die in sonstiger Weise erfolgende 
Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit durch asoziale Lebensweise. Mit der 
Alternative „in sonstiger Weise“ w ird jede Art, 
sich auf unlautere Weise Mittel zum Lebensunter¬ 
halt zu verschaffen, um ein asoziales Verhalten zu 
ermöglichen, erfaßt (z. B. Spekulantentum, 
Glücksspiele, Erschwindeln von Geld, Verkauf 
nichtbezahlter Gegenstände zum Zwecke der Be¬ 
schaffung oder der teilweisen Bestreitung des Le¬ 
bensunterhalts oder zum Zwecke der Finanzie- 
rung einer sonstigen parasitären Art zu leben). 

Mit Abs. 2 wird auch dieJITeeinträchtigung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch dau¬ 
erndes oder zeitweiliges Herumtreiben, Über¬ 
nachten in Gärten, Parkanlagen, Bahnhöfen oder 
in Wohnungen Gleichgesinnter (meist in größeren 
Gruppen)j und die dadurch verursachte Beein¬ 
trächtigung der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
_ heit oder des Zusammenlebens der B ürger erfaßt. 
Absatz 2 setzt nicht die Erfüllung der Tatbe¬ 
standsanforderungen des Abs. 1 hinsichtlich des 
Vorliegens einer Arbeitsscheu voraus. 

Wegen des sehr differenzierten Täterkreises 
enthält § 249 StGB eine breite Skala der mögli¬ 
chen Straf-, aber auch Kontroll- und Erziehungs¬ 
maßnahmen. In diesem Zusammenhang ist die 
Strafandrohung in § 145 StGB (Verleitung zu 
asozialer Lebensweise) zu beachten. Dieser Tat¬ 
bestand sieht auch Haft- und Geldstrafe vor. 

In Abs. 4 sind die strafverschärfenden Rück¬ 
fallvoraussetzungen enthalten. Jede Bestrafung 
wegen eines Verbrechens ist rückfallbegründend. 
Das entspricht den Erfordernissen wirksamer Be- 


flußnahme entzieht . Das muß vorsätzlich und aus 
Arfoto c heu erfo 1 gen. 

Dieses Motiv liegt dann vor, wenn der Täter 
aus einer verfestigten negativen Einstellung her- 


/ 
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9 . 

Militärstraftaten 


9 . 1 . 

Das Wesen der Militärstraftaten 
und die Entwicklung 
der Strafgesetzgebung der DDR 
auf diesem Gebiet 


In § 251 Abs. 1 StGB wird das Wesen der Militär¬ 
straftaten charakterisiert als gesellschaftswidrige 
oder gesellschaftsgefährliche Handlungen, die 
von Militärpersonen gegen die militärische Diszi¬ 
plin und Ordnung begangen werden und die damit 
die Erfüllung der Aufgaben beeinträchtigen, die 
die Nationale Volksarmee, die Grenztruppen der 
DDR und die Organe des Wehrersatzdienstes im 
Rahmen der Landesverteidigung zu verwirklichen 
haben. 

Objekt der Militärstraftaten ist die Kampfkraft 
und Gefechtsbereitschaft der Nationalen Volksar¬ 
mee (NVA), der Grenztruppen der DDR und der 
Organe des Wehrersatzdienstes (WED). Die 
Strafbestimmungen des 9. Kapitels dienen dem 
Schutz der militärischen Verhältnisse in der DDR; 
sie grenzen sich so von den Strafbestimmungen 
der übrigen Kapitel des StGB ab. 

Gegen die Strafbestimmungen des 9. Kapitels 
können grundsätzlich nur Militärpersonen als 
Subjekt einer Militärstraftat vertoßen. Demgegen¬ 
über begründen Straftaten von Militärpersonen, 
die die Vorschriften der anderen Kapitel des StGB 
verletzen, deren strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit genau so wie für jeden Bürger. Für die Straf¬ 
verfolgung und gerichtliche Entscheidung sind je¬ 
doch Militärstaatsanwälte und Militärgerichte zu¬ 
ständig. 

Die Gestaltung der Strafbestimmungen für Militär¬ 
straftaten ist eng mit der Entwicklung der Streit¬ 
kräfte der DDR verbunden. Mit der Gründung der 
Nationalen Volksarmee im Jahre 1956 wurde es 
notwendig, zum Schutze der Kampfkraft der NVA 
und zur Gewährleistung der militärischen Disziplin 
und Ordnung entsprechende Straftatbestände zu 
schaffen. Deshalb wurden in das Gesetz zur Er¬ 


gänzung des Strafgesetzbuches vom 11. 12. 1957 
entsprechende Straftatbestände aufgenommen. 
Dabei galt es zu berücksichtigen, daß zum damali¬ 
gen Zeitpunkt in der DDR keine allgemeine Wehr¬ 
pflicht bestand. Mit der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht im Jahre 1962 mußten die Strafbe¬ 
stimmungen für Straftaten gegen die militärische 
Disziplin geändert und ergänzt werden. Bis dahin 
war die strafrechtliche Verantwortlichkeit - ent¬ 
sprechend den Bestimmungen des Strafrechtser¬ 
gänzungsgesetzes - von der Unterzeichnung einer 
freiwilligen Verpflichtung zum Dienst in den be¬ 
waffneten Organen der DDR abhängig, während sie 
nunmehr aus der allgemeinen Wehrpflicht als recht¬ 
lichem Grundverhältnis hergeleitet wurde. Zum 
anderen war es erforderlich, mit den Strafbestim¬ 
mungen einen noch umfassenderen strafrechtlichen 
Schutz der militärischen Disziplin und Ordnung zu 
erreichen. Zusammen mit dem Gesetz über die all¬ 
gemeine Wehrpflicht (Wehrpflichtgesetz) vom 
24. 1. 1962 (GBl. I S. 2) wurde das Militärstraf ge- 
setz (MStG) erlassen. Dieses Gesetz basierte auf der 
sozialistischen Strafrechtstheorie und berücksich¬ 
tigte die in den vergangenen Jahren bei der Anwen¬ 
dung der Strafrechtsnormen für Militärstraftaten 
gesammelten praktischen Erfahrungen. 

Das MStG trug- auch durch die Aufnahme weiterer 
Straftatbestände und einer Reihe neuer Grundsatz¬ 
bestimmungen - entsprechend dem damaligen 
Entwicklungsstand der NVA und der Organe des 
WED bereits weitestgehend den Anforderungen 
einer modernen und in sich geschlossenen Wehrge¬ 
setzgebung Rechnung. So wurden der Geltungsbe¬ 
reich des Gesetzes sowie der Begriff der Militär¬ 
straftat neu geregelt sowie die Strafart „Strafarrest“ 
eingeführt. Entsprechend den Prinzipien des sozia¬ 
listischen Internationalismus wurde in § 2 Abs. 4 
MStG festgelegt, daß Militärpersonen, die gegen die 
verbündeten Armeen Handlungen im Sinne des 
MStG begehen, nach den Normen dieses Gesetzes 
verantwortlich sind. Damit wurde das Prinzip der 
Einheit und Waffenbrüderschaft der sozialistischen 
Armeen auch im Militärstrafrecht verankert. 

Diese Entwicklung ermöglichte es, im Jahre 1968 in 
das StGB eine Reihe von Tatbeständen des MStG 
unverändert oder mit nur unwesentlichen Ände¬ 
rungen zu übernehmen. Gleichzeitig mußten ange¬ 
sichts der verstärkten Aggressionsvorbereitungen 
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des Imperialismus die Militärstraftatbestände so 
ausgestaltet werden, daß sie auch im Verteidigungs¬ 
fall den erhöhten Anforderungen gerecht werden 
können. 

In den vergangenen Jahren vollzog sich im Militär¬ 
wesen eine gewaltige Umwälzung , die vor allem die 
Waffensysteme, die Militärtechnik, die militärische 
Ausrüstung, die Ausbildung der Soldaten usw. re¬ 
volutioniert hat. Diese Revolution im Militärwesen 
stellt hohe Anforderungen an die Führung, an die 
politisch-moralischen Qualitäten der Vorgesetzten 
und der Truppe, an die Beherrschung der Kampf¬ 
technik und an die exakte Befehlsgebung und -aus- 
führung. 

Mit der gewachsenen Verantwortung, insbesondere 
der Nationalen Volksarmee und der Grenztruppen 
für den Schutz der Staatsgrenzen, üqs Territoriums, 
des Luftraumes und des Küstenvorfeldes der DDR 
gewinnen eiserne militärische Disziplin und Ord¬ 
nung, Schutz der Kampftechnik und militärischen 
Ausrüstung, Achtung der Vorgesetzten und Unter¬ 
stellten, Wachsamkeit und Geheimhaltung sowie 
eine besonders gewissenhafte Ausübung bestimm¬ 
ter Dienste, z. B. des Grenzdienstes, zunehmende 
Bedeutung. Diese objektiven Erfordernisse wurden 
bei der Gestaltung der Straftatbestände des 9. Kapi¬ 
tels berücksichtigt. Eine Weiterentwicklung der 
Strafbestimmungen ergab sich auch aus der Not¬ 
wendigkeit, daß die Militärjustizorgane mit ihren 
spezifischen Mitteln und Methoden verstärkt an der 
ständigen klassenmäßigen Erziehung der Armeean¬ 
gehörigen mitwirkten. Dabei ist das Hauptanliegen 
ihrer Tätigkeit die ideologische Arbeit, der Kampf 
um die Durchsetzung sozialistischen Denkens und 
Handelns und um die Beseitigung von Ursachen 
und Bedingungen von Straftaten und anderen Ge¬ 
setzesverletzungen. 

Mit der Aufnahme der Strafrechtsnormen ge¬ 
gen Militärstraftaten in das 9. Kapitel des StGB 
wurde - auch mit der einheitlichen Kodifikation - 
dokumentiert, daß sie Bestandteil des einheitlichen 
sozialistischen Strafrechts sind und nach den glei¬ 
chen Grundsätzen angewandt werden, die für alle 
Straftatbestände im Allgemeinen Teil des Strafge¬ 
setzbuches geregelt sind. Die Prinzipien des sozia¬ 
listischen Strafrechts und der sozialistischen Straf¬ 
rechtspflege, die insbesondere in der Verfassung 
der DDR (Art. 86 ff.) und in Art. 1 bis 8 StGB fi¬ 
xiert sind, gelten auch für Militärpersonen. So gilt 
beispielsweise das Recht der Bürger auf Mitwir¬ 
kung am Strafverfahren gleichermaßen für Ange¬ 
hörige militärischer Einheiten und Dienststellen. 
Diese Mitwirkung wird in der NVA, den Grenz¬ 
truppen der DDR und den Organen des Wehrer¬ 
satzdienstes konsequent durchgesetzt. Wesentli¬ 
che Bedeutung hat der in § 253 Abs. 1 StGB ge¬ 


regelte Grundsatz, wonach die Kommandeure die 
sich aus Art. 3 StGB ergebenden Aufgaben in ih¬ 
rem Zuständigkeitsbereich zu erfüllen -haben. 
Damit wurde die Verantwortung des Komman¬ 
deurs für die Verwirklichung des sozialistischen 
Rechts, für die Erhöhung des Rechtsbewußtseins 
der Armeeangehörigen und für die Vorbeugung 
und Bekämpfung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen in seinem Bereich hervorge¬ 
hoben und die gesetzliche Voraussetzung für ein 
effektives Zusammenwirken der Militär justizor- 
gane mit den politischen und militärischen Füh¬ 
rungsorganen bei der Durchsetzung des sozialisti¬ 
schen Rechts geschaffen. 1 

Die Strafbestimmungen des 9. Kapitels des 
StGB erfüllen eine spezifische Funktion im Sy¬ 
stem der politischen und militärischen Führung im 
Interesse des Schutzes des sozialistischen Staates 
vor feindlichen Anschlägen, zur Sicherung der 
Gefechtsbereitschaft und der militärischen Diszi¬ 
plin in der NVA, den Grenztruppen der DDR und 
den Organen des Wehrersatzdienstes sowie bei 
der klassenmäßigen Erziehung der Militärperso¬ 
nen. 

9.2. 

Die allgemeinen Bestimmungen 
über die Militärstraftaten 

9 . 2 . 1 . 

Grundanliegen 

der allgemeinen Bestimmungen 

Das Anliegen der allgemeinen Bestimmungen des 
9. Kapitels des StGB ergibt sich aus dem Wesen 
der Militärstraftaten. Die Besonderheiten der 
Normen des 9. Kapitels resultieren zum einen aus 
den Besonderheiten des Subjekts, zum anderen 
aus den zu schützenden gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnissen, in diesem Falle den militärischen Ver¬ 
hältnissen. Hierin befindet sich das Strafrecht der 
DDR in prinzipieller Übereinstimmung mit dem 
sowjetischen Strafrecht und mit dem Strafrecht 
der anderen Staaten der sozialistischen Staaten¬ 
gemeinschaft. Straftaten nach dem 9. Kapitel 
können — von Ausnahmen bei einigen Teilnahme¬ 
formen abgesehen — nur von Bürgern begaijgen 
werden, die für eine gesetzlich festgelegte Zeit ih¬ 
ren Wehrdienst leisten (Militärpersonen). In die¬ 
ser Zeit ist es im Interesse einer vorbildlichen mili¬ 
tärischen Disziplin und Ordnung notwendig, an 
ihr Verhalten besondere Anforderungen zu stel¬ 
len. Werden diese Anforderungen nicht erfüllt, 
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kann strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
Pflichtverletzungen eintreten, die »nt zivilen 
ben keine strafrechtliche Verantwortlichkeit be¬ 
gründen (z. B. die unerlaubte Entfernung oder 
fas unerlaubte Fernbleiben eines Soldaten von 

def taden^llgemeinen Bestimmungen des 9. Ka- 

- te Begriffd S er Militärstraftat (§ 251 Abs. 1 StGB) 

- Begriff der Militärperson - Subjektsanforde- 
rung (§ 251 Abs. 2 StGB) 

- Bestimmung de, Funktion und A™e»d»ngs- 
Voraussetzungen des Strafarrests (§ 

- Verantwortung und Aufgaben der Komman¬ 
deure gemäß Art. 3 StGB (§ 253 StGB) 

- Abgrenzung der Militärstraftat vom Disziplin- 

verstoß (§ 253 StGB) flher 

- Aufgaben der Kommandeure bei der Über 

gäbe von Vergehen gemäß § 28 StGB (§ -53 

- Aufgaben^der Kommandeure bei Verfehlun¬ 
gen nach § 4 StGB (§ 253 Abs. 4 StGB). 


schweren und besonders schweren Falle tragen 

Ausnahmecharakter. 


9.2.2. 

Reeriff der Miiitärstraftat 

Die Militärstraftat ist gemäß § 251 St ^ B ,n Üb ®T 
einstimmung mit § 1 StGB eine Sesellschaftsmd- 
rige bzw. .gesellschaftsgefährliche, moralisch-po¬ 
litisch verwerfliche strafbare Handlung, die gegen 
die militärischen Verhältnisse gerichtet ist und.die 
als Vergehen oder Verbrechen strafrechtliche 
Verantwortlichkeit begründet. Kein Tatbestand 
des 9. Kapitels ist absolut als Verbrechen ausge¬ 
staltet. Daraus ergibt sich eine umfassende > Diffe¬ 
renzierungsmöglichkeit. Sie drückt sich aud. dann 
aus daß die meisten Strafrechtsnormen des 
9 Kapitels neben anderen Strafarten ausdrück¬ 
lich die Verurteilung auf Bewährung vorsehen 
Die Strafrechtsnormen sind so ausgestaltet, 
daß sie sowohl in Friedenszeiten als auch im Ver : 

teidigungszustand angewendet werden können. So 

wird auch auf diesem Gebiet der Forderung 
sprochen, die sozialistischen Streitkrafte auf die 
Abwehr imperialistischer Aggressionen vorzube¬ 
reiten. Das spiegelt sich in der besonderen Rege¬ 
lung von schweren und besonders schweren Falle 
einzelner Militärstraftaten in § 283 StGB wider. 
Die schweren Fälle der Militärstraftaten nach den 
SS 279 bis 282 StGB sind nur im Zusammenhang 
mit Kampfhandlungen, die besonders schweren 
Fälle einzelner anderer Militärstraftaten nur im 
Falle des Verteidigungszustandes anwendbar. Di 


9.2.3. 

Begriff der Militärperson 

Subjekt einer Militärstraftat sind grundsätzlich nur 
Militärpersonen. Zur Militärperson wird der Bür¬ 
ger mit Beginn eines Wehrdienstverhältnisses (ak¬ 
tiver Wehrdienst, Wehrersatzdienst oder Reservi¬ 
stenwehrdienst). Er bleibt es bis zur Beendigung 
dieses Wehrdienstverhältnisses. Daraus erge e 
sich wichtige Besonderheiten für den zeitlichen 
Geltungsbereich der Strafbestimmungen es 
9. Kapitels und bei allen von Militärpersonen be¬ 
gangenen Straftaten - Konsequenzen für das Ge- 
richtsverfassüngs- und Verfahrensrecht, insbeson¬ 
dere für die Zuständigkeit und für die praktische 
Strafverfolgung. 

Alle Wehrdienstverhältnisse werden durch 
einseitigen staatlichen Akt begründet und been- 
det. 

Aktiven Wehrdienst leisten Wehrpflichtige im 
Grundwehrdienst, Soldaten auf Zeit und Beru ^ s R 
daten der NVA sowie der Grenztruppen der DDR 
entsprechend dem Wehrpflichtgesetz und der An¬ 
ordnung des Nationalen Verteidigungsrates der 
DDR über den aktiven Wehrdienst in der ■ 
tionalen Volksarmee (Dienstlaufbahnordnung - 

NVA) vom 10. 12. 1973 (GBl. I S. 556) 

Wehrersatzdienst leisten Angehörige anderer be¬ 
waffneter Organe der DDR im Rahmen der Fest^ 
i gungen des Nationalen Verteidigungsrates gemäß 

; §25 Wehrpflichtgesetz (z. B. in den 

1 schäften oder in den Baueinheiten der NVA) 

Reservistenwehrdienst leisten Solda en, 
ziere und Offiziere der NVA und der Grenztruppen 
der DDR, die entsprechend dem Wehrpflich gese 
» u„ Resetvistenordmtng 

s ZU Übungen einberufen werden oder die den Reser 

> vistenwehrdienst freiwillig ableisten. 

Alle Arten des Wehrdienstes beginnen gemäß 
l ’ Wehrpflichtgesetz, Dienstlaufbahn- bzw. Muste- 
^ rungsordnung mit dem Termin, der im E.nberu- 
,0 fungsbefehl (z. B. bei Soldaten im Grund vch - 

l - dienst oder beim Reservistenwehrdienst) oder im 

lie Befehl über den Beginn des aktiven, des Wehrer- 

e ‘ satzdienstes oder des Reservistenwehrdienstes 

■ e ' festgelegt ist. Auch bei dem sich freiwillig zum Re- 
en servistenwehrdienst meldenden Burger wird das 
er: Wehrdienstverhältnis mit dem Einberufungsbe- 
en f e hl _ also durch einseitigen staatlichen Akt e- 
in ^ gründet. 


Alle Wehrpflichtigen sind gemäß der Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates der DDR über 
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die Erfassung, Musterung und Einberufung von 
Wehrpflichtigen (Musterungsordnung) vom 30. 7. 
1969 (GBl. I S. 41) ab 00.00 Uhr des im Einberu¬ 
fungsbefehl oder im Befehl über den Beginn des 
Wehrdienstes festgelegten Tages Militärpersonen im 
Sinne des Gesetzes mit allen Rechten und Pflichten. 
Fahneneid oder - bei Bausoldaten - Gelöbnis, die 
gewöhnlich einige Tage nach der erfolgten Einberu¬ 
fung in feierlicher Form abgelegt werden, unter¬ 
streichen die politisch-moralische Bedeutung der 
verfassungsmäßigen Verpflichtung jedes Soldaten, 
rechtliche Konsequenzen entstehen jedoch nicht 
daraus. 

Gemäß Wehrpflichtgesetz und Dienstlauf¬ 
bahnordnung bleiben auch die Wehrpflichtigen 
Militärpersonen, die während ihrer Dienstzeit 
zum Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug (bis 
zu 2 Jahren) in einer Strafvollzugseinrichtung un¬ 
tergebracht sind. 

Soldaten im Grundwehrdienst werden in einem sol¬ 
chen Falle nicht aus dem Wehrdienstverhältnis ent¬ 
lassen. Die Dauer des Grundwehrdienstes verlän¬ 
gert sich gemäß Dienstlaufbahnordnung-NVA um 
die Zeit des Strafvollzugs bzw. um den Anteil dieser 
Zeit, der zur Ableistung des Grundwehrdienstes 
notwendig ist. Soldaten auf Zeit oder Berufssolda¬ 
ten können auf Grund solcher Verurteilungen aus 
ihrem Wehrdienstverhältnis entlassen werden, je¬ 
doch ist dies nicht zwingend. 

Der aktive Wehrdienst, Wehrersatzdienst 
oder Reservistenwehrdienst endet mit dem Ter¬ 
min, der im Entlassungsbefehl festgelegt ist, spä¬ 
testens jedoch um 24.00 Uhr des festgelegten Ta¬ 
ges. 

Diese klaren Festlegungen über Beginn und 
Ende des Wehrdienstverhältnisses sind nicht zu¬ 
letzt im Interesse einer eindeutigen Zuständig¬ 
keitsregelung zwischen den zivilen und militäri¬ 
schen Strafverfolgungsorganen bzw. Gerichten 
bei Straftaten der betroffenen Personen notwen¬ 
dig. Für alle von Militärpersonen begangenen 
Straftaten sowie für Straftaten von Zivilpersonen, 
die inzwischen Militärpersonen wurden, sind die 
Militärstaatsanwälte bzw. die Militärgerichte zu¬ 
ständig. 

Für einen Täter, der kurz vor seiner Einberufung 
eine Straftat beging, sind zunächst die zivilen Straf¬ 
verfolgungsorgane für die Ermittlungen zuständig, 
selbst wenn der Täter den Einberufungsbefehl be¬ 
reits erhalten hatte. Rückt der Täter - im Falle der 
Nichtinhaftierung - zur Truppe ein, hat sich das zi¬ 
vile Strafverfolgungsorgan an den Militärstaatsan¬ 
walt zu wenden. Muß Anklage erhoben werden, so 
erfolgt diese durch den Militärstaatsanwalt beim 
Militärgericht. 


Eine Zivilperson kann gemäß § 251 Abs. 3 
StGB Anstiftung oder Beihilfe zu einer Militär¬ 
straftat begehen (z. B. Anstiftung zu einer Be¬ 
fehlsverweigerung). Dagegen ist Mittäterschaft 
einer Zivilperson als Teilnahmeform bei der Be¬ 
gehung einer Militärstraftat nicht möglich. Begeht 
eine Zivilperson, ohne als Anstifter oder Gehilfe 
zu handeln, zusammen mit einer Militärperson 
eine strafbare Handlung, bei der die Militärper¬ 
son nach den Bestimmungen des 9. Kapitels ver¬ 
antwortlich ist, kann die Zivilperson nur nach 
anderen Strafbestimmungen strafbar sein. Die 
Militärperson wie auch die Zivilperson wäre dann 
jeweils als Alleintäter verantwortlich. 

Greifen ein Soldat und eine Zivilperson gemein¬ 
schaftlich eine Militärstreife an, so wäre der Soldat 
nach § 267 StGB, die Zivilperson, da keine Anstif¬ 
tung oder Beihilfe vorliegt, nach §§ 212 oder 115 
StGB strafrechtlich verantwortlich. 

Paragraph 251 Abs. 4 StGB enthält eine sich 
aus den Bündnispflichten der DDR innerhalb der 
sozialistischen Militärkoalition ergebende straf¬ 
rechtliche Konsequenz. Strafrechtlich verant¬ 
wortlich ist hiernach eine Militärperson der DDR, 
die Militärstraftaten gegen die verbündeten Ar-. 
meen oder deren Angehörige begeht (z. B. wäh¬ 
rend gemeinsamer Übungen, Manöver usw., bei 
denen Einheiten der NVA teilweise dem Kom¬ 
mando der Verbündeten oder umgekehrt unter¬ 
stellt sind). Nach § 80 Abs. 2 StGB können Straf¬ 
taten von Militärangehörigen der DDR auch dann 
verfolgt werden, wenn sie im Ausland begangen 
werden (z. B. bei gemeinsamen Übungen oder 
Einsätzen außerhalb des Staatsgebietes der 
DDR). 

9.2.4. 

Abgrenzung der Militärstraftat 
von einem Disziplinverstoß 

In § 253 StGB wird die Abgrenzung einer Militär- 
Straftat von einem militärischen Disziplinverstoß 
geregelt. Von der richtigen Anwendung dieser 
Bestimmung hängen zu einem großen Teil die 
notwendige Differenzierung zwischen Militär¬ 
straftat und Nichtstraftat und eine richtige Straf¬ 
verfolgungspraxis ab. Die spezielle Regelung des 
§ 253 StGB basiert auf den Festlegungen im All¬ 
gemeinen Teil des StGB, namentlich auf § 3 und 
§ 28 Abs. 1 StGB, und berücksichtigt die Beson¬ 
derheiten des militärischen Lebens, die bei der 
Verletzung der militärischen Disziplin und Ord¬ 
nung besonders in Erscheinung treten. 


16 Strafrecht besond. Teil 
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Bei der Abgrenzung zwischen Disziplinver- ^ ^om Militärstaatsanwalt''überprüfen “zü lassen, 
stoß und Militärstraftat sind Schwere und Um- Nach § 253 Abs. 2 StGB hat der Kömmandeur 


stände der Handlung, insbesondere die konkrete die Möglichkeit, die Disziplinärvorschrift anzu- 
Auswirkung auf die militärische Disziplin und wenden, auch wenn es sich um-einen recht gro- 
Ordnung oder auf die Gefechtsbereitschaft, der ben Disziplinverstoß, handelt. Vermag der Kom- 
Grad der Schuld und die Persönlichkeit des Täters > mandeur infolge der Schwere des Verstoßes eine 
tu berücksichtigen. Alle diese Umstände, sind im eventuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit 


Zusammenhang zu betrachten. Von Militärperso¬ 
nen begangene Disziplinverstöße erlangen in der 
Regel, auch wenn sie mehrfach begangen werden, 
nicht die Qualität einer Militärstraftat. Eine ge¬ 
setzliche Ausnahme regelt § 255 Abs. 2 StGB, 


nicht äuszuschließen und gelangt er^zu der Auf¬ 
fassung, daß es sich um eine Militärstraftat han¬ 
deln könnte, übergibt er die Sache dem Militär¬ 
staatsanwalt zur Prüfung und Entscheidung . 

Der Militärstaatsanwalt kann ~ wenn eine Mi- 


nach dem eine mehrmalige kürzere unerlaubte litärstraftat vorliegt - Anklage beim Militärge- 
Entfernung zur Straftat qualifiziert und nach rieht erheben. Er kann das Verfahren bei Vorlie- 


§ 255 Abs. 1 StGB bestraft wird. 

In jedem Falle ist sorgfältig zu prüfen, ob die 
betreffende Handlung die Eigenschaften einer 
Straftat (vgl. § 1 StGB) aufweist, um sowohl eine 
Kriminalisierung von Disziplinverstößen als auch 
eine Bagatellisierung von Straftaten gegen die mi¬ 
litärische Disziplin und Ordnung auszuschließen. 


gen der gesetzlichen Voraussetzungen aber auch 
gemäß § 148 Abs. 1 Ziff. 1 StPO in Verbindung 
mit § 25 StGB — dessen Anwendung auch bei Mi¬ 
litärstraftaten möglich ist - endgültig oder gemäß 
§ 150 Ziff. 1 oder Ziff. 2 StPO vorläufig einstel¬ 
len. Eine Übergabe an den Kommandeur kann in 
diesen Fälllen weder der Militärstaatsanwalt noch 


Diese Forderung ist vor allem deswegen be- das Militärgericht vornehmen, 
deutsam, weil die Mehrzahl der in den Tatbestän- Bei dieser Rechtslage ist eine enge und ver- 
den des 9. Kapitels beschriebenen Militärstrafta- ständnisvolle Zusammenarbeit der Korhrmndeure 


ten äußerlich mit Handlungen von Militärperso- 
,nen übereinstimmt, die militärische Disziplinver¬ 
stöße darstellen und über die daher nach den mili¬ 
tärischen Dienstvorschriften der Kommandeur 
entscheidet. Die meisten Straftatbestände enthal¬ 
ten keine besonderen materiellen Kriterien für die 
Abgrenzung von Militärstraftaten und Disziplin¬ 
verstößen, weil dies die Mannigfaltigkeit der kon¬ 
kreten Erscheinungen im militärischen Leben 
nicht gestattet. Um so höhere Anforderungen sind 
an eine richtige Abgrenzung zu stellen. In der 
übergroßen Mehrzahl der Verstöße gegen die mi¬ 
litärische Disziplin und Ordnung ist es weder für 
den Kommandeur noch für den Militärstaats¬ 
anwalt notwendig, eine strafrechtliche Verant- 


mit dem Militärstaatsanwalt und dem Militärgej- 
rieht von großer Bedeutung. Ist sie gesichert, so 
ermöglicht diese Regelung eine zügige. Entschei¬ 
dung über Disziplinverstöße, die für den militäri¬ 
schen Erziehungsprozeß sehr wichtig ist; - 
Im Zweifelsfall liegt die Entscheidung, ob eine 
Militärstraftat oder ein Disziplinverstoß Vorliegt, ' 
beim Militärstaatsanwalt (bzw. beim Militärge¬ 
richt, soweit der Militärstaatsanwalt bereits An¬ 
klage erhoben hat). Es entspricht dem Prinzip der : 
sozialistischen Gesetzlichkeit, daß die Militärjustiz- 
organe über das Vorliegen einer Straftat zu ent¬ 
scheiden haben, weil diese Organe in das einheitli¬ 
che System der sozialistischen Rechtspflege inte¬ 
griert und nicht den Kommandeuren unterstellt 


wortlichkeit zu prüfen. 


sind. 


Erhält z. B. ein Soldat von seinem Vorgesetzten den 
Befehl, die Unterkunft zu säubern, und führt er die¬ 
sen Befehl aus Nachlässigkeit oder Bequemlichkeit 
nicht aus, so ist der Wortlaut des § 257 StGB in der 
Alternative „Nichtdurchführung eines Befehls“ er¬ 
füllt. Dieser Handlung fehlt aber der materielle Ge¬ 
halt einer Militärstraftat. Sie ist ein Disziplinver¬ 
stoß, gegen den der Vorgesetzte die Disziplinarvor- 
schrift anwendet. 

Bei den meisten Disziplinverstößen ist von 
vornherein klar, daß sie keine Straftat sind. In der 


Nach den Disziplinarvorschriften der NVA 
und der Organe des Wehrersatzdienstes schließt 
die disziplinarische Verantwortlichkeit eine straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit der Militärperson 
nicht aus. Die Militärjustizorgane haben aber auf 
Grund ihrer Stellung keine Disziplinarbefugnisse 
gegenüber straffällig gewordenen Militärperso¬ 
nen. So kann ein Militärgericht keine Degradie¬ 
rung aussprechen; eine solche Maßnahme liegt 
allein in der Disziplinarbefugnis des zuständigen 
Kommandeurs. 


Praxis entscheidet darüber der Vorgesetzte kraft 


seiner Disziplinarbefugnis, ohne das VorkQmmnis 
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9.2.5. 

Aufgaben des Kommandeurs 
bei der Bekämpfung 
von Rechtsverletzungen 

In § 253 StGB sind die generellen Aufgaben des 
Kommandeurs und seine Stellung in der Straf¬ 
rechtspflege, besonders bei der Vorbeugung und 
Bekämpfung von Kriminalität und anderen Ge¬ 
setzesverletzungen, festgelegt (vgl. Art. 3 StGB). 
Die Prinzipien des Art. 3 gelten in vollem Umfang 
auch für den Kommandeur. Das liegt im Interesse 
der ständigen Erhöhung der Gefechtsbereitschaft 
und Kampffähigkeit der Truppe sowie der Durch¬ 
setzung militärischer Disziplin und Ordnung. Die 
in § 253 Abs. 1 StGB genannten Aufgaben sind 
Bestandteil der militärischen Einzelleitung. Dabei 
ist der gesetzliche Hinweis auf das Zusammenwir¬ 
ken mit den militärischen Kollektiven und den an¬ 
deren gesellschaftlichen Kräften zu beachten, mit 
dem ausdrücklich betont wird, daß die militärische 
Einzelleitung eine schöpferische Mitwirkung der 
gesellschaftlichen Kräfte im militärischen Bereich 
nicht ausschließt, sondern bedingt. 

Die Weiterentwicklung der sozialistischen 
Strafrechtspflege, wie sie besonders auch in der 
spezifischen Verantwortung der staatlichen Ein¬ 
zelleiter und in der Mitwirkung der gesellschaftli¬ 
chen Kräfte bei der Kriminalitätsvorbeugung und 
-bekämpfung Ausdruck findet, gilt also - unter 
Berücksichtigung der spezifischen Bedingungen - 
auch im militärischen Bereich. Auf der Grundlage 
von § 28 StGB und § 253 Abs. 3 StGB werden 
leichte Vergehen nach den Kapiteln 3 bis 8 des 
StGB, die - im zivilen Bereich - den gesellschaftli¬ 
chen Gerichten übergeben werden, dem Kom¬ 
mandeur zur Anwendung von Disziplinarmaß¬ 
nahmen übergeben. Das entspricht den militäri¬ 
schen Erfordernissen und berücksichtigt die Tatsa¬ 
che, daß es im militärischen Bereich keine gesell¬ 
schaftlichen Gerichte gibt. Auch Verfehlungen von 
Militärpersonen sind vom Kommandeur als Dis¬ 
ziplinverstöße zu behandeln (§ 253 Abs. 4 StGB). 
Gleiches gilt für Ordnungswidrigkeiten. 

Die Übergabe eines leichten Vergehens nach 
§ 253 Abs. 3 StGB hat die Anwendung der Diszi- 
plinarvorschrift durch den Kommandeur — an 
Stelle des Tätigwerdens eines gesellschaftlichen 
Gerichts im zivilen Bereich — zum Ziel. 

Der Kommandeur hat verschiedene Möglich¬ 
keiten der Entscheidung: 

a) Er kann gegen den Soldaten eine Disziplinar¬ 
strafe aussprechen und das leichte Vergehen 


außerdem noch in einer erzieherischen Aus¬ 
sprache im militärischen Kollektiv auswerten. 

b) Er kann lediglich eine Disziplinarstrafe aus¬ 
sprechen. 

c) Er kann über das leichte Vergehen ausschließ¬ 
lich im Kollektiv beraten lassen, das dann ge¬ 
gebenenfalls erzieherische Maßnahmen fest¬ 
legt, die der Kommandeur zu bestätigen hat. 
Die militärischen Dienstvorschriften enthal¬ 
ten vielfältige erzieherische Einwirkungsmöglich¬ 
keiten, die so differenziert sind, daß sie der Man¬ 
nigfaltigkeit des militärischen Lebens sowie der 
militärischen Situation Rechnung tragen. Dabei 
orientieren die entsprechenden Dienstvorschrif¬ 
ten auf eine möglichst umfassende Mitwirkung der 
militärischen Kollektive, die auch ständige Praxis 
ist. 

In den militärischen Bestimmungen ist festge¬ 
legt, an welchen Kommandeur jeweils die Über¬ 
gabe zu erfolgen hat und welche militärischen. 
Kollektive über den Verstoß beraten sollen. Maß¬ 
gebend dafür sind Dienstgrad und Dienststellung 
des Täters. 

9.2.6. 

Der Strafarrest 

Paragraph 252 StGB regelt die Anwendung des 
Strafarrests, einer spezifischen Strafart, die nur 
gegen Militärpersonen.angewendet werden kann. 
Der Strafarrest, der für die Dauer von einem bis zu 
sechs Monaten ausgesprochen werden kann, ist 
eine Strafe mit Freiheitsentzug für Militärpersonen , 
jedoch keine Freiheitsstrafe; er ist auch nicht mit 
der Haftstrafe identisch oder vergleichbar. 

Der Strafarrest unterscheidet sich - als Strafe 
- grundlegend von der Disziplinarmaßnahme des 
militärischen Arrests, die der Kommandeur auf 
Grund seiner Disziplinarbefugnis gegen Militär¬ 
personen aussprechen kann. Strafarrest wird nur 
durch Urteil eines Militärgerichts wegen einer 
Straftat ausgesprochen. Diese Straftaten sind in 
ihrer Gesellschaftswidrigkeit zwar nicht so bedeu¬ 
tend , daß schwere strafrechtliche Maßnahmen 
angewendet werden müßten, jedoch ist im Inter¬ 
esse einer schnellen und wirkungsvollen Wieder¬ 
herstellung der durch den Täter gestörten militäri¬ 
schen Disziplin und Ordnung ein kurzfristiger 
Freiheitsentzug unter militärischen Bedingungen 
erforderlich. Der Strafarrest ermöglicht eine 
schnelle und wirksame Disziplinierung des Täters 
und fördert eine bewußtere Einstellung zu den an 
sein Verhalten zu stellenden Anforderungen. Die 
meisten Täter verstoßen gegen die militärische 
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Disziplin und Ordnung, weil sie sich leichtfertig 
und nachlässig über ihre Pflichten hinwegsetzen. 
Zur Erziehung solcher Täter bedarf es in der Re¬ 
gel nicht der Freiheitsstrafe. 

Diesem spezifischen Charakter entspricht es, 
daß Verurteilungen zu Strafarrest nicht in das 
Strafregister eingetragen werden (vgl. §§ 4 ff., bes. 
§ 9 StRG). Der Spezifik des Strafarrests ent¬ 
spricht auch sein besonderer Vollzug nach militäri¬ 
schen Prinzipien und Bedingungen (vgl. § 17 
StVG). 

Strafarrest wird in den meisten Strafbestim¬ 
mungen des 9. Kapitels angedroht. Er ist bei einer 
Reihe von Militärstraftaten eine wirksame Strafe, 
weil er sowohl dem Täter als auch seinem militäri¬ 
schen Kollektiv die Notwendigkeit der ständigen 
Einhaltung von Disziplin und Ordnung verdeut¬ 
licht, ohne die eine sozialistische Armee ihre Auf¬ 
gaben nicht erfüllen kann. Soweit der Strafarrest 
bei anderen von Militärpersonen begangenen 
Straftaten angewandt werden soll (§ 252 Abs. 1 
StGB), muß es sich gemäß § 252 Abs. 2 StGB um 
solche Vergehen handeln, die unmittelbar negati¬ 
ven Einfluß auf die militärische Disziplin und 
Ordnung oder auf die Kampfkraft der Truppe ha¬ 
ben, z. B. Eigentums- oder Körperverletzungsde¬ 
likte unter Soldaten. Der disziplinierenden Wir¬ 
kung des Strafarrests entspricht es, daß für Mili¬ 
tärstraftaten, bei denen Strafarrest angedroht und 
eine Strafe mit Freiheitsentzug zu erwarten ist, 
gemäß § 122 Abs. 1 Ziffer 4 StPO die Möglichkeit 
der Inhaftierung besteht. 

9.3. 

Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 
nach den einzelnen Tatbeständen 

9.3.1. 

Fahnenflucht, unerlaubte Entfernung, 

Wehrdienstentziehung 

und Wehrdienstverweigerung 

Der Schutz des Friedens und des sozialistischen 
Vaterlandes und seiner Errungenschaften ist das 
Recht und die Ehrenpflicht aller Bürger der DDR. 
Demzufolge ist auch die Ableistung des Wehrdien - 
stes für die dazu vom Gesetz bestimmten Bürger 
eine verfassungsmäßige Pflicht (Art. 23 Abs. 1 
Verfassung). 

Charakter und Auftrag der sozialistischen Streit¬ 
kräfte in der DDR schließen ein allgemeines Recht 

auf Wehrdienstverweigerung aus. Für Bürger, die 


aus religiösen oder anderen Gewissensgründen den 
Dienst mit der Waffe ablehnen, wurde in der An¬ 
ordnung des* Nationalen Verteidigungsrates der 
DDR über die Aufstellung von Baueinheiten im Be¬ 
reich des Ministeriums für Nationale Verteidigung 
vom 7. 9. 1964 (GBL I S. 129) vorgesehen, daß 
diese Bürger ihre Wehrdienstpflicht - ohne Waffe - 
erfüllen können. Auch sie befinden sich in einem 
Wehrdienstverhältnis. 

Jedes Sich-Entziehen vom Wehrdienst bzw. 
jede eigenmächtige Entfernung ist Verletzung ei¬ 
ner verfassungsmäßigen Pflicht und schädigt da¬ 
mit gesellschaftliche Interessen. Insbesondere 
wird die militärische Einsatzbereitschaft beein¬ 
trächtigt. Der Ausfall aus dem Personalbestand 
verursacht Störungen im geordneten Ablauf der 
Ausbildung und des militärischen Einsatzes. Da¬ 
her ist der sozialistische Staat verpflichtet, auch 
mit strafrechtlichen Mitteln solche Störungen zu 
unterbinden. Das Anliegen der §§ 254 bis 256 
StGB besteht demzufolge darin zu sichern, daß 
jeder Bürger seinen staatsbürgerlichen Pflichten 
und seinen mit dem Fahneneid persönlich über¬ 
nommenen Verpflichtungen konsequent nach¬ 
kommt und die Truppe störungsfrei ihren Auftrag 
erfüllen kann. 

Die Tatbestände der §§ 254 bis 256 StGB er¬ 
fassen qualitativ verschiedene Straftaten. Während 
für die Fahnenflucht und die unerlaubte Entfer¬ 
nung die eigenmächtige räumliche Entfernung 
von der Truppe kennzeichnend sind, ist die Wehr¬ 
dienstentziehung und -Verweigerung eine ver¬ 
steckte oder offene Form der Willensbekundung, 
seinen Wehrdienst nicht oder nicht mehr abzulei¬ 
sten. 

Fahnenflucht 

Die Fahnenflucht (§ 254 StGB) ist die eigenmäch¬ 
tige räumliche Entfernung des Täters von seiner 
Truppe, Dienststelle oder einem für ihn bestimm¬ 
ten Aufenthaltsort mit dem Ziel, sich dem Wehr - 
dienst zu entziehen. Dabei kann die Tat in Form 
eines unerlaubten Verlassens der Kaserne, des 
Truppenlagers, des Standortes, der Kfz-Kolonne, 
der Dienststelle, des Krankenhauses usw. oder ei¬ 
nes ungenehmigten Fernbleibens von den genann¬ 
ten Orten und Einheiten nach einem genehmigten 
Ausgang, Urlaub, einer Dienstreise usw. began¬ 
gen werden. Mit dem tatsächlichen unerlaubten 
räumlichen Entfernen von der Dienststelle, Ka¬ 
serne usw. bzw. mit dem nicht genehmigten Fern¬ 
bleiben aus dem Urlaub, Ausgang usw. — also über 
den genehmigten Zeitraum hinaus - wird die Tat 
vollendet. 
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Wegen der Schwere dieser Straftat wurden 
Vorbereitung und Versuch für strafbar erklärt. 

Vorbereitung einer Fahnenflucht kann vorliegen, 
wenn der Täter erste, die Fahnenflucht objektiv 
vorbereitende Handlungen, wie das Werben von 
Mittätern, das Beschaffen von Zivilkleidung, Do¬ 
kumenten, Gegenständen, das Festlegen der 
Fluchtwege und -helfer usw. vornimmt. 

Dagegen hat ein Soldat, der sich zu Beginn eines Ur¬ 
laubs entschloß, fahnenflüchtig zu werden, im Ur¬ 
laub dazu auch alle Vorbereitungshandlungen trifft, 
dann aber zur Hinsicht kommt und pünktlich zu sei¬ 
ner Einheit zurückkehrt, die Fahnenflucht nicht 
vollendet. 

Hat der Täter endgültig und freiwillig von der Tat 
Abstand genommen, liegt straßefreiender Rücktritt 
vom Versuch gemäß § 21 Abs. 5 StGB vor. 

Die Fahnenflucht ist ein Dauerdelikt, es endet, 
wenn 

— der Täter ergriffen wurde 

— der Täter sich selbst stellt 

— das Wehrdienstverhältnis von den zuständigen 
Organen für beendet erklärt wird 

— der Tod des Täters eintritt. 

Diese Frage ist vor allem bedeutsam wegen 
der in § 225 Abs. 1 Ziff. 8 StGB gesetzlich ver¬ 
ankerten Pflicht anderer Bürger zur Anzeige des 
Vorhabens, der Vorbereitung und der Ausführung 
der Fahnenflucht, die so lange besteht, bis die 
Fahnenflucht in den genannten Formen tatsäch¬ 
lich beendet ist. 

Der Täter muß vorsätzlich handeln und dabei 
die Absicht haben, sich dem Wehrdienst gänzlich 
zu entziehen. 

Bei der Absicht, sich zeitweilig dem Wehrdienst zu 
entziehen, kann keine Fahnenflucht vorliegen, evtl, 
eine unerlaubte Entfernung (§ 255 StGB). Will der 
Täter sich bestimmten Formen des Wehrdienstes 
entziehen, z. B. einer Übung oder einem bestimm¬ 
ten Einsatz, ist § 254 StGB nicht erfüllt. Es ist aber 
zu prüfen, ob die Tatbestandsmerkmale der §§ 255 
und 256 StGB erfüllt sind. 

Wegen der Gefährlichkeit der Fahnenflucht 
werden bestimmte im Gesetz beispielhaft ge¬ 
nannte schwere Fälle als Verbrechen charakteri¬ 
siert und hohe Freiheitsstrafen angedroht. 

Im Verhältnis zu § 213 StGB ist § 254 Abs. 1 und 
Abs. 2 Ziff. 1 infolge des Wehrdienstverhältnisses 
der Militärpersonen das spezielle Gesetz. Wird die 
Fahnenflucht mit dem Ziel begangen, das Staatsge¬ 
biet der DDR zu verlassen, so findet § 213 StGB 
keine Anwendung. Jedoch kann eine Militärperson 
gemäß § 213 StGB strafrechtlich verantwortlich 


sein, wenn sie, ohne das Verbrechen der Fahnen¬ 
flucht zu begehen, die in § 213 StGB beschriebenen 
Handlungen verwirklicht, z. B. wenn eine legal im 
Ausland befindliche Militärperson die Bestimmun¬ 
gen über Ein- und Ausreise, Reisewege usw. nicht 
einhält. 

Unerlaubte Entfernung 

Fahnenflucht und unerlaubte Entfernung (§ 255 
StGB) weisen im objektiven Geschehensablauf 
Übereinstimmung auf. In beiden Fällen liegt eine 
unerlaubte, eigenmächtige Abwesenheit vor. Im 
Gegensatz zur Fahnenflucht fehlt der unerlaubten 
Entfernung das Ziel, sich ständig dem Wehrdienst 
entziehen zu wollen. Dem Täter geht es um die 
einmalige oder mehrmalige zeitweilige nicht ge¬ 
nehmigte Abwesenheit von der Truppe, Dienst¬ 
stelle usw. Generell will der Täter jedoch den 
Dienst fortsetzen. Da die eigenmächtige Abwe¬ 
senheit einzelner oder mehrerer Militärpersonen 
zu ernsten Folgen für die Gefechtsbereitschaft ei¬ 
ner Bedienung, eines Zuges, eines Bootes, eines 
Gefechtsabschnittes oder eines anderen militäri¬ 
schen Kollektivs führen kann, wurde auch die 
zeitweilige eigenmächtige Abwesenheit für strafbar 
erklärt. 

Objektiv muß sich der Täter von der Truppe, 
Dienststelle usw. unerlaubt entfernt haben oder 
ihr nach erlaubter Abwesenheit unerlaubt fern- 
bleiben. Unerlaubt ist jede Abwesenheit, die nicht 
vom zuständigen Kommandeur oder dessen Be¬ 
auftragten genehmigt wurde. 

Ein Soldat, der sich eine Ausgangskarte beschafft 
und damit das Objekt ohne Genehmigung des 
Kommandeurs verläßt, entfernt sich ebenfalls uner¬ 
laubt. Hat dagegen ein sich in Urlaub befindender 
Soldat unter Vorspiegelung falscher Tatsachen 
(z. B. Krankheit der Ehefrau) vom zuständigen 
Kommandeur weiteren Urlaub erschlichen, liegt 
keine unerlaubte Entfernung gemäß § 255 StGB 
vor. Zu prüfen ist hier § 256 StGB. 

Die Überschreitung der befohlenen Standort¬ 
grenzen (z. B. im genehmigten Ausgang) ist eben¬ 
falls keine unerlaubte Entfernung gemäß § 255 
StGB. Sie kann jedoch ein Disziplinverstoß sein. 

Nicht jede unerlaubte Entfernung begründet 
strafrechtliche Verantwortlichkeit. Nach § 255 
Abs. 1 StGB muß die eigenmächtige Abwesenheit 
länger als 24 Stunden gedauert haben. Besondere 
Probleme können bei Unterbrechung dieser Frist 
auftreten. 

Soldat L. hat Urlaub in R. Er sollte bereits vor 
22 Stunden wieder in seiner Einheit sein. In der 
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23. Stunde der eigenmächtigen Abwesenheit mel¬ 
det er sich beim Wehrkreiskommando in R. und of¬ 
fenbart seine Handlung. Mit seiner anschließenden 
Zuführung zur Truppe war er insgesamt 36 Stunden 
über das Urlaubsende von der Einheit entfernt. 
Gefreiter E. verläßt unerlaubt das Objekt mit sei- 
, nem Motorrad, um seine Freundin aufzusuchen. Er 
will in 6 Stunden wieder in seiner Einheit sein. Er 
gerät in einen Verkehrsunfall, wird verletzt und 
kommt in ein Krankenhaus. Nach 10 Tagen ist er 
wieder in der Einheit. 

In beiden Fällen liegt keine unerlaubte Ent¬ 
fernung gemäß § 255 StGB vor. Denn die tatsäch¬ 
liche Abwesenheit von mehr als 24 Stunden 
wurde nicht unmittelbar infolge des Verhaltens 
der Militärperson hervorgerufen. Die Dauer der 
Zuführung, eines Krankenhausaufenthalts sowie 
andere vom Täter nicht zu beeinflussende Verlän¬ 
gerungen der Abwesenheit können ihm nicht an 1 
gelastet werden. 

Bei der mehrfachen unerlaubten Entfernung 
gemäß § 255 Abs. 2 StGB ist für die Einzelhand¬ 
lungen im Gesetz keine Zeitgrenze festgelegt. 

Die Einzelhandlung muß ein Disziplinverstoß 
sein. 

Wie die Fahnenflucht, ist auch die unerlaubte 
Entfernung ein Dauerdelikt , das erst dann be¬ 
endet ist, wenn sich der Täter wieder in der Be¬ 
fehlsgewalt seiner Vorgesetzten befindet. Die Tat 
kann nur vorsätzlich begangen werden. Die Fest¬ 
stellung des Vorsatzes des Täters ist besonders 
bei Delikten nach § 255 Abs. 2 StGB bedeutsam. 
Beim Zuspätkommen infolge Verschlafens, Ver- 
passens der Eisenbahn, Unterschätzens einer 
Wegstrecke u. a. Nachlässigkeiten fehlt es am 
Vorsatz; es können Disziplinverstöße vorliegen. 

Die unerlaubte Entfernung ist eine Form des 
Ungehorsams; sie wird immer dann im Verhältnis 
zu anderen Straftatbeständen des 9. Kapitels die 
spezielle Norm sein, wenn diese ebenfalls für den 
Ungehorsam strafrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen, z. B. die Befehlsverweigerung (§ 257 
StGB). 

Weh rdiensten tzieh ung 
und Wehrdienstverweigerung 
Paragraph 256 StGB dient dem Schutz der 
Kampfkraft und militärischen Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte vor solchen Handlungen wie Si- 
mulantentum, Selbstverstümmelungen, vorge¬ 
täuschter Dienstunfähigkeit und vor der offenen 
Verweigerung der Ableistung des Wehrdienstes. 
Handlungsalternativen sind 


- die offene Verweigerung der Ableistung des 
Wehrdienstes 

- das Entziehen vom Wehrdienst durch Täu¬ 
schung 

— die Beeinträchtigung der Dienstfähigkeit 
durch das Herbeiführen von Verletzungen 
oder anderen Gesundheitsschäden 

— das Vortäuschen einer Dienstunfähigkeit. 

Der Begriff Wehrdienst erfordert, daß der Tä¬ 
ter Militärperson ist, in die Organisation des mili¬ 
tärischen Lebens bereits eingegliedert wurde und 
der Befehlsgewalt eines Vorgesetzten unterliegt. 
Dadurch unterscheiden sich Wehrdienstentzie¬ 
hung und Wehrdienstverweigerung von Straftaten 
nach § 32 Abs. 2 Wehrpflichtgesetz i. d. F. des 
Anpassungsgesetzes, die nur von noch nicht in die 
militärische Organisation eingegliederten Perso¬ 
nen begangen werden können. 

Der Bürger X. wurde für einen bestimmten Tag zum 
Wehrdienst einberufen. Er sollte sich bis 24.00 Uhr 
bei der Dienststelle Z. melden. Ab 24.00 Uhr ist er 
formell Militärperson. Er leistet dem Einberu¬ 
fungsbefehl nicht Folge. In diesem Fall ist er straf¬ 
rechtlich verantwortlich nach § 32 Abs. 2 Wehr¬ 
pflichtgesetz und nicht nach § 256 StGB. 

Der Bürger Z. wurde für 12.00 Uhr zur Dienststelle 
X. einberufen. Er trifft pünktlich ein. Bei der Ein¬ 
kleidung verweigert er jeglichen Wehrdienst. Seine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit begründet sich 
nach § 256 StGB. 

Wehrdienstverweigerung gemäß § 256 Abs. 1 
StGB ist die offene Form der generellen oder teil¬ 
weisen Ablehnung des Dienstes in den Streitkräf¬ 
ten. 

Eine teilweise Ablehnung liegt z. B. dann vor, wenn 
der Täter nicht bereit ist, in einer bestimmten Waf¬ 
fengattung zu dienen, an einem bestimmten Stand¬ 
ort Dienst zu verrichten oder an einem bestimmten 
Einsatz teilzunehmen. 

Die Verweigerung einzelner Dienstverrichtungen 
(z. B. Teilnahme am Frühsport) ist keine Wehr¬ 
dienstverweigerung im Sinne des § 256 StGB, son¬ 
dern kann strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Befehlsverweigerung oder Nichtausführung eines 
Befehls gemäß § 257 StGB begründen. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen 
Wehrdienstverweigerung setzt voraus, daß der 
Verweigernde seinen ernstgemeinten und unbe¬ 
dingten Willen seinem Vorgesetzten, dem vom 
Vorgesetzten Beauftragten oder im Einzelfall 
dem zuständigen Wehrorgan kundtut, also jenen 
Militärpersonen oder Organen, die auf die Gestal¬ 
tung des Wehrdienstes unmittelbar Einfluß ha¬ 
ben. 
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Die Erklärung eines Soldaten in der Sprechstunde _ 
des Regimentsärztes, keirieri Wehrdienst mehr lei- 
. sten zu wollen, ist strafrechtlich nicht bedeutsam/^ 

? Das bloße Kundtun. einer;ÄVehrdienstverwei:- 
gerung in Wort oder, Schrift (z. B. durch Be¬ 
schwerden) erfüllt wc/U den Tatbestand des § 256 
StGB. . _ ,J/.^ ’ • ' .. • 

Der Unteroffizier A. gibt seinem Vorgesetzten be¬ 
kannt, daß er* ab 1. des nächsten Monats jeden 
Wehrdienst verweigern wird, wenn ihm bis dahin 
keine Wohnung ziir Verfügung gestellt wird. Ob¬ 
wohl dieses Anliegen nicht erfüllt werden kann, ver¬ 
richtet Unteroffizier A. auch nach dem 1. ordnungs¬ 
gemäß seinen Dienst. Es liegt keine Wehrdienst¬ 
verweigerung vor. 

* ; / 

Der’Tatbestand der Wehrdienstverweigerung 
ist erst dann erfüllt, wenn der Täter seine Erklä¬ 
rung, keinen Wehrdienst mehr zu leisten, zugleich 
verwirklicht , d. h. mit einem entsprechenden 
Handeln (Tun oder Unterlassen) seine ableh¬ 
nende Haltung zum Wehrdienst offenkundig zum 
Ausdruck bringt. 

Ein solches Verhalten liegt beispielsweise dann vor, 
wenn der Täter trotz der Aufforderung seines Vor¬ 
gesetzten, den Wehrdienst fortzusetzen, nichts un¬ 
ternimmt um die sich für ihn aus dem Wehrdienst- 
Verhältnis, aus Befehlen oder aus dem Tagesdienst¬ 
ablaufplan ergebenden Pflichten zu erfüllen. 

■■ t. Entziehen durch Täuschung besteht meist in 
der Irrtumserregung bei den Vorgesetzten, die für 
den Ablauf des Wehrdienstes verantwortlich sind. 

Die Täuschungshandlung besteht bei dieser Hand¬ 
lungsalternative häufig darin, daß außergewöhnlich 
, schwierige persönliche Verhältnisse vorgetäuscht 
werden, um eine Entlassung aus dem aktiven Wehr¬ 
dienst zu erreichen. 

Der Tatbestand des § 256 StGB ist auch dann er- 
, füllt, wenn der Täter das Vorliegen derartiger Ver¬ 
hältnisse^ beispielsweise Todes-, Unglücks- oder 
Krankheitsfälle von Familienangehörigen, entge¬ 
gen den Tatsachen behauptet, um sich zeitweise dem 
aktiven Wehrdienst zu entziehen. 

Es handelt sich hierbei also um ein Vorbringen un¬ 
wahrer Behauptungen, mit denen aber nicht die 
Dienstunfähigkeit des Täters vorgetäuscht wird 
• (Abs. 2). r ' . . . . 

Vollendetest die Tat, wenn der Täter auf 
Grund der Täuschung für zeitweilig oder dauernd 
von der Ausübung des Wehrdienstes tatsächlich 
freigestellt, d. h. eine dahingehende Entscheidung 
getroffen wurde (Erfolgsdelikt). 


Beeinträchtigung der Dienstfähig keit infolge \ 

Beibringens von Verletzungen oder anderen Ge- , \ 

sündheitsschäden besteht vornehmlich in der so- jj 

; genannten Selbstverstümmelung. [ 

Der Täter will, indem er eigene, körperliche Verlet- jj 

zungen hinnimmt, vom Wehrdienst insgesamt oder \ 

von bestimmten Diensten oder Einsätzen befreit | 

werden. Dabei kann es sich sowohl um äußere als \ 

auch um innere Verletzungen Rändeln. Es genügt, \ 

daß der Täter für einen bevorstehenden Einsatz \ 

seine Dienstfähigkeit beeinträchtigt (z. B. Erzeugen ’ | 

■ von Fieberzuständen). Verletzungen* oder andere | 

Gesundheitsschäden kann sich der Täter auch von | 

. anderen Personen beibringen lassen. Vollendet ist ’jj 

die Tat mit dem Beibringen der Verletzung oder \ 

Gesundheitsschädigung (Erfolgsdelikt).. Eine. Be- Ü 

einträchtigung der Dienstfähigkeit oder eine tat- f 

sächliche gänzliche oder teilweise Befreiung vom J 

Wehrdienst braucht noch nicht eingetreten zu sein; f 

die Handlung muß aber mit diesem Ziele begangen ] 

worden sein. ‘ | 

Vortäuschung der Dienstunfähigkeit besteht in | 

der Irreführung des zuständigen Kommandeurs, 
Militärarztes, einer Ärztekommission, eines Wehr- j 

organs usw., also darin, eine nicht vorhandene 
Dienstunfähigkeit zu simulieren, um vom Wehr- . I 

dienst insgesamt oder teilweise freigestellt zu wer- 1 

den. j 

\ 

Im Gegensatz zu der in Abs. 1 beschriebenen Täu- , l 

schungshandlung bezieht sich die Vortäuschung ei- | 

ner Dienstunfähigkeit ausschließlich auf die Person | 

des Täters und seinen Gesundheitszustand. 

Mit der Vornahme der Täuschungshandlung, die in jj 

Erklärungen oder Demonstration (Vorweisen) an- ] 

geblicher Dienstunfähigkeit bestehen kann, ist die ;[ 

Tat vollendet, auch wenn die Täuschung erfolglos 
bleibt, also nicht zu einer Irrtumserregung führt. 

Der Beginn der Täuschung kann als Versuch straf- c 

bar sein (Abs. 3). j 

Auf der subjektiven Seite verlangt der Tatbe- j 

stand in allen Begehungsformen vorsätzliches | 

Handeln. Der Täter muß wissen, daß er gesetzlich ;[ 

zur Ableistung des Wehrdienstes verpflichtet ist. .f 

Seine Handlung ist auf einen gänzlichen oder teil- j 

weisen Entzug vom Wehrdienst gerichtet. Bei der j 

Handlungsalternative der Beeinträchtigung der j 

Dienstfähigkeit bedarf es darüber hinaus der da- | 

hingehenden Zielstellung (Absicht). \ 

9.3.2, jj 

Befehlsverweigerung jj 

und Nichtausführung eines Befehls ' h 

Die militärische Disziplin ist eine wichtige Vor- I 

aussetzung für das zielgerichtete, einheitliche und H 
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geschlossene Handeln militärischer Kampfkollek¬ 
tive und jedes einzelnen Soldaten. Sie wird auf der 
Grundlage einer exakten, bedingungslosen und 
initiativreichen Ausführung der Befehle der Vor¬ 
gesetzten verwirklicht. 

Anliegen des § 257 StGB ist es, die exakte Be¬ 
fehlsausführung als wichtige Seite der militäri¬ 
schen Führung strafrechtlich zu schützen . Dieser 
strafrechtliche Schutz liegt im Interesse einer 
straffen militärischen Disziplin und Ordnung und 
dient der Gewährleistung einer hohen Gefechts¬ 
bereitschaft. 

In sozialistischen Armeen liegen den Befeh¬ 
len gesellschaftliche Interessen und Forderungen 
zugrunde, die mit den objektiven Erfordernissen 
und den persönlichen Interessen übereinstimmen. 
Befehle in der NVA lösen Verhaltens- und Hand¬ 
lungsweisen aus, die auf die Durchführung der Be¬ 
schlüsse der SED und der Rechtsakte des Staates 
gerichtet sind und die der Erfüllung militärischer 
Aufgaben dienen. Diese Befehle sind Ausdruck 
sozialistischer klassenmäßiger Beziehungen zwi¬ 
schen Vorgesetzten und Unterstellten . 

In sozialistischen Armeen bedeutet die bedin- 
gungs- und widerspruchslose Erfüllung von Be¬ 
fehlen nicht Einschränkung der Initiative oder 
blinde, auf Kadavergehorsam beruhende Befehls¬ 
ausführung, wie sie in imperialistischen Armeen 
erfolgt. Die schöpferischen individuellen und kol¬ 
lektiven Aktivitäten der NVA-Angehörigen flie¬ 
ßen über die Partei- und FDJ-Organisation^n in 
die Entschlußfassung und Befehlsgebung des 
Vorgesetzten ein. Ist der Befehl gegeben, ist die 
Initiative auf die Befehlsausführung, auf das Han¬ 
deln der Unterstellten zur Erfüllung der im Befehl 
festgelegten Aufgaben gerichtet. So setzt der Be¬ 
fehl in dialektischer Wechselwirkung im Prozeß 
seiner Erarbeitung Initiativen voraus und legt mit 
der Befehlsgebung neue Initiativen frei. 

Dem Befehl als einer unmißverständlichen 
Aufforderung des Vorgesetzten zu einem be¬ 
stimmten Verhalten ist in den Streitkräften und 
anderen bewaffneten Organen von dem konkret 
festgelegten Personenkreis (Unterstellte) wider¬ 
spruchslos und ohne Einschränkung nachzukom¬ 
men. Der Befehl ist das wichtigste Führungsmit¬ 
tel. Er verpflichtet den Unterstellten zu einem be¬ 
stimmten Tun oder Unterlassen. 

Im militärischen Leben gibt es als militärische Füh- 
rungsmittel Befehle verschiedenen Charakters . So¬ 
weit es sich um Befehle mit programmatischem In¬ 
halt, ohne konkrete Festlegungen handelt (z. B. Ta¬ 
gesbefehle), kann deren Verletzung keine straf¬ 


rechtliche Verantwortlichkeit begründen. Auch die 
Verletzung von Befehlen, die sich auf das Wehr¬ 
dienstverhältnis als Ganzes beziehen, z. B. Einberu¬ 
fungsbefehle, ist nicht im Sinne des § 257 StGB 
strafrechtlich relevant. Deren Verletzung kann straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit nach anderen Straf¬ 
bestimmungen begründen, z. B. die Nichtbefolgung 
des Einberufungsbefehls (Verantwortlichkeit nach 
§ 32 Abs. 2 Wehrpflichtgesetz). 

§ 257 StGB schützt nur solche Befehle vor 
Verletzungen, die zur Durchführung der in 
Dienstvorschriften und anderen militärischen Be¬ 
stimmungen festgelegten Verhaltensweisen erteilt 
werden. Dazu gehören insbesondere Befehle, die 
der Erfüllung von Ausbildungs- und Gefechtsauf¬ 
gaben dienen. 

Diese Befehle müssen 

— von einem Vorgesetzten zur Erfüllung konkre¬ 
ter Aufgaben mündlich, schriftlich oder durch 
festgelegte Zeichen, Kommandos bzw. andere 
Signale unmißverständlich und als Befehl er¬ 
kennbar erteilt werden und 

— an einen exakt festgelegten Personenkreis (an 
einen bestimmten Unterstellten bzw. an eine 
bestimmte Gruppe von Unterstellten) gerich¬ 
tet sein. 

Täter nach § 257 StGB können daher nur 
konkret mit dem Befehl angesprochene Unter¬ 
stellte sein (bei anderen Personen kann u. U. An¬ 
stiftung oder Beihilfe gegeben sein). 

Der Tatbestand des § 257 StGB enthält zwei 
Handlungsalternativen: die Ausführung eines Be¬ 
fehls verweigern (Befehlsverweigerung - Abs. 1); 
einen Befehl nicht, unrichtig oder nicht voll¬ 
ständig aus führen (Nichtausführung eines Be¬ 
fehls - Abs. 2). 

Befehlsverweigerung ist die offene Verweige¬ 
rung der Ausführung eines Befehls. Sie muß ge¬ 
genüber dem Befehlsgebenden unmittelbar oder 
mittelbar (z. B. über Melder) zu erkennen gege¬ 
ben werden. Charakteristisch für die Befehlsver¬ 
weigerung ist die demonstrative Weigerung, den 
Befehl auszuführen. Der Täter bringt seinen Un¬ 
gehorsam durch schlüssiges Handeln (Tun oder 
Unterlassen) offen zum Ausdruck. 

Ein Soldat, der seinem Vorgesetzten gegenüber er¬ 
klärt, daß er den soeben erhaltenen Befehl nicht 
ausführt, begeht objektiv eine Befehlsverweige¬ 
rung. Er hat seinen Ungehorsam offen und ent¬ 
schlossen zum Ausdruck gebracht. Die Anwesen¬ 
heit anderer Soldaten erhöht im allgemeinen die 
Gefährlichkeit der Handlung. 
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Bei der Nichtausführung eines Befehls fehlt es 
an der offenen, unmittelbaren Willensäußerung 
des Nichtausführenden. Dem Vorgesetzten wird 
die Nichtausführung des Befehls meist nicht un¬ 
mittelbar bekannt, und er kann so die Folgen nicht 
sofort verhüten bzw. abwenden. 

Nichtausführung eines Befehls kann durch aktives 
Tun (wenn z. B. ein Soldat ein bestehendes Schieß¬ 
verbot durchbricht) oder durch Unterlassen (wenn 
z. B. eine zu überbringende Meldung nicht überge¬ 
ben wird) erfolgen. 

Unrichtige Befehlsausführung kann vorliegen, wenn 
ein Soldat den Befehl erhält, bestimmte Materialien 
aus einem Lager zu holen, und er bewußt etwas an¬ 
deres bringt. 

Eine nicht vollständige Ausführung eines Befehls 
kann gegeben sein, wenn ein Soldat nicht, wie be¬ 
fohlen, eine bestimmte Nachricht an vier, sondern 
nur an zwei Einheiten übermittelt. 

Paragraph 257 StGB verlangt Vorsatz. Der 
Täter muß sich bewußt sein, daß er als Unterstell¬ 
ter einen Befehl erhielt und daß er diesen bewußt 
verweigert, nicht, unrichtig oder nicht vollständig 
ausführt. 

Bei Befehlsverletzungen ist sorgfältig zwi¬ 
schen einem Disziplinverstoß und einer Militär¬ 
straftat zu unterscheiden (vgl. § 253 StGB). Wird 
die Befehlsverweigerung bzw. Nichtausführung 
von Befehlen von mehreren Unterstellten began¬ 
gen, ist zu prüfen, ob Meuterei nach § 259 StGB 
vorliegt. 

9 . 3 . 3 . 

Handeln auf Befehl 

Paragraph 258 StGB entspricht dem humanisti¬ 
schen Charakter des sozialistischen Strafrechts und 
der konsequenten Beachtung völkerrechtlicher 
Prinzipien auch unter militärischen Bedingungen. 
Diese Bestimmung verdeutlicht die hohe Verant¬ 
wortung der Vorgesetzten bei der Befehlsgebung, 
da Befehle von den unterstellten Militärpersonen 
grundsätzlich widerspruchslos zu erfüllen sind. 

Der Befehl eines Vorgesetzten muß der sozia¬ 
listischen Gesetzlichkeit entsprechen. Gesetz - und 
völkerrechtswidrige Befehle sind mit dem soziali¬ 
stischen Charakter der Nationalen Volksarmee, 
der Grenztruppen der DDR und der Organe des 
Wehrersatzdienstes unvereinbar. Deshalb ist eine 
Militärperson für Handlungen, die sie in Ausfüh¬ 
rung des Befehls eines Vorgesetzten begeht, straf¬ 
rechtlich nicht verantwortlich , es sei denn , daß die 
Ausführung des Befehls offensichtlich gegen die 
anerkannten Normen des Völkerrechts oder gegen 
Strafgesetze verstößt. 


Strafgesetze im Sinne dieser Norm sind das 
Strafgesetzbuch und die in anderen gesetzlichen 
Bestimmungen enthaltenen Strafrechtsnormen. 
Ordnungswidrigkeitsrechtliche Bestimmungen 
gehören nicht hierzu. 

Paragraph 258 StGB beschreibt in seinen Ab¬ 
sätzen die Umstände und Bedingungen, die eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit bei Handeln 
auf Befehl ausschließen oder nicht ausschließen. 
Es handelt sich folglich hier nicht um einen Straf¬ 
tatbestand und in den einzelnen Absätzen nicht um 
Tatbestandsmerkmale. 

Es werden vier Alternativen geregelt: 

a) Eine Militärperson ist für eine Handlung, die 
sie in Ausführung eines Befehls begeht, straf¬ 
rechtlich nicht verantwortlich (Abs. 1, erster 
Halbsatz), weil jeder Unterstellte gegenüber 
seinem Vorgesetzten grundsätzlich bedin-, 
gungslos Gehorsam zu leisten und jeden ihm 
erteilten Befehl widerspruchslos zu erfüllen 
hat. Er darf und muß darauf vertrauen, daß der 
Befehl rechtmäßig ist und der sozialistischen 
Gesetzlichkeit entspricht. Begeht der Unter¬ 
stellte in Ausführung eines Befehls eine Hand¬ 
lung, die in einem Tatbestand als Straftat be¬ 
schrieben ist, hat er demzufolge grundsätzlich 
einen Rechtfertigungsgrund. 

b) Strafrechtliche Verantwortlichkeit des Unter¬ 
stellten liegt jedoch dann vor, wenn die Aus¬ 
führung eines Befehls offensichtlich gegen die 
anerkannten Normen des Völkerrechts oder 
gegen Strafgesetze verstößt (Abs. 1, zweiter 
Halbsatz). 

Offensichtlich bedeutet, daß strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nur dann gegeben ist, 
wenn die Rechtswidrigkeit eines Befehls vor 
oder während der Ausführung der Tat auf 
Grund der konkreten Umstände für jeder¬ 
mann objektiv und für den Unterstellten auch 
subjektiv erkennbar war. 

Für die subjektiven Voraussetzungen gelten 
strenge Maßstäbe. Es muß positiv festgestellt 
werden, daß der Unterstellte den rechtswidri¬ 
gen Charakter des Befehls tatsächlich erkannt 
hat. Dabei ist grundsätzlich davon auszuge¬ 
hen, daß die Rechtswidrigkeit der Ausführung 
eines Befehls, die objektiv für jedermann er¬ 
kennbar und somit offensichtlich ist, auch vom 
Täter erkannt werden konnte, zumal allen Mi¬ 
litärpersonen bereits während der Grundaus¬ 
bildung Kenntnisse über straf- und völker¬ 
rechtliche Grundfragen vermittelt werden. 
Liegt strafrechtliche Verantwortlichkeit vor, 
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so ist das auf Grund der konkreten Handlung 
verletzte Strafgesetz des Besonderen Teils ein¬ 
schließlich des § 258 StGB in Verbindung mit 
den relevanten Bestimmungen des Allgemei¬ 
nen Teils (z. B. 3 bei Versuch § 21 StGB) anzu¬ 
wenden. 

c) Nach Abs. 2 ist auch der Vorgesetzte , der den 
rechtswidrigen Befehl erteilt hat, Strafrecht- • 
lieh verantwortlich, wenn in Ausführung dieses 

• 1 4 Befehls durch Unterstellte die anerkannten 
Normen des Völkerrechts oder Strafgesetze 
Verletzt wurden. Der Vorgesetzte muß sich der 
Rechtswidrigkeit der Ausführung des von ihm 
erteilten Befehls bewußt gewesen sein. 

. Liegt strafrechtliche Verantwortlichkeit des 
Vorgesetzten vor, ist für ihn das Strafgesetz 
anzuwenden, das von dem Unterstellten in 
Ausführung des Befehls verletzt wurde. 

Erteilt der. Vorgesetzte einen Befehl, ohne zu wis¬ 
sen, daß.die Ausführung gegen das Strafgesetz ver¬ 
stoßen würde, wenn er z. B. einem Militärkraftfah¬ 
rer den Befehl gibt, im Straßenverkehr eine Fahrt zu 
unternehmen, ohne zu wissen, daß der Kraftfahrer 
unter Alkoholeinfluß steht, also in der Fahrtüchtig¬ 
keit erheblich beeinträchtigt ist, so ist bei der Aus¬ 
führung des Befehls zwar der Kraftfahrer strafrecht¬ 
lich verantwortlich, nicht aber der Vorgesetzte. 

d) Ein Unterstellter, der einen Völker- oder straf¬ 
rechtswidrigen Befehl verweigert oder nicht 
ausführt, ist nach § 258 Abs. 3 StGB straf¬ 
rechtlich nicht verantwortlich. Mit dieser 
Norm ist somit ein Rechtfertigungsgrund ge¬ 
geben, der wegen fehlender Gesellschaftswid¬ 
rigkeit bzw, Gesellschaftsgefährlichkeit die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Han- 

. delnden ausschließt. Voraussetzung dafür ist, 
daß die Ausführung des Befehls tatsächlich 
rechtswidrig gewesen wäre. 

Diese Regelung entspricht dem in §258 
■ ' Abs. 1 StGB aufgestellten Grundsatz. Jeder 

.Militärperson obliegt die Verpflichtung, 

■ rechtswidrige Befehle zu verweigern bzw. 
nicht auszuführen. Ein Unterstellter, der trotz 
Erkenntnis der Rechtswidrigkeit einen Befehl 
ausführt, kann sich deshalb nicht darauf beru¬ 
fen, daß jeder Befehl bedingungslos zu erfül¬ 
len ist. 

Nahm eine Militärperson bei der Befehlsverweige¬ 
rung oder Nichtausführung eines Befehls irrtümlich 
an, seine Ausführung würde gegen das Völkerrecht 
oder gegen Strafgesetze verstoßen, ist § 13 StGB zu 
prüfen. ; 
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9 . 3 . 4 . 

Meuterei 

Die Strafbestimmung des § 259 StGB schützt die 
militärische Befehlsgewalt vor besonders schwer¬ 
wiegenden Angriffen durch organisiert und de¬ 
monstrativ handelnde Tätergruppen. Das Wesen 
der Straftat besteht im offenen Ungehorsam ge¬ 
genüber Befehlen, Anordnungen und sonstigen 
Maßnahmen der militärischen Vorgesetzten und 
der in ihrem Auftrag handelnden Militärperso¬ 
nen, der in aufwieglerischer demonstrativer Weise 
und mit zu diesem Zweck vereinten Kräften zum 
Ausdruck gebracht wird. Der Ungehorsam kann 
vom passiven Widerstand über das Handeln ent¬ 
gegen gegebenen Befehlen und Anordnungen bis 
zur Gewaltandrohung bzw. -anwendung zur 
Durchsetzung des Willens der Täter reichen. 

Das spezifische Merkmal der Meuterei ist die 
Zusammenrottung. Sie liegt vor, wenn sich minde¬ 
stens drei Militärpersonen demonstrativ, also offen 
und für andere erkennbar, zusammenschließen, 
um mit vereinten Kräften gegen die elementarste 
Forderung der militärischen Disziplin, den militä¬ 
rischen Gehorsam vorzugehen. 

Es handelt sich um ein geschlossenes, räumliches und 
zeitliches Zusammenwirken der beteiligten Militär¬ 
personen, um Befehle zu verweigern oder nicht aus¬ 
zuführen (§ 257 StGB) oder Angriffs- und Wider¬ 
standshandlungen gegen Vorgesetzte, Wachen, 
Streifen oder andere Militärpersonen (§ 267 StGB) 
zu begehen. An der Zusammenrottung beteiligt ist 
objektiv jede Militärperson, die sich der handeln¬ 
den Gruppe - gleich zu welchem Zeitpunkt - an¬ 
schließt. 

Die Zusammenrottung wird in der Regel von 
einem oder mehreren Rädelsführern oder Organi¬ 
satoren (§ 259 Abs. 2 Ziff. 3 StGB) vorbereitet * 
sein. Sie kann aber auch spontan aus einer be¬ 
stimmten Situation heraus entstehen. 

Der Tatbestand der Meuterei ist objektiv dann 
erfüllt, wenn Militärpersonen, die an der Zusam¬ 
menrottung teilnehmen, Militärstraftaten gemäß 
§§ 257 oder 267 StGB begehen. Jedoch muß nicht 
jeder Täter die gleichen Tathandlungen ausfüh¬ 
ren. 

Beispielsweise kann ein an der Zusammenrottung 
beteiligter Täter vor die Front treten und demon¬ 
strativ die Verweigerung des Befehls verkünden, 
während die anderen Mittäter in der Formation 
verbleiben, aber entsprechend der Ankündigung 
handeln. 

Gemäß den Tatbestandsalternativen des 
§ 267 StGB bedarf es nicht der direkten körperli- 



chen Einwirkung aller an der Zusammenrottung 
beteiligten Täter auf den Geschädigten. Es ge¬ 
nügt, wenn diese Handlung von einzelnen oder ei¬ 
ner an der Zusammenrottung beteiligten Militär¬ 
person ausgeführt wird, die anderen jedoch diese 
Handlung billigen. 

Unter den in § 259 Abs. 2 StGB beispielhaft 
genannten.se/zvveren Fällen ist von besonderer Be¬ 
deutung Abs. 2 Ziff, 3. Rädelsführer oder Organi¬ 
sator der Meuterei ist eine Militärperson, die sich 
maßgeblich an der Durchführung oder Vorberei¬ 
tung der Straftat beteiligt. Rädelsführer sind der 
(oder die) Anführer der Zusammenrottung. Der 
Tatbestand setzt bezüglich der Rädelsführerschaft 
den eigenen Entschluß oder die Rollenverteilung 
in der Vorbereitung voraus. Auch eine“öffene Ab¬ 
stimmung kann die Rädelsführerschaft begrün¬ 
den. Organisator ist der Täter, der mit bedeuten¬ 
dem Einfluß aktiv durch Rat und Tat vor allem bei 
der Vorbereitung der Handlung mitwirkt. Im Un¬ 
terschied zum Rädelsführer muß er nicht selbst an 
der Durchführung der Tat beteiligt sein. 

An einer Zusammenrottung können mehrere 
Rädelsführer oder Organisatoren mitwirken, Rä¬ 
delsführer und Organisator können auch identisch 
sein. 

Der Rücktritt vom Versuch wirkt für Rädels¬ 
führer und Organisatoren nur dann strafbefrei¬ 
end, wenn diese zugleich die Vollendung der Tat 
durch die anderen Mittäter abwenden. Tritt ein 
Teil der Täter vom Versuch zurück, so daß es nicht 
zu einer Zusammenrottung kommt, bleiben die 
anderen Täter bei entsprechenden Voraussetzun¬ 
gen nach §§ 257 oder 267 StGB strafrechtlich 
verantwortlich. 

9 . 3 . 5 . 

Feigheit vor dem Feind 

Paragraph 260 StGB dient der strafrechtlichen Si¬ 
cherung der ständigen Kampfkraft und Gefechts¬ 
bereitschaft der Truppe im Gefecht oder während 
anderer Einsätze mit Gefechtscharakter vor Feig¬ 
heit, Mutlosigkeit und Panik. 

Obwohl dieser Straftatbestand vor allem für den 
Verteidigungsfall bestimmt ist, bleibt seine Anwen¬ 
dung nicht darauf beschränkt. Feigheit und man¬ 
gelnder Mut sind moralisch-psychologische Grund¬ 
haltungen, die der sozialistischen Moral und den 
Verhaltensanforderungen an den Kämpfer soziali¬ 
stischer Streitkräfte widersprechen. Ihre besondere 
Schädlichkeit besteht darin, daß aus Feigheit und 
Mutlosigkeit (mehrerer Soldaten) Panik erwachsen 
kann. 


Eine wesentliche objektive Voraussetzung zur 
Anwendung dieser Norm ist der Kontakt des Tä¬ 
ters mit dem Feind. Dabei wird nicht gefordert, 
daß der Feind sichtbar oder anderweitig direkt 
wahrnehmbar ist; es genügt, daß er zeitlich und 
räumlich gegenwärtig ist. Das Handeln des Täters 
besteht objektiv im Aufgeben des Kampfes gegen 
den Feind, trotz vorhandener Möglichkeit, ihn 
fortzusetzen« 

Unter Feind im Sinne des § 260 StGB sind nicht nur 
reguläre Truppen eines Aggressors zu verstehen, 
sondern auch bewaffnete Diversantengruppen, 
Kommandotrupps oder andere zu bewaffneten Un¬ 
ternehmen formierte Tätergruppen, die Angriffe 
gegen die DDR oder ihre Verbündeten ausführen. 
Außerhalb des Verteidigungszustandes erfaßt die¬ 
ses Tatbestandsmerkmal nicht den einzelnen Agen¬ 
ten, Terroristen usw. 

Das freiwillige Gefangengeben ist dann vollzo¬ 
gen, wenn sich der Täter aus eigenem Entschluß 
der Waffe entledigt und seinen Willen, den Kampf 
aufzugeben, sichtbar kundtut. 

Es ist dabei unerheblich, ob der Feind dieses Ver¬ 
halten tatsächlich erkannt hat oder erkennen konn¬ 
te. Es genügt, daß der Täter in der beschriebenen 
Weise handelte und für die eigene Truppe erkenn¬ 
bar wurde, daß er den Kampf aufgibt. 

Die Weigerung, die Waffe zu gebrauchen, 
schließt auch die bewußt fehlerhafte Anwendung 
oder Handhabung der Waffe (z. B. die Abgabe 
von Feuerstößen aus sicherer Deckung in das Erd¬ 
reich oder in die Luft) ein. 

Feiges Verhalten kann auch auf andere Weise zum 
Ausdruck kommen, so beispielsweise im unerlaub¬ 
ten Verlassen des zugewiesenen Kampfabschnittes, 
im Verstecken vor dem angreifenden Feind usw. 

Das in § 260 Abs. 2 StGB beschriebene frei¬ 
willige Überlassen oder Übergeben von Truppen 
oder Kriegsmitteln muß unter den gleichen objek¬ 
tiven Voraussetzungen wie in Abs. 1 geschehen 
sein. 

Der Vorsatz muß durch Feigheit oder Mutlo¬ 
sigkeit motiviert sein. Hinsichtlich des Gefangen¬ 
gebens muß der Vorsatz auch die Freiwilligkeit 
umfassen. 

9 . 3 . 6 . 

Die Verletzung von Dienstvorschriften 
und der strafrechtliche Schutz 
bedeutsamer Dienste der Organe 
der Landesverteidigung^ 

Wie die Befehle der Vorgesetzten spielen auch die 
Dienstvorschriften im militärischen Leben eine 
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besondere Rolle. Als militärische Dokumente 
enthalten sie eine umfassende und einheitliche Re¬ 
gelung der militärischen Tätigkeit. Sie beinhalten 
Rechte und Pflichten, die für alle Angehörigen der 
NVA, der Grenztruppen der DDR und der Or¬ 
gane des Wehrersatzdienstes oder für bestimmte 
Dienste verbindlich sind. 

Die Dienstvorschriften bilden als grundsätzli¬ 
che militärische Bestimmungen die entscheidende 
und unmittelbare Grundlage für die Befehle der 
Vorgesetzten. Sie können vom Minister für Natio¬ 
nale Verteidigung und den Stellvertretern des 
Ministers für Nationale Verteidigung erlassen 
werden. 

Die Verletzung von Dienstvorschriften be¬ 
gründet immer die disziplinarische Verantwort¬ 
lichkeit der betreffenden Militärpersonen. Wer¬ 
den bestimmte Dienstvorschriften verletzt, die für 
die Einsatz- und Gefechtsbereitschaft der Organe 
der Landesverteidigung besonders große Bedeu¬ 
tung haben, kann auch strafrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit gemäß §§261 bis 265 StGB eintreten. 
Wie bei anderen Verletzungen von Vorschriften, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen 
können, ist jeweils zu prüfen, ob die Verletzung 
der Dienstvorschrift als Disziplinverstoß oder als 
Militärstraftat zu beurteilen ist. 

Verletzung der Dienstvorschrift 
über den Wach-, Streifen- oder Tagesdienst 
Mit § 261 StGB wird die ordnungsgemäße Durch¬ 
führung von Diensten innerhalb der NVA, der 
Grenztruppen der DDR und der Organe des 
Wehrersatzdienstes strafrechtlich geschützt, die 
für die Einsatz- und Gefechtsbereitschaft der 
Truppe, die Sicherheit der Soldaten, Unteroffi¬ 
ziere und Offiziere und die Durchsetzung der mili¬ 
tärischen Disziplin und Ordnung sowohl in den 
Objekten als auch in der Öffentlichkeit von be¬ 
sonderer Bedeutung sind. Es handelt sich hierbei 
um den Wach- und Streifendienst (§261 Abs. 1 
StGB) und den Tagesdienst (§ 261 Abs. 2 StGB). 

Die Wache ist eine bewaffnete Einheit, die durch 
Vergatterung (militärischer Verpflichtungsakt) aus 
dem allgemeinen Unterstellungsverhältnis heraus ge¬ 
löst ist und eine Gefechtsaufgabe erfüllt. Der Ange¬ 
hörige der Wache nimmt somit eine besondere Stel¬ 
lung ein. Seine Person und seine Rechte genießen 
auf der Grundlage der Dienstvorschrift einen be¬ 
sonderen Schutz. Er ist nur einem begrenzten Per¬ 
sonenkreis unterstellt. Alle Personen haben die 
Verpflichtung, seine sich aus der Aufgabe ergeben¬ 
den Weisungen zu befolgen. 


Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 261 
StGB setzt voraus, daß vor Antritt des Wachdien¬ 
stes eine Vergatterung der Wache vorgenommen 
worden ist. 

Streifen haben in der Regel Ordnungs- und Siche¬ 
rungsaufgaben zu erfüllen. Entsprechend der 
Dienstvorschrift werden Standortstreifen, Bahn¬ 
hofs- und Zugstreifen sowie Verkehrsstreifen un¬ 
terschieden. Ihre besondere Verpflichtung beginnt 
mit dem Einsatz als Streife. 

Eine Straftat nach § 261 Abs. 2 StGB kann nur 
begehen, wer zum Tagesdienst vergattert wurde. 
Die Straftat ist erst dann vollendet, wenn infolge 
der Verletzung der Dienstvorschrift schwere Fol¬ 
gen fahrlässig verursacht worden sind (Erfolgsde¬ 
likt). 

Schwere Folgen im Sinne des § 261 Abs. 2 StQB 
können insbesondere darin bestehen, daß die Ge¬ 
fechtsbereitschaft oder Kampffähigkeit der Truppe 
erheblich beeinträchtigt wird oder Menschen getö¬ 
tet oder erheblich an der Gesundheit geschädigt 
werden, z. B. infolge der Verletzung von Kontroll- 
pflichten, die sich aus Dienstvorschriften und ande¬ 
ren Weisungen für den jeweiligen Tagesdienst erge¬ 
ben. 

Verletzt eine Militärperson während der ge¬ 
nannten Dienste ein anderes Gesetz, so können in 
Verbindung mit § 261 StGB auch andere Strafge¬ 
setze tateinheitlich angewandt werden, z. B. wenn 
ein Wachposten unter Verletzung der Dienstvor¬ 
schrift über den Wachdienst vorschriftswidrig mit 
der Schußwaffe umgeht und dabei fahrlässig den 
Tod eines Menschen verursacht (§ 261 Abs. 1 
StGB in Tateinheit mit § 114 StGB). 

Verletzung der Dienstvorschriften über die Grenz¬ 
sicherung 

Grundanliegen der Strafbestimmung des § 262 
StGB ist die Gewährleistung des sicheren Schutzes 
der Staatsgrenze der DDR. Die Grenzsicherung ist 
Bestandteil der Maßnahmen der Landesverteidi¬ 
gung der DDR. Grundlagen für die Sicherung der 
Staatsgrenze sind die Normen des Völkerrechts, 
die Verfassung der DDR sowie die entsprechen¬ 
den Rechtsvorschriften, die in den Dienstvor¬ 
schriften über die Grenzsicherung ihren Nieder¬ 
schlag gefunden haben. Die unmittelbare Durch¬ 
setzung dieser Dienstvorschriften wurde den 
Grenztruppen der DDR ^übertragen. Strafrechtli¬ 
che Verantwortlichkeit ist nur dann begründet, 
wenn der Täter Angehöriger der Grenztruppen der 
DDR ist. Objektiv ist der Tatbestand erfüllt, wenn 
ein Angehöriger der Grenztruppen die in den 
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Dienstvorschriften über die Grenzsicherung kon¬ 
kret festgelegten Pflichten oder die sich aus der 
Lage an der Staatsgrenze ergebenden mündlichen 
oder schriftlichen Weisungen zur Erfüllung von 
Einzelaufgaben verletzt hat. 

Unter Grenzsicherung ist die Gesamtheit der takti¬ 
schen Handlungen und Ordnungsmaßnahmen zu 
verstehen, die vom Grenzdienst der Einheiten und 
Grenzposten im jeweiligen Grenzabschnitt an der 
Staatsgrenze der DDR zur BRD oder zu Westberlin 
verwirklicht werden. Dazu gehören auch Aufgaben 
zur Sicherung des Grenzabschnitts (beispielsweise 
pioniertechnische oder nachrichtentechnische Auf¬ 
gaben) und zur Führung von Kräften, die im Rah¬ 
men der Grenzsicherung eingesetzt sind. Sowohl 
Vorschriftenverletzungen durch unmittelbar im 
Grenzdienst eingesetzte Kräfte wie Posten, Posten¬ 
führer, Beobachtungs- und Sicherungsposten sowie 
Kontrollstreifen als auch Verletzungen der Dienst¬ 
vorschriften durch Führungskräfte im Rahmen der 
Organisation und Führung der Grenzsicherung 
können strafrechtliche Verantwortlichkeit nach 
§ 262 StGB begründen. 

Gegenüber anderen Normen des StGB (z. B. 
gegenüber §§ 219, 257, 261 StGB) ist § 262 StGB 
das spezielle Gesetz. 

Jeder Grenzposten erhält vor Antritt des Grenz¬ 
dienstes einen konkreten Befehl für die Sicherung 
eines bestimmten Abschnitts. Verläßt er seinen Po¬ 
stenbereich, begeht er gleichzeitig eine Befehlsver¬ 
letzung. In diesem Fall kommt ausschließlich § 262 
StGB zur Anwendung. 

Verletzung der Dienstvorschriften 
über den funktechnischen 
oder Bereitschaftsdienst 

Dem funktechnischen oder Bereitschaftsdienst 
sowie dem Nachrichtenwesen kommt im Rahmen 
der Landesverteidigung eine besondere militäri¬ 
sche Bedeutung zu. Die militärgeographische 
Lage der DDR und die Gefährlichkeit der aggres¬ 
siven Kräfte der NATO erfordern die ständige 
Einsatz- und Gefechtsbereitschaft bestimmter 
Dienste zur Gewährleistung des Schutzes und der 
Überwachung des Luftraumes und der Territo¬ 
rialgewässer unseres Staates. 

Die Organe der Landesverteidigung der DDR 
tragen damit gleichzeitig zur Erfüllung der sich aus 
dem Warschauer Vertrag ergebenden Bündnis¬ 
verpflichtungen bei. Eine Verletzung von Vor¬ 
schriften über den funktechnischen oder Bereit¬ 
schaftsdienst sowie über den Dienst in Einheiten, 
Dienststellen oder Einrichtungen des Nachrich¬ 


tenwesens kann deshalb nicht nur der Sicherheit 
der DDR, sondern auch der mit ihr verbündeten 
sozialistischen Staaten erheblichen Schaden zufü¬ 
gen. 

Objektiv besteht die Handlung gemäß § 263 
Abs. 1 StGB in der Verletzung von Dienstvor¬ 
schriften oder anderen Weisungen, in denen die 
Pflichten der genannten Dienste begründet wer¬ 
den. 

Zum funktechnischen Dienst (Abs. 1) gehören alle 
Militärpersonen, denen Aufgaben zur Überwa¬ 
chung des Luftraumes und der Territorialgewässer 
mittels funktechnischer Geräte übertragen wurden. 
Zum Bereitschaftsdienst gehören alle Einheiten, 
Dienststellen oder andere Einrichtungen (Abs. 1), 
die. zeitweilig im Diensthabenden System (DHS) 
eingesetzt sind und sofort gefechtsbereit, d. h. in der 
Lage sein müssen, unverzüglich gegnerischen Ak¬ 
tionen zu begegnen. Der Personenkreis ist nicht auf 
eine bestimmte Waffengattung begrenzt, er kann 
sich aus Angehörigen aller Teilstreitkräfte der NVA 
zusammensetzen. 

Ein reibungsloses Funktionieren des militäri¬ 
schen Nachrichtenwesens ist wesentliche Voraus¬ 
setzung für die ständige Einsatz- und Gefechtsbe¬ 
reitschaft der Organe der Landesverteidigung und 
Grundlage der Führungstätigkeit der Komman¬ 
deure und Vorgesetzten. Der strikten Durchset¬ 
zung der in Dienstvorschriften und anderen Wei¬ 
sungen enthaltenen Forderungen über den Um¬ 
gang mit nachrichtentechnischen Mitteln und über 
die Aufnahme und Weiterleitung von Informatio¬ 
nen von und zu militärischen Führungsstellen 
dient § 263 Abs. 2 StGB. 

Zum Nachrichtenwesen im Sinne dieser Bestim¬ 
mung zählen alle Einheiten, Dienststellen bzw. Ein¬ 
richtungen der NVA, der Grenztruppen der DDR 
und der Organe des Wehrersatzdienstes, die zum 
Schutz der DDR und zum Zweck der militärischen 
Führung Funk-, Fernsprech- und Fernschreibmaß¬ 
nahmen durchzuführen haben. 

Subjekt einer Straftat nach § 263 Abs. 2 StGB 
kann nur ein Angehöriger des Nachrichtenwesens 
sein. Dazu gehören auch die dem Nachrichtenwe¬ 
sen unterstellten Kuriere. 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 263 
Abs. 2 StGB setzt voraus, daß infolge der Ver¬ 
letzung der Vorschriften vorsätzlich oder fahrläs¬ 
sig schwere Folgen verursacht wurden (Erfolgsde¬ 
likt). 

Diese können in erster Linie in einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Gefechtsbereitschaft oder 
Kampffähigkeit der Truppe bestehen. Entspre- 


253 






chend der Spezifik des Nachrichtenwesens können 
sie insbesondere auch dann vorliegen, wenn 

- wichtige nachrichtentechnische Führungsmittel 
oder Verbindungen ausgefallen sind oder 

- die Regeln der gedeckten Truppenführung 
schwerwiegend verletzt wurden. 

Werden durch Verletzung der Vorschrift über 
die Handhabung nachrichtentechnischer Anlagen 
Menschen getötet oder erheblich an der Gesund¬ 
heit geschädigt, ist die Anwendung des § 269 
StGB, gegebenenfalls auch anderer Strafbestim¬ 
mungen, z. B. § 214 oder § 217 StGB zu prüfen. 

Verletzung der Dienstvorschriften 
über den Flugbetrieb 

Die Norm des § 264 StGB soll eine maximale Si¬ 
cherheit von Menschen und Material bei der Si¬ 
cherstellung oder Durchführung des Flugbetriebes 
der NVA gewährleisten. Damit dient sie zugleich 
dem Schutz des Luftraumes der DDR im Zusam¬ 
menwirken innerhalb der sozialistischen Militär¬ 
koalition. 

Die Sicherstellung und Durchführung des 
Flugbetriebes umfaßt die Organisation, Vorberei¬ 
tung, Durchführung, Leitung und Sicherstellung 
von Flügen der Luftstreitkräfte der NVA sowohl 
im Rahmen der Ausbildung als auch im Einsatz. 

Objektiv müssen ebenso wie in den Fällen der 
§§261 bis 263 StGB entsprechende Dienstvor¬ 
schriften oder andere Weisungen verletzt worden 
sein, wodurch vorsätzlich oder fahrlässig die Ge¬ 
fechtsbereitschaft oder die Sicherheit des Flugbe¬ 
triebes gefährdet wurde (konkretes Gefährdungs¬ 
delikt). 

Die Gefährdung der Sicherheit im Flugbetrieb stellt 
eine unmittelbare Gefahr für Menschen und Kampf¬ 
technik dar, die im einzelnen durch Pflichtverlet¬ 
zungen auf ingenieur-technischen, navigatorischen, 
medizinischen, funkmeß-, flugsicherungs-, nach¬ 
richtentechnischen und anderen Gebieten hervor¬ 
gerufen werden kann. 

Die Gefechtsbereitschaft kann insbesondere dann 
gefährdet sein, wenn 

— der Einsatz von Flugtechnik, Flugsicherungsan¬ 
lagen u. a. materiell-technischen Einrichtungen 
für den Flugbetrieb in Frage gestellt oder 

— der sofortige Übergang zur. Lösung von Ge¬ 
fechtsaufgaben oder 

— andere wichtige Ausbildungs- und Einsatzauf¬ 
gaben durch die vom Täter geschaffenen Um¬ 
stände nicht gewährleistet sind. 

Täter nach dieser Strafrechtsnorm können ne¬ 
ben den im Flugbetrieb der Luftstreitkräfte der 
NVA eingesetzten Militärpersonen auch Armee¬ 


angehörige aus anderen Teilstreitkräften sein, 
wenn sie von ihren Vorgesetzten zur Sicherstel¬ 
lung des Flugbetriebes eingesetzt werden und 
über eine entsprechende Qualifizierung verfügen 
oder in die zu erfüllenden Aufgaben eingewiesen 
worden sind. 

Beim Eintritt schädigender Folgen, die über 
die Gefährdung des § 264 StGB hinausgehen 
(z. B. schwere Folgen durch Zerstörung von 
Kampftechnik, Tötung von Menschen), können 
tateinheitlich auch andere Tatbestände des StGB 
verwirklicht sein. 

Verletzung der Dienstvorschriften über den Dienst 
auf Schiffen, Booten und anderen schwimmenden 
Mitteln 

Grundanliegen des § 265 StGB ist es, den ord¬ 
nungsgemäßen Dienst an Bord von Schiffen und 
Booten der Seestreitkräfte der NVA strafrechtlich 
zu schützen. 

Da die moderne Klassifizierung der Kampftechnik 
der Volksmarine neben Schiffen und Booten noch 
zahlreiche andere Wasserfahrzeuge umfaßt, wurde 
entsprechend den Dienstvorschriften der Volksma¬ 
rine der Begriff des schwimmenden Mittels als 
Oberbegriff für diese Fahrzeuge auch im Gesetz 
verwandt. 

Der Dienst an Bord und besonders auf See er¬ 
fordert zur Gewährleistung der Gefechtsbereit¬ 
schaft und Sicherheit der Schiffe, Boote und ande¬ 
ren schwimmenden Mittel von jedem Angehöri¬ 
gen der Volksmarine besondere Sorgfalt und ein 
hohes Maß militärischer Disziplin. 

Der Täter wird in der Regel ein Angehöriger 
der Volksmarine der NVA sein. 

Es kann sich aber auch um Militärpersonen anderer 
Teilstreitkräfte handeln, die mit Schiffen oder 
Landungsbooten der Volksmarine transportiert 
werden. Hinsichtlich dieses Personenkreises kann 
die vom Gesetz geforderte Gefährdung vor allem 
dann eintreten, wenn Dienstvorschriften oder Wei¬ 
sungen während des Transports von schwerer 
Kampftechnik, Panzern oder Transportfahrzeugen 
verletzt werden. Ein solcher Täter muß die erfor¬ 
derliche Qualifikation besitzen bzw. über seine 
Pflichten an Bord während des Transports gemäß 
den Dienstvorschriften belehrt worden sein. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
pflichtwidriges Verlassen eines gefährdeten Boo¬ 
tes, Schiffes oder anderen schwimmenden Mittels 
ist in § 265 Abs. 2 StGB geregelt. Diese Regelung 
entspricht den international üblichen Normen der 
Seefahrt. 
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9 . 3 . 7 . 

Verletzung der Meldepflicht 

Grundanliegen der Bestimmung des § 266 StGB 
ist der Schutz eines stabilen Meldesystems zur Ge¬ 
währleistung der militärischen Führungstätigkeit. 

Wie im Verteidigungsfall der Erfolg von 
Kampfhandlungen wesentlich von einem richtigen 
Informationsfluß bestimmt wird, so sind auch im 
Prozeß der militärischen Ausbildung und poli¬ 
tisch-ideologischen Erziehung der Armeeangehö¬ 
rigen ordnungsgemäß erstattete Meldungen eine 
wichtige Grundlage, um die ständige Einsatz - und 
Gefechtsbereitschaft der Truppe zu festigen. Häu¬ 
fig hängt die Qualität der Führungsentscheidun¬ 
gen weitestgehend davon ab, daß die geforderten 
Meldungen richtig, vollständig und rechtzeitig er¬ 
stattet werden. 

Die strafbare Handlung besteht darin, daß der 
Täter es pflichtwidrig unterläßt, eine Meldung zu 
erstatten , oder wider besseres Wissen bewußt un¬ 
richtige oder unvollständige Angaben meldet. 

) 

Eine Pflicht zur Erstattung der Meldung kann sich 
aus Dienstvorschriften, Befehlen und anderen Wei¬ 
sungen ergeben, aber auch daraus, daß der Täter auf 
Grund seiner Verantwortung verpflichtet ist, über 
besondere Ereignisse aus eigenem Entschluß Mel¬ 
dung zu erstatten. Daher können nach dieser Straf¬ 
bestimmung nur Militärpersonen strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden, die entsprechende 
Leitungs-, Führungs- und Kontrollaufgaben erfül¬ 
len, die sie verpflichten, eine Lage sachkundig zu 
beurteilen und darüber die entsprechende Meldung 
zu erstatten. 

Das pflichtwidrige Unterlassen der Übermitt¬ 
lung einer Meldung durch Funker, Melder usw. 
wird vom Tatbestand nicht erfaßt. In solchen Fäl¬ 
len kommt ggf. § 257 StGB zur Anwendung. Auf 
der subjektiven Seite setzt der Tatbestand voraus, 
daß sich der Täter der Verpflichtung zur Meldung 
bewußt gewesen ist und diese dennoch unterlassen 
hat. 

Die unrichtigen oder unvollständigen Anga¬ 
ben in einer Meldung müssen wider besseres Wis¬ 
sen gemacht geworden sein. Hinsichtlich der Fol¬ 
gen kann vorsätzliches oder fahrlässiges Handeln 
vorliegen. 


9 . 3 . 8 . 

Störungen 

der sozialistischen Beziehungen 
zwischen Militärpersonen, 
vor allem zwischen Vorgesetzten 
und Unterstellten 

In den sozialistischen Streitkräften sind die Bezie¬ 
hungen zwischen den Militärpersonen, vor allem 
zwischen Vorgesetzten und Unterstellten, von 
dem die Arbeiterklasse auszeichnenden kamerad¬ 
schaftlichen, ehrlichen und solidarischen Verhält¬ 
nis untereinander geprägt. Dem sozialistischen 
Militärwesen sind Kastengeist und Überheblich¬ 
keit einer im militärischen Leben wirkenden Per¬ 
sonengruppe gegenüber einer anderen fremd. Die 
Entwicklung sozialistischer Beziehungen der ver¬ 
schiedenen Gruppen zueinander (z. B. Vorge¬ 
setzte — Unterstellte, Berufssoldaten — Wehr¬ 
pflichtige, Offiziere - Soldaten) ist ein bedeutsa¬ 
mer Faktor für eine hohe Gefechtsbereitschaft. 

Ein gutes Verhältnis zwischen Vorgesetzten 
und Unterstellten, in den militärischen Kollekti¬ 
ven, zwischen den Waffengattungen und zwischen 
den einzelnen Armeeangehörigen ist ein wesentli¬ 
ches Element der moralischen Überlegenheit so¬ 
zialistischer Streitkräfte. Ausgehend von dieser 
Erkenntnis, unternimmt der sozialistische Staat 
bei der Stärkung der Verteidigungsfähigkeit unse¬ 
res Landes alles, um die sozialistischen Beziehun¬ 
gen in den Streitkräften zu festigen. Da Störun¬ 
gen der sozialistischen Beziehungen immer Zu 
nachteiligen Folgen für die Gefechtsbereitschaft, 
den politisch-moralischen Zustand der Truppe, 
die Festigung des militärischen Kollektivs und den 
Kampfgeist der einzelnen führen, wurden 
schwerwiegende Handlungen unter Strafe gestellt. 

Diese Bestimmungen sollen erzieherisch und 
vorbeugend darauf ein wirken, daß kein Vorge¬ 
setzter ihm eingeräumte Machtbefugnisse miß¬ 
braucht, daß Vorgesetzte ihre Unterstellten ach¬ 
ten und alles zum Schutze der ihnen anverträuten 
Soldaten unternehmen. Die Unterstellten sollen 
dazu angehalten werden, die ordnungsgemäße 
Dienstausübung der Vorgesetzten zu respektieren 
und zu unterstützen. 

Angriff, Widerstand und Nötigung 

gegen Vorgesetzte, Wachen, Streifen ‘ 

oder andere Militärpersonen 

Die Strafbestimmung des § 267 StGB dient dem 

Schutz einer ordnungsgemäßen Dienstausübung 

der Vorgesetzten aller Stufen, der Wachen aller 

Art, der militärischen Streifen und anderer Mili- 
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tärpersonen. Zweck dieser Norm ist der straf¬ 
rechtliche Schutz der Autorität der Vorgesetzten 
und anderer Militärpersonen, die dienstliche Auf¬ 
gaben zu erfüllen haben, vor rechtswidrigen An¬ 
griffen, soweit diese während oder wegen der 
Dienstpflichterfüllung geschehen. 

Darunter fallen alle in Erfüllung militärischer Be¬ 
fehle und anderer Bestimmungen (Vorschriften, 
Weisungen, Anordnungen, Direktiven, Ordnungen 
und Instruktionen) verwirklichte und zu verwirkli¬ 
chende Maßnahmen. Die Erfüllung der Dienst¬ 
pflichten bezieht sich auf alle Bereiche militärischer 
Tätigkeit, vom Kasernenleben bis zum Verhalten in 
der Öffentlichkeit. Zur Erfüllung der dienstlichen 
Pflichten im Sinne dieses Gesetzes zählen auch sol¬ 
che Tätigkeiten, die eine Militärperson gemäß den 
militärischen Bestimmungen ausübt (z. B. Ver¬ 
kehrssicherheitsaktive, Militärschöffen). 

Die drei Begehungsarten tätlicher Angriff, 
Hinderung durch Widerstand, Nötigung zur Vor¬ 
nahme oder zum Unterlassen einer Handlung 
müssen immer im Zusammenhang mit der Aus¬ 
übung der Dienstpflichten stehen; sie müssen 
entweder während der Ausübung der Dienstpflich¬ 
ten oder wegen dieser vorgenommen sein. 

Beispielsweise begeht ein Soldat, der seinem Vorge¬ 
setzten im Tanzsaal Schläge androht, wenn dieser 
nicht von der Verlobten des Soldaten lasse, keine 
Nötigung im Sinne dieses Gesetzes. 

Der tätliche Angriff richtet sich gegen die Per¬ 
son des Vorgesetzten bzw. der anderen geschütz¬ 
ten Militärpersonen (z. B. Niederschlagen). 

Das Hindern an der Erfüllung dienstlicher 
Pflichten durch Widerstand erfaßt die Formen 
und Voraussetzungen des Widerstandes gegen 
staatliche Maßnahmen (§ 212 StGB). Handlun¬ 
gen, zu denen z. B. ein Vorgesetzter gezwungen 
werden soll (Nötigung), können auch solche sein, 
zu deren Vornahme der Vorgesetzte dienstlich 
berechtigt ist. 

Die charakteristischen Merkmale der angegriffenen 
Militärperson sind allgemein ersichtlich (z. B. Strei¬ 
fenposten am weißen Koppelzeug, Wachposten am 
Aufenthaltsort, Vorgesetzte an der Uniform). Der 
Täter braucht keine Kenntnis über den konkreten 
Inhalt der Dienstausübung zu besitzen. Es genügt, 
daß er aus der konkreten Handlung der betreffen¬ 
den Militärperson auf ein dienstliches Handeln 
schließen konnte oder es auf Grund der Umstände 
für möglich hielt, daß die geschützte Militärperson 
Dienstpflichten ausübt, und er sie dennoch angriff. 

Paragraph 267 StGB ist im Verhältnis zu 
§§ 129, 212 und 214 StGB — in der Alternative 
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der staatlichen Tätigkeit - das spezielle Gesetz, 
soweit es sich beim Täter und beim geschützten 
Personenkreis um Militärpersonen handelt. 

Die objektiven Voraussetzungen des § 267 
StGB sind nicht gegeben, wenn Militärpersonen 
gegen VP-Angehörige (außer Angehörigen der 
Organe des Wehrersatzdienstes) Vorgehen, die in 
Ausübung ihrer Dienstpflicht handeln. In diesen 
Fällen ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen des 
Tatbestandes des § 212 StGB erfüllt sind. 

Gegen Zivilpersonen ist § 267 StGB (ausge¬ 
nommen bei Anstiftung oder Beihilfe) nicht an¬ 
wendbar. 

Greifen z. B. eine Zivilperson und eine Militärper¬ 
son gemeinschaftlich eine Militärstreife an, sind sie 
jeweils als Alleintäter — die Zivilperson ggf. nach 
§212 oder § 115 StGB, die Militärperson nach 
§ 267 StGB - strafrechtlich verantwortlich. 

Da ein tätlicher Angriff nach § 267 StGB die 
Gesundheitsschädigung oder die körperliche 
Mißhandlung der angegriffenen Militärpersonen 
in der Regel mit umfaßt, ist die tateinheitliche 
Anwendung des § 115 StGB neben § 267 StGB in 
der Regel nicht erforderlich. Hat dagegen die Ge¬ 
waltanwendung schwere Formen angenommen, 
so sind § 116 oder § 117 StGB tateinheitlich an¬ 
zuwenden. 

Mißbrauch der Dienstbefugnisse 
Ziel des § 268 StGB ist die Verhinderung jegli¬ 
chen Mißbrauchs der Dienstbefugnisse. 

Als Täter eines Mißbrauchs der Dienstbefug¬ 
nisse kommen alle Militärpersonen in Betracht, 
denen Dienstbefugnisse eingeräumt sind. Diese 
sind nicht an Vorgesetztenverhältnisse gebunden. 
Dienstbefugnisse haben auch Militärpersonen, die 
keine Unterstellten haben (z. B. Kammerverwal¬ 
ter, Versorgungsoffiziere). 

Der Mißbrauch der Dienststellung eines Vor¬ 
gesetzten bezieht sich auf die mit der Dienststel¬ 
lung des Vorgesetzten verbundenen Befugnisse 
gegenüber Unterstellten. Er besteht im pflicht- ' 
widrigen Gebrauch der mit der Dienststellung 
verbundenen Macht- und Befehlsbefugnisse. 

Dies kann durch aktives Tun (z. B. willkürliche 
Anwendung des Disziplinarrechts) oder durch Un¬ 
terlassen eines pflichtgemäßen Handelns gegenüber 
dem Unterstellten (z. B. Unterlassen der Gewäh¬ 
rung von angewiesenen, den Soldaten zustehenden 
finanziellen Leistungen oder Versagen des Urlaubs 
aus schikanösen Gründen) verwirklicht werden. 
Der Mißbrauch muß nicht durch Ausübung von 
Gewalt, Druck usw. vorgenommen sein. 





In den beiden Alternativen des § 268 Abs. 1 
StGB ist die strafrechtliche Verantwortlichkeit an 
den Eintritt schwerer Folgen gebunden, z. B. Be¬ 
einträchtigung der Einsatzbereitschaft der Truppe 
in personeller, moralischer oder materieller Hin¬ 
sicht, Störungen der sozialistischen Beziehungen, 
vor allem zwischen Vorgesetzten und Unterstell¬ 
ten, Störung des Vertrauensverhältnisses zwi¬ 
schen Bevölkerung und Armee oder erhebliche 
körperliche oder psychische Schäden bei einzel¬ 
nen oder mehreren Personen. 

Paragraph 268 Abs. 2 StGB erfaßt in den er¬ 
sten beiden Alternativen die rechtswidrige An¬ 
wendung von Gewalt oder die Mißhandlung eines 
Unterstellten durch einen Vorgesetzten, ohne daß 
besondere Folgen eingetreten sein müssen. Ab¬ 
satz 2 erfaßt weiter die Nötigung (§ 129 StGB) zu 
unerlaubten oder entwürdigenden Handlungen 
eines Unterstellten durch einen Vorgesetzten. 

Unerlaubte Handlungen im Sinne dieser Norm sind 
Verletzungen der anerkannten Normen des Völker¬ 
rechts oder der Gesetze der DDR, Verstöße gegen 
die militärischen Bestimmungen oder die Normen 
der sozialistischen Moral und Ethik. 

Entwürdigend sind solche Handlungen, die die Ehre 
und Würde eines Menschen verletzen und den Prin¬ 
zipien der sozialistischen Menschenführung wider¬ 
sprechen. 

Im Verhältnis zur Nötigung (§ 129 StGB) ist 
§ 268 StGB das spezielle Gesetz. Soweit es um die 
Gesundheitsschädigung oder Mißhandlung eines 
Unterstellten geht, kommt § 268 StGB, nicht aber 
§ 115 StGB zur Anwendung. Bei Verursachung 
schwerer Folgen ist Tateinheit zu § 116 bzw. 
§ 117 StGB möglich. 

Verletzung der Dienstaufsichtspflicht 
durch Vorgesetzte 

Mit § 269 StGB wird die außerordentliche Bedeu¬ 
tung der 'Dienstaufsichtspflicht der Vorgesetzten 
gegenüber ihren Unterstellten für die Einhaltung 
der Dienstvorschriften im militärischen Leben 
hervorgehoben. Vorschriftswidriges Verhalten 
kann der Gefechtsbereitschaft der Truppe, der 
Einsatzfähigkeit der Kampftechnik, dem Zusam¬ 
menleben der Soldaten, dem Ansehen der be¬ 
waffneten Organe und auch dem Leben und der 
Gesundheit einzelner schwer schaden. Kompli¬ 
zierte Waffensysteme und eine hochwertige 
Kampftechnik erfordern deren Wartung und Ein¬ 
satz gemäß den getroffenen Festlegungen. Daher 
ist die Erziehung der Unterstellten zur unbeding¬ 
ten Einhaltung der Dienstvorschriften ein wesent¬ 


licher Bestandteil der Dienstaufsichtspflicht der 
Vorgesetzten aller Stufen. 

Täter nach dieser Strafrechtsnorm kann nur 
ein Vorgesetzter sein, während der unmittelbar 
Handelnde, der die im Gesetz beschriebenen 
schweren Folgen herbeiführt, immer Unterstell¬ 
ter ist. Der Täter muß Befehlsbefugnis besitzen 
und in Kenntnis seiner Vorgesetztenstellung han¬ 
deln. Paragraph 269 StGB erfaßt als Subjekt alle 
Vorgesetzten, die im Prozeß der Ausbildung und 
Erziehung sowie beim Einsatz der Unterstellten 
konkrete Verantwortung für die Gewährleistung 
des Schutzes von Leben und Gesundheit, für die 
Sicherung der Gefechtsbereitschaft und Kampf¬ 
fähigkeit der Truppe sowie der Kampftechnik tra¬ 
gen. 

Der vorschriftswidrig handelnde Unterstellte , der die 
im Tatbestand beschriebenen schweren Folgen her¬ 
beiführt, kann nicht nach § 269 StGB bestraft wer¬ 
den. Seine strafrechtliche Verantwortlichkeit ergibt 
sich aus den von ihm verletzten Normen des StGB 
(beispielsweise fahrlässige Tötung, fahrlässige Kör¬ 
perverletzung usw.). Strafrechtlich relevantes Han¬ 
deln des Unterstellten ist jedoch zur Erfüllung des 
Tatbestandes des § 269 nicht erforderlich. 

Die Tathandlung des § 269 StGB besteht dar¬ 
in, daß der Vorgesetzte Unterstellte auffordert, 
Dienstvorschriften zu verletzen oder ihre Verlet¬ 
zung aus Nachlässigkeit oder Pflichtvergessenheit 
duldet. 

Die Aufforderung kann durch Wort und 
Schrift, aber auch durch das eigene „Vorbild“ des 
Vorgesetzten erfolgen. Eine Duldung der Ver¬ 
letzung der Dienstvorschriften besteht in der Re¬ 
gel im Unterlassen eines pflichtgemäßen Han¬ 
delns durch den Vorgesetzten. 

Zwischen dem Handeln des Vorgesetzten 
(Auffordern oder Dulden) und dem vorschrifts¬ 
widrigen Verhalten des Unterstellten muß ein 
Kausalzusammenhang bestanden haben. 

Der Vorgesetzte muß durch sein pflicht¬ 
widriges Handeln das vorschriftswidrige Verhal¬ 
ten des Unterstellten bewirkt haben. Ebenso muß 
eine schwere Folge durch das Verhalten des Un¬ 
terstellten verursacht worden sein. 

Hat der Vorgesetzte selbst die schweren Fol¬ 
gen schuldhaft verursacht, ist er nach dem jeweils 
verletzten Straftatbestand verantwortlich. 

Schwere Folgen für das Leben oder die Gesundheit 
können vorliegen, wenn der Tod eines Menschen, 
eine erhebliche Gesundheitsschädigung einer oder 
mehrerer Personen oder die Verletzung einer Viel¬ 
zahl von Personen eingetreten ist. Schwere Folgen 
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für die Gefechtsbereitschaft oder Kampffähigkeit 
können darin bestehen, daß ein dauernder oder 
zeitweiliger Ausfall des Personalbestandes in größe¬ 
rem Umfang verursacht wurde oder die für die Auf¬ 
rechterhaltung der Gefechtsbereitschaft erforderli¬ 
che Kampftechnik infolge Zerstörung, Beschädi¬ 
gung oder Verlust ausfiel. 

Der Vorsatz wird durch die Merkmale Nach¬ 
lässigkeit bzw. Pflichtvergessenheit charakterisiert 
(Motivation), sie müssen Bestandteil der bewuß¬ 
ten Entscheidung des Täters zum Handeln (auch 
in Form des Unterlassens) sein. 

Ein strafbares fahrlässiges Handeln des Unterstell¬ 
ten begründet dessen eigene strafrechtliche Ver¬ 
antwortlichkeit. Der Vorgesetzte wird jedoch da¬ 
durch von einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
wegen Verletzung der Dienstaufsichtspflicht nicht 
befreit. Das gilt auch, wenn der die Dienstvorschrif¬ 
ten verletzende Unterstellte selbst der Geschädigte 
ist. 

Eine von dem Unterstellten vorsätzlich begangene 
Straftat begründet für den Vorgesetzten dagegen 
keine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 269 
StGB, selbst wenn er die Verletzung der Vorschrif¬ 
ten geduldet hat, da infolge des eigenen vorsätzli¬ 
chen Tatentschlusses des Unterstellten der notwen¬ 
dige Kausalzusammenhang zwischen pflichtwidri¬ 
gem Verhalten des Vorgesetzten und dem pflicht¬ 
widrigen Verhalten des Unterstellten fehlt. 

Im Verhältnis zu § 193 StGB ist § 269 StGB in 
der Regel das spezielle Gesetz. Soweit jedoch die 
Bestimmungen des Gesundheits- und Arbeits¬ 
schutzes in der NVA, den Grenztruppen der DDR 
und den Organen des Wehrersatzdienstes nicht 
in Dienstvorschriften, sondern in anderen militä¬ 
rischen Bestimmungen festgelegt sind, kommt 
§ 193 StGB zur Anwendung. 

Beleidigung Vorgesetzter 
oder Unterstellter 

Die konsequente Durchsetzung von Disziplin und 
Ordnung im militärischen Leben, die Sicherung 
der Autorität der Vorgesetzten, die Forderung 
nach striktem militärischem Gehorsam , das sozia¬ 
listische Verhältnis von Vorgesetzten und Unter¬ 
stellten und das Erfordernis des Schutzes von Ehre 
und Würde der Militärpersonen verlangen ein ent¬ 
schiedenes Vorgehen gegen ehrverletzende An¬ 
griffe. 

Der Tatbestand des § 270 StGB setzt entspre¬ 
chend dieser Funktion einen dienstlichen Bezug 
der Verleumdung (§ 138 StGB) oder Beleidigung 
(§ 137 StGB) voraus. Dadurch unterscheidet sie 


sich demzufolge von der Beleidigung und der Ver¬ 
leumdung gemäß §§137 und 138 StGB. 

Ein dienstlicher Bezug ist dann gegeben, wenn 
die Tat während des Dienstes oder außerhalb des 
Dienstes wegen dienstlicher Obliegenheiten er¬ 
folgt. 

Dienst im Sinne des Gesetzes ist jede Handlung, die 
eine Militärperson im Rahmen der Befehle, Vor¬ 
schriften, Weisungen usw. in der Kaserne, im Feld¬ 
lager, auf dem Marsch oder in der Öffentlichkeit 
durchführt. Ein Unteroffizier, der beispielsweise im 
Urlaub einen Soldaten zu einem vorschriftsmäßigen 
Verhalten auffordert, handelt dienstlich. 

Täter kann jede Militärperson sein, sie muß je¬ 
doch zum Angegriffenen in einem ständigen oder 
zeitweiligen Dienstverhältnis stehen (der Vorge¬ 
setzte gegenüber dem Unterstellten, der Unter¬ 
stellte gegenüber dem Vorgesetzten, der Dienst¬ 
gradhöhere gegenüber dem Dienstgradniederen, 
der Dienstgradniedere gegenüber dem Dienst¬ 
gradhöheren). Diese besonderen Objekten Tat¬ 
umstände müssen vom Vorsatz umfaßt sein. 

Bei Verleumdungen und Beleidigungen zwi¬ 
schen Militärpersonen, die nicht innerhalb dieser 
militärischen Beziehungen begangen werden, ist 
§ 270 StGB nicht anwendbar; gegebenenfalls ist 
die Anwendung der §§ 137 bis 139 StGB zu prü¬ 
fen. 

Sind mit der Beleidigung Tätlichkeiten ver¬ 
bunden, so werden die §§ 267 und 268 StGB zu 
prüfen sein, wenngleich eine tätliche Beleidigung 
(§ 137 StGB) auch von § 270 StGB erfaßt wird. 

Verletzung des Beschwerderechts 
In den sozialistischen Streitkräften hat jede Mili¬ 
tärperson das Recht auf Beschwerde in eigener 
Sache. 

Mit diesem Recht ist gleichzeitig die Pflicht der 
Vorgesetzten zur Bearbeitung der Beschwerde ei¬ 
nes Unterstellten festgelegt. Zwischen dem, der 
von seinem Recht auf Beschwerde Gebrauch 
macht, und dem Beschwerdebearbeiter muß ein 
Unterstellten- Vorgesetzten- Verhältnis bestehen. 

An eine Beschwerde im militärischen Sinne sind be¬ 
stimmte Voraussetzungen geknüpft, die das Gesetz 
als „ordnungsgemäß eingereicht“ bezeichnet. Dazu 
gehört, daß 

— der Beschwerdeführern//?.?/ in persönlicher oder 
dienstlicher Angelegenheit infolge gesetzwidri¬ 
ger Handlungen oder Weisungen der Vorgesetz¬ 
ten, auf Grund von Disziplinarentscheidungen 
oder durch Verstöße gegen seine Rechte (z. B. 
Recht auf Urlaub) beschwert ist, 
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— die Beschwerde in der zulässigen Form und auf 
dem vorgeschriebenen Beschwerdeweg einge¬ 
reicht wurde. 

Eingaben, Gesuche, Anträge usw. sind keine Be¬ 
schwerden im Sinne dieser Bestimmung. Auch bei 
Kollektivbeschwerden oder Beschwerden für an¬ 
dere liegen nicht die Voraussetzungen für die An¬ 
wendung des § 271 StGB vor. 

Täter dieser Straftat kann nur ein Vorgesetzter 
sein, der zur Aufnahme, Bearbeitung oder Wei¬ 
terleitung der Beschwerde des Unterstellten 
dienstlich verpflichtet ist. 

Paragraph 271 StGB beinhaltet drei Hand¬ 
lungsalternativen: Nichtbearbeiten , Zurückhalten 
und das Nötigen (§ 129 StGB) zur Rücknahme ei¬ 
ner ordnungsgemäß eingereichten Beschwerde. 

9 . 3 . 9 . 

Verrat militärischer Geheimnisse 

Die Wahrung und der zuverlässige Schutz aller mi¬ 
litärischen Geheimnisse ist — ausgehend von der 
Grundsatzbestimmung des Art. 1 StGB - ein ge¬ 
samtgesellschaftliches Anliegen des sozialisti¬ 
schen Staates und seiner Bürger, das von den Mili¬ 
tärpersonen hohe Wachsamkeit und absolute 
Verschwiegenheit gegenüber Unberechtigten 
fordert. Die Gewährleistung absoluter Geheim¬ 
haltung und einer revolutionären Wachsamkeit 
dient der Sicherung, Festigung und weiteren Ent¬ 
wicklung unseres sozialistischen Staates gegen die 
zunehmende Agressivität und subversive Tä¬ 
tigkeit des Gegners. 

Mit der Ablegung des Fahneneides oder des Gelöb¬ 
nisses wird die Verpflichtung zur Wahrung militäri¬ 
scher Geheimnisse besonders bekräftigt. Diese 
Pflicht besteht auch nach Beendigung des Wehr¬ 
dienstes. Daraus ergeben sich für den Anwendungs¬ 
bereich dieser Strafrechtsnorm folgende allgemeine 
Grundsätze: # 

Paragraph 272 StGB findet Anwendung, wenn die 
Verratshandlung von einer Militärperson begangen 
wurde, auch wenn diese erst nach Beendigung des 
Wehrdienstverhältnisses bekannt wurde. Für die 
Anwendung des § 272 StGB ist dagegen kein Raum , 
wenn militärische Geheimnisse erst nach der Been¬ 
digung des Wehrdienstverhältnisses verraten wer¬ 
den. In diesem Fall ist zu prüfen, ob auf Grund der 
verletzten Verpflichtung strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit nach § 245 StGB gegeben ist. 

Die von § 272 Abs. 1 und Abs. 2 StGB (letzte 
Handlungsalternative) erfaßte Tathandlung be¬ 
steht im unerlaubten Offenbaren durch den Ge¬ 
heimnisträger. 

Unerlaubt ist das Zugänglichmachen von Ge¬ 


heimnissen an einen Personenkreis oder an Ein¬ 
zelpersonen (auch Militärpersonen), die mit der 
zu lösenden Aufgabe nicht befaßt sind, ohne daß 
eine ausdrückliche Genehmigung bzw. ein recht¬ 
mäßiger Auftrag zur Mitteilung von Geheimnis¬ 
sen vorlag. 

Paragraph 272 Abs. 2 StGB (außer letzte 
Handlungsalternative) begründet strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für beliebige Militärpersonen, 
die sich — unerlaubt — also ohne ausdrückliche Ge¬ 
nehmigung bzw. ohne berechtigten Auftrag ge¬ 
heimzuhaltende militärische Dokumente oder 
Gegenstände verschaffen. 

Unerlaubtes Verschaffen liegt vor, wenn sich 
der Täter in den Besitz von geheimzuhaltenden 
Dokumenten oder Gegenständen bringt, ohne die 
dazu erforderliche Genehmigung bzw. Berechti¬ 
gung zu haben. Diese Begehungsart schließt so¬ 
wohl das Ansichbringen dieser Gegenstände als 
auch das auszugsweise oder vollständige Abzeich¬ 
nen, Abschreiben oder Kopieren geheimzuhal¬ 
tender Unterlagen ein. 

Zum anderen werden Geheimnisträger straf¬ 
rechtlich verantwortlich gemacht, wenn sie diese 
Gegenstände/ür Unbefugte zugänglich aufbewah¬ 
ren oder bei Verletzung der Vorschriften über die 
Wachsamkeit geheimzuhaltende militärische Do¬ 
kumente oder Gegenstände fahrlässig abhanden 
kommen lassen. 

Der Tatbestand des § 272 StGB setzt vorsätz¬ 
liches Handeln voraus. Der Täter muß wissen 
oder sich damit abfinden, daß es sich um militäri¬ 
sche Geheimnisse oder geheimzuhaltende militä¬ 
rische Dokumente bzw. Gegenstände handelt 
und daß sie unerlaubt offenbart bzw. beschafft 
werden. 

Bei den beiden Handlungsalternativen des 
Abs. 2 (abhanden kommen lassen und offenba¬ 
ren) muß der Täter die betreffenden Vorschriften 
über die Wachsamkeit vorsätzlich verletzt haben, 
und der hierdurch eingetretene Verlust oder das 
Offenbaren müssen fahrlässig erfolgt sein. 

Hierbei handelt es sich um eine bewußte 
Pflichtverletzung , wodurch die Fahrlässigkeit nach 
§ 8 Abs. 2 StGB ausdrücklich ausgeschlossen 
wird. 

Die in Abs. 3 beschriebene Verursachung 
schwerer Folgen für die Gefechtsbereitschaft oder 
Kampffähigkeit der Truppe muß vorsätzlich oder 
fahrlässig erfolgt sein. 

Paragraph 272 StGB ist für Militärpersonen 
das spezielle Gesetz gegenüber anderen Verrats¬ 
tatbeständen des StGB (§§ 245 und 246 StGB). 
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Die Anwendung des § 272 StGB ist wegen der 
prinzipiell anderen Angriffsrichtung der Straftat 
dann ausgeschlossen, wenn der Täter den Verrat 
militärischer Geheimnisse als Staatsverbrechen 
des Landesverrats (Spionage usw.) gegenüber den 
in § 97 StGB genannten Stellen oder Personen 
begeht. 

9 . 3 . 10 . 

Angriffe auf die Kampftechnik 

Die Tatbestände der §§ 273 bis 275 StGB 
schützen die von der NVA, den Grenztruppen und 
den Organen des Wehrersatzdienstes genutzte 
Kampftechnik. 

Die Erfüllung der militärischen Aufgaben des 
sozialistischen Staates ist nicht möglich ohne eine 
den Erfordernissen entsprechende Ausstattung 
der Streitkräfte mit modernster Kampftechnik 
und militärischer Ausrüstung. Diese Gegenstände 
und damit die materiell-technische Basis zur Er¬ 
füllung der militärischen Aufgaben zur Sicherung 
der ständigen Einsatzbereitschaft der Kampftech¬ 
nik und der militärischen Ausrüstung im Interesse 
der Gewährleistung einer hohen Gefechtsbereit¬ 
schaft zu schützen ist das Anliegen der §§ 273 bis 
275 StGB. Gleichzeitig schützen diese Normen 
das in den Gegenständen der Kampftechnik und 
militärischen Ausrüstung verkörperte Volksei¬ 
gentum vor rechtswidrigen Angriffen, soweit es 
Kampftechnik und militärische Ausrüstung dar¬ 
stellt. 

Kampftechnik ist die Gesamtheit aller technischen 
Mittel, die von den Truppen zur Führung der 
Kampfhandlungen benötigt werden (Raketen, 
Flugzeuge, Panzer, Geschütze, Minen, Flammen¬ 
werfer u. a.). 

Militärische Ausrüstung ist die Gesamtheit der Ge¬ 
räte, Anlagen, materiellen Mittel, des spezifischen 
Zubehörs und der Versorgungsgüter, mit denen die 
NVA, die Grenztruppen der DDR oder die Organe 
des WED sowie ihre Angehörigen ausgerüstet sind 
(z. B. Fahrzeuge, Nachrichtenverbindungsmittel, 
Funkmeßanlagen, Werkstätten, Transportmittel, 
EDV-Technik, Bekleidung), soweit sie nicht zur 
Kampftechnik gehören. 

Das Gesetz unterscheidet: Beeinträchtigung 
der Einsatzbereitschaft der Kampftechnik, Ver¬ 
lust der Kampftechnik, unberechtigte Benutzung 
von militärischen Fahrzeugen und Geräten. 

Beeinträchtigung der Einsatzbereitschaft 
der Kampftechnik 

(§ 273 StGB) liegt vor, wenn militärische Gegen¬ 
stände der genannten Art zerstört, beschädigt, in 


ihrer Funktionsfähigkeit beeinträchtigt oder an¬ 
derweitig ihrem bestimmungsgemäßen Einsatz 
entzogen werden. 

Für die Abgrenzung dieser Strafbestimmung zu 
anderen gilt: Bei Diebstahl, Betrug oder Untreue ge¬ 
genüber dem von der NVA, den Grenztruppen der 
DDR und den Organen des Wehrersatzdienstes ge¬ 
nutzten sozialistischen Eigentum sind die Normen 
zum Schutze des sozialistischen Eigentums anzu¬ 
wenden, auch wenn dadurch Gegenstände der 
Kampftechnik oder militärischen Ausrüstung an¬ 
derweitig ihrem bestimmungsgemäßen Einsatz ent¬ 
zogen werden. Da alle materiellen Mittel, die der 
NVA, den Grenztruppen der DDR und den Orga¬ 
nen des Wehrersatzdienstes zur Nutzung übergeben 
wurden, sozialistisches Eigentum darstellen, wer¬ 
den die gegen sie gerichteten Eigentumsstraftaten - 
vornehmlich Diebstahls-, Betrugs- und Untreue¬ 
handlungen — von den Tatbeständen der §§157 
bis 162 StGB erfaßt. Dabei sind der Umfang des 
verursachten materiellen Schadens und die mili¬ 
tärische Bedeutung des angegriffenen Gegenstandes 
entsprechend zu berücksichtigen, weil sich dadurch 
die Schwere der Eigentumsstraftat erhöhen kann. 
Zur umfassenden rechtlichen Würdigung einzelner, 
in der Praxis selten vorkommender Straftaten mit 
schweren Folgen für die Gefechtsbereitschaft oder 
Kampffähigkeit der Truppe kann § 273 Abs. 2 oder 
Abs. 4 StGB tateinheitlich angeführt werden, da die 
Tatbestände zum Schutze des sozialistischen Eigen* 
tums oder der allgemeinen Sicherheit nicht die 
schweren Folgen für die Gefechtsbereitschaft oder 
Kampffähigkeit der Truppe (§ 273 Abs. 4 StGB) 
erfassen. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß der¬ 
artige schwere Folgen gemäß § 273 Abs. 2 oder 4 
nicht nur vorsätzlich, sondern auch fahrlässig verur¬ 
sacht werden können, wobei die Auswirkungen auf 
die Gefechtsbereitschaft oder Kampffähigkeit der 
Truppe nicht ausschließlich in einer materiellen 
Schädigung zum Ausdruck kommen müssen. Vor¬ 
aussetzung der tateinheitlichen Anwendung ist 
stets, daß mit der Handlung des Täters, die einen 
anderen Tatbestand erfüllt, zugleich schwere Folgen 
für die Gefechtsbereitschaft oder Kampffähigkeit 
der Truppe verursacht wurden. Das kann beispiels¬ 
weise bei allen Arten von Straftaten gegen das so¬ 
zialistische Eigentum, auch bei vorsätzlicher schwe¬ 
rer Brandstiftung gemäß § 186 Ziff. 1 und 2 StGB, 
bei der Herbeiführung eines schweren Verkehrsun¬ 
falles mit der Vernichtung oder Beschädigung be¬ 
deutender Sachwerte gemäß § 196 Abs. 1 und 2 
StGB u. a. der Fall sein. 

Täter kann nur eine Militärperson sein. Zer¬ 
stört eine Zivilperson die o. g. Gegenstände, kann 
sie nach § 163 bzw. § 164 StGB strafrechtlich ver¬ 
antwortlich sein, wenn nicht ein Verbrechen der 
Diversion gemäß § 103 StGB vorliegt. 
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Paragraph 273 StGB ist, soweit es sich um Ge¬ 
genstände der Kampftechnik oder der militäri¬ 
schen Ausrüstung handelt, für Militärpersonen das 
spezielle Gesetz gegenüber entsprechenden Tat¬ 
beständen des 5. und 7. Kapitels des Besonderen 
Teils, wie Sachbeschädigung, einzelne Waffende¬ 
likte (§ 207 Abs. 1 und § 208 StGB) u. a. 

Dagegen sind die Waffendelikte gemäß § 206 
und § 207 Abs. 2 StGB als spezielle Bestimmun¬ 
gen auch bei Militärpersonen anzuwenden, und 
nicht die entsprechenden Tatbestandsalternativen 
des § 273 Abs. 1 StGB. 

Tateinheit zwischen § 273 Abs. 2 oder Abs. 4 
StGB und allen Arten von Eigentumsstraftaten, 
schweren Waffendelikten gemäß § 206 Abs. 2 
oder § 207 Abs. 2 StGB, Brandstiftung gemäß 
§ 186 Ziff. 1 und 2, § 188 Abs. 2 StGB und dem 
Verkehrsdelikt des § 196 Abs. 1 und 2 StGB ist 
möglich. 

In bestimmten Fällen der Beschädigung oder 
Beeinträchtigung militärischer Gegenstände wer¬ 
den lediglich Disziplinarv er stoße gemäß § 253 
Abs. 2 StGB vorliegen. Das gilt besonders für sol¬ 
che Gegenstände der militärischen Ausrüstung, 
die sich ständig beim einzelnen Soldaten befinden 
(Uniformstücke usw.). 

Verlust der Kampftechnik 

Paragraph 274 StGB dient der Sicherung einer 
ständigen Einsatzbereitschaft der den Militärper¬ 
sonen anvertrauten Gegenstände der Kampftech¬ 
nik und militärischen Ausrüstung sowie der Siche¬ 
rung der Gesellschaft vor Besitz und Benutzung 
solcher Gegenstände durch Unbefugte. 

Voraussetzung für die Erfüllung des Tatbestan¬ 
des ist, daß die genannten Gegenstände der Mili¬ 
tärperson auf der Grundlage von Befehlen, 
Dienstvorschriften usw. durch zuständige Vorge¬ 
setzte oder deren Beauftragte für ständig oder 
zeitweilig übergeben worden sind. Daraus ergeben 
sich für die Militärperson, der ein solcher Gegen¬ 
stand anvertraut wird, konkrete Pflichten, insbe¬ 
sondere eine Sorgfaltspflicht. 

Die Tathandlung besteht im fahrlässigen Ab¬ 
handenkommenlassen. Abhandenkommen ist 
nicht gleichzusetzen mit totalem Verlust des Ge¬ 
genstandes. Entscheidend ist, daß der Militärper¬ 
son, der dieser Gegenstand anvertraut wurde, zur 
betreffenden Zeit eine tatsächliche Verfügung 
darüber nicht möglich ist. 

Im Unterschied zu § 208 StGB ist der Tatbe¬ 
stand nur erfüllt, wenn durch das Abhandenkom¬ 
men fahrlässig sch were Folgen verursacht werden; 


solche liegen vor, wenn der Täter infolge des Ab¬ 
handenkommens des Gegenstandes seine militäri¬ 
sche Aufgabe nicht mehr erfüllen kann (die 
schweren Folgen stehen also im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Gefechtsbereitschaft und 
Kampffähigkeit der Truppe) oder wenn die Si¬ 
cherheit des Staates oder der öffentlichen Ord¬ 
nung durch einen abhanden gekommenen Gegen¬ 
stand der Kampftechnik oder militärischen Aus¬ 
rüstung objektiv gefährdet ist, weil dieser Gegen¬ 
stand unkontrolliert in unbefugte Hände geraten 
kann. 

Beim Abhandenkommen von Waffen und 
Munition wird die allgemeine Sicherheit immer 
dann gefährdet sein, wenn eine mißbräuchliche 
Verwendung der in Verlust geratenen Waffen 
oder Munition durch Unbefugte nicht auszu¬ 
schließen ist. 

Paragraph 274 StGB ist für Militärpersonen 
das spezielle Gesetz gegenüber § 208 StGB (Waf¬ 
fen- und Sprengmittelverlust). 

Unberechtigte Benutzung 
von militärischen Fahrzeugen 
und Geräten 

Paragraph 275 StGB dient der Sicherung einer 
ständigen Einsatzbereitschaft der Fahrzeuge sowie 
der Transportmittel und anderer Gegenstände der 
Kampftechnik. 

Der Tatbestand ist objektiv erfüllt, wenn ein 
Gegenstand der genannten Art unberechtigt be¬ 
nutzt wird. 

Die unbefugte Benutzung ist kein Entzug vom 
bestimmungsgemäßen Einsatz gemäß § 273 
Abs. 1 StGB, sondern eine eigenständige Militär¬ 
straftat. 

Paragraph 275 StGB ist das spezielle Gesetz 
gegenüber § 201 StGB. 

9 . 3 . 11 . 

Straftaten einer in Gefangenschaft 
geratenen Militärperson 

Paragraph 276 StGB dient der Sicherung der 
Pflichterfüllung einer Militärperson, die in Gefan¬ 
genschaft geraten ist, gegenüber der DDR und der 
mit ihr verbündeten Staaten. Diese Norm beruht 
auf den militärischen Dienstvorschriften, die auch 
für in Gefangenschaft geratene Militärpersonen 
bestimmte Pflichten begründen. Die strafrechtli¬ 
che Sicherung dieser Pflichterfüllung einer Mili¬ 
tärperson gegenüber der DDR und ihren Streit¬ 
kräften entspricht den militärischen Erfordernis- 







sen und den entsprechenden internationalen Ab¬ 
kommen. 

Maßnahmen des Feindes im Sinne des Abs. 1 sind 
im wesentlichen solche, die über die für Kriegsge¬ 
fangene im III. Genfer Abkommen über die Be¬ 
handlung von Kriegsgefangenen vom 12. August 
1949 (GBl. I 1956, S. 974) Art. 49 ff., insbeson¬ 
dere Artikel 50 für zulässig erklärten Arbeiten hin¬ 
ausgehen. 


9 . 3 . 12 . 

Verletzung 

völkerrechtlicher Bestimmungen 

Die §§ 277 bis 282 StGB regeln die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit für Militärstraftaten gegen die 
anerkannten Normen des Völkerrechts. 

Anerkannte Normen des Völkerrechts sind in den 
bestehenden völkerrechtlichen Abkommen über 
die Regeln der Kriegführung (z. B. IV. Haager Ab¬ 
kommen, betr. die Gesetze und Gebräuche des 
Landkrieges vom 18. Oktober 1907), über die völ¬ 
kerrechtlichen Abkommen zum Schutze der 
Kriegsopfer (z. B. I. - IV. Genfer Abkommen vom 
12. August 1949, GBl. I 1956, S. 919 ff.) usw. ent¬ 
halten, denen die DDR beigetreten ist. 

Wesen und Charakter der Streitkräfte der DDR 
bieten die Gewähr dafür, daß auch unter den Be¬ 
dingungen von Kampfhandlungen die anerkann¬ 
ten Normen des Völkerrechts durchgesetzt und 
eingehalten werden. Für Straftaten, die von ein¬ 
zelnen disziplinlosen Militärpersonen dennoch be¬ 
gangen werden, sind diese speziellen Bestimmun¬ 
gen notwendig. Sie bringen den Charakter solcher 
Handlungen von Militärpersonen als Militärstraf¬ 
taten zum Ausdruck. 

Die von §§ 277 bis 282 StGB erfaßten Strafta¬ 
ten sind in ihrem Wesen und Charakter prinzipiell 
von den im 1. Kapitel, besonders in § 93 StGB, er¬ 
faßten Verbrechen gegen die Souveränität der 
DDR , gegen den Frieden , die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen zu unterscheiden, die — wie in 
Kapitel 1 dargestellt - gesetzmäßiger Ausdruck 
des Imperialismus und systematisch von Staats 
wegen organisierte Verbrechen sind. 
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tums 213 

Kontrollratsgesetz Nr. 10 23 f. 

Körperverletzung 

fahrlässige — durch Rechtspflichtverletzung 79 ff. 


— durch Gesundheitsschädigung 76 

- durch körperliche Mißhandlung 76 

- mit Todesfolge 77 

— unter Alkoholeinfluß 76 
schwerer Fall der vorsätzlichen - 77 
vorsätzliche - 76 
Kriegsgefangene 

Genfer Abkommen über die Behandlung der — 35 

Kriegshetze und -propaganda 34 
Kriegsverbrechen als Verletzung der Regeln der Krieg¬ 
führung 34 

Kriminalität des imperialistischen Systems 13 f. 
Kritik 

Abgrenzung zur Herabwürdigung 216 


Landesverrat 42 
Probleme der Abgrenzung 48 

landesverräterische Agententätigkeit 47 f. 
landesverräterische Nachrichtenübermittlung 47 
Lehre vom Verbotsirrtum 28 
Londoner Konvention und Statut 15 ff. 22 


Mehrerlös bei Preisverstößen 151 ff. 

Meineid 224 f. 

Menschenhandel 

internationale Konvention gegen den - 95 
Menschlichkeitsverbrechen 33 ff. 
individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit 16 f. 
Meuterei 250 f. 

Militarismus 
Verherrlichung 62 
Militärperson 
Begriff 240 

Pflichten einer - in Gefangenschaft 261 f. 
Zusammenrottung von — 24 

Militärstrafrecht 238 f. 

Militärstraftat 238 ff. 

Abgrenzung von einem Disziplinverstoß 241 
Begriff 240 

— gegen Völkerrechtsnormen 262 

Mißachtung staatlicher und gesellschaftlicher Symbole 
217 f. 

Mißbrauch 

— der Dienstbefugnisse 256 f. 

— der Vertrauensstellung 145 

— zu sexuellen Handlungen 90 

Mißhandlung als Erziehungspflichtverletzung 109 
Mord 71 

— als Verbrechen gegen die Souveränität der DDR, 
Frieden, Menschlichkeit und Menschenrechte 72 

— durch gemeingefährliche Mittel und Methoden 73 

— durch Heimtücke 72 

— in besonders brutaler Weise 73 78 
Munition 200 
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Nachrichten 

Begriff 47 
Geheimhaltung 44 
Sammlung von - 47 

zur Schädigung der DDR geeignete - 215 

Nichtverjährung der Verbrechen gegen den Frieden, 
die Menschlichkeit, Menschenrechte und Kriegsver¬ 
brechen 36 
Nötigung 

— gegen militärische Vorgesetzte 255 

— zu einer Aussage 232 

Nürnberger Prinzipien 22 
Nürnberger Prozeß 13 ff. 27 


Offenbarung 

unbefugte — wirtschaftlicher Geheimnisse 160 f, 

öffentliche Herabwürdigung 
Abgrenzung zur Kritik 216 
öffentliche Urkunde 231 
Organisator bei Meuterei 250 f. 

s. auch Rädelsführer 


passive Bestechung 235 

persönliches und privates Eigentum 127 

Pflichten 

Verletzung der Öbhutspflicht 82 
Verletzung der — zur Hilfeleistung 82 

Pflichtverletzung 81 
s. auch Verletzung 
Potsdamer Abkommen 22 f. 
Preisnachweispflicht 151 153 
Prostitution 

Förderung oder Ausnutzung 91 
internationale Bekämpfung 95 

Putativnotstand 28 


Rädelsführer 

— bei Gefangenenmeuterei 228 

— bei gesetzwidrigem Zusammenschluß 214 

— bei Meuterei 250 f. 

— bei Rowdytum 212 

— bei Zusammenrottung 213 
Rassenhetze 33 f. 

Raub 

Begehungsformen 93 f. 

Rechtfertigung beim Wirtschafts- und Entwicklungs¬ 
risiko 159 
Rechtsbeugung 232 
Rechtspflichteil 

— auf dem Gebiet des Brandschutzes 184 f. 

— für Wirtschaftsfunktionäre 145 

— im Straßenverkehr 188 191 f. 

— im Zoll- und Devisenrecht 165 


— zur Wiederherstellung der sozialistischen Gesetz¬ 
lichkeit 170 

rechtswidriger Vermögensvorteil 131 
Rehabilitierung von Nazi- und Kriegsverbrechern in 
der BRD 26 

Reservistenwehrdienst 240 
Rowdytum 209 ff. 

Begehungsformen 210 ff. 
grobe Belästigung durch - 210 


Sabotage 54 

Begehungsweisen 55 
Probleme der Abgrenzung 57 

Sachbeschädigung zum Nachteil persönlichen oder pri¬ 
vaten Eigentums 138 f. 

Scheckfälschung 230 
Schreibtischmörder 25 30 
Schußwaffen 200 
Schweigepflicht 98 f. 
sexuelle Handlung 
Begriff 86 
gewaltsame — 86 ff. 

Nötigung und Mißbrauch zur - 90 
sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 
Ausnutzung des Erziehungs- oder Ausbildungsverhält¬ 
nisses zu - 117 

Begriff der moralischen Unreife 116 
spezielle Verjährungsbestimmung 117 
sexueller Mißbrauch von Kindern 
Begehungsweisen 114 f. 

Siegelbruch 229 
sozialistisches Eigentum 125 ff. 
Sozialpflichtversicherung 
Verkürzung der Beiträge 162 f. 
spekulative Warenhortung 161 f. 

Spionage 43 ff. 

Begehungsweisen 44 
Sprengmittel 200 
staatlicher Gewahrsam 228 
staatsfeindliche Hetze 
Begehungsweisen 61 f. 

Probleme der Abgrenzung 63 
staatsfeindlicher Menschenhandel 57 f. 
Begehungsweisen 58 f. 

Probleme der Abgrenzung 60 
Staatsverbrechen 

- die gegen einen verbündeten Staat gerichtet sind 
66 

Vorbeugung 40 

Sterbehilfe 75 
Steuern 162 
Strafarrest 243 f. 

Strafmilderung 

Kriterien für außergewöhnliche - 89 

Strafrecht 

Aufgaben im Bereich der Volkswirtschaft 144 f. 
Einheit von Allgemeinem und Besonderem Teil 9 
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Entwicklung in der DDR 10 ff. 

Klassenfunktion des kapitalistischen — 69 
Strafrechtsergänzungsgesetz (StEG) 10 
Strafrechtsnormen 

Ordnung nach dem geschützten Objekt 10 f. 

Umfang der im Besonderen Teil des Strafrechts erfaß¬ 
ten - 9 : 

Straftaten 

Abgrenzung von nichtkriminellen Rechtsverletzungen 
12 

Militärstraftaten 238 ff. 

“ gegen Außenhandelsbeziehungen 164 ff. 

— gegen das Eigentum 124 ff. 

— gegen das Zollgesetz 166 

— gegen die allgemeine Sicherheit 172 ff. 

— gegen die Freiheit der Religionsausübung 95 

— gegen die Glaubens- und Gewissensfreiheit 96 

— gegen di$ Persönlichkeit 69 ff. 

— gegen die staatliche Ordnung 203 ff. 

— gegen die Volkswirtschaft 143 ff. 

— gegen Jugend und Familie 104 ff. 

— nach dem Devisengesetz 168 ff. 

Suchtmittelgesetz 166 

Symbole 

Mißachtung staatlicher und gesellschaftlicher - 217 f. 
Verbreitung von herabwürdigenden — 216 


tätige Reue bei Brandstiftung 182 
Täuschung im Rechtsverkehr 230 232 f. 
Teilnahme an Unterdrückungshandlungen 32 
Terror 49 

Begehungsweisen 50 
Probleme der Abgrenzung 51 
Totschlag 73 

- im Affekt 73 ff. 

— nach Mißhandlung, schwerer Bedrohung oder 
schwerer Kränkung 74 

Tötung 

fahrlässige - 79 
Kindestötung 74 
vorsätzliche - 71 

Trunkenheit 

Verkehrsgefährdung durch - 195 f. 


unbefugte Benutzung von Fahrzeugen 199 
unberechtigte Benutzung von militärischen Fahrzeu¬ 
gen und Geräten 261 
unerlaubte Entfernung 245 f. 
ungesetzlicher Grenzübertritt 219 
Begehungsweisen 220 f. 
ungesetzliche Verbindungsaufnahme 215 f. 
Unglücksfall 82 
Universalitätsprinzip 36 
unrichtige Selbstbezichtigung 224 
Unterbrechung der Schwangerschaft 121 f. 


Unterlassung der Anzeige 175 221 
Unterlassungsdelikte 82 113 222 
Unternehmensdelikt 36 
Untreue 

- als Verbrechen 135 ff. 

— als Vergehen 133 f. 

Urkunde 
Echtheit 229 
Vernichtung 229 

Urkundenfälschung 229 


Verantwortliche im Bauwesen 187 
Verbrecherische Gruppe oder Organisation 19 
Verbreitung 

— von herabwürdigenden Symbolen 216 

— von Schund- und Schmutzerzeugnissen 112 
Vereitelung von Erziehungsmaßnahmen 
Begehungsweisen lllf. 
verfassungsfeindlicher Zusammenschluß 63 
Begehungsweisen 64 f. 

Probleme der Abgrenzung 65 f. 

Vergatterung 252 
Vergewaltigung 87 ff. 

Begehungsformen 87 
schwere — 88 

Verjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen in der 
BRD 29 
Ausschluß 18 f. 

Verkehrseinrichtungen 178 
Verkehrssicherheit 
Schutz 199 
Verkehrsunfall 
Begriff 188 

Herbeiführung eines schweren - 188 

pflichtwidriges Verhalten nach - 195 

Verleitung 

— zu asozialer Lebensweise 112 

— zum Alkoholmißbrauch 112 

Verletzung 

— beruflicher Pflichten 157 

— der Ausbildungs-, Erziehungs-, Obhutspflichten - 
117 

— der Dienstaufsichtspflicht durch Vorgesetzte 257 

— der Meldepflicht 255 

— der Preisbestimmungen 151 

— der Unterhaltspflicht 118 

— des Beschwerderechts 258 f. 

— des Briefgeheimnisses 97 f. 

— von Erziehungspflichten 107 

— von gerichtlichen Maßnahmen und Zusatzstrafen 
229 

— von Sorgfaltspflichten 193 

Verleumdung 102 

Verlust der Kampftechnik 261 

Vernachlässigung von Kindern und Jugendlichen 108 
Vernichtung von Waffen und Sprengmitteln 201 
Verrat militärischer Geheimnisse 259 f. 
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Vertrauensgrundsatz im Straßenverkehr 190 
Vertrauensmißbrauch 149 
Erscheinungsformen und Begehungsweisen 151 
verbrecherischer- 150 
Vertrauensstellung 134 
Völkerbund 20 f. 

Völkerhetze 33 f. 

Völkermord 33 f. 

Völkerrecht 

anerkannte Normen 249 f. 262 

— und innerstaatliches Recht bei Verbrechen gegen 
den Frieden, die Menschlichkeit und Kriegsverbre¬ 
chen 15 ff. 

Vorrang vor innerstaatlichem Recht 18 

völkerrechtswidrige Verfolgung von Bürgern der DDR 

34 

Volkswirtschaft 

Abgrenzung der Straftaten gegen die — von anderen 
Straftaten 146 f. 

Definition der Straftaten gegen die - 146 

Entscheidungsfindung im Bereich der — 145 
Schutz der - mit Mitteln des Strafrechts 144 
Verbesserung der Rechtsarbeit in der - 170 

Vorbeugung 

— von Eigentumsstraftaten 139 f. 

— von Staatsverbrechen 40 

— von Straftaten gegen die Volkswirtschaft 169 ff. 

Vortäuschung 

— einer Gemeingefahr 213 f. 

— einer Straftat 224 

Vorteilserschleichung durch Falschmeldung 154 f. 


Zerstörung als Terrormethode 50 
Zeugnisverweigerungsrecht 225 
Zollorgane 

Schutz der Tätigkeit 164 f. 

Zuhälter 91 
Zusammenrottung 213 
Zusammenschluß 

verfassungsfeindlicher - 63 ff. 

— zur Verfolgung gesetzeswidriger Ziele 214 f. 

Zusatzstrafe 

Aufenthaltsbeschränkung als - 229 
Tätigkeitsverbot als - 229 


Wache 252 
Waffen 

Begriff bei Raub 94 

Begriff bei ungesetzlichem Grenzübertritt 220 

Waffen- und Sprengmittelverlust 201 
Waffenversteck 222 
Wahlbehinderung 205 
Wahlfälschung 205 
Warnanlagen und -mittel 194 
Wegnahme bei Diebstahl 129 
Wehrdienst 
aktiver - 240 
Begriff 246 

Wehrdienstentziehung 246 f. 
Wehrdienstverweigerung 246 f. 
Wehrersatzdienst 240 
Widerstand 

passiver- 207 

— gegen militärische Vorgesetzte 255 

— gegen staatliche Maßnahmen 206 
Wirtschaftsrisiko 158 ff. 

Definition 159 

Wirtschaftsschädigung 150 156 157 

Wohnstätten 178 

Wohnung 

ungestörte Nutzung 96 






















